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BEGRIFF UND AUFGABEN 
DER GESELLSCHAFTSWISSENSCHAFT. 


VON 


GEORG SULZER. 


(SCHLUSS.) 


V. 


Die Anfänge der prakcischen Gesellschaftswissenschaft und ihr idealer 
Endzweck. 


Ich wende mich zur Feststellung der Aufgaben der in den voran- 
gehenden Capiteln begrifflich festgestellten und im System der Wissenschaften 
vom Menschen und seiner Gattung an ihren richtigen Platz gestellten 
(iesellschaftswissenschaft. Wie weit sich diese Aufgaben erstrecken, hängt 
von ihrer Lösungsmöglichkeit ab und diese ist wieder durch die Forschungs- 
methoden bedingt, die zur Anwendung gebracht werden können. Unsere 
Untersuchung hat sich daher auch auf die zur Anwendung kommenden 
Forsehungsmethoden auszudehnen. 

Zuerst werde ich die Aufgaben und Forschungsmethoden der geschicht- 
lich zuerst auftretenden, aus einem sich schon frühe geltend machenden 
Bedürfnis entstandenen praktischen Gesellschaftswissenschaft während der 
Periode ihrer Kindheit erörtern, als sie noch keine theoretische Gesellschafts- 
wissenschaft benützen konnte und ebensowenig die biologisch-statistische 
Forschungsmethode und eine darauf gegründete menschliche Biologie, und 
wo zudem alle anderen Wissenschaften, die sie heute zur Mithilfe herbei- 
ziehen kann, noch kaum im Keime existierten. Sodann werde ich die Aufgaben 
und Forschungsmethoden der theoretischen Gesellschaftswissenschaft bespre- 
chen, die gleichfalls zuerst aus einem mehr und mehr sich geltend machenden 
praktischen Bedürfnis auf Grundlage der zu praktischen Zwecken und durch 
die Geschichte gemachten Aufzeichnungen der socialen Ordnung hervorge- 
gangen ist, jedoch ohne mich in eine Untersuchung ihrer Entwicklung 
einzulassen. Zum Schlusse ist dann noch zu erörtern, wie sich bei einer auf 
der Höhe unserer Zeit stehenden theoretischen Gesellschaftswissenschaft und 
einer auf die biologisch-statistische Forschungsmethode gegründeten mensch- 
lichen Biologie die Aufgaben und Forschungsmethoden der praktischen 
Gesellschaftswissenschaft gestalten. 
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Die praktischeGesellschaftswissenschaft, deren Aufgabe 
in der Feststellung der besten socialen Ordnung zu praktischen Zwecken 
liegt, ist eine der ältesten Wissenschaften; denn sie ist wie alle anderen 
praktischen Wissenschaften aus dem Bedürfnisse entsprungen, den Lebens- 
zweck zu fördern, und dieses Bedürfnis machte sich schon sehr frühe 
geltend, da die sociale Ordnung fast das gleiche Alter besitzt wie das 
Menschengeschlecht selbst. Bei weiter vorgeschrittener Civilisation entstanden 
dann Versuche, nicht bloss für den Specialfall die beste sociale Ordnung 
ausfindig zu machen, sondern soweit möglich auch für andere Völker und 
andere Zeiten. Auf diese Weise bildete sich allmählich eine zuerst nur für 
den Specialfall und ein einzelnes Volk, später aber auch, wenigstens theil- 
weise, für andere Völker und Zeiten Geltung beanspruchende praktische 
Gesellschaftswissenschaft. Den ersten Ansatz dazu enthalten schon alle 
diejenigen rein thatsächlichen Gestaltungen der socialen Ordnung, die aus 
bewusster Absicht der herrschenden Gesellschaftskreise hervorgegangen sind. 
In den auf solche Weise, oft unter der Leitung genialer Männer, geschaffenen, 
sich fast immer enge an das Bestehende anschliessenden socialen Normen 
und Einrichtungen prägt sich nicht selten ein förmliches System praktischer 
Gesellschaftswissenschaft aus, dessen Bedeutung weit über den Specialfall 
hinausreicht. Das gilt von den grossartigen Gesetzgebungen des Moses, 
Lykurg und Solon ebenso wie von dem wunderbaren System des römischen 
Rechtes und der christlichen Ethik. Vielfach, z. B. durch Plato, entstanden 
auch Versuche praktischer Gesellschaftswissenschaft, die nicht bis zur Ver- 
wirklichung vordrangen, obwohl wir nicht daran zweifeln dürfen, dass sie 
durchaus ernst gemeint waren. 

Zu jeder Zeit besteht die Aufgabe der praktischen Gesellschaftswissen- 
schaft nur darin, eine bereits vorhandene sociale Ordnung auf Grund- 
lage der Erkenntnis ihrer Mangelhaftigkeit durch Veränderung der socialen 
Normen oder der ihrer Schaffung und Durchführung dienenden Einrichtungen 
zu verbessern. Wir werden später sehen, welche Mittel uns in der 
Gegenwart zu Gebote stehen, um die Mangelhaftigkeit der socialen Ordnung 
und die besten Mittel zu ihrer Verbesserung ausfindig zu machen. In 
jener frühen Periode, mit der wir uns hier zu befassen haben, war man in 
dieser Hinsicht viel schlechter gestellt. Man war in der Hauptsache 
gezwungen, diese Erkenntnis aus einzelnen sich im Leben aufdrängenden 
Erscheinungen mittelst concreter Empirie zu schöpfen. Daneben drängten 
sich, vielfach unter dem Einflusse der Religion. aprioristische Axiome auf, 
von deren Verwirklichung man sich ohne alle und jede Bestätigung durch 
die Erfahrung einen dem verfolgten Zweck günstigen Erfolg versprach. Die 
praktische Gesellschaftswissenschaft stand daher ganz unter dem Einfluss 
einerseits roher Augenblicksempirie, anderseits der dutch die Weltanschanung 
und Religion ihrer Zeit geschaffenen Gefühle oder Instincte; denn auf diesen 
beruht die Ueberzeugung von der Wahrheit socialer Axiome. Wenn dennoch 
die praktische Gesellschaftswissenschaft in den bessern Perioden der alten 
Geschichte einzelne gross rtige Leistungen und darauf gegründete praktische 
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Schöpfungen aufzuweisen hat, verdanken wir dies nur dem Umstande, dass 
diese Wissenschaft von jeher eine starke Anziehungskraft auf die hervor- 
ragendsten Geister ihrer Zeit ausgeübt hat; denn das Genie vermag auf 
allen Gebieten der Wissenschaft selbst mit mangelhaften Mitteln Bedeutendes 
zu leisten. 

Es hat an diesem Orte keinen Wert, die unvollkommenen Forschungs- 
methoden, deren sich die praktische Gesellschaftswissenschaft des Alterthums 
und Mittelalters bedienen musste, ausfürlich zu erläutern, sondern es genügt 
für meinen Zweck, wenn ich später zeigen werde, wie die Aufgabe dieser. 
Wissenschaft heute mit den weit vollkommeneren Mitteln gelöst werden 
kann, die uns die theoretische Gesellschaftswissenschaft und eine auf die 
Statistik gestützte Biologie der Menschheit und ihrer Völker, sowie alle 
anderen seither wunderbar fortgeschrittenen Wissenschaften an die Hand geben. 

Ein anderer Punkt dagegen wird am besten sofort ausführlich erörtert. 
Früh wurde man sich des Unterschiedes zwischen Zweck und Mitteln 
der praktischen Gesellschaftswissenschaft und der daraus resultierenden 
doppelten Aufgabe dieser Wissenschaft bewusst: denn schon bei den Schrift- 
stellern des Alterthums finden wir Erörterungen über den Zweck der socialen 
Ordnung. Die gleiche Unterscheidung muss auch heute noch gemacht 
werden; aber, da in dieser Hinsicht in der Gegenwart keine wesentlich 
anderen Forschungsmethoden in Anwendung gebracht werden können als 
früher, weil jetzt noch so gut wie damals aprioristische Axiome den Aus- 
schlag geben, kann ich die Frage nach dem Zweck der socialen Ordnung 
sofort vollständig erörtern. 

Alle praktischen Wissenschaften sind Zweckwissenschaften 
oder Wissenschaften des „Sein Sollens*. Ueberall ist daher in erster 
Linie der Zweck festzustellen und erst in zweiter Linie die Mittel, mit 
denen sich derselbe am besten erreichen lässt. Vom idealistischen 
Standpunkte aus ist dieser Zweck überall derselbe; denn es gibt nur ein 
einziges Ideal des menschlichen Lebens, mehrere solche neben einander sind 
eine logische Unmöglichkeit. Dagegen hat es von jeher verschiedene 
Ansichten über dieses Ideal gegeben, so dass sich die praktischen 
Wissenschaften factisch wegen Verschiedenheit des Zwecks verschieden 
gestalteten. Es wird auch immer schwer halten, einer bestimmten Ansicht 
über diesen Punkt zum Siege zu verhelfen, weil eben, wie ich schon ange- 
deutet habe, hierüber in der Hauptsache nicht der Verstand entscheidet, 
sondern das Gefühl. Aus unseren: Instinct mit Hilfe der Religion geborne 
Axiome sind hinsichtlich des Ziels aller praktischen Wissenschaft sowohl 
heute als in der Zukunft unsere Leitsterne. Die praktische Gesellschafts- 
wissenschaft unterscheidet sich jedoch von den anderen praktischen Wissen- 
schaften in dieser Hinsicht dadurch, dass bei ihr die Differenzen der An- 
sichten über den Zweck eine unendlich grössere Bedeutung besitzen. In 
der productiven Technik ist der Streit darüber, ob ihre Fortschritte dem 
Wohle des Einzelnen oder demjenigen der Gesammtheit dienen sollen, in 
der Regel müssig, weil alle Fortschritte jedenfalls den Reichthum an äussern 
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Gütern vermehren, womit sie sowohl dem Einzelwohl als dem Gesammt- 
wohl nützen. Hievon gibt es nur wenige Ausnahmen, wie z. B. die tech- 
nischen Fortschritte in der Herstellung gemeinschädlicher Genussmittel, die 
dem Gesammtwohl sehr leicht höchst nachtheilig sein können, während sie 
den Reichthum des Erfinders nnd Unternehmers ohne Zweifel fördern. 
Ebenso verschwindet in der praktischen Wirtschaftslehre der Unterschied 
der Ziele fast ganz, weil die Vermehrung der subjectiven Wohlfahrt mit 
Hilfe des Wirtschaftens der einzig mögliche Zweck, zugleich ein solcher 
ist, der an sich das Gesammtwohl nicht schädigen kann. Umgekehrt ist 
jede Art gesellschaftlicher Thätigkeit im höchsten Maasse durch den 
Standpunkt bedingt, den man hinsichtlich ihres Zweckes einnimmt. Wer 
das Wohl eines Einzelnen oder einer bevorzugten Classe als Ziel im Auge 
hat, halt andere sociale Normen und Einrichtungen für zweckmässig, als 
der, dem es um das Wohl des ganzen Volkes, dem er angehört, zu thuu ist, 
und wer bloss für das Wohl der Gegenwartsgeneration sorgen will, andere 
als wer auch an dasjenige der Zukunftsgeneration denkt. Die praktische 
Gesellschaftswissenschaft kann deshalb der klaren Einsicht in den zu 
erstrebenden Zweck nicht entbehren. 

Welches ist nun dieser Zweck vom Standpunkte des Sein Sollens aus? 
Dass die sociale Ordnung bestimmt sei, das Wohl eines einzelnen 
Menschen zu fördern, gilt heute mit Recht als absurd. Dennoch kennt 
die Geschichte Beispiele genug, dass es auch noch in der civilisierten 
Gesellschaft Despoten gelungen ist, dieselbe so zu formen, wie es ihrem 
persönlichen Interesse am besten entsprach. Allerdings war das jeweilen 
nur der Hauptzweck. Als Nebenzweck finden wir in diesen Fällen fast 
immer die Förderung des Gesammtwohls oder wenigstens des Wohls einer 
Classe; denn ein solcher Nebenzweck verleiht der socialen Ordnung grössere 
Beständigkeit und liegt daher im Interesse des Despoten, er ist ihm ein 
Mittel: zur besseren Verwirklichung seines Hauptzwecks. Auch wird selbst 
der grösste Despot durch die Schwierigkeit, die bereits bestehende und 
durch ihr Alter geheiligte sociale Ordnung zu verändern, in seinem Streben, 
dieselbe zu egoistischen Zwecken zu benutzen, beschränkt. 

Weit häufiger trifft man die meines Erachtens nicht minder absurde 
Meinung, dass die sociale Ordnung den Zweck habe, das Wohl der herr- 
schenden Classe zu fördern. Absurd ist diese Meinung allerdings nur 
vom Standpunkte des Sein Sollens aus. Wer diesen Standpunkt principiell 
verwirft, wie dies die materialistische Geschichtsauffassung thut, weil die 
Entwicklung in keiner Weise durch den nach einem Ideal strebenden Willen 
der Menschen beeinflusst werden könne, muss jene Meinung ganz in der 
Ordnung finden, obschon er sich dafür kaum begeistern wird. Jedenfalls 
hat das Wohl der herrschenden Classe als Zweck der socialen Ordnung 
thatsächlich die Handlungen der Gesetzgeber ungezählter Nationen beherrscht 
und thut dies theilweise heute noch. Aber vom Standpunkte des Ideals 
aus ist sie, wie schon gesagt, absurd, so sehr sie früher namentlich da ver- 
- theidigt worden ist, wo die herrschende Classe einer höheren Rasse ange- 
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hörte als die beherrschte. Auch das ist nicht in vollem Umfange richtig, 
dass, wie die meisten Anhänger der modernen’ Socialdemokratie behaupten, 
die sociale Ordnung heute die ausschliessliche Bestimmung habe, das 
Wohl der herrschenden Capitalistenclasse im Gegensatze zum beherrschten 
Proletariat zu fördern. Es gibt unter den socialen Normen und Einrichtungen 
der Gegenwart olne Zweifel manche, welche dies thun. Daraus folgt jedoch 
noch nicht, dass dieselben aus einer bewussten Absicht der herrschenden 
Classe hervorgegangen sind. Bei vielen ist dies einfach die Folge der Ent- 
wicklung gewesen, völlig ohne ein bewusstes Zuthun der capitalistischen 
Bourgeoisie. Wieder andere sind aus der irrigen Ueberzeugung von der 
für die Gesammtheit nützlichen Wirkung der absolut freien Concurrenz 
hervorgegangen. Aber sobald diese Ueberzeugung ins Schwanken kam, 
haben, wenigstens in den vorgeschrittenen Staaten, die Gesetzgeber, obwohl 
sie überall zur Capitalistenclasse gehören, sich heeilt, das Recht zu Gunsten 
der infolge dieses Irrthums benachtheiligten Lohnarbeiter abzuändern. Ob 
sie dies in genügender Weise gethan haben. darüber mag man verschiedener 
Ansicht sein. Allein schon dass sie es überhaupt gethan haben beweist, 
dass sie nicht ausschliesslich ihr Classeninteresse verfolgten, und dass sie 
hiezu nicht durch die Furcht vor der Socialdemokratie bewogen wurden, liegt 
für jeden Unbefangenen auf der Hand. 

Selbst die Ansichten derjenigen, die darüber einig sind, dass die 
praktische Gesellschaftswissenschaft dem Wohle des gesammten Volkes 
dienen soll, gehen hinsichtlich des durch sie zu erstrebenden letzten Ziels 
mannigfach auseinander; denn man ist über den Begriff des Gesammt- 
wohls so verschiedener Ansicht, dass sich fast jedermann darunter etwas 
anderes vorstellt. Wir haben es hier eben nicht mit einem objectiven, 
sondern mit einem subjectiven Begriff zu thun. Namentlich ist streitig, 
ob darunter wenn nicht ausschliesslich so doch hauptsächlich das Wohl 
der Gegenwartsgeneration gemeint sei, oder ob das Wohl der zukünftigen 
Generationen demjenigen der gegenwärtigen gleichstehe, ferner ob unter 
dem Begriffe des Gesammtwohls zu verstehen sei, was der Wortlaut besagt, 
nämlich das Wohlbefinden, oder ob man dasselbe als Vervollkommnung der 
Rasse aufzufassen habe, und, wenn man das letztere als richtig anerkennt, 
worin diese Vervollkommnung bestehe. Wenn man daher heute auch so 
ziemlich darüber einig ist, dass weder das Glück eines Einzelnen noch das- 
jenige einer privilegierten Classe das Ziel der socialen Ordnung sein darf, 
sondern nur das Wohl der Gesammtheit, so ist damit die Frage nach dem 
Zweck der praktischen Gesellschaftswissenschaft noch lange nicht erledigt. 

Man hat versucht, den Zwiespalt der Meinungen über den Begriff des 
Gesammtwohls durch die Behauptung abzuschwächen, dass das individuelle 
Glück der Mehrheit immer durch die Vervollkommnung der Rasse gefördert 
werde. Allein diese Ansicht ist unhaltbar. Der Fortschritt der Rasse findet 
mindestens zum Theil, nach der Meinung Vieler sogar ausschliesslich, auf 
dem Wege der Auslese im Kampf ums Dasein statt, und um ihn zu 
erzielen, muss das Glück der meist viel zahlreicheren schwächeren Indivi- 
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duen geopfert werden, wihrend eine Gesellschaft, in der alle Menschen 
ohne Ausnahme ein ruhiges Glück geniessen, weil der Kampf ums Dasein 
aufgehoben ist, sich sehr wohl denken lässt, da die damit verbundene 
Degeneration der Rasse nicht nothwendigerweise eine dieses Glück beein- 
trächtigende Wirkung ausübt. 

Die Frage, was unter dem Gesammtwohl als Ziel der socialen Ord- 
nung eines Volkes zu verstehen sei, kann überhaupt auf dem Wege der 
bloss verstandesmässigen Untersuchung gar nicht erledigt werden, sondern 
einzig und allein durch Mithilfe des Gefühls, oder, richtiger ausgedrückt, 
des Instincts. Mögen wir uns für die eine oder die andere der verschiedenen 
hierüber möglichen Ansichten entscheiden, so stehen wir immer theilweise 
auf dem Boden eines für wahr gehaltenen aber nicht beweisbaren aprio- 
ristischen Axioms. Derjenige, der glaubt, dass die Menschheit die 
Bestimmung habe, wie bis anhin so auch in der Zukunft beständig als 
Rasse fortzuschreiten unter Benützung der Fortschritte der Cultur, kann 
zwar nicht lange darüber im Zweifel sein, dass dem Zweck dieses Fort- 
schritts das individuelle Glück selbst der Mehrheit, wenigstens soweit es 
bloss äusseres Glück ist, geopfert werden muss. Allein der Hauptgrund 
der Ueberzeugung, dass das letzte Ziel der socialen Ordnung nur der Fort- 
schritt der Rasse sein könne, ist ein Axiom, das nicht bewiesen werden 
kann, sondern geglaubt werden muss. Ich stehe meinerseits vollständig auf 
diesem Standpunkte, aber ich anerkenne bereitwillig, dass ich damit den 
Boden der Wissenschaft ‚verlasse und mich auf denjenigen des auf den 
Instinct gegründeten Glaubens begebe. Das thun diejenigen nicht minder, 
die dem eudämonistischen Standpunkte huldigen, nach welchem das Wohl 
der Gesammtheit in dem individuellen Glück der Mehrzahl besteht. Immer- 
hin setzt diese Ansicht voraus, dass der Kampf ums Dasein mit der Zeit 
überall nicht bloss mildere Formen annehmen sondern gänzlich aufhören 
werde; denn solange auch nur ein Theil der Individuen oder Völker auf 
dem Wege des Kampfes weiter schreitet, ist der andere gleichfalls dazu 
gezwungen, und dieser Kampf zerstört selbst in seiner mildesten Form das 
Glück der immer sehr zahlreichen Unterliegenden. 

Aehnlich verhält es sich mit den verschiedenen Meinungen darüber, 
was unter der Vervollkommnung der Rasse zu verstehen sei. Es ist auch 
hier unmöglich, verstandesgemäss nachzuweisen, welche Meinung die richtige 
ist. Dass fortschrittliche Veränderungen der angebornen Eigenschaften unter 
allen Umständen eine Vervollkommnung der Gattung in sich schliessen, 
Fortschritte der erworbenen d. h. der Cultur dagegen nur dann, wenn sie 
solche der angebornen herbeiführen, unterliegt zwar keinem Zweifel. Aber 
welche Veränderungen der angebornen Tügenschaften fortschrittlich sind, 
mit andern Worten, welche als Vervollkommnung der Rasse betrachtet 
werden dürfen, darüber sind verschiedene Meinungen denkbar. Meiner 
Ansicht nach besteht der Fortschritt der angebornen Eigenschaften in einer 
Vervollkommnung der menschlichen Gattung, die sich dadurch offenbart, 
dass die Menschen beständig zu höhern Geisteskräften gelangen, wodurch 
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sie immer mehr in den Stand gesetzt werden, die Gesetze der Natur und 
ihres eigenen Lebens zu verstehen und zu ihrem Wohle anzuwenden, ohne 
dass dabei ihre körperliche Kraft und Gesundheit Schaden leidet. Allein 
beweisen lässt sich nicht, dass gerade diese Ansicht die einzig richtige ist. 
Und doch ist es nothwendig, sich unter dem Fortschritt der Rasse etwas 
Bestimmtes vorzustellen, wenn man die sociale Ordnung als Mittel zur 
Förderung dieses Fortschritts verwenden will; denn von selbst findet der- 
selbe nicht statt, weil die in der bezeichneten Richtung vollkommensten 
Menschen nicht nothwendigerweise gleichzeitig auch die den äussern Lebens- 
bedingungen angepasstesten und daher fortpflanzungsfähigsten sind, demnach 
diese Lebensbedingungen auf künstlichem Wege, namentlich durch die sociale 
Ordnung. so geformt werden müssen, dass die ihnen Angepasstesten zugleich 
diejenigen sind, die dem Ideal der Vervollkommnung am besten entsprechen. 
Wenn dies nicht geschieht, kann es dem menschlichen Geschlecht gerade 
so ergehen, wie es gewissen Thiergeschlechtern ergangen ist, bei denen die 
Gesetze der Entwicklung, unter denen dasjenige der natürlichen Auslese 
das wichtigste ist, zum Gegentheile des Fortschritts im oben gekennzeich- 
neten Sinn, nämlich zur Degeneration geführt haben. Selbst bei der civili- 
sierten Menschheit ist von Zeit zu Zeit eine theilweise Degeneration deutlich 
nachweisbar. Bisher freilich war dieselbe, soweit wir die Geschichte der 
Entwicklung der Menschheit zurückverfolgen können, noch immer nur eine 
vorübergehende Allein darin liegt kein Beweis, dass es in der Zukunft 
immer so bleiben werde. Jedenfalls ist der Fortschritt ein rascherer, wenn 
wir denselben mit Bewusstsein anstreben, indem wir die sociale Ordnung 
diesem Ziel möglichst anzupassen suchen. i 


Vi. Die Aufgaben der theoretischen Gesellschaftswissenschaft. 


Die theoretische Gesellschaftswissenschaft ist wie 
alle theoretischen Wissenschaften vom zweckbewussten mevschlichen Leben 
erst entstanden, als sich das Bedürfnis geltend machte, sie zu praktischen 
Zwecken zu verwenden. Um die Durchführung der socialen Normen zu 
sichern, mussten dieselben bekannt gemacht werden. Dies besorgte zuerst 
die mündliche Tradition. Schon frühzeitig kam es jedoch zu schriftlichen 
Aufzeichnungen des Rechts. Auch Sitte und Moral wurden häufig, nament- 
lich wenn man sie als Ausflüsse der Religion betrachtete, schrittlich ver- 
zeichnet. Später begann dann die Geschichte, die wichtigern socialen Normen 
und die Einrichtungen, die ihrer Schaffung und Aufrechthaltung dienen, in 
ihre Darstellungen aufzunehmen. Vielfach wurden sogar ihre Veränderungen 
und deren Ursachen beschrieben; denn sehr bald machte sich das Bewusst- 
sein der Bedeutung dieser Dinge für das Volkswohl geltend. Als daher das 
Bedürfnis hervortrat, die Erkenntnis der bestehenden und vorangegangenen 
socialen Ordnung für die praktische Gesellschaftswissenschaft zu benutzen, 
womit die Bildung einer theoretischen Gesellschaftswissenschaft eingeleitet 
wurde, konnte man auf die schon bestehenden, aus anderen Gründen erfolgten 
Aufzeichnungen zurückgreifen. Es brauchte somit nur geringer Anstrengungen, 
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um mit ihrer Hilfe alle diejenigen Wissenschaften zu begründen, die wir 
heute zusammen theoretische Gesellschaftswissenschaft nennen. Freilich 
dauerte es lange, bis diese Wissenschaften, unter denen die Rechtswissen- 
schaft und die Ethik die erste Stelle einnahmen, eine höhere Stufe der 
Entwicklung erlangt hatten, da man nur ganz allmählich zur causalen 
Erklärung der ihr Untersuchungsobject bildenden Erscheinungen und ihrer 
sntwicklung gelangte, und selbst heute besitzen dieselben noch lange nicht 
diejenige Ausbildung, deren sie bedürfen, um den ihnen gebürenden Rang 
unter den Wissenschaften einzunehmen. Insbesondere mangelt es immer 
noch an einer richtigen Verbindung dieser verschiedenen zusammen die 
theoretische (Gesellschaftswissenschaft ausmachenden Specialwissenschaften. 
Als Einheitswissenschaft betrachtet ist daher die theoretische Gesellschafts- 
wissenschaft bis heute im Wesentlichen eine Zukunftswissenschaft geblieben. 

Es ist nicht meine Absicht, die geschichtliche Entwicklung der 
theoretischen Gesellschaftswissenschaft hier zu genauerer Darstellung zu 
bringen, sondern ich will ihre Aufgaben und Forschungsmethoden, wie ich 
bereits angedeutet habe, nur vom Standpunkte des Ideals aus feststellen, das 
wir uns infolge der modernen Fortschritte aller Wissenschaften vom 
menschlichen Leben für diese Wissenschaft zu bilden vermögen. 

Die theoretische Gesellschaftswissenschaft hat in erster Linie die Auf- 
gabe, die socialen Ordnungen der verschiedenen Völker und Volksgemein- 
schaften, so wie sie sind und gewesen sind, sowie ihre Wirkungen auf die 
generellen biologischen Erscheinungen, durch welche ihre Erfolge oder Miss- 
erfolge hinsichtlich des erstrebten concreten sowie des idealen Zwecks zutage 
treten, zu beschreiben; denn das erste Stadium jeder Wissenschaft ist 
das beschreibende. Die zu beschreibenden Erscheinungen müssen sich jedoch 
mit Hilfe der einfachen Beobachtung feststellen lassen. Bedarf es hiezu 
causaler Untersuchungen, so ist bereits das Gebiet einer bloss beschrei- 
benden Wissenschaft überschritten. In der theoretischen Gesellschaftswissen- 
schaft lässt sich nun bloss die sociale Ordnung selbst ohne causale Unter- 
suchungen durch einfache Beobachtung feststellen, nicht aber ihre in den 
generellen biologischen Erscheinungen zutage tretenden Wirkungen. Letztere 
können aus den beobachteten Erscheinungen nur mit Hilfe mannigfacher 
causaler Forschungen, die später näher zu untersuchen sein werden, ermittelt 
werden, weshalb ihre Feststellung nicht Sache einer bloss beschrei- 
benden Wissenschaft sein kann. Diese muss sich also mit der Darstellung 
der socialen Ordnung selbst und ihrer Veränderungen im Laufe der Zeit 
begnügen. 

Mit dem Uebergang von der Beschreibung zur Untersuchung der Causal- 
zusammenhänge macht sich, wie in allen andern theoretischen Wissenschaften 
vom zweckbewussten menschlichen Leben, so auch in der theoretischen 
Gesellschaftswissenschaft der Unterschied zwischen statischer und evo- 
lutionistischer Forschung geltend. 

Die theoretische Gesellschaftswissenschaft kann die causale Erforschung 
eines als unveränderlich gedachten Zustandes der socialen 
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Ordnung eines Volkes an die Hand nehmen, indem sie die causalen Bezie- 
hungen der einzelnen Theile zu einander zu ermitteln, sowie denselben aus 
seiner Ursache, dem menschlichen Zweckstreben, zu erklären, und seine 
Erfolge hinsichtlich des erstrebten oder des idealen Zwecks, wie solche in 
den generellen biologischen Erscheinungen zutage treten, festzustellen sucht. 
Hiebei muss sie jedoch voraussetzen, dass alle andern einer Entwick- 
lung unterworfenen culturellen und natürlichen biologischen Factoren keine 
wesentliche Veränderung erleiden; denn sonst wäre die sociale Ordnung 
nicht constant. da alle bedeutenden Veränderungen solcher Factoren sie 
gleichfalls verändern. In Wirklichkeit besteht ein solcher Zustand niemals; 
aber es gibt doch längere Perioden. während welcher die Wirklichkeit dem- 
selben nahe kommt. Der Haupteinwand gegen die Anwendbarkeit dieser 
Forschung, die, wie wir wissen, die statische genannt wird. liegt auch 
weniger in dem Nichtvorhandensein eines solchen Zustandes als darin, dass 
dieselbe hinsichtlich des wichtigsten Punktes, der Ermittlung des 
Causalzusammenhanges zwischen dem Streben der Men- 
schen, durch die sociale Ordnung ihr Wohl zu fördern 
und seinen inden generellen biologischen Erscheinungen 
enthaltenen Wirkungen ausser Stande ist, ihr Ziel zu erreichen. 

Was die Ermittlung dieses Causalzusammenhangs durch Deduction 
aus dem menschlichen Zweckstreben anbelangt. so besteht allerdings in der 
verwandten Wissenschaft der Wirtschaftslehre zwischen dem menschlichen 
Streben, das Glück durch wirtschaftliche Thätigkeit zu vermehren, und der 
dadurch erreichbaren grösstmöglichen subjectiven Wohlfahrt ein im Wesent- 
lichen nothwendiger Causalzusammenhang. Es gibt ganz bestimmte Regeln 
des Wirtschaftens, durch welche bei vorhandener Constanz aller andern 
gegebenen Factoren, insbesondere auch der socialen Ordnung, dieser Zweck 
erreicht werden kann, und diese Regeln lassen sich durch Deduction aus 
ihrem Zweck annähernd ermitteln. Im Streben der Menschen, ihre Wohlfahrt 
durch gesellschaftliche Thätigkeit zu vermehren, sind an Stelle dieser Regeln 
die socialen Normen und Einrichtungen das Mittel, durch welches das 
erstrebte Ziel erreicht wird. Wenn daher die beiden Fälle sonst überein- 
stimmten, möchte man es nicht ohne Weiteres für unmöglich halten, die 
sociale Ordnung ebenso wie die zu Gesetzen gewordenen Regeln des Wirt- 
schaftens deductiv aus dem Zweckstreben abzuleiten. Allein diese sonstige 
Uebereinstimmung liegt nicht vor. Die socialen Normen und Einrichtungen, 
die wir in der Wirklichkeit antreffen, sind im Gegensatze zu den Regeln 
des Wirtschaftens nur ein neben vielen andern sich darbietendes Mittel zur 
Erreichung des angestrebten Zwecks, und es besteht absolut keine Sicher- 
heit, dass gerade die bestehenden Normen und Einrichtungen sich zur 
Erreichung desselben besser eignen als andere; es mangelt vollständig 
an einem nothwendigen Causalzusammenhange zwischen dem erstrebten Zweck 
und dem angewendeten Mittel, also an der ersten und unerlässlichen Vor- 
aussetzung, um mittels Deduction aus dem ersten das letztere festzu- 
stellen. 
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Dagegen gibt es eine andere, im Wesentlichen auf der Induction 
beruhende Forschungsmethode, durch welche wir imstande sind, den frag- 
lichen Causalzusammenhang, soweit dies überhaupt möglich ist, zu ermitteln. 
Nur müssen wir zu diesem Zwecke, wie wir sofort sehen werden, die 
statische Forschung verlassen und zur evolutionistischen übergehen. Der 
Weg hiezu wird uns dadurch eröffnet, dass wir das Mittel zum Zweck, die 
sociale Ordnung, beziehungsweise die socialen Normen und die ihrer Schaf- 
fung und Durchführung dienenden Einrichtungen, die sich verhältnismässig 
leicht durch Beobachtung feststellen lassen, mit andern Worten, dass wir 
das durch die beschreibende theoretische Gesellschaftswissenschaft uns 
gelieferte Material zum Mittelglied der weitern causalen Forschung machen. 
Diese zerfällt infolge dessen in zwei besondere Theile, die Unter- 
suchung der causalen Entstehung der socialen Ordnung 
aus dem menschlichen Zweckstreben und die Feststellung 
der die Erreichung des erstrebten Zwecks constatieren- 
den Wirkungen dieser socialen Ordnung auf die generellen 
biologischen Erscheinungen. 


Hinsichtlich des ersten Theils dieser Untersuchung. der Feststellung 
des Causalzusammenhangs zwischen dem menschlichen Zweckstreben und 
einer concreten socialen Ordnung, müssen wir uns, da dieser Causal- 
zusammenhang kein nothwendiger ist, darauf beschräuken, die Entstehung 
der letztern aus dem ersten causal zu erklären. Hiebei ist zu berück- 
sichtigen, dass die socialen Normen und die ihrer Schaffung und Aufrecht- 
haltung dienenden Einrichtungen in ihrer Allgemeinheit niemals und im 
Einzelnen nur ausnahmsweise plötzlich und unvermittelt aus dem mensch- 
lichen Zweckstreben hervorgehen, sondern dass sie in der Regel die Folge 
einer langsamen Entwicklung sind. Die heutige sociale Ordnung ist die 
durch die herrschenden Gesellschaftskreise vorgenommene subjective Ver- 
besserung einer frühern, diese frühere ist ihrerseits wieder durch Verbesse- 
rung einer noch frühern entstanden und so geht es zurück bis auf unvor- 
denkliche Zeiten. Der Gang dieser Entwicklung ist von so mannigfachen 
Factoren abhängig, die sich theilweise gegen alles Erwarten geltend machen, 
dass die causalen Erklärungen der einzelnen Veränderungen sehr schwierig 
sind. Dieselben können zudem niemals vollständig durchgeführt werden, 
weil die Schwierigkeiten umso grösser werden, je weiter die zu erklärende 
Veränderung zurückliegt. Sodann ist die causale Erklärung einzelner Theile 
der socialen Ordnung eines Volkes solange keine vollständige, als nicht 
ihre Zusammenhänge mit derjenigen anderer Theile und anderer Völker 
aufgedeckt sind. Eine gründliche causale Erklärung muss sich daher auf 
die Entwicklung der ganzen socialen Ordnung der ganzen Menschheit 
erstrecken. Das ist eine ausserordentlich schwierige Aufgabe, die niemals 
vollständig gelöst werden kann, wern sie auch, wenigstens in ihren Grund- 
zügen, keineswegs unlösbar ist. Ich werde später, in einem andern Zusammen- 
hange, nochmals hierauf zurückkommen. 


Begriff und Aufgaben der Gesellschaftswissenschaft. 11 


Der Causalzusammenhang zwischen der socialen Ordnung oder ein- 
zelnen Theilen derselben und ihren in den generellen biologischen Erschei- 
nungen sich äussernden, die Erreichung des erstrebten Zwecks constatierenden 
Wirkungen, dessen Erforschung den zweiten Bestandtheil der causalen Unter- 
suchungen der theoretischen Gesellschaftswissenschaft bildet, lässt sich, wie 
ich schon früher hinsichtlich aller Causalzusammenhänge zwischen den Art- 
merkmalen der menschlichen Gattung und ihren Verursachungen dargelegt 
habe, in inductiver Weise nur durch Vergleichung der Veränderungen 
der socialen Ordnung mit den zeitlich zusammentreffenden Verände- 
rungen der Artmerkmale eruieren, wobei man sich zur Ermittlung der 
letztern der biologisch statistischen Forschungsmethode bedient. Da jedoch, 
wie ich dort ausgeführt habe, Veränderungen der Artmerkmale in der Regel 
Folgen mehrfacher Veränderungen ursächlicher Factoren sind, liefert das 
zeitliche Zusammentreffen der Veränderung eines Artmeıkmals mit einer 
Veränderung der socialen Ordnung nicht immer einen genügenden Beweis 
für diesen Causalzusammenhang, sondern wir müssen auch alle irgendwie 
möglichen Nebenursachen und deren Einfluss feststellen und dadurch die ‘ 
in der Veränderung der generellen biologischen Erscheinungen vor uns 
stehende Wirkung von den Einflüssen anderer Ursachen reinigen, wie ich 
das an dem gerade für diesen Specialfall passenden Beispiele des Causal- 
zusammenhangs zwischen einer Verschärfung der Gesetzgebung gegen den 
Alkoholgenuss und Veränderungen der Durchschnittszahl gewisser Krank- 
heiten und Verbrechen sowie der Selbstmorde nachgewiesen habe. Ausser- 
dem lässt sich die Wirkung von Veränderungen der socialen Ordnung auf 
die generellen biologischen Erscheinungen sehr oft auch deductiv fest- 
stellen, mit Hilfe aller der Wissenschaften. welche uns die Gesetze des 
Lebens der menschlichen Gattung kennen lernen; denn die Veränderungen 
der socialen Ordnung bedingen unter der Voraussetzung annähernder Con- 
stanz aller übrigen die Entwicklung der menschlichen Cultur und Rasse 
bestimmenden Momente nicht selten mit causaler Nothwendigkeit Verände- 
rungen gewisser genereller biologischer Erscheinungen, welche demnach 
durch Schlussfolgerung erkennbar sein müssen, sobald die sie bedingenden 
Gesetze genügend erkannt sind. Und wenn diese Constanz nicht besteht, 
sondern sich daneben noch andere die fraglichen generellen biologischen 
Erscheinungen beeinflussende Factoren geltend machen, so lässt sich dieser 
die Wirkungen der Veränderungen der socialen Ordnung modificierende oder 
gar völlig aufhebende Einfluss nicht selten gleichfalls durch Deduction aus 
seinen Ursachen feststellen, man kann also die aufdie Veränderung der socialen 
Ordnung gegründete Deduction rectificieren. Ueberhaupt liegt der Haupt- 
grund der Unsicherheit der durch Deduction gefundenen Resultate weniger 
in dieser Comphcation als in der ungenügenden Erkenntnis der Lebensgesetze, 
auf welche sich unsere Deductionen stützen müssen. Die besten Resultate 
hinsichtlich der Feststellung des Causalzusammenhanges zwischen Verände- 
rungen der socialen Ordnung und ihren in Veränderungen der generellen 
biologischen Erscheinungen sich ausprägenden Folgen erhalten wir, wenn 
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es uns gelingt, die inductive, auf die ‘biologisch-statistische Forschungs- 
methode basierte Untersuchung mit deductiven Schlussfolgerungen aus den 
Lebensgesetzen zu verbinden und dadurch Resultate zu erhalten, die sich 
gegenseitig verificieren. 

Mit der Feststellung der Einwirkungen der Veränderungen der socialen 
Ordnung auf die generellen biologischen Erscheinungen ist run freilich der 
Causalzusammenhang zwischen den erstern und ihren Folgen rücksichtlich 
des erstrebten Zwecks noch nicht ermittelt. Es ist vielmehr nun weiter zu 
untersuchen, in welchem Verhältnisse die constatierten Veränderungen der 
Artmerkmale zu dem erstrebten Zwecke stehen, ob sie denselben fördern 
oder hemmen. In manchen Fällen ist das leicht festzustellen, in andern 
dagegen sehr schwierig, ja unmöglich. Die stattgefundenen Veränderungen 
genereller biologischer Erscheinungen sind manchmal gerade diejenigen, die 
erstrebt wurden, und entsprechen daher direct dem mit der Veränderung 
der socialen Ordnung verfolgten Ziele; in andern Fällen aber gestatten sie 
für sich allein keinen Schluss in dieser Hinsicht. Hier muss dann weiter 
untersucht werden, ob die als Folge von Veränderungen der socialen Ord- 
nung constatierten Veränderungen genereller biologischer Erscheinungen 
ihrerseits wieder einen Einfluss auf andere generelle biologische Erschei- 
nungen ausübten, der nunmehr einen sicheren Schluss auf die Zweck- 
mässigkeit der stattgefundenen Veränderung der socialen Ordnung gestattet, 
und diese Untersuchungen sind nicht bloss meistens sehr schwierig, sondern 
nicht selten absolut undurchführbar. Noch schwieriger sind begreiflicher- 
weise Untersuchungen, die bezwecken, die Wirkungen von Veränderungen 
der socialen Ordnung rücksichtlich idealer, in der Wirklichkeit gar nicht 
oder nur nebenbei verfolgter Ziele zu ermitteln. 

Die theoretische Gesellschaftswissenschaft hat sich sodann noch weitere 
Aufgaben zu stellen. Unser Wissensdrang begnügt sich nicht damit, die 
Entwicklung der heutigen socialen Ordnung causal zu begreifen und den 
Zusammenhang dieser Entwicklung mit derjenigen unserer Rasse festzustellen, 
sondern er verlangt, oft auch durch praktische Rücksichten getrieben, dass 
ausserdem noch untersucht werde, ob diese Entwicklung bestimmten 
Gesetzen unterworfen sei, die ihr ihren Gang vorschreiben, und ob es 
möglich sei, mit Hilfe dieser Entwicklungsgesetze oder auf anderem Wege 
die Entwicklung der socialen Ordnung vorauszubestimmen. 

Diese beiden weitern Aufgaben der theoretischen Gesellschaftswissen- 
schaft dürfen nicht allzusehr mit einander vermengt werden. Die Gesetze 
der Entwicklung sind keineswegs ihrer Natur nach Gesetze, deren Erkenntnis 
es ermöglicht, die zukünftige Entwicklung vorauszusehen. Wir kennen heute 
schon einen bedeutenden Theil der Entwicklungsgesetze der organischen 
Arten; aber selbst wenn unsere Erkenntnis eine vollständige wäre, würden 
wir dadurch nicht in den Stand gesetzt, den zukünftigen Gang dieser Ent- 
wicklung mit Bestimmtheit zu erkennen; denn unter den Factoren, welche 
diesen bestimmen, befinden sich sehr viele, die wir nicht voraussehen 
können, weil sie von einem zufälligen Zusammentreffen verschiedener Ursachen 
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abhängen. Aehnlich verhält es sich mit der Entwicklung der Cultur und im 
Speciellen mit derjenigen der socialen Ordnung. Wir miissen daher die frag- 
lichen beiden Aufgaben von einander trennen. 

Um beurtheilen zu können, in welchem Umfange die theoretische 
Gesellschaftswissenschaft die ihr obliegenden drei Aufgaben, die causale 
Erklärung der Entwicklung der socialen Ordnung und die Ermittlung ihrer 
Zweckmassigkeit, die Feststellung von Gesetzen dieser Entwicklung und die 
Vorausbestimmung ihres zukünftigen Ganges zu lösen imstande ist, müssen 
wir die Ursachen der diese Entwicklung in sich schliessenden Ver- 
änderungen der socialen Ordnung etwas genauer ins Auge fassen. 

Die Veränderungen der socialen Ordnung entspringen Veränderungen 
in den Anschauungen der organisierten und unorganisierten Gesellschaft 
über ihre Zweckmässigkeit entweder hinsichtlich des anzustrebenden 
Ziels oder hinsichtlich der aufzuwendenden Mittel. Alles was 
Veränderungen dieser Anschauungen herbeiführt, gehört somit zu den Ursachen 
ihrer Entwicklung. 

Was die Ursachen einer Veränderung der Ansichten über das mit Hilfe 
der socialen Ordnung zu erstrebende Ziel anbetrifft, so habe ich mich 
über die Meinungen, die in dieser Hinsicht möglich sind, schon früher aus- 
gesprochen. Alle diese verschiedenen Meinungen können zur Herrschaft 
gelangen, sei es weil infolge des Classenkampfes andere Volkskreise die 
Herrschaft üher die sociale Ordnung erlangen, sei es weil bei den herr- 
schenden Kreisen die Ansichten über ihren Zweck infolge Veränderung der 
subjectiven Ueberzeugungen wechseln. Man hat den Einfluss der Veränder- 
lichkeit des Ziels der socialen Ordnung auf ihre Entwicklung fıüher viel 
zu wenig in Rechnung gezogen, da man derselben gewöhnlich in ganz ein- 
seitiger Weise den Zweck, das Gesammtwohl zu fördern, als selbstverständ- 
liches und klares Ziel imputierte. Ich leugne meinerseits nicht, dass es 
hinsichtlich dieses Ziels ein Ideal gibt, und habe mich früher bereits in 
diesem Sinne ausgesprochen; aber ich bestreite, dass die Menschheit oder 
auch nur ein einzelnes Volk jemals zu einer einheitlichen Ansicht in dieser 
Richtung gelangen werden, so dass jenes Ideal die sociale Ordnung aus- 
schliesslich beherrschte. Die in der Veränderlichkeit der Ansichten über den 
Zweck der socialen Ordnung liegende Ursache ihrer Entwicklung wird daher 
niemals verschwinden. 

Die zweite generelle Ursache der Entwicklung der socialen Ordnung 
liegt in Veränderungen der Ansichten über die besten Mittel zur 
Erreichung des angestrebten Zwecks. Wie wir wissen, bestehen diese Mittel 
theils in den das Handeln der Menschen direct bestimmenden, ihren Egoismus 
einschränkenden socialen Normen selbst, theils in den Einrichtungen, die 
zum Zwecke der Schaffung und Aufrechthaltung dieser socialen Normen 
geschaffen sind. Wir können demnach zwei Hauptkategorien von Verände- 
rungen der Anschauungen über die Mittel zum Zweck unterscheiden, je 
nachdem sich dieselben bloss auf die bezeichneten Einrichtungen beziehen 
oder auf die socialen Normen selbst. Wenn übrigens eine Veränderung der 
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letztern wünschbar erscheint, ist immer auch zu untersuchen, mit welchen 
Mitteln deren Durchführung am besten gesichert werden kann. Es sind daher 
in diesem Falle mit den Veränderungen der socialen Normen sehr oft solche 
der ihrer Durchführung dienenden Einrichtungen verbunden. 

Die Einrichtungen, welche der Schaffung und Aufrechthaltung der 
socialen Normen dienen, sind Bestandtheile der Organisation von Zweck- 
gemeinschaften verschiedenster Art, vor Allem des Staats, welche daneben 
meistentheils noch andere Aufgaben zu erfüllen haben. Die theoretische 
(resellschaftswissenschaft hat die Entwicklung der Organisation dieser Gemein- 
schaften nur insoweit zu untersuchen, als sie jener speciellen Aufgabe dienen. 
Alles Andere, wie ihre Entwicklung hinsichtlich der Erfüllung productiv- 
technischer Zwecke, z. B. der Kriegsführung und ihrer Vorbereitungen, 
gehören insoweit, als nicht die hiezu nothwendigen besonderen socialen 
Normen in Betracht fallen, nicht unter die Objecte der Gesellschaftswissen- 
schaft. Wenn wir daher unter den Veränderungen der Anschauungen über 
die Mittel zur Erreichung des Zwecks der socialen Ordnung ausser den 
Veränderungen der Anschauungen über die socialen Normen selbst auch 
diejenigen über die socialen Einrichtungen verstehen, welche ihrer Schaffung 
und Durchführung dienen, so sind unter diesen hauptsächlich die Einrich- 
tungen gemeint, durch welche sich die Gesetzgebung vollzieht und welche man 
Einrichtungen der politischen Verfassung nennen kann, sowie diejenigen, 
welche die Rechtspflege und die ethische Erziehung regeln. 

Die Durchführung selbst ganz neuer Rechtsnormen bietet heute keine 
allzu grossen Schwierigkeiten mehr, weil der Staat, der sich vorzugsweise 
mit der Rechtspflege befasst, in der Regel genügende Machtmittel besitzt, 
um den hiezu nothwendigen äussern Zwang auszuüben. Dennoch ist de 
Entwicklung auf dem Gebiete der Rechtspflege keineswegs geringfügig. 
Weit bedeutender ist dieselbe auf dem Gebiete der Einrichtungen, durch 
welche die ethische Erziehung besorgt wird. Man darf von Normen der 
Moral vielleicht überhaupt solange nicht sprechen, als sich nicht wenig- 
stens bei einem Theile der Menschen der Zwang des Gewissens so aus: 
gebildet hat, dass eine theilweise Durchführung gesichert ist, und sowohl 
dies als auch die Befestigung schon bestehender Normen der Moral hängt 
in hohem Maasse von der ethischen Erziehung ab. Verbesserung der ethischen 
Erziehung beziehungsweise der ihr dienenden Einrichtungen steht daher unter 
den Mitteln zur Sicherung der Durchführung der Normen der Moral in 
erster Linie. Gerade über die ethische Erziebung aber gibt es die verschie- 
densten, theilweise widersprechendsten Ansichten, so dass deren Wechsel eine 
reichlich fliessende Quelle für Veränderungen der socialen Ordnung bildet. 

Weitaus die wichtigste Aufgabe der ethischen Erziehung liegt in der 
Schärfung derjenigen Instincte, welche die Selbstsucht 
der Menschen zu Gunsten der das Gesammtwohl fördern- 
den Interessen einschränken, und der Zurückdrängung 
derjenigen, welche inentgegengesetzter Richtung wirken. 
Zu den letztern gehören z. B. die kriegerischen Instincte, die, wie Herbert 
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Spencer gezeigt hat, sehr ungünstig auf die Moral der Völker einwirken. 
Eine immer grössere Einschränkung des Kriegs ist daher von grösster 
Wichtigkeit und das wesentlichste Mittel dazu bietet die ethische Erziehung. 
Allein es scheint mir, dass man bei den Culturvölkern nicht unterlassen 
darf und auch thatsächlich nie unterlässt, daneben die positiven, der Moral 
günstigen Instincte nachdrücklichst mittels der ethischen Erziehung zu fördern. 
Wir können unter diesen solche unterscheiden, die den Bestand einer socialen 
Ordnung nicht voraussetzen, weil sie auch ohne eine solche im Menschen 
vorhanden sind, die altruistischen, religiösen und ästhetischen Instincte, 
und solche, die aus der socialen Ordnung selbst entstehen, und dem- 
entsprechend rechtliche, sittliche und moralische Instincte genannt werden. 

Unter den Instincten der ersteren Art ist der altruistische der 
urspringlichste. Der Mensch besitzt ebenso wie viele Thiere einen aus- 
geprägten Instinct der Fürsorge für die eigene Nachkommenschaft und den 
Ehegatten, der schon für sich allein einen wichtigen Stützpunkt für die 
Moral bildet. Seine Bedeutung ist umso grösser, als er, wenn eigene nächste 
Verwandte mangeln, er sich daher solchen gegenüber nicht bethätigen kann, 
zu Gunsten anderer Personen wirkt, die in keinem nähern verwandt- 
schaftlichen Verhältnisse zu uns stehen. Ausserdem gibt es ganz unzweifel- 
haft beim heutigen Culturmenschen auch einen allgemeineren altruistischen 
Instinct, der sich zunächst zwar nur auf das eigene Volk, schliesslich aber 
auf die ganze Menschheit erstreckt, obschon man nicht alle äussern Erschei- 
nungen der gegenseitigen Unterstützung darauf zurückführen darf, da viele 
von ihnen in Erwägungen egoistischer Natur wurzeln. 

Neben dem altruistischen wirkt der religiöse Instinct mächtig 
auf die Entstehung und Befestigung der moralischen Normen, wenn er in 
einer edeln Religion seine Befriedigung findet. Ich weiss sehr wohl, dass 
es niedrige Religionen gibt, von denen man eine solche Wirkung nicht 
erwarten darf. Aber ganz anders verhält es sich mit den höhern, insbeson- 
dere dem Christenthum. Hier vereinigt sich die unmittelbare Wirkung durch 
das Gefühl mit der mittelbaren durch das Streben nach dem ewigen Heil, 
dessen Erlangung an die Befolgung der Gebote der Moral geknüpft ist. 
Gewiss mit Unrecht wird hie und da bestritten, dass die Religion ein 
instinctives Bedürfnis des Menschen befriedige. Ohne Zweifel gibt es Menschen, 
und sogar ganze auf einer niedrigen Culturstufe stehende Volksstimme, die 
ein religiöses Bedürfnis nicht oder nur in geringem Maasse empfinden. 
Allein es gibt auch Menschen, denen der altruistische Instinct der Liebe 
zur eigenen Nachkommenschaft völlig abgeht, und einzelne Volksstamme, 
bei denen er wenigstens nur schwach entwickelt ist. Dennoch fällt es Nie- 
mandem ein, das Vorhandensein eines solchen altruistischen Instinets zu 
bestreiten. Mit dem religiösen Instinct verhält es sich ähnlich, und wenn 
er bei vielen Menschen in Zeiten des ruhigen Lebensgenusses zu mangeln 
scheint, so beweist dies noch lange nicht, dass er gänzlich fehlt; denn 
seine Stärke beweist er nicht in den Tagen des Glücks sondern in denen 
des Unglücks. Die wichtigsten Ereignisse der Weltgeschichte, vor Allem 
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der grossartige Triumph des Christenthums in der römisch-griechischen 
Welt, zeigen unwiderleglich dass, ein starker religiöser Instinct beim 
grössern Theile der menschlichen Rasse vorhanden ist. Am wenigsten 
lässt sich nachweisen, dass dieser Instinet mit dem Fortschritte der Mensch- 
heit schwächer werde. Wenn Benjamin Kidd Recht hat, der in seinem 
Werke „Sociale Evolution“ ?!) die Ansicht verficht, dass die religiösen Völker 
im Kanıpfe ums Dasein mit den weniger religiösen regelmässig obsiegen, 
weil sie ihre egoistischen Interessen in höherem Grade dem Gesammt- 
interesse unterordnen, so muss im Gegentheil die Menschheit immer religiöser 
werden, und in der That finden wir unter den Völkern der heutigen höhern 
Civilisation keines, dem die Religion gänzlich mangelt, während dieser 
Mangel bei Naturvölkern viel häufiger ist. Allerdings darf man die Wirkungen 
der Religion auf die Moral nicht überschätzen. Wenn die Völker in hohem 
Maasse unter dem Einflusse starker Leidenschaften stehen, seien diese 
kriegerischer Art oder auf den Mammon gerichtet, darf man, wie die 
Geschichte zur Genüge lehrt, von dem mässigenden Einflusse der Religion 
nicht allzu viel erwarten. 


Was endlich den ästhetischen Instinct anbetrifft, der ebenso wie 
der religiöse nicht bei allen Menschen in gleichem Grade vorhanden ist, 
ja bei nicht wenigen gänzlich mangelt, so hat derselbe zwar ebenso wie 
der religiöse seine selbständige Berechtigung. Es widerstrebt ihm sogar, 
sich zum Diener moralischer Interessen herzugeben. Allein das schliesst 
nicht aus, dass er die Durchführung der moralischen Normen im Allgemeinen 
günstig beeinflusse. Mag der Cultus des Schönen auch hie und da mit der 
Moral in Widerspruch gerathen, so macht er doch im Ganzen und Grossen 
die Menschen für die Einwirkungen der altruistischen und religiösen Instincte 
empfänglicher und vermindert den verdervlichen Einfluss, den die unter der 
Herrschaft egoistischer Leidenschaften stehenden Verstandeskräfte auf unser 
Verhalten gegenüber den moralischen Normen ausüben. Die Religion freilich 
vermag der ästhetische Instinet nicht zu ersetzen, weil erstere nicht bloss 
auf das Gemith, sondern auch auf den Verstand einwirkt und zudem weitere 
Kreise der Bevölkerung ergreift, die den ästhetischen Instinct nur schwach 
oder nur in der Verbindung verspüren, in die er durch den religiösen Cultus 
mit der Religion gebracht worden ist. 


Die durch die sociale Ordnung selbst allmählich geschaffenen rech t- 
lichen, sittlichen und moralischen Instincte endlich wirken zwar 
ohne Zweifel besonders kräftig für die Aufrechthaltung der socialen Normen 
des Rechts, der Sitte und der Moral. Aber sie gehören einer spätern Periode 
der Entwicklung an als die altruistischen, religiösen, ästhetischen und können 
der Stütze dieser primären Instincte kaum je ganz entbehren. 


Die Frage, wie die Gesellschaft und vor Allem die stärkste aller 
organisierten Gemeinschaften, der Staat, vorgehen soll, um mit Hilfe der 
ethischen Erziehung die dem Egoismus feindlichen und deshalb die Herr- 
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schaft der socialen Normen begünstigenden Instincte zu fördern und die 
egoistischen abzuschwächen, ist eine der praktisch-wichtigsten Fragen. Aber 
ihre Beantwortung gehört nicht in das Gebiet der theoretischen, sondern in 
dasjenige der praktischen Gesellschaftswissenschaft. Wohl gibt es viele 
Einrichtungen, die diesem Zwecke Jienen, und ich habe die wichtigsten 
derselben früher bereits genannt, aber auch grosse Hindernisse und Schwierig- 
keiten. So ist beispielsweise keine Gemeinschaft und am wenigsten der Staat 
imstande, eine neue Religion zu schaffen, oder eine alte, die sich ausgelebt 
hat, wieder zur Blüte zu bringen. 

Nach diesen Erörterungen über die Aufgabe der Einrichtungen, welche 
der menschlichen Gesellschaft zum Zwecke der Schaffung und Durchführung 
der socialen Normen zu Gebote stehen, kann keinem Zweifel unterliegen. 
dass die Ansichten über ihre Zweckmässigkeit ausserordentlich stark 
wechseln, was eine starke Entwicklung nicht nur dieser Einrichtungen, 
sondern auch der socialen Normen selbst bedingt, und da sich zudem die 
Ansichten über die Zweckmässigkeit der letztern ebenfalls selbständig ver- 
ändern, erhalten wir schon auf Grundlage der Eintheilung der durch Ver- 
änderung der Ansichten über die zweckmässigsten Mittel bedingten Ursachen 
der Entwicklung der socialen Ordnung in solche, welche auf die der Schaffung 
und Aufrechthaltung der socialen Normen dienenden Einrichtungen und 
solche, welche auf die socialen Normen selbst einwirken, einen kleinen 
Begriff von der Verschiedenheit dieser Ursachen und der ausserordentlichen 
Compliciertheit der dadurch bedingten Entwicklung. 

Einen weitern Einblick in die Mannigfaltigkeit dieser Ursachen gewinnen 
wir, wenn wir diejenigen, welche eine Veränderung der Ansichten über die 
Mitiel zur bessern Förderung der Gesammtwohlfahrt mittels der socialen 
Ordnung bewirken, von einem andern Gesichtspunkte aus in Unterabthei- 
lungen zerlegen. Die Anschauungen der für die Entwicklung der socialen 
Ordnung maassgebenden Gesellschaftskreise über die Zweckmässigkeit socialer 
Normen und Einrichtungen verändern sich oft ohne durch eine Fort- 
entwicklung der Cultur veranlasst zu sein, einfach dadurch, 
dass die Gesellschaftsclassen, welche die sociale Ordnung beherrschen, infolge 
des Classenkampfes wechseln, oder dadurch, dass dieselben ihre Ansichten 
ändern, indem sie beispielsweise zur Erkenntnis eines frühern Irrthums 
gelangen. Die Zukunft wird die aus dieser Ursache hervorgehenden Verän- 
derungen der socialen Ordnung zunächst noch vermehren, weil es uns immer 
leichter wird, die Wirkungen der bestehenden socialen Ordnung, beziehungs- 
weise früher vorgenommener Veränderungen derselben, namentlich mit Hilfe 
der biologisch-statistischen Forschungsmethode, auf ihre Zweckmässigkeit 
zu prüfen, und dadurch unsere frühern Anschauungen zu corrigieren. 

Zu diesen nicht durch die Entwicklung der Cultur sondern durch 
einfache Aenderung der subjectiven Ueberzeugungen der maassgebenden 
Gesellschaftskreise hervorgerufenen Veränderungen der socialen Ordnung 
gehören auch diejenigen, die auf dem siegreichen Vordringen eines socialen 
Axioms, wie des Axioms der politischen oder socialen Gleichheit, beruhen. 
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So ist beispielsweise die grosse Ausdehnung, welche das demokratische 
Princip durch Einführung des Referendums und der Initiative sowie perio- 
discher Volkswahlen fast aller Beamten, Geistlichen und Lehrer Ende der 
Sechziger- und anfangs der Siebziger-Jahre dieses Jahrhunderts zuerst im 
Canton Zürich und hernach in dem grössern Theile der übrigen Schweiz 
gewonnen hat, die Folge des siegreichen Vordringens eines politischen 
Axioms, welches das ganze Volk durchdrang und sich durchaus unabhängig 
von allen sonstigen Veränderungen der Cultur entwickelte; denn diese Bewe- 
gung hatte mit der socialdemokratischen nichts zu thun. Die Lohnarbeiter 
standen auch nicht an ihrer Spitze, sondern die Bauern der Agricultur- 
bezirke, welche damals so wenig wie heute den socialdemokratischen Ideen 
huldigen, und neben ihnen Staatsmänner, die heute zu den entschiedenen 
Gegnern der Socialdemokratie gehören. 

Auf der andern Seite führen sehr häufig Veränderungen der 
Cultur zu Veränderungen der Ansichten über die Zweckmässigkeit der 
bestehenden Ordnung, und werden dadurch zu Ursachen der Entwicklung 
dieser letztern. Wir müssen hier jedoch verschiedene Unterabtheilungen 
ausscheiden. 

Der Culturfortschritt auf den Gebieten der consumtiven oder produc- 
tiven Technik, der Pädagogik oder Wirtschaft ist nicht selten durch eine 
gleichzeitige Veränderung der socialen Ordnung in der Art bedingt, dass er 
ohne dieselbe unmöglich wäre. Der moderne Fortschritt der praktischen 
Wirtschaftslehre z. B., der uns die Wichtigkeit der annähernden Constanz 
der Kaufkraft des Geldes zeigt und uns darüber belehrt, wie dieselbe, 
selbst bei ziemlich starken Veränderungen in den Mengen der Edelmetalle, 
mittels einer richtigen Staats- und Bankpolitik aufrecht zu erhalten sei, 
lässt sich nur mit Hilfe einer gleichzeitigen Veränderung der Rechtsnormen 
erlangen. Ebenso bedurfte es, um die Benützung der Dampfkraft zur Beför- 
derung von Personen und Gütern zu ermöglichen, einer Gesetzgebung über 
den Bau und Betrieb der Eisenbahnen. Die praktische Gesellschaftswissen- 
schaft verschmilzt sich in diesen Fällen mit andern praktischen Wissen- 
schaften zu derjenigen einheitlichen Wissenschaft, deren Zweck die Förderung 
des menschlichen Glücks ist und die ich früher praktische Biologie genannt 
habe. In ähnlicher Weise verschmilzt sich die praktische Wirtschafts- 
lehre mit den praktischen productiv-technischen Wissenschaften; denn es 
gibt fast keine einzige technische Anleitung, die nicht zum Theil eine wirt- 
schaftliche wäre. Für die theoretische Wissenschaft sind die durch solche 
Verschmelzungen hervorgerufenen Fortschritte complicierte Erscheinungen. 
die äusserlich in zwei Theile zerfallen, von denen der eine in einer Verän- 
derung der socialen Ordnung bestehende der theoretischen Gesellschafts- 
wissenschaft, der andere eine Veränderung des Wirtschaftens oder der pro- 
ductiven Technik in sich schliessende der theoretischen Wirtschaftslehre 
oder theoretischen Productionstechnik angehört, während sie innerlich so 
enge zusammenhängen, dass keiner ohne den andern zur Entstehung gelangt, 
wie es ja auch viele produetiv-technische Processe gibt. die sich aus: 
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productiver und wirtschaftlicher Thatigkeit zusammensetzen und daher sowohl 
Object der productiv-technischen Wissenschaft als Object der Wirtschafts- 
lehre sind. Ueberhaupt sehen wir hier eben wieder deutlich, dass sowohl 
die praktischen als die theoretischen Wissenschaften vom menschlichen Leben 
einer höhern Einheitswissenschaft nicht entbehren können. Dass diese Ein- 
heitswissenschaft keine andere sein kann als die Biologie, glaube ich früher 
bewiesen zu haben. 

Eine weitere wichtige Unterabtheilung dieser zweiten durch den Ein- 
fluss der Fortschritte der Cultur bedingten Hauptkategorie von Veränderungen 
der Anschauungen über die Zweckmässigkeit der bestehenden socialen Ord- 
nung bilden diejenigen Veränderungen der für die sociale Ordnung maass- 
gebenden Ansichten, die zwar nicht desshalb durch Fortschritte der Cultur 
bedingt werden, weil diese letztern ohne sie undurchführbar sind, wohl aber 
deshalb, weil sie die auf dieselben folgende Wirkung bilden. Eine sociale 
Ordnung, die für eine bestimmte Entwicklungsphase der Cultur vollständig 
passt, kann infolge von culturellen Fortschritten unpassend ja schädlich 
werden, so dass sie einer Umänderung bedarf. Die Neuzeit bietet uns hiefür 
ein schlagendes Beispiel. Es ist noch nicht lange her, dass man eine die 
vollste Freiheit der Concurrenz sichernde sociale Ordnung für das geeig- 
netste Mittel zur Förderung des Gesammtwohls hielt, und zu jener Zeit 
und gegenüber den früher herrschenden Zuständen war diese Ansicht auch 
richtig. Aber die productiv-technischen und wirtschaftlichen Fortschritte, 
die in der Neuzeit zu grossen, mit enormen Productiv-Capitalien versehenen 
Unternehmungen und zur Bildung eines vorher nur in unbedeutender Zahl 
vorhandenen Standes von Lohnarbeitern führten, haben die Verhältnisse so 
geändert, dass heute nur noch Wenige diese Ansicht theilen und Manche 
geradezu eine vollständige Ersetzung des Systems der freien Concurrenz 
durch eine collectivistische Gemeinwirtschaft herbeiwinschen. Ich habe hier 
nicht zu untersuchen, ob die Ansicht dieser letztern sich vom Standpunkte 
des Sein Sollens aus rechtfertige, wohl aber möchte ich constatieren, dass 
die bezeichneten grossen Veränderungen unserer Cultur infolge productiv- 
technischer und wirtschaftlicher Fortschritte solche der socialen Ordnung 
mit Nothwendigkeit im Gefolge haben. weil die frühere sociale Ordnung 
wegen der fraglichen Veränderungen der Cultur ibren Zweck nicht mehr 
in dem Maasse erfüllt wie früher. Bereits hat auch die Gesetzgebung ver- 
sucht, neue, für die stattgefundene Umänderung der Cultur passendere 
sociale Normen zu schaffen. So sind die verschiedenen Fabrikgesetze ent- 
standen. Auch die aus dieser Ursache hervorgegangenen Veränderungen von 
Sitte und Moral sind bedeutender als Viele glauben und eine gehörige wissen- 
schaftliche Forschung würde wahrscheinlich in dieser Richtung zu höchst 
interessanten Ergebnissen führen. Nur das Endresultat der hieraus ent- 
springenden Entwicklung der socialen Ordnung ist heute noch unklar 
und wird je nach dem Parteipunkt, auf dem man steht, verschieden beur- 
theilt. Während die marxistischen Socialdemokraten glauben, dass die bis- 
herigen Aenderungen -nur die ersten Schritte zu einer uns bevorstehenden 
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und eben durch die moderne Umgestaltung der Productions- und Wirt- 
schaftsverhältnisse bedingten Vergesellschaftung aller Productionsmittel 
bilden, sind die Vertheidiger des Individualismus der Meinung, dass jene 
Aenderungen in Bälde einen verhältnismässigen Ruhepunkt erreicht haben 
werden. 

Endlich sind die Veränderungen socialer Normen häufig selbst wieder 
die Ursache weiterer Veränderungen; denn sehr leicht entstehen dadurch 
Widersprüche zwischen einzelnen heilen des Rechts wie zwischen 
allgemeinem und Statutarrecht, oder zwischen Recht und Sitte, Recht und 
Moral, Sitte und Moral. Solche Widersprüche beeinflussen die Anschauungen 
der herrschenden Gesellschaftskreise über die Zweckmässigkeit des einen 
oder andern Theils der sich widersprechenden socialen Normen und führen 
dadurch zu einer Veränderung derselben. Welcher Theil sich verändert, 
richtet sich nach den Umständen des concreten Falles, wobei auch die 
grössere oder geringere Schwierigkeit der Veränderung in Berücksichtigung 
fällt, so dass man z. B. das Recht lieber verändert als dass man die Moral 
umzugestalten sucht. 

Um zu zeigen, dass die bezeichneten Widersprüche keineswegs selten 
sind, will ich im Folgenden diejenigen zwischen Recht und Moral etwas 
näher beleuchten. Das Recht leidet an dem Mangel, dass seine Normen 
die Eigenthümlichkeiten des concreten Falles nicht genügend zu berück- 
sichtigen vermögen, und geräth deshalb oft mit den subjectiven und daher 
dem einzelnen Falle entsprechenden Normen der Moral in einen Wider- 
spruch, der sich nicht immer dadurch heben lässt, dass man das Recht 
besser an die concreten Fälle anpasst. Andere Widersprüche zwischen Recht 
und Moral entstehen, wenn gewisse Normen der Moral nur von einem Theil 
der gleiches Recht besitzenden Gemeinschaft anerkannt werden, während 
der andere Theil entgegengesetzten moralischen Anschauungen huldigt. Wenn 
dann das Recht nur mit der Moral des einen Theils in Uebereinstimmung 
ist, muss es derjenigen des andern Theils widersprechen. Im Allgemeinen 
nimmt zwar auch die Moral eines unter einheitlichem Rechte stehenden 
Volkes leicht eine einheitliche Gestalt an, weil sie den gleichen äussern 
Einflüssen unterliegt. Aber es gibt häufige Ausnahmen von dieser Regel, 
besonders wenn ein Volk keine einbeitliche Religion besitzt, oder seine 
moralischen Anschauungen sich in einer Periode starker Entwicklung befinden, 
so dass ein Theil bereits eine neue Moral angenommen hat, während der 
andere noch die alte festhält. Die Widersprüche zwischen Recht und Moral 
sind umso häufiger, als nicht nur das Recht, sondern auch die Moral sich 
stark verändert. Man glaubt zwar heute noch oft, dass die Veränderungen 
der Moral geringfügig seien, weil sie in der Hauptsache aus dem altruisti- 
schen Trieb der Nächstenliebe herausgewachsen sei; aber selbst wenn 
letzteres der Fall gewesen wäre, wäre die Moral doch bedeutenden Verän- 
derungen unterworfen. Das Princip der Toleranz verschiedener religiöser 
Ueberzeugung ist heute vielfach eine moralische Norm, weil man glaubt, 
dass es gegen die Nächstenliebe verstosse, der religiösen Ueberzeugung 
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Anderer Gewalt anzuthun. Im Mittelalter war man umgekehrt der Ansicht, 
dass die Nächstenliebe Intoleranz verlange, weil man dadurch Denjenigen, 
der irrige religiöse Ansichten hege, vor der ihm drohenden ewigen Ver- 
dammnis retten könne. Ebenso hielt man im Mittelalter jedes Ausleihen 
von Geld gegen Zins als einen Verstoss gegen die Nächstenliebe und daher 
als unmoralisch, während man dies heute nur noch dann annimmt, wenn 
die Nothlage des Borgers benutzt wird. um einen übermässigen Zins zu 
erhalten. Allein die Nächstenliebe ist übeıhaupt nur ein Leitmotiv der Moral, 
das sehr oft, wie bei der geschlechtlichen Moral, stark in den Hintergrund 
tritt. Hier zeigt sich deutlich, dass die Moral auf dem gleichen Grunde 
ruht wie das Recht und die Sitte, nämlich dass sie den Zweck hat, durch 
Beschränkung des Einzelinteresses das Gesammtwohl zu fördern, und dass 
sie deshalb allen denjenigen Veränderungen unterliegt, die durch die Verände- 
rungen der Ansichten über das Gesammtwohl bedingt sind. Je nachdem 
z. B. die Ansicht von der Schädlichkeit oder Nützlichkeit der Vielweiberei 
für das Gesammtwohl überwiegt. gilt dieselbe, sofern nicht das religiöse 
Gebot als maassgebend betrachtet wird, als unmoralisch oder moralisch. 

Was ich bisher über die Ursachen gesagt habe, die zu Veränderungen 
der Ansichten über die Zweckmässigkeit der bestehenden socialen Ordnung 
und dadurch zu Veränderungen derselben führen, ist ein sprechendes Zeugnis 
der ungeheuren Mannigfaltigkeit dieser Ursachen. Und doch habe ich die- 
selben keineswegs vollständig dargestellt, besonders wenn nicht nur die 
nähern sondern auch die entferntern Ursachen Berücksichtigung finden sollen. 
Jeder Einfluss, der auf die Cultur oder die Rasse wirkt, vermag auch die 
sociale Ordnung zu verändern, und diese Einflüsse sind so zahlreich. dass 
sie unmöglich erschöpfend aufgezählt werden können. Es gehören dazu 
sowohl materielle Dinge, wie das Klima, als auch ideelle, wie die apriori- 
stischen socialen Axiome, die sich im Verlaufe der menschlichen Entwick- 
lung durch das Zusammentreffen der Umstände mit dem Wirken genialer 
Männer wie der Stifter grosser Culturreligionen herausbilden, und: die nicht 
selten vom objectiven Standpunkte aus offenbare Irrthümer sind, die später 
allgemein als solche erkannt werden. Auch die praktische Gesellschafts- 
wissenschaft übt theilweise einen selbständigen Einfluss auf die Entwicklung 
der socialen Ordnung aus. Zunächst scheint es allerdings, dass dieselbe 
nur den Einfluss anderer Ursachen wie z. B. der Veränderungen der Pro- 
ductionsverbältnisse vermittle, indem sie die Erkenntnis des Causalzusammen- 
hanges zwischen diesen Ursachen und ihren Folgen rücksichtlich der von 
der Gesellschaft erstrebten allgemeinen Wohlfahrt herbeiführe. Allein, da 
diese Erkenntnis eine mangelhafte sein kann, übt die praktische Gesell- 
schaftswissenschaft dadurch. dass sie dieselbe fördert, auch einen selbstän- 
digen Einfluss aus. Von ihr hängt der Grad dieser Erkenntnis ab sowohl 
hinsichtlich des idealen Ziels der socialen Ordnung als hinsichtlich der 
Mittel zu dessen Erreichung, den socialen Normen und Einrichtungen. 
Freilich darf dieser Einfluss nicht überschätzt werden; denn die beste- 
henden, manchmal recht fehlerhaften Anschauungen über praktische Gesell- 
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schaftswissenschaft verdichten sich leicht zu socialen Dogmen oder Axiomen, 
und besitzen dann eine grosse Constanz und zugleich nicht selten eine 
bestimmte Tendenz, sich nach einer gewissen Richtung hin allmählich weiter 
zu entwickeln, so dass die praktische Gesellschaftswissenschaft sie beinahe 
als feste Factoren der Entwicklung der socialen Ordnung respectieren muss. 

Wir erkennen nunmehr auch, dass die von der deutschen Social- 
demokratie vertretene sogenannte materialistische Geschichts- 
auffassung unrichtig ist. Wenn diese Theorie sich darauf beschränken 
würde, die Idee einer spontanen, dem menschlichen Geschlecht innewohnenden 
Entwicklung zu bekämpfen, und die Entwicklung der Cultur und speciell 
der socialen Ordnung ebenso wie diejenige der Rasse als die alleinige Folge 
von Einwirkungen der Aussenwelt zu erklären, so Hesse sich nicht viel 
dagegen einwenden. Wenn sie aber, wie das thatsächlich geschieht, unter 
Einwirkungen der Aussenwelt nur die materiellen der sog. Productions- 
bedingungen versteht und die ideellen der religiösen Dogmen und socialen 
Axiome nicht als selbständige Factoren der Entwicklung anerkennt, sondern 
für blosse Ausflüsse oder Spiegelbilder der Productionsbedingungen hält, 
so liegt hierin eine grosse und in ihren Wirkungen gefährliche Einseitigkeit. 
Da das menschliche Geschlecht aus niedrigen Anfängen zu seiner heutigen 
Höhe emporgestiegen ist, wird ınan zugeben müssen, dass seine erste Cultur 
vorwiegend materiellen Bedürfnissen entsprungen ist, und Ideen, wie sie 
der christlichen Religion und den humanitären Idealen zugrunde liegen, dabei 
keine Rolle gespielt haben. Aber seit den Anfängen höherer Cultur lässt 
sich ein selbständiger Einfluss idealer Factoren auf diese Cultur und die 
sociale Ordnung im Besondern nicht mehr leugnen. Schon die Entwicklung 
der Cultur des jüdischen Volkes beruhte unzweifelhaft zu einem guten 
Theile auf seiner Religion und der damit verbundenen socialen Ordnung, 
welche beide nicht ausschliesslich aus den Productionsbedingungen heraus- 
gewachsen sein können, denn sonst wäre unerklärlich, wesshalb die Cultur- 
entwicklung bei den Israel benachbarten Nationen, die unter wesentlich 
gleichen Productionsbedingungen lebten, eine ganz andere war. Ebenso ist 
es sicherlich ein Irrthum, wenn man glaubt, dass für die Frage der Ver- 
gesellschaftung der Production einzig die Productionsbedingungen von 
Bedeutung seien. Wie ich schon angedentet habe, üben diese Veränderungen 
zweifellos einen Einfluss auf die sociale Ordnung, aber die Entwicklung der 
letztern hängt noch von andern Momenten ab und nicht am wenigsten von 
unsern Anschauungen über Religion, Menschenwürde, Freiheit und Gleich- 
heit, also von Ideen, die heute als selbständige Factoren des Fortschrittes 
dastehen, obwohl sie wie Alles im menschlichen Leben das Resultat einer 
langsamen Entwicklung sind, bei der auch rein materielle Einflüsse nicht 
gemangelt haben. Wenn an Stelle dieser Anschauungen heute noch die- 
jenigen des Aristoteles herrschten, würden die modernen Fortschritte der 
Production und Wirtschaft statt zu einer Vergesellschaftung der Production 
möglicherweise geradezu zu einer Wiedereinfübrung der Sclaverei führen, 
da diese in manchem Grossbetrieb wieder ebenso rentabel wäre wie zur 
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Zeit der Latifundien, und ein Aristoteles würde zweifellos in diesen Ver- 
hältnissen vortreffliche Argumente finden, um das Institut der Sclaverei zu 
rechtfertigen. Diese Entwicklung ist heute unmöglich, aber in der Haupt- 
sache nicht wegen der Macht des Proletariats, die nicht viel grösser ist als 
im griechischen und römischen Alterthum die Macht der Sclaven, sondern 
wegen der jetzt allgemein herrschenden, alle Classen durchdringenden Ideale 
der Humanität und Gleichheit, obgleich man vielleicht zugeben muss, dass 
das Proletariat infolge einer grössern Bildung seine Interessen etwas besser 
zu wahren vermag als in jener frühern Zeit. Uebrigens sind die Productions- 
bedingungen, die nach der Marxistischen Lehre die ganze übrige Cyltur- 
entwicklung bedingen sollen, selbst ein Erzeugnis der verschiedensten 
materiellen und ideellen Einwirkungen, unter denen namentlich die productiv- 
technischen und wirtschaftlichen Wissenschaften geradeso eine selbständige 
Ursache bilden wie bei der Entwicklung der socialen Ordnung die Gesell- 
schaftswissenschaft. Ä 

Die im Vorigen constatierte ausserordentliche Compliciertheit der 
Ursachen der Entwicklung der socialen Ordnung bewirkt, dass schon die 
einfache causale Erklärung dieser Entwicklung und die daran sich an- 
schliessende Feststellung ihrer Folgen mit Rücksicht auf den erstrebten 
oder den idealen Zweck grossen Schwierigkeiten begegnet. Verhältnismässig 
am leichtesten ist dieselbe beim Gesetzesrechte und denjenigen socialen, 
der Schaffung und Aufrechthaltung des Rechts, der Sitte und Moral dienen- 
den Einrichtungen, die durch Gesetz weiter gebildet werden; denn wir 
können mit ziemlicher Sicherheit feststellen, welche Motive den Gesetzgeber 
zu Veränderungen bewogen haben. Die oft weitläufigen Erörterungen in den 
gesetzgebenden Körpern und in der Presse geben uns hierüber in der Regel 
genauen Aufschluss. Hie und da kommt es wohl vor, dass die tiefern 
Ursachen nicht enthüllt oder gar absichtlich verborgen werden; aber auch 
dann ist es nicht allzu schwierig, dieselben herauszufinden. 

Viel schwieriger sind die Ursachen von Veränderungen der socialen 
Ordnung zu ermitteln, die nicht durch das Gesetz, sondern durch den mehr, 
oder weniger unbewussten Willen der unorganisierten 
Gesellschaft herbeigeführt werden. Insbesondere gilt dies für die 
Normen der Moral. Schon die Ermittlung der jeweilig geltenden Normen 
der Moral ist nicht leicht; denn wenn auch die Lehren der Religion manchen 
Anhaltspunkt hiefür gewähren, so stimmt doch die wirklich herrschende 
Moral keineswegs mit derjenigen überein, die von der Kirche gelehrt wird. 
Nur einlässliche inductive Untersuchungen können uns über die moralischen 
Normen der verschiedenen Zeitperioden und damit über Veränderungen 
der Moral sichern Aufschluss geben. Man thut daher gut, mit diesen Forschungen 
sofort diejenigen über die Ursachen der stattgefundenen Veränderungen zu 
verbinden; denn wie die Erkenntnis der Veränderungen diejenige ihrer 
Ursachen unterstützt, so auch umgekehrt die Erkenntnis der letzten die- 
jenige der erstern. Besonders wichtig ist es, zu ermitteln, wie Veränderungen 
der allgemeinen Weltanschauung und der Religion, sowie stark hervortretende 
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menschliche Leidenschaften, besonders der Krieg und das Streben nach 
Geld und Gut die moralischen Normen beeinflusst haben. 

Was sodann die Fragen anbetrifft, ob es Gesetze der Entwicklung 
der socialen Ordnung gebe und ob sich diese Entwicklung vorausbestimmen 
lasse, so wäre es voreilig, aus der ungeheuren Compliciertheit der Ursachen 
dieser Entwicklung sofort den Schluss zu ziehen, dass keine solchen Ent- 
wicklungsgesetze bestehen und die Entwicklung sich niemals vorausbestimmen 
lasse. Die sociale Ordnung ist ein Theil der Cultur. und die erste dieser 
Fragen fällt daher so ziemlich mit der allgemeinen Frage zusammen, ob 
in der Entwicklung der Cultur bestimmte Gesetze herrschen. Zu warnen 
ist vor einer Verwechslung der Entwicklungsgesetze der Cultur mit den- 
jenigen der menschlichen Rasse oder gar des einzelnen Individuums. Selbst 
Analogieschlüsse, wie wir sie bei Spencer und Schäffle finden, sind 
gefährlich. Auch müssen wir uns sofort gestehen, dass jeder Versuch, der- 
artige Entwicklungsge.etze mittels Deduction aus dem menschlichen 
Zweckstreben zu gewinnen, aussichtslos ist. 

Unser Streben muss sich daher darauf richten, eine zum Ziel führende 
inductive Forschungsmethode ausfindig zu machen. Und eine solche 
besteht, wie hinsichtlich der Entwicklung der Cultur überhaupt, so auch 
hinsichtlich derjenigen der socialen Ordnung. Durch sorgfältige Feststellung 
aller Entwicklungsphasen eines bestimmten, leicht abgrenzbaren Theils der 
socialen Ordnung, wie z. B. der das Verhältnis der beiden Geschlechter zu 
einander regelnden Normen des Rechts, der Sitte und der Moral bei allen 
bekannten Völkern oder wenigstens bei der grossen Mehrzahl derselben 
lassen sich Gleichartigkeiten der Entwicklung finden. Damit sind empirische 
Entwicklungsgesetze aufgedeckt, und wenn es gelingt, die Ursachen dieser 
Entwicklung zu erkennen und diese ebenfalls überall dieselben sind, ist 
jeder Zweifel am Bestehen wirklicher Entwicklungsgesetze beseitigt. Nur 
darf man sich keine grossen Hoffnungen machen, dass durch die Erkenntnis 
solcher Gesetze die zukünftige Entwicklung der socialen Ordnung voraus- 
bestimmbar werde; denn die feststellbaren Entwicklungsgesetze beziehen 
sich fast ausschliesslich auf Entwicklungsperioden, welche die heutigen 
Culturvölker längst hinter sich haben. Zudem ist bei der Forschung nach 
solchen Gesetzen die grösste Vorsicht geboten. Dennoch sind bereits um- 
fassende Versuche in dieser Richtung gemacht worden, und wie das Bei- 
spiel Herbert Spencers zeigt, keineswegs ohne Erfolg. 

Ich habe Herbert Spencer früher als denjenigen Forscher be- 
zeichnet, der neben Schäffle am kräftigsten für eine Gesellschaftswissen- 
schaft im Sinne einer Wissenschaft vom ganzen gesellschaftlichen Leben 
eingetreten sei. Allein wenn wir seine sociologischen Werke genauer prüfen, 
sehen wir, dass deren wichtigste Bestandtheile in Versuchen bestehen, die 
Entwicklung gewisser Theile der socialen Ordnung von ihren ersten 
Anfängen an bei sämmtlichen Völkern causal zu erklären und Gesetze dieser 
Entwicklung ausfindig zu machen. Spencer hat zwar ein Programm, das 
so ziemlich seiner Idee von einer das ganze sociale Leben umfassenden 
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Wissenschaft entspricht; aber im Einzelnen ausgeführt hat er von diesem 
Programm — allerdings in glänzender Weise — nur einen Theil, nämlich 
den bereits erwähnten, sich im Wesentlichen auf dem Gebiete der Erforschung 
der socialen Ordnung bewegenden. Einen Vorwurf wird ihm daraus schon 
desshalb Niemand machen. weil die Erledigung des ganzen von ihm auf- 
gestellten Progranıms die Kraft eines einzelnen Menschen übersteigt. Doch 
daneben besteht wohl auch noch ein innerer Grund, warum er bei seiner 
Darstellung gerade diese Theile des gesellschaftlichen Zusammenwirkens 
bevorzugt hat, so dass eine Feststellung der Entwicklung dieses Zusammen- 
wirkens zu coneumtiv-technischen. productiv-technischen und wirtschaftlichen 
Zwecken. die doch vom Zeitgeiste ebenso dringend verlangt wird, ganz aus- 
gefallen ist, wie er denn z. B. über die Entwicklung des Tausches nichts 
bringt als die Hypothese, dass derselbe aus der Sitte der Geschenke und 
Gegengeschenke entstanden sei, und es gänzlich unterlässt, die weitere Entwick- 
lung, die doch eine der grossartigsten unserer Civilisation ist, auch nur in 
Umrissen zu zeichnen und causal zu erklären. Ich kann diesen Grund nur 
darin finden, dass sich auf diesen Gebieten viel deutlicher als auf d-m- 
jenigen der socialen Ordnung der unzerreissbare Zusammenhang zeigt, in 
dem das gesellschaftliche Zusammenwirken mit der Cultur überhaupt steht, 
so dass es gar nicht möglich gewesen ware, die Untersuchung seiner Ent- 
wicklung von derjenigen der Entwicklung der Cultur überhaupt zu trennen. 
Es wäre deshalb hier die Bedeutung des gesellschaftlichen Zusammen- 
wirkens oder der „Gesellschaft“ weniger deutlich hervorgetreten als auf 
dem Gebiete der socialen Ordnung, d. h. der Gesellschaftswissenschaft im 
engen Sinne des Worts. Daher musste bei der grossen Betonung, die 
Spencer auf das gesellschaftliche Moment legt, die Darstellung der Ent- 
wicklung der socialen Ordnung ihm viel näher liegen als diejenige der 
Entwicklung anderer Seiten des zweckbewussten culturellen Lebens. Dass 
dann eine Untersuchung der Wirkungen dieser Entwicklung auf die generellen 
biologischen Erscheinungen nicht vorgenommen werden konnte, erklärt sich 
aus der Nothwendigkeit. die biologisch-statistische Forschungsmethode für 
diesen Zweck in Anwendung zu bringen, was bei dem in dieser Hinsicht 
heute noch so ausserordentlich mangelhaften Material selbst dann unthunlich 
geweser wäre, wenn Spencer die Absicht gehabt hätte, auf diese Weise 
vorzugehen. So liefert uns denn gerade Spencer einen weitern Beweis 
dafür, dass das menschliche zweckbewusste Culturleben. namentlich auf 
höhern Culturstufen. nicht als Einheit der wissenschaftlichen Untersuchung 
unterstellt werden kann, sondern dass diese Untersuchung verschiedenen 
Specialwissenschaften zugewiesen werden muss, unter denen diejenige, welche 
sich mit der socialen Ordnung und ihrer Entwicklung befasst, allein Gesell- 
schaftswissenschaft genannt zu werden verdient, so sehr auf der andern 
Seite die gegenseitige Abhängigkeit aller dieser Specialwissenschaften eine 
Verbindung derselben durch eine höhere Einheitswissenschaft erfordert. Was 
uns Spencer dargebracht hat. ist im. Wesentlichen und namentlich in 
den gelungensten, auf Induction basierten Partien nicht Gesellschaftswissen- 
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schaft in derjenigen Bedeutung, die er selbst, gestützt auf seine voran- 
gehenden Deductionen, diesem Worte glaubt beilegen zu müssen, sondern 
Gesellschaftswissenschaft in dem engern Sinne einer Wissenschaft von der 
socialen Ordnung. Freilich gehört zu dieser Wissenschaft auf der andern 
Seite dann auch die von Spencer separat behandelte Ethik. 

In welchem Grade die von Spencer und Andern ermittelten Ent- 
wicklungsgesetze der socialen Ordnung echte wissenschaftliche Gesetze sind, 
ist keine ganz leicht zu beantwortende Frage. Jedenfalls sind dieselben an 
Voraussetzungen gebunden, die nicht für jedes Volk und nicht für alle 
Zukunft zutreffen. Die bisherige Entwicklung der socialen Ordnung der 
meisten Culturnationen beruht darauf, dass dieselbe nicht durch äussere 
Bedingungen zurückgehalten oder gar in rückläufge Bewegung versetzt 
werde. Letzteres ist, wie gerade Spencer nachweist, bei gewissen heute 
auf niedrigster Culturstufe stehenden Völkerschaften dadurch bewirkt worden, 
dass sie aus ihren frühern fruchtbareren Wohnsitzen in unwegsame Berg- 
oder Sumpfgegenden verdrängt wurden. Das kann in Zukunft wieder geschehen, 
wenn auch die früher vorhandene Gefahr, dass unsere ganze Cultur dyrch 
den Sieg einer auf niedrigerer Culturstufe stehenden Rasse ausgetilgt werde, 
heute ziemlich dahingefallen ist. Anderseits wird die Weiterentwicklung der 
socialen Ordnung heute in hohem Maasse durch die Entwicklung in pro- 
ductiv-technischer und wirtschaftlicher Hinsicht bestimmt, wodurch dieselbe 
mehr als früher von Factoren abhängig wird, deren Veränderung sich unserer 
Voraussicht entzieht. Hauptsächlich aus diesem Grunde scheint es mir für 
die nächstfolgende Entwicklung der socialen Ordnung keine sichern Ent- 
wicklungsgesetze zu geben. Was in dieser Richtung feststeht, ist höchstens 
das allgemeine Gesetz, dass auch in der socialen Ordnung die Entwicklung 
vom Einfachen zum Complicierteren fortschreitet. Spencer hat auch nie 
beabsichtigt, durch Auffindung von Entwicklungsgesetzen die Vorausbestim- 
mung der zukünftigen Entwicklung der socialen Ordnung zu fördern. Sein 
Hauptzweck und grösstes Verdienst liegt überhaupt nicht in der Entdeckung 
solcher Gesetze, sondern in der einfachen, aber die ganze Menschheit um- 
fassenden causalen Erklärung der Entwicklung der socialen Ordnung. 

Gehen wir nun zur nähern Untersuchung der letzten Aufgabe der 
theoretischen Gesellschaftswissenschaft über, die darin besteht, festzustellen, 
unter welchen Voraussetzungen sich Veränderungen der socialen Ordnung 
vorausbestimmen lassen. Die Vorausbestimmbarkeit der Entwicklung 
der socialen Ordnung scheint mit der Idee der Verursachung dieser Ent- 
wicklung durch das menschliche Zweckstreben in einem unvereinbaren 
Widerspruche zu stehen, denn es gibt nichts weniger Vorausbestimmbares 
als der durch dieses Zweckstreben geleitete Wille der die sociale Ordnung 
beherrschenden organisierten und unorganisierten Gesellschaft. Durch 
Aenderungen der Anschauungen über Ziel und Mittel der socialen Ordnung, 
die ihrerseits von der Entwicklung der ganzen Cultur sowie der Rasse 
bedingt sind, wird dieser Wille sehr häufig in eine unmöglich voraus- 
zusehende Richtung gedrängt. Der Mensch des vorigen Jahrhunderts hätte nie- 
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mals auf Grund selbst der vollständigsten causalen Erkenntnis der Entwick- 
lung der Vergangenheit und ihrer Gesetze die sociale Ordnung der Gegen- 
wart vorausbestimmen können, weil er aus der Vergangenheit keine Kenntnis 
der ungeheuren technischen Erfindungen schöpfen konnte, welche die Ent- 
wicklung der modernen Cultur sowohl im Allgemeinen als hinsichtlich der 
socialen Ordnung in so hohem Maasse beeinflusst haben. 

Dennoch kann es vorkommen, dass man die zukünftige Entwicklung 
der socialen Ordnung in gewisser Hinsicht voraussehen kann. Wir dürfen 
bisweilen erwarten, dass der Entwicklungsgang der socialen Ordnung eines 
Volkes sich ähnlich gestalten werde wie der uns schon bekannte eines 
andern in der Cultur weiter vorgeschrittenen. Ganz besonders gilt dies für 
die Neuzeit, weil heute die Entwicklung der verschiedenen Völker mehr 
als früher eine gleichartige ist. Nicht nur in örtlicher Ausdehnung entwickeln 
sich gegenwärtig vermöge des viel engern und leichtern Verkehrs die Völker 
gleichmässiger, sondern es nehmen aus dem gleichen Grunde die zurück- 
gebliebeneren aie vorgeschritteneren eher zu ihrem Vorbilde, so dass sehr oft 
ein in der Entwicklung der socialen Ordnung zurückgebliebenes Volk ziemlich 
genau dieselbe Entwicklungsphase durchmacht, die ein weiter vorgeschrittenes 
bereits hinter sich hat. In jedem solchen Falle lässt sich daher, gestützt auf 
unsere Kenntnis der Entwicklung des vorgeschritteneren Volkes, der Gang 
der zukünftigen Entwicklung des zurückgebliebenen annähernd voraus- 
bestimmen, wenn nicht ganz besondere Ereignisse hemmend dazwischen treten. 

Ausserdem gibt es noch einen zweiten Grund, der uns gestattet, hie 
und da die künftige Entwicklung der socialen Ordnung vorauszusehen. 
Manche Factoren, welche die sociale Ordnung einer gewissen Zeitperiode 
bestimmen, die productive Technik, die Wirtschaft und die die Geister 
beherrschenden religiösen und socialen Axiome besitzen nicht bloss ein sehr 
starkes Beharrungsvermögen, sondern ihre allmähliche Veränderung hat 
auch sehr oft für längere Zeit eine bestimmte, dem scharfsinnigen Beob- 
achter erkennbare Tendenz. Daraus ergibt sich bisweilen die Möglichkeit, 
die zukünftige Entwicklung der socialen Ordnung annähernd vorauszu- 
bestimmen, obschon ebenso wie oben unvorherzusehende Ereignisse derselben 
eine andere Richtung geben können. 

Wenn wir übrigens den allgemeinen Satz, dass die zukünftige Ent- 
wicklung der socialen Ordnung sich wegen der Mannigfaltigkeit der maass- 
gehenden Factoren nicht vorausbestimmen lasse, nach dem soeben Gesagten 
in zwei Richtungen einschränken müssen, so bezieht sich doch diese Ein- 
schränkung nur auf die nähere, nicht selten sogar nur auf die aller- 
nächste Zukunft. Die Entwicklung der socialen Ordnung in fernerer 
Zukuuft vermögen wir niemals auch nur annähernd vorauszusehen. 


Vil. Die Aufgaben der modernen praktischen Gesellschafts- 
wissenschaft. 
Zum Schlusse habe ich zu zeigen, welche Aufgaben der praktischen 
Gesellschaftswissenschaft obliegen, wenn ihr einmal eine theore- 
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tische Gesellschaftswissenschaft, sowie eine Biologie der menschlichen Rasse 
und ihrer einzelnen Völker zur Seite stehen, die sich auf der Höhe der 
Wissenschaft befinden, und insbesondere in vollem Maasse von der biologisch- 
statistischen Forschungsmethode Gebrauch machen. Diese Zeit wird, wie 
ich hoffe, nicht allzu lange auf sich warten lassen. Dann wird auch die 
Bedeutung der praktischen Gesellschaftswissenschaft 
für das Leben eine grössere sein als heute, nicht nur wegen der grössern 
Vollkommenheit ihrer Resultate, sondern auch wegen der Möglichkeit, in 
den Hauptpunkten eine für alle Culturstaaten Geltung besitzende Wissen- 
schaft zu schaffen. Während bis zur heutigen Stunde fast für jeden Staat 
eine besondere praktische Gesellschaftswissenschaft besteht, wird sich dann, 
Dank der sich immer einheitlicher gestaltenden Cultur, hinsichtlich aller 
wichtigeren Materien eine bis zu einem gewissen Grade für den ganzen 
grossen Völkercomplex der europäisch-amerikanischen Civilisation Geltung 
besitzende einheitliche praktische Gesellschaftswissenschaft aufstellen lassen, 
wenn auch jeder Staat daneben immer noch eine nur für ihn geltende 
besondere derartige Wissenschaft wird betreiben müssen. 

Ueber das ideale Ziel, das heute ebenso sehr wie früher mittels der 
praktischen Gesellschaftswissenschaft erstrebt werden soll, habe ich mich 
bereits ausgesprochen. Es ist daher hier nur noch zu untersuchen, in 
welchem Umfange wir jetzt — im Gegensatze zu früherer Zeit — imstande 
sind, durch eine fortschrittliche Entwicklung der socialen Ordnung die 
besten Mittel zur Erreichung dieses Ziels aufzufinden. 

Um diese Frage beantworten zu können, müssen wir davon ausgehen, 
dass die praktische Gesellschaftswissenschaft noch ebenso wie früher ihr 
Ziel nur durch Verbesserungen einer schon bestehenden 
socialen Ordnung zu erreichen vermag, die, wie ich im vorigen Capitel 
ausgeführt habe, entweder in Verbesserungen von der Schaffung und Durch- 
führung der socialen Normen dienenden Einrichtungen bestehen, oder in 
Veränderungen der socialen Normen selbst, was freilich sehr häufig 
wesentliche Veränderungen jener Einrichtungen erfordert, weil Veränderungen 
der socialen Normen nur dann von Vortheil sind, wenn es gelingt, ihre 
Herrschaft im Leben durch äussern oder innern Zwang zu sichern. Dabei 
ist auch noch die weitere Frage zu prüfen, ob der für die Durchführung neuer 
Rechtsnormen nothwendige starke äussere Zwang kein grösseres Uebel 
sei als dasjenige, das man dadurch beseitigen will. Den anarchistischen 
Bestrebungen liegt das richtige Gefühl zugrunde, dass jeder äussere Zwang, 
insbesondere aber der Rechtszwang an sich ein Uebel sei. Sie sind nur 
deshalb irrig, weil sie diesen Zwang in allen Fällen für ein grösseres 
Uebel halten als den Mangel der socialen Norm, die eben ohne Zwang nicht 
bestehen kann. Aber auf der andern Seite wird heute in vielen Culturstaaten 
zu wenig berücksichtigt, dass der äussere Zwang an sich nachtheilig ist 
und seine Nachtheile umso grösser werden, je mehr es zu seiner allgemeinen 
Durchführung gerichtlicher und polizeilicher Hilfe bedarf. Wir haben eine 
Menge Gesetze, die wegen des zu ihrer Aufrechtlialtung erforderlichen 
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Zwanges mehr Schaden stiften, als sie durch die an sich gerechtfertigte 
Ordnung gewisser Verhältnisse nützen. Nicht selten ist es daher vorzuziehen, 
statt neue rechtliche Normen mit neuem Rechtszwang einzuführen, die- 
jenigen Institutionen zu verstärken, die eine den gleichen Zwecken dienende 
Sitte oder Moral stärken, beziehungsweise neu schaffen. Es sind daher 
viele, meist sehr complicierte Untersuchungen zu veranstalten, um zu einem 
Entscheid darüber zu gelangen, welche Veränderungen der socialen Ordnung 
im Interesse des anzustrebenden idealen Zieles liegen. Aus diesem Grunde 
lassen sich auch keine allgemein giltigen Grundsätze über die anzuwendenden 
Forschungsmethoden aufstellen, sondern die Art und Weise der 
Forschung hat sich den concreten Verhältnissen anzubequemen. Das Haupt- 
princip muss immer bleiben, weder inductive noch deductive Methoden 
ausschliesslich zu verwenden, sondern beide zu gegenseitiger Verification 
zu benützen. Aber nicht immer sind alle theoretisch möglichen Methoden 
praktisch verwendbar. Zudem entsteht die Frage, in welcher Reihenfolge 
die verschiedenen Methoden zur Anwendung zu bringen seien, ob die induc- 
tiven den deductiven voranzugehen haben oder umgekehrt. 

Zuerst ein Wort über die zwei verschiedenen, in der Theorie gedenk- 
baren und auch sehr oft praktisch anwendbaren inductiven Forschungs- 
methoden. 

Die erste dieser beiden Forschungsmethoden ist diejenige, die ich die 
Forschungsmethode nach Analogien oder den Analogie- 
schluss nennen will. Sie besteht darin, dass man, nachdem man eine 
unter ähnlichen Verhältnissen an einem oder mehreren andern Orten, in 
Gegenwart oder Vergangenheit, vorgenommene Veränderung der socialen 
Ordnung entdeckt und sodann festgestellt oder wahrscheinlich gemacht hat, 
dass dieselbe dem idealen Zweck entsprechende Wirkungen geübt hatte, 
daraus den Wahrscheinlichkeitsschluss zieht, dass dieselbe im concreten 
Fall, für den eine Verbesserung der socialen Ordnung gesucht wird, ähn- 
liche Wirkungen haben werde. Es ist somit ein durch Analogien gewonnener 
logischer Schluss bezüglich eines dem erstrebten Ziele günstigen Causal- 
zusammenhanges zwischen einer bestimmten Veränderung der socialen Ord- 
nung und ihren Wirkungen, also ein Analogieschluss, worauf die Forschungs- 
methode beruht. 

Die Hauptvoraussetzung der Anwendbarkeit der Forschungsmethode 
nach Analogie liegt in der Möglichkeit, einen Causalzusammenhang zwischen 
der Veränderung der socialen Ordnung, deren analoge Anwendbarkeit man 
prüfen will, und solchen Veränderungen genereller biologischer Erscheinungen 
herzustellen, aus denen sich ein Schluss auf ihre ideale Zweckmässigkeit 
ziehen lässt. Dieser Causalzusammenhang ist am besten mittels der 
biologisch-statistischen Forschungsmethode zu finden, welche ich früher 
ausführlich beschrieben habe. Wenn derselbe dann auch noch durch 
deductiven Schluss wahrscheinlich gemacht werden kann, gewinnt man 
dadurch in der Regel eine Feststellung, die wegen ihrer Bestätigung 
durch zwei verschiedene Forschungsmethoden eine starke Vermuthung der 
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Richtigkeit für sich hat. Ist die biologisch-statistische Forschungsmethode 
ausgeschlossen, so muss man sich entweder ganz auf Deduction beschranken 
oder den Versuch machen, dieselbe durch eine andere sich uns nicht selten 
darbietende, wenn auch schwächere Induction zu stützen. Dies geschieht, 
indem wir erforschen, welche Motive die Gesellschaft, insbesondere beim 
Gesetzesrechte den Gesetzgeber, geleitet haben, an jenen andern Orten und 
zu jenen andern Zeiten, wo wir die fragliche Veränderung der socialen 
Ordnung finden, dieselbe einzuführen. Mit Hilfe einer gehörig entwickelten 
theoretischen Gesellschaftswissenschaft ist dies, wie wir wissen, in der Regel 
nicht allzu schwer festzustellen, da die Ermittlung der Motive, d. h. der 
nächsten Ursachen der Entwicklung der socialen Ordnung zu den Aufgaben 
dieser Wissenschaft gehört. Dadurch wird eine Wahrscheinlichkeit geschaffen, 
dass jene Motive, namentlich wenn sie in mehrfachen Fällen immer zu der 
gleichen Veränderung der socialen Ordnung geführt haben, einer richtigen 
Schlussfolgerung entspringen. und daher die auf ihnen beruhende Verände- 
rung der socialen Ordnung Wirkungen äussert, die dem verfolgten Zwecke 
entsprechen. Thatsächlich rechtfertigen denn auch die heutigen Gesetzgeber 
ihre Gesetzesvorschläge mit Vorliebe damit, dass dieselben schon vielfach 
anderswo Gesetz geworden seien und zwar aus Motiven, die dem von 
ihnen verfolgten gerechtfertigten Zwecke entsprechen. 

Man wird vielleicht gegen die Zulässigkeit des Analogieschlusses ein- 
wenden, die die Entwicklung der socialen Ordnung bestimmenden Factoren 
seien, wie ich früher selbst auseinandergesetzt habe, so mannigfach, dass 
sich die gleichen Constellationen niemals einfach wiederholen, wesshalb 
das Eintreten von bestimmten Wirkungen auf Grund einer bestimmten Ver- 
änderung der socialen Ordnung nichts dafür beweise, dass in einem andern 
Falle die gleiche Veränderung die gleiche Wirkung haben werde. Ich habe 
mich daher auch bereits dahin ausgesprochen, dass eine Vorausbestimmung 
der Entwicklung der socialen Ordnung im Allgemeinen unmöglich sei. Nun 
ist aber das zukünftige „Sein Sollen“, um dessen Vorausbestimmung es 
sich hier handelt, doch insofern leichter zu ermitteln als das zukünftige 
Sein, als wenigstens ein Factor, der im letzteren Falle sich nicht sicher 
berechnen lässt, im ersteren vollständig klar und bestimmt ist. Es ist dies 
das durch die sociale Ordnung erstrebte Ziel. Sodann handelt es sich bei 
dem in Frage kommenden Analogieschluss nicht um eine Vorausbestimmung 
der Wirkungen einer Veränderung der socialen Ordnung in der Weise, dass 
man einfach auf Grund der in einem oder mehreren andern Fällen einge- 
tretenen Wirkung den Schluss zieht, dass die gleiche Ursache, d. h. die 
gleiche Veränderung der socialen Ordnung die gleiche Wirkung haben werde, 
sondern nur um Anwendung der dadurch gewonnenen und durch deductives 
Denken verstärkten Erkenntnisse auf einen vielleicht in mancher Hinsicht 
verschiedenen concreten Fall, wobei die durch die Verschiedenheit der gege- 
benen Factoren bedingten Unterschiede selbstverständlich zu berücksichtigen 
sind. Dass das oft sehr schwierig ist, muss zugegeben werden; aber unmög- 
lich ist es nicht. Endlich habe ich ja ebenfalls früher auseinandergesetzt, 
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dass die Vorausbestimmung der für die Entwicklung der socialen Ordnung 
der nähern und nächsten Zukunft maassgebenden Factoren keineswegs 
absolut ausgeschlossen ist, und beim fraglichen Analogieschluss sind es 
immer bloss die über die Veränderung der socialen Ordnung der nächsten 
Zukunft entscheidenden Factoren, die bekannt sein müssen, um festzustellen, 
ob eine in andern Fällen dem idealen Zweck förderliche Veränderung der 
socialen Ordnung gleiche oder ähnliche Wirkungen ausüben werde, oder 
welche Modificationen angebracht werden müssen, damit solche Wirkungen 
eintreten. 

Absolut ausgeschlossen ist die Forschungsmethode nach Analogie 
nur da, wo für die Entwicklung der socialen Ordnung ganz neue Factoren, 
die in der Vergangenheit noch nie irgend welchen Einfluss auf dieselbe 
ausgeübt haben, wesentlich in Betracht fallen. In diesen Fällen, sowie da, 
wo die Forschungsmethode nach Analogien mangels der für ihre Anwendung 
erforderlichen statistischen oder geschichtlichen Constatierungen ausgeschlossen 
ist, und endlich auch in Concurrenz mit derselben, kann nicht selten eine 
andere inductive Forschungsmethode zur Anwendung gebracht werden, 
das Experiment. Das Experiment ist in der praktischen Gesellschafts- 
wissenschaft principiell ebenso zulässig wie in jeder andern Wissenschaft. 
Nur gilt für die Schlussfolgerung, welche aus dem durch das Experiment 
festgestellten zeitlichen Zusammentreffen einer Veränderung der socialen 
Ordnung mit Veränderungen genereller biologischer Erscheinungen gezogen 
wird, dasselbe, was für jede Schlussfolgerung aus dem zeitlichen Zusammen- 
treffen solcher Veränderungen. Immerhin wird dieselbe, wenn das fragliche 
Zusammentreffen die Folge eines Experiments ist, dadurch erleichtert, dass 
die nothwendigen Constatierungen mit grösserer Sicherheit und Genauigkeit 
vorgenommen und auf ein möglichst passendes Gebiet beschränkt werden 
konnten. Will man z. B. untersuchen, welche Wirkungen die Einführung 
einer neuen Rechtsnorm auf generelle biologische Erscheinungen ausübe, 
deren Veränderung im Interesse des idealen Zieles der praktischen Gesell- 
schaftswissenschaft erstrebt wird, so macht man diese Rechtsnorm für ein 
Gebiet zum Gesetze, das hinsichtlich Constatierung dieser Veränderungen 
mit Hilfe der Statistik die besten Aussichten eröfinet und zugleich die 
grösste Garantie bietet, dass nicht andere schwer bemessbare Einflüsse den 
Schluss auf den Causalzusammenhang aus dem post hoc ergo propter hoc 
stören, und bestimmt sodann diese generellen biologischen Erscheinungen 
sorgfältig sowohl für die Zeit vor Geltung des neuen Gesetzes als auch 
für diejenige nachher. Sicherlich hat das auf diese Weise geleitete Experi- 
ment als inductive Forschungsmethode der praktischen Gesellschaftswissen- 
schaft eine grosse Zukunft; denn viele höchst wichtige Veränderungen der 
socialen Ordnung können dadurch auf ihre Zweckmässigkeit geprüft werden. 
Ich erinnere nur an die immer noch streitige Frage der Regelung der 
Prostitution. Der einzige Weg, um hier zu sichern Resultaten zu gelangen, 
ist meiner Ansicht nach ein gleichzeitig in verschiedenen Städten vor- 
genommenes Experiment mit den verschiedenen in Vorschlag gebrachten 
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Systemen, wobei schon vorher genau festzustellen ist, welche generellen 
biologischen Erscheinungen auf ihre während der Zeit des Experiments ein- 
tretenden Veränderungen zu erforschen sind. 

Natürlich hat die Anwendbarkeit des Experiments in der praktischen 
Gesellschaftswissenschaft ihre Grenzen. Doch sind dieselben weiter gesteckt, 
als man gewöhnlich glaubt. Wenn z. B. eine Veränderung des Rechts von 
einer mächtigen Partei leidenschaftlich erstrebt wird, und man glaubt, dass 
diese Veränderung infolge einer dauernden oder vorübergehenden Herrschaft 
dieser Partei früher oder später einmal Gesetz werden könnte, ist das 
Experiment auf beschränktem Gebiete selbst dann zu empfehlen, wenn die 
zur Zeit noch herrschende Gegenpartei davon entschiedene Nachtheile 
erwartet; denn diese Nachtheile sind unter allen Umständen weit kleiner 
als diejenigen, welche eintreten, wenn die fragliche Gesetzesänderung eine 
allgemeine und zugleich das Resultat eines mit Jeidenschaftlicher Gewalt 
geführten Classenkampfes ist. Viele Experimente, wie z. B. diejenigen 
auf dem Gebiete der Zollgesetzgebung, lassen sich freilich nur auf dem 
gesanımten Staatsgebiete ausführen und fallen dann mit einer wirklichen 
Veränderung der socialen Ordnung factisch zusammen; allein selbst in diesen 
Fällen hat das Experiment einen Vorzug vor der definitiven Gesetzes- 
änderung darin, dass nicht alle Brücken zur Rückkehr in den frühern Zu- 
stand abgebrochen und dass zugleich von vornherein alle Vorbereitungen 
getroffen sind, um die Wirkungen der Gesetzesänderung zu ermitteln, so 
dass eine Constatierung dieser Wirkungen und die im Falle des Misslingens 
stattzufindende neue Veränderung des Rechts in der Regel leicht und sicher 
herbeizuführen ist. Immerhin liegt darin, dass viele Experimente sich auf 
das gesammte Staatsgebiet erstrecken müssen, ein Grund, wesshalb sich 
Grossstaaten im Allgemeinen weniger dafür eignen, als Kleinstaaten. Ganz 
besonders günstigen Boden bietet derartigen Experimenten die Schweiz mit 
ihren immer noch theilweise souveränen 22 oder richtiger 24 Cautonen, 
zumal bei ihr die allgemeine politische Bildung und die relative Leiden- 
schaftslosigkeit ihrer Bevölkerung die mit dem Misslingen verbundenen 
Gefahren verringern. Die Schweiz gilt in der That schon heute als das 
Experimentierfeld Europas, und wenn auch bisher die von ihr vorgenom- 
menen Experimente keineswegs so geleitet worden sind, wie es die Wissen- 
schaft verlangen muss, so wird dies in Zukunft sicherlich besser werden 
und wird dann in ihr noch manches sociale Experiment unbedenklich statt- 
finden dürfen, das anderswo mit grossen Gefahren verbunden wäre. 

Untersuchen wir nunmehr die verschiedenen Wege, auf welchen 
durch gemeinsame Benützung der beiden soeben erörterten induc- 
tiven Forschungsmethoden des Analogieschlusses und des Experiments, 
sowie mittels deductiver Forschungen vorgegangen werden kann, 
um festzustellen, welche Veränderungen der socialen Ordnung im concreten 
Falle am besten geeignet sind, ihr ideales Ziel zu fördern, das, wie wir 
früher gesehen haben, im Fortschritt der ınenschlichen Rasse beziehungs- 
weise eines Theils derselben, einer bestimmten staatlichen Gemeinschaft, 
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besteht. Wir können hauptsächlich zwei verschiedene Arten des Vorgehens 
unterscheiden. Entweder versuchen wir zuerst einen Rückschritt oder Still- 
stand der Rasse beziehungsweise eines einzelnen Volkes in irgend einem 
wesentlichen Punkte zu constatieren, um dann die Veränderungen der socialen 
Ordnung auszumitteln, die geeignet sind. an Stelle dieses Rückschritts 
oder Stillstands den Fortschritt zu setzen, oder wir stellen sofort die Frage, 
ob eine bestimmte Veränderung der socialen Ordnung einen Fortschritt bedeute. 

Rückschritt cder Stillstand der Rasse lässt sich am besten dadurch 
feststellen, dass man, wenn möglich mittels der biologisch-statistischen 
Forschungsmethode, in der letzten Zeit stattgefundene Veränderungen gene- 
reller biologischer Erscheinungen ermittelt, die den Schluss auf einen statt- 
gefundenen Rückgang oder Stillstand gestatten. Dazu gehören auch Ver- 
änderungen der Cultur, obschon wir leider noch nicht wissen, in welchem 
Grade die durch die Cultur erworbenen Eigenschaften durch Vererbung, 
ohne Mitwirkung der Erziehung, auf die Nachkommenschaft übergehen, und 
obschon es sehr schwierig ist, die Einwirkungen der Cultur auf die Rasse 
zu bestimmen, die sich auf den Weg der Auslese vollziehen; denn bei Beur- 
theilung der Folgen wichtiger cultureller Veränderungen dürfen wir sehr 
oft mit allem Vertrauen auf unser Gefühl abstellen. Man ist z. B. allgemein 
darüber einig, dass ein Rückgang der moralischen und rechtlichen Gefühle, 
wie er sich unter Anderm in der Vermehrung der Verbrechen kundgibt, 
einen Rückgang der Rasse bedeute, obwohl man sich heute noch keinen 
sichern Aufschluss über die Folgen dieser Thatsache für die menschliche 
Entwicklung zu geben vermag. Ebenso ist man darüber einig, dass ein 
allgemeiner mässiger Wohlstand, dessen Vermehrung oder Verminderung 
heute ziemlich leicht statistisch festgestellt werden kann. dem Fortschritt 
unserer Rasse vortheilhaft sei, während starke Differenzierung der Bevöl- 
kerung in Reiche und Arme denselben beeinträchtigen. Es ist zudem vor- 
auszusehen, dass schon die nächste Zukunft uns weitere wissenschaftliche 
Aufschlüsse über die Möglichkeit, Rückschritte unserer Rasse mittels der 
biologisch-statistischen Methode zu constatieren, bringen wird. Derartige 
Constatierungen als Ausgangspunkte zu socialen Reformen werden daher 
immer häufiger werden. Manchmal sind dieselben freilich nicht einmal 
nothwendig, sondern die Thatsache eines Rückschritts wird uns durch 
irgend einen Zufall oder durch Ermittlungen, die zu andern Zwecken statt- 
gefunden haben, zur unumstösslichen Gewissheit. Wenn z. B. bei Anlass 
einer zu Steuerzwecken vorgenommenen Untersuchung der Wohnungen einer 
Stadt offenbar wird, dass die Armen schlechter wohnen als früher oder 
wenn die Untersuchung der Recruten uns zeigt, dass die körperliche Tüch- 
tigkeit der Jugend zurückgegangen ist, so sind damit Veränderungen 
srenereller biologischer Erscheinungen festgestellt, die einen Rückschritt der 
Rasse bedeuten, und daher die Grundlage für weitere Untersuchungen der 
praktischen Gesellschaftswissenschaft bilden können. 

Die Ursachen eines auf diese Weise constatierten Rückschritts oder 
Stillstands unserer Rasse können verschiedener Art sein. Nicht selten liegen sie 
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sogar in Fortschritten der Cultur namentlich auf productiv-technischem und 
wirtschaftlichem Gebiete. Demgemiss gibt es auch vielfache Gegenmittel. 
Dieselben sind bisweilen rein technischer, wirtschaftlicher oder pädagogischer 
Natur, so dass es zu ihrer Anwendung keiner Veränderung der socialen 
Ordnung bedarf. In der Regel ist jedoch eine solche Veränderung noth- 
wendig, sei es für sich allein, sei es in Verbindung mit technischen, wirt- 
schaftlichen oder pädagogischen Maassregeln. Im letztgenannten Falle steckt 
die Hauptschwierigkeit meistens weniger darin, die passenden technischen, 
wirtschaftlichen oder pädagogischen Mittel zu finden. als darin, durch eine 
richtige Fortentwicklung der socialen Ordnung den Egoismus der Einzelnen 
oder der Gemeinschaften. der der Anwendung dieser Mittel im Wege steht, 
zu brechen. In der Auffindung der am besten zum Ziele führenden Ver- 
änderungen der socialen Ordnung besteht nun die weitere Aufgabe der 
praktischen Gesellschaftswissenschaft und zwar, wenn irgend wie möglich, 
unter Anwendung der beiden oben beschriebenen inductiven Forschungs- 
methoden in Verbindung mit Deductionen aus allen uns zu Gebote stehen- 
den Wissenschaften, die ja allerdings in letzter Instanz auch wieder aus 
Inductionen hervorgegangen sind. 

Bevor ich näher darauf eintrete, wie die verschiedenen Untersuchungs- 
methoden zu diesem Zwecke mit einander zu verbinden sind, noch einige 
Worte über den zweiten Weg, den die Forschung einschlagen kann, um 
einzelne Aufgaben der praktischen Gesellschaftswissenschaft zur Lösung zu 
bringen. Die Untersuchung beginnt hier mit der Stellung der Frage, ob 
eine bestimmte Veränderung der socialen Ordnung, die in der Regel ent- 
weder bereits irgendwo verwirklicht ist, oder auf einem den Gedankengang 
der Gegenwartsgeneration beherrschenden socialen Axiom beruht, als eine 
Verbesserung hinsichtlich des idealen Zieles zu betrachten sei, und ist 
beendet, wenn diese Frage beantwortet ist. Die Forschungsmethoden, welche 
angewendet werden müssen, um sie zu beantworten, sind wie im vorigen 
Falle die Forschungsmethode nach Analogien und das Experiment in Ver- 
bindung mit Deductionen, mit dem Unterschiede, dass, während dort nach- 
theilige Veränderungen genereller biologischer Erscheinungen die gegebenen 
Factoren sind. und die zu ihrer Beseitigung führende Veränderung der 
socialen Ordnung gesucht werden muss, hier eine Veränderung der socialen 
Ordnung der feste Punkt ist, und die daraus hervorgehenden Veränderungen 
genereller biologischer Erscheinungen, die über ihre Zweckmässigkeit ent- 
scheiden, gesucht werden müssen. 

Auf den’ beiden soeben beschriebenen Wegen der Untersuchung wird 
nach Feststellung der den festen Punkt bildenden Thatsachen mit deductiven 
Schlussfolgerungen begonnen. Im erstgenannten Falle liefert uns die Deduction 
zuerst eine Hypothese für die zur Hebung des constatierten Riickschrittes 
oder Stillstandes der Rasse zweckmässigste Veränderung der socialen 
Ordnung, an deren Hand sodann ein Experiment vorgenommen werden oder 
concrete Fälle gesucht werden können, in denen diese Veränderung der 
socialen Ordnung bereits besteht oder bestanden hat, so dass sich der mit 
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Hilfe der Deduction vermuthete Causalzusamm'nhang zwischen derselben 
und der Hebung des fraglichen Rückschrittes oder Stillstandes mittelst 
eines Analogieschlusses feststellen lässt. Im zweiten Falle dagegen schafft 
die Deduction zuerst eine Hypothese dafür, dass eine bestimmte Veränderung 
der socialen Ordnung generelle biologische Erscheinungen in einer dem 
idealen Ziel günstigen Weise beinflusse, welche Hypothese dann wiederum 
durch eine der beiden inductiven Forschungsmethoden des Analogieschlusses 
oder Experimentes oder auch durch beide mit einander zu verificieren ist 
Wir ersehen hieraus, welche grosse Bedeutung in beiden Fällen der Deduction 
zukommt, und zugleich dass diese, indem sie durch Schaffung einer Hypo- 
these eine Wahrscheinlichkeit für das Bestehen des Causalzusammenhanges 
zwischen einer Veränderung der socialen Ordnung und Veränderungen 
bestimmter genereller biologischer Erscheinungen herstellt, dadurch der 
Induction den Weg zeigt, den sie beschreiten muss, um diese Wahrschein- 
lichkeit zu einer bald grösseren bald geringen Gewissheit zu erheben. In 
der Regel können die beiden inductiven Forschungsmethoden des Analogie- 
schlusses und Experimentes ohne eine vorausgehende Schaffung solcher 
einzig durch Deduction aus anderen Wissenschaften zu gewinnender Wahr- 
scheinlichkeitsresultate gar nicht zur Anwendung gebracht werden. weil man 
ohne sie nicht weiss, welche Veränderungen der socialen Ordnung man im 
ersten Falle und welche Veränderungen genereller biologischer Erscheinungen 
im zweiten den vorzunehmenden ‘nductiven Feststellungen zugrunde zu 
legen hat. 

Ich will versuchen, diese Bedeutung der Deduction an einem Beispiel 
noch klarer zu machen, und zwar zugleich für die beiden im Vorigen unter- 
schiedenen Wege der Forschung. 

Eine wichtige Frage für verschiedene europäische Staaten ist heute, 
ob der Getreidezoll einzuführen, oder wenn er schon besteht, zu erhöhen sei. 
Dieselbe kann auftauchen, ohne dass besondere Uebelstände sich fühlbar 
machen, einfach weil andere Staaten jenen Zoll eingeführt oder erhöbt haben, 
und man denkt, es sei besser, möglichen Nachtheilen vorzubeugen, als diese 
zuerst eintreten zu lassen und erst dann zu beseitigen. Ihr Auftauchen 
kann aber auch die Folge eines Rückganges des Getreidebaues sein, 
also einer culturellen Veränderung, die man als eine generelle biologische 
Veränderung zu betrachten hat tnd vom patriotischen Standpunkte aus 
unter gegebenen Verhältnissen als dem Fortschritt nachtheilig halten darf. 
Im ersteren Falle ist es unsere nächste Aufgabe, die Folgen eines Getreide- 
zolles für die Staatswohlfahrt in ihren Wirkungen, den Veränderungen 
genereller biologischer Erscheinungen, festzustellen, im letzteren, die Mittel 
zur Hebung des Rückganges des Getreidebaues aufzusuchen. Aber immer 
müssen wir, um inductive Forschungen über diese Fragen anstellen zu 
können, dieselben zuerst soweit möglich deductiv lösen. Wir müssen durch 
Deductionen dazu gekommen sein, im ersteren Falle im Getreidezoll ein 
Mittel gegen den sonst wahrscheinlichen Rückgang des Getreidebaues und 
im letzteren ein Mittel zur Beseitigung eines solchen bereits eingetretenen 
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Riickganges zu erblicken. Für die nachfolgende Untersuchung fallen dann 
die beiden Fälle zusammen. Wir gelangen nämlich durch weitere Deductionen 
zu der Ueberzeugung, dass der Getreidezoll den Nachtheil einer Vertheuerung 
der wichtigsten Nahrungsmittel herbeiführt, der durch die grösseren Staats- 
einnahmen keineswegs aufgewogen wird. Sicherheit dafür, ob jener Vortheil 
diesen Nachtheil überwiege, vermögen wir jedoch durch blosse Deductionen 
nicht zu erlangen. Daher genügt die Deduction nicht, um die Frage, ob ein 
Eingangszoll für Getreide dem Volkswohl diene, bestimmt zu beant- 
worten. Aber sie zeigt uns die Richtung, welche die für den Entscheid 
dieser Frage nothwendigen inductiven Untersuchungen mit Hilfe von Ana- 
logien oder Experiment einzuschlagen haben. Mit Hilfe der Statistik können 
wir nämlich feststellen, wie in Ländern, die den Getreidezoll bereits einge- 
führt beziehungsweise erhöht haben, die Preise des Getreides gestiegen sind, 
in welchem Grade diese Vertheuerung dem höheren Zoll entspricht, und in 
welchem Maasse die Inlandsproduction dadurch gewonnen hat, und wenn 
die Analogie wegen der verschiedenartigen Verhältnisse der anderen Länder, in 
denen der Getreidezoll besteht, für einen sicheren Schluss nicht genügt, 
können wir die Einführung oder Erhöhung des Getreidezolles experiment- 
weise vornehmen und alle Maassnahmen treffen, damit während der Zeit des 
Experiments die für ein Urtheil über das Gelingen oder Misslingen am 
besten geeigneten statistischen Aufnahmen stattfinden, so dass später die 
inductive Untersuchung in bestmöglicher Weise vor sich gehen kann. 

Zum Schlusse noch die Bemerkung, dass es leider Fälle genug gibt, in 
denen man für die Lösung sei es der Frage, wie ein constatierter Rück- 
schritt oder Stillstand der Volksgenossenschaft durch Verbesserungen der 
socialen Ordnung zu heben sei, sei es der Frage, ob eine bestimmte Ver- 
änderung der socialen Ordnung im Interesse des Fortschrittes liege, auf 
deductive Schlussfolgerungen beschränkt ist, so dass man eine Verification 
durch die inductiven Forschungsmethoden des Analogieschlusses oder Expe- 
riments nicht vornehmen kann. Allerdings sind die auf diesem Wege 
gewonnenen Resultate in der Regel unvollkommen. Aber sehr oft und 
manchmal gerade in den wichtigsten Fällen, namentlich wenn es sich um 
die Hebung ganz neuer Uebelstände oder um Veränderungen der socialen 
Ordnung auf Grundlage ganz neuer Ideen handelt, muss man sich mit 
solchen rein deductiven Feststellungen begnügen. Das gilt beispielsweise 
nach der Ansicht Vieler für die Frage der Ersetzung der auf die Concurrenz 
basierten heutigen Individualwirtschaft durch den Collectivismus. Man macht 
hier — ob mit Recht oder Unrecht kann an diesem Orte nicht untersucht 
werden — geltend, dass das allein in Betracht kommende Experiment die 
Frage nicht zu entscheiden vermöge, weil es sich nur auf einem viel zu 
kleinen Raum anstellen lasse. 

Ich bin mit meinen Untersuchungen über Begriff und Aufgaben der 
Gesellschaftswissenschaft zu Ende. Theoretische sowohl als praktische 
Gesellschaftswissenschaft sind beide, trotz ihres hohen Alters, heute noch 
im Wesentlichen Zukunftswissenschaften ; aber der Tag ist nicht mehr allzu 
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ferne, wo sie den ihnen gebürenden Rang unter den sich mit dem Leben 
der menschlichen Gattung befassenden Wissenschaften erlangt haben werden. 
Diesen Zeitpunkt möglichst rasch herbeizuführen, ist eine wichtige Aufgabe 
Aller, denen am Fortschritte der Menschheit gelegen ist. Dann wird die 
Gesellschaftswissenschaft auch an unseren Universitäten gelehrt werden, und 
die bisherige absolute Trennung zwischen der Rechtswissenschaft und der 
Ethik dahinfallen. indem man beide als blosse Theile der theoretischen 
Gesellschaftswissenschaft behandelt. Freilich wird man nie vergessen dürfen, 
dass gerade die Gesellschaftswissenschaft sowohl als Ganzes als in ihren 
Theilen, unter denen die Rechtswissenschaft für unsere Advocaten, Richter 
und Staatsmänner immer der wichtigste bleiben wird, mehr als andere 
Wissenschaften zu ihrem vollen Verständnis einer passenden Pflege aller 
Specialwissenschaften vom zweckbewussten menschlichen Leben insbesondere 
der Wirtschaftslehre bedarf, und auch derjenigen allgemeinen Wissenschaft 
vom menschlichen Leben nicht entbehren kann, die für alle diese Special- 
wissenschaften die höhere Einheit bildet. der allgemeinen Biologie des 
menschlichen Geschlechtes und seiner einzelnen Rassen und Völker. 


VERHANDLUNGEN DER GESELLSCHAFT 
OSTERREICHISCHER VOLKSWIRTE. 


LXVIII. Plenarversammlung vom 3. November 18986. 


Der Vorsitzende, Sectionsschef v. Inama-Sternegg, begrüsst die Er- 
schienenen und berichtet über das Ergebnis der vom Ausschusse in den Sommer- 
monaten veranstalteten schriftlichen Valuta-Enquéte. Mit Rücksicht auf 
die wichtigen Ereignisse, die auf währungspolitischem Gebiete sich vorbereiteten, 
und mit Rücksicht auf den Stillstand der Valuta-Action erachtete der Ausschuss 
es für zeitgemäss, Fachmänner um ihre Meinung darüber zu befragen, wie der 
abgerissene Faden wieder neu angeknüpft werden könnte. Manche der Befragten 
hätten abgelehnt, theils wegen Ueberbürdung mit Berufsgeschäften, theils weil 
sie den Zeitpunkt der Enquête nicht für günstig gewählt ansahen, aber die 
Herren, welche die Anfragen thatsächlich beantwortcten, hätten in ihren Gutachten 
eine solche Fülle von Einsicht und von praktischen Beobachtungen zur allge- 
meinen Kenntnis gebracht, dass der Ausschuss seine Initiative gerechtfertigt und 
belohnt sehe. Die gesammelten Gutachten würden spätestens bis Mitte dieses 
Monats im Drucke erscheinen. Die Discussionen auf Grund dieser Gutachten 
könnten im December beginnen und in zwei, eventuell drei Abenden, noch vor 
Weihnachten abgeschlossen werden. Es sei zu hoffen, dass diese Discussionen der 
Gesellschaft Ehre bringen und der Stellung, die sie im volkswirschaftlichen Leben 
Oesterreichs einzunehmen sich vorgesetzt habe, entsprechen werden. Mit Rücksicht 
auf den durch die Wahlbewegung verursachten schwachen Besuch der Versammlung 
wurde hiemit die Tagesordnung abgebrochen und der Vortrag des Herm Dr. Bauer 
mit dessen Zustimmung vertagt. 


LXIX. Plenarversammlung vom 10. November 1896. 


Der Herr Vorsitzende eröffnet die Versammlung und ertheilt Herrn 
Dr. Stephan Bauer das Wort zu dem angekündigten Vortrag über die Regelung 
der Heimarbeit in Oesterreich. 

Eingangs seiner Rede erwähnte er, dass die Regierung kürzlich an die 
Landesbehörden und Handelskammern zur Begutachtung einen Erlass versendet 
habe, der es als nächste Aufgabe bezeichnet, die in der Gewerbenovelle un- 
berücksichtigt gebliebene Heimarbeit im Rahmen der bestehenden Gewerbeordnung 
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zu regeln. Es sei also ein Fortschreiten auf dem Wege unserer traditionellen 
Gewerbepolitik, die vor 13 Jahren inauguriert wurde, beabsichtigt. Soferne man 
sich jedoch in 13 Jahren über die Wirkung einer gesetzgeberischen Maassnahme 
ein Urtheil bilden könne, so müsse dieses nach den Ergebnissen der parlamen- 
tarischen Enquête und der amtlichen Erhebungen der letzten Jahre nur ungünstig 
lauten. Auch die Kleingewerbetreibenden seien aufs tiefste enttäuscht. Die Zwing- 
burgen der Mächtigen seien ungebrochen, kein Stein fehle daran, die Organisation 
des gewerblichen Mittelstandes stünde auf dem Papier und der Kampf, der auf 
den Höhen der Volkswirtschaft entbrennen sollte, strebe nach der Tiefe. Der 
Kleinbetrieb habe die kaufkrättige Kundschaft verloren und es beginne der Wett- 
bewerb um die Kleider und Schuhe der Armen. Den Consumvereinen, den Ge- 
mischtwarenhändlern, den Hausierern und den Sitzgesellen gelte jetzt der Angriff. 

Dementsprechend werde auch der Kampf gegen die Heimarbeit in Oesterreich 
geführt. Während er in England von den organisierten Arbeitern mit dem Zwecke 
geführt wird, die Heimarbeiter gegen Ausbeutung zu schützen. werde er in 
Oesterreich vom Kleinhandwerke im Interesse des Klein- 
handwerkes geführt. Die specifisch österreichische Problemstellung für die 
Frage der Heimarbeit laute: Ist es möglich, die Heimarbeit zu vertilgen oder sie 
wenigstens für das Kleingewerbe unschädlich zu machen? Nur neben- 
sächlich werde die Frage behandelt, ob der Arbeiterschutz auch auf die Heim- 
arbeiter auszudehnen sei. 

Wenn nun diese Frage an eine verantwortliche Regierung gestellt werde, 
so hätte sie sith vor allem über den Umfang ihrer Aufgabe Kenntnis zu ver- 
schaffen und dann erst gesetzgeberische Maassnahme in Vorschlag zu bringen. In 
Oesterreich sei in diesem Falle wieder der umgekehrte Weg beschritten worden. 
Man tappe noch heute völlig im Dunkeln über den Umfang. in welchem 
die Heimarbeit bestehe, und über die Productions- und die Rechtsverhältnisse, 
in denen sie sich bewege. Trotzdem aber gehe man schon an eine gesetzliche 
Regelung der Angelegenheit. Man könne dagegen nicht einwenden, dass die Er- 
gebnisse der Gewerbe-Enquéte vom Jahre 1893 und die Gutachten der 
Gewerbeinspectoren, sowie der hauptstädtischen Magistrate genügend Licht über 
die Sache verbreitet hätten. Die Gewerbe-Enquéte habe in keiner Beziehung den 
Anforderungen, die an eine Enquéte gestellt werden müssen, entsprochen. Es 
seien mehr Urtheile ausgesprochen als Thatsachen angeführt worden. Auch seien 
die Experten oft über Fragen vernommen worden, in denen sie nicht eben sach- 
verständig waren. 

Dies Alles gelte auch in Bezug auf Frage 27, welche sich mit dem Sitz- 
gesellenwesen beschäftigt. Redner führt einige Beispiele an, um zu illustrieren, 
wie wertlos der grösste Theil der hier abgegebenen Gutachten war. Din Enquöte 
habe nicht einmal darüber Aufschluss gegeben, in welchen Gewerben die Heim- 
arbeit zu Klagen Anlass gebe. Sie habe nur die Confusion in das rechte 
Licht gestellt, welche in den Gemüthern in Bezug auf den Begriffder Haus- 
industrie und des Sitzgesellenwesens herrscht. 

Diese Confusion findet auch in den Gutachten der hauptstädtischen Magi- 
strate ihre Erklärung, so z. B. zählt ein Gutachten des Grazer Magistrates nicht 
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weniger als drei verschiedene Begriffe für das Wort „Sitzgeselle“ auf. Es werden 
darunter verstanden: 1. diejenigen Hilfsarbeiter, welche in ihrer Wohnung 
Arbeiten für den Meister verrichten, 2. solche Gehilfen, welche in der Werk- 
stätte eines Meisters, jedoch nicht für den Inhaber der Werkstätte. sondern für 
einen anderen Meister arbeiten, und 3. werden in einem gegentheiligen Sinne 
gerade diejenigen Arbeiter, welche in einer Werkstätte für den Inhaber dieser 
Werkstätte arbeiten, als Sitzgesellen bezeichnet und die ausserhalb der Werk- 
stätte arbeitenden Gesellen als Stückarbeiter. Der Wiener Magistrat wieder be- 
trachtet speciell als Sitzgesellen diejenige Kategorie von Gehilfen, welche auf 
eigene Rechnung in der Werkstätte eines befugten Meisters arbeiten, den sie für 
diese Duldung zu entlohnen haben. Ebenso unklar sei die Unterscheidung zwischen 
Hausindustrie und Sitzgesellenwesen. Während die einen das Sitz- 
gesellenwesen bloss als eine Spielart der Hausindustrie ansehen, werde sehr 
häufig der Begriff der Hausindustrie speciell auf die Textilindustrie, die in den 
Wohnungen der Producenten betrieben wird, beschränkt. Dies geschehe haupt- 
sächlich aus dem Grunde, weil die Heimarbeit in der Textilindustrie dem Klein- 
gewerbe keine Concurrenz bereite, da hier der Handel und die verlegende Gross- 
industrie dominieren, weshalb das Kleingewerbe auch kein Interesse daran habe, 
diese Art von Heimarbeit vernichtet zu sehen. Der Central-Gewerbeinspector, von 
dem Bestreben geleitet, jede Art der Heimarbeit der Krankenversicherung und 
dem Arbeiterschutze zugänglich zu machen, habe den Begriff der Hausindustrie 
auch auf finanziell selbständige Producenten ausgedehnt, auf solche, welche in 
keinerlei Lohnverhältnis zum Unternehmer stehen, verbinde aber’ damit die Be- 
schränkung, dass dieselben keinen gewerblichen Hilfsarbeiter beschäftigen, sondern 
sich höchstens der Mitwirkung von Familienangehörigen bedienen dürfen. Dadurch 
sei nun z. B. der arme Weber, der keine Familie habe und ein Spulermädchen 
oder einen Webergehilfen beschäftigen müsse, im Nachtheile gegenüber dem- 
jenigen, welcher Angehörige besitze. Der Sprachgebrauch und das Vorbild der 
deutschen Social-Gesetzgebung hätten darauf hinleiten sollen, den Begriff der 
Hausindustrie möglichst weit zu fassen. Diese Unklarheit der Begriffe sei bei der 
Gewerbe-Enquöte recht deutlich hervorgetreten. Seit der Enquöte seien drei Jahre 
verstrichen, während welcher nichts zur Erhebung der thatsächlichen gewerb- 
lichen Verhältnisse geschehen sei. 

Redner hat mangels einer amtlichen Statistik der Hausindustrie 
den Versuch gemacht, den Umfang der Hausindustrie in Oesterreich aus Eigenem 
zu berechnen und hat, indem er von der in der Berufsstatistik ausgewiesenen 
industriellen Gesammtarbeiterschaft von 21/, Millionen die 950.000 Fabriks- 
arbeiter (inclusive Berg- und Hüttenarbeiter) und die 580.000 Handwerksgehilfen 
abzog. die Zahl von 711.000 Heimarbeitern erhalten. Auf einem anderen 
Wege, indem er nämlich von der Gesammtzahl der Arbeiter die gegen Krankheit 
versicherten mit Ausschluss der Handels- und Verkehrsbediensteten abzug, hat 
Redner annähernd dasselbe Resultat erhalten, was als Controle gelten mag. Es 
haben demnach nicht weniger als 31 Proc. sämmtlicher industrieller Arbeiter 
von der bisherigen Gesetzgebung keine Beachtung erfahren. Aber es sei ein- 
leuchtend, dass die Regelung der socialen und gewerberechtlichen Verhältnisse 
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von fast °/, Millionen Menschen nicht nach der selben Schablone vorgenommen 
werden könne, von der es noch sehr fraglich sei, ob sie auf die 15.000 Hausierer 
in Oesterreich passe. 

Die Vertheilang der Heimarbeiter auf die einzelnen Industrien sei schwer 
zu berechnen. Am leichtesten lasse sich noch aus der Berufsstatistik die Zahl 
der Heimarbeiter in der Textilindustrie constatieren, weil dort von eigentlichen 
Handwerkern kaum mehr die Rede sein kann. Nach einer ungefähren Schätzung 
gebe es in der Textilindustrie über 172.000 Heimarbeiter. Bei der Bekleidungs- 
industrie sei es schon schwerer, das Verhältnis der Heimarbeiter festzustellen. 
Man könne aber annehmen, dass die Verhältnisziffern, die für Deutschland gelten, 
im Wesentlichen auch auf Oesterreich Anwendung finden werden. und dort ge- 
hören von den Heimarbeitern 31 Proc. der Textilindustrie, 10°5 Proc. den Be- 
kleidungsgewerben an. 

Es entsteht die Frage: welche besonderen wirtschaftlichen Verhältnisse 
führen gerade in diesen Gewerbszweigen in so beträchtlichem Maasse zur Haus- 
industrie? Die Heimarbeit ist eine Begleiterscheinung, sowohl bei der 
kleinen bäuerlichen Naturalwirtschaft, als des städtischen Hand- 
werkes, als der Grossindustrie. — Eine der primitivsten Formen der 
Weberei ist die Hauslodenweberei in Nordsteiermark. Der „Webermeister“ ver- 
webt in seiner Wohnung das von den Mägden der Bauern versponnene Garn zu 
einem seit undenklicher Zeit gleichen Lohn. Er wirbt seine Gesellen jedes Jahr 
im Frühjahre und sie helfen ihm bei der Arbeit bis zum Juni, wo sie wieder 
in der Landwirtschaft Verwendung finden. Der Geselle arbeitet aber nicht nur 
im Hause des Meisters, sondern er geht auch auf die „Stör“, das heisst in die 
Hänser derjenigen Bauern im Gebirge, die noch Webestühle besitzen. Er wird 
dort verköstigt und bringt einen Theil des Lohnes dem Meister nach Hause. 
Wenn dann mechanisch gewebte Loden in den Ort kommen, die bei gleicher 
Qualität billiger sind, so verschwindet der Webermeister nach und nach — die 
Bauern, die keine Webestühle mehr besitzen, verkaufen nunmehr ihre Wolle. Der 
Störgeselle aber verschwindet nicht so bald, er besucht nach wie vor die zer- 
streuten Gehöfte und fristet eine zeitlang auf eigene Faust sein Dasein. Ihn 
kann man nicht eigentlich als einen Sitzgesellen bezeichnen; er ist ein wan- 
dernder Lohnwerker, so gut wie eine Hausnäherin. Er macht aber keinem Klein- 
gewerbetreibenden Concurrenz, pfuscht höchstens eine zeitlang der Fabrik ins 
Handwerk. Wenn aber Schneider- oder Schustergesellen auf die Stör gehen, was 
in den Alpen auch vorkommt, da sind die gewerblichen Genossenschaften so- 
gleich mit Klagen bei der Hand. Es findet sich z. B. in einer Eingabe der 
kärntnerischen Handels- und Gewerbekammer eine solche Stelle, in welcher mit 
Rücksicht auf diese Klagen die Abschaffung dieser „unbefugten Pfuscher* durch 
die Gendarmerie, ja sogar die Bestrafung der schuldigen Arbeitgeber empfohlen 
wird. So begreiflich die Erbitterung der Handwerksmeister nun auch ist, so ist 
es doch fraglich, ob nicht die Interessen der Landwirte, sowie jene der erwerbs- 
losen wandernden Arbeiter über jene der Handwerksmeister zu stellen sind. Für 
den kleinen Bauer bedeutet die gelegentliche Heimarbeit von Lohnwerkern so 
gut eine Ersparung wie für den Grossgrundbesitzer die Haltung von ständigen 
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Gutshandwerkern. Und es geht auch nicht an, die wandernden Arbeiter zu Land- 
streichern zu degradieren. Aber aus zunftpolitischen Rücksichten dürfte dennoch 
dieser Socialreform durch die Gendarmerie die Zukunft gehören. 

Die Hauptanklage gegen das Sitzgesellenwesen ertönt aber aus den Kreisen 
des städtischen Handwerkes. Dessen Ruf nach Abschaffung des Sitz- 
gesellenwesens gedenkt die Regierung zu folgen und hat allerhand Maassregeln 
getroffen, welche den Zweck haben, das Sitzgesellenwesen langsam auf den Aus- 
sterbeetat zu setzen. Dahin gehört das Verbot der Lehrlingshaltung an Sitz- 
meister, der Gehilfenhaltung durch Sitzgesellen und die obligatorische Einführung 
von Legitimationskarten, zu deren Erlangung ein bestimmtes von Jahr zu Jahr 
böher fixiertes Alter erforderlich ist. Die Missstände, welche das Sitzgesellenwesen 
für einzelne Gewerbe herbeiführt, sind in verschiedenen - Monographien bereits 
eingehend geschildert worden. Am stärksten äussern sich dieselben in der Con- 
fectionsbranche und in der Arbeit für Schuhfabriken. Die geringe Entlohnung 
und die von Zeit zu Zeit eintretende Arbeitslosigkeit führen dort die Pfuscharbeit 
nothwendig herbei und bewirken die fortwährende Uebertretung bereits bestehender 
Verbote. Bevor nicht hier, sei es durch starke Organisation, sei es durch Ver- 
sicherung gegen die Erwerbslosigkeit eingegriffen wird, werden 
Verbote und Strafen nichts nützen. Erst muss man schützen und helfen. Dann 
eventuell kann, wenn durch eine wirksame, durch Gehilfen, Meister und Haus- 
eigenthümer unterstützte Inspection die hygienische Gefährlichkeit der Heim- und 
Werkstättenarbeit constatiert wird, mit genossenschaftlichen und Gemeindemitteln 
an die Errichtung von Centralwerkstätten geschritten werden. Dann kann die 
Nachtarbeit überhaupt und die Lehrlingsarbeit insoweit eingeschränkt werden, 
dass ein wirksamer Lehrlingsunterricht möglich ist. Dann mögen sich Arbeiter- 
schutz-Maassregeln wirksam erweisen, gegenwärtig nicht. Das zeigt sich anch in 
Amerika und Australien, wo äusserst scharfe Polizeimaassregeln gegen die Heim- 
arbeit bestehen, welche, wie berichtet wird, doch nicht ausgeführt werden können. 
Und je weiter unsere Gewerbepolitik auf dem bisher betretenen Wege fortschreitet 
und die Producenten an einen Productionszweig bindet, desto schärfere Formen 
wird in Perioden sinkender Kaufkraft der Kampf ums Dasein annehmen, desto 
mehr wird der Pfuscherei in die Hände gearbeitet. 

Der Redner geht sodann zur Besprechung der Heimarbeit in der grossen 
Textilindustrie über und unterscheidet zwei grosse Gruppen: 1. Die Heim- 
arbeit in den mechanisch eingerichteten Etablissements, in welchen nur einzelne 
Handarbeiten, entweder über den Feierabend oder ganz nach Hause gegeben 
werden. Typen für diese Gattung sind die Arbeiten der Spulerinnen, Franserinnen 
und Ausnäherinnen der Wollwarenbranche. Dieses Ausserhausarbeiten ist nicht 
eine Folge der niedrigen Fabrikslöhne, sondern eine Folge der Normalarbeitszeit, 
innerhalb welcher die Arbeiterinnen bei starkem Geschäftsgange die Fertigstellung 
nicht so schnell bewerkstelligen können. Es erhöht ohne Zweifel den Verdienst 
einzelner, beeinflusst aber den Lohn der Kategorie nachtheilig. Auch wird die 
ausserordentliche Morbidität der Arbeiterinnen dadurch veranlasst. Müsste diese 
Ueberzeit gleich anderen Ueberstunden honoriert werden, so würde diese Art von 
Heimarbeit bald verschwinden. Auch sind diese Arbeiterinnen wenigstens gegen 
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Krankheit und Unfall versichert und werden in Brünn auch für den Fall der 
Invalidität unterstützt. 

Ganz anders steht es jedoch mit den Arbeitern der zweiten Gruppe, d. i. 
derjenigen Betriebe, die Alles durch Heimarbeit besorgen lassen. Auch 
hier herrscht eine grosse Vielgestaltigkeit. Redner zählt drei Haupttypen dieser 
Heimarbeit auf. Dies ist das Gebiet der von einzelnen Experten so gepriesenen 
„nationalen Hausindustrie* mit ihrem idyllischen, nicht durch fremde Elemente 
befleckten Familienleben. Aber von der Nähe betrachtet, sieht die Sache ganz 
anders aus. Wie aus den Lohnbüchern zu ersehen ist, verdienen die Hausarbeiter 
durchschnittlich um 100 fl. per Jahr weniger als die die gleiche Arbeit ver- 
richtenden Fabriksarbeiter. 74 Proc. dieser Hausweber weisen einen geringeren 
Jahreslohn als 150 fl. auf. Die entsetzlich niedrigen Löhne der Haus- 
weber führen sofort zu der bekannten Einwendung, dass dies nur eine zeitweilige 
Nebenarbeit bilde, da der Hausweber auch Landwirtschaft betreibe. Aus 
den statistischen Zahlen geht jedoch hervor, dass in vielen Gebieten nur ein 
sehr kleiner Theil der Hausweber Grund und Boden besitzt, und dass der er- 
wähnte Besitz ein ganz erbärmlicher ist. Redner hat sich aber auch durch per- 
sönlichen Augenschein von der elenden Lage dieser Heimarbeiter über- 
zeugt. Er legt einige Haushaltungsrechnungen vor, aus welchen sich durchschnittlich 
keine grössere ganztägige Einnahme als 40 kr. für die ganze Familie ergibt. 
Er schildert das Elend und die demoralisierende Wirkung desselben, welche er 
auf dieser Reise beobachtet hat. Die Wohnungsverhältnisse sind entsetzliche, die 
Nahrung besteht grösstentheils aus nichts anderem, als Kartoffeln oder Kaffee, 
Fleisch wird nie gegessen, die Arbeitszeit dauert meist von 5 Uhr früh bis 
10 Uhr abends, Kinder von sechs Jahren angefangen und arbeitsunfähige Greise 
arbeiten mit. In einer Gemeinde ist ein Fünftel der Bewohner Brantweinsäufer, Blut- 
schuld und Nothzucht sind dort endemisch, man kocht dort gar nicht mehr zum 
Essen, sondern „löffelt“ aus ausgehöhlten Broten Brantwein. Auf dieser Studien- 
reise erfuhr der Vortragende, dass der Unternehmer manchmal auch die Kette 
dem Weber verkaufe. Dadurch sichert er sich die baldige Lieferung der Waare 
und schützt sich vor dem „Metzen“. Dieses Kaufsystem kommt ziemlich häufig 
in der Hausindustrie vor; so z. B. bei der Hausindustrie für Holzspielwaren im 
Grödenerthal (Tirol). Es ergibt sich daraus, dass der Begriff der Heimarbeit nicht 
auf solche Personen beschränkt werden darf, welche fremde Rohstoffe gegen 
Lohn verarbeiten. 

Vergeblich haben einige Vertreter der Behörde hier einzugreifen gesucht. 
Man lässt es ruhig geschehen, dass die Kindersterblichkeit eine unerhörte Hohe 
erreicht, in Sternberg steigt sie z. B. auf 13°2 Permille im ersten Lebensjahr, 
dass alte arbeitsunfähige Heimarbeiter sich als Taglöhner bei Bauten verdingen 
müssen und unter der schweren Last zusammanbrechen. Wenn dann und wann 
einmal ein Bezirkshauptmann mit Ueberschreitung seiner Competenz hier zu helfen 
sucht, so muss er sein Streben bald als erfoiglos aufgeben. 

Alle Misstände der Heimindustrie verdoppeln sich aber durch das Dazwischen- 
treten des Factors. Unternehmer, die mit wenig Capital die Textilindustrie be- 
treiben wollen, lassen billige Massenartikel durch die Heimarbeiterschaft, die gegen 
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Entlassung und Lohnreduction schutzlos ist, herstellen. Ihr Risico ist infolge 
dessen ein geringes. Um aber auch die Haftuug für die Fehler der Waare auf 
fremde Schultern zu wälzen und sich die Kosten für ein Aufsichtsorgan zu er- 
sparen, übergeben sie die Arbeit nicht direct den Heimarbeitern, sondern einem 
Factor, welcher sich durch Abzüge von den Arbeitslöhnen für seine Vermittlung 
honoriert. Wenn für Artikel einfachster Art, z. B. 1 Dutzend Tücher 3 fl. 60 kr. 
der mindeste Arbeitslohn ist, so erhält der Weber davon nicht mehr als 2 fl. 85 kr., 
das übrige fällt zum grössten Theil an den Factor, zum kleinern Theil an die 
Hilfskräfte, durch welche der Weber das Spulen besorgen lassen muss. Einiger- 
maassen entschädigen sich die Weber für diesen unbegreiflich niedrigen Lohn durch 
das sogenannte „Metzen“. Es gibt Kleinmeister an jenen Orten, welche gewebte 
Ware billiger verkaufen als die mechanisch hergestellte Wolle verkauft werden 
kann. Man behauptet, dass diese ausschliesslich gemetztes Garn verarbeiten. 

Dazu kommen die schmählichen Bedrückungen der Arbeiterschaft durch 
viele Factoren, namentlich wenn mit der Factorei auch ein Schank- oder ein 
Kramladen verbunden ist. In diesem letzteren Falle lässt der Factor den Arbeiter 
tagelang auf Arbeit und Geld warten, zieht dann die Zeche vom Lohn ab oder 
verweigert geradezu die Auszahlung in Geld. Er bewuchert ihn, betrügt ihn 
häufig, und nur selten und bei besonderen Eifer und Geschick der Behörde ge- 
lingt es zuweilen, ein Exempel zu statuieren. 

Indessen kommt einer eventuellen Gesetzgebung die Entwicklung von 
zwei Seiten zugute. Einerseits wird de Handweberei immer unrentabler, 
namentlich scheint es, dass die elektrischen Webeanlagen, mit denen 
hie und da bereits äusserst erfolgreiche Versuche gemacht wurden, dieser Heim- 
arbeit den Garaus machen werden. Anderseits haben die Umtriebe der Factoren 
hie und da zu dem Versuch von Genossenschaftsbildungen geführt. 
Es haben sich zwar bisher freie Vereinigungen dieser Art nicht erhalten können, 
aber immerhin haben sie die Organisationsfähigkeit der Hausindustrie dargethan. 

Wieviel hier der Staat zu thun verpflichtet ist, ist klar. Er hat durch einen 
mangelhaften Schutz der Heimarbeit der Industrie nicht genützt und die fabriks- 
mässig erzeugende Industrie, d. i. der lebenskräftige Theil dieser Industrie, wird 
auf das schwerste durch diese Art der Erzeugung benachtheiligt. Aber noch mehr 
hat sich der Heimarbeiter zu beklagen. Um ihn als Pfuscher ist man sehr be- 
sorgt, als Arbeiter steht er wenig in Frage. Dass aber ein Mann sein Lebtag 
täglich 16 Stunden für fast nichts arbeitet, dass er keinen guten Tag, keine 
heitere Stunde kennt, dass ihm niemand hilft in Krankheit und Noth, dass er 
im Alter sich hilflos auf die Landstrasse gesetzt sieht, ausgesogen und ver- 
lassen von allen, das ist ein viel himmelschreienderes Unrecht, als dass einem 
Schneidermeister einmal von einem armen Teufel eine Kundschaft abwendig ge- 
macht wird. 

Will man diesem unwürdigen Zustande ernstlich steuern, so genügt es nicht, 
alte, unwirksame Hofdecrete zu erneuern, sondern es kann nur mit wirtschaftlich 
weitausholenden Reformen, die auf genauer Kenntnis des wirklichen Lebens be- 
ruhen, das Auslangen gefunden werden. Und das ist eben das Bedeutsame an 
aller wahren Socialreforın, dass sie sich nicht zu kleinen politischen Abschlags- 
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zahlungen eignet, sondern nur zur fruchtbringenden Anlage der Arbeitskraft des 
ganzen Volkes. 


Nach Eröffnung der Discussion über den Vortrag bemerkt Abgeordneter 
Pernerstorfer, dass er, obwohl er seinerzeit selbst Mitglied der erwähnten 
Gewerbe-Enquéte des Jahres 1893 gewesen sei, alle Vorwürfe, die der Vortragende 
gegen dieselbe erhoben hat, unterschreiben könne. Nicht nur, dass es eine 
Enquéte über Meinungen statt über Thatsachen war, hätten viele Experten diese 
Meinungen bereits gedruckt in die Versammlung gebracht und dort verlesen. 
Jeder, der die Enquöte studiert habe, werde zugeben müssen, dass die einzigen 
Angaben, welche wirklich thatsächiiches Material enthielten, von den Arbeitern 
gemacht wurden, als deren Vertreter in der Enquéte sich Redner betrachtet habe. 
Er selbst habe nach Möglichkeit versucht, thatsächliches Material in die Enquéte 
einzuschmuggeln und habe damals bezüglich des Sitzgesellenwesens den Antrag 
gestellt, dass über dasselbe eine Enquete an Ort und Stelle stattfinden solle. 
Aber das österreichische Parlament, ängstlich bestrebt, seine Competenz nur 
nicht zu erweitern, sei nicht zu bewegen gewesen, eine Enquéte in Prossnitz 
abzuhalten, weil in keinem Gesetze die Berechtigung hiezu ausgesprochen sei. 
Redner verweist im Entgegenhalt zur Gewerbe-Enquéte auf die von ihm veran- 
anstaltete kleine Enquête im Schuhmachergewerbe als das Muster einer derartigen 
Veranstaltung. 


Abgeordneter Wrabetz spricht dem Vortragenden seinen Dank für die 
gebotene Aufklärung aus, hätte aber erwartet, dass derselbe doch wenigstens der 
Regierung einen Fingerzeig für ein praktisches Eingreifen geben werde. Er glaubt 
zwar, dass die Regierung bei der eigentlichen Heimarbeit, bei der Hausindustrie, 
nicht eingreifen könne, aber in Bezug auf die städtische Heimindustrie könnte 
die Regierung den diesbezüglichen Forderungen der Kleingewerbetreibenden wohl 
ohne Schaden entsprechen, wenn dadurch weder für die Industrie noch für den 
Consum ein schwerer Nachtheil eintritt und die Lebensbedingnisse der Sitzgesellen 
selbst verbessert werden. 


In seinem Schlusswort erwidert der Referent, dass es ihm hauptsächlich 
darum zu thun war hervorzuheben, dass man so complicierte Verhältnisse wie das 
Sitzgesellenwesen nicht gründlich regeln könne ohne eine ständige und gründliche 
Beobachtungsthätigkeit seitens des Staates, und dass man die Abhaltung social- 
statistischer Erhebungen nicht bloss als unangenehme Verschleppung, sondern 
als wesentliche Bedingung für eine praktische Thätigkeit ansehen müsse. 


Die Hauptursache des Sitzgesellenwesens in den grossen Städten sei die 
Erwerbslosigkeit. Man möge Centralwerkstätten bauen, aber zu einer Zeit, wo es 
für das Handwerk eben nichts zu thun gebe, sei es einerlei, ob die Arbeiter 
unthätig in der Centralwerkstätte sitzen und hungern, oder ob sie zu Hause 
hungern. Sie würden zu solchen Zeiten einfach aus der Centralwerkstätte weg- 
bleiben und sich als Sitzgesellen verdingen. Nur eine weitgehende Versicherung 
gegen Arbeitslosigkeit könne etwas helfen. Man müsse das Herz zu grossen 
Reformen haben. 


Hieranf wurde die Versammlung durch den Herrn Vorsitzenden geschlossen. 
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Sectionschef Dr. v. Inama-Sternegg begrüsste die Versammlung mit 
folgenden Worten: 


„Es gereicht mir zum Vergnügen constatieren zu können, dass der Ver- 
such der Gesellschaft, im letzten Sommer einen Kreis von bedeutenden Fach- 
männern zu schriftlichen Aeusserungen über die Valutaregulierung zu veranlassen, 
zum Ziele geführt hat. Die eben publicierte Sammlung der Gutachten beweist, 
dass wir nicht vergeblich gearbeitet haben, dass unser Gedanke ein guter ge- 
wesen ist. Ich danke denjenigen Herren, die sich bereit gefunden haben, die 
Sommermonate zu benützen, um unserer Umfrage gerecht zu werden. Die Ini- 
tiative zur ganzen Action gab unser verehrter Vicepräsident Herr Dr. Peez. Im 
Schoosse des Vorstandes wurde dieser Anregung sofort Folge geleistet, im Be- 
wusstsein, dass wir ein Werk unternehmen, das unter allen Umständen auf diesem 
Boden gute Früchte tragen würde. Die Ausführung dieses Unternehmens war in 
demselben Geiste gedacht, der alle Schritte unserer Gesellschaft charakterisiert, 
niemandem zu Liebe, niemandem zu Leide, hat sie bisher immer gearbeitet; 
frei von jeder Einseitigkeit eines voreingenommenen Standpunktes, hat sie nun 
die Ambition, in objectiver Weise klärend und läuternd auf die Anschauungen 
der Bevölkerung einzuwirken. Wir hoffen, dass auch diese neue Valutaverhand- 
lung in demselben Geiste zu Ende geführt werden wird. Bei der Auswahl der 
Herren, welche wir um Gutachten gebeten haben, leitete uns denn auch keine 
andere Rücksicht, als das Beste zu finden, was sich unter den vorhandenen 
Umständen überhaupt finden liess, und den grossen Richtungen, welche in dieser 
Frage vorhanden sind, den zutreffendsten Ausdruck zu verschaffen.“ 


Der Herr Vorsitzende ersuchte sodann Herrn Dr. v. Dorn um Erstattung 
seines Referates über die eingelangten und veröffentlichten Gutachten; Herr 
Dr. v. Dorn ergriff das Wort zu folgenden Ausführungen: 


Von Seite des Vorstandes der Gesellschaft Österreichischer Volkswirte wurde 
mir die ehrenvolle Aufgabe zutheil, zur Einleitung der Discusison über die auf 
Einladung der Gesellschaft erstatteten fachlichen Gutachten in Betreff der Valuta- 
reform eine übersichtliche Darstellung, beziehungsweise Zusammenstellung des 
wesentlichen Inhaltes der gesammten Gutachten zu geben. 


Im Folgenden will ich nun versuchen, dieser Aufgabe gerecht zu werden. 
Ich habe mich hiebei bemüht, mit aller Unparteilichkeit, ohne Rücksicht auf 
meine persönliche Meinung und lediglich referierend die Ansichten und Schluss- 
folgerungen der einzelnen Experten in knappster Form zum Ausdrucke zu bringen; 
ich habe hiebei alle Argumentationen sowie die zuweilen auf andere Gebiete 
streifenden Excursionen bei Seite gelassen und nur die aus dem Ganzen her- 
vortretenden positiven Gedanken, eventuell Vorschläge zusammengefasst; soferne 
einige der Herren Experten in ihren Einsendungen sich nicht an das Questionnaire 
gehalten, sondern nur einzelne Fragen behandelt oder in freier Ausführung die 
ganze Angelegenheit mehr im Allgemeinen besprochen haben, habe ich ihre 
Meinungsäusseruugen nach dem Questionnaire geordnet und sie unter die ein- 
zelnen Fragepunkte subsummiert. | 
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Die Ansichten der Experten sind also — nach den Fragen des Questionnaires 
geordnet — folgende: 


1. Die Goldbeschaffung. 


a) Die weitere Goldbeschaffung. (Von Seite des Staates, der Bank oder auf 
anderem Wege.) 
b) Die Verwendung des bisher angeschafften Goldes. (Deponierung bei der 

Benk oder in den Staatscassen, andere Verwendung.) 

Nach Ansicht des Herm Dr. Otto Lecher beläuft sich das Minimum 
dessen, was Oesterreich-Ungarn bedarf, um die Goldzahlung aufrecht zu erhalten, 
auf 500 Millionen Gulden in Gold. Hievon rechnet er 360 Milionen für den 
Bankschatz als Notendeckung und 135 Millionen in 20-Kronenstücken für den 
Umlauf. Dazu käme dann noch der Bedarf für die voraussichtlich in der ersten 
Zeit vom Publicum vorgenummenen Thesaurierungen, dessen Umfang sich jedoch 
nicht schätzen lässt, Gegenwärtig nähern wir uns bereits dem Zeitpunkte, wo 
wir die zur Aufnahme der Barzahlungen nothwendige Minimalquantität an Gold 
besitzen. Wenn nun einmal die restlichen 112 Millonen Staatsnoten durch Gold- 
erläge bei der Bank getilgt und die Salinenscheine eingelösst sind, ist nach dem 
Experten der Staat nicht verpflichtet, weiter zu gehen. Bezüglich der Ver- 
wendung des angeschafften Goldes habe sich die Methode der Deponierung bei 
der Bank derartig bewährt, dass ein Abgehen von derselben durchaus nicht 
anzurathen wäre. 

Herr Alfred Ostersetzer ist der Meinung, es sei eine weitere Gold- 
beschaffung nicht zu vermeiden. Zunächst sei für eine Vermehrung des fixen 
Goldbestandes bei der Bank zu sorgen und die Regierungen müssten noch 30 bis 
40 Millionen im Wege auswärtiger Anleihen beschaffen. Der gewählte Modus der 
Deponierung des beschafften Goldes bei der Bank habe sich als zweckmässig erwiesen 
und sei auch weiter beizubehalten. Die erworbenen Goldmengen seien möglichst 
in Einer Hand und zwar in jener der Oesterreichisch-ungarischen Bank zu con- 
centrieren unter Uebertragung der Staatsnotenschuld an dieselbe. Das diesbezüg- 
liche Verhältnis zwischen Staat und Bank wäre zu einein definitiven zu gestalten. 

Herr Dr. Ettinger ist der Ansicht, der Goldvorrath sei zu vermehren 
und zwar ohne Uebernahme anderer Lasten von Seite des Staates als derjenigen, 
die zur Einlösung der Salinenscheine nothwendig sind. Der Staat solle diese 
Mission jetzt schon der Bank überlassen in der Weise, dass er ihr zunächst nach 
und nach das gesammte aus der Valuta-Anleihe beschaffte Gold sowie bisher 
unter der bekannten Beschränkung des Noten-Emissionsrechtes, ferner die all- 
fälligen Ueberschüsse aus den Zolleinnahmen, diese jedoch ohne Beschränkung 
überlasse und ihr zunächst die Aufgabe stelle, einströmendes Gold in ihre Keller 
zu legen und über die Wechselcourse insoweit zu wachen, als deren Steigerung 
durch vorübergehende Verstimmungen des Geldmarktes verhindert werden soll. 
Da der bisher angeschaffte Goldschatz zur Einlösung der Staatsnoten bestimmt 
ist, so hat der Staat gar keinen Grund, denselben dieser seiner Bestimmung auch 
nur für einen Tag zu entziehen. 

Herr Professor Freiherr von Myrbach erklärt, die schwebende Schuld 
müsse vollkommen durch Gold getilgt werden. Mit den Golderlegen könne 
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unbedenklich fortgefahren werden, soweit die Staatsverwaltungen als Gegenwert 
Banknoten bekommen. Die Zahlung der Zölle solle in effectivem Golde 
gefordert werden. | 

Herr Dr. Fort äussert sich dahin, es sei das aus dem Erlöse der Valuta- 
Anleihen zur Verfügung stehende, beziehungsweise noch zu erwerbende Gold zur 
weiteren succesiven Einlösung der Staatsnoten zu verwenden. = 

Herr Professor Lexis hält es für zweckmässig, dass der Staat die Gold- 
anleihen bis zur vollen Höhe von 312 Millionen ausdehne. Der Staat solle ferner 
wenigstens den grössten Theil des in seinen Cassen befindlichen und noch zu 
beschaffenden Goldes bei der Bank nicht als Depöt zur Aufbewahrung hinterlegen, 
sondern als stets fälliges Guthaben einzahlen. 

Herr Dr. Landesberger meint, es solle bei der weiteren Goldbeschaffung 
jene Zurückhaltung walten, welche durch die Rücksicht auf den trotz der gewaltigen 
Goldproduction empfindlichen internationalen Geldmarkt geboten zu sein scheint. 
Der günstige Stand der Wechselcourse spreche dafür, dass in der nächsten Zeit 
der Arbitrage der erste Platz zu gönnen wäre. Um die Circulation der Monarchie, 
soweit sie dem grösseren Verkehre dient, hinreichend mit Gold zu decken, genüge 
ein monetärer Goldbestand von 600 Millionen Gulden. Während eines auf 
mehrere Jahre zu berechnenden Uebergangszustandes soll das Präsentationsrecht 
der Noten zur Einlösung von einem Mindestbeitrage (100 bis 300 Gulden) 
abhängig gemacht werden. Dadurch entfiele die Nothwendigkeit, für eine The- 
saurierungs-Reserve über obigen Betrag von 600 Millionen Gulden hinaus zu 
sorgen. Da 480 Millionen Gulden gegenwärtig bereits vorhanden seien, empfehle 
sich hinsichtlich der noch nothwendigen Einströmung von’ Goldmengen eine die 
Entwicklung des freien Verkehres abwartende Politik. 

Herr v. Zdekauer hält es für nothwendig, dass auch die Privatbanken 
und Banquiers an der Goldbeschaffung mitwirken, und dass ihnen die Mit- 
wirkung durch thunlichst weitgehende Erleichterungen (zinsenfreie Vorschüsse etc.) 
ermöglicht werde. | 

Freiherr v. Gudenus hält für den Goldbedarf der Monarchie eine 
Summe von 400 bis 500 Millionen Gulden für genug, wenn Silbercourant bei- 
behalten wird. Die Staatsnoten müssen eingezogen und die Schuld an die Bank 
müsse zurückgezahlt werden. | 

Herr Dr. Rudolf Meyer meint, das angeschaffte und anzuschaffende 
Gold sollte der Staat nicht gegen den gleichen Nominalbetrag von Silbergulden 
der Bank übergeben, sondern höchstens widerruflich bei ihr deponieren. 


II. Die Verwendung des Silbers. 


a) Die Beibehaltung, gänzliche «der theilweise Aufhebung der Zahlungskraft 
der Silbergulden, eventuell Ausmaass und Zeit der Beschränkung. 

bD) Wirtschaftliche Bedeutung dieser Maassnahınen, Einfluss der Aussercours- 
setzung der Silbergulden oder der Beschränkung der Zahlungskraft auf 
die Währung, das Geldwesen, die Finanzen, die Volkswirtschaft. 

c) Verwendung der Silberbestände im Falle der Beibehaltung, der tlıeilweisen 
oder gänzlichen Aufliebung der Zahlungskraft der Silbergulden. 
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Herr Dr. Lecher bezeichyet die Stellung des Silbers in unserer künftigen 
Währung als diejenige eines metallischen Creditgeldes. Es habe im Verkehre 
das Gebiet, welches zwischen Nickel und 10-Guldenbanknuten liegt zu beherrschen, 
Zwischen Gulden und dem 20-Kronenstücke sei eine Mittelstufe zu schaffen; 
biezu wäre das 5-Kronenstück berufen. Hingegen wäre die Emission von 5-Gulden- 
noten zu unterlassen. Wir sollen bestrebt sein, unsere Silberbestände, ohne den 
Charakter und die Feinheit unserer Währung zu gefährden, nach Möglichkeit als 
Umlaufsmittel zu besitzen. Darum müsse man ihnen jene Form geben, in welche 
der Verkehr die Silbermünzen benöthigt. Daher empfehle sich eine Stückelung 
in Münzen zu 1, 2 und 5 Kronen. Die Silbergulden wären nicht beizubehalten, 
sondern in Kronenmünzen umzuprägen. Die Falschmünzung in gutem Silber 
müsse mit allen Mitteln der Finanzcontrole und Strafrechtspflege bekämpft werden. 
Die Prägung von Silbermünzen wäre mit 240 Millionen Gulden (Doppelkronen) 
eontingentieren und die Regierung zu ermächtigen, bei wachsender Bevölkerung die 
Prägung von Silbermünzen in dem Maasse zu vermehren, dass auf den Kopf der Be- 
völkerung 5 Gulden Silbergeld entfielen. Im Privatverkehre solle Niemand verpflichtet 
sein, mehr als 50 Kronen in Silbermünzen anzunehmen, der Staat hingegen 
müsse gehalten sein, Silbermünzen in jedem Betrage in Zahlung zu nehmen. 

Herr Ostersetzer meint, wenn die Menge des umlaufenden Silbers den 
stricten Bedarf nicht überstiege, so könnte es praktisch wenig verschlagen, 
dass ein guter Theil dieses Umlaufes als Silbercourant bestünde. Aber mit 
Rücksicht auf die bei uns bestehenden Verhältnisse sollen die Silberzulden 
zur Scheidemünze herabgesetzt werden. Die Einlösbarkeit der Banknoten 
wäre nur nach dem Goldbestande des Bankschatzes zu beurtheilen. 5-Kronen- 
stiicke sind nach der Ansicht des Experten zu bekämpfen. Er erwartet eine 
leichtere Entwicklung des Silberumlaufes nur von der Beschränkung der vollen 
Zahlkraft des Guldens, dann von einer geschickten Incourssetzung desselben, welche 
das Schwergewicht auf das flache Land legt und nicht so bureaukratisch gehand- 
habt wird, wie dies jetzt geschieht. Mehr als 300 Millionen Gulden in Silber- 
geld in Umlauf zu bringen, sei in absehbarer Zeit nicht wahrscheinlich. Die 
Herabsetzung der Zahlkraft des Silbers wäre für den grösseren Verkehr ein 
erwünschter Druck, sich mehr und mehr des Giroverkehres zu bedienen. 

Herr Dr. Ettinger weist mit Rücksicht auf die nothwendige Kosten- 
ersparung auf die allmähliche Umprägung unseres Silbercourants in Scheidemünze 
und Theilmünze der Kronenwährung als einen naheliegenden Ausweg hin. Die 
wirtschaftliche Bedeutung einer Aufhebung der unbeschränkten Zahlungskraft des 
Silbers wäre eine minimale. Unser Goldvorrath müsse bei Aufnahme der Bar- 
zahlungen ein so bedeutender sein, dass eine Menge von 100 Millionen Silber- 
gulden neben demselben nicht ins Gewicht falle. Ein Grund gegen die Bei- 
behaltung des Silbercourants ist auch die Frage der Prämienpolitik nach dem 
Muster der Bank von Frankreich. Wenn diese Politik hier eingeführt würde, so 
würde bei uns sofort der Verdacht entstehen, dass wir nicht mit Gold bezahlen 
können, während es bei der Bank von Frankreich, auch dann, wenn sie Gold- 
prämien verlange, ausser alleın Zweifel stehe, dass sie bloss nicht in Gold 
bezahlen wolle. 
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Freiherr v. Myrbach hält das Bestreben, alle in Oesterreich-Ungarn vor- 
handenen Silbermengen als Münzmetall in Circulation zu erhalten, für eine grosse 
Gefahr. Das Silber dürfe nur im nothwendigen Umfange und mit sehr beschräkter 
gesetzlichen Zahlkraft circulieren, daher müsse auch dem Gulden, der keine 
Existenzberechtigung mehr habe, die volle Zahlkraft genommen werden. Silber- 
certificate würden den Keim für eine neue künftige Papierwährung bilden, 
5-Kronenstücke dürfen keine freundliche Aufnahme finden, dagegen entsprächen 
2-Kronenstücke einem wirklichen Bedürfnisse. 


Dr. Fort hält die Silbercourantfrage dermalen zur Lösung noch nicht 
reif. Vor jeder weiteren namhaften Vermehrung der mit voller Zahlkraft ans- 
gestatteten Silbermünzen sei abzurathen. 

Nach Professor Lexis steht kein Bedenken im Wege dem vorhandenen 
Silbergulden, eine, wenn nicht unbeschränkte, so doch hohe gesetzliche Zahlungs- 
kraft, etwa bis 100 Gulden, zu belassen. 

Herrn Dr. Landesberger erscheint das Einschlagen der Politik der 
reinen Goldwährung weder als wahrscheinlich, noch durch zwingende Gründe 
geboten. Silbercourant wäre daher beizubehalten. 5-Kronenstücke hält er nicht 
für wünschenswert. Die Einlösbarkeit der nicht couranten Münzen bei den 
Staatscassen wäre in kritischen Zeiten eine Gefahr. Bei Goldströmungen, welche 
von aussen her den Goldbestand der Monarchie bedrohen, müsste bei dem Vor- 
handensein von Silbercourant seitens der Bank die Goldprämienpolitik ausgeübt 
werden. Die Goldprämien wirken direct abwehrend, die Discontoschraube nur 
indirect. Wenn das Gold als Ware für das Ausland gesucht werde, solle es 
durch Erhöhung seines Verkanfspreises, nicht durch Erhöhung des Leihpreises für 
Geldcapital vertheidigt werden. 

Herr v. Zdekauer gibt der Meinung Ausdruck, es wären die Gulden 
nicht ausser Cours zu setzen, doch sei die Beschränkung der Annahmepflicht auf 
eine allerdings nicht tief zu setzende Grenze eine nothwendige Consequenz der 
Goldwährung. 

Freiherr v. Gudenus hält die Beibehaltung von Silbercourant für noth- 
wendig. Silbercourantmünze soll !/,—!/, des Metallschatzes überhaupt betragen, 
und bei allen Zahlungen soll gesetzlich das Verhältnis von Gold- und Silber- 
münze nach diesem Maasse geregelt werden. Eine augenblickliche Aussercours- 
setzung der bestehenden Silbermenge wäre zu widerrathen, dagegen wäre die 
Circulation allmählich auf das richtige Maass zu reducieren. 

Herr Dr. Mayer meint, dass Oesterreich, eventuell durch Vorgänge in 
den Nachbarstaaten gezwungen werden könnte, ganz oder theilweise das Silber 
zu remonetisieren. Daher erscheine es rationeller, vorläufig die Silbergulden in 
Cours und Zahlkraft zu halten. 


III. Die Noten-Cireulation. 


a) Gesammthöhe, Stückelung. 
h) Einziehung der noch circulierenden Staatsnoten; Modalitäten, Ersatz durch 
andere Circulationsmittel. 
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c) Emittierang von Staatspapiergeld, ob überhaupt vorzunehmen, eventuell 

Natur, Fundierung, Ausmaass, Stückelung. 

d) Banknoten. Zukünftige Grundlagen für die Emission, Beibehaltung oder 

Abänderung der gegenwaitigen Deckungsverhältnisse, Stückelung. 

Herr Dr. Lecher meint, abgeselien von Silber- und Scheidemünze dürfte 
ein regulärer Bestand von rund 700 Millionen Umlaufsmitteln genügen, hievon 
rund 560 Millionen in Noten. Bei Beibehaltung des gegenwärtigen Bedeckungs- 
principes und einem Goldschatze der Bank von 360 Millionen Gulden sei durch 
die Möglichkeit der Ausgabe von steuerpflichtigen Noten eine allen absehbaren 
Bedürfnissen genügende Expansionsfähigkeit gegeben. Die bisherige Stückelung 
der Banknoten wäre beizubehalten und höchstens durch Einschiebung von 
50-Kronennoten zu ergänzen. Gegen Schatzscheine, welche nur ausnahmsweise 
und für kurze Zeit in Verkehr treten, wäre kein Bedenken vorhanden, voraus- 
gesetzt, dass durch eine derartige Operation weder der Staatscredit leide, noch 
die Zinsbildung des Geldmarktes beeinflusst werde. Die auszugebenden Schatz- 
scheine wären zu contingentieren, und wäre es angezeigt, der Bank auf die Aus- 
gabe derselben einen bestimmenden Einfluss zu gewähren. 

Nach Ansicht des Herrn Ostersetzer wird sich die Gesammthöhe der 
Notencirculation nach erfolgter Einziehung der Staatsnoten zunächst nach dem 
wechselnden Stande der regulären Banknotenmenge innerhalb der statutarischen 
Grenzen richten. Er hält es weder für zweckmässig, noch bei unseren Kräfte- 
verhältnissen für absehbare Zeit für erlaubt. einen starken inneren Goldumlauf 
herzustellen. Daher hält er es auch für entschiedeu zulässig, die Minimalgrenze 
der Banknoten bis 10 Kronen herab gelten zu lassen. Jedoch müsse man 
trachten, den grösseren Theil der 5-Guldennoten durch Silber zu ersetzen und 
die Ausgabe der 10-Kronenstücke aufs äusserste zu beschränken. Denke man 
daran, Gold effectiv in Verkehr zu setzen, so sei die Emission von 10-Kronen- 
noten nur als eine provisorische Maassregel zu betrachten. Der Experte spricht 
sich entschieden gegen Belassung oder Neuemission von Staatsnoten aus. Bezüglich 
der Emissionsgrundlagen oder der Deckungsverhältnisse der Bank sei kein Anlass 
gegeben, eine Aendernng eintreten lassen. 

Herr Dr. Ettinger meint, die Elasticität der Notencirculation sei stele 
Voraussetzung einer guten Bank-, wenn auch nicht immer Voraussetzung einer 
guten Goldpolitik. Da wir Gold in den Umlauf pressen müssen, wäre der 
unterste Notenappoint mit 100 Kronen festzusetzen. Neues Staatspapiergeld wäre 
nicht auszugeben. 

Nach Ansicht des Herrn Dr. Fort wären als Ersatz der eingezogenen 
Staatsnoten kleinerer Stückelung dem Varkehre niedrigeren Banknotenappoints zur 
Verfügung zu stellen. | 

Professor Lexis meint, es wäre am bodten; vorläufig noch die 10-Gulden- 
noten beizubehalten. Auf die Ausgabe von Staatspapiergeld soll gauz ver- 
zichtet werden. 

Herr Dr. Landesberger empfiehlt die Beibehaltung des gegenwärtigen 
Systems. Für die Einziehung der Staatsnoten habe sich das System der Erläge 
bei der Bank bewährt. Es sollen Staats- odor Reichscassenscheine zu 10 Kronen 
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in der Maximalhöhe von 100 Millionen mit unbeschränkter Zahlkraft in beiden 
Reichshälften emittiert werden. Die Cassenscheine sollen auf Verlangen einlösbar, 
beziehungsweise einwechselbar sein, und zwar in Gold- oder Silbercourantgeld 
nach Wahl der Einwechslungsstelle. Für die Präsentation soll ein Betrag von 
mindestens 50 Gulden erforderlich sein. 50 Millionen dieser Cassenscheine sollen 
mit Hypothekar-Anweisungen des österreichischen Finanzministers bedeckt sein 
dürfen. Jeder Cassenschein könne und der 50 Millionen übersteigende Betrag 
müsse mit Metall (Gold- oder Silbercourant) bedeckt sein. Mit der Verwaltung 
des Cassascheinumlaufes wäre eine gemeinsame Behörde (das gemeinsame Finanz- 
ministerium) zu betrauen. 


Herr v. Zdekauer meint, Staatsnoten mit Zwangscours müssen gänzlich 
eingezogen werden, aber Staatscassenscheine ohne Zwang zur Annahme und gegen 
jederzeitigen Bargeldumtausch zu 5 oder 10 Kronen und metallisch in Silber 
voll fundiert, wären auszugeben. Das gegenwärtige Deckungsverhältnis der Bank- 
noten solle bleiben, nur müsse bei Aufnahme der Barzahlungen die Einrechnung 
der Devisen in den Metallschatz entfallen. 


Freiherr v. Gudenus meint, die unterste Grenze der Notenstückelung 
müsse dort sein, wo das unterste Goldstück der Kronenwährung zur Zahlung 
nicht mehr ausreiche, also bei 20 Kronen. 


Herr Dr. Mayer hält 1-Guldensilberstiicke und 5-Guldennoten (Staats- 
oder Banknoten) für den Verkehr als äusserst nothwendig. Der Staat solle nicht 
principiell auf das Recht, Staatspapiergeld auszugeben, verzichten. Deshalb sei 
‘das Coursieren einer mässigen Summe von Staatsnoten — etwa 100 Millionen — 
praktisch, weil sich bei gänzlichem Fehlen von Staatsnoten das Publicum auch 
entwöhne, Staatspapiergeld anzunehmen. 


IV. Die Einziehung der Salinenscheine. 


Art und Zeitpunkt. 

Herr Dr. Lecher meint, die Salinenschuld müsse fundiert werden, und 
zwar müsse diese Fundierung mit der Währungsaction selbst in der Weise 
parallel laufen, dass keine Lücke in unserem Geldwesen entstehe und jede 
Restriction der Umlaufsmittel vermieden werde. 


Nach Ansicht des Herm Ostersetzer bildet die Beseitigung der 
Salinenscheine und ihres Wechselverhältnisses zur Staatsnotenemission eine der 
dringendsten Forderungen für die Durchführung der Währungsreform. Für die 
richtigste Lösung dieser Frage hält er folgende: Betrachtet man 30 Millionen 
Salinenscheine schon als getilgt, so wäre zunächst gesetzlich der Zusammenhang 
zwischen Salinenscheinen und Staatsnoten zu lösen und der Staatsnotenumlauf 
auf 30 Millionen zu beschränken. Dann wären weiter rund 40 Millionen Salinen- 
scheine durch Emission von Kronenrente (zum Theile, vielleicht soweit dies auch 
finanzpolitische Rücksichten zulassen, durch Tresorscheine) sofort zu tilgen, 
beziehungsweise zu ersetzen. Zur Einlösung der 30 Millionen Staatsnoten wären 
weitere 30 Millionen Gold zu beschaffen und in gleicher Weise wie bisher an 
die Bank unter Einziehung der Staatsnuten gegen Banknoten zu erlegen. 
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Nach Ansicht des Herrn Dr. Ettinger wären die Salinenscheine im 
Wege eines Anlehens und effectiver Goldbeschaffung zu tilgen. 

Nach Herm Dr. Fort ist mit thunlichster Schonung der Steuerträger die 
Fundierung, eventuell Umgestaltung der noch bestehenden Salinenschuld ins Auge 
zu fassen. 

Die Ansicht des Herrn Dr. Landesberger ist bereits im Zusammenhange 
mit der Beantwortung der vorhergegangenen Frage ausgesprochen. 

Herr v. Zdekauer meint, die Salinenscheine müssen vom Schauplatze 
verschwinden. Ein Betrag wäre noch allmählich zu tilgen, der Rest durch Aus- 
gabe von Kronenrenten zu decken. 


V. Giro- und Clearingverkehr. 


a) Beitritt des Staates, Umfang der Staatsbetheiligung. 
4) Fürderung durch Zwangsmaassregeln. 

Herr Dr. Lecher erklärt sich angesichts der bei uns bestehendeu Ver- 
hältnisse aufs Entschiedenste gegen alle zu Gunsten des Check- und Clearing- 
verkehres zu erlassenden Zwangsmaassregeln. Doch wäre die Entwicklung des 
Giro- und Clearingverkehres zu fördern und zwar zunächst durch Einführung 
aller nur möglichen Facilitäten. Insbesondere soll der Inhaber eines Girocontos 
bei der Oesterreichisch-ungarischen Bank durch schriftliche Mittheilungen seitens 
derselben jeweils über die Höhe seines Contos, beziehungsweise über die Ver- 
änderungen desselben durch Gut- und Lastschriften in Kenntnis erhalten werden. 
Von der Postsparcassa sollen von amtswegen alle Contoinhaber eingeladen werden, 
das Postamt zum Incasso der Postanweisungen und zur Gutschrift auf den 
Giroconto zu ermächtigen, was durch einfache Ausfüllung eines Ermächtigungs- 
formulares zu geschehen hätte. Die Verzinsung bei der Postsparcasse soll pro 
rata temporis geleistet werden und nicht erst von den Medio- und Ultimoterminen 
laufen. Die Provision im Checkverkehre der Postsparcassa soll bis zam Betrage 
von 3000 Gulden nur '/,,Permille und bezüglich der diese Summe übersteigenden 
Beträge ';,,Permille betragen. Ferner spricht sich der Experte für systematische 
weitestgehende Belehrung des Publicums aus, insbesondere auch auf mündlichem 
Wegen in Schulen, Vereinen, Gonossenschaften u. s. w., endlich für durch- 
vreifende Benützung des Giroverkehres durch den Staat und öffentliche Corporationen. 

Herr Ostersetzer meint, man dürfe sich sowohl über die Aussichten 
der Entwicklung des Giroverkehres unter dem Einflusse des Hartgeldes, als auch 
über die Rückwirkung einer solchen Ausdehnung auf die Währungsreform durch 
Ersparung von Umlaufsmitteln etc. keinen überschwänglichen und einseitigen 
Erwartungen hingeben. Wo die bankmässigen Voraussetzungen nicht genügend 
gegeben sein, vermögen Zwangsmaassregeln wenig dazu, den Giro- und Clearing- 
verkehr rasch zur Entwicklung zu bringen. Allein durch gelinde Maasregeln, 
wie den bei der Oesterreichisch-ungarischet Bank eingeführten Girozwang, können 
günstige Wirkungen in kleinen Kreisen erzielt werden. Durch den Beitritt des 
Staates zum Giro- und Clearingverkehr und durch möglichst bankmässige Umge- 
staltung des Zahlungswesens beider Finanzverwaltungen seien grosse volkswirt- 
schaftliche Vortheile zu erzielen. Die Uebertragung der disponiblen Cassen- 
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bestände des Staates an die Bank, jedenfalls aber die vollständige Enthaltung 
beider Finanzverwaltungen von directer Verwertung dieser Cassenbestände auf 
dem Geldmarkte seien ein absolutes Postulat vom Standpunkte der Währungs- 
reform aus. 


Nach Ansicht des Herrn Dr. Ettinger haben Zwangsmaassregeln sehr 
problematischen Wert. Ein im Treibhause gediehenes Giro- und Clearingsystem 
könne die Bildung einer inneren Goldeirculation beeinträchtigen nnd im Momente 
der Gefahr, wo die Probe auf die Richtigkeit gemacht werden soll, den Markt im 
Stiche lassen. 


Nach Meinung des Freiherrn v. Myrbach kann die Erweiterung des 
Abrechnungsverkehres nur unter der Voranssetzung unterstützt und gefördert 
werden, dass der Silberumlauf thunlichst eingeschränkt und die Goldmünze zum 
alleinigen, wirklichen Courantgeld gemacht werde. 


Nach Meinung des Herrn Dr. Fort können wohl Schritte zur Förderung 
des Ueberweisungsverkehres unternommen werden, ohne dass man sich jedoch in 
monetäter Hinsicht grossen Hoffnungen hingeben könne. 


Nach Professer Lexis wäre die Betheiligung des Staates am Giro- und 
Clearingverkehr auszudehnen. Ueberhaupt wäre eine Beförderung dieses Verkehres 
erwünscht, aber durch Zwangsmaassregeln schwerlich zu erreichen. 


Herr Clemens meint, je geringer die Goldmengen seien, die für 
die freie Circulation erforderlich sein werden, umso leichter werde es sein, 
das Experiment der Valutaregulierung in günstiger Weise zu lösen. Aus 
diesem Grunde sei die Valutaregulierung im engsten Zusammenhange mit 
der Entwicklung des Giro- und Checksystems. Die Oesterreichisch-ungarische 
Bank müsse das ausschliessliche Goldreservoir für die ganze österreichisch- 
ungarische Monarchie sein. An die beiden Regierungen trete die Verpflichtung 
heran, ihre disponiblen Bestände, wie dies auch in England geschieht, der 
Oesterreichisch-ungarischen Bank zur Verfügung zu stellen, welche dagegen den 
Zahlungsdienst unentgeltlich zu besorgen habe. Der Handelsstand müsse mit 
dem veralteten bisherigen Zahlungssystem brechen. Die Oesterreichisch-ungarische 
Bank solle Jenen, die ihre Wechsel domicilieren, einen den officiellen Zinsfuss 
unterbietenden Discontosatz gewähren. Ebenso wichtig, wie die Domicilierung 
der Wechsel, sei die allgemeine Einführung des Verrechnungschecks, und es sei 
Hauptaufgabe der beim Giroverkehr betheiligten Banken die allgemeine Einführung des 
Verrechnungschecks durchzusetzen. Auch die österreichische Postsparcassa müsse 
ihr Hauptaugenmerk darauf richten, die Annahme der zur baren Auszahlung 
gelangenden Cheoks möglichst einzuschränken. Es ergebe sich infolge dessen die 
Nothwendigkeit, dass die Postsparcassa dem Wiener Saldierungsvereine beitrete, 
und dass sie ausserdem den beim Giroverkehre betheiligten Banken Checks, 
welche nicht mehr rechtzeitig im Saldierungsvereine ausgeglichen werden konnten, 
mit Checks auf die Oesterreichisch-ungarische Benk bezahle. 


Herr v. Zdekauer meint, der Giro- und Clearingverkehr sei in jeder 
Weise zu fördern. aber von Zwangsmaassregeln entschieden abzurathen. 
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VI. Der volkswirtschaftliche Einfluss der bisherigen Maass- 
nahmen sowie der künftigen Aufnahme der Barzahlungen. 


a) in Bezug auf die Landwirtschaft (Preise, Hypotheken und Geldleistungen), 
die Industrie und den Handel (Preise, Concurrenzfähigkeit von In- und 
Ausland, Credit und Geldleistungen) und die im Lohn und Gehalt stehenden 
Personen, einschliesslich der liberalen Berufe; 

b) auf die Handelsbilanz, die Zahlungsbilanz, den Zinsfuss, den Staatsredit 
und die Staatsfinanzen, den Bank- und Effectenverkehr. 

Nach der Ansicht des Herrn Dr. Lecher hat sich die Wertstabilisierung 
unseres Guldens nach oben insoferne bewährt, dass sie das Einströmen von 
Gold in die Bank und somit die Vermehrung des Goldschatzes ermöglichte. Eine 
Contraction der Umlaufsmittel habe nicht stattgefunden, die Angelegenheit der 
Goldbeschaffung sei mit fast überraschender Glattheit erledigt worden. Die Vor- 
theile, die man sich von der Einführung einer kleinen Münzeinheit versprochen, 
seien btsher nicht eingetreten. Besonders der Heller habe vollständig Fiasco 
gemacht. Durch die Aufnahme der Barzahlungen werde die Scheidemauer 
fallen, welche unser Währungsgebiet vom Auslande trennt, die Vortheile für alle 
am Verkehre interessierten Kreise seien unabsehbar durch die Beseitigung der 
Agioschwankungen. Das voraussichtlich zeitweilig zu bringende Opfer eines 
höheren Discontsatzes lege meistens geringere Verluste auf als das Agio. Anderer- 
seits gebe es auch Disconterhöhungen. Das Agio sei ein Perpetuum mobile, 
seine Schwankungen hören nie auf, die Disconterhöhung sei ein Uebel, welches 
nur zeitweilig eintrete. 

Nach Ansicht des Herrn Dr. Ettinger lassen sich die letzten vier Jahre 
in Bezug auf die wirtschaftlichen Folgen der Erlassung des Valutagesetzes in zwei 
Gruppen theilen: a) In jene aufsteigender Agiobewegung mit Ausdehnung der 
Notencirculation und Beunruhigung der maassgebenden Geldmärkte, wo unser 
Handel in Folge des Agios angeregt wurde, die Landwirtschaft jedoch wegen 
misslicher Ernteverhältnisse aus der Conjunctur keinen besonderen Nutzen ziehen 
konnte; b) in jene sinkender Agiobewegung mit umfassender Restriction der 
Münzen, wo wir noch einen Anlauf aus der vorhergehenden Epoche beibehalten 
haben. Bedauerlich sei es nur, dass mit Rücksicht auf die allzuscharfe Hand- 
habung des Regimes der Vereinscommission ein guter Theil der entwickelten 
Spannkraft zur Hinaufsetzung der Course der bestehenden, antatt zur Gründung 
neuer Unternehmungen, welche der Bevölkerung Verdienst und Arbeit schaffen 
könnten, gedient habe, und dass wir gar zu vornehme Handelsminister haben, 
welche ins praktische Leben nicht eingreifen und sich begnügen, die aus- 
gefahrenen Geleise zu verfolgen. Keine ausgiebige Förderung des gewerblichen 
und landwirtschaftlichen Credits durch thatkräftige Initiative, keine Anregung 
zu neuen, auf Einschränkung des Imports und Ausdehnung des Exportes 
berechneten Unternehmungen, keine zielbewusste und energische Verkehrs- und 
Tarifpolitik! Die Verstaatlichungs-Action sei zu einem Hausse-Cancan ausgebeutet 
worden, ohne dass ein anderer Effect, als ein jahrelanger Katzenjammer sich 
daraus ergeben hätte. Insoweit die Valuta-Action in Betracht kommt, sei a priori 
ein Ansporn zu einem Fortschitte gegeben gewesen, Wie gross die Spuren 
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entyegenwirkender Kräfte gewesen seien, sei weder inductiv noch deductiv festzu- 
stellen. Für die im Lohne und Gehalte stehenden Personen habe die bisherige 
Valutaregulierungs-Action von fast gar keiner positiven Bedeutung sein können; 
es habe sich keine besondere Preissteigerung der Güter und keine besondere 
Nachfrage nach qualificierter und unqualificierter Arbeitskraft ergeben. Woh) 
aber babe der grosse Goldbezug die verderblichen Folgen eines bedeutenden 
Sinkens der Wechselcourse unter den bereits eingelebten Durchschnitt abgewendet 
Was den Einfluss der Aufnahme der Barzahlungen auf die Entwicklung unserer 
Volkswirtschaft betrifft, so spricht Experte folgende Anssicht aus: „Falls die 
Regierung nur unter Verhältnissen die Barzahlungen aufnehmen wird, welche 
unsere junge Kraft nicht zu frühzeitig dem gigantischen Kampfe um das gelbe 
Metall aussetzen werden; falls Nordamerika die Silberprigung freigegeben haben 
und die australische Goldproduction den voraussichtlichen Aufschwung nehmen 
wird; falls wir wieder eine starke, active Handelsbilanz erhalten werden, so dass 
wir alljährlich einen Theil unserer Schuld an das Ausland abzahlen, die Effecten- 
einströmung sogar durch Conversionen fördern können, wird ein bedeutender 
Aufschwung von Handel und Industrie durch Capitalzufluss, billigen Zinsfuss, 
und Uebergang zu technisch vollkommeneren Productionsmethoden und so 
gestärkter Concurrenzfähigkeit, eine Förderung der Landwirtschaft durch billigen 
Zinsfuss und gestiegene interne Consumtionskraft, eine Erhöhung der Arbeitslöhne 
und Gehalte der Privatbeamten durch gestiegene Nachfrage nach Arbeitskräften, 
eine Erhöhung der Staatsbeamtengehalte und Pensionen infolge Erhöhung der 
Staatseinnahmen, ein Aufschwung an der Börse infolge flüssigen “Geldstandes, 
eine Verbilligung der Lebenserhaltung infolge vergrisserter Umsätze des Klein- 
handlers und starke Bauthatigkeit eintreten.“ Allein billiger Zinsfuss, Capitals- 
zufluss und flotter Geldbestand seien bloss die Atmosphäre, in der eine auf das 
Gesanımtwohl bedachte Gewerbe- und Steuergesetzgebung, Finanz- und Handels- 
politik eine energische, ehrliche und vorurtheilslose Verwaltung mit Erfolg 
bauen könne. Sollten wir zu einer Aufnahme der Barzahlungen ungenügend 
vorbereitet und zu einem unvorsichtig gewählten Zeitpunkte schreiten, damit 
Ungarn sich aus seiner „Abhängigkeit vom österreichischen Geldmarkte“, wie 
sich der ungarische Minister ausdrückte, befreie, so werden Landwirtschaft, 
Handel und Industrie, Arbeiter, Beamte und Fiscus mit den Folgen dauernder 
Beunruhigungen des Geldmarktes, unvermittelten Creditrestrictionen und ins- 
besondere die ungarische Landwirtschaft mit den sehr unwillkommenen Segnungen 
der in dieser Weise geschaffenen Freiheit zu rechnen haben. 

Freiherr von Myrbach gibt der Anschauung Ausdruck, dass erst nach 
Einführung der Goldwährung fremdes Capital in grossem Umfange bei uns Anlage 
suchen werde; der Zinsfuss werde fallen und der Unternehmergewinn steigen, 
vielleicht mit Ausnahme der Landwirdschaft. 

Professor Lexis meint, dass unsere Ausfuhr durch die Feststellung der 
Course nicht benachtheiligt worden sei. Die Vortheile eines stabilen Wert- 
maasses seien sehr hoch anzuschlagen; der Einfluss von fremden Capital werde 
wesentlich begünstigt, der Zinsfuss werde vermindert, der Staatscredit befestigt. 
die Staatsfinanzen werden vom Risico befreit, dass ihre Belastung von dem 
Steigen des Goldagio unvorhergesehener Weise erhöht wird. 


A re aS Oo -— 
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Herr Dr. Mayer ist der Meinung, die bereits gethanen Schritte haben 
die Abgaben, Schulden und festen Zahlungsverpflichtungen rea! erhöht und die 
Einnahmen der Produceuten vermindert. Die gute Seite hiervon sei die, dass 
auch die Reallöhne der Arbeiter und Beamten erhöht worden seien, die Nomiual- 
löhne seien gleich geblieben, hätten aber mehr Kaufkraft erhalten. 


` VII. Die Voraussetzungen für die Aufnahme der Barzahlungen. 


Unmittelbare Inangriffnahme oder Bedingtheit von gewissen Voraussetzungen 
‘Goldmarkt, internationaler oder heimischer Geldmarkt, andere volkswirtschaft- 
liche Bedingungen). 

Nach Ansicht des Herrn Dr. Lecher ist eine unmittelbare Aufnahme 
der Barzahlungen nicht zu verlangen. Der Weg dahin sei noch weit und viele 
Voraussetzungen müssten vorher gegeben erscheinen. Eine Hauptvoraussetzung 
sei die Erhaltung des Friedens, nicht allein des völkerrechtlichen, sondern auch 
des handelspolitischen, der Ausgleich mit Ungarn müsse perfect sein, das Budget 
beider Reichshälften dürfe kein Deficit aufweisen und das Gleichgewicht im 
Staatshaushalte dürfe nicht etwa nur ein scheinbares sein. Eine nothwendige 
Voraussetzung sei ferner die günstige Gestaltung der Wechselcourse, die Tendenz 
der Zahlungsbilanz müsse eine günstige sein und als solche eine lange Dauer 
versprechen. Der Export müsse gefördert werden, jedoch mit Ausschluss von 
Exportprämien; wichtig sei eine opferwillige Verkehrspolitik. Die commercielle 
Befähigung der Bevölkerung müsse gehoben werden, insbesondere auch durch Ans- 
bildung des Handelsschulwesens. Es müsse darauf gesehen werden, dass die Be- 
wegung des Effectenmarktes nicht in einer für die Entwicklung unserer Wechselcurse 
ungünstigen Weise bestimmt werde; daher dürfe im Momente vor dem beab- 
sichtigten Uebergange zu den Barzahlungen sowie auch einige Zeit darnach 
keine Conversion und auch keine Verstaatlichung von Eisenbahnen stattfinden, 
deren Actiencapital zum grossen Theile dem Auslande gehört. Rentenkäufe 
behufs künstlicher Hebung des Courses wären zu vermeiden. Nothwendig sei 
eine kluge Haltung aller den Effectenmarkt beherrschenden Factoren und die 
Zurückhaltung speculativer Auswüchse. 

Herr Ostersetzer hält eine unmittelbare Aufnahme der Barzahlungen 
für gänzlich ausgeschlossen. Die Aufnahme müsse — soferne überhaupt von 
einem bestimmten Termine die Rede sein könne — auch davon abhängig 
gemacht werden, in welcher Lage sich seinerzeit der internationale Geld- und 
Goldmarkt befinden werde. insbesonders, ob nicht in der internationalen Währungs- 
frage, deren Schwerpunkt derzeit in Amerika zu suchen sei, unerwartete Ent- 
scheidungen fallen, welche alle Voraussetzungen durchkreuzen. Die wichtigste 
Voraussetzung sei die Gewissheit, dass die Monarchie in der Lage sein werde, 
die Barzahlungen auch (von aussergewöhnlichen Umständen abgesehen) aufrecht 
zu erhalten. Bei unserer Verschuldung an das Ausland sei die Frage ent- 
scheidend, ob bei einer zeitwei:e durch grosse Effectenbewegungen ausserordent- 
lichen Schwankungen ausgesetzten Zahlungsbilanz die Erhaltung der Parität der 
Wechselcourse durch eine normale, wirtschaftlich nicht zu einschneidende monetäre 
Politik möglich sein werde, Die völlige Abhingigkeit unserer Wechselcourse von 
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auswärtigen Effecten und Capitalienverkehre trete täglich und stündlich, theil- 
weise in wirklich bedenklicher Weise zutage. Experte glaubt, dass sich nur 
zwei Behauptungen mit einiger Sicherheit aufstellen lassen: 1. Dass die seit 
1892 gemachten Erfahrungen nicht als maassgehend betrachtet werden können, 
weil noch gar nicht der Versuch gemacht worden sei, eine den Umständen ent- 
sprechende monetäre Politik zu handhaben, welche zur Aufnahme der Bar- 
zahlungen führen, deren Zulässigkeit oder Undurchführbarkeit erweisen könnte ; 
2. dass, wenn endlich eine solche monetäre Politik zur Ausführung gelangen und 
erweisen sollte, dass zur Aufnahme der Barzahlungen nicht mit voller Sicherheit 
geschritten werde könne, eine solche Politik denn doch den einen Erfolg haben 
würde, die Schwankungen unserer Währung, die Bewegungen der Wechselcourse 
auf ein gewisses Maass zu beschränken, innerhalb enger Grenzen zu halten. 
Damit wären die volkswirtschaftlichen und staatsfinanziellen Zwecke der Währungs- 
reform wenigstens annähernd erreicht, die Gefahr dagegen, die für dieselbe 
gebrachten Opfer dafür vergeblich aufgewendet zu haben, auf ein Minimum 
reduciert. Der Begriff „Aufnahme der Barzahlungen“ sei für uns identisch mit 
dem Begriffe „Erhaltung der Parität der Wechselcourse*. Wenn gegen Strömungen 
der Effecten und Capitalien, wie sie der moderne Verkehr für ein verschuldetes 
Währungsgebiet mit sich bringt, mit den Mitteln der Bankpolitik nicht aufzu- 
kommen sei, so werde die Aufnahme der Barzahlungen eben einer späteren 
Epoche unserer landwirtschaftlichen Entwicklung vorbehalten bleiben müssen und 
das sogenannte Uebergangsstadium ins Unbestimmte zu verlängern sein. 

Herr Dr. Ettiger meint, es müsse unbedingt die endgiltige Entscheidung 
des Währungskampfes in den Vereinigten Staaten von Nordamerika abgewartet 
werden. Unser Goldschatz sei soweit zu stärken, dass er eine passive Zahlungs- 
bilanz in der Gesammthöhe unserer auswärtigen Zinsenzahlungen während eines 
einzigen Jahres aushalten könne, ohne dass eine bedeutende Umlaufsrestriction 
im Vergleiche zu der jetzigen Notencirculation sich ergebe. 

Freiherr v. Myrbach sagt, wenn der Staat die Schuld vollkommen 
getilyt habe und die Notenbank die heutige Deckung in Goldmünzen halte, 
könne die sofortige Herstellung solider Währungsverhältnisse in der Monarchie 
und auch ihr dauernder Bestand keinem Zweifel unterliegen, und solle dann 
sofort der Zeitpunkt für die Aufnahme der Barzahlungen festgesetzt werden. 

Herr Dr. Fort kann nicht daran glauben, dass es in baldiger Zukunft 
möglich wäre, nach eventueller Aufnahme der Barzahlungen den effectiven Gold- 
umlauf dauernd aufrecht zu erhalten. Der inneren Natur der Zahlungbilanz sei 
zu wenig Beachtung geschenkt worden. Das österreichische Währungsproblem sei 
in allererster Reihe eine wirtschaftliche Frage. Es müsse durch emsige Arbeit, 
durch stramme wirtschaftliche Zucht, Sparsamkeit am richtigen Platze, energische, 
‚ielbewusste Industrie- und Gewerbepolitik der Volkswohlstand gehoben, die 
Expansion des Industrieexportes angestrebt und die Consumtionsfahigkeit des 
Inlandes für landwirtschaftliche Erzeugnisse gesteigert werden. 

Herr v. Zdokauer meint, man müsse sich vor dem Fehler hüten. mit 
zu kurzen Mitteln die Barzahlungen aufzunehmen. Ein Goldvorrath von 600 
Millionen Gulden sei die unterste Grenze für die Aufnahme. Auch dann müsse 


LXX. Plenarversammlung vom 24. November 1896. 59 


jede Ueberstürzung vermieden werden. Die Sistierung der einmal aufgenommenen 
Barzahlung wäre ein zehnmal grösseres Uebel, als ein kurzer weiterer Behelf 
mit dem gegenwärtigen Creditgeld sein könnte. 

Herr Dr. Mayer meint, man solle vorläufig nichts thun, sondern abwarten, 
ob in den Vereinigten Staaten von Nordamerika das Silber in der Relation 
16 : 1 wirklich frei werde geprägt werden und ob Deutschland vielleicht einen 
ähnlächen Schritt thue, etwa sich mit der lateinischen Münzunion zu einer 
Remonetisierung des Silbers vereinige. 

Nach Professor Lexis ist das zunächst zu erstrebende Ziel Festigkeit des 
Wechselcourses auf dem neuen Goldpari. Dies werde erreicht, wenn die Bank in 
der Lage sei, jeden Goldbedarf für die Ausfuhr in beliebiger Höhe sofort durch 
die Einlösung der Noten zu befriedigen. Ein Land, das gegenüber den Gold- 
währungsländern dauernd eine durchschnittlich ungünstige, wenn auch vorüber- 
gehend durch Effectenausfuhr verbesserte Zahlungsbilanz besitze, könne eine 
effective Goldwährung, ja selbst nur die Parität seines Papiergeldes mit dem 
Golde nicht aufrecht erhalten. Experte glaubt jedoch nicht, dass die durch- 
schnittliche Zahlungsbilanz Oesterreich-Ungarns so ungünstig sei, um solchen 
Verlauf wahrscheinlich zu machen. Die Bank wäre zu veranlassen, wenn ihr 
Goldvorrath auf mindestens 300 Millionen Gulden gestiegen sei, bei ungünstig 
werdendem Wechselcourse jede verlangte Quantität Gold gegen Noten zum Pari- 
werte für die Ausfuhr herzugeben, um den Cours mindestens auf dem Goldpunkte 
zu erhalten. 

Herr v. Taussig will die Aufnahme der Barzahlung einer späteren 
Zeit vorbehalten; die nächste Aufgabe bestehe in der Schaffung, beziehungsweise 
Festigung der wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine Aufnahme der Bar- 
zahlungen, und zwar Förderung der Production. Hebung des Exportes, Stärkung 
der einheimischen Capitalskraft. successive Verminderung unserer Schuld an das 
Ausland. 

Herr Director v. Mauthner äussert sich, erst wenn sämmtliche Staats- 
noten eingelöst seien. die Angelegenheit der Salinenscheine geordnet und auch 
der Zeitpunkt für die allgemeine Einführung der obligatorischen Rechnung in 
Kronenwährung festgesetzt sei, könne man die Grundlage für die Valutareform 
als vollendet betrachten und die eigentliche verantwortungsvolle Durchführung 
des Werkes beginnen. Die selbstverständlichste Voraus-etzung für die Auf- 
nahme der Barzahlungen sei das Vertrauen in den internationalen Frieden. 
Zeiten einer passiven Zahlungsbilanz seien nicht der richtige Moment für die 
Aufnahme der Barzahlungen. 

Herr Dr. Th. Hertzka glaubt, dafür, dass die vor vier Jahren in Angriff 
genommene Valutareform noch immer unvollendet sei, gebe es keine sachlichen, 
sondern nur lediglich subjective Gründe. Die Valuta sei zerrüttet, nicht weil die 
Zahlungsbilanz passiv geworden. sondern weil der Staat Papierzettel in Umlauf 
gebracht und dadurch das Metall ausser Land getrieben habe. Um dem ein 
Ende zu machen, genüge es. die Ursache des Uebels, nämlich die überschüssigen 
Papierzettel zu beseitigen. Uebrigens müsse die Zahlungsbilanz thatsächlich activ 
sein, weil Edelmetalle unablässig importiert werden, was bei wirklich passiver 
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Zahlungsbilanz nicht möglich wäre. Es stehe der Vollendung der Valutareform 
nichts iin Wege, ein Federstrich genüge, sie zu vollenden und zur gegen jede 
Störung gefeiten Thatsache zu machen. 


VII. Die zu ergreifenden Maassnahmen. 


a) Die in jedem Falle zu machenden Schritte. 
bD) Die Maassnahınen, welche in dem Falle zu ergreifen sind, wenn, die 
unmittelbare Aufnahme der Barzahlungen in Aussicht genommen wird. 

Herr Dr. Lecher schlägt für die Vorbereitung der Barzahlungsaufnahme 
folgende Maassregeln vor: 

Es wären auf jeden Fall der Rest der schwebenden Schuld von 112 Mil- 
lionen Gulden und die Salinenscheine einzulösen und das hiezu nöthige Gold bei 
der Bank zu depunieren. Es wäre die Notencirculation entsprechend zu regeln 
und hiebei insbesondere die Einziehung der 5-Guldennoten durchzuführen. Es 
wären die alten Silbergulden einzuziehen. Es wären die leichteren Silbergulden 
und d-Kronenstücke auszuprägen und in Verkehr zu setzen. Es wäre die 
Kronenrechnung obligatorisch zu machen. Ein Checkgesetz wäre zu erlassen, 
und wären alle Maassregeln zur Hebung des Check- und Clearingverkehres ins 
Leben zu rufen. Die überschüssigen Cassenbestände des Staates wären der 
Oesterreich-ungarischen Bank zur Verfügung zu stellen und die Neuordnung des 
Verhältnisses des Staates zu diesem Institute müsste beendet sein. 

Herr Dr. Ettinger würde zunächst Maassregeln für die unmittelbare 
Aufnahme der Barzahlungen nicht empfehlen; die Bank wäre zu veranlassen, 
bei günstiger Conjunctur bedeutende Goldmengen effectiv aus dem Verkehre zu 
ziehen. Wir brauchen einen Goldvorrath von mindestens 700 Millionen Gulden, 
um an die Aufnahme der Barzahlungen schreiten zu können. 


IX. Die Stellung der Oesterreichisch-ungarischen Bank 
zur Valutareform. 
a) Politik der Bank. 
b) Einfluss der Regierungen auf die Bank, insbesondere Zinsfusspolitik, Credit- 
gewährung, Form des Regierungseinflusses. 

Nach Ansicht des Herrn Dr. Lecher kann Oesterreich-Ungarn ohne 
eine unabhängige, von kaufmännischem Geiste beseelte und geleitete Bank niemals 
zu einer geregelten Valuta gelangen. Er will es dahingestellt sein lassen, ob 
das Postulat einer wahrhaft kaufmännisch geleiteten Bank sich mit dem allzuweit- 
gehenden Staatseinflusse vereinbaren lasse, und ob nicht gerade das Bestreben. 
den finanziellen Nutzen an der Bank möglichst zu erhöhen, diese selbst nöthigen 
würde, oft in kritischen Momenten mehr auf den Nutzen des Instituts, als der 
Volkswirtschaft zu sehen. Die Bank müsse mit einem genügenden Capitale und 
Reservefond ausgerüstet sein, womit die Frage der sogenannten Achtzig-Millionen- 
schuld in Zusammenhang stehe. In den Metallschatz wäre der gegenwärtige 
Silberschatz nicht einzubeziehen, und dessen Ablösung und successive Ausgabe 
durch den Staat müsste den Gegenstand einer Vereinbarung mit der Bank bilden. 
Die Cassenbestände des Staates müssen, soweit sie thatsächlich überschüssig 
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sind, der Bank zur freien und unentgeltlichen Verwaltung übergeben werden. 
Die Bank müsse die Sicherheit haben, dass ihre Zinspolitik nicht gekreuzt werde, 
auch nicht durch die eventuell auszugebenden kurzfristigen Schatzscheine. Bezüglich 
der Beschaffenheit des Wechselmaterials sollte man die Bank nicht zu Con- 
cessionen zwingen. Die Golderhaltungspolitik der Bank müsse eine reine Dis- 
contopolitik sein. Maassregeln, welche dahin zielen, nicht das Einströmen des 
Goldes zu erleichtern, sondern durch eine Prämie die Barzahlungen zu erschweren, 
perhorresciert der Experte. 

Herr Ostersetzer meint, wenn die gegenwärtig im Zuge befindliche 
Bankreform nicht die Basis für eine möglichst vollendete Bankpolitik schaffen 
würde, so wäre es auch als ausgeschlossen zu betrachten, dass die Währungs- 
reform zu irgend einem Ziele geführt werden könnte. Eine Bank, deren Leitung 
nicht in der Lage wäre, ihre Entschlüsse ausschliesslich vom Standpunkte des 
„höchsten Sachverstaéndnisses* aus zu fassen, sondern den widerstreitenden Ein- 
flüssen aller erdenklichen politischen und wirtschaftlichen Interessen schon nach 
ihrer Organisation ausgesetzt wäre, deren Leitung nicht die unbedingte einheit- 
liche Verfügung und Controle über die Geldmittel des Instituts besässe oder 
bei der Entscheidung über den Discont irgend welche Einflüsse zu berücksichtigen 
hätte, eine solche Bank wäre absolut ungeeignet, die ihr zufallende Aufgabe zu 
erfüllen und die Währungsreform irgendwie gedeihlich zu fördern. 

Nach Ansicht des Herrn Dr. Ettinger wäre nach Aufnahme der Bar- 
zahlungen der Bank jeder Vortheil genau nachzurechnen und einzuschränken, 
damit sie auf die Ausnützung des Notenprivilegiums angewiesen sei. Die 
richtige Resultante wird sich dann aus der Furcht vor Schwächung der Solvabilität 
und aus dem Interesse am Gewinne ergeben. Die Bank solle übrigens veranlasst 
werden, in die Niederungen. des gewerblichen Lebens hinabzusteigen. Der Ein- 
fluss der Regierungen sei durch die Zusammensetzung des Generalrathes genügend 
gewahrt. Entweder müsse man der Bank volles Vertrauen schenken oder eine 
Staatsbank machen. Das bisherige Gebaren der Bank habe kein Misstrauen 
gerechtfertigt und es sei daher das bisherige System beizubehalten, 

Dr. Fort findet, dass in der zweckentsprechenden Regelung der Bank- 
frage momentau der Schwerpunkt des Actuellen sei. Es sei Aufgabe der Bank, 
auf thunlichste Stabilisierung der Wechselcourse hinzuarbeiten. Die Bankpolitik 
müsste im Wege der bevorstehenden Reconstruction des Zettelinstituts unter 
Schonung berechtigter Ansprüche der Actionäre rückhaltlos in den Dienst des 
öffentlichen Interesses gestellt werden, etwa nach Muster der Deutschen Reichs- 
bank. Die Leitung der Anstalt müsste nicht nur nominell, sondern auch materiell 
strenge einheitlich sein. Von der Lösung der Bankfrage hänge es ab, ob 
unserem wirtschaftlichen Körper bei seinen Bestrebungen nach Regelung des 
Geldwesens im Zettelinstitute ein fürderndes oder retardierendes Element zur 
Seite stehen werde. 

Herr v. Zdekauer sagt, die Bank habe bisher mit grosser Umsicht und 
grossen Verständnisse zur Valutareform Stellung genommen. Von einer Einfluss- 
nahme durch die Regierungen sei die Creditgewährung gänzlich auszuschliessen. 
Die Organisation der Bank sei bei aller Wahrung der Controle möglichst unab- 
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hängig zu gestalten. Staatliche Bevormundung über das nothwendige Maass sei 
immer von Uebel. 

Freiherr v. Gudenus meint, die Leitung des Geldwesens solle in die 
Hände einer Nationalbank gelegt sein. Ihr sei das Gedeihen der Goldwährung 
durch eine weise Bank- und Discontopolitik zunächst anzuvertrauen. Der Bank- 
credit müsse wenigstens indirect auch der Landwirtschaft zugänglich gemacht werden. 

Dr. Mayer ist dagegen, dass man einer grossen Bank, insbesondere einer 
Actienbank, einen allmächtigen Einfluss auf den Geldumlauf des Reiches gebe. 
Das Volk werde vom wirklichen Gelde, dass seinen vollen Metallwert in sich 
trage, fast entblösst, und der Geldverkehr durch Anweisungen auf die Bar- 
schätze der Banken befriedigt, welche der Gefahr eines plötzlichen Verschwindens 
ausgesetzt seien — jetzt mehr als je. Das Problem der Sicherstellung eines 
grossen Schatzes sei so ungelöst, wie im Alterthum. Principiell wäre auch in 
Oesterreich eine Staatsbank einer Notenbank vorzuziehen. In Verbindung mit 
der Postsparcasse würde sie den kleinen Leuten mehr dienen als jetzt. Die 
bestehende Verbindung der Notenbank mit dem Hypothekar-Institute sei äusserst 
gofahrlich. Daher wäre jedenfalls eine diesbezügliche Trennung vorzunehmen. 
Die Handelsunion mit Ungarn könne sehr gut bestehen ohne gemeinsame Bank, 
wie dies seinerzeit bei den Staaten des Zollvereines der Fall gewesen. Ungarn 
sei capitalsärmer, daher dort der Zinsfuss höher. Da die Oesterreich-ungarische 
Bank nur einen einheitlichen Zinsfuss haben könne, sei daher derselbe niedriger, 
als der einer ungarischen, und höher, als der einer österreichischen Bank sein 
würde. In Oesterreich könnte der Zinsfuss um 1 Proc. billiger sein. Daher 
wäre eine separate österreichische Bank, ob Staats- oder Actienbank. der 
gemeinsamen Bank vorzuziehen. 

Nach Herrn v. Taussig hätte die Bank vorerst ihre Zinsfuss- und Credit- 
politik nicht vom Standpunkte der Aufnahme der Barzahlungen, sondern von 
dem Standpunkte aus einzurichten, dass durch dieselbe die vorhandenen gesunden 
Factoren in ihrer Entwicklung geschützt und gefördert, ungesunde und schäd- 
liche Triebe in ihrer Ausbreitung gehemmt werden und der ganze wirtschaftliche 
Organismus, allmählich gekräftigt, einerseits vor Excessen, andererseits vor 
gefährlichen Erschütterungen bewahrt werde. Mit Rücksicht auf diese Aufgabe 
liege das Schwergewicht der Bankfrage in der Frage der Bankleitung, deren 
Organisation und persönlichen Zusammensetzung. 

Herr Director v. Mauthner meint, nach erfolgter Aufnahme der Baı- 
zahlungen sei es Sache einer gut organisierten und geleiteten Bank, Störungen 
zu vermeiden. Für unsere Verhältnisse dürfte das Richtigste sein, die Mitte 
zwischen der englischen und deutschen Organisation zu wählen, d. h. berechtigte 
Einflussnahme der Regierung, ohne die Autonomie der Bankleitung unwirksam 
zu machen und ohne durch einen schwerfälligen Apparat rasche Beschlüsse und 
rasches Handeln zu behindern. Die Personen der Bankleitung müssen unter 
allen Umständen, von äusseren Einflüssen unberührt, die allgemeinen Interessen 
und jene der Actionäre in Einklang zu bringen wissen. 

Herr Dr. Bunzl erklärt, die Valutafrage sei fast identisch mit der Bank- 
frage. Von der kräftigen Verfassung und Verwaltung der Bank werde es zumeist 
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abhängen, ob die Monarchie einem geordneten Geldwesen auf die Dauer zugeführt 
werden könne oder nicht. Die gegenwärtigen Verhandlungen seien ein Beleg 
dafür, dass die sogenannte Herstellung der Valuta in Oesterreich-Ungarn mehr als 
anderswo eine Nothwendigkeit sei. Zweck der Währungsreform sei die Aufrecht- 
haltung der Goldparität; die Aufnahme der Barzahlungen sei das radicalste und 
sicherste Mittel, diese Parität zu garantieren. Das erste Problem wäre die Auf- 
richtung einer starken, goldgesättigten Bank, welche ihrerseits durch Ausnützung 
der Conjuncturen so viel Gold als möglich anzusammeln hätte; dann sei es ihre Auf- 
gabe, mit den ihr zu Gebote stehenden Mitteln auf möglichste Aufrechthaltung 
der Parität hinzuwirken. Ist diese längere Zeit aufrecht, so wäre ein zweiter 
Einlass aufzuschliessen, um Gold in den Verkehr zu bringen, und zwar die 
Gebühr für Ausprägung der 20-Kronenstücke für Privatrechnung auf das Niveau 
der Prägegebühr für die Bank herabzusetzen (von 6 auf 4 Kronen per Kilo- 
gramm\ Der Bank werde die entscheidendste, wichtigste und schwierigste Auf- 
gabe bei der Vorbereitung geordneter Geldverhältnisse zutheil. Diese Aufgabe — 
welche zuweilen einen Conflict mit der öffentlichen Meinung und mit den 
Interessen des Bankcapitals hervorrufen werde — könne nur ein starker, 
gesunder Bankorganismus erfüllen, die alle Bedingungen einer einheitlichen, 
kräftigen und sicheren Leitung mit sich bringe. 


In den Artikeln des Herrn Moriz Benedikt, welche am 7., 8. und 


12. Februar in der „Neuen Freien Presse“ erschienen waren und am Schlusse 
der Gutachten abgedruckt sind, wird lediglich die Frage der künftigen Bank- 
organisation mit Rücksicht auf den damaligen Stand der diesbezüglichen Ver- 
handlungen besprochen. Die Stellung der Bank zur Valutareform wird darin 
nicht erörtert. 

Hieran schloss sich der Beginn der Discussion, die in möglichster Aus- 
führlichkeit im Anschlusse an die in der„Volkswirtschaftlichen Wochen- 
schrift“ gebrachten Excerpte mitgetheilt werden soll. 

Dr. Bunzl: „Ich muss mit einer kleinen Geschichte beginnen. Bei einer 
Wachparade war ein kleiner Junge, der um sich stiess und drängte, um nach 
vorwärts zu kommen. Ein Herr fasste ihn am Arme mit der Bemerkung: So 
komm’ doch hervor, dass Du auch was siehst. Darauf antwortete der Kleine: 
„Ich will nichts sehen, ich will nur stossen.“ Im (Gregensatze hiezu ist es mein 
Bestreben, nur zu sehen, nicht zu stossen. Dementsprechend kann ich nicht 
umhin anzuerkennen, dass wir auf dem Wege, den uns das Gesetz vom 
Jahre 1892 vorschreibt, erhebliche Fortschritte zu verzeichnen haben. Unsere 
Währung ist stabiler geworden, als sie es früher war, und wenn wir es auch im 
Jahre 1893 zu einem Agio von 7 Proc. gebracht haben, so ist es doch für 
Jedermann wahrnehmbar, dass wir seit einer Reihe von Monaten an dem Null- 
punkt des Geldwertes festhalten. Der zweite erfreuliche Anblick ist der Stand 
unserer Bank. Dieselbe besitzt bereits heute einen Goldschatz von 340 Millionen 
Gulden, durch welchen die umlaufenden Banknoten zu mehr als 50 Proc. gedeckt 
sind. Wird die in Aussicht genommene Action thatsächlich durchgeführt, so wird 
der Goldschatz der Bank auf 450 Millionen Gulden steigen, und wenn man den 
künftigen Notennmlauf mit ungefähr 700 Millionen Gulden annimmt, so wird 
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das eine Goldbedeckung von 60 bis 65 Proc. ergeben. Das ist selbst dem 
jüngsten von uns an seiner Wiege nicht vorgesungen worden. Das dritte er- 
freuliche Phänomen ist, dass das Gold vom Auslande ohne unser Zuthun sich 
den Eingang bei uns erzwingt. Ich sage ,erzwingt“, weil es beinahe den Anschein 
hat, als würde das Gold zuweilen als ungebetener Gast betrachtet werden, dem 
man die Thire nicht willig Öffnet, er mag draussen klingeln, so viel er will. 

Mit dieser Bemerkung betrete ich ein Gebiet der Widersprüche, deren 
Complex ich, um so unpersönlich als möglich zu sprechen, den Kampf des Zins- 
fusses mit der Währung nennen möchte. Ich spreche zunächst vom Bankzinsfuss. 
Wir befinden uns doch jedenfalls im Zustande der Vorbereitungen der Barzahlungen. 
So oft aber die leidige Zinsfussfrage auftaucht, glaubt man sich von einem bösen 
Geiste im Kreise herumgeführt. Als Bismarck noch Bundesgesandter in Frank- 
furt a. M. war, sagte er einmal: So oft Oesterreich ein Pferd vor den Wagen 
spannt, sei er jedesmal bereit, rückwärts ein anderes Pferd in entgegengesetzter 
Richtung anzuspannen. Zu dieser seltsamen Art der Bespannung bedarf man 
nicht immer der Mithilfe eines Dritten, sondern man kann dies auch selbst be- 
sorgen. Die Controverse, um die es sich seit dem Jahre 1892 handelt, hat zum 
(regenstande, ob wir im Stadium der Vorbereitung der Barzahlungen auf den 
steigenden Zinsfuss des Auslandes Rücksicht zu nehmen haben oder nicht. Die 
herrschende Meinung geht dahin, dass wir uns um den Zinsfuss des Auslandes 
nicht zu kümmern brauchen, und zwar aus dem Grunde, weil die Steigerung des 
Zinsfusses im Auslande bloss den Zweck habe, den Abfluss des Goldes zu ver- 
hindern, bei uns aber der Abfluss des Goldes gar nicht möglich sei, da wir eben 
die Barzahlungen noch nicht aufgenommen haben. Diese Argumentation wäre 
richtig, wenn der steigende Zinsfuss wirklich lediglich den Zweck hätte, den 
Abfluss des Goldes zu verhindern. Aber dieselbe Kraft, weiche im Auslande bei 
offenen Bankcassen den Abfluss des Goldes verhindert, dieselbe Kraft ist auch 
geeignet, bei uns bei geschlossenen Bankcassen den Zufluss des Goldes zu be- 
fördern, und wenn sie schon nicht ausreicht, das Gold anzuziehen, so dient sie 
doch dazu, die etwaige Tendenz unseres Geldwertes unter den Nullpunkt zu 
senken, zu mildern. Man wird mir vielleicht entgegnen, dass ich vermöge meiner 
fachmännischen Einseitigkeit die Zinsfussfrage lediglich aus dem Gesichtspunkte 
der Währung anselıe. Ich kann diesen Einwand aber nicht gelten lassen. Ich weiss 
die Bedeutung des Zinsfusses für Handel und Wandel sehr wohl zu würdigen. Aber 
sind wir denn nicht darauf angewiesen, einen grossen Theil unserer Creditansprüche 
jm Auslande zu befriedigen? Wenn wir uns nun den Druck des auswärtigen Zins- 
fusses auf den unserigen Jahr aus Jahr ein gefallen lassen, so halte ich es für kein 
gesundes Vorgehen, den Zusammenhang unseres Zinsfusses mit dem ausländischen 
in dem Momente zu leugnen, wo der ausländische Zinsfuss im Begriffe ist zu steigen. 

Auch die Art der Behandlung der Bankfrage scheint mir mit der 
Tendenz des Gesetzes vom Jahre 1892 nicht in voller Harmonie zu stehen. 
Soweit wir darüber unterrichtet sind, finde ich, dass in den Verhandlungen zwei 
Momente mit besonderer Energie hervorgehoben wurden, das fiscalische 
Moment und das politische Moment. Es entsteht die Frage, ob es auf die 
Dauer einen guten Klang zu geben verspricht, wenn sich der wirtschaftlich 
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weitaus stärkere Theil von dem wirtschaftlich schwächeren Theile in Bezug auf 
Geld- und Creditsachen führen lässt. Muss ein so abnormer Zustand nicht in 
Zukunft die Quelle von Unruhe und Disharınonie werden? Muss die geplante 
hochpolitische Zusammensetzung der Bankverwaltung nicht die Besorgnis erwecken. 
dass an Stelle der Interessengemeinsamkeit der Interessengegensatz tritt? In 
Bezug auf das fiscalische Moment kann ich nicht mit der Strömung gehen. 
Was gemessen, gewogen und gezählt werden kann, ist allerdings sehr sinnfällig, 
und es mag daher den Steuerträgern recht angenehm sein zu vernehmen, der 
Bank werde ein tüchtiger Aderlass zugedacht. Meine bescheidene Meinung ist aber 
die, dass es nicht im Öffentlichen Interesse gelegen ist, dass man eine Bank» 
der man die Verantwortung für ihre Geschäftsführung überträgt, finanziell allzu 
sehr schwächt, zumal aber unsere Bank, der in einem vom Auslande nicht unab- 
hängigen Wirtschaftsgebiete eine. so grosse, ernste und schwierige Aufgabe be- 
schieden ist. Man motiviert den Aderlass mit dem Hinweis auf das Entgelt für 
das Privilegium. Dieses enthält aber nicht allein ausschliessliche Rechte, sondern 
auch sehr kostspielige, ausschliessliche Pflichten, und wenn man der Bank das 
Ergebnis der Ausübung ihrer Rechte zur Hälfte confisciert, bringt man sie in 
Versuchung, sich ihre Pflichten weniger kosten zu lassen. 
| Diese beiden Momente sind bei den Verhandlungen hinreichend betont 
worden. Ich vermisse jedoch die ernste Bedachtnahme auf jene Punkte, welche 
mit der Währungsfrage in innigem Zusammenhange stehen. Ich wäre z. B. sehr 
begierig zu erfahren, wie sich die Vertreter unserer Interessen davor geschützt 
haben, dass eines Tages im Namen der Parität der Schwerpunkt des Metall- 
schatzes nach Ungarn verlegt wird. Unsere Bank hat bekanntlich Gold dreifacher 
Provenienz. Zunächst das Gold, welches die beiden Regierungen im Verhältnis 
von 70 zu 80 beschafft haben, dann die alten Bestände aus der Periode vor 
dem Jahre 1892 und drittens das aus dem Privatverkehr vingeflossene Gold. 
Ich spreche nur akademisch, aber ich finde in dem, was bisher bekannt geworden 
ist, nicht die Gewähr dafür, dass auch nur dasjenige Gold, welches unsere 
Staatsverwaltung beigestellt hat, in den Gewölben der Herrengasse bleibt. In dem 
gesetzlichen Vorbehait, dass unsere Regierung das Gold, das sie der Bank gegeben 
hat, unter Umständen gegen Banknoten wieder zurücknehmen kann, erblicke ich 
eine solche Gewähr nicht. Es könnte vielleicht sein, dass sie in dem viel- 
besprochenen Vetorecht der Regierung gesucht und gefunden werden könnte. 
Dieses Vetorecht wäre, nebenbei gesagt, ein Novum ganz eigener Art, durch 
welches die Verantwortlichkeit in merkwürdiger Weise gespalten würde, indem 
die Regierung für das, was geschieht, mit verantwortlich wird, weil sie es nicht 
verboten hat, während die Bankverwaltung für das, was sie unterlassen hat, 
allein die Verantwortung trifft. Solange wir in Bankgemeinsamkeit leben, mag 
es ja gleichgiltig sein, wo das Gold lagert, da es ja Eigenthum der Bank bleibt. 
Wenn aber eines Tages die Nothwendigkeit der Separierung eintreten sollte, dann, 
glaube ich, könnte es unter Umständen darauf ankommen, wo das Gold lageıt. 
Ich könnte mich wenigstens eines Gefühles der Unbehaglichkeit nicht erwehren, 
zumal wenn ich bedenke, dass der Transport donauabwärts viel leichter ist, als 
der Transport donauaufwärts“. 

Zeitschrift für Volkswirtschaft, Socialpolitik und Verwaltung. VI. Band, 1, Heft. 
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Nach einigen weiteren Ausführungen gelangt Redner zum Schlusse und 
bemerkt: „Ich kenne nur ein durchschlagendes Argument für die Fortsetzung der 
Valutaaction. Wir haben im Jahre 1892 eine Relation festgesetzt und dadurch 
einen Riegel vorgeschoben gegen eine Erhöhung unseres Geldwertes. Das 
lässt sich nur rechtfertigen, wenn wir alle unsere Kräfte aufbieten, um nunmehr 
auch den zweiten Riegel vorzuschieben gegen die Verminderung unseres 
Geldwertes. Deshalb, glaube ich, ist es unsere Pflicht und Schuldigkeit, auf dem 
bezeichneten Wege fortzufahren, und darum habe ich auch die Zuversicht, dass 
die noch in Aussicht stehende Action zu Ende geführt werden wird, und ich 
habe weiters die Zuversicht, dass das Gesetz von 1892 sich sodann durch seine 
eigene Kraft durchsetzen werde. Wir können es sogar erleben, dass sich eines 
Tages ein solcher Goldstrom über uns ergiesst, dass sich die Barzahlungen von 
selbst einstellen. Für diesen Fall aber hoffe und wünsche ich, dass die Bank, 
welche heute noch an der Ankerkette des Zwangscourses ruhig im Hafen liegt, 
vermöge ihrer Verfassung und Verwaltung die Kraft habe, sich auch auf offenem 
Meere zu erproben“. (Beifall.) 

Dr. Lecher beschränkt sich darauf, die Frage der Abschaffung 
der Fünfgulden-Noten und den Ersatz derselben durch Silber zu er- 
örtern, weil er in dieser Beziehung nicht mit der populären Meinung überein- 
stimmt. Der überwiegende Theil unserer Bevölkerung wird auch nach der Valuta- 
regulierung vielleicht niemals ein Goldstück eigenthumsweise in seine Hand be- 
kommen. Auch diesem grossen Theile der Bevölkerung aber muss die Valuta- 
regulierung etwas bringen und das wäre eine wirkliche Hartgeld-Circulation. Zwar 
ist bei der Enquéte vom Jahre 1892 und auch in den vorliegenden Gutachten 
behauptet worden, dass gerade die Rücksicht auf die arbeitenden Classen für die 
Beibehaltung der Fünfgulden-Noten spreche. Die Fünfgulden-Note wird als die 
Note des Wochenlohnes bezeichnet. Das mag ohne weiters zugegeben werden, 
hindert aber nicht, die Fünfgulden-Noten für Arbeiter durch eine etwas höhere 
Silberstückelung zu ersetzen. Die Vortheile, welche sich für den arbeitenden 
Mann ergeben, wenn vom Nickel bis zur Zehngulden-Banknote lediglich Metall- 
geld dem Verkehre diene, liegen darin, dass die unteren Schichten mit dem 
Papiergeld absolut nicht zu manipnlieren wissen, und dass die rasche Abnützung 
und Zerstörung des Papiergeldes hauptsächlich dem kleinen Manne zum Schaden 
gereicht. Redner ist überzeugt, dass von den 700.000 Einsernoten, welche der 
Einberufung vom Jahre 1894 nicht Folge geleistet haben, ein sehr grosser Theil 
auf die Noten entfällt, welche den unteren Schichten angehört haben. 

Aber auch die Rücksicht auf die Verwaltung uuserer Silberbestände 
spricht für die Cassierung der Fünfgulden-Noten. Bei einer Kopfquote von 5 fl. 
könnte unser ganzer Silberbestand in der Circulation verwendet werden, sobald 
die Bevölkerungsziffer auf 58 Millionen gestiegen sein wird. Wenn aber, wie von 
der Regierung in Aussicht genommen wird, circa 80 bis 90 Millionen Gulden 
in Fünfernoten circulieren sollen, so würde der Raum, den das Silber in der 
Circulation einnehmen könnte, nahezu um den gleichen Betrag restringiert. 
Redner ist auch dafür, dass die Siibergulden eingezogen und in etwas 
leichterer Form, etwa dem Werte von zwei Kronen entsprechend, ausgeprägt 
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werden. Dadurch würde erstens ein namhafter Münzgewinn erzielt, zweitens 
würde den Klagen über die „Schwere“ und Unbequemlichkeit des Silbergeldes 
abgeholfen und drittens würde gegen die Möglichkeit Schutz geboten, dass bei 
einer Preissteigerung des Silbers, welche doch nicht ausser aller Wahrschein- 
lichkeit liege, die schweren Silbergulden auswandern. Ferner spricht für Be- 
seitigung der Fünfgulden-Noten das Moment der Goldersparung. Allerdings 
hat auch die kleine Note eine goldersparende Function zu erfüllen, indem solche 
kleine Noten schwerer aus dem Verkehre gezogen und zur Einlösung präsentiert 
werden. Aber wenn nach dem Plan der Regierang 80 bis 90 Millionen Gulden 
in Fünfgulden Noten im Verkehre circulieren sollten, so würden zur Deckung 
derselben 32 Millionen Gulden in Gold erforderlich sein. Diese erspare man bei 
der Silbercirculation. 

Redner glaubt nicht, dass die Degradierung der Silbermünze 
zur Scheidemünze eine Gefahr mit sich bringen werde. namentlich nicht, dass 
dann eine zu zrosse Menge von Silbergeld vorhanden wäre, welche den Verkehr 
übermässig belasten und selbst die Gefahr eines Agio zwischen der Silberscheide- 
münze und dem Golde herbeiführen würde. Denn gerade, wenn dem Silber der 
Charakter einer Scheidemünze gegeben werde, so sei durch die jederzeitige Ein- 
lösbarkeit derselben ein Sicherheitsventil geschaffen. Zum Schlusse erklärt Redner. 
eine Kopfquote von 5 fl. sei für die Silbercirculation wohl nicht zu gross, sie 
sei bedeutend geringer als die in England oder Frankreich; aus dem Gutachten 
des Herrn Ostersetzer lasse sich berechnen, dass die Kopfquote der Silber- 
circulation in Deutschland ebenfalls ungefähr 5 fl. betrage. 

Nach diesen Ausführungen wurde die Verhandlung auf den nächsten Dienstag 
vertagt und die Sitzung geschlossen. 
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In dieser Versammlung wurde die Valutaenquéte fortgesetzt. Zunächst 
ergriff das Wort Herr Ostersetzer, welcher folgende Anschauungen ausführt. 
Der Wert des bisher Geleisteten sei nicht zu unterschätzen. Wenn auch 
der schwierigere Theil, die Sicherung der Stabilität der Wechselcourse nach oben, 
noch zu erreichen sei, so setze das doch den Wert der Thatsache nicht herab, 
dass wir die Wechselcuurse nach unten stabil gemacht haben, einerlei ob die 
Relation zu hoch oder zu niedrig angesetzt sei. Habe die Stabität des Geldwertes 
an und für sich einen volkswirtschaftlichen Wert, so sei nicht zu leugnen, dass 
wir in dieser Beziehung, sowie durch Schaffung eines bedeutenden Goldstockes 
nunmehr wirtschaftlich unendlich besser und staatsfinanziell unendlich mächtiger 
dastehen als vor vier Jahren. In Bezug auf die tieferen wirtschaftlichen 
Wirkungen namentlich bezüglich des Einflusses auf die Preisbildung, kann Redner 
die Sicherheit, mit der sich Dr. Rudolf Meyer in seinem Gutachten ausspricht, 
nicht recht begreifen. Namentlich die Behauptung, dass die Reallöühne der Beamten 
und Arbeiter seit der gesetzlichen Einführung der Goldwährung um 1/,—'‘\; 
gestiegen seien, nehme ihn wunder. Seines Wissens hätten diese angeblich so 
begünstigten Personen täglich schwerer mit der Noth des Lebens zu kämpfen 
und es hätte sich der Finanzminister ein solches Motiv, wenn es vorhanden 
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gewesen wäre, auch schwerlich entgehen lassen, um die Erhöhung der Beamten- 
gehalte zu verschieben. 

Unter den künftig zu ergreifenden Maassregeln bilde wohl die 
Aufnahme der Barzahlungen den Kernpunkt. Gegenüber dieser Frage 
seien alle anderen nebensächlich. Redner gibt seiner Genugthuung darüber Aus- 
druck, dass, trotzdem sich in den Gutachten alle Extreme, vom schrankenlosen 
Fatalismus bis zum schrankenlosen Optimismus vertreten finden, sich die über- 
wiegende Majorität doch ganz im Sinne des Redners, nämlich im Sinnes eines 
vorsichtigen Ausbaues des bereits Geschaffenen, ausspricht; er verwahrt sich in 
dieser Beziehung gegen den Vorwurf eines übertriebenen und schädlichen Pessi- 
mismus. Er dürfe nicht dafür verantwortlich gemacht werden, wenn Indolenz 
oder Unwissenheit von seinen vorsichtigen Argumenten einen falschen Gebrauch 
machen, aber er theile auch nicht den Muth der Optimisten, die das Kind einfach 
in das Wasser werfen wollen und meinen, die Noth werde es schon schwimmen 
lehren. In einer so wichtigen Frage hält er solchen Optimismus für unangebracht. 
Auch habe er bereits im Jahre 1892 alle Gefahren der vorzeitigen Aufnahme 
der Barzahlungen hervorgehoben. Wenn er es jetzt noch entschiedener thue als 
damals, so seien die Ereignisse der Zwischenzeit schuld, welche den Beweis 
geliefert hätten, dass die verschiedenen Voraussetzungen, die er damals als 
nothwendig hingestellt hatte, eben noch nicht vorhanden seien. In einigen Gut- 
achten hingegen sei ein ungerechtfertigter Fatalismus vertreten, am meisten in 
dem des Herrn Director v. Taussig, und gegen solchen Fatalismus müsse sich 
Redner um so energischer wenden 

Herr v. Taussig sei, wenn er ihn richtig verstanden habe, der Ansicht, 
dass für unsere Bank auch weiterhin das Verhalten einer barzahlenden Bank 
nicht am Platze sei. In dem Sinne, dass man nicht wie bei Manövern mit der 
Supposition der Barzahlungen arbeiten sollte, stimmt Redner Herrn v. Taussig 
allerdings zu. Denn um bei der militärischen Terminologie zu bleiben, so würde 
bei der Dunkelheit der einschlägigen Begriffe das Manöver bei uns ein Nacht- 
manöver schlimmster Sorte werden, und Lexis gehe in seinem Gutachten 
offenbar zu weit, wenn er schon jetzt der Bank eine Verpflichtung zur Goldabgabe 
auferlegt wissen wolle. Sollte aber Herr v. Taussig seine Aeusserungen so 
verstehen, dass die Bank nun auch weiter gar keine Rücksicht auf die Welt- 
verhältnisse zu nehmen habe, dass sie nur die eine Aufgabe habe, möglichst 
billig Geld zu verschaffen, die Bankpolitik möglichst schmerzlos für die Volks- 
wirtschaft zu machen, so müsse er dem widersprechen und könne sich die besten 
Argumente hiezu aus dem Gutachten des Herrn v. Taussig selbst holen. Denn, 
wenn Herr v. Taussig anerkennt, dass die vorhandenen gesunden Factoren 
möglichst geschützt werden sollten, so müsse zugegeben werden, dass es für 
unseren gesunden Handel von grösster Wichtigkeit sei, wenn auch ohne die 
Aufnahme der Barzahlungen die Parität der Wechselcourse erhalten würde. Es 
dürfe auch nicht mit Stillschweigen übergangen werden, dass die Bank sich 
thatsächlich dieser Ansicht angeschlossen habe, und in letzter Zeit die Wechsel- 
course aus dem sogenannten Manipulations-Fond zu beherrschen suche. Es sei zu 
hoffen, dass die Bank mit dieser Politik auch in grösserem Stile fortfahren werde, 
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wenn sich die Verhältnisse etwas schwieriger gestalten würden. Sollen ferner 
ungesunde und schädliche Triebe im wirtschaftlichen Organismus gehemmt 
werden, so könne man dies eben nicht, wenn man ohne Rücksicht auf die wirt- 
schaftliche Weltlage stets nur .auf billiges Geld für das Inland bedacht sei; 
man müsse Production, Handel und Speculation daran gewöhnen 
sich der Weltwirtschaft stets möglichst anzupassen, mit der sie 
späterhin untrennbar zusammenhängen soll. Man müsse sie daran gewöhnen, ihren 
Capitalbedarf stets dem Vorrathe anzupassen, der Weltconjunctur, wie in jeder 
Hinsicht, so auch bezüglich des Geldes und des Credites zu folgen. Man müsste 
mit einem Wort der durch den Währungsstreit so sehr verdunkelten Wahrheit 
wieder zum Durchbruch verhelfen, dass der stabile Discont ein Nonsens 
erster Classe sei. Man müsse gegen die Auffassung ankämpfen, welche die 
Bank nur als eine Fabrik von papierenem Capital betrachte, was sie nicht sei 
und nie sein dürfe. Eine solche Bankpolitik ist auch ohne Rücksicht 
auf die Aufnahme der Barzahlung an und für sich absolut noth- 
wendig, geradeso wie der Zwangscours nicht nur, weil er nicht schön, und 
staatsfinanziell schädlich sei, sondern auch an und für sich mit Rücksicht auf 
eine gesunde Volkswirtschaft verwerflich sei. 

Das Bisherige habe mit der auswärtigen Verschuldung an und 
für sich gar nichts zu thun. Aber diese Verschuldung lege noch besondere Ver- 
pflichtungen auf, nicht nur der Bank, sondern auch der Regierung, der 
„Haute finance“ und der öffentlichen Meinung. Was könne die 
beste Bank thun, wenn staatliche Conversionen oder unzeitgemässe Emis- 
sionen, irrationell niedrig verzinslicher Titres Revolutionen auf dem Geld- und 
Valutenmarkte erzeugen? Was könne die Bank dagegen thun, wenn, wie gerade 
in den letzten Tagen, durch gewisse politische Maassnalımen Beunruhigung in 
die Reihe der auswärtigen Gläubiger getragen werde? Auch die Haute finance 
sei eine enorme Macht. Sie könne durch Unterlassung von Actionen, welche einen 
Rückstrom von Effecten herbeiführen können, durch weise Berathung der Regierung 
unendlich viel nützen. Freilich müsse sie dabei oft ihr geschäftliches Interesse 
deu allgemeinen Interessen gegenüber hintansetzen. Man dürfe das nicht als 
Phantasterei bezeichnen, denn eine solche Thatigkeit sei im eigensten Interesse 
der Haute finance. Durch eine solche Thatigkeit wäre es vielleicht noch möglich, 
den Ideen die Spitze abzubrechen, welche blindwüthig gegen die capitalistischen 
Institutionen, in denen wir noch lange leben werden und leben müssen, ankämpfen. 
Hiedurch wäre es vielleicht noch möglich zu verhüten, dass eine Copie der in 
den meisten Punkten geradezu rührend blödsinnigen, deutschen Börsen- und 
Baukgesetzgebung auch uns beschert werde. Schliesslich sei ohne eine öffent- 
liche Meinung, welche das Verhalten all der früher genannten drei Factoren 
sachlich neutral mit überlegenem Sachverständnis beurtheile, noch in keinem Land 
die Valuta aufrecht erhalten worden und auch eine solche öffentliche Meinung 
müsse sich bei uns erst gebürend entwickeln. 

Redner kommt nun auf den Zusamm2nhang zwischen Verschuldung und 
Zahlungsbilanz zu sprechen. Man spreche von der Zahlungsbilanz noch 
immer so, als ob das eine kaufmännische Bilanz wäre, ein Conto, das am Ende 
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des Jahres schliesst und das man dann mit Vergnügen oder Missvergnügen als 
activ oder passiv betrachtet. Wir wüssten aber über die Zahlungsbilanz absolut 
nichts, wir könnten statistisch über sie nichts erfahren, wir erkennen sie nur 
täglich aus ihren Wirkungen im Wechselcourse. DieZahlungsbilanz werde 
täglich gemacht. Ob der schliessliche Saldo 30 oder 40 Millionen zu unseren 
Gunsten oder Ungunsten betrage, sei eigentlich gleichgiltig. Aber im glänzendsten 
Jahre könnten zwei oder drei Monate eines heftigen Umschlages eintreten und 
es sei eben die Frage, ob wir einen solchen durch heftige Effectenbewegungen 
erzeugten, zeitweiligen Umschwung der Zahlungsbilanz ertragen und ihm begegnen 
können. Die Frage nach der Wirkung der Geldpolitik auf die Handels- und 
Zahlungsbilanz sei von den Experten kaum gestreift worden. Es steht aber ausser 
Zweifel, dass ein solcher Einfluss besteht. Wie der Zinsfuss, Inflation oder Geld- 
klemme auf deu Aussenhandel in Waren deutlich wirken, beweisen die Vorgänge 
in Amerika vor und in 1893 und in diesem Herbste; aber auch auf den Effecten- 
verkehr habe die Zinzfusspolitik sicherlich einen wesentlichen Einfluss. Wenn wir 
eine vernünftige Politik betrieben hätten, so hätte unsere Handels- und Zahlungs- 
bilanz in diesen Jahren ganz anders ausgesehen; sie wird sich künftig günstiger 
gestalten, wenn dem Rechnung getragen wird. 

Der künftige Weg sei demnach klar vorgezeichnet. Die Salinenscheine 
müssen eingelöst, die Staatscassenbestände der Bank übergeben werden, damit 
gute Geldpolitik der Bank endlich möglich werde. Auf die Ergänzung der Gold- 
beschaffung legt Redner kein grosses Gewicht. Er glaubt, dass bei guter Bank- 
politik genug Gold einströmen werde. Dann werde auch Gold in den Verkehr 
gelangen dürfen; allerdings nicht aus dem heutigen Goldvorrath, der unbedingt 
centralisiert zusammengehalten werden müsse; aber das Gold, das über diesen 
Bedarf hinaus im Laufe der Zeit einströme, das könne eventuell in den Verkehr 
geleitet werden. Der metallische Umlauf habe wohl keine grosse monetäre, aber 
eine grosse moralische Bedeutung. Die Speisung des Verkehres mit Gold würde 
dann am besten nicht durch das Münzamt erfolgen, sondern durch die Bank, und 
„war entweder durch die Zurückhaltung kleiner Noten oder durch Zahlungen in 
Gold. wie es jetzt in Russland geschehe. Dann könnte zuerst die Verpflichtung 
der Bank zur Goldzahlung im Auslandsverkehr und schliesslich auch im Inlands- 
verkehr ausgesprochen werden. 

In der Bankfrage schliesst sich der Redner den Ausführungen des 
Herrn Dr. Bunz! in dessen Gutachten wie in der letzten Versammlung voll- 
inhaltlich an. Er fügt noch hinzu, dass, wenn trotz der formellen Zweitheilung 
der Bank, trotz der formellen Parität, beide Directionen in Bezug auf die Ver- 
waltung der Geldmittel der Bank einer strengen einheitlichen Controle in einer 
Centrale unterstehen, wenn ferner die Centrale in Bezug auf den Discont völlig 
unabhängig sei, dann vielleicht dieses seltsame Zweigespann, die neue Bank, 
doch ziehen könne. Aber auch das müsse man erst ausprobieren. Man müsse 
sehen, ob dieser Apparat richtig functioniere, dann erst. wenn all diese Bedin- 
gungen erfüllt seien, könne man an die Barzahlungen schreiten. 

Herr Richard Lieben constatiert, dass sich von allen Experten einzig 
und allein Herr Dr. Meyer als ein überzeugter Bimetallist gegen die Erspriesslichkeit 
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der Valuta-Action überhaupt ausgesprochen habe. Nun habe aber nicht einmal 
Amerika gewagt, ohne Vereinbarung mit den übrigen Mächten den Bimetallismus 
einzuführen. Eine bimetallistische Vereinbarung setze aber die Zustimmung 
Englands. Deutschlands und Russlands, das in Bälde auch zu den Goldländern 
gehören werde, voraus. Diese Staaten würden schon dafür zu sorgen wissen, dass 
die Interessen der Goldländer nicht verkürzt oder geschädigt werden. Die Interessen 
Oesterreichs würden dann die gleichen wie jene der stärksten Mächte sein. Herr 
Dr. Meyer sei auch der Ansicht, dass schon durch die bisherige Reform die 
Landwirtschaft geschädigt sei; er irre aber hierin, denn schon die ersten zögernden 
Schritte auf dem Wege der Reform seien für die Landwirte durch das Sinken 
des Hypothekarzinsfusses und die Möglichkeit der Grundschuldconversion nützlich 
gewesen. Wie tief wären im letzten Jahre die fremden Wechselcourse ohne die 
Gesetze vom Jahre 1892 gefallen! Auch die Industrie geniesse schon derzeit eine 
ausgiebige Ermässigung der Versicherungsprämie, welche sie ehedem für Valuta- 
schwankungen ansetzen musste. 

Redner polemisiert sodann gegen diejenigen Experten, welche vor Ueber- 
eilung warnen und zur Vorsicht mahnen, gerade als ob bisher von Hast oder 
Veberstürzung irgend etwas wahrzunehmen gewesen wäre. Die Hauptbedenken 
stützen sich auf eine mögliche ungünstige Gestaltung der Zahlungsbilanz. 
Eine absolute Garantie, dass sich die Zahlungsbilanz niemals zu unseren Ungunsten 
gestalten wird, lässt sich allerdings heute nicht geben und werde sich nie geben 
lassen. Redner erklärt in dieser Beziehung: 

Die Zahlungsbilanz unseres Reiches war durch viele Jahre activ, und erst 
in diesem Jahre drohte das Vertrauen in unsere Activität eine Erschütterung zu 
erfahren. Aber schon beginnen die Ziffern sich wieder zurecht zu rücken. Unsere 
Zahlungsbilanz muss nämlich activ sein, weil wir dem Auslande verschuldet sind 
und unsere Zinsen bisher immer ohne Gold beglichen haben und weil kein Grund 
vorliegt anzunehmen, dass wir dies in Zukunft weniger leicht zu leisten imstande 
sein werden. Unser Export, früher vorwiegend aus landwirtschaftlichen Producten 
bestehend, jetzt schon wesentlich industriellen Ursprunges, wird zeitweilig allerdings 
durch Fffecten ergänzt. Die Effecten, die wir exportiert haben, werden nicht 
consumiert, sie können über die Grenze zurückkehren, sie wandern eben dahin, 
wo sie besser bezahlt werden, dahin, wo man findet, dass ihr Erträgnis zu ihrer 
Sicherheit in einem einladenden Verhältnisse steht. Es ist daher begreiflich, dass 
gute Papiere aus dem ärmeren in das reichere Land abfliessen. Die Effecten 
müssen zurückkehren, wenn das Geld im Inlande billiger ist als jenseits der 
Grenze oder aber, wenn im Inlande Ueberspeculation herrscht und eine Ueber- 
wertung der Effecten stattfindet. In diesem Falle ist ein Rückschlag ohnedies 
unvermeidlich und die heimkehrenden Effecten wirken als ein Dämpfer, vielleicht 
sogar wohlthätig und hindern noch weitergehende Uebertreibungen. Endlich aber 
kann Misstrauen oder Geldnoth im Auslande die österreichischen Papiere zu uns 
‚urückdrängen. dann werden sie in erster Reihe mit Waren bezahlt, dann wird 
sold der Circulation entnommen, schliesslich wird es aus der Bank gezogen 
werden. Kleine vorübergehende Entnahmen haben nichts zu sagen, wenn dagegen 
grössere Entziehungen drohen, muss mit Zinsfusserhöhungen vorgegangen werden. 
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Die Maassregel wirkt um so sicherer, sie wirkt schon in mässiger Anwendung als 
eindringliche Warnung, je fester die Ueberzeugung eingewurzelt ist, dass die 
Bank, von äusseren Rücksichten unbehindert, so weit gehen werde. bis sie ihren 
Zweck voll erreicht hat. Der Goldabfluss kommt nämlich unzweifelhaft zum Still- 
stande, sobalä die Geldknappheit empfindlich wird. Dieses Stadium, das sich sehr 
deutlich kenntlich macht, tritt ein, lange ehe das letzte Gold abgeflossen ist, 
sobald das für den Verkehr unentbehrliche Gold die geringste Schmälerung 
erfährt. Denn dann hört die Bereitwilligkeit auf, dem Auslande die Effecten 
abzunehmen, jeder Geschäftsmaun kommt der Bank dadurch zu Hilfe, dass er 
dann auswärtige Guthaben einzieht, und sich durch Export neue zu schaffen 
sucht. Damit muss aber durchaus keine Creditkrisis verbunden sein, umsoweniger, 
je verständnissvoller die Geschäftswelt sich nach den Warnungen der Bank richtet, 
denn dann brauchen abnorme Zinssätze überhaupt nicht platzzugreifen. Jedenfalls 
ist bei einer barzahlenden Bank die schlimmste Gefahr für die Geschäftswelt. 
die völlige Creditverweigerung durch Erschöpfung der Mittel nicht zu fürchten, 
weil bei einem hohen Zinssatze Gold aus dem Auslande immer zu haben ist. In 
derartigen Krisenzeiten stieg vor 1892 zunächst das Agio, der Zinsfuss stieg 
aber auch und jene Experten, die diesen Punkt besprechen, und alle Praktiker, 
die solche Zeiten miterlebt haben, stimmen darin überein, dass die schlimmste 
Krisis, wenn eine in Metall zahlende Bank zur Verfügung steht, nicht so verheerend 
wirken kann, als in einem Lande isolierter Währung. Die Befürchtung, dass 
ein zeitweilig hober Zinsfuss schädlicher werden könnte, als die Fortdauer des 
ungeregelten Zustandes unserer Währung, kann demnach wohl fallen gelassen 
werden. 

Redner erörtert sodann, in welcher Art die Aufrechterhaltung der 
Barzahlungen durch die Bank zu sichern sei. Eine Golddeckung von 
75—78 Proc. würde wohl für alle Fälle ausreichen. Freilich dürften aber dann 
die Banknoten mit keinem anderen Umlaufsmittel concurrieren. Es dürften zunächst 
keine Staatsnoten im Verkehr bleiben, auch nicht jene, die mit Salinen alternieren. 
Der Redner acceptiert die Vorschläge Herrn Ostersetzers in Bezug auf die 
Fundierung der Salinenscheine. Auch das silberne Creditgeld wäre für 
die Solvenz der Bank kaum minder gefährlich. Insofern es die Verkehrsbedürfnisse 
übersteigt, würde es immer in die Keller der Bauk strömen und das Gold von 
dort verdrängen. Wenn Herr Dr. Landesberger das Silbercourant beibehalten 
wolle, um eine Prämienpolitik zu ermöglichen, so spricht sich Redner 
conform seinen früheren Aeusserungen eben auch gegen die Prämienpolitik aus. 
Es sei nicht richtig, dass England eine Prämienpolitik im Sinne Herrn Landes- 
bergers treibe. Auch in Frankreich habe die Prämienpolitik nachtheilig gewirkt, 
indem sie eine fortwährende Münzverschechterung dadurch verursache, dass die 
vollwichtigen Stücke fortwährend für den Export ausgelesen werden. Es handle 
sich also darum, den Silberüberschuss unschädlich zu machen. In dieser Beziehung 
sei der Vorschlag des Herrn Lecher zu empfehlen, das Silber als Scheidemünze 
an die Stelle der Fünfguldennoten treten zu lassen. Es könnte denselben 
ohne Schaden eine Zahlkraft bis zu 100 fl. eingeräumt werden. Sollte jedoch dein 
Verlangen nach Fünfguldennoten nicht Widerstand geleistet werden können, so 
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schlāgt Redner eine Art Silbercertificate vor. Die Bank wäre zu ermäch- 
tigen, in Silber vollgedeckte, in Silber einlösliche Fünfguldennoten im Maxin.al- 
betrage von 80 Millionen Gulden auszugeben. Diese Anweisungen vermichten 
kein Gold aus der Bank zu ziehen, während für die eigentlichen Banknoten die 
Gefahr vermieden bleibe, in Silber eingelöst zu werden. Es sei wohl richtig, dass 
zwischen dem Bedarfe an Fünfguldennoten und unserem Silberüberschusse kein 
innerer Zusammenhang bestehe, doch dürften sich beide Ziffern zwischen 50 und 
80 Millionen bewegen. 

Sobald nun in dieser Weise die Solverz der Bank gesichert sei, sei der 
Moment für die Aufnahme der Barzahlungen gekommen. In der Deckung der 
Banknoten und in der Reinheit der Währung liege die Gewähr der Sicherung, 
während es ganz nebensiichlich sei, ob ausserdem viel oder wenig Gold im Ver- 
kehr erscheine. Selbstverständlich werde man mit den Barzahlungen nicht in 
einem Augenblicke der Krise beginnen, sondern einen rahigen Zeitpunkt wählen. 
Ein geregeltes Budget müsse die Beruhigung darüber geben, dass der Staat 
nicht mit seinen Creditansprüchen den Privaten Concurrenz machen werde, und 
auch im Auslande dürften keine politischen oder monetären Gefahren drohen. In 
dieser Hinsicht seien die Aussichten nicht ungünstig. Russland habe seine Goldan- 
schaffungen in der Hauptsache schon durchgeführt, Indien werde noch lange 
wenig Gold in Anspruch nehmen, und auch die Vereinigten Staaten würden, auf 
die eigene Goldproduction gestützt, schwerlich grosse Anstrengungen machen, um 
ihren Goldschatz besonders rasch zu verstärken. 

Dem Redner erscheint daher die Aufnahme der Barzahlung absolut nicht 
in nebelhafter Ferne. Aber dennoch stimme er wit mehreren Experten darin 
vollkommen überein, dass die nächste und die Hauptaufgabe in der Aufrecht- 
erhaltung der Parität bestehe. Bei Aufrechthaltung derselben werde sich das 
Einströmen des Goldes von selbst vollziehen. Er habe auch nichts gegen eine 
Probezeit unter Aufrechthaltung der Parität einzuwenden. Aber eine Probezeit 
in ruhigen Zeitläufen und selbst das Ueberstehen einer Krise hätte keine Beweis- 
kraft in sich, sondern nur das Ueberstehen einer Krise bei geöffneten Bank- 
schaltern. Redner bemerkt: „Wenn in solchen Momenten die Geschäftswelt den 
Signalen der Bank thatsächlich folgt, wenn die Bank rasch und energisch handelt 
und das Publicum ihr Vorgehen begreift und billigt, wenn sich von keiner Seite 
der verhängnissvolle, wehleidige Ruf nach Staatsnoten erhebt. der seinerzeit 
Italien um alle Früchte seiner Anstrengungen gebracht hat, dann werden auch 
jene, die sich heute noch bedenklich und zweifelnd aussprachen, zugeben, dass 
auch unsere Bevölkerung reif ist, sich derselben gesicherten Währung wie die 
grossen Culturstaaten zu erfreuen. Ob die Bank dieser Aufgabe gewachsen sein 
wird, das wird von ihrer künftigen Organisation abhängen. Ich kann mich voll- 
ständig dem anschliessen, was Dr. Bunzl neulich gesagt hat, und will dem 
heute nichts beifügen. Nur geht meine Meinung dahin, dass, wenn das System 
der Privatbank auf Actien noch nicht existieren würde, es für unsere dualistische 
Monarchie erfunden werden müsste. Ferner noch, dass, wenn die Bank die 
verantwortungsvolle Führung der Zinsfusspolitik von sich abschieben wollte. sie 
eine Erneuerung ihres Privilegiums gar nicht verdiente.“ 
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Herr Wittelshöfer wendet sich gegen die Zaghaftigkeit, die in den 
Ausführungen aller Experten zutage trete. Wir haben jetzt in Oesterreich in der 
Bank und in solchen Beträgen, welche unmittelbar der Bank zufliessen sollen, 
etwa 450 Millionen Gulden Gold, also circa um 100 Millionen Gulden mehr als 
die Deutsche Reichsbank, und sogar etwas mehr als die Bank von England, 
trotz des japanischen Guthabens. Dessenungeachtet wird immer noch die Auf- 
nahme neuer Goldanlehen verlangt: Zur Fundierung von Salinenscheinen. zur 
Rückzahlung der 80-Millionenschuld an die Bank; man will ausserdem die Sättigung 
des Verkehres mit Gold und dergleichen mehr. Wenn ein ungeordnetes Goldwesen 
neben seinen Nachtheilen einen Vorzug hat, so ist es der, dass man sich über 
den Umfang der Circulation ein klares Bild machen kann. Man weiss nan auch, 
dass der gegenwärtige Circulationsbedarf in Oesterreich zwischen 850 und 900 
Millionen Gulden beträgt. Wenn man nun zusammenrechnet, was die Bank an 
Gold und Silber gegenwärtig besitzt, was aus den Staatscassen und durch Gold- 
einlösung noch in die Bank fliessen soll, wenn man berücksichtigt, dass die Bank 
über ein steuerfreies Notencontingent von 200 Millionen Gulden verfügt, und 
dass überdies noch Gold in den freien Verkehr gebracht werden soll, so käme 
man gut zu einer künftigen Circnlation von über 1000 Millionen Gulden bei 
einem durch die Girveinlagen des Staates und der Privaten verminderten Bedarfe. 
Die Circulation müsste also den heutigen Geldbedarf um 2—300 Millionen 
Gulden übersteigen. Es würde ein Ueberfluss an Gold entstehen und ein 
Theil der Umlaufsmittel müsste wieder aus der Circulation verschwinden. Nach 
dem Gresham’schen Gesetze würde nun das bessere Geld, nämlich das mühsam 
gesammelte Gold zum Theile wieder abfliessen. Dies würde ein ganz natürlicher 
Vorgang sein, da aber die öffentliche Meinung Ursachen und Wirkungen nicht 
immer richtig beurtheilt. so würde ein solcher Abfluss in grösserem Maassstabe 
Beunruhigung erzeugen und diese Beunruhigung könnte veranlassen, dass der 
Abfluss von Gold auch dann noch fortdauert, wenn die Circulationsmittel schon 
auf ihr richtiges Maass zurückgeführt sind. Man sollte darum die weitere Be- 
schaffung des Goldes ausschliesslich dem freien Verkehre überlassen, und ich bin 
überzeugt, dass, wenn im Frühjahre der Zinsfuss in Deutschland zurückgeht, die 
grossen speculativen österreichischen Goldguthaben eingezogen und das Gold in 
die Keller unserer Bank strömen wird. Namentlich muss ich mich principiell 
gegen die Sättigung des Verkehres mit Gold aussprechen. In 
Goldländern macht man im Gegentheile alle möglichen Anstrengungen, um das 
Gold aus dem Verkehre in die Bank zu ziehen — ich erinnere Sie an das 
Goeschen’sche Project der Emission von Einpfundnoten -— denn das Gold in der 
Bank ist das organisierte Gold und hat eine viel höhere Macht als das 
nichtorganisierte Gold im freien Verkehre. Man sagt, es müsse Gold im Verkehre 
sein, damit bei einem eventuell nöthig werdenden Goldexport dasselbe nicht aus 
der Bank, sondern aus dem freien Verkehre entnommen werden könnte. Wird 
dann aber unser Goldvorrath weniger geschwächt, wenn das Gold zu Export- 
zwecken aus dem freien Verkehre statt aus der Bank genommen wird? Nein, die 
Schwächung wird nur verheimlicht und es wird dadurch der Oeffentlichkeit die 
Nothwendigkeit von Gegenmaassregeln nicht sogleich klar. Wir in Oesterreich 
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können auch nicht etwaige Entnahmen aus der Bank erschweren. wie es z. B. 
Frankreich durch seine Prämienpolitik, England durch die Hinausgabe abgenützter 
Münzsorten, Deutschland durch moralische Einwirkung auf die Banquiers thut. Wir 
müssen wenigstens anfangs ängstlich den Schein vermeiden, als ob wir den Gold- 
export fürchteten. Wenn wir aber die Goldentnahme nicht hindern, dann wird 
es für die Banquiers ohnehin bequemer sein, das Gold aus der Bank statt aus 
dem freien Verkehre zu nehmen. Vor der Aufnahme der Barzahlungen dürfen 
wir nun den Verkehr schon gar nicht mit Gold erfüllen, weil bei einem, wenn 
auch nur momentanen ungünstigen Stande der Zahlungsbilanz sofort das Gold 
wieder verschwinden würde und das Publicum, wenn es die Abnahme der Gold- 
stücke im Verkehre bemerkt, sofort die Valutaherstellung für gescheitert ansehen 
würde.“ Demgemäss spricht sich der Redner auch gegen die Ermässigung der 
Prägegebür für Private aus, weil hiedurch die freie Circulation begünstigt 
werden könnte. 

Redner meint also, die Action zur Goldbeschaffung solle sich darauf 
beschränken, das Gold ruhig von selbst einfliessen zu lassen. Sind auf diesem 
Wege die Goldbestände der Bank genügend erstarkt, dann möge die Bank die 
Relation aufrecht zu erhalten trachten, womit dann die Währung thatsächlich 
hergestellt ist. Der rechte Moment für die Aufnahme der Barzahlungen ist erst 
gekommen, wenn wir schon so an die Stabilität gewöhnt sind, 
dass uns die gesetzliche Normierung, wonach die Bank verpflichtet ist, 
ihre Noten bar einzulösen, vollständig kalt lässt. 

Auch in Bezug auf die Golderhaltung, eine Frage, die wichtiger 
sei als die der Goldbeschaffung, theilt Redner die übliche Aengstlichkeit nicht; 
er ist der Ansicht, dass, grosse politische oder finanzielle Krisen abgerechnet, 
bei reiner Goldwährung die Golderhaltung absolut nicht zweifelhaft sein 
könnte. Wenn der Londoner Banquier wisse, dass er für seine österreichischen 
Wechsel immer Gold, nicht aber Silber bekcmme, aber auch nur dann werde er 
imstande sein, mit Sicherheit nach Oesterreich zu leihen und dann würde gerade 
bei ungünstigen Schwankungen der Zahlungsbilanz die momentane Ausgleichung 
durch Wechsel getroffen werden können. Nun glaube er allerdings, dass, entgegen 
der ursprünglichen Absicht, die reine Goldwährung mit Rücksicht auf die allge- 
meine Sympathie für das Silber, welche die Parteien im Wettlaufe um die Gunst 
weiter Kreise plötzlich empfinden, nicht zur Durchführung gelangen werde, aber 
er müsse schon heute, constatieren, dass ein Misslingen der Währungsaction im 
Falle der hinkenden Währung durchaus nicht den Schluss zulasse, dass es im 
Falle der reinen Währung ebenso gegangen wäre. 

Die Frage der Golderhaltung sei mit der Bankfrage identisch. 
Was die Organisation der Bank betrifft, so seien darüber wohl alle einig, dass das 
Veturecht, die politische Parität, die nationale Organisation des Generalrathes in 
den Directionen. entschieden verfehlt seien. Dagegen gestehe er ganz ohne Vor- 
behalt, dass er ein Anhänger des Staatseinflusses sei. Die Zeiten seien 
vorüber, wo man die Bank davor schützen musste, dass der Staat einfach in 
ihre Cassen hineingreife. Der Staat wisse jetzt bereits, dass ein solches Anlehen 
bei der Bank der theuerste Credit sei, und werde sich nur im Falle einer unbe- 
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dingten Staatsnothwendigkeit dazu verstehen. In diesem Falle wird sich aber 
auch keine Privatbank dem Verlangen des Staates widersetzen, ebensowenig, wie 
es die Bank von Frankreich im Jahre 1870 gumacht hat, und wir finden das 
vollkommen begreiflich. Aber auch der Staatseinfluss müsse in der richtigen Form 
gehandhabt werden; das Vetorecht sei keine solche Form. Das Vetorecht des 
Staatscommissärs führe dahin, dass weder der Generalrath, der fortwährend unter 
dem Damoklesschwert der Sistierung stehe, noch auch der Commissär, der wiederum 
nichts beschliessen, sondern nur sistieren könne, eine Verantwortung übernehmen 
könne. Die wünschenswerte Form des Staatseinflusses sei die, dass die Majo- 
rität der Verwaltung von den Regierungen ernannt werde unter Cautelen, 
welche die Unabhängigkeit der ernannten Personen garantieren. Die Betreffenden 
sollen unbesoldet sein, ihre Functicnsdauer zum mindesten 6 Jahre betragen, etwa 
so, dass alle zwei Jahre ein Mitglied austritt, und eine noch weitergehende 
Incompatibilität als sie jetzt bestehe, müsse ausgesprochen werden. Jede Ver- 
bindung mit Sinecuren müsse ausgeschlossen werden. Unter diesen Cautelen werde 
es möglich sein, entsprechende Persönlichkeiten ausfindig zu machen, welche nur 
das Interesse an der Sache beherrscht. Wird aber die Majorität des Generalrathes, 
wie es im neuen Statut vorgesehen ist, gewählt — wir sollen 12 gewählte 
gegenüber 5 ernannten Mitgliedern erhalten — dann ist die Gefahr vorhanden, 
dass der Generalrath von anderen Factoren abhängig wird. Wir wollen, dass die 
Generalräthe keine Instructionen aus dem Ministerpalais bekommen, aber auch 
keine von anderer Seite. Es ist dies kein theoretisches Bedenken. Die General- 
versammlung der Bank ist seit einiger Zeit von Strohmännern überfüllt. Wer die 
Liste mit genauer Kenntnis der Personen durchsieht, wird diese Ansicht bestätigen. 
Die Ernennung durch den Staat allein sei aber durchaus kein Grund für eine 
Abhängigkeit. „Gestatten Sie mir“, sagt Redner, „einen Vergleich: Das ungarische 
Parlament wird in seiner Majorität von der Regierung nominiert. Mit Ausnahme 
einiger Koryphäen kommt sicherlich kein Anhänger der Majorität ins Parlament, 
den die Regierung nicht will, sie vertheilt förmlich die Sitze. Sobald aber das 
Parlament zusammentritt, ist die Regierung von dem Abgeordneten abhängig. In 
Oesterreich werden die Abgeordneten, wenigstens ausserhalb Galiziens, vollkommen 
frei gewählt. Wenn sie aber gewählt sind und der Regierung gegenüberstehen — — 
ersparen Sie mir die weitere Ausführung des Vergleiches. “ 

Aber ebenso wichtig, wie die Organisation der Bank, ist es, dass die 
öffentliche Meinung ihre Anschauungen klärt und modificiert. Vor allem muss 
mit der Anschauung gebrochen werden, dass jeder legitime Credit von der Bank 
befriedigt werden müsse, auch wenn deshalb zehnmal mehr Noten ausgegeben 
werden sollten, als für die Circulation nothwendig sind. Es dürfe nicht vorkommen, 
dass der Finanzminister an die galizischen Landwirtschaftsgesellschaften schreibe, 
sie möchten ehestens ihre Wünsche über die Ausnützung des Personalcredits bei 
der Bank bekannt geben. Das stete Anwachsen jener Portefeuilles, die sich der 
Regulierung durch die Bank völlig entziehen, muss aufhören. Die Elasticität der 
Bank muss allen Wünschen gegenüber aufrecht erhalten werden. Für die Be- 
friedigung dieser Creditansprüche müsse ausserhalb der Zettelbank gesorgt 
werden. 
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Auch die Frage der Notendeckung bedarf einer Regelung. Wenn die 
metallische Zweifünfteldeckung nach Aufnahme der Barzahlungen aufrecht 
bleibt, so würde bei einer voraussichtlichen Notencirculation von 800 Millionen 
Gulden eine metallische Deckung von 320 Millionen Gulden, also bei dem Silber- 
stande von 120 Millionen Gulden ein Goldschatz von 200 Millionen Gulden zur 
Deckung genügend sein. Jedermann wisse aber, dass wenn der Goldschatz ein- 
mal auf 200 Millionen Gulden gesunken sei, die Bank ihre Noten nicht einlösen 
könne. Es müsse die grundlegende Bestimmung, die ja auch heute bestehe, dass 
nämlich die Bank auf ihre eigene Verantwortung für die Deckung Sorge zu tragen 
habe, allein Geltung haben. Bei der Bedeckung müssen wir nicht nur auf die 
Noten, sondern auch auf die Giroeinlagen Rücksicht nehmen. Diese seien viel 
gefährlichere Credite als die Noten. Die Giroeinlagen seien zu einem grossen 
Theile Capitalien, die nach Verwendung suchen und die einem kleinen, den 
Marktverhältnissen rasch folgenden Kreise angehören. Im Momente, wo diese eine 
günstige Verwendung auf einem auswärtigen Markte dafür erlangen können, 
werden die Giroeinlagen sofort zurückgezogen, wobei es zum Goldexporte in 
grossem Stile kommen kann. Die Deutsche Reichsbank leide unter diesen Ver- 
hältnissen. Die englische Bank habe ihre Noten mit Metall überdeckt und dennoch 
zweimal ihren Zinsfuss erhöht. Einem österreichischen Publicum wäre ein solches 
Vorgehen schwer verständlich zu machen. Redner bedauert, dass die verhandelnden 
Theile bei der Besprechung der Bankfrage auf die Bankfragen vergessen haben, 
und schliesst mit einer nochmaligen Verwarnung gegen allzugrosse Zaghaftigkeit. 

Banksecretär Dr. Calligaris protestiert gegen den Ausdruck des Herrn 
Wittelshöfer, dass die Generalversammlung der Bank von Strohmännern 
überfüllt sei. 

Herr Wittelshöfer erklärt, er habe gemeint, dass sich solche Personen 
in der Liste fänden, welche kaum in der Lage wären, den Besitz von 20 Bank- 
actien nachzuweisen und welche zu bestimmten Gruppen und Personen in einem 
Abhängigkeits-, Freundschafts- oder Betheiligungsverhältnisse stehen. 

Dr. Landesberger hält gegenüber Herrn Lieben seine Behauptung 
aufrecht, dass auch die Bank von England Prämienpolitik treibe, allerdings in 
dem Sinne, dass sie sich durch Ausgabe schlechterer Sorten von Goldmünzen 
gegen allzu grosse Goldnachfrage wehre. Er bestreitet auch, dass die Verschlech- 
terung im französischen Geldumlaufe auf die Prämienpolitik zurückzuführen sei. 
In England, wo ja nach der gegnerischen Ansicht eine Prämienpolitik nicht existiere, 
sei der allerschlechteste Goldumnlauf zu constatieren, und die englische Regierung 
habe in den Achtzigerjahren mehrere Millionen Pfund Sterling anwenden müssen, 
um die zu leicht gewordenen Münzen auf ihre Kosten umprägen zu lassen. Auch 
dürfe man sich die Entnahme der guten Goldmünzen aus dem Verkehre doch 
nicht so vorstellen, dass bei jedem Krämer nach guten Goldstücken gesucht 
werde, sondern der Goldexport werde aus den Goldbeständen der verschiedenen 
Banguiers und Banken vorgenommen, welche allerdings in der Regel gutes Gold 
hätten, weil sie in der Annahme von Gold sehr vorsichtig seien. 

Herr Ostersetzer stimmt mit Herrn Landesberger nicht überein. 
Wenn man das Vorgehen der Bank von England auch als Prämienpolitik be- 
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zeichnen wolle, so habe er nichts dagegen, dass auch Oesterreich eine solche 
Politik annehme. Aber in den ersten Jahren zum mindesten würde das gar nicht 
möglich sein, weil unsere frisch geprägten Goldstücke alle gut sein würden. 
Gegen die Adoptiernng einer Prämienpolitik, wie sie die Bank von Frankreich 
treibe, müsse er aber wiederholt energisch protestieren. Dass die Prämienpolitik 
der französischen Bank auch zu Münzverschlechterung führe, sei vollkommen 
richtig. Denn die guten Goldstücke werden, wenn Prämie herrscht, allerdings, 
vom Krämer und Cassenboten bis zum grössten Banquier hinauf, aus der Circulation 
ausgesucht. Und es sei sehr komisch, dass, indes die Regierung jährlich bedeu- 
tende Summen für Verbesserung des Umlaufes in Frankreich ausgebe. die Rank 
durch die Prämie wieder den Umlauf verschlechtere. 

Nach kurzer Erwiderung des Herren Landesberger und Lieben wird 
die Verhandlung abgebrochen. 
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In Fortsetzung der Valutaenquéte ergreift zunächst das Wort Herr Friedrich 
Schmid: Das grösste Hindernis der gesammten Valutaregulierung ist das grosse 
Unverständnis, dem diese Action noch immer in der Oeffentlichkeit begegnet. 
Die Aeusserungen der Enquétemitglieder dürften nun wesentlich zur Klärung der 
öffentlichen Meinung beitragen, und darum bedeutet das Ergebnis der Enquete 
einen unbestreitbaren Erfolg. 

Es ist jedoch in den Aeusserungen der Enquétemitglieder einer der 
wichtigsten und bedeutungsvollsten Gesichtspunkte für die Beurtheilung der Bank- 
frage kaum berührt worden: Die Bank ist nicht nur ein Creditinstitut und der 
grosse Regnlator des Geldverkehres, sie ist auch ein grosses und 
wichtiges Kriegsinstrument. Eine gute Notenbank und ein wohl- 
geordnetes Geldwesen bilden das finanzielle Rüstzeug des Staates, sowie die 
Armee das militärische. Der Kriegsschatz der ınodernen Staaten besteht darin, 
dass sie die Möglichkeit haben, im entscheidenden Momente eine grosse Menge 
unbedeckten Papierzeldes in Umlauf zu setzen, ohne ihre Währung wesentlich 
zu verschlechtern. Die Valutaregulierung muss in der Weise fortgeführt. und die 
Bankfrage so gelöst werden, dass der Monarchie diese Möglichkeit geboten werde; 
das ist eines der wichtigsten Ziele der ganzen Währungs- 
reform. Die Bank von Frankreich hat während des grossen Krieges von 1870/71 
dem Staate über 1500 Millionen Francs Noten geliehen; das Goldagio wurde zwar 
nicht ganz vermieden, erhob sich jedoch nicht über '/, Proc. Das geringste Agio, 
welches wir im Laufe dieses Jahrhunderts während eines Krieges hatten, betrug 
38 Proc. im Jahre 1866. Die Oesterreichisch-ungarische Bank hat bei allen Vor- 
schlägen, welche sie den beiden Regierungen unterbreitet hat, sich stets das er- 
wähnte Ziel unverrückt vor Augen gehalten; von diesem Standpunkte sind ihre 
Vorschläge zu verstehen. Die Bank schlug vor, es sei die Einheit der 
Bank und die gegenwärtige Organisation derselben zu er- 
halten. Die Bankeinheit, welche in den Siebzigerjahren fast nur von ungarischer, 
gegenwärtig aber mehr von österreichischer Seite, und zwar aus wirtschaftlichen 
Gründen bekämpft wird. ist in erster Linie eine militärische Noth- 
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wendigkeit. Es ist richtig, dass der Bankcredit für Oesterreich verhältnis- 
mässig theuer, dagegen für Ungarn, als den creditbedürftigeren Staat, billig ist; 
hieraus, und nicht aus einer ungerechtfertigten Bevorzugung ungarischer Wechsel, 
erklären sich die oft so kleinen Portefeuilles der österreichischen und die grossen 
Portefeuilles der ungarischen Bankanstalten. Die Zweitbeilung der Bank hätte 
jedoch zur Folge, dass, wenn es im Kriegsfalle nicht gelänge, das Goldpari der 
Note zu erhalten, wahrscheinlich Differenzen in der Bewertung der österreichischen 
und der ungarischen Note, und damit zwei Währungen in der Monarchie ent- 
stünden, was nicht nur eine ungeheuere Verwirrung im Geldwesen, sondern 
sofort auch das Auftauchen einer Menge staatsrechtlicher Fragen zur Folge haben 
müsste, z. B. in welcher Währung dann Ungarn seine Quote zu den gemein- 
samen Auslagen und seinen Beitrag zur gemeinsamen Staatsschuld zu bezahlen 
habe, wobei man keineswegs anzunehmen braucht, dass gerade die ungarische 
Note die schlechtere sein müsse. Die Zweitheilung der Bank würde wahrscheinlich 
auch die Verländerung der österreichischen Bankhälfte zur Folge haben, eine 
Gefahr, auf die schon Schmerling im Jahre 1862 verwiesen hat. Die 
Schwierigkeit, welche darin liegt, innerhalb der Bankeinheit die dualistische Ge- 
staltung der Monarchie zum Ausdrucke zu bringen, wurde im Jahre 1878 nach 
äusserst langwierigen Verhandlungen durch die Schaffung der jetzigen Bank- 
organisation gelöst. Es ist das unsterbliche Vordienst Lucams, dass es ihm 
gelungen ist, für die sogenannte Parität innerhalb der Bank eine Formel zu 
finden, von welcher man damals in Oesterreich befriedigt und in Ungarn entzückt 
war. „Die Vereinbarungen über die Bankorganisation“, erklärte 
der königlich ungarische Ministerpräsident Koloman von Tisza am 
27. Februar 1877 im ungarischen Abgeordnetenhause, „sichern den Staats- 
bürgern und den Positionen derbeiden Staaten vollständige 
Parität.“ Leider ist jetzt das Gespenst der Parität wieder auferstanden. Es 
ist dringend zu wünschen, dass es auch diesmal wieder gelingen möge, einen 
Modus zu finden, durch welchen es möglich wird, die vollständige Einheit der 
Bank zu erhalten und gleichwohl den berechtigten Ansprüchen der beiden Staaten 
der Monarchie gerecht zu werden. 

Die Bank schlug weiters vor, dass ihre Selbständigkeitgewahrt 
werden möge. Es ist geradezu unbegreiflich, wie man in Oesterreich für 
eine Staatsbank schwärmen kann; nirgends hat das Staatsbanksystem jämmer- 
licher Bankerott gemacht, als gerade bei uns. Die Staatsbanken sind, von der 
uralten chinesischen Staatsbank, die im 14. Jahrhundert fiel, angefangen, noch 
überall zugrunde gegangen. Schuld daran war nicht etwa der Umstand, dass 
diese Banken durch Staatsbeamte verwaltet wurden, denn gerade eine von Staats- 
beamten verwaltete Privatbank, die Deutsche Reichsbank, erfreut sich eines 
blühenden Zustandes. Der Fehler liegt im Systeme der Staatsbank 
selbst. Das so oft gehörte Schlagwort von dem unermessliche Werte des 
Notenprivilegiums ist eben nicht richtig. Das Notenprivilegium ist für eine 
Bank nur insoweit wertvoll, als sie nicht metallisch bedeckte Noten im Umlaufe 
hat; eine schwache Notendeckung aber ist gefährlich. Deckt dagegen die Bank, 
wie sie dies soliderweise thun soll, ihre Noten ganz oder möglichst vollständig 
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mit Metall. so trägt das Privilegium nichts. Die grossen, barzahlenden curo- 
päischen Notenbanken ziehen ihren Gewinn nicht oder nar zum geringsten Theile 
aus dem Notenprivilegium, sie ziehen ihn aus ihrer Thätigkeit als Giro- und 
Depositeninstitute. In dem Bestreben, die Notenausgabe möglichst gewinnbringend 
zu machen, liess man die Staatsbanken gewöhnlich ohne eigenes Capital, 
und also schon deshalb mit einer schlechten Notendeckung arbeiten. Der in 
neuester Zeit öfter aufgetauchte Vorschlag, die Postsparcasse zu einer 
Staatsnotenbank auszugestalten, beweist, dass man auch jetzt bei uns wieder an 
eine Staatsbank ohne eigenes Capital denkt. Der Grundirrthum ist die 
Ueberschatzung der Macht des Staates; man glaubt, das mangelnde 
eigene Capital durch den ungeheneren Credit des Staates supplieren zu können, 
und vergisst dabei, dass gerade im Falle der Noth, wenu am leichtesten ein 
Run auf die Bank entsteht, der Credit des Staates versagt, so dass der Staat 
dann zum Bankerott gezwungen wird, oder, wie man eleganter sagt, eine neue 
Relation einführt. So geschah es nämlich in Oesterreich in den Jahren 1811 und 
1816; der Staat, unvermögend die von ihm ausgegebenen Notenmassen ein- 
zulösen, half sich durch Herabsetzung des Wertes derselben, indem er zuerst 
zwischen den Bancozetteln und der Wiener Währung eine Relation von 100:20, 
und dann zwischen der letzteren Währung und den Noten der Nationalbank 
abermals eine Relation von 100:40 schuf, so dass auf die Bancozettel schliesslich 
nur 8 Proc. in gutem Gelde bezahlt wurden. Hiebei war der Verlust von über 
420 Millionen, den die Bevölkerung an den Staatsnoten erlitt, noch das geriugste 
Uebel; viel schlimmer war die vollständige Umwälzung, welche diese furchtbare 
Geldentwertung in allen Besitzverhältnissen verursachte. Wollte der Staat bei 
uns mit demselben Capital arbeiten, wie die dsterreichisch-ungarische Bank, so 
wäre das Staatsbanksystem theuerer als das Privatbanksystem. In den Jahren 
1888 bis 1895 brachte die Bank durchschnittlich 5°5 Proc. von ihrem Ge- 
sammtvermögen per 127:7 Millionen ins Verdienen, wovon rund 5'2 Proc. den 
Actionären und 0°3 Proc. den Staatsverwaltungen zufielen. Ende 1887 aber, 
unmittelbar vor Beginn der jetzigen Privilegialepoche, stand die gemeinsame 
Papierrente auf 76. verzinste sich also mit mehr als 5°5 Proc. Hieraus folgt, 
dass der Staat, wenn er damals die Ausübung des Notenprivilegiums selbst über- 
nommen und ein Capital von 127:7 Millionen durch Rentenausgabe beschafft 
hätte, an dem Notenprivilegium nichts verdient, sondern eher daraufgezahlt hätte. 
Dabei kommt noch zu berücksichtigen, dass in den von der Bank verdienten 
Dö Proc. der gesammt- Reinertrag des Hypothekarcredit-Geschaftes mit rund 
800.000 fl. jährlich enthalten ist, welchen Ertrag der Staat nicht gehabt hätte, 
und dass der Staat im nächsten Jahre bei der Erneuerung des Bankprivilegiums 
die Bankactien gründlich convertieren wird, was er mit seiner Rente noch 
schwerlich wird thun können. 

Dieselben Gründe, welche gegen das Staatsbanksystem überhaupt sprechen, 
sprechen auch gegen eine zu innige Verbindung der Bank mit der Finanzverwaltung. 
Ein bedeutender Staatseinfluss auf die Bank besteht schon jetzt und soll auch 
fernerhin bestehen. Es ist wohl nicht, wie Herr Wittelshöfer andeutete, 
deshalb erforderlich, damit der Staat in Kriegszeiten auf den Schatz der Bank 
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greifen könne; das letztere wird der Staat im Nothfalle stets thun, ob er einer 
Staats- oder Privatbank. einer von ihm Leeinflussten oder nicht beeinflussten 
Bank gegenübersteht. Der Staat hat aber zweifellos das Recht, ja sogar die 
Pflicht, darauf zu achten, dass ein so wichtiges Kriegsinstrument, wie die Bank, 
in gutem Stand erhalten werde. Die Bank darf jedoch nicht in die 
Gefahr gebracht werden, dass sie schon in Friedenszeiten 
von der Finanzverwaltung ausgepumpt werde, so dass sie dann 
in Kriegszeiten mit einem leeren Schatze dasteht. Dieser Fehler ist früher bei 
unz gemacht und schwer gebüsst worden. Das von Herrn Wittelshöfer be- 
fürwortete System der ernannten und unbesoldeten Bankdirectoren bestand ja 
schon früher, ebenso auch das jetzt wieder geforderte Recht der Regierungs- 
commissäre, jeden Beschluss der Bankverwaltunr „aus Gründen des Staats- 
interesses“ zu inhibieren. Das hat jedoch nur, falls der Gouverneur Wider- 
standskraft hatte, zu fortwährenden Conflicten zwischen ihm und der Finanz- 
verwaltung, oder wenn der Gouverneur nachgiebig war, dazu geführt, dass die 
Bank vollkommen in die Hand der Finanzverwaltung kam, welche besonders 
durch den Hofcommissär Baron Brentano, wie später im österreichischen 
Parlamente gesagt wurde, einen „beispiellosen Terrorismus“ in der Bank aus- 
übte. Während z. B. selbst ein in der Bankdirection gestellter Antrag, eine 
Deputation an Seine Majestät den Kaiser zu entsenden, als „gegen das Staats- 
interesse“ inhibiert wurde, wurde die Bank andererseits zu geradezu statuten- 
widrigen Geschäften gezwungen, so zur Lombardierung von Staatstitres, die 
noch gar nicht emittiert, ja noch gar nicht gedruckt waren — ein einziges 
solches Darlehen betrug 133'/, Millionen, zur Escomptierung von Wechseln, die 
nur eine Unterschrift und noch dazu die einer in Verlegenheit gerathenen 
Firma trugen, welche der Finanzminister halten wollte u. s. w. Die Folge war, 
dass die Bank bei Ausbruch des Krieges von 1859 total erschöpft dastand, und 
der Krieg schliesslich aus Geldmangel nicht weitergeführt werden konnte. Die 
Schlachten sind wohl damals von der Armee, der Feldzug selbst aber ist in der 
Himmelpfortgasse verloren worden. Die Erkenntnis dieses Umstandes führte im 
Jahre 1863 zu der Festsetzung der gegenwärtig bestehenden Unabhängigkeit der 
Bank von der Finanzverwaltung. 

Die Vorschläge der Bank, dass die Achtzig-Millionenschuld 
behufs Stärkung der Notenbedeckung zurückgezahlt, und dass 
die Cassenbestände der Staatsverwaltungen auf dem Conto bei 
der Bank geführt werden sollen, sind heute schon so allgemein als im 
öffentlichen Interesse gelegen anerkannt, dass sie einer weiteren Begründung 
nicht bedürfen. 

Was die Bank weiters vorschlug: kein Silbercourantgeld, keine 
Staatsnoten, keine kleinen Noten-Appoints, läuft darauf hinaus, 
dass die Bevölkerung gezwungen werden soll, einen Goldumlauf von 3— 400 Millionen 
Gulden festzuhalten. Im Falle der Noth kann man dann diesen ganzen Gold- 
umlauf durch kleine Noten, es mögen dies dann Staats- oder Banknoten sein, 
ersetzen. Diese 3— 400 Millionen sind also eine Art Kriegsschatz, den man 
nicht dadurch kürzen soll, dass man schon im Frieden kleine Noten oder Staats- 
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noten im Verkehre belässt. Alles das ist sehr theuer, sehr kostspielig, aber sehr 
nothwendig. Die grösste Verschwendung wäre es, jahraus, jahrein 
viele Millionen für die Armee zu verwenden und nicht gleich- 
zeitig dafür Sorge zu tragen, dass auch die Mittelvorhanden 
seien, diese Armee im Kriegsfalle mobilisierenundim Kriege 
erhalten zu können. 

Die gewaltige sociale Bedeutung der Währungsreform liegt in der Fest- 
legung des Geldwertes; es ist für den Arbeiter, den Beamten u. s. w. unendlich 
wichtig, dass sein Luhn, seine Ersparnisse ihm nicht durch eine Verschlechterung 
des Geldes verkürzt werden, wie dies leider auch bei uns durch das Sinken des 
Silberpreises in der Zeit von 1873—1892 der Fall war. 

Bei der ganzen Fortführung der Währungsreform, bei der Lösung der 
Bankfrage, bei allen noch zu ergreifenden Massregeln müssen wir stets vor allem 
das eine Ziel im Auge haben, dass die Monarchie auch finanziell 
ebenso gerüstet dastehen soll, wie sie militärisch gerüstet 
ist. Unsere Devise muss lauten wie die Devise der Armee: „Für Thron 
und Vaterland!“ 

Nach einigen Ansführungen Herrn Wertheimers, der sich auf den 
Standpunkt des praktischen Kaufmannes stellt, spricht 

Dr. Rudolf Meyer: Es ist mir gestern und auch heute aufgefallen, dass 
man hier die Goldwährung bereits für eine ziemlich sichere Sache hält. Meine 
Herren! der Bär ist noch nicht erlegt, an dessen Haut man schneidet. Ich sage 
das gar nicht hämisch, weil ich Bimetallist bin, denn nachdem die Goldwährung 
einmal Gesetz geworden ist, muss man den Willen der Regierung und des Volkes 
anerkennen. Aber ich verkehre in anderen Kreisen, als die meisten der Herrn, 
die hier sprechen, und kenne die Stimmung anderer Volksclassen. Es besteht 
eine sehr weit verbreitete Stimmung gegen die Goldwährung. Ich freue mich 
keineswegs, dass dem so ist, denn ich habe in meinem Gutachten ja die Gründe: 
angegeben, welche es gefährlich erscheinen lassen, wenn jetzt auf einmal zur 
Silberprägung oder zum Bimetallismus zurückgekehrt wird. Andererseits ist es 
jedoch nicht nur der Agitation schlecht berathener Personen zuzuschreiben, dass 
sich grosse Volksmassen in diese Bewegung — Sie würden sagen — „hinein- 
verirren“. In den letzten 15 Jahren ist in den einzelnen Ländern die Grund- 
rente um '/, gefallen, der Bodenwert wegen des gleichzeitig gesunkenen Zins- 
fusses nur etwa um !/,. Für Leute, die in ihrer ganzen Existenz auf den Grund- 
rentenbezug angewiesen sind, bedeutet das eine ganz erhebliche Schmälerung ihres 
Besitzes, und es ist leicht begreiflich, dass sie ihr Ohr einer Lehre zuneigen, 
die ihnen sagt: Ihr könntet den Verlust wieder einbringen, wenn ihr den Währungs- 
wechsel rückgängig mecht. In Amerika umfasst diese Bewegung die ganze, grosse 
Ackerbauregion. Man hat das Gefühl, es könnte dort wirklich einmal zu einem 
grossen Aufstande kommen. Die Erwägung, dass der Wahlerfolg Mac Kinleys 
der Bewegung für die Remonetisierung des Silbers keineswegs ein Ende machen 
werde, hat mich zu dem Rathe bewogen, man möge in der Valutaaction keinen 
weiteren Schritt: machen, weil dieser Schritt möglicherweise wieder zurückgemacht 
werden müsste. | 
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Redner kommt sodann auf die Einheitlichkeit der österreichisch-ungarischen 
Bank zu sprechen. Es habe immer sein Bedenken erregt, wenn einer Privatbank 
allein die Ordnung des Geldwesens eines grossen Staates überlassen werde. In 
Deutschland sei dies nicht der Fall. Dort habe es früher vielleicht 16 Noten- 
banken gegeben. Auch heute gebe es noch acht. Man sehe also, dass für ein 
einheitliches Bankgebiet keine Nothwendigkeit bestehe. Von der Schwärmerei für 
die Staatsbanken sei Redner allerdings zurückgekommen, wenn er sie principiell 
auch noch für die bessere Institution halte; derartige Institutionen werden aber 
im Staatsbetriebe fiscalisch so ausgebeutet, dass man kaum einen grossen Vor- 
theil gegenüber den Privatunternehmungen finden könne. 

| Was nun speciell die österreichisch-ungarische Bank betreffe, so ist eine 
Trennung für Oesterreich vortheilhafter. Redner citiert beifällig 
die Aeusserung, die Dr. Bunz! in der vorwöchentlichen Versammlung bezüglich 
des Bankgoldes gemacht habe, das seinen Weg ieichter stromabwärts nach Ungarn, 
als stromaufwärts zurückfinden werde. Es sei auch kaum möglich für eine Bank- 
direction, entgegengesetzten Wünschen beider Regierungen zu entsprechen. Der 
Hauptgrund, warum man für die Gemeinsamkeit der Bank eintrete, sei der Wunsch, 
das gemeinsame Handelsgebiet aufrecht zu erhalten. Das werde sich aber mit 
Rücksicht auf die gegenwärtige Volksstimmung, die in Ungarn und auch in 
grösseren Volksschichten Cisleithaniens herrsche, ohnehin nicht aufrecht erhalten 
lassen. Ungarn werde die Trennung zwar bitter büssen, wie der Agriculturstaat 
Italien, der im Jahre 1888 den Zollkrieg an den Industriestaat Frankreich er- 
klärte und nun vor Frankreich auf den Knien liege und um die Wiederaufnahme 
in die Handelsgemeinschaft bitte. Die Trennung würde schädlich sein, aber er 
glaube, sie sei ein Stadium, das passiert werden müsste. 

Besonders ausführlich beschäftigt sich der Redner mit der Frage der 
Pfandbriefe. Die Verquickung des Noteninstitutes mit einem Pfandbriefinstitute 
erscheint ihm sehr bedenklich. Die Noth hat dieses Verhältnis zustande gebracht. 
Als es sich um die Rückzahlung von bedeutenden Staatsschulden an die Bank 
handelte, seien zur Begleichung von circa 150 Millionen Gulden der Bank 
Staatsgüter ins Eigenthum übergeben worden. Hierdurch erhielten factisch die 
Banknoten eine Bodenbedeckung, wofür bekanntlich heute noch einige Agrarier 
schwärmen, aber das war ein Auskunftsmittel der Noth. Die Bank habe natürlich 
diese Güter verkaufen müssen. Es fanden sich aber keine geeigneten Käufer, 
zumal damals, mit Rücksicht auf die eben abgelösten Naturalleistungen, die Be- 
schaffung von Capital und Arbeitskräften erschwert war. Diese Schwierigkeit sei 
in genialer Art nach dem Plane Lorenz von Steins beseitigt worden, indem 
gleichzeitig mit der Ueberweisung der Staatsgüter an die Bank eine Hypotheken- 
abtheilung bei der Bank mit einem Capitale von 35 Millionen Gulden errichtet 
wurde, welche den Leuten das Geld leihen sollte, um diese Güter zu kaufen und 
zu bewirtschaften. Diese Maassnahme war als vorübergehend gedacht, aber die 
Verquickung sei leider nicht beseitigt worden, als späterhin die Domänen ab- 
gestossen worden waren. Heute habe der Pfandbriefumlauf nahezu sein Maximum 
von 150 Millionen Gulden erreicht. Diese Pfandbriefe seien zum grössten Theile 
fundiert durch Güter, die in den östlichen Provinzen und Staaten, namentlich 
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Galizien, Croatien und Ungarn liegen. Eine weitere Gefahr liege in der Ver- 
pflichtung zur Belehnung der Pfandbriefe auch anderer Hypothekenbanken, specieil 
der ungarischen Pfandbriefe mit Rücksicht auf die sinkende Grundrente. Redner 
verweist auf den Zwist, der unlängst zwischen den deutschen Agrariern und dem 
Reichsbankpräsidenten Koch entstanden sei, eben mit Rücksicht darauf, dass 
er ihnen nicht so viele Pfandbriefe belehnte. als sie belehnt haben wollten, weil 
er mit Recht die Banknoten nicht auf Hypotheken fundieren wollte, 

Friedrich Schmid antwortet auf diese Ausführungen, indem er sagt: 
Die Bemerkung des Herrn Vorredners, dass das Hypothekarcredit-Geschäft der 
Bank dazu führen könne, dass aus den Banknoten Bodennoten werden, ist 
unbegründet. Die Bank ertheilt Hypothekardarlehen nie in Noten, sondern steis 
nur in Pfandbriefen, und zwar mit der allergrössten Vorsicht. Die auch von 
Herrn Dr. Bunzl angedeutete Besorgnis, dass uns in Ungarn etwas von dem 
Metallschatze abhanden kommen könne, theile ich gar nicht. 

Dr. Bunzl verwahrt sich gegen die missverstandene Auffassung seiner Frage 
in Bezug auf Sicherung des Bankgoldes, das nach Ungarn transferiert werde. 

Dr. Etiinger polemisiert gegen den Standpunkt des Dr. Hertzka, 
dass sich der Goldumlauf schon von selbst regeln werde. Im Kampfe um das 
Gold werde die wirtschaftlich schwächere Nation stets den kürzern ziehen gegen- 
über der stärkeren. England, Frankreich und Deutschland würden grössere Preise 
für das Gold zahlen können als Oesterreich-Ungarn. Wir würden einen Theil 
unseres Goldumlaufes an das Ausland abgeben müssen und schliesslich nicht 
mehr die nöthigen Mittel haben, welche zur Bewältigung des nothwendigen 
Warenumsatzes erforderlich seien. Schliesslich würden wir wieder ein Agio haben. 
Darum müssten wir vor Aufnahme der Barzahlung unseren Goldschatz nach 
Möglichkeit zu kräftigen suchen. Und zwar dürfte man das nöthige Gold nicht 
nach dem Circulationsbedarfe der Vergangenheit berechnen, sondern mit Rücksicht 
auf die Zunahme der Bevölkerung und das Wachsen des Capitalreichthums. Der 
Redner theilt nicht die Bedenken Herrn Wittelshöfers in Bezug auf ein Zuviel 
an Gold. Die Anwendung des Gresham’schen Gesetzes scheine ihm hier nicht am 
Platze. Es mögen ja kleinere Goldquantitäten abfliessen, bis zuletzt doch jenes 
Quantum zurückbleibe, welches wir absolut brauchen. Aber keinesfalls wird das 
ganze Gold ablaufen, so dass wir schliesslich nur Silber und Noten haben. Was 
das Tempo der Valutaaction betrifft, so möchte Dr. Ettingersich der Führung 
des Dr. Hertzka nicht anvertrauen, der bereits in der Freilandsaffaire die 
Gefährlichkeit eines zuweit gehenden Optimismus hätte lernen können. 

Herr Felix Kuranda: Die allgemeine Ansicht geht dahin, dass wir 
eine passive Zahlungsbilanz haben. Diese wird nicht verschwinden, solange es 
uns nicht gelingen wird, unsere Exportüberschüsse zu stärken oder bis unsere 
Capitalskraft derart gewachsen ist, dass wir durch Zurücknahme von Effecten 
unsere Zinsenlast an das Ausland reducieren. Es kann übrigens nicht als grosses 
Unglück betrachtet werden, wenn wir ausländisches Capital zu productiven Zwecken 
benützen. Es zu unproductiven Zwecken heranzuziehen, müssen wir uns jedoch 
sehr hüten. Es ist also auch die Frage, ob wir unsere auswärtige Schuldenlast 
zu dem Zwecke vermehren sollen. um unseren Goldvorrath zu vergrössern, wie 
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es von verschiedenen Seiten gewünscht wird. Im Allgemeinen kann das Herein- 
ziehen von Gold zweierlei Folgen haben: Einerseits kann der Auslandscredit den 
Credit ersetzen, den wir bisher im Anlande bei der österreichisch-ungarischen 
Bank in Anspruch genommen haben. Das würde sich in einem Rückgange der 
bankmässig gedeckten Noten äussern. In diesem Falle wird die Inanspruchnahme 
des auswärtigen Credits hauptsächlich davon abhängen, in welchem Maasse die 
Bank die Concurrenz mit dem ausländischen Goldverleihern aufnehmen will und 
kann. Ihre Hauptaufgabe wird es natürlich immer bleiben, die Parität der 
Wechselcourse aufrecht zu erhalten. Anders liegt der Fall, wenn durch das Heran- 
ziehen des ausländischen Goldes eine Vermehrung unserer Circulationsmittel 
entsteht. Dies darf nur dann stattfinden, wenn wirklich ein dringendes Bedürfnis 
nach Vermehrung der Tauschmittel bei uns besteht. Sonst aber würde es uube- 
dingt Ueberproduction, Ueberspeculation und sonstige nachtheilige Folgen nach 
sich ziehen. Deshalb darf auch hinter dem ausländischen Golde, welches in einem 
Momente hereingeströmt ist, wo wir dessen bedurft haben. nicht die Thür ge- 
schlossen werden. Es muss ausströmen können, sobald es seinen wirtschaftlichen 
Zweck erfüllt hat. Der Zweck der Valutareform besteht ja darin, dass wir uns 
an das grosse Gebiet anschliessen, in welchem das Gold als Zahlungsmittel 
fungiert und wir dürfen die freie Circulation nicht gewaltsam hindern. 

Wenn wir uns den Luxus eines grossen Geldumlaufes nicht gestatten 
können. so müssen wir darauf bedacht sein, den Check- und den Clearingverkehr 
nach Möglichkeit zu fördern. Ich möchte bei dieser Gelegenheit darauf hinweisen, 
dass jene Herren, welche gleichzeitig die Erhöhung des Goldumlaufes und die 
Förderung des Checkwesens befürworten, sich widersprechen. Durch das eine wird 
dem a':deren eutgegengearbeitet. Allerdings dürfen wir auf eine grosse Aus- 
dehnung des Checkverkehres nicht rechnen, weil die Vorbedingung, dass nämlich 
längere Zeit grosse, gering oder gar nicht verzinsliche Depositen bei den Check- 
banken erliegen müssen, bei uns infolge des mangelnden Wohlstandes der Be- 
völkerung nicht gegeben ist. 

Redner ist übrigens nicht für einen grossen effectiven Goldumlauf. Dieser 
könnte auch, wie bereits gestern bemerkt worden sei, nur durch die Bank hervor- 
gerufen werden. Denn wenn die Münze selbst ihre Prägungsgebür herabsetzte, so 
würde doch der grösste Theil der an Private ausgegebenen Münzen direct zur 
Bank gebracht und dort gegen Banknoten umgetauscht werden, weil es nicht 
möglich sei, grosse Summen in Säcken von Gold in Circulation zu setzen. Wollte 
man den Verkehr mit Gold sättigen, so müsste man die kleineren Notenappoints, 
selbst die Noten 4 10 fl. ganz abschaffen. Gegen Ende des Jahres 1895 be- 
fanden sich 254 Millionen Zehner- und 118 Millionen Fünfernoten, zusammen 
372 Millionen im Verkehre. Wenn man nun den Betrag für die Thesaurierung 
rechnet, so kommt man auf einen Betrag von wenigstens 400 Millionen Gulden 
für die Goldcirculation. Dieser grosse Betrag müsste aus den Kellern der Bank 
genommen werden und sei doch mit viel stärkerer Wirkung zu verwenden, wenn 
er sich in den Bankkellern befinde. 

Wie sei nun der Silberschatz der Bank zu verwenden? Ihn effectiv in Cours 
zu setzen, sei wohl nicht möglich. Namentlich spricht sich Redner gegen die ge- 
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plante Ausgabe von Fünf-Kronenstücken aus, welche wegen ihrer Unhandlichkeit 
im wahren Sinne des Wortes als ein Attentat auf die Taschen der Bevölkerung 
zu bezeichnen wären und unbedingt zurückströmen oder zum mindesten die 
Silberguldenstücke aus dem Verkehre drängen würden. An Stelle der eingezogenen 
57 Millionen Einsernoten seien bereits jetzt 94 Millionen Gulden theils in Kronen- 
stücken, theils in Silbergulden ausgegeben worden. Es sollen ferner noch 
45 Millionen Gulden in Kronenstücken und 32 Millionen in Fünf-Kronenstücken 
dazukommen. Es ist mehr als fraglich, ob der Verkehr sich das gefallen lassen 
werde. Lieber möge man einen gewissen Betrag in Silberscheidemünze a 50 Heller 
in Circulation setzen. Nach den Erfahrungen die man mit ähnlichen Theilmünzen 
in anderen Ländern gemacht hat, würden sich dieselben auch bei uns gewiss 
als zweckmässig bewähren. 


Der Redner schlägt dagegen vor, man solle Silbercertificate a 10 und 
5 Kronen ausgeben, welche mit dem 127 Millionen Gulden betragenden Silber- 
schatze der Bank, der durch Gold zu ersetzen wäre, zu bedecken, mit den cir- 
culierenden Silbergulden in Zusammenhang zu bringen und unter eine separate 
Verwaltung zu stelleu wären. Da früher stets 150—160 Millionen in Noten 
ä 5 Gulden im Verkehre waren, so würden sich gewiss mindestens 130 Millionen 
Noten 4 10 und 5 Kronen im Umlanfe erhalten. Diesen Noten sowie den Silber- 
gulden wäre eine Zahlkraft bis zu 100 Gulden zu gewähren. 


Zum Schlusse gibt Redner noch ein Bild von den Bedeckungsverhältnissen, 
welche sich ergeben würden, sobald die Bank von ihrem Silberschatze befreit, 
die Rückzahlung des Staates von 30 Millionen und die Ueberweisung von 
15 Millionen aus dem Reservefonde durchgeführt würde. Er gelangt zu dem 
Resultate, dass die Banknoten, wenn das gesammte steuerfreie Notencontingent 
ausgenützt würde, mit 73 Proc., und falls eine steuerfreie Notenreserve von 
50 Millionen bestünde, mit 80 Proc., und zwar lediglich in Gold bedeckt sein 
würden. Durch Ueberweisung der staatlichen Cassenbestände und Vermehrung der 
Giroguthaben würden selbstverständlich noch weit günstigere Verhältniszahlen 
erzielt werden. 


Herr Wittelshöfer berichtigt thatsächlich ein Missverständnis des 
Herrn Schmid und fährt dann fort: Es scheint mir ein Spiel mit Worten, 
wenn die Deutsche Reichsbank als Privatbank bezeichnet wird. Sie ist eine 
Staatsbank, weil sie ausschliesslich von Beamten des Deutschen Reiches unter 
persönlicher Leitung des deutschen Reichskanzlers geführt wird. Bei seiner Zu- 
sammenstellung von Bankbrüchen hat Herr Schmid an die Geschichte der 
Bank von England vergessen, welche niemals eine Staatsbank gewesen ist. Was 
die Bankdirectoren der Fünfziger-Jahre betrifft, die unbesoldet und dennoch nicht 
unabhängig gewesen seien, constatiert Herr Wittelshöfer, dass sie ziemlich 
bedentende Bezüge, wenn auch in anderer als in Tantiémenform, bezogen hätten, 
und dass sie an der Erhaltung ihrer Stelle allerdings ein sekr bedeutendes 
finanzielles Interesse hatten. Entschieden wendet sich Herr Wittelshöfer 
dagegen, dass Herr Schmid die Festsetzung der Relation als Bankerott be- 
zeichnet hat. 
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Friedrich Schmid erklärt, er habe selbstverstindlich nur die Fest- 
setzung der Relation in den Jahren 1811 und 1816 als einen Bankerott be- 
zeichnet, keineswegs aber die Fixierung der Relation im Jahre 1892. 

Dr. Landesberger: Herr Dr. Meyer hat davon gesprochen. dass es 
andere Bevölkerungskreise gebe, in welchen andere Stimmungen herrschen als 
in unserem Kreise. Diese werden Rechenschaft von uns verlangen, und es drängt 
sich daher die Frage auf. ob wir heute nach Erwägung aller Umstände, die seit 
dem Gesetze von 1892 eingetreten sind, sagen können, dass wir, als wir damals 
die Goldwährung befürworteten, aus richtigen und zweckmässigen Gründen ge- 
handelt haben; wenn wir die seither verflossene Zeit überblicken, so können wir 
antworten: Wir haben so gehandelt. Ich war nie verliebt in die Goldwährung, 
ich bin aber für sie eingetreten und trete heute mit grösserer Ueberzeugung für 
sie ein als jemals. Die Österreichische Monarchie hat beim Uebergange zur Gold- 
währnng den richtigen Zeitpunkt erfasst. Wir sind zur Goldwährung in dem 
Augenblicke übergegangen, in welchem es uns zum Bewusstsein gelangte, dass 
die Wirtschaftsentwicklung in Oesterreich so weit vorgeschritten war, dass wir 
weltwirtschaftliche Interessen haben, dass unser Handel bereits solche Credit- 
und Absatzbeziehungen hat, die es nothwendig machen, ein gemeinschafiliches 
Wertmaass mit dem Auslande zu besitzen. Alles, was seither geschehen ist, spricht 
dafür, dass wir den Zeitpunkt richtig erfasst haben. Ich verweise hier besonders 
auf unsere Handelsbilanz, nicht auf unsere Zahlungsbilanz. Was nämlich den 
wichtigsten Factor der Zahlungsbilanz, die Handelsbilanz, betrifft, so hat diese 
in der letzten Zeit allerdings die Tendenz gehabt, passiver zu werden. Die 
Ueberschtisse der Handelsbilanz werden geringer. Redner hat dies bereits in 
seinem Gutachten untersucht und ist zu dem Schlusse gekommen, dass der 
Charakter der Veränderung sich am deutlichsten in der Einfuhr ausspreche. Die 
Einfuhrziffern sprechen es deutlich aus, dass Oesterreich sich in einem Stadium 
befinde, in welchem es sich zunächst zu einem seine Bodenfrüchte selbst 
consumierenden, dann aber zu einem Industrieproducte expor- 
tierenden Lande entwickle. Dieselbe Anschauung sei auch in dem Budget- 
berichte des Abgeordneten Szczepanowski ausgesprochen. Wenn wir uns 
wirklich auf dem Wege zum Industriestaat befinden und keine politische 
Einwirkung stattfindet, die uns davon abdrängt, dann haben wir nicht nur die 
Währungsreform zur rechten Zeit eingeführt, sondern dann werden auch die ein- 
geleiteten Reformen über kurz oder lang mit der Durchführung der Barzahlungen 
ihren Abschluss finden. Redner kommt nun auf die grosse Silberbewegung in 
Amerika zu sprechen, auf die man durch den Wahlkampf zwischen Bryan und 
Mac Kinley erst wieder aufmerksam geworden ist. Nach dem kolossalen Siege 
Mac Kinleys halte man in Europa allgemein die Sache des Silbers für geschlagen. 
Aber wenn man amerikanische Blätter, selbst Goldblätter lese, so finde man, 
dass man in Amerika selbst darüber nicht so denke. Auch wir sollten wissen, 
dass jemand, der bei einer Wahl auf das Haupt geschlagen wurde, bei der 
nächsten Wahl siegen kann. Dieser Hinblick auf die Möglichkeit der Einführung 
der freien Silberprägung in Amerika muss uns erst recht überzeugen, dass wir 
mit der Einführung der Währungsreform gut gethan haben, denn wenn wir die 
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Goldwährung nicht eingeführt hätten, so würde uns die Remonetisierung des 
Silbers den empfindlichsten Schaden zufügen, vor dem uns der Uebergang zur 
Goldwährung geschützt hat. | 

Nach Schluss der Discussion sagte Präsident Sectionschef v. Inam a- 
Sternegg: Gestatten sie mir, in ganz kurzen Worten das Facit dieser Dis- 
cussion zu ziehen. Wie es sehr häufig geschieht, dass positive Ergebnisse nicht 
direct auch ins Leben übertragbar sind, dagegen die negativen Resultate, das, 
was unbedingt abgelehnt werden muss, denn doch ziemlich deutlich hervortreten, 
so habe ich den Eindruck, dass auch die Resultate unserer Discussion mehr in 
der letzten als in der ersten Richtung gelegen sind. Wir wollen nicht die Wege, 
die wir schon gemacht haben, wieder zurückgehen. Wir haben in den Valuta- 
gesetzen des Jahres 1892 einen festen Boden gefunden, von dem aus wir vor- 
wärtsschreiten müssen. Wir empfinden es, dass wir auf dem richtigen Wege 
sind, und nicht einmal diejenigen, die glauben, dass wir, nach links und rechts 
auf die Zeichen der Zeit horchend, ob nicht eine höhere Macht uns auf den 
Bimetallismus oder die weisse Währung zurückweisen werde, vorsichtig vorgehen 
müssen, haben den Muth, uns zum Zurückgehen aufzufordern. Desgleichen hat 
sich auch eine Uebereinstimmung in Bezug auf die künftige Gestaltung unserer 
gemeinsamen Notenbank herausgestellt. Wir wollen nicht, dass die gemeinsame 
Notenbank uns verloren gehe, wir wollen auch nicht, dass die Bank in ihr r 
Stellung geschwächt werde, indem wir ihr Misstrauen entgegenbringen. Wir sind 
überzeugt, dass unsere Bank gut ist, dass sie noch immer wachsen wird. Und 
dann ein Drittes: Wir haben alle die Ueberzeugung, dass wir zu einer gedeih- 
lichen Lösung des grossen Währungsproblemes doch nur dann kommen, wenn 
wir eine einheitliche Regierung, eine einheitliche Staatsgewalt haben, trotz der 
zwei Staaten, die wir haben, das heisst mit anderen Worten: Wenn wir das 
Zoll- und Handelsbündnis nicht verlieren. Denn die Aufrechthaltung des Zoll- 
und Handelsbündnisses ist für uns die Form, in welcher wir eine einheitliche 
Politik im Dienste der Volkswirtschaft auch dann noch führen können, wenn wir 
„wei Staaten haben. Im Deutschen Reiche allerdings war die Einführung der 
Goldwährung erleichtert durch den unmittelbaren Eindruck des grossen Sieges 
und durch die Kriegsentschädigung von fünf Milliarden. Einen solchen Sieg 
können wir allerdings nicht erwarten; wir wünschen ihn auch gar nicht. Aber 
dennoch hoffen und wünschen wir zum Ausgangspunkte unserer weiteren Action 
einen Sieg nehmen zu können, einen Sieg über die Kleinmüthigen, über die 
Zweifler, über die Feinde unseres gesammten Geldwesens. In diesom Falle können 
wir getrost sein, dass die Aufgabe, die uns obliegt, auch endlich glücklich 
gelöst werden wird. 

Damit schloss der Herr Vorsitzende die Versammlung und die Besprechung 
der Valutafrage. 
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DIE PHYSIOKRATISCHE SCHULE 


UND DIE 


ERSTE DARSTELLUNG DER WIRTSCHAFTS- 
GESELLSCHAFT ALS ORGANISMUS. 


DER KREISLAUF DES BLUTES UND DER KREISLAUF DER GUTER. 


VON 


H. DENIS, BRÜSSEL. 
(AUS DEM FRANZÖSISCHEN ÜBERSETZT VON JULIAN BORCHARDT.) 


(MIT 2 TAFELN.) 


I. Die Kritik der mercantilistischen Schule und die Function 
des Geldes. 


V on der mercantilistischen Schule wird noch zu häufig angenommen, sie 
habe im Geld den einzigen Reichthum erblickt und die verzehrbaren Güter nicht 
als Reichthimer anerkannt; wahr ist nur, dass sie, vom Gesichtspunkt des inter- 
nationalen Handels aus, den Reichthum eines Volkes als der Geldmasse pro- 
portional, und alle verzehrbaren Güter als von der Geldmasse abhängig ansah.!) 
Daher jener Eifer, eine günstige Handelsbilanz zu erzielen. welche die Aufhäufung 
der edlen Metalle ermöglicht. Es war dies, wie Quesnay nachgewiesen hat, 
der sociale Wiederschein der durch das Privatinteresse erzeugten Anschauungen, 
von dessen Gesichtspunkt aus das Geld die Macht ist, die über alle anderen 
Waren verfügt. Die mercantilistische Schule identificierte insbesondere das 
Interesse der Gesellschaft mit dem der Kaufmannsclasse, deren Thätigkeit darin 
besteht, von einer Nation Waren zu kaufen, um sie an eine andere zu verkaufen, 
vom Producenten zu kaufen, um mit Gewinn an den Consumenten zu verkaufen; 
da unter sonst gleichen Umständen die Zahl der Operationen des Kaufmannes 
wächst mit der Masse der Münze, über die er verfügte, so erschien in ihren 
Augen der Reichthum als der Geldquantität proportional. Das zugleich kritische 
und positive Werk der Physiokraten war eine Aenderung des Gesichtspunktes; 
anstatt die Gesellschaft um ein Privatinteresse und die Gesammtheit der verzehr- 
baren Reichthümer um eine einzelne Reichthumsart gravitieren zu lassen, ordneten 
sie das Geld der Gesammtheit der übrigen Reichthümer, und das Interesse einer 
Classe dem Interesse der Gesellschaft unter. Im Gelde sahen sie nicht mehr, 
als ein Organ, dessen Function es sei, die verzehrbaren Reichthümer in Umlauf 
zu setzen. Ihr Werk war analog dem des Kopernikus und Galilei in der 
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Astronomie oder des Jussieu in der Botanik. Dor Commentar des dreizehnten 
„Grundsatzes der ökonomischen Regierung“ ist eino sehr klare 
Darstellung der Functionen des Geldes. | 


„Das Geld“, sagt Quesnay, „ist ein activer und wirklich gewinnbringender 
Reichthum in einem Staate nur insoweit, als es unaufhörlich Reichthum um 
Reichthum auswechselt; an sich selbst ist es ein unfruchtbarer Reichthum, der 
für ein Volk keinen anderen Nutzen hat, als seine Verwendung zu Kauf und 
Verkauf.“ 

„Das Geld“, sagt Le Trosne, „ist nur ein Zwischenglied zwischen den 
Käufen und Verkäufen, nicht aber der Zweck des Handels; man erwirbt es 
beim Verkauf nur, wn es beim Kauf wieder fortzugeben.*“ So wurde das Geld 
das Werkzeug des Austausches. 


Der wahre Reichthum der Nationen bestand ihrer Ansicht nach nicht 
darin, viel Geld zu haben, sondern die Werte zu haben, womit sie, nach dem 
Ausdruck Lemerciers, jenes Geld bezahlen könnten. Lemercier hat 
den Gedankengang der Schule mit folgenden Worten zusammengefasst: „Das 
Geld ist nur ein Reichthum zweiten Ranges und Stellvertreter des Reich- 
thums ersten Ranges.“ 


In dieser Kritik der mercantilistischen ‘Theorie war den Physiokraten 
Boisguillebert, der gelehrte Oekonomist vom Ende des 17. Jahrhunderts, 
vorangegangen. Boisguillebert ist Verfasser dreier wichtiger Schriften: Le 
Detail de la France (1697), Le Factum de la France (1707) und La Dissertation 
sur la nature des richesses. 


Im Reichthum, sagt er, der nichts anderes ist, als das Vermögen, sich 
den Lebensunterhalt zu verschaffen, ist das Geld nur Mittel und Weg, die 
dem Lebensunterhalt dienenden Waren sind Zweck und Ziel. — Die An- 
sichten Boisguilleberts über das Geld, in packender Form dargestellt, sind 
besonders in Cap. 5 des Factum de la France und in Cap. 4 und 5 der 
Dissertation entwickelt. 


Als die Physiokraten so die Beziehungen zwischen der Gesammtheit der 
zum Leben dienlichen, zur Befriedigung unserer Bedürfnisse geeigneten Gegen- 
stände und dem Gelde umkehrten, als sie, nach dem Ausdruck Boisguilleberts, 
den Knecht hinter den Herrn stellten, oder nach dem Worte Lemerciers, den 
Reichthum ersten Ranges vor den Reichthum zweiten Ranges, mussten sie 
nothwendigerweise ihre Aufmerksamkeit auf die Gesetze lenken, welche die 
Production und Vertheilung der verzehrbaren Güter in der Gesellschaft bestimmen. 
Es war dies unter einer neuen Form jene Rückkehr zur Natur, welche das ganze 
18. Jahrhundert charakterisiert. 


Wenn der auswärtige Handel für die Völker jene Bedeutung oder jene 
ausserordentliche Tugend, welche ihm die mercantilistische Schule beilegte, verlor, 
dann wurde die unbegrenzte Anhäufung von Edelmetall gegenstandslos ; denn das 
Geld war ja nun den verzehrbaren Reichthümern untergeordnet, seine Quantität 
war begrenzt durch die Erfordernisse der Function als Bindeglied, die es zu 
erfüllen hatte. Aus etwas Unbedingtem war es ein bedingtes Organ geworden. 
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Dies festgestellt, war der Gedanke der Physiokraten, die wirtschaftlichen 
Functionen der Gesellschaft sowie deren Organe zu analysieren. 

Was ihnen zuerst auffiel. war, dass der sociale Mensch von seiner äusseren 
natürlichen Umgebung abhängig ist, welcher er alle Materialien ent- 
ıiımmt, die zur unaufhörlichen Erneuerung seines Organismus und zur Befriedigung 
seiner physischen. geistigen und sittlichen Bedürfnisse dienen. Das führte sie 
dazu, die Materialität als einen der wesentlichen Charaktere des Reichthuins 
anzunehmen. 

Hier erschienen ihnen die wirtschaftlichen Functionen der Gesellschaft mit 
den ihrer Schule eigenthümlichen Charakteren. 

Die zur Befriedigung der Bedürfnisse des socialen Menschen bestimmte 
Materie wird zuerst der natürlichen Umgebung entnommen (extrahiert), sodann 
wird sie verändert, endlich unter die Glieder der Gesellschaft vertheilt. 

Die Organe dieser Functionen sind: die ackerbauende Classa (wozu 
Bergwerke und Steinbrüche mitgerechnet werden), welche den Reichthum aus 
der natürlichen Umgebung herausholt — die industrielle Classe, welche 
ihn verändert — und die handeltreibende Classe, welche ihn ver- 
theilt, seine Besitz- und Platzveränderungen bewirkt. 

Die Physiokraten betrachteten allein die ackerbautreibende Classe als 
productiv, als das einzige Organ der Production, und die anderen Classen, die 
industrielle, die handeltreibende, die liberalen Berufe, als steril. 

Ihr Grund, ausschliesslich der ackerbautreibenden Classe die Productivität 
zuzusprechen, ist, dass diese allein die Masse der in der Gesellschaft periodisch 
in Umlauf gesetzten Materie vermehrt. 

„Der Ackerbauer“, sagt Quesnay in seinem Dialogue sur le travail des 
artisans, „produciert durch Erzeugung, durch wirkliche Vermehrung der 
Producte.“ Es ist dies der eigentliche Sinn des Wortes producieren, hervor- 
bringen. 

„Der Handwerker (Industrielle)“, sagt Quesnay weiter, „produciert, indem 
er den Rohstoffen in Arbeit umgesetzte Lebensmittel zusetzt.“ Er vereinigt beide 
und erzielt dadurch eine Formveränderung der Materie. Dabei findet also 
keine Vermehrung der Menge der materiellen Producte statt. Ohne Zweifel ver- 
rössert seine Arbeit die Summe der Nützlichkeiten der Materie, aber die 
Physiokraten betrachteten die Materialität als Bedingung für den quantitativen 
Ausdruck des Reichthums. Sie maassen die Quantität des Reichthums nicht an 
der Menge der Nützlichkeit, sondern an der Menge der nützlichen Materie. 

Die wirtschaftliche Function der Vertheilung oder des Austausches ist im 
Grunde der Austausch gleichen Wertes gegen gleichen Wert. — Das Organ für 
diese Function der Vertheilung oder des Austausches — des Handels — sind in 
Wirklichkeit die Producenten und die Consumenten der Ackerbauproducte in deren 
rohem oder durch die Industrie verändertem Zustande. 

Dazu gehört nicht, dass der eine der Austauschenden an dem andern etwas 
gewinnt, sondern dass beide die Befriedigung ihrer Bedürfnisse erreichen. 

Die Zwischenorgane dieser Function, Fuhrleute und Kaufleute, dienen 
dem Handel, aber sie machen ihn nicht. 
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Quesnay und seine Schule bezeichnen diese mit dem Namen Trafikanten 
(trafiquants) und machen einen Unterschied zwischen Trafik (Thätigkeit der Kauf- 
leute etc.) und Handel. Dieser Trafik ist eine Belastung des Handels, der 
Gewinn der Trafikanten ist ein Abzug von den seitens der Producenten ausge- 
tauschten Werten, und das Bestreben der Gesellschaft müsste dahin gehen, diese 
Last zu vermindern. 


Inzwischen bemerkten die Physiokraten noch eine andere Thatsache von 
fundamentaler Wichtigkeit: dass nämlich allein die Classe, welche sie als die 
einzig productive betrachteten, der Gesellschaft ein jährliches Einkommen sichere, 
oder vielmehr der Gesellschaft ein Nettoproduct sichere, das den Unter- 
haltsfonds für die nicht ackerbautreibenden Classen bilde. 


Das Bruttoproduct besteht aus dem ganzen jährlichen Product der acker- 
bautreibenden Classe, das heisst aus der Masse der jährlich producierten Unter- 
haltsmittel und Rohstoffe. 


Zieht man nun von diesem Bruttoproduct den Gesammtbetrag der Vor- 
schüsse oder Capitalaufwendungen ab, die gemacht werden mussten, um es zu 
erzielen, so hat man das Nettoproduct. 


Di se Vorschüsse sind von dreierlei Art: Jahresvorschüsse, erste Betriebs- 
Vorschüsse und Grund- und Bodenvorschüsse. 


Die ackerbautreibende Classe widmet alljährlich ihre Thätigkeit der Boden- 
cultur; dazu verbraucht sie für sich und für ihre Hausthiere Unterhaltsmittel, um 
die Ertragsfähigkeit des Bodens zu sichern: das sind die Jahresvorschüsse. 
Ausserdem führt sie dem Boden in längeren Zwischenräumen Verbesserungen 
und Düngemittel zu; sie braucht Werkzeuge und Materialien, die sich langsaın 
abnutzen und erneuert werden müssen; von dem Product des Bodens wird also 
die ackerbautreibende Classe den Theil abziehen, der nothwendig ist, um ihr 
Betriebscapital zu erhalten und zu erneuern: das sind die ersten Betriebs- 
vorschüsse. 

Die Arbeiten, welche der Landbebauer alljährlich oder periodisch ausführt, 
verlangen, dass ihnen andere vorbereitende Arbeiten vorausgegangen sind: Um- 
grabung, Nivellierung, Bewässerung, Einhegung, ohne welche die periodischen 
und jährlichen Arbeiten nicht möglich gewesen wären. Es waren die ursprüng- 
lichen Anbauer, welche diese Arbeiten auf den heute angebauten Ländereien 
ausgeführt haben. 


Diese ursprünglichen Anbauer oder ihre Nachfolger bilden nach Quesnays 
Auffassung eine besondere Classe: die Classe der Grundbesitzer. So wie sie 
— oder ihre Vorgänger — zuerst die Ertragskraft des Bodens in Thätigkeit 
gesetzt haben, so haben sie ein absolutes Recht auf den Boden behalten; ihnen 
wird der ganze Ueberschuss des Bruttoproductes nach Abzug der jährlichen und 
der Betriebsvorschüsse zukommen. Dieser Ueberschuss ist das Nettoproduct; es 
umfasst nicht nur den Ersatz der von den ersten Eigenthümern gemachten 
Grund- und Bodenvorschüsse, sondern noch einen Ueberschuss, welcher 
in Wirklichkeit den Fonds bildet, von dem die nicht ackerbautreibenden 
Classen der Gesellschaft leben. 
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Il. Das ökonomische Tableau und die organische Anschauung der 
Circulation. 


Dieses Nettoproduct ist es, welches in die grosse Circulation des 
Reichthums in der Gesellschaft eingeht. Ich sage grosse Circulation, denn 
ich finde in der Circulation der Reichthümer nach Quesnays Anschauung eine 
auffallende Analogie mit der Circulation des Blutes und deren Eintheilung in 
grosse und kleine Circulation. 

Die Entdeckung der Circulation des Reichthums in den wirtschaftlichen 
Gesellschaften nimmt in der Geschichte der Wissenschaft denselben Platz ein, 
wie die Entdeckung der Circulation des Blutes in der Geschichte der Biologie. 
Die Entdeckung Harveys brachte jene beständige Wiederkehr der Blutflüssigkeit 
ans Licht, welche die Existenz aller Theile des individuellen Organismus sichert. 
Ebenso sichert dıe Circulation des Reichthums, der das Blut und die Lymphe 
der Gesellschaften bildet, die Erhaltung und Entwicklung des collectiven 
Organismus, Diese Circulation ist in dem von der Schule sogenannten öko- 
nomischen Tableau beschrieben; sie versteht darunter ausser der Darstellung 
einer normalen Circulation, die Darstellung aller Störungen, welcher die- 
selbe ausgesetzt ist, sowie der Wirkungen, die daraus resultieren. 

Dieses ökonomische Tableau, das für die Schüler Quesnays ein 
Gegenstand der Bewunderung war, hat im 19. Jahrhundert kaum etwas anderes, 
als Missachtung, Vergessenheit oder Gleichgiltigkeit gefunden. 

„Es ist schwer“, sagt Garnier, „sich den Erfolg dieser ziemlich unver- 
stiindlichen Publication zu erklären. Zusammengesetzt aus wunderlich vertheilten 
Ziffern, ist dieses Tableau eher geeignet, die Theorie in Misscredit zu bringen, 
als sie verständlich zu machen. Die Erklärungen des Marquis de Mirabeau 
machten es noch kabbalistischer und geheimnisvoller; die des Abbe Baudeau 
und Le Trosnes, obgleich viel klarer, waren doch noch nicht klar genug.“ 

Sicherlich ist das ökonomische Tableau oft sehr compliciert, was daran 
liegt, dass die Physiokraten mehrere Hypothesen behandelten; aber in seinen 
Grundzügen betrachtet, ist es die erste synthetische Darstellung der Bewegung 
des Reichthums, auf welche in letzter Linie das organische Leben der Gesell- 
schaften zurückzuführen ist; und wenn ich die gewaltige Geistesarheit betrachte, 
die zu seiner Aufstellung nothwendiz war, so gestehe ich, dass ich nicht weit 
entfernt bin, die Bewunderung Mirabeaus zu theilen: „Seit dem Beginn der 
Welt gibt es drei Entdeckungen, die vor allem den politischen Gesellschaften 
ihren festen Bestand verliehen haben. Die erste ist die Erfindung der Schrift, 
die allein dem Menschengeschlecht die Möglichkeit gibt, seine Gesetze, seine 
Wesenheiten, seine Jahrbücher und seine Entdeckungen ohne Fehler weiter zu 
tragen. Die zweite ist die Erfindung des Geldes, das als gemeinsames Gut 
alle civilisierten Völker verbindet. Die dritte, das Resultat der beiden anderen 
und ihre Vervollkommung, ist das ökonomische Tableau, die grosse Ent- 
deckung, die den Ruhm unseres Jahrhunderts ausmacht und deren Früchte die 
Nachwelt pflücken wird.“ 

Quer durch alle Dunkelheit des ökonomischen Tableaus der Physiokraten 
muss man darin den ersten Versuch einer Analyse der Gestaltung der Circulation 
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und der Reproduction des gesellschaftlichen Einkommens erblicken; und diese 
gesellschaftliche Bewegung, so wie Quesnay sie auffasste, erinnert an die 
Circulation des Blutes. Ohne Zweifel haben die Gesetze der Ideen-Associationen 
das Genie Quesnays, der sich mit biologischen und socialen Phänomenen zu 
gleicher Zeit beschäftigte, veranlasst, jene Circularbewegung als Bedingung der 
Fortdauer ihrer Existenz auf die Gesellschaft zu übertragen. 

Ein Auszug aus einem der Briefe Turgots über den Getreidehandel 
wird uns in Stand setzen, dieses grosse Phänomen richtig zu erfassen, und wird 
zugleich die biologische Analogie deutlich machen. 


„Der Ackerbauer verbraucht unmittelbar, was zu seiner Nahrung noth- 
wendig ist; den Rest theilt er mit dem Grundbesitzer, und alle beide bringen 


diesen Rest durch ihre Ausgaben — sei es nun, dass diese die Fortdauer und 
Verbesserung der Bodenbestellung zum Gegenstand haben, sci es dass sie einfach 
zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse dienen — an alle anderen Mitglieder der 


Gesellschaft als Preis für deren Arbeit. Die Werte, die diese empfangen haben, 
kehren durch den Ankauf der Waren, die sie für ihren Consum brauchen, wieder 
in die Hände der Ackerbauer zurück, um von dort von neuem auszuströmen und 
so einen Kreislauf zu beschreiben, dessen ununterbrochene Fortdauer das Leben 
des politischen Körpers ausmacht, so wie der Kreislauf des Blutes das Leben 
des thierischen Körpers ausmacht.“ 


Sehen wir diese so einfache Darstellung unter näherer Hervorhebung dieser 
wichtigen und interessanten Analogie noch einmal durch; denn es ist dies 
das erstemal, dass die Wirtschafts-Gesellschaften als 
Organismen aufgefasst und dargestellt wurden. 


In der That gibt es in der Gesellschaft, wie im individuellen Organismus. 
einen grossen und einen kleinen Kreislauf. Betrachten wir das Phänomen zuerst 
ohne Dazwischenku:ft des Geldes. als primitiven Tauschhandel. 


Der kleine Kreislauf, welcher der Blutbewegung vom Herzen nach den 
Lungen und von den Lungen zum Herzen entspricht, findet statt zwischen der 
ackerbautreibenden Classe, den Grundbesitzern oder ursprünglichen Anbanern, 
und der Erde: die beiden Blutarten — der Venen und Arterien — haben ihr 
Gegenstück in den Vorschüssen und deren Wieder-Erstattung. 


Die Grundbesitzer haben im Anfang die Grund- und Bodenvor- 
schüsse geleistet, welche die Erde in anbaufähigen Zustand gesetzt haben. 
Die ackerbauende oder productive Classe leistet die periodischen und 
jährlichen Vorschüsse, welche der Erde ihre Productivkraft erhalten und 
entwickeln. 

Das Product der Erde gewährt zunächst der productiven Classe die Wieder- 
erstattung ihrer Vorschüsse. Der Antheil des Bruttoproducts der Erde, welchen 
die ackerbauende Classe einbehält, wird von ihr zum Theil als Unterhaltsmittel 
verzehrt, zum Theil init der unproductiven Classe: Industriellen, Fuhrleuten, 
Kaufleuten, Bedienten, liberalen Berufen. ausgetauscht. Die ackerbauende Classe 
liefert ihnen direct einen Theil ihrer Lebensmittel und Rohstoffe, und erhält 
dafür Industrieproducte oder Dienstleistungen, welche ihr die Befriedigung ihrer 


Die physiokratische Schule und die erste Darstellung etc. 95 


Bedürfnisse, die Wieder-Frstattung der an den Boden gewendeten periodischen 
und jährlichen Vorschüsse, und damit die Fortsetzung des Anbaues ermöglichen. 

Nun liefert aber die Erde mehr, als sie in Form von Vorschüssen empfangen 
hat; sie gewährt einen Ueberschuss: das ist das Nettoproduct. Dasselbe 
muss, zum grössten Theil, die Unterhaltsmittel aller anderen Mitglieder des 
Gemeinwesens sowie den Stoff für die meisten materiellen Güter liefern, welchen 
die unproductive Classe die Formveränderungen, und damit neue Nützlichkeit 
verleiht. | 

Das Nettoproduct seinerseits durchläuft en grossen Kreislauf. Die 
Classe der Grundbesitzer empfängt es aus der Hand der Ackerbauer als ent- 
sprechenden Ersatz für ihre Grund- und Bodenvorschüsse. Aber das Nettoproduct 
ist von Natur den Vorschüssen der Grundbesitzer nicht proportional, es übersteigt 
sie in einem Maasse, das mit den Fortschritten der Cultur immer grösser wird. 
Das Nettoproduct sichert ihren Unterhalt, und da es, in unserer Hypothese, aus 
Unterhaltsmitteln und Rohstoffen besteht, so gestattet es ihnen, im Austausch 
die Dienstleistungen und Industrieproducte aller anderen Classen zu erwerben. 
Die Thätigkeit, die sie auf diese Weise unterhalten, die Producte, die sie im 
Austausch erwerben, werden zum Theil darauf verwandt werden können, die 
Fruchtbarkeit des Bodens zu erhöhen. Das werden danı neue Vorschüsse, die zu 
den alten noch hinzukommen, und die zugleich ein bedeutenderes Bruttoproduct 
des Ackerbaues, ein reichlicheres Nettoproduct und einen intensiveren Kreislauf 
des Reichthums sichern. Das ist aber noch nicht alles: die Physiokraten sprechen 
dem Staat einen Antheil am Nettoproduct der Grundbesitzer zu. Für sie ist das 
einzige Product, das die Steuer in Wirklichkeit treffen kann, das Nettoproduct 
der Erde; und deshalb sind sie alle für eine einzige Steuer auf das Nettoproduct 
unter Beseitigung aller anderen Steuern, weil diese in letzter Linie doch noth- 
wendigerweise auf das Nettoproduct zurückfallen, und vorher nur entweder die 
Bodenproduction oder die Umformung der Rohstoffe belastet und somit den 
Kreislauf des Reichthums gestört haben. Die leistungen des Staates, welche die 
Ordnung des collectiven Lebens sichern, finden also ihre Entlohnung ebenfalls 
im Nettoproduct. 

Dies ist der wesentliche Inhalt des ökonomischen Tableaus. Sehen wir nun 
zu, wie sich die Sache gestaltet, wenn das Tauschinstrument, das Geld in seiner 
von den Physiokraten festgestellten wirklichen Function, dazwischen tritt. 

Der Gesammtwert des jährlichen Bruttoproductes der Nation sei gleich fünf. 

Das Nettoproduct sei gleich zwei; die Geldmenge, welche diese Reichthümer 
in Bewegung setzen soll, sei ebenfalls gleich zwei, ihr Wert sei gleich dem von 
zwei Fünfteln des Productes. Nehmen wir an, dass zuerst die Ackerbauer das 
Geld in Händen haben, und dass die unproductive Classe, als Resultat früherer 
Bearbeitung, Industrieproducte im Werte von zwei besitze. 

Nach der Emte und am Schlusse des jährlichen Grubenbetriebes geben dia 
Ackerbauer ihre zwei Geldeinheiten als Nettoproduct den Grundeigenthümern, 
und bleiben selbst im Besitz der ganzen Productenmenge. Die Grund- 
eigenthümer erwerben zunächst für eine Geldeinheit Lebensmittel von der Classe 
der Ackerbauer, sodann für die andere Geldeinheit Industrieproducte oder 


96 Denis. r 


Dienstleistungen von der unproductiven Classe. Die ackerbanende Classe ihrerseits 
verzehrt eine Einheit des Bruttoproductes zu ihrem Unterhalt, und für 
die eine Geldeinheit, die sie von den Grundeigenthimern erhalten hat, kauft 
sie von der unproductiven Classe Industrieproducte und Dienstleistungen. 

Auf diese Weise ist die unproductive Classe in den Besitz beider 
Geldeinheiten gekommen. 

Diese unproductive Classe schafft selbst keinen Wert, sie erhält nur, 
durch Umwandlung (Bearbeitung) der Materie, den Wert der Rohstoffe 
und der Unterhaltsmittel. Sie wird also ihre zwei Geldeinheiten der 
ackerbautreibenden Classe geben, um dafür die zwei Einheiten des 
Bruttuproductes zu kaufen, die dieser noch übrig geblieben sind, und wird 
dadurch in Besitz der Unterhaltsmittel und Rohstoffe gelangen, deren sie zur 
Fortsetzung ihrer Production bedarf. So ist die ackerbauende Classe wiederum 
Besitzerin beider Geldeinheiten geworden, wie zu Beginn der Bewegung, 
die sich auf diese Weise unendlich fortsetzen kann. 

Das ist das ökonomische Tableau, das eine natürliche, physiologische 
Bewegung des Reichthums ausdrücken soll. Was die Verständlichkeit dieses 
Tableaus verdunkelt, das sind die zahlreichen Hypothesen, die der Meister und 
seine Schüler studiert haben. Diese Hypothesen nehmen künstliche Störungen des 
Kreislaufes infolge von Unwissenheit, Unvorsichtigkeit oder Selbstsucht an und 
untersuchen deren Wirkungen. So untersucht Quesnay in seinen zwei „öko- 
nomischen Problemen“, was eintreten muss, wenn der Grundbesitzer das 
Nettoproduct in Luxusausgaben verschwendet, anstatt einen Theil davon auf 
Vermehrung der Grund- und Bodenvorschüsse zu verwenden, oder was eintreten 
muss, wenn die Vorschüsse des Ackerhauers nicht durch Austausch mit den 
anderen Classen wieder ersetzt werden, oder welches die Wirkungen einer indirecten 
Stener sein werden. Auch Mirabeau thut weiter nichts, als diese Hypothesen 
und wissenschaftlichen Exereitien zu vermehren, und das ist alles, was es in 
seiner „Philosophie rurale“ Kabbalistisches gibt. 

Diese Hypothesen sollen, nach der Meinung der Physiokraten, die directen 
Experimente ersetzen, um die Theorie des Kreislaufes zu rectificieren und zu 
vervollständigen und insbesondere sie für die Praxis anwendbar zu machen. 

Heutzutage haben diese bei den Physiokraten hypothetischen Störungen 
unter dem Namen wirtschaftliche Krisen eine leider nur zu greifbare 
Wirklichkeit erlangt und treffen den Reichthum in den verschiedenen Phasen der 
Bewegung, die er in der Gesellschaft durchläuft. 

In dem ökonomischen Tableau hat das Geld wieder seine wirkliche Function: 
rs ist wieder Instrument der Circulation geworden. Es functioniert nur dann, wenn 
man es fortgibt. 

Die Geldquantität hängt ab von der Anzahl und dem Umfange der Aus- 
tauschacte, welche eine Nation vorzunehmen hat, und deren Anzahl wie 
Umfang regeln sich nach dem jährlichen Einkommen der Nation. Die verzehrbaren 
Reichthümer haben somit den Vorrang vor dem unverzehrbaren Reichthum, der 
bestimmt ist, sie in Umlauf zu setzen. Die unbegrenzte Anhäufung von Geld 
wird gegenstandslos; die Geldmenge, die eine Gesellschaft braucht, muss abhängen 
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von der Menge der verzehrbaren Reichthümer, deren Wanderung von Hand zu 
Hand es bewerkstelligen soll. 

Ueber diese natürliche Grenze hinaus wird die Ansammlung unnütz. Adam . 
Smith hat dieses Abhängigkeitsverhältnis in greifbarer Form dargestellt, indem 
er das Instrument der Circulation mit Kochtöpfen verglich, die man unnützer- 
weise in einer Gesellschaft aufhäuft, wo nur eine gewisse Quantität Speisen 
zuzubereiten sind. 

Ebenso zeigt das ökonomische Tableau, dass nach der Auffassung der 
Physiokraten alle in der Gesellschaft zur Vertheilung gelangenden Löhne und 
Profite, ebenso wie die Rente der Grundbesitzer ihre gemeinsame Quelle in der 
Ackerbauproduction haben. 

Industrie und Handel setzen in den Augen dieser Schule der Gesammt- 
menge der Materie und dem Gesammtwerte des Bruttoproductes 
nichts zu, obschon sie die Nützlichkeit der Materie vermehren und den Reich- 
thum dadurch, dass sie ihn umwandeln (verarbeiten), erhalten. Der grosse Unter- 
schied zwischen dem Ackerbau und allen unproductiven Berufen besteht 
darin, dass die Arbeiten der Handwerker wie der liberalen Berufe für die 
Wirtschaftsgesellschaft eine Ausgabe bedeuten, die sich nicht über das Netto- 
product ausdehnen kann, die durch das Nettoproduct begrenzt ist. Allerdings 
dienen diese Arbeiten zur Befriedigung von Bedürfnissen, aber das Bestreben 
wird stets sein, sie für einen möglichst niedrigen Preis zu bekommen. Daher 
jene Formel, wit welcher Quesnay die ökonomische Vervollkommnung ausdrückte: 
die grösstmögliche Vermehrung der Genüsse mit möglichster 
Verminderung der Ausgaben zu erzielen. Dagegen sind die auf den 
Anbau verwandten Vorschüsse reproductiv; je mehr sie zunehmen, desto grösser 
das Bruttoproduct und mit ihm das Nettoproduct, und desto mehr können auch 
die Arbeiten der Handwerker zunehmen, desto intensiver wird der sociale Strom 
des Reichthums. 

Hiermit enthüllen sich uns die zwei Seiten — sociologisch betrachtet — 
der sich selbst regulierenden Ordnung, so wie die Physiokraten sie aufgefasst haben. 

Zunächst sehen wir eine nothwendige Unterordnung der verschiedenen 
socialen Thätigkeiten; die einen können bestehen ohne die anderen. 

In dem individuellen Organismus kann der Blutumlauf nur stattfinden, wenn 
die Athmung in Kiemen oder Lungen localisiert ist: das Blut muss der Luft 
entgegengehen. 

Der kleine Kreislauf ist die nothwendige Vorbedingung des grossen Kreis- 
laufes. 

Ebenso gibt es eine gewisse Reihe von Arbeiten, die nothwendig sind, 
um die Erhaltung und Enwicklung des collectiven Lebens zu sichern. Vor allem 
hängt die ganze collective Thätigkeit von der schützenden Obhut des Staates ab. 

Gewisse Vorarbeiten müssen die Erde in productionsfähigen Zustand setzen, 
damit die Anbauer ihre Thitigkeit dem Boden widmen können. 

Die ununterbrochene und beständige Thätigkeit dieser Ackerbauer muss 
gesichert sein, damit die anderen Classen der Gesellschaft in dem Nettoproduct 
ihre wesentlichen Existenzbedingangen finden. Die ackerbauende Classe scheint 
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bestimmt, den Stoffwechsel mit der natiirlichen Umgebung zu vermitteln; von 
ihr sind alle anderen Organe abhängig, ohne sie würden diese nicht existieren. 
Ebenso ist das Geldinstrument dem Product, das es in Umlauf versetzt, unter- 
geordnet. 

Ist aber das Nettoproduct einmal da und haben sich die nicht ackerbauenden 
Classen gebildet, so liefern sie der ackerbauenden Classe Dienstleistungen und 
bearbeitete Producte; sie halten dann auch ihrerseits die ackerbauende Classe 
in Abhängigkeit von sich, denn sie dienen ihr als Absatzmarkt, sie versorgen 
sie mit ihren Producten. Neben jenem ersten Gesetz der Unterordnung 
constatieren wir also hier ein Gesetz der Wechselwirkung, genau wie Cuvier 
für die individuellen Organismen. i 

Auf diese Weise legte Quesnay die Grundlagen für die Auffassung der 
Wirtschaftsgesellschaft als Organismus. 

Das collective Leben ist hiernach cin umfassendes System des Austausches 
von Stoff und Kraft zunächst mit der äusseren Umgebung (Consumtion und 
Production), sodann unter den Menschen (Vertheilung). Es löst sich auf in eine 
Reihenfolge von Acten der Consumtion und Production. die unter einander durch 
Tauschverträge verbunden sind; und das Leben der Gesellschaft sowie das jedes 
Individuums hängt ab von der unaufhörlichen Wiederkehr dieser Acte, gerade 
so wie das Leben aller Zellen eines Organismus von dem regelmässigen Lauf 
des Blutstromes abhängt. 

Dies sind die Grundzüge der von dem Genie Quesnays ausgearbeiteten 
Anschauung der natürlichen Ordnung. Mit leichter Mühe hat man die Unvoll- 
kommenheiten darin entdeckt, aber fast nie wird die darin liegende unvergleichliche 
Grösse anerkannt. Die fortschreitende Entwicklung der Wissenschaft hat den 
Grundbesitzern jene überwiegende Bedeutung, die ihnen die Physiokratie zuerkennt, 
wieder abgesprochen; sie hat ihr Interesse nicht mehr mit dem der Gesellschaft 
identificiert. — Man hat die Productivität der industriellen Classe erkannt, man 
hat festgestellt, dass nicht die Ackerbauarbeit allein die Eigenthümlichkeit besitzt, 
einen Ueberschuss zu producieren, sondern dass auch die industrielle Arbeit einen 
dem Nettoproduct entsprechenden Mehrwert hervorbringt. — Darum ist es aber 
nicht minder das Verdienst Quesnays, die Grundidee eines Kreislaufes des 
Reichthums in der Gesellschaft entdeckt zu haben, und die Nachwelt wird diese 
Entdeckung auf die gleiche Stufe stellen, wie die Entdeckung der Blutcirculation 
durch Michel Servet und Harvey. 

Erst nachdem die organische Auffassung der Circulation der Reichthümer 
und der Functionen des Geldes erworben ist, kann die Wissenschaft an die 
Untersuchung der morphologischen Gesetze gehen, nach welchen der Credit in 
seinen verschiedenen Formen an Stelle des Geldorgans tritt und dessen endgiltige 
Beseitigung vorbereitet, gerade so wie bei den höheren Thieren auf einem Bern 
Punkt ihrer Entwicklung die Kiemen den Lungen Platz machen. 


Ill. Die Diagramme und die schematische Figur Quesnays. 
Ich habe versucht, in zwei Diagrammen den Kreislauf des Reichthums 
in der Gesellschaft (circulation des richesses) und seine Analogie mit dem 
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Kreislauf des Blutes darzustellen: das erste Diagramm zeigt diese Bewegung ohne 
Berücksichtigung des Geldes (sans intervention de la monnaie); es zeigt, wie 
man sich den ununterbrochenen Verlauf des Wirtschaftslebens ohne Dazwischenkunft 
des Geldes vorstellen kann; es hebt den Unterschied zwischen grossem und kleinem 
Kreislauf, zwischen auf den Anbau verwandten Vorschüssen (avances) und Netto- 
product hervor und zeigt das umfassende System von Austauschacten, in welche 
dieses Nettoproduct unter den Organen des gesellschaftlichen Lebens eingeht. 
Das zweite Diagramnı vereint die Bewegung der verzehrbaren Reichthümer in 
der Gesellschaft mit der des Geldes, welches das Instrument ihres Austausches 
ist (avec intervention de la monnaie). Man findet da das Geldinstrument in den 
bestimmten Proportionen, wie sie im II. Abschnitte angegeben sind, und 
wie sie ihm sein organischer Charakter anweist. 

Bekanntlich ist die erste Ausgabe des ökonomischen Tableaus, das zu 
Versailles nur in einer sehr kleinen Anzahl von Exemplaren aufgelegt war, voll- 
ständig verschwunden, aber neuerlich angestellte Nachforschungen haben zur 
Auffindung eines Correcturbogens aus dem Werke Quesnays geführt. Herr 
Oncken, in der Geschichte der Physiokratie der am meisten bewanderte 
Nationalökonom unserer Zeit, hatte im Jahre 1888 in seiner Einleitung zu den 
Werken Quesnays an den Verlust des ersten ökonomischen Tableaus erinnert; 
Herr Stern, Professor an der Universität Zürich, regte gelegentlich einer 
Besprechung dieses Buches den Gedanken an, das Tableau könne sich vielleicht 
im Nationalarchiv zu Paris unter den Papieren des Marquis von Mirabeau 
vorfinden. Auf diese Anregung hin stellte ein österreichischer Gelehrter, Herr 
Stephan Bauer, in dem Archiv Nachforschungen an, welche zur Entdeckung 
eines von der Hand Quesnays selbst, im December 1758, corrigierten Abzuges 
des Tableaus führten. Herr Bauer hat die Erläuterung dieses Documentes im 
„Economic Journal“ vom März 1895 veröffentlicht, und die „British Economic 
Association“ hat den 200. Jahrestag der Geburt Quesnays durch Veröffent- 
lichung des Facsimile des ökonomischen Tableaus sowie des Correcturbogens 
mit den Randverbesserungen Quesnays selbst gefeiert (London, Mac Millan 1894). 

Auf den zwei Tafeln, die dieser Studie beigegeben sind, habe ich die 
sociale Bewegung des Reichthunis, deren einzelne Phasen Quesnay analysiert, 
in ihrer Einheit dargestellt. Dadurch tritt die biologische Analogie besser hervor. 

Die „Philosophie rurale“ des Marquis von Mirabeau erschien im Jahre 1763 
zu Amsterdam mit dem Untertitel: „Allgemeine und politische Oekonomie der 
Landwirtschaft, begründet auf die unveränderlichen Gesetze der Physik nnd Moral, 
welche das Wohlergehen der Staaten sichern.“ Der aufgefundene Abzug ist einige 
Jahre älter. Die schematische Figur, die Mirabeau in jedem Capitel abbildet, 
ist, wie Herr Stephan Bauer gezeigt hat, dieselbe, die jetzt entdeckt worden 
ist; Mirabean hat nur die Ziffern der Auslagen und des Nettoproducts 
geändert. Man versteht somit, dass der Abzug sich in den Papieren Mirabeaus 
vorgefunden hat. 
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Unser mit reichem, fruchtbarem Boden gesegnetes Alföld ist seit einigen 
Jahren zum Schauplatz der Unzufriedenheit der Arbeiter geworden, und allsonn- 
täglich sehen wir auf dem Markte neben den sich Vergnügenden die Gruppe der 
Missvergniigten im Tone der Erbitterung das traurige Los der Armen verhandeln. 
Was mag wohl diese Veränderung verursacht haben? haben etwa die Erwerbs- 
verhältnisse oder die Lebensbedürfnisse des Alfőlder Arbeiters eine Veränderung 
von solchen Dimensionen und solcher Richtung erfahren, dass das einst ruhige 
und prosperierende Volk heute das gefährliche Element der Unzufriedenheit bildet? 

Nein. — Die Lage des Alfölder Arbeiters ist auch heute unzweifelhaft 
günstiger als jene der meisten Arbeiter des Landes, und wenn es trotzdem gerade 
das arbeitstüchtige Volk des reichen Alföld ist, welches am lautesten seine Klagen 
äussert, so ist dies nur ein deutlicher Beweis dafür, dass auch die Alfölder 
Bewegung, als vornehmlich socialer Natur, ihre Beweggründe nicht ausschliesslich 
in den Einkommens- und materiellen Verhältnissen des Volkes, sondern auch in 
den allgemeinen socialen Auffassungen und Lebensanschauungen findet. 

Im Nachfolgenden will ich an der Hand der thatsächlichen Verhältnisse 
des Alföld, insbesondere aber des Comitates Csanäd, nachweisen, dass der Erwerb 
des Alfölder Arbeiters dort, wo das Vorgehen der Arbeitgeber ein billiges und 
humanes ist, zur Sicherung der Lebensbedürfnisse und des materiellen Gedeihens 
ausreicht und dass auch in jenen Gegenden, wo die materielle Lage des Volkes 
drückend scheint, die Quelle des Uebels nicht so sehr in den allgemeinen 
wirtschaftlichen und Bevölkerungsverhältnissen, als hauptsächlich in dem Vorgehen 
der Arbeitgeber zu suchen ist, welches, die Nothlage des Volkes missbrauchend, 
die Arbeit an drückende und den Erwerb über die Maassen verkürzende Bedin- 
gungen und Nebenleistungen knüpft. 


1) Alföld, wörtlich Niederland, ist die übliche Bezeichnung der ungarischen 
Tiefebene. 
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Auch der Alfölder Bewegung liegen die allgemeinen Probleme der heutigen 
Gesellschaftsordnung zugrunde. Der Mangel an Organisation der einzelnen 
Classen, die grosse Ungleichheit der Vermögensverhältnisse. das Streben der 
Woblhabenden nach grösseren Reichthum isoliert die oberen Classen, entfremdet 
sie der arbeitenden Bevölkerung, welche ihrerseits die Wohlhabenden nur mit 
Neid und Misstrauen betrachtet, und der leider häufig auftretende Mangel an 
socialem Pflichtgefühl der oberen Classen lässt sie die Uebernahme einer Vertrauen 
erweckenden Führung der unteren Classen versäumen und treibt die Arbeiter in 
die Arme der Unzufriedenen und Agitatoren. Diese allgemeinen Motive sind häufig 
unabhängig von den concreten wirtschaftlichen Verhältnissen und darum wäre 
es eine Schwärmerei zu glauben, dass ein paar gute Ernten imstande sein 
würden, die Ruhe des Volkes auch dort herzustellen, wo, wie z. B. in Väsärhely 
die Ideeenverwirrung der Arbeiter dem strebsamen Fleisse selbst im Wege steht. 
Dort sieht der Arbeiter in der diesjährigen guten Ernte nicht eine günstige 
Arbeitsgelegenheit für sich. sondern ein neues Glück für den Reichen, und bevor 
er mit seiner Arbeit das Einkommen der Reichen vermehre, darbt er lieber auch 
selbst. Das Winterelend ist theils vergessen, theils steht es als Zeit der milden 
Gaben in der Erinnerung, und auf dem Väsärhelyer Markte kann man genug 
hören. dass derjenige ein Narr sei, der für '’,, Antheil arbeiten geht, wo der 
Staat ohnehin verpflichtet ist, die Armen zu erhalten. Die schönen Aeusserungen 
der Humanität, wie lobenswert sie auch gewesen sind, haben an und für sich 
in Väsärhely an der moralischen Gesinnung des Volkes ınehr verdorben, als sie 
ihm materiell geholfen haben. Das Volk hat sich bereits so sehr gewöhnt, das 
vermögende Element zu hassen, dass es auch in der vorjährigen Opferwilligkeit 
nicht die Action des wohlthätigen. sondern des eingeschüchterten Vermögens 
erblickt. 

Ueberhaupt ist der Nothstand des Väsärhelyer Volkes dem Aufstand zu 
sehr auf dem Fusse gefolgt, als dass wir uns der Erkenntnis der Wechselwirkung 
der beiden Erscheinungen verschliessen könnten. Das Jahr 1894 ist unzweifelhaft 
eines der stiefmütterlichsten Wirtschaftsjahre und der Erwerb der Arbeiter seit 
lange nicht so gering gewesen, wie in jenem Jahre. Eine geringe, beziehungs- 
weise mittelmässige Ernte, bisher noch nie vorgekommene niedrige Taglöhne, früh- 
zeitige Stockung der Arbeit, sehr wenig Stroh (das Heizmaterial der Armen) 
und kein Mais, unter diesen traurigen Vorzeichen giengen wir dem Winter entgegen. 
Und wenn wir hinzufügen, dass im Frühling des Jahres 1894 die planmässige 
Aufreizung der Arbeiter frei und ohne jede Repression getrieben wurde, wenn 
wir hinzufügen, dass ein Theil des Alfölder Volkes seit dem Väsärhelyer Aufstande 
in der offenen Empörung das geeignete Mittel zur Erreichung seiner Ziele erblicken 
zu können wähnte, so ist es nur natürlich, dass Private und Behörden gleicherweise 
besorgt der Zukunft entgegensahen und vor dem Nothstande und dessen nach- 
theiligen Folgen Furcht hegten. Indessen ist in jenen Theilen des Alfölds, wie 
z. B. im Comitate Csanäd, wo die Arbeiterverhältnisse entweder noch anstandlos 
oder doch wenigstens noch nicht so schlimm geworden waren, dass sie als 
Veranlasser der allgemeinen Arbeitslosigkeit hätten dienen können. der Noth- 
stand nicht eingetreten. Er ist nicht eingetreten, wiewohl die wirtschaftlichen 
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Verhältnisse hier völlig identisch waren mit denen des nothständigen Väsärhely; 
er ist nicht eingetreten, wiewohl die wchlthuende Kunde von den milden Gaben 
in jedes Dorf des Comitates gedrungen war. Die Noth ist zwar gross gewesen, 
und unser an Wohlstand gewöhntes Volk hat dort seit Menschengedenken keinen 
so harten Winter verlebt, aber die Heller der ehrlichen Arbeit waren in den 
meisten Fällen hinreichend, das karge Auskommen des Arbeiters bis zum Frühling 
zu sichern. Ein solches Arbeitervolk freut sich dann mit Recht über die gute 
Ernte und blickt nach einem mit Rechtschaftenheit durchgekämpften schlimmen 
Jahr vertranensvoll der Zukunft entgegen. Die Stadt Väsärhely aber ist seit 
dem 1894er Aufstande der Schauplatz der Unzufriedenen, und ich glaube mich 
keiner Uebertreibung schuldig zu machen, wenn ich behaupte, dass 95 Proc. der 
Väsärhelyer Nothleidenden des Winters 1895 im Sommer 1894 überhaupt nicht 
gearbeitet haben und dass die schlechte Ernte auf ihr Elend nur insofern von 
Einfluss gewesen ist, dass sie ihnen, angesichts des im Winter nothwendigerweise 
und unabhängig von der Ernte eingetretenen Nothstandes, als Vorwand gedient 
hat. Der Väsärhelyer Nothstand war die Busse des irregeführten und erbitterten 
Volkes, aber er diente nicht nur nicht zur Lehre, die grossartige Vertheilung 
milder Gaben vermehrte vielmehr in dem zum Müssiggang verführten Volke die 
bereits vorhandenen schlimmen Neigungen. 

Und es ist nur zu verwundern, dass das Beispiel der Väsärhelyer auf die 
Gesinnung des umwohnenden Volkes nicht nachtheiliger gewirkt hat und wirkt; 
denn als wir in der Stadt Väsärhely die mit 60—70 Kreuzer bezahlte Nothstands- 
arbeit sahen, während die Arbeiter der Umgegend sehnsüchtig den 30 Kreuzer- 
Taglohn für die aufreibende Reutarbeit in der Landwirtschaft erwarteten, konnten 
wir uns hinsichtlich der Vergangenheit der Ueberzeugung nicht verschliessen, 
dass hier der Müssiggang gegenüber der ehrlichen Arbeit belohnt worden sei. 
Die Stadt Väsärhely und einige Gegenden des Comitates Bekes bilden einen 
Krater der Arbeiter-Unzufriedenheit, der sich in fortwährender Gährung befindet 
und dessen Ausbruch, unabhängig von den Ernteverhältnissen, zu jeder Zeit 
erfolgen kann. Ebendeshalb ist es nothwendig und im Interesse des Alfölder 
Arbeitervolkes auch geradezu wünschenswert, diese exceptionell schlechten Zustände 
nicht mit den allgemeinen Arbeiterverhältnissen des Alföldes zu identificieren. 

Bei der Beurtheilung der Alfölder Arbeiterfrage begegnen wir in der Regel 
zwei gegensätzlichen, aber gleicherweise schiefen Auffassungen. Es gibt solche, 
welche die Unzufriedenheit des Arbeitervolkes für nichts achten und die Existenz 
des Uebels leichtsinnig leugnen; dagegen gibt es wieder andere, welche in das 
entgegengesetzte Extrem fallend, das Alfülder Volk in seiner Gänze als schlecht 
und gefährlich erklären und vergessend, dass diese Schlechtigkeit hauptsächlich 
der Ausfluss der Unbilligkeit und Ruchlosigkeit anderer ist, die weitestgehenden 
Repressiv- und Schutzmaassregeln fordern. Keine der beiden Auffassungen entspricht 
der Wirklichkeit und beide verkennen die Gesinnung des Volkes. Denn so wie es 
sündhafter Leichtsinn ist zu leugnen, dass in einzelnen Gegenden ein Theil des 
Alfölder Volkes wegen verkehrter gesellschaftlicher Verhältnisse und Auffassungen in 
einer empörungsartigen Unzufriedenheit lebt, — ein anderer Theil aber nur auf Auf- 
reizung wartet, um in offene Auflehnung überzuschlagen, — so ist andererseits die 
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Generalisierung der bösen Neigungen bezüglich des ungarischen Volkes cine von 
Unerfahrenheit zeugende Andichtung. Meine Umstände bringen es mit sich, dass ich 
mit diesem „gefährlichen“ Volke in häufiger und unmittelbarer Berührung stehe und 
diese unmittelbare Kenntnis hat mich nur in meiner Ueberzeugung bestärkt, dass der 
ungarische Arbeiter in seiner Wesenheit ehrlich, fleissig und intelligent ist — obgleich 
in ihm der sich selbstfühlende Stolz unserer Race vorhanden ist, auf welchen sich 
so treffend das orientalische Sprichwort anwenden lässt: „wer mich achtet, dessen 
Diener bin ich, aber wer mich verachtet, dessen Sultan werde ich sein.“ Der 
Alfölder Arbeiter hat den tausendjährigen Typus unserer Nation treu bewahrt, 
und sowie derjenige, der in ihm den Menschen und das Rechtssubject achtet, 
auf seinen Fleiss, seine Treue, ja seine Anhänglichkeit zählen kann, so trifft er 
im Gegentheil denjenigen, der in ihm das menschliche Selbstgefühl verletzt, mit 
der ganzen Glut seines Hasses. Der ungarische Bauer beugt sich vor der Strenge 
dort, wo diese Strenge billig und rechtmässig angewendet ist, aber auch nur 
dem Scheine der Unbilligkeit tritt er trotzig entgegen. Auch das gilt nicht — 
mögen es auch noch so gelehrte Herren behaupten —, dass der Alfölder Bauer 
je ein Anhänger des Internationalismus werden könnte; einen der Hauptcharakter- 
züge des echten ungarischen Arbeiters bildet seine in einem mit grösster Kraft 
zum Ausdruck gebrachten Localpatriotismus sich äussernde nationale Gesinnung. 
Die übertriebenen polizeilichen Maassregeln sind einem solchen Volke gegenüber 
nicht nur nicht nöthig, sondern geradezu nachtheilig. Die zielbewusste Vermehrung 
der Gendarmerie war eine richtige Maassnahme, denn durch dieselbe wurde den 
Behörden die Möglichkeit geboten, die Gemeindebewohner vor den wandernden 
Aufwieglern zu bewahren, ein sehr verfehlter Schritt aber ist es, das gegen das 
Volk empfundene Misstrauen jederzeit zum Ausdruck zu bringen und durch dieses 
fortwährende Verdächtigen im Volke das Bewusstsein der Unruhe zu erwecken. 
Anders steht die Frage an den vorhin erwähnten Brennpunkten der Aufregung. 
Hier sind vor der Hand die grössten Schutzvorkehrangen und Maassregeln noth- 
wendig. Hier muss die Herstellung der Ordnung der socialen Action unerbittlich 
zuvorkommen; und welcher Meinung immer wir über die Grundursachen der 
Bewegung sein mögen — müssen wir den Umsturzbestrebungen gegenüber die 
volle Strenge des Gesetzes anwenden. Nur muss diese Strenge eine zielbewusste 
und umsichtige sein, und darf auch in den Momenten der Aufregung nicht vergessen 
werden, dass die Hervorrufer der Aufregung nicht allein die eigentlichen Auf- 
wiegler, sondern auch jene sind, welche durch Unbilligkeit Anlass und Grund 
zur Aufreizung geboten haben. Ohne Berücksichtigung dieser exceptionellen und 
traurigen Zustände wäre es Thorheit, die Lösung der Alföülder Arbeiterfrage von 
der Polizei zu erwarten. 

Um ein richtiges Bild der Verhältnisse des Alföld zu gewinnen, wird es 
sich empfehlen, eine Gegend zu schildern, wo das Volk im Ganzen noch seine 
ruhige Denkweise bewahrt hat. Ich wable hinzu das Comitat Csanád, welches man 
zwar heute, jedoch irriger Weise als auch schon dem Agrarsocialismus verfallen 
bezeichnet, welches jedoch thatsächlich normale Erscheinungen aufweist und 
Gebiete umfasst, wo die Stimmung trotz der unmittelbaren Nachbarschaft von 
Hodmezö Väsärhely eine musterhafte ist und selbst dort, wo arge Misstände 
bestehen, noch keine leidenschaftliche Unzufriedenheit wahrzunehmen ist. 
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Ks ist allgemein bekannt, dass die 130.000 Scelen zählende Bevölkerung 
des Comitates Csanäd nahezu ausschliesslich von Feldarbeit lebt. Sein ausge- 
zeichneter Fruchtboden, seine klimatischen Verhältnisse und die Charakterzüge 
seines Volkes tragen in gleichem Maasse dazu bei, dass das Comitat Csanäd trotz 
seiner grossen Bevölkerungsdichtigkeit einer grossen Landwirtschaft gleicht, wo, 
das einzige Makó ausgenommen, keine Ortschaft von städtischem Charakter 
existiert und wo neben den 26 Gemeinden sich zahllose Tanyen in den Händen 
einzelner Kleingrundbesitzerfamilien befinden. Die Vertheilung des Bodens kann 
übrigens ziemlich günstig genannt werden, denn — abgesehen von den Mezö- 
hegyeser staatlichen und Lelekopäncser bischöflichen Dominien — befinden sich 
die Herrschaftsbesitze im Ausmaasse von 500—7000 Jochen in den Händen 
einzelner gebildeter Gutsbesitzer, welche ihre Wirtschaft selbst führen, wobei die 
Ertragsfähigkeit des Besitzes nicht der schrankenlosen Ausbeutung der Pächter 
und Wirtschaftsbeamten ausgesetzt ist. Sehr beträchtlich ist ferner die sogenannte 
Landwirtclasse mit 100—250 Joche umfassenden Grundbesitz, und insbesondere 
das zunehmende Landwirteelement der Stadt Mak6 beginnt mit dem materiellen 
Wohlstand auch einen gewissen Grad der Bildung zu verbinden, und es ist bereits 
zu hoffen, dass sich mit dem culturellen Fortschritte der Stadt Mak6 zugleich 
auch eine salche Classe bilden wird, welche mit der Bescheidenheit des Lebens- 
fusses einen weiteren Horizont der Bildung zu vereinen wissen wird. Das Comitat 
kann übrigens landwirtschaftlich in zwei von einander lebhaft abstechende Theile 
getheilt werden, — den einen Theil bilden der centrale und der Nagylaker 
Bezirk, wo sich die Herrschaftsgründe noch in grösseren Complexen in den Händen 
der alten grundherrlichen Familien befinden und wo die ehemaligen Urbarial- 
gründe den parcellierten Besitzen des Tanyasystems zur Basis gedient haben. 
Entgegengesetzt im Battonyaer und im Koväcshäzer Bezirk. Hier hat sich ein 
grosser Theil der Besitzerschaft aus der Classe der alten ärarischen Pächter 
gebildet, indem der Pächter auf seine ehemalige „Rata“ Eigenthumsrecht erworben 
hat und heute das 400—1000 Joche besitzende Mittelgrundbesitzerelement bildet. 
Die 5—70 Joche umfassenden Tanyagründe verschwinden hier neben den 
500—1000 Joche umfassenden Puszten, und in diesen gegensätzlichen Verhält- 
nissen liegt auch eine der Ursachen der Verschiedenheit der Arbeiterzustände; 
im Central- und Nagylaker Bezirk, wo das Tanyasystem besteht, besitzen sehr 
viele Arbeiter einigen Grundbesitz, während in den äusseren Bezirken die völlig 
vermögenslose Häuslerclasse überwiegt. 

Auch die Gemeinden der äusseren Bezirke haben sich beinahe ausschliesslich 
auf dem Wege der Colonisation gebildet; die Landwirtclasse dieser Colonial- 
gemeinden ist im Gegensatze zu der entsprechenden Classe der Urbarialgemeinden 
meistens arm, ja hie und da an den Rand des Ruins gelangt, was zum Theil 
dem Leichtsinn der Colonisten, zum Theil der Schwere der Colonisationsbedingungen 
zugeschrieben werden kann. 

Was die Productionsverhältnisse betrifft, nimmt im Comitate Csanád noch 
immer die Weizen- nnd Maisproduction die erste Stelle ein, — von seinen 
135.000 Hektar Ackerfeld sind nicht weniger als 57.000 Hektar (d. i. 42 Proc.) 
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mit Weizen, 33.000 (26 Proc.) aber mit Mais bebaut. Neben diesen zwei Haupt- 
producten figuriert die Gerste mit etwa 12 Proc. des Areals, während in den 
grösseren Wirtschaften ausser den obigen noch Reps, Hafer, Tabak, Hanf, Zucker- 
rüben, Kleesamen und letztens auch Moorhirse (Rossgras, czirok) erzeugt werden. 
Eine sehr grosse Ausdehnung hat ferner in der Gegend von Makó der Zwiebel- 
anbau, welcher eine einträgliche Erwerbsquelle der landwirtschaftlichen Arbeiter 
der Gegend ist. Die Productionszweige bieten hinreichende Arbeit, und neben den 
Hauptproducten ist es vornehmlich die Zuckerrübe, welche mit ihrer bis in den 
späten Herbst hineinreichenden Arbeit den Durchschnittserwerb der Arbeiter 
wesentlich erhöhen kann. Die Mangelhaftigkeit der Transportverhältnisse schränkt 
die Production dieses vorzüglichen Artikels heute noch auf eine verhältnismässig 
kleine Gegend ein, es ist aber unzweifelhaft, dass auch dieser Productionszweig, 
Schritt haltend mit dem erhoffbaren Fortschritte, sich einer grossen Ausbreitung 
erfreuen wird, vornehmlich wenn auf dem Wege der Genossenschaft einige 
landwirtschaftliche Zuckerfabriken entstehen können, wodurch das lähmende 
Monopol der grossen Jndustrieunternehmungen gebrochen würde. Wenn wir nun 
nach den Erwerbsverhältnissen der Arbeiter fragen, so kann eine blosse Durchschnitts- 
berechnung des Erwerbes nicht hinreichend sein, sondern es ist nothwendig, dass 
wir diesen Erwerh, als thatsächlichen Tages- und Monatserwerb, in den einzelnen 
Zeiträumen besonders darstellen und zugleich die einzelnen Erwerbsmonate mit- 
einander vergleichen, wodurch wir über die so sehr wesentliche Erwerbsvertheilung 
Orientierung erhalten. Denn es ist ein wesentlicher Unterschied darin, wenn wir den 
ganzjährigen Erwerb eines Arbeiters nehmen, oder wenn wir den Weg angeben, auf 
welchem er zu diesem Erwerb gekommen ist. Ein Arbeiter, der seinen 200 fl. betragen- 
den Jahreserwerb in drei Monaten erwirbt, ist, wie paradox es auch scheinen mag, 
ärmer, als derjenige, der um diese 200 fl. das ganze Jahr hindurch arbeitet; denn 
während der erstere sein rasch erworbenes Einkommen auch rasch verausgabt, 
kommt der letztere, indem er mit dem stufenweisen Erwerb die stufenweise 
Verausgabung verbindet, mit seinem fortlaufenden, wenn auch kleiner bemessenen 
Erwerbe weit besser aus, als der erstere. Das Alfölder Arbeitssystem ist daher 
ausser der moralisch schlimmen Wirkung der langen Unthätigkeit auch ‘aus 
materiellem Gesichtspunkte in nicht geringem Maasse nachtheilig, und als einziges 
Heilmittel dieser Anomalie ist die Ausbreitung der landwirtschaftlichen und Haus- 
industrie höchst wünschenswert. 


Ill. 


Das Einkommen der Arbeiter setzt sich nach den verschiedenen Arbeits- 
formen aus Geld- und Naturallohn zusammen. Für den ersteren, welcher wesentlich 
Taglohn ist, gibt der nachfolgende Ausweis einestheils den jährlichen Durch- 
schnittserwerb der Arbeiter, anderentheils die Vertheilung dieses Erwerbes auf 
die Monate und Productionszweige; derselbe bezieht sich auf das Jahr 1894, 
d. h. er zeigt ungefähr den Minimalerwerb der Arbeiter, was aus zwei Ursachen 
lehrreich scheint; einestheils, weil wir, solcherweise den Erwerh des Alfölder 
Arbeiters mit jenem des Arbeiters anderer Gegenden vergleichend, zur Ueberzeugung 
gelangen, dass selbst in einem so exceptionell schlechten Erwerbsjahre, wie das 
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1894, — der fleissige Alfölder Arbeiter mehr erwerben kann, als der ober- 
ungarische im Durchschnitt; andererseits aber den Erwerb jenes Jahres mit den 
nothwendigen Ausgaben vergleichend, über das wahre Maass des 1895er Winter- 
nothstandes Aufklärung erhalten. Betrachten wir bei der Zusammenstellung dieses 
Ausweises das Arbeitsbuch einer der grossen Landwirtschaften des Comitates 
Csanäd. Bei der Cultur dieses rein aus Fruchtfeld bestehenden, 3000 Joch 
umfassenden Gutes, betrug die Summe der geleisteten Tagarbeiten 8554. Der 
ausgezahlte gesammte Arbeitslohn betrug 3861 fl, was die Zahl 
der Arbeitstage in Betracht gezogen, einen durchschnittlichen mittleren Arbeits- 
lohn von 45 kr. ergibt. Die Vertheilung der Arbeit auf die einzelnen 
Zeitabschnitte des Jahres betreffend, ersehen wir, dass von den 8504 Tagarbeiten 
auf die erste Hälfte des Jahres 5673 Tage, auf die zweite Hälfte nur mehr 
2881 Tage entfallen. Die Zahl der Arbeiter ist beständig wechselnd, viele 
Arbeiter sind nur an wenigen Tagen beschäftigt, die Zahl der Tagarbeiten ergibt 
sich aus der Multiplication der einzelnen Arbeitstage mit der Zabl der an ihnen 
beschäftigten Arbeiter. 

Die einzelnen Monate zeigen in Bezug auf den Erwerb die folgende Ver- 


theilung: 
Januar: 381 Tagarbeiten, 123 Arbeiter; 


Februar: 356 A 4 „ 
März: 256 T4 , 
April: 2997 5 790 , 
Mai: 1190 = 512 , 
Juni: 893 5 369 , 
Juli: 710 5 220 3 
August: 663 5 1822 , 
September: 297 = 1ll „ 
October: 600 i 216 , 
November: 440 - 167 , endlich 
December: 171 = of, 


Unter den zwölf Monaten des Jahres gibt demnach der April die meiste 
Arbeit, was seinen Grund hauptsächlich in dem durch das Reuten hervorgerufenen 
Arbeitsüberschuss findet, — bekanntermaassen pflegt diese verhältnismässig leichte 
und billige Arbeit eine wahre Völkerwanderung hervorzurufen, so dass 300—350 
beschäftigte Arbeiter nicht zu den Seltenheiten gehören. Auf eine ähnliche Ursache 
kann auch das grosse Zahlverhältnis des Monates Mai zurückgeführt werden, 
während in der Juniarbeit die Repsernte nnd Drescherei, sowie auch das Rüben- 
umhacken mit einem grösseren Zahlverhältnis figuriert. Diese drei Monate bilden 
(wenngleich auch nicht aus dem Gesichtspunkte des Lohnes) die Culminationszeit 
der Taglohnarbeiten; von da angefangen begegnen wir einem stufenmässigen 
Niedergang bis zum Monat October, wo die Aussaat- und Rübenlesearbeiten 
wieder eine grössere Anzahl von Arbeiterhänden beschäftigen. November zeigt 
bereits einen grossen Rückfall, während endlich December der Monat der kleinsten 
Arbeitsnachfrage ist, im Ganzen 171 Tagarbeiten auf 57 Arbeiter vertheilt. 
Annähernd schwach ist die Arbeitsnachfrage in den ersten Monaten des Jahres, 
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vornehmlich im März, wo die Winterarbeiten — Eistragen, Düngen — bereits 
beendet sind, die Frühlingsarbeiten aber in der Regel noch nicht begonnen haben. 

Ein wesentlich anderes Bild gewinnen wir aber, wenn wir, auch das Maass 
des Arbeitslohnes in unsere Berechnung einbeziehend, die einzelnen Monate nach 
den aasgezahlten Lohnbeträgen classificieren. 


In der beispielsweise angeführten Wirtschaft wurden ausgezahlt: 


im Monat Januar: 185 Gulden, 93 Kreuzer; 

= „ Februar: 139 „ 46 a 

a » März: 89 „ 24 5 

PS „ April: 806 , 49 5 

ss „ Mai: 587 a 61 v 

» >, Juni: 622 , 41 " 
das heisst, in der ersten Hälfte des vorigen Jahres 2380 Gulden 64 Kreuzer. 
Dem gegenüber weist das zweite Halbjahr folgende Posten auf: 


im Monat Juli: 708 Gulden, 17 Kreuzer; 

à » August: 238 , 64 = 

N » September: 149 „ 24 = 

ss » October: 184 , 39 5 

‘ » November: 144 , 62 3 endlich 
j » December: 54 * 37 a 


das zweite Halbjahr im Ganzen 1479 Gulden 43 Kreuzer. Diesen Ausweis über- 
blickend, finden wir, dass der April seinen ersten Platz behalten hat, — sehr nahe 
aber kommt ihm der Juli, wiewohl 710 Tagarbeiten des letzteren 2597 Tagarbeiten 
des ersteren, beziehungsweise 225 Arbeiter des letzteren 790 Arbeitern des 
ersteren gegenüberstehen. Aber nicht allein der Monat Juli, sondern auch der 
Monat Juni kommt diesfalls dem Monat Mai voran, während in der Reihenfolge 
der übrigen Monate keine erwähnenswerte Veränderung eintritt, und die Monate 
December und März auch diesfalls die letzte Stelle einnehmen, mit 54, beziehungs- 
weise 89 fl. Arbeitslohn. Was endlich die absolute Höhe des Arbeitslohnes 
anbelangt, so war dieselbe in der ersten Woche des Jannuar 45 kr., dann 
fiel er auf 35 kr. und blieb bis zur zweiten Woche des März auf diesem 
Minimum, dann stieg er auf 40 kr., während in der zweiten Hälfte des 
April das Reuten mit 30 kr. Taglohn beendet wurde. Dem höheren Arbeits- 
lohn begegnen wir in der zweiten Hälfte des Mai, wo der Erwerb 70 kr. 
war. Die letzte Woche des Juni und die drei ersten des Juli waren die Zeit 
des höchsten Arbeitslohnes des Jahres (1 flò, während die letzte Woche 
des Juli bereits einen Rückgang um 20 kr. zeigt, welcher infolge der schlechten 
Ernteverhältnisse rapid fortschreitet, so dass in der zweiten Hälfte des August 
bereits um den Winterarbeitslohn von 40 kr. Arbeiter zu bekommen waren. 
Von diesem Zeitpunkt angefangen, zeigt der Arbeitererwerb nur sehr geringe 
Veränderungen, und war darauf lediglich die Beschaffenheit der Arbeit von 
einigem Einfluss. 

Die unmittelbare Wirkung der schwachen Ernte und der völligen Vernichtung 
des Maises äusserte sich in der ungewöhnlich frühzeitig eingetretenen Arbeits- 
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wohlfeilheit, welche eine zweifache Ursache hatte: einestheils war das Volk, infolge 
des Wegfalles der dringenden Arbeit der Maisernte ohne Arbeit und Verdienst 
und würde auch um billiges Geld gerne Arbeit übernommen haben, anderentheils 
setzte der grösste Theil der Producenten unter der Wirkung derselben Elementar- 
ereignisse die Ausgaben des Wirtschaftsbetriebes möglichst herab, so dass das 
riesige Arbeitsangebot einer auf das nothwendigste Maass eingeschränkten Arbeits- 
nachfrage begegnete. Ich glaube nicht zu irren, wenn ich den vorjährigen 
Erwerbsverlust der Arbeiter lediglich bei der Taglohnarbeit mit 20 Proc. ver- 
anschlage. 

Neben dieser Taglohnarbeit ist der hauptsächlichste Erwerb unseres Arbeiter- 
volkes die sogenannte allgemeine und Antheilarbeit, wo der Erwerb des 
Arbeiters nicht in barem Geld. je nach der geleisteten Tagesarbeit, sondern 
entweder überhaupt nach der übernommenen ganzen Arbeit oder aber auf dem 
Wege des vereinbarten Antheiles am Arbeitsertrag festgestellt wird. Unter diesen 
allgemeinen und Antheilarbeiten nehmen den ersten Platz die Ernte- und Mais- 
culturarbeiten ein. Diese Arbeiten sind am meisten berufen, das Auskommen des 
Arbeiters zu sichern, — und eben darum sind die Antheils- und Erwerbsbe- 
dingungen, unter welchen in den einzelnen Gegenden die Ernte und die Maiscultur 
bewerkstelligt werden, von besonderer Wichtigkeit. Denn abgesehen von den 
Ernteverhältnissen, können wir behaupten. dass der durchschnittliche Jahreserwerb 
der Feldarbeiter ein überaus verschiedenes Bild zeigt, je nachdem der Erwerb 
des Arbeiters in einer Gegend festgestellt wird, wo dem Arbeiter der Antheil 
und Quotenerwerb frei, d. h. von jeder Nebenlast befreit, zufällt, oder in 
einer Gegend, wo der Gewinn des Arbeiters durch den sogenannten landwirt- 
schaftlichen Wucher beträchtlich verkürzt wird. Dieser Wucher äussert sich in 
mehrererlei Formen, am häufigsten bei der Maiscultur, und die gewöhnlichste 
Art desselben ist die Steigerung der sogenannten engaria (Angabe), welche den 
Halb-, ja Drittelertrag je eines Joches Mais oft mit 2—3 fl. belastet. Die 
Unzufriedenheit der Arbeiterclasse zieht unzweifelhaft Nahrung aus diesen in 
grossem Maasse verbreiteten Missbräuchen, und es wäre sehr wünschenswert, dass 
die Staatsgewalt, welche bisher bloss den Aufständischen gegenüber Strenge und 
Energie bewiesen hat, in Zukunft ihre Aufmerksamkeit auch auf diese Uebelstände 
erstrecken möchte. Doch untersuchen wir, welches Einkommen dem Arbeiter die 
grösste Arbeit des Jahres, die Ernte und das Dreschen, sichern kann. Zur Illu- 
stration dieses Punktes diene der folgende Ernte- und Dreschcontract zwischen 
dem Gutsbesitzer X. Y. und den Földeäker Arbeitern: 

Pflichten der Arbeiter: Den Weizen für !/,,, die Gerste für '/,, Antheil, 
den Hafer aber kopfweise für 10 fl. abzuernten und auszudreschen; das mit 
dem Rechen zusammengehäufte Getreide in Garben zu binden und in Kreuze zu 
schichten; — für die Zeit des Drusches unter sich zwei geeignete Fütterer, drei 
Tristenschichter, einen Hilfsheizer und drei Reuterer in den Fruchtspeicher zu 
stellen, — endlich nach Beendigung des Dreschens die Stroh- und Spreutristen 
in Ordnung zu bringen und regelrecht zu binden. 

Pflichten des Arbeitgebers: Jedem Arbeiter über die Erntezeit wöchentlich 
30 Liter Weizen, 3 Kilogramm Speck, 1 Kilogramm Salz, während der Zeit des 
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Dreschens aber die Hälfte dieser Sätze zumessen zu lassen. Den für die über- 
nommene Arbeit entfallenden Ernteantheil auf seinem eigenen Gespann dem betref- 
fenden Arbeiter in dessen Haus abzuführen, — überdies nach Beendigung der 
Arbeit jedem Theilhaber 1 Wagen Stroh zu geben, dessen Abfuhr jedoch der 
Theilhaber zu besorgen hat. 

Die übernehmenden neununddreissig Theilnehmer haben unter solchen Bedin- 
gungen 450 Joch (1100 Quadrat Klafter) Weizen, 94 Joch Gerste und 130 
Joch Hafer, zusammen 674 Joch übernommen. 

Auf je einen Erntenden entfallen ungefähr 17!/, Joch. Davon sind 11 Joch 
Weizen, 2'/, Gerste, 33/, Hafer. Der Erwerb ist daher aus dem Hauptproduct 
der Ertrag von '/,, Theil der 11 Joche, d. h. von 1 Joch, wozu von der Gerste 
etwa 14/, Centner hinzukommen und dazu sind 10 fl. für den Hafer zu rechnen. 
Wenn wir von dem besonders günstigen Ergebnis des heurigen Wirtschafts- 
jahres absehen und bloss den mittelmässigen Ertrag vor Augen halten, 
repräsentiert der Erwerb eines soichen Theilnehmers, den Ertrag eines Joches 
Weizen mit 6 Metercentner gerechnet, 36 fl. für Weizen, 9 fl. für Gerste, 10 fl. 
für Hafer, d. h. zusammen einen Geldwert von 54 fl. ausser der ausbedungenen 
und für die ganze Arbeitssaison geltenden Verköstigung. 

Die Maiscultur findet in der Gegend von Makó in der Regel durch soge- 
nannte Drittelnehmer (harmados) statt, das Hälftenehmersystem (feles rendszer) 
ist nur in geringem Maasse und meist nur bei den Ackerbauerwirten gebräuchlich. 
Die Bedingungen der Drittelnehmercultur sind in dieser Gegend die folgenden: 
indem der Drittelnehmer den hergerichteten (besäeten) Arealtheil übernimmt, ver- 
pflichtet er sich, denselben zweimal zu hacken, den Mais zu brechen und auf 
seinem eigenen Wagen oder seine Kosten in den Meierhof zu transportieren. Der 
solcherweise eingeführte Haufen wird in drei gleiche Theile getheilt, wovon zwei 
Theile der Drittelnehmer in die Maisscheuer transportiert, der dritte Theil aber 
Eigenthum des Arbeiters wird. Der Contract anf die Hälfte unterscheidet sich 
von dem auf das Drittel darin, dass der Hälftenehmer den Arealtheil sclbst 
pfligt und mit seinem eigenen Samen besäet. Ueblich ist ausserdem 1 Gulden- 
dranzabe nach jedem Joch, — was an und für sich genommen und vorausgesetzt, 
dass sie nur nach Hälftegründen gezahlt wird, noch nicht Wucher genannt 
werden kann. 

Der Mais nimmt unzweifelhaft im Erwerbe des Häuslers die erste Stelle 
ein, nicht bloss durch seinen unmittelbaren Nutzen in Geld, sondern hauptsächlich 
durch jenen mittelbaren grossen Vortheil, welchen er mittelst der Borstenvieh- 
mästung sichert. Wir können den Durchschnittgewinn eines Häuslers in diesem 
Erwerbszweige in folgendem feststellen. Der fleissige Arbeiter, besonders wenn 
er in seiner Familie über ein arbeitstüchtiges Mitglied verfügt, kann 6 Joch 
Mais übernehmen. Von diesem übernommenen Areal tragen zwei Joche ihm. Der 
Durchschnitt dieses Ertrages kann auf 10—12 Metercentner geschätzt werden, 
was nach den heutigen Marktpreisen ungefähr 48 fl. baren Geldes entspricht. Aber 
der seinen Vortheil verstehende und einigermaassen wohlhabende Drittelnehmer 
eilt nicht mit dem Verkauf seines Maises, sondern mästet damit zum Beispiel 
drei Stück Borstenvieh. Die solcherweise gemästeten Schweine sichern einestheils 
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ein gutes und verhältnismässig billiges Nahrungsmittel, anderentheils bringen 
sie — vorausgesetzt, dass die Familie des Arbeiters nicht überaus zahlreich — 
auch durch den Verkauf eines oder zweier Stücke einen ansehnlichen Nutzen. 
Mit kurzen Worten, der Mais bildet im Erwerb des Arbeiters das Hauptelement 
des Vorwärtskommens und Prosperierens, und darum sind diejenigen gewissenlos, 
welche den geziemenden und billigen Gewinn der Maiscultur durch Anwendung 
sogenannter feiner Kniffe illusorisch machen. Aus Obigem folgt, dass die Ver- 
nichtung der Maisernte der empfindlichste Schlag für das arme Volk ist, ein 
Schlag, dessen wirkliche Grüsse gar nicht berechenbar ist, so sehr berührt er 
von nahe und von allen Seiten das Einkommen des Arbeiters. Und darum darf 
ohne Uebertreibung behauptet werden, dass das Jahr 1894 eines der schlechtesten 
Erwerbsjahre gewesen und dass in demselben der Gesammtbetrag des Erwerbes 
um allermindestens 30 Proc. unter dem zehnjährigen Durchschnitt geblieben ist. 

Betrachten wir mit Berücksichtigung dieser exceptionell schlechten Zustände, 
wie sich die Erwerbsverhältnisse des Volkes in der zum Centrumsbezirke des 
Comitates Csanäd gehörenden Gemeinde Földeäk gestaltet haben, das heisst, in 
welchem Verhältnisse der Gesammtbetrag des Erwerbes imstande gewesen ist, 
die durch die Lebensbedürfnisse nothwendig gemachten Ausgaben zu decken. 
Wenn wir in der als Beispiel angenommenen Landwirtschaft den Erwerb einiger 
Arbeiter genau berechnen, so finden wir, dass eine fleissige, aus drei Mitgliedern 
bestehende Arbeiterfamilie an Taglohn 80 fi. verdient hat, in Antheilarbeit, drei 
Antheile gerechnet (18 Metercentner Weizen, 5 Metercentner Gerste, 4 Meter- 
centner Hafer), in Geldwert ungefähr 170 fl., in allgemeinen Arbeiten 30 fl. 
Der Erwerb der Familie hat demnach, — trotz des Ausfalls des Maiseinkommens — 
in dieser einen Erwerbswirtschaft 280 fl. betragen. 

Der Erwerb eines einzelnen Arbeiter ist: an Taglohn. 40 fl., in Antheil- 
arbeit (6 Metercentner Weizen, 1'/, Metercentner Gerste, 1!/, Metercentner 
Hafer) ungefähr 55 fl., in allgemeiner Arbeit 20 fl., zusammen 120 fi. 

Zu diesem ausgewiesenen Betrage sind kopfweise noch mindestens 15 fl. 
hinzuzurechnen als Erwerb, welchen die Arbeiter anderwärts (durch Erdarbeiten) 
gewonnen haben. Der Gesammtjahreserwerb der aus drei Mitgliedern bestehenden 
Arbeiterfamilie wird demnach hinsichtlich des vergangenen Jahres mit 325 fl., 
der des einzelnen Arbeiters aber mit 135 fl. festgestellt. 

Gegenüber dieser Einnahme von 325 fl., beziehungsweise 135 fl. hatte der 
zuerst Erwähnte folgende Ausgaben: Nahrung: 17 Metercentner im Wert von 
112 fl., Kleidung der ganzen (aus 9 Mitgliedern bestehenden) Familie 100 fl., 
Tabak 30 fl., Schulbesuch eines Kindes 5 fl., Steuer (Haus- und Communalerwerb- 
steuer) 11 fi., Haushaltungsausgaben 15 fi., zusammen 283 fl.; der zuletzt 
Erwähnte, welcher eine aus vier Mitgliedern bestehende unmündige Familie hat, 
hatte folgende Ausgaben: Nahrung 11 Metercentner im Wert von 66 fl., Kleidung 
40 fl., Tabak 9 fl., Steuer und vermischte Ausgaben 15 fl., zusammen 130 fl. 
Demnach ist bei beiden Arbeitern selbst in dem exceptionell schlechten Jahre 
das Maass des Erwerbes zur Deckung der unentbehrlichen Ausgaben hinreichend 
gewesen, und wiewohl auch nicht im Entferntetesten behauptet werden kann, 
dass unsere Arbeitsverhältnisse selbst dem allerfleissigsten Arbeiter einen besonders 
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grossen Gewinn sichern, — können wir uns aus dem oben summierten Erwerbs- 
ausweise dessenungeachtet überzeugen, dass der Alfölder Arbeiter von seinem 
Erwerbe seinen Ansprüchen gemäss anständig auskommen kann, und dass trotz 
der kargen Ernte des Jahres 1894 der Nothstand in jener Gegend des Alfölds, 
wo die Arbeiter fleissig gearbeitet haben, nicht eingetreten ist. Minder günstig 
gestalten sich indessen die Erwerbs- und daraus folgend die Auskommensverhältnisse 
der Arbeiter dort, wo die Theil- und Quotenarbeiten unter den oben bereits ange- 
deuteten drückenden Modalitäten ausgeführt werden. In diesen Gegenden, zu 
welchen auch der Bakonyaer und kovacshäzer Bezirk des Comitates Csanäd gehören, 
ist die Lage der Arbeiter — von den Ausnahmen abgesehen — drückender, 
und nothwendigerweise auch die Ausbreitung der Unzufriedenheit des Volkes mehr 
bemerkbar. 


Die richtige und objective Beurtheilung der Verhältnisse stösst auf ausser- 
ordentliche Schwierigkeiten, auch nur schon deshalb, weil man, wende man sich 
mit seiner Frage an welche Partei immer, überzeugt sein kann, dass die ganze 
Verantwortung und Verschuldung der anderen Partei zugeschoben wird. Zu 
unserer Orientierung können auch hier nur die factischen Arbeitsverhältnisse 
dienen, da aus denselben festgestellt werden kann, inwiefern und in welchem 
Maasse die Erwerbsverhältnisse des Arbeiters berechtigten Klagen als Grundlage 
dienen können. 


Ein grosser Theil der Mittel- und Grossgrundbesitzer gibt sein Maisfeld auf 
Viertelantheil in Bearbeitung jenen Arbeitern, welche bei ihm auch die Ernte- 
und die Drescharbeit verrichten. Den Erntetheil: Y/,,, 1/,5, 1/,, Theil bekommen 
einige Arbeiter: der Schnitter und der Garbenbinder. Für die Drescharbeit 
bekommt der Arbeiter 3 Proc. der gedroschenen Frucht, — für das Ausdreschen 
des Erntearbeitsantheiles ist der Drescher verpflichtet, besondere Tage zu verbringen. 
Neben dem Viertelmais ist auch die Maiscultur auf Drittel und Hälfte verbreitet, 
zumeist unter folgenden Bedingungen: der Hälftenehmende bepflügt und besäet 
das Areal, ferner ist er verpflichtet, 40—50 Kreuz Getreide unentgeltlich ein- 
zuführen und bei der Austheilung des Maisfeldes nach jedem übernommenen 
Joch 2 fl. 50 kr. einzuzahlen. Auf Drittelantheil bekommt der Arbeiter den 
Grund bepflügt und besäet, seine separat zu erfüllenden Leistungen aber sind: 
Für je ein Joch sechs Eier, zwei Besen, ein Paar Hühner und zwei Tage Frohn- 
arbeit, oder er hat statt alles dessen bei der Austheilung nach je einem Joch 2 fl. 
einzuzahlen. 


In dieser Gegend erfreut sich auch die Zuckerrüben- und Tabakcultur 
einer grösseren Verbreitung, für die Aushebung der ersteren werden per Catastral- 
joch gewöhnlich 15 fl. gezahlt, während die Cultur des letzteren unter folgenden 
Bedingungen bewerkstelligt wird. 


Eine aus mehreren arbeitstüchtigen Mitgliedern bestehende Familie bekommt 
zur Cultnr auf Hälfteantheil 6—7 Joch Tabak, ausserdem drei Joch Maisfeld, 
zwei Joch (1100 Quadrat Klafter) besäetes Weizenfeld für 30—40 fl. Pachtzins. 
Sie bekommt ausserdem unentgeltlich Wohnung und Viehhaltung, ist jedoch 
verpflichtet, für das Weiden des Viehes den üblichen Pusztazins zu entrichten. 
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An Aliment bekommen sie im voraus die nothwendige Menge Weizen 
zweiter oder dritter Classe, ä conto des von ihrem Tabakertrag abzurechnenden 
höchsten laufenden Weizenpreises. Nach Abzug dieser Vorschüsse und der ver- 
schiedenartigen Schulden bleiben manche, im Falle einer schwächeren Ernte, 
auch 150—200 fl. zu Lasten eines gehofften guten Jahres schuldig. Anlässlich 
dieser drückenden materiellen Lage ist unter den Tabakgärtnern die Zahl der 
Unzufriedenen in der Zunahme begriffen, und sie lassen auch derartige Klagen 
hören, dass die Herrschaft, auch im Falle besserer Ernte, wo dem Hälftenehmer 
nach sämmtlichen Abzügen noch etwa 150 fl. zukommen würden, dieselben unter 
der Ausflucht zurückbehält, der Gärtner möge sich mit jenem Vortheile begnügen, 
welchen die unentgeltliche Wohnung und Alimentation ihm und seiner Familie 
sichern. Die Anklage ist unzweifelhaft grundlos, insofern sich der Abzug 
wahrscheinlich auf die Tilgung der oberwähnten Schuld bezieht, sie ist dessen- 
ungeachtet charakteristisch für die in dieser Gegend herrschende Auffassung und 
Stimmung, welche selbst in einer rechtmässigen Handlung eine Manifestation der 
in vielen Fällen erlittenen Unbill erblickt. Was die eigentliche Taglohn- 
arbeit der Gegend betrifft, stimmt dieselbe hinsichtlich ihres Maasses und ihrer 
zeitlichen Vertheilung mit dem bereits Gesagten im Grossen überein, , — in 
Ansehung der grösseren Bedürftigkeit des Volkes aber sind die Tagarbeitlöhne 
um etwas geringer. Indem wir im Gesagten die Arbeitererwerbsverhältnisse dieser 
Gegend des Comitates Csanád zusammenfassen, gelangen wir zur Ucberzeugung: 
dass die Arbeiter dieser Gegend in jeder Richtung unter ungünstigeren Arbeits- 
bedingdngen leben, als z. B. die der Gegend von Makó, demzufolge der durch- 
schnittliche Jahreserwerb des Arbeiters dieser Gegend,. gegenüber den 1.0 fl. 
des Maköfüldeäker Aıbeiters, bloss auf 100 fl. geschätzt werden kann. In Anbe- 
tracht dessen aber, dass die Lebensbedürfnisse auf dem Comitatsgebiete die 
gleichen sind, und dass die Arbeiter überall gleichmässig zum Wohlleben, ja 
zum verhältnismässigen Luxus geneigt sind, müssen wir in dem Battonyaer 
und Koväcshäzer Bezirk des Comitates Csanäd die Einkommenverhältnisse als 
verhältnismässig ungünstige bezeichnen. In diesen ungünstigeren Verhältnissen 
müssen wir die materielle Ursache der Unzufriedenheit suchen, zu welcher 
als moralische Ursache auch jene Antipathie hinzukommt, welche der Arme gegen 
den Vermögenden hegt, in welcbem er nicht seinen gerechten Arbeitgeber, sondern 
seinen herzlosen Tyrannen sieht. Diese allgemeinen Verhältnisse kennen natürlich 
auch Ausnahmen, und auch in der Gegend von Battonya und Koväcsläza gibt 
es Grundbesitzer, die ihren Arbeitern humane und gute Herren sind, aber 
bei der Beurtheilung der Verhältnisse muss man die allgemeine Sitte als Maass- 
stab nehmen, und auf Grund dessen können wir diese Gegend als solche dar- 
stellen, wo heute zwar keine socialistische Aufregung vorhanden ist, wo aber die 
Haltung und Stimmung sowohl der Mehrheit der Arbeitgeber, als auch eines 
grossen Theiles der Arbeiter, eventuellen Aufreizungen einen geeigneten Buden 
bieten kann. 

IV. 

Die Unzufriedenheit des Alfölder Volkes beruht — wie wir bereits erwähnt 

haben — nicht sv sehr auf materiellen Ursachen, als vielmehr auf jenen gesell- 
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schaftlichen Auffassungen, welche, den Arbeitgeber vom Arbeiter starr abscheidend, 
dem wechselseitigen Vertranen dieser beiden Elemente im Wege stehen. Zur 
Rechtfertigung meiner Behauptung berufe ich mich auf den Umstand, dass trotz 
der planmässigen Aufreizung und trotz der materiellen Schläge des Jahres 1894 
die Unzufriedenheit sich in jenen Gegenden nicht verbreitet hat, wo die Arbeiter 
in ihren Arbeitgebern die nöthige moralische Unterstützung fanden und wo sich 
die Arbeiter seit Langem überzeugt hatten, dass das Vorgehen ihrer Arbeitgeber 
ihnen gegenüber ein billiges, gerechtes und humanes ist. 

Die Beobachtung der Gesinnung des Volkes war vielleicht nie so lehrreich, 
wie in jenem Jahre, in welchem die friedliche Ruhe des Volkes unter dem 
schädlichen Einflusse gewissenloser Aufreizungen und böser Rathschläge starke 
Erschütterungen erlitten hat. Die Contagion der socialistischen, richtiger gesagt 
communistischen Lehren hatte sich während des Winters 1893/4 frei verbreitet. 
ohne dass, sei es die Behörden, sei es die Privaten, auch nur das Geringste zur 
Vermeidung des drohenden Uebeis gethan hätten. Niemand nahm die sogenannten 
socialistischen Versammlungen ernst, und man sah mehr neugierig als besorgt der 
künftigen Haltung des Volkes entgegen. Der im Monat April des Jahres 1894 
ausgebrochene, wenig umfangreiche Väsärhelyer Aufstand rüttelte endlich auch die 
Gesellschaft aus ihrer leichtsinnigen Gleichgiltigkeit auf, und die Niederhaltung 
des Agrarsocialismus entwickelte sich plötzlich zur wichtigsten Existenzfrage. 

Wie es in der Regel geschieht, verfiel die Gesellschaft auch diesfalls aus 
dem einen Extrem in das andere, und diejenigen, die einige Tage vorher über 
die absurden Lehren des Volkes gelächelt hatten, sahen sich mit einemmale in 
ihrem Existenzinteresse bedroht und beschäftigten sich in vollem Ernst mit der 
Möglichkeit eines blutigen Bauernaufstandes. Aber welches war das Verhalten der 
Arbeiterclasse selbst? Die Kunde vom Väsärhelyer Aufstande übte auf dieselbe 
im Allgemeinen eine Wirkung aus, und hauptsächlich in den grösseren Ortschaften 
wie z. B. Makó, begann sich der städtische Pöbel zu regen, jedoch ohne dass 
es zur geringsten Ordnungsstérung gekommen wäre. Einige unschuldige Ver- 
sammlungsversuche, zu deren Auseinandersprengung sich ein paar Gensdarmen 
als hinreichend erwiesen, hohle Prahlereien einiger grosssprecherischer Maulhelden, 
andere Nachahmungen hat das Beispiel der Väsärhelyer nicht gefunden. 

Einige Tage nach dem Väsärhelyer Ereignis trat die Zeit der Vertheilung 
der Maisfelder ein, und wiewohl in sämtlichen Gemeinden des Comitates gegen 
die Maiscultur auf Quoten agitiert wurde, strömte das Arbeitervolk des Comitates 
doch in gewohnter Anzahl zur Maisfeldaustheilung, und wiewohl es vielleicht 
innerlich das Drittelsystem ungerecht fand, ergriff es doch eilends die Gelegenheit 
zum Betheiligtwerden. Zugleich aber kehrte mit dem Beginn der Frühlingsarbeiten 
auch die momentan gestörte Ruhe des Volkes wieder zurück, und nach Verlauf 
einiger Wochen spielte im Comitate Csanád der Agrarsocialismus in den beruhi- 
genden Berichten der Gemeindevorstände bloss die Rolle einer nachtheiligen 
Folge der winterlichen Unthätigkeit. Aber als ob sich im Jahre 1894 alles gegen 
die Ordnung und Ruhe verschworen hätte, meldete sich kaum nach der Beruhigung 
der winterlichen erkünstelten Aufregung auch schon ein anderer Feind der Zu- 
friedenheit des Volkes in der Gestalt jener exceptionellen Dürre, welche binnen 
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einigen Wochen die hauptsächlichste Garantie des Einkommens des Volkes — 
die Maisernte — vernichtete. In Väsärhely war die Stimmung so erbittert und 
bös, der Irrglaube des Volkes kräftigte die Neigung zur Arbeitsenthaltung und 
der Väsärhelyer Socialist, der aus Principientreue keinen Drittelmais übernommen 
hatte, sah seinen Fanatismus durch die Weisheit der Vorsehung gleichsam sanc- 
tioniert. Ganz das Gegentheil im Comitate Csanäd. Hier war die Dürre nicht 
bloss materiell, sondern auch moralisch ein grosser Schlag, aber die Missernte 
war zugleich die Feuerprobe des Volkes dieser Gegend, und bot den braven 
Arbeitern einzelner Gemeinden Gelegenheit, mit ihrem Verhalten jene Behauptung 
Lügen zu strafen, welche das Volk dieses Theiles des Alfold in seiner Gänze 
für umstürzlerisch erklärt. Ich erwähne beispielsweise nur den folgenden Fall. 
Ein Vertragspunkt der Maiscultur auf den Drittelantheil lautet, dass der Cultivator 
nach dem Maisbrechen gehalten ist, auch die Halme abzuschneiden und zusammen- 
zuschichten. Als die Dürre bereits im Monat August den Mais vollständig ver- 
nichtet hatte, blieb dem Besitzer nichts anderes übrig, als den Halm rechtzeitig 
als Futter abzuschneiden. In Anbetracht dessen jedoch, dass der Drittelnehmer 
hinsichtlich des von ihm cultivierten Grundtheiles die Rolle des Miteigenthümers 
spielt, wurde an die Cultivatoren pflichtgemäss die Anfrage gerichtet: ob sie 
ihrem Ernteantheil entsagen und in den vorzeitigen Abtrieb des Maises willigen. 
So wurden auch die Drittelnehmer der Gemeinde Földeák aufgefordert, welche, 
nachdem sie sich von der Vernichtung der Ernte überzeugt hatten, nicht nur 
ohne Murren in den Abtrieb willigten, sondern mit buchstäblicher Einhaltung 
der Vertragspunkte sich zum unentgeltlichen Abtrieb des vernichteten Maises erboten. 

Dies geschah in 14 Kilometer-Entfernung von Väsärhely, dem berüchtigten 
Sammelpunkte der Grundvertheiler. Und betrachten wir das schöne Verhalten 
derselben Gemeinde im vorjährigen knappen Winter, wo sie thatsächlich in drückender 
Lage lebte. Klagen über die Widerwärtigkeiten cer Zeit und der Fechsung konnte 
man zwar hören, aber Aufregung und umstürzlerisches Streben traten nirgends 
zutage, und der ausgestreute Samen der 1893er Aufreizungen trieb nirgends 
Keime. Wie sehr die Nüchternheit des Volkes über die Bethörungen der Auf- 
wiegler triumphierte, erhellt auch aus folgender Volksredensart. Auch das sehr 
gute Jahr 1895 hatte nämlich seine Plage in jenen zahllosen Würmern und 
Raupen, welche die Frühlingshackgewächse bedeckten und dieselben stellenweise 
auch vertilgten. Man kann sich die Besorgnis des Volkes vorstellen, und es gab 
viele, welche den Maisertrag wieder vernichtet glaubten. 

Indem das Volk seiner Unzufriedenheit und Besorgnis Ausdruck lieh, nannte 
es diesen ungewöhnlichen und ihm noch unbekannten Wurm Socialisten-, nach 
seiner Provinzialmundart: Socialisten-Käfer, und gab, wenn man nach dem Ur- 
sprung dieser sonderbaren Benennung fragte, kurz zur Antwort: „nun, einzig 
darum, weil er, wie die „Socialisten“, sich vom Fette der Armen nähren will.“ Worin 
findet wohl das nüchterne Verhalten des Földeäker Volkes seine Erklärung? wodurch 
ist es wohl möglich, dass eine in der unmittelbaren Nachbarschaft von Höldmezö- 
väsärhely gelegene und mit der genannten Stadt in häufiger Verbindung stehende 
Gemeinde trotz der Aufwiegelungen, trotz der ungünstigen Ernte, das Heim des 
fleissigen, ehrlichen und zufriedenen Arbeitervolkes geblieben ist? Ist das anspruch- 
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lose Beispiel dieser bescheidenen Gemeinde nicht eine hochwichtige Erscheinung 
im Chaos der Alfölder Arbeiterbewegungen? Und können sich auf das Beispiel 
dieser Gemeinde nicht mit Recht diejenigen berufen, die in der Unzufriedenheit 
des Alfölder Arbeitervolkes nicht so sehr die materiellen, als vielmehr die gesell- 
schaftlichen Triebfedern mitwirken sehen? An der vorjährigen Gährung hatte 
unzweifelhaft die gewissenlose Aufreizung einen grossen Antheil, aber legt das 
Beispiel der Gemeinde Fildeak nicht wieder Zeugnis dafür ab, dass die Aufreizung 
nur dort fruchtbaren Boden gefunden hat, wo das gewissenlose Vorgehen der 
Arbeitgeber eine lange Reihe von Jahren hindurch ungeahndet bestanden hat? 

Von welchen Dimensionen und welcher Natnr das Ausbeutungssystem der 
Unternehmer in vielen Fällen sein kann, dafür mögen einige Fälle Zeugnis geben. 
Ein Väsärhelyer Pächter, X. Y., lässt in Väsärhely Arbeiter für Reutarbeit 
zusammentrommeln. Da Mitte April ist und seine Pachtung zwei Stunden Weges 
von Väsärhely liegt, lässt er 50 kr. Taglohn austrommeln mit der Verheissung, 
dass Arbeiter bei iim die ganze Woche hindurch arbeiten können. Anderen Tags 
gehen etwa 50 Arbeiter, ihren ganzen Wochenproviant mit sich bringend, auf 
die Pachtung hinaus. Bevor sie jedoch in Arbeit treten, tritt der Pächter vor 
und sagte: „Vettern, ich habe die Sache überlegt, 50 kr. Taglohn ist zuviel und 
soviel kann vernünftigerweise nicht verlangt werden, aber weil ich niemandem 
schaden will, erkläre ich, dass ich für die ganze Woche 40 kr. Taglohn zusichere, 
— wer bleiben will, kann bleiben, — wer nicht, kann gehen.“ Die Arbeiter 
haben mit ihrem Marsch bereits einen Tag verloren, einen Taglohn von 50 kr.; 
und hatten anderwärts keine Aussicht auf Arbeit; sie argumentierten dem- 
nach, dass trotz des Abzuges von 10 kr. ihr Wochenverlust nur 60 kr. weniger 
sei, und dass sie, nachdem sie einen Tag verloren, eventuell genäthigt sein 
würden, die ganze Woche hindurch ohne Arbeit zu feiern. Sie blieben also — 
mit welchem Gefühl, lässt sich denken. X. Y. lässt für Reutarbeit 45 kr. Tag- 
lohn austrommeln. Unter einem erklärt er, dass nur jene Arbeiter aufgenommen 
werden, welche sich frühzeitig, das heisst bei Sonnenaufgang melden. Am Morgen 
aber bemerkt der Arbeitgeber zufällig starken Thau und findet, wiewohl man in 
der Nachbarschaft überall reutet. dass das Reuten zu solcher Zeit Schaden ver- 
ursachen kann. er lässt also seine Arbeiter 1—2 Stunden warten. Dies stand 
ihm frei, weniger aber sein Verfahren, wonach er diese seine Laune durch seine 
Arbeiter bezahlen liess, insofern er ihnen von dem Taglohne von 45 kr. einen 
Vierteltag abzog. 

Die Auszahlung des Taglohnes ist verständlicherweise eine der glücklichsten 
Stunden des Arbeiters, da er ja darin die Frucht seiner ganzen Wochenarbeit 
erblickt. Aber es gibt in den sogenannten socialistischen Gegenden so manchen 
Arbeitgeber. der das in ihm verborgene sophistische Talent mit Vorliebe gerade 
bei dieser Operation glänzen lässt, und von dem verdienten Taglohn der Arbeiter 
unter allen erdenklichen Vorwänden Abzüge macht. Auch das kommt vor und 
ist vorgekommen. dass der Arbeitgeber aus Irrthum einige Arbeiter überhaupt 
nicht auszahlt, und wenn sie ihn dazu auffordern, antwortet, dass er nichts dafür 
könne, denn irren sei ja menschlich und übrigens sei es auch unmöglich, über 
so viele Arbeit eine genaue Evidenzhaltung zu führen. Sprichts — und zahlt nicht. 

gt 


116 Nüvay. 


Es würde langwierig sein, auf die kleinlichen Details dieser Ausbeutungen 
einzugehen, genug an dem, dass diese Erpressungen an vielen Orten den Arbeiter 
in jeder seiner Arbeiten, die Dienstleute aber in allen ihren Dienstleistungen 
verfolgen. Und wenn wir nun die mittelbare moralische Wirkung dieser Aus- 
beutung erwägen, können wir uns wohl darüber wundern, dass die Arbeiter die 
Lehren über den Umsturz der heutigen Gesellschaftsordnung begierig und unüber- 
legt aufnahmen? Wir leben in einem constitutionellen, geordneten Rechtsstaate, 
könnte jemand sagen, warum wendet sich das Volk mit seinen Klagen denn nicht 
an die Behörden? und warum sucht es sein Recht auf rechtswidrigen Wegen? 
Darum — antwortet derjenige, der die Denkungsart des Volkes kennt — weil 
das Volk auch heute an der Unparteilichkeit der Behörden zweifelt, darum, weil 
im Herzen des Volkes das Andenken an die guten alten Zeiten noch nicht aus- 
gelöscht werden konnte, wo in den Processen der Dienstleute immer nur ein 
Gewinner war — der Herr. 

Und darum, wenn wir auch die Integrität der heutigen Behörden aner- 
kennen, müssen wir doch, indem wir den eingewurzelten Irrglauben des Volkes, 
welcher unter den heutigen Zuständen geradezu unheilbringend ist, in Rechnung 
ziehen, darauf dringen, dass die Rechtsprechung der autonomen Behörden 
zeitweilig suspendiert werde an Orten, wo, wie auch in Väsärhely, die Besetzung 
der Behörden scheinbar wenigstens den Nepotismus verkündet. Und damit sind 
wir zum Wirkungskreise der staatlichen Agenden gegenüber der Alfölder 
Arbeiterbewegung gelangt. 

V. 

Auch bei der Feststellung dieses Wirkungskreises müssen wir das Augen- 
merk auf die veranlassenden Ursachen der Alfölder Arbeiterbewegung richten 
und wir müssen auch die Aufgaben dementsprechend classificieren, wie wir den 
gesellschaftlichen und nationalékonomischen Theil der Arbeiterbewegung von 
einander unterschieden haben. Was die gesellschaftlichen Beweggründe der 
Arbeiterbewegung anbelangt, so wird, da sie, wie auch ihr Name zeigt, vor- 
nehmlich gesellschaftlicher Natur sind, auch ihre Heilung nur insofern in den 
Wirkungskreis der staatlichen Aufgaben gehören, insofern dem Staate, als dem 
obersten Hüter der Gesellschaft, die Pflicht obliegt, innerhalb des Bereiches der 
Gesellschaft für die Aufrechthaltung des Rechtes und des Friedens zu sorgen 
und mit den zu seiner Verfügung stehenden Machtmitteln zu verhüten, dass 
irgend jemand, wer es immer sein mag, auf den Umsturz der gesellschaftlichen 
Ordnung hinarbeite. Wir haben, absehend von den aus der Einseitigkeit des 
Alfölder Wirtschaftssystems fliessenden Uebeiständen, die Urheber der Arbeiter- 
bewegung in erster Linie in jenen Agitatoren gefunden, von denen der eine 
Theil durch Verkündigung und Verbreitung ruhestörender und umstürzlerischer 
“Lehrer, der andere Theil aber durch gewissenlose Ausbeutung auf die Gesinnung 
des Volkes einen nachtheiligen und gefährlichen Einfluss ausübt. Gegenüber 
diesen zwei Classen von Unrahestiftern sind die Pflichten des Staates die gleichen. 
Denn so wie es Pflicht des Staates ist, die Aufreizer und gewissenlosen Verführer 
mit der vollen Strenge des Gesetzes zu treffen und selbst den Versuch der 
Ruhestörung zu reprimieren, so muss sich anderentheils die unparteiische und 
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umsichtige Strenge auch auf jene angeführten Missbranche erstrecken, welche 
erst das Volk für die Aufreizungen empfanglich machen. Ich habe in einer 
Abhandlung über den Agrarsocialismus eine derartige Erklärung des landwirt- 
schaftlichen Wuchers gelesen, dass dieses auf Herabsetzung der Productionskosten 
gerichtete Streben bei den niedrigen Getreidepreisen von Seite der Grundbesitzer 
wirklich nothwendig sei. Nun, diese Behauptung lässt die Landwirtschaftsver- 
hältnisse des Alföldes in sehr düsteren Farben erscheinen, und diejenigen, die 
die Verhältnisse kennen, werden die Färbung allzu dunkel finden. Denn wiewohl 
unleugbar die grosse landwirtschaftliche Krise infolge der fortwährend zunehmenden 
- Preisdepression das einträgliche Wirtschaften sehr erschwert und die Producenten 
nöthigt, die Productionskosten möglichst zu verringern, sind wir darum denn doch 
noch nicbt so weit, dass wir die Production künstlich und zum directen Schaden 
anderer verwohlfeilen, und es gibt keinen Alfölder Grundbesitzer, der auf die 
Drittelrobot angewiesen wäre. Uebrigens, wie sehr dieses gewissenlose Wucher- 
system mit der drückenden wirtschaftlichen Lage der Gegenwart in keiner Ver- 
bindung steht, erhellt schon daraus, dass es dort, wo es heute im Schwange ist, 
auch beim 10 fl. Weizenpreise im Schwange gewesen ist, und andererseits 
existiert nicht eine einzige Wirtschaft, wo das Wuchersystem im Connex mit den 
Preisrückgängen eingeführt worden wäre. 

Die üblichen Wucher sind in der That provincielle Missbräuche, und der 
Staat erfüllt nur seinen Beruf, wenn er das Wuchergesetz auclı auf diese verhüllten 
Treibereien ausdehnt. 

Noch eine beliebte Art dieses landwirschaftlichen Wuchers ist jenes Ver- 
fahren, wenn dem armen, in Noth gerathenen Drittelarbeiter der Mais schon im 
Frühling mit ] fl. 50 kr. pro Metercentner abgekauft wird, während er im 
Herbst dafür wenigstens 3 fl. pro Metercentner bekommen könnte. Dieser Voraus- 
kauf ist in seinem Wesen ein verhülltes Darlehen, und zwar auf 100 Proc. 
Zinsen. Ferner müsste im legislativen Wege die Qualität der in natura verab- 
folgten Alimente festgestellt, und jener Wirt strenge bestraft werden, der seinen 
Dienstleuten anstatt Getreide Reutrich oder Hintrich zumisst. Endlich sind jene 
rechtswidrigen Verkürzungen und schlauen Kniffe, von welchen ich oben Beispiele 
angeführt habe, mit empfindlichen und entehrenden Strafen zu ahnden, weil sie 
auch schon ihrer Natur nach mehr in den Rahmen der Criminal-, als der bürger- 
lichen Gerichtsbarkeit gehören. Die staatliche Einmischung muss überhaupt 
zielbewusst, einheitlich und umsichtig sein, und in Anbetracht der Compliciertheit 
der Alfölder Arbeiterverhältnisse und des Umstandes, dass benachbarte Gegenden 
häufig ein ganz entgegengesetztes Bild zeigen und demzufolge eine verschiedene 
Behandlung erfordern, die Erkenntnis dieser Verhältnisse aber eine fortwahrendo 
Controle und lange Erfahrung erheischt, würde die Regierung richtig handeln, 
wenn sie zur Hintanhaltung der Alfölder Arbeiterbewegungen einen mit ausser- 
ordentlichen Vollmachten ausgerüsteten Begierungscommissär ernennen würde, 
weicher, mit allen Erfordernissen der Unparteilichkeit umgeben, der Herrschaft 
des Gesetzes und Rechtes jedermann gegenüber Geltung zu verschaffen vermöchte. 

Bei der Erörterung der Alfölder Arbeiterfrage konnten wir — auf that- 
sächliche Daten gestützt — die Erwerbverhältnisse unserer Arbeiter als solche 


118 Navay. 


bezeichnen, welche unseren Arbeitern zwar nicht ein reichliches Einkommen, aber 
doch die Existenz sichern. Als den grössten Uebelstand unserer Arbeitsver- 
hältnisse haben wir jene Abweichungen erwähnt, welche zwischen dem Erwerbe 
unserer Arbeiter in einzelnen Jahreszeiten bestehen und auf den allgemeinen 
Wohlstand derselben von nachtheiligem Einfluss sind. Dieser Uebelstand hat 
seine Urspungsquelle in der Einseitigkeit unseres Alfölder Wirtschaftssystems, 
und sowie das landwirtschaftliche Einkommen des ganzen Alfüldes in erster 
Linie auf die Weizen- und Maiscultur basiert ist, ebenso ist auch der Erwerb 
der Arbeiter hauptsächlich mit der Cultur dieser beiden Hauptproducte verbunden, 
und nach der Beendigung der Erntearbeiten und des Maisbrechens beginnt die 
lange Arbeitspause mit den materiellen und moralischen Nachtheilen der Un- 
thätigkeit. Die intensive Steigerung des Landwirtschaftsbetriebes, die stufenweise 
Ausbreitung der landwirtschaftlichen Industrie, die Vermehrung der grösser 
angelegten und mehr Arbeitskraft in Anspruch nehmenden Fabriken sind die 
Corrective, welche in erster Linie berufen scheinen, die Verhältnisse der Arbeits- 
nachfrage ständig günstiger zu gestalten und die von den grossen Sommerarbeiten 
occupierten Arbeitskräfte auch über diesen Zeitraum hinaus mit Arbeit und. 
Erwerb zu versorgen. Und diesen Anforderungen gegenüber ist es in erster Linie 
Pflicht des Staates, durch richtige nationalökonomische Politik, zielbewusste 
Investitionen und Schöpfungen, wie: Bau von Berieselungscanälen, planmässige 
Vermehrung der Communicationsmittel, Errichtung oder Subventionierung von 
Industrieunternehmungen, der Verwirklichung der nothwendigen und so sehr 
wünschenswerten wirtschaftlichen Reform die Wege zu ebnen. 

Ich hege den festen Glauben, dass die mit der Vermehrung der Productions- 
zweige hervorgerufene grössere Arbeitsnachfrage und hauptsächlich verhältnis- 
ınässigere Arbeitsvertheilung zum guten Theil jene Besorgnisse zerstreuen werden, 
welche die Ungunst der Erwerbverhältnisse des Volkes in der grossen Bevölkerungs- 
dichtigkeit der Alfülder Comitate suchen. Denn viele haben infolge der Unzu- 
friedenheit des Alfölder Volkes die Nothwendigkeit einer umfangreichen Ucber- 
siedlung betont, welche berufen schiene, die zwischen einzelnen Gegenden 
bezüglich des Arbeitsangebotes und der Arbeitsnachfrage obwaltenden starken 
Gegensätze auszugleichen oder wenigstens zu vermindern. Es ist unleugbar, dass 
die Volksdichtigkeit unseres Alföldes, verglichen mit den östlichen und nordöstlichen 
Comitaten unseres Vaterlandes, eine ausserordentlich starke genannt werden kann, 
dessenungeachtet ist es, wie ich glaube, eine eitle Hoffnung, von der Ueber- 
siedlung eine radicale Aenderung dieser Erscheinung zu erwarten, denn eiuestheils 
verstösst eine umfangreiche Umsiedlung gegen die eingewurzelten Neigungen 
unseres Volkes, und der auch noch so arme Alfölder wird nur sehr schwer nach 
dem von ihm verachteten Oberlande zu verlocken sein, anderentheils aber wird 
die Uebersiedlung in der Zukunft jenen ethnographischen Verhältnissen nicht im 
Wege stehen, welche das Vermehrungsprocent der Alfölder Comitate hoch über 
jenes des Laudesdurchschnittes hinaufgeschnellt haben und unter deren Einwirkung 
die Bevölkerung der Comitate Békés, Csanid und Csongräd in den letzten 
hundert Jahren sich um 283 Proc. vermehrt hat gegenüber den 83 Proc. des 
Landesdurchschnittes. Die grosse und fortwährend zunehmende Bevölkerung der 
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Alfolder Comitate ist ein Umstand, mit welchem man als einem unabänderlichen 
rechnen muss. Dieses grosse Arbeitsangebot repräsentiert auch ohnedies eine 
der grossen Productionskräfte des Alföldes, welche Kraft nur auf eine Gelegenheit 
wartet, um sich in jeder Richtung und in jeder Jahreszeit bethätigen zu können. 
Dass der Alfölder Arbeiter während der grossen Sommerarbeiten dauernd Arbeit 
und Erwerb findet, ja, dass in dieser Jahreszeit die Arbeitsnachfrage genöthigt 
ist, sich auch von fremden Gegenden her zu befriedigen, alle diese Umstände 
scheinen für die Annahme zu beweisen, dass das in den Alföülder Comitaten 
herrschende unproportionierte und periodisch ungünstige Verhältnis zwischen 
Arbeitsnachfrage und -Angebot nicht so sehr durch das Uebermaass des Arbeits- 
angebotes, als vielmehr durch die heutige nothgedrungene Beschränktheit der 
Nachfrage hervorgerufen wird. Und ebendeshalb können wir, mit den heutigen 
Arbeitsverhältnissen unseres Alföldes und den aus denselben sich ergebenden 
Uebelständen rechnend, von der intensiven Steigerung des landwirtschaftlichen 
Systems ein günstigeres Ergebnis erwarten als von der Uebersiedlung, welche 
nur einer Erscheinung nachgehend, die eigentliche Ursache dieser Erscheinung 
ausser Rechnung lässt. 
VI. 

An diesem Punkte meiner Erörterung bin ich an die Grenze der „pia 
desideria* gelangt. Wenn der Staat die Arbeitgeber auf den Weg der strengen 
Gerechtigkeit, die Arbeiter aber auf den Weg der pünktlichen Pflichterfüllung 
lenken soll, so sind die Aufgaben der freien gesellschaftlichen Thätigkeit nicht 
minder gross und verantwortungsvoll. Was hier Noth thut, ist vor allem eine 
allgemeine menschliche Auffassung des Verhältnisses zur Arbeiterbevölkerung. 

Milde Gaben sind im Alföld am seltensten nöthig und die Form der 
materiellen Hilfe ist jene mittelbare Form, mit welcher die Beisteuern der Vaer- 
mögenden in den humanen und culturalen Institutionen der Gemeinden figurieren. 
Hier trifft der Ausspruch Laboulayes zu, dass „der Arme heutzutage nicht so 
sehr das Opfer unseres Geldes, als das Opfer unserer stolzen Gleichgiltigkei 
verlangt“. Und wer ist wohl in günstigerer Lage, die wahren Interessen seiner 
Arbeiter zu erkennen und auf Grund gewonnener Erfahrungen sie zu fürdern, 
als der Gutsbesitzer, der in häufiger Berührung mit dem Volke steht und dem 
alle Mittel und Wege zu Gebote stehen, sich die Liebe und Verehrung seiner 
Arbeiter zu sichern. Diese Möglichkeit besteht grossentheils auch heute, und es 
bängt nur von ihm ab, diese mächtige und unersetzliche Waffe den umstürz- 
lerischen Bestrebungen gegenüber in Anwendung zu bringen. Zur Bewahrung des 
Alfélder Volkes vor dem Weiterumsichgreifen des Agrarsocialismus und zur 
Wiederbefestigung der Ruhe des Volkes ist vor allem anderen nothwendig, dass 
die Gutsbesitzer der einzelnen Gegenden sich an die Spitze des Volkslebens 
stellen und mit ihrer fachkundigen Bildung, ihrem cuturellen Einflusse das Volk 
dem Einflusse derjenigen entziehen, die heute über dasselbe, als führerlose 
Masse, mit leeren Versprechungen und täuschenden Redensarten so leicht herrschen. 
Nicht die Lehren des internationalen Socialismus, nicht die Lehren des Collec- 
tivismus (von diesen hat ja das Volk gar keinen Begriff), sondern die Macht 
des gebildeteren Elementes über das ungebildete hat zum guten Theile die 
Alfölder Arbeiterbewegungen hervorgerufen, 
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Unsere Volksbildungsverhältnisse haben sich, dank dem Volksunterrichts- 
gesetze, stark verändert, insbesondere in den rein magyarischen, also den 
intelligentesten Comitaten, so dass 97 Proc. der jungen Generation des Lesens und 
Schreibens kundig sind. Wie die schwer erworbene Wissenschaft in der Regel 
auch geschätzt wird. ist auch der Bauerbursche, der oft mit dem Stock in die 
Schule getrieben werden muss, ausserordentlich eitel auf seine Buchstabenkenntnis, 
wenn er einmal frei geworden ist. Es ist eine auffallende Kigenthümlichkeit 
unseres Volkes, dass es mit Begierde nach der Lectüre greift, eine noch auffal- 
lendere Eigenthümlichkeit dessen ist jedoch die, dass seine sonst mehr misstrauische 
Natur dem gedruckten Buchstaben sofort huldigt und das Gelesene in der Regel 
auch für bare Münze nimmt. Unsere Gesellschaft hat bis jetzt geglaubt, ihrer 
calturellen Pflicht genügegeleistet zu haben, wenn sie zur Errichtung oder 
Erhaltung einiger Schulen beitrug. Sie hat vergessen, dass die in der Elementar- 
schule erworbene Bildung thatsächlich die elementarste ist, und dass sie dort, 
wo sie keine gehörige Ergänzung findet, der Gesellschaft von wenig Vortheil ist, 
ja eventuell zu grossem Nachtheil werden kann. So ist diese Isoliertheit und 
primitive Bildung des Volkes, verbunden mit Leichtgläubigkeit, den Aufwieglern 
sehr gelegen gekommen, welche, ungehindert von Gemeinde zu Gemeinde wandernd, 
das Volk mit dem versahen, wonach es ohnehin verlangte: mit unentgeltlicher 
Lectüre. Dass beim Volke nach der Lectüre dieser in ihrer Art mit ungemeiner 
Geschicklichkeit verfassten Büchlein die Verehrung und Liebe für die besitzende 
Classe nicht sehr zunahm, ist nur natürlich, und es mussten in der That günstige 
Umstände und Verhältnisse mit hineinspielen, um den ausgestreuten Samen keimunfähig 
zu machen. Dort dagegen, wo der Zustand des Volkes thatsächlich den in der 
Flugschrift geschilderten Zuständen nalıe kam, das heisst, dort, wo die Flugschrift 
seit lange im Busen des Volkes schlummerte und nur des Ausdruckes harrende 
Empfindungen berührte, dort folgte das Volk blind den Agitatoren und war 
bereit, für eine, wenn auch etwas dunkle, bessere Zukunft, gegen die gegenwärtigen 
Zustände in den Kampf zu gehen. Damals geschah es, dass die Wachsamkeit 
der Behörden, wenn auch verspätet, der Verbreitung der Flugschriften ein Ende 
machte und dadurch in grossem Maasse zur Localisierung der gefährlichen 
Symptome beitrug. Aber diese Lehre der Vergangenheit könnte den vornehmeren 
Elementen der Gesellschaft zur Aufklärung dienen, denn der blosse Umstand, 
dass unser Volk gerne liest und dass es das Gelesene leicht glaubt, kann der 
Gesellschaft eine mächtige und heilbringende Waffe in die Hand geben. Unsere 
Alfölder Arbeitsverhältnisse nöthigen bekanntermaassen den Arbeiter zum winter- 
lichen Nichtsthun, was schon an sich ein Uebel ist, welches aber noch gesteigert 
wird, wenn während der Zeit der Ruhe die schlimmen Neigungen des Arbeiters 
rege gemacht werden. Finestheils diesem Uebel vorzubeugen, anderentheils die 
allgemeine Volksbildung zu heben, wären die unentgeltlichen Volksbibliotheken 
berufen, welche durch Beiträge und unter Leitung der besitzenden Classen einen 
wohlthätigen Einfluss ausüben würden. Wenn wir auch nicht an den Umfang und 
die Zahl der englischen Volksbibliotheken denken können, so kann doch, auch 
mit bescheidenen und geringen Mitteln, viel geleistet werden, wenn nur in uns 
auch der Wille, die Fähigkeit dazu vorhanden ist. Einige gute Zeitschriften, 
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mögıicherweise ein Fachblatt, eine aus billigen, nicht grosse Ansprüche machenden, 
aber eine gute Tendenz verfolgenden Büchern bestehende Bibliothek mit Ausleihe- 
tazen, wo die sich Meldenden gegen die einzige Verpflichtung der Zurückstellung 
mit Lectüre versorgt werden und einige in den Wintermonaten von opferwilligen 
Mitgliedern des Honoratiorenkreises gehaltene fachliche Vorlesungen, dies ist _ 
die gesellschaftliche Richtung, welche trotz ihrer Einfachheit und Bescheidenheit 
sehr viel zur Lösung der Alfölder Arbeiterfrage beitragen könnte. 

Das spärliche und von Ernteergebnissen abhängige Einkommen der Arbeiter 
macht sie häufig creditbedürftig und hier wäre gleichfalls die Hand anzulegen 
zu socialer Hilfe. 

Die Befriedigung des Creditanspruches des rein von seiner Arbeit lebenden 
Arbeiters erfolgt in der Regel unter so drückenden Bedingungen, dass das 
erhaltene Darlehen, anstatt der momentanen materiellen Klemme des Arbeiters 
abzuhelfen, diese im Gegentheil permanent macht und auch dem ferneren 
Prosperieren des Arbeiters den Weg verlegt. Neben dem Productenwucher spielt 
auch das sogenannte freundschaftliche Darlehen eine grosse Rolle, für welches 
der verdachtlose und umwissende Schuldner eine lange Reihe von Jahren hindurch 
den Landeszinsfuss oft um das vier-, fünffache übersteigende Zinsen zahlt. Ein 
anderes Uebel unseres Alfölder Landvolkes ist ferner die grosse Unwirtschaft, 
deren psychologische Ursache wir oben in der Unproportioniertheit der Erwerbs- 
verhältnisse gesucht haben. In der Zeit des grossen Sommererwerbes, wo die 
Arbeiter eines ihre nothwendigen Ausgaben mehrfach übersteigenden Erwerbes 
theilhaft wurden, denken sehr wenige von ihnen an die winterliche Arbeitspause. 
sondern leben leicht, lustig dahin, während sie im Winter oft auch für das 
Allernothwendigste kaum Geld zu finden wissen. Einestheils die Creditansprüche 
des Volkes zu befriedigen. anderentheils das Volk an Sparsamkeit und Ordnung 
zu gewöhnen, scheinen die communalen Creditverbände am meisten berufen, welche 
auf dem Princip der wechselseitigen Verbindung und Haftbarkeit gegründet und, 
rein das Interesse der Verbandsrlieder vor Augen haltend, im Volke den Sinn 
für die auf der Sparsamkeit basierende Selbsthilfe, sowie auch für den gesell- 
schaftlichen Beruf des Capitals und Vermögens erwecken. In den letzten Jahren 
hat sich eine erfreuliche Zunahme solcher Creditvereine gezeigt, und überall, 
wo die Errichtung derselben unter der Theilnahme und Leitung der besitzenden 
Classe der Gegend erfolgte, haben sie in hohem Grade zur Erhöhung der allge- 
meinen Zufriedenheit und zur Kräftigung des Sinnes des Zusammenhaltens 
beigetragen. Auch schon der Umstand, dass ein solcher Creditverband auf Grundlage 
der gegenseitigen Haftbarkeit zustande kommt, trägt sehr viel zur Sicherung 
des sparsamen und nüchternen Lebens des Verbandsmitgliedes bei, denn da ein 
jeder eines jeden einzelnen Richter wird, steht das Selbstgefühl des Betreffenden 
unter der Einwirkung und dem Antrieb der fortwährenden Controle. Im Comitate 
Csanäd ist die Zahl der Gemeindecreditverbände zufriedenstellend. und es ist ein 
erfreuliches Symptom, dass allein in diesem einen Jahre die Zahl der bestehenden 
Creditverbände um vier zugenommen hat. Das Volk bringt der Institution von 
Anfang an grosses Vertrauen entgegen, wiewohl in den letzten zehn Jahren das 
schwindlerische Vorgehen der in mehreren Gemeinden thätigen Cosumvereine im 
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Volke einen gewissen Irrglauben erregt hat. Einer der blühendsten Creditvereine 
im Comitate ist der in Füldeak; hier übersteigt die Zahl der Vereiusglieder 700, 
die der Geschäftsantheile aber 1500, und der Verein hat bereits ungefähr 
30.000 fl. eingezahltes Capital. Bei der Constituierung der Vereine sind immer 
das Interesse und die Ansprüche des Volkes, und zwar des armen Volkes vor 
Augen zu halten, und der zweckmässigste ist der auf wöchentliche Zehnkreuzer- 
einlagen gegründete Verband, da die Kleinheit des Beitrages die Mitgliedschaft 
für jeden erreichbar macht. Wenn wir bedenken, dass es vielleicht keinen Alfülder 
Arbeiter gibt, der nicht allsonntäglich wenigstens 10 kr. unnütz ausgibt, so wird 
uns auch die volkserziehliche Tendenz der Creditvereine klar sein. Wie jede 
Institution, so hat auch die der Gemeindecreditve:eine zahlreiche Feinde, und 
es gibt besonders viele, welche die Creditbefriedigungsfähigkeit solcher Gemeinde- 
creditverbände für ungenügend erklären. Der Anfang ist überall mit Schwierig- 
keiten verbunden, aber darum haben die bereits in Thätigkeit befindlichen 
Creditvereine dem in sie gesetzten Vertrauen überall vollständig entsprochen und 
die Creditansprüche der Gemeindebewohner in jeder Richtung befriedigt, was 
auch in der rapiden Zunahme der Vereinsmitglieder zum Ausdruck gelangt. 
Uebrigens hat der Gemeindecreditverein gerade bei der Befriedigung des Credites 
vor allen Provinzialanstalten einen unberechenbaren Vortheil, dass er über den 
Vermögensstand seiner Credit beanspruchenden Mitglieder die sicherste Orientierung 
haben kann und so imstande ist, das wahre Maass des Credites mit Ausschluss 
jeder Speculation festzustellen. 

Neben den Credit- und Sparvereinen werden auch die Arbeiterversicherungs- 
und Unterstützungscassen möglichst im Wege der gesellschaftlichen Initiative 
unter Leitung der vermögenden Elemente zu schaffen sein, ohne Einmischung 
des Staates, dessen Zwang einmal Misstrauen und andererseits zu weitgehende 
Hoffnungen und Ansprüche erregt. 

Es würde überhaupt ein grosser Fehler sein, bei der Sanierung unserer Alfölder 
Arbeiterverhältnisse dem Beispiele des Auslandes, zum Beispiel Deutschlands, zu folgen 
und mit Ausserachtlassung der specifischen Natur unserer Arbeiterfrage die Social- 
politik der grossen Industriestaaten auf unsere Agrarverhältnisse anwenden zu wollen. 

Die ganze Arbeiterfrage des Alfölds hängt mit den specifischen Eigen- 
thümlichkeiten des Landestheiles selbst zusammen und erfordert eine Reihe ganz 
concreter Maassnahmen, aber eines steht klar vor mir und dies ist, dass die 
Lösung der Alfölder Arbeiterfrage von dem künftigen Verhalten der vornehmeren 
Elemente der Gesellschaft abhängt und dass diese Frage, welche heute noch der 
Gegenstand interessanten Studiums ist, nur dann nicht zu einer ernsten socialen 
Gefahr werden wird, wenn die Arbeitgeber des Alfölds, belehrt durch die 
untrüglichen Zeichen der Zeit, sich muthig und zielbewusst an die Spitze der 
gesellschaftlichen Action stellen und die Aufrechthaltung der gesellschaftlichen 
Ordnung nicht von der bewaffneten Gewalt, sondern von der pünktlichen und 
treuen Erfüllung ihrer Menschenpflichten erwarten. Heute ist es noch nicht zu 
spät. Der Alfolder Arbeiter — abgesehen von einigen Ausnahmen — sucht im 
Bewusstsein seiner Isoliertheit seine Führer, seine Rathgeber; es hängt am meisten 
von der Haltung der vermögenden Classe ab, wo uud in wem er dieselben findet. 
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Die Ausdehnung des activen Wahlrechtes zum Reichsrathe ist in Oesterreich 
schon seit langer Zeit ein Gegenstand lebhafter Wünsche der Bevölkerung, aber 
auch ernster Erwägungen im Schoosse des Parlaments und der Regierung. 

Sowohl die Vergleichung mit anderen Culturstaaten, als auch die unleug- 
baren Fortschritte, welche die bisher vom politischen Wahlrechte ausgeschlossenen 
Kreise der Bevölkerung in cultureller Hinsicht und insbesondere in Bezug auf 
ihre wirtschaftliche Leistung und ihr politisches und sociales Bewusstsein in den 
letzten Decennien gemacht haben, mussten die Ueberzeugung reifen, dass es 
nicht länger berechtigt erscheine, diesen breiten Volksschichten die active 
Betheiligung an der Bildung der Volksvertretung zu versagen. 

Aber auch die vermehrten Lasten, welche die zunehmende Ausdehnung 
des staatlichen Wirkens nothwendigerweise auf die Bevölkerung legt, die ausser- 
ordentlich gesteigerte Intensität staatlichen Eingreifens in alle Sphären des 
gesellschaftlichen und volkswirtschaftlichen Lebens und die damit nothwendig 
gewordene stärkere Inanspruchnahme aller Volkskreise zur Mitwirkung an öffent- 
lichen Aufgaben, lassen es als ein Gebot der Gerechtigkeit erkennen, diesen 
Volkskreisen auch das elementarste politische Recht der activen Wahl zu gewähren. 

Verlangt schon unsere moderne Socialgesetzgebung auf den verschiedensten 
(Gebieten der Arbeiterversicherung, der genossenschaftlichen und sonstigen Selbst- 
verwaltung öffentlicher Angelegenheiten eine organisierte Mitwirkung der nicht- 
besitzenden Classen, und hat sie anderseits selbst Formen aufgestellt, in denen 
sich diese Classen für Zwecke der Selbsthilfe erfolgreich zu organisieren vermögen, 
wie die Hilfscassen, Vorschuss- und Consumvereine, Gewerkschaften u. a., so 
muss sie auch selbst in der Gewährung des politischen Wahlrechtes eine noth- 
wendige Ergänzung erblicken. 

Denn je umfassender und schwieriger die Aufgaben der Verwaltung werden, 
umsomehr ist sie selbst darauf angewiesen, die im Volke vorhandene Summe von 


1) Im Wesentlichen nach dem Berichte der Specialcommission des Herrenhauses 
für die Wahlreform. 
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geistiger Kraft, socialem Bewusstsein und patriotischer Hingebung möglichst 
vollständig in den Dienst des Gemeinwesens zu stellen, jedes Interesse und jedes 
Streben, das sich mit dem Wohle des Ganzen verträgt, an seiner Stelle zu ver- 
werten und damit ihre eigene Kraft zu vervielfältigen. 

Ja, es wird immer als ein Axiom wahrer Staatsweisheit gelten können, 
dass sie die Mehrung der Kraft des Staates nicht in der Uniformierung, in der 
Unterdrückung der geistigen Individualität der verschiedenen Bevölkerungskreise, 
sondern in der möglichsten Ausbildung ihrer specifischen Fähigkeiten, Kräfte 
und Bedürfnisse erblickt, und dass sie jeder Art von idealem Streben, wenn 
auch seine nächsten Ziele noch so verschieden sein mögen, wohlwollend gegen- 
übersteht, so lange sie hoffen kann, dass sie in ihrem letztem Ziele, der Wohl- 
fahrt des Ganzen, zusammentreffen. | 

Sache der praktischen Staatskunst aber ist es, dafür zu sorgen, dass sich 
diese vielgestaltige Volkskraft selbst discipliniere, damit die unvermeidlichen 
Interessengegensätze und Rivalitäten nicht zu ernsten Conflicten des öffentlichen 
Lebens werden, sondern immer einen geordneten Ausdruck und eine legitime 
Vertretung finden. 

Zu einer solchen Selbstdisciplinierang und rechtlichen Ordnung unfertiger, 
gährender Massenbewegungen kann das politische Wahlrecht in hohem Grade 
beitragen. Es belebt das Staatsbewusstsein und erhält den Patriotismus der 
Massen, der ein mächtiger idealer Factor im Staatsleben ist. Es nährt die Ueber- 
zeugung, dass bei aller Verschiedenheit der äusseren Lebenslage, der Rechte und 
der Pflichten doch auch der Geringste von Wert für das Ganze und berufen 
ist, an der Wahl der Vertrauensmänner aus dem Volke mitzuwirken. 

Dieser Gedanke ist auch das Princip der Wahlreform, welche die Regierung 
im October des Jahres 1895 dem Hause der Abgeordneten zur verfassungs- 
mässigen Behandlung vorgelegt hat. Sie unterscheidet sich dadurch vor allem 
von den Wahlrefornentwürfen, welche im Laufe des letzten Decenniums theils 
aus der Initiative des Abgeordnetenhauses hervorgiengen, theils von früheren 
Ministerien eingebracht worden sind. In allen diesen Entwürfen war die Erwei- 
terung des activen Wahlrechtes nur auf begrenzte Theile der bisher nicht wahl- 
berechtigten Bevölkerung in Aussicht genommen; der leitende Grundgedanke 
eines allgemeinen Wahlrechtes fand damit eine nur unvollkommene Ausgestaltung, 
welche daher auch nicht befriedigte. In den vorliegenden Wahlgesetzen ist 
dagegen jeder eigenberechtigte Staatsbürger männlichen Geschlechtes, welcher 
das 24. Lebensjahr vollstreckt hat und nicht aus ganz besonderen Gründen 
(§. 20 und 20 a der Reichsrathswahlordnung) vom Wahlrechte ausgeschlossen 
ist, zur Ausübung des activen Wahlrechtes berufen. 

Es liegt in der Natur der Dinge, dass die durch diese Ausdehnung des 
activen Wahlrechtes neu entstehende Wählerschaft, welche selbst den verschie- 
deusten Lebenssphären und Interessenkreisen zugehört, nicht den dermalen 
bestehenden, auf dem Principe der Interessenvertretung beruhenden Wahlgruppen 
einfach eingefügt werden kann. Denn es würde dadurch den bestehenden Interessen- 
curien ein gänzlich fremdartiges Element, eben eine gar nicht nach Gesichts- 
punkten der Interessenvertretung zusammengesetzte Wählerschaft beigeseilt, was 
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or 


bei dem starken numerischen Uebergewichte dieser letzteren einer Preisgebung des 
unser politisches Wahlrecht bisher beherrschenden Principes der Imteressen- 
vertretung gleichkäme. Zu einer solchen radicalen Aenderung geben aber dermalen 
weder äussere Umstände noch innere Gründe eine zwingende Veranlassung. Viel- 
mehr spricht gerade das Verlangen, das hauptsächliche Ziel der Erweiterung der 
Wahlberechtigung rasch und sicher zu erreichen, dafür, diese an sich grosse und 
besonders auch in der Durchführung complicierte Maassregel nicht durch weiter- 
gehende Veränderungen der bestehenden Wahlordnung zu erschweren oder gar 
zu gefährden. An dem Rechtsbestande dieser Curien zu ritteln, lag dermalen 
umsoweniger eine Veranlassung vor, als schon durch die Schaffung einer allge- 
meinen Wählercurie die factische Bedeutung der Interessencurien abgeschwächt 
wird. Denn wenn das System der Interessenvertretung reformbedürftig ist, so 
wird sich das durch die in der allgemeinen Wählercurie geschaffene Antithese 
am besten erweisen; es wird aber jedenfalls vorzuziehen sein, diesen Beweis 
abzuwarten und eine allmähliche von innen heraus sich vollziehende Umwandlung 
möglich zu machen, anstatt apriorische Behauptungen und unhistorische Construc- 
tionen zum Ausgangspunkte von Reformplänen zu machen, deren Wirkung und 
Tragweite dermalen noch gar nicht zu überblicken sind. 

Sobald aber solcherart dem Gedanken der Schaffung einer allgemeinen 
Wählercurie Raum gegeben war, musste es auch als beinahe selbstverständlich 
erscheinen, dass in dieser Curie alle überhaupt wahlberechtigten Personen ein 
Wahlrecht ausüben. Denn an der correcten Function dieser allgemeinen Wähler- 
curie, welche ein Gegengewicht gegen die möglichen Einseitigkeiten der Interessen- 
vertretung bilden soll, sind in der That alle Staatsbürger in gleicher Weise 
interessiert und es gienge nicht an, diese Function ausschliesslich in die Hände 
derjenigen zu legen, welche bisher noch gar kein politisches Wahlrecht ausgeübt 
haben; eine rechtliche Verkürzung der bisher zur Bildung der Interessenvertretung 
berufenen Bevölkerungskreise soll aber derzeit unbedingt vermieden bleiben. Das 
doppelte Wahlrecht der bisher Wahlberechtigten entspricht daher nur den beiden 
Grundsätzen, nach welchen fortan die Volksvertretung im Reichsrathe geordnet 
werden soll. 

Die Vermehrung der Anzahl der Abgeordneten ist mit der Schaffung einer 
allgemeinen Wählercurie unter gleichzeitiger Erweiterung des activen Wahlrechtes 
und unter Aufrechterhaltung der rechtlichen Ordnung der Interessenvertretung 
unvermeidlich geworden. Für die Grösse und Vertheilung dieser Vermehrung ist 
bei einer aus allgemeinen Volxswahlen hervorgehenden Vertretung die Bevöl- 
kerungszahl in erster Linie maassgebend; es muss aber dabei berücksichtigt 
werden, dass bei dem engen Zusammenhange zwischen Reichsraths- und Landtags- 
wahlrecht auf jedes der kleinen Länder mindestens ein Abgeordneter und auf 
die grösseren Länder eine zur Bevölkerung proportionierte Zahl von Abgeordneten 
entfalle, und dass das Abgeordnetenhaus eine noch zu überblickende und actions- 
fähig zu erhaltende Maximalgrösse nicht überschreite. 

Wie aus der Beilage zum Motivenberichte der Regierungsvorlage (1387 
der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Abgeordnetenhauses, 
XI. Session 1896, Seite 33, Tabelle I) hervorgeht, hat diese daneben bei der Fest- 
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stellang der Zahl der neuzuschaffenden Abgeordnetenmandate auch noch Rücksicht 
genommen auf die Zahl und gegenwärtige Vertheilung dieser Mandate, auf die 
numerischen Verhältnisse der männlichen Civilbevölkerung in dem Alter der 
Wahlberechtigung und auf das Verhältnis der directen Steuerleistung der einzelnen 
Königreiche und Länder und hat unter Abwägung aller dieser Verhältnisse für 
die Länder mit einer Einwohnerzahl von weniger als 500.000 Einwohnern, 
beziehungsweise von weniger als 115.000 erwachsenen männlichen Personen je einen 
Abgeordneten bestimmt, wobei zugleich beachtet wurde, dass auch nach der Steuer- 
leistung auf keines dieser Länder unter Zugrundelegung der angenommenen 
Gesammtzahl von 72 Mandaten ein grösserer Antheil zu entfallen hätte. Von 
dieser Grundlage aus war die weitere Zutheilung neuer Mandate an die übrigen 
Länder mehr oder weniger nur ein rechnerischer Calcül, welcher schliesslich zu 
der Zahl von 72 neuen Abgeordnetenmandaten führte, hinter welcher die Ver- 
mehrung nicht zurückbleiben konnte. Da aber damit die Gesammtzahl der 
Abgeordneten auf 425 erhöht werden musste, so war auch schon jene Grenze 
erreicht, welche nach dem Gesagten als zulässiges Maximum der Vermehrung 
angesehen werden muss, um die Actionen des Abgeordnetenhauses nicht durch 
eine überzahlreiche Besetzung zu erschweren 

Für die näheren Modalitäten, unter welchen die Ausübung des activen 
Wahlrechtes in der allgemeinen Wählerclasse erfolgen soll, sind im Allgemeinen 
diejenigen Grundsätze sinngemäss festgehalten, welche auch nach der bestehenden 
Wahlordnung für die Wählerclasse der Städte, beziehungsweise der Landgemeinden 
gelten. Es werden 72 Wahlbezirke gebildet und dabei in §. 6a drei Kategorien 
von Wahlbezirken unterschieden: rein städtische, solche aus Orten der Wähler- 
classe der Städte und aus Gerichtsbezirken gebildete, endlich nur aus Gerichts- 
bezirken gebildete Wahlbezirke. Der ersten Kategorie werden nur Wien, Prag 
(mit Karolinenthal und Smichow) und Triest mit Gebiet, der zweiten Graz, Brünn, 
Krakau und Lemberg, jede mit den umliegenden Gerichtsbezirken, zugezählt. Die 
übrigen Orte der Wählerclasse der Städte sind mit den Gerichtsbezirken, in 
denen sie liegen, und eventuell anderen Gerichtsbezirken in die Wahlbezirke 
eingetheilt. 

Durch diese Wahlbezirkseintheilung ergab sich die Nothwendigkeit für die 
beiden ersten Kategorien von Wahlbezirken, die directe Wahl der Abgeordneten 
auszusprechen, während für die ausschliesslich aus Gerichtsbezirken gebildeten 
Wahlbezirke der in der Wählerclasse der Landgemeinden herrschenden indirecten 
Wahl der Vorzug gegeben werden musste, um nicht in der in dieser Kategorie 
vorherrschenden Wählerclasse der Landgemeinden, welche auch bisher indirect 
wählen, Verwirrung zu erzeugen. Es entspricht aber dem stets festgehaltenen 
Zusammenhange des bisherigen mit dem neuen Wahlrechte in dieser Kategorie 
und kann als ein Mittel zur allmählichen Herbeiführung eines allgemeinen directen 
Wahlrechtes bezeichnet werden, wenn in dem ersten der beiden vorliegenden 
Gesetze im Artikel II die durch landesgesetzliche Bestimmungen eingeführte 
unmittelbare Wahl der Landtagsabgeordneten in der Wihlerclasse der Land- 
gemeinden auch reichsgesetzlich für die Wahlen der Abgeordneten aus der Wähler- 
classe der Landgemeinden und in sämmtlichen Wallbezirken der allgemeinen 
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Wählerclasse anerkannt wird. Das ausnahmslose directe Wahlrecht ist jedoch bisher 
nur in Niederösterreich auf Grand des Landesgesetzes vom J. August 1896 eingeführt. 

In gleicher Weise ist auch für die Wahl der Wahlmänner in der allgemeinen 
Wählerclasse derselbe Grundsatz festgehalten, welcher im Wesentlichen auch nach 
der geltenden Reichsrathswahlordnung für die Wahl der Wahlmänner in den 
Landgemeinden gilt, dass nämlich die Abstimmung mündlich oder schriftich zu 
erfolgen hat. je nachdem in einem Lande die Abstimmang bei der Wahl der 
Walılmänner zum Zwecke der Wahl der Landtagsabgeordneten mündlich oder 
schriftlich geschieht. 

Es kann daher durch ein Landesgesetz, welches die schriftliche Stimmabgabe 
bei den Wahlmännerwahlen zum Landtage anordnet, dieser Wahlmodus auch für 
die Reichsrathswahlen zur ausschliesslichen Anwendung kommen, während nach 
der Reichsrathswahlordnung des Jahres 1873, §. 41, der „derzeit“, das ist im 
Jahre 1873 bestehende Rechtszustand der Landesgesetze für die Reichsrathswahl 
definitiv festgehalten wurde und dadurch eine Divergenz zwischen den Wahlmänner- 
wahlen zum Reichsrathe und zum Landtage entstehen konnte. 1) 


In dieser doppelten Hinsicht, der directen oder indirecten Wahl und der 
mündlichen oder schriftlichen Wahl der Wahlmänner für die Landgemeinden und 
die ausschliesslich aus Gerichtsbezirken bestehenden Wahlbezirke der allgemeinen 
Wahlerclasse, ist also die Entscheidung über die Modalitäten der Wahl in die 
Hände der Landesgesetzgebung gelegt, um eine thunlichste Uebereinstimmung in 
den Wahlvorgängen zum Reichsrathe und zum Landtage wenigstens innerhalb 
der einzelnen Länder zu erhalten, beziehungsweise herbeizuführen. 


Dagegen wurde bei der Norm über die von den Wahlmännern zu vollziehen- 
den Wahlen der Abgeordneten von der bisherigen Bestimmung der Reichsrathswahl- 
ordnung für die Wahlmänner der Landgemeinden und in Consequenz davon auch 
für die allgemeine Wählerclasse abgegangen und ist im $. 41 des Gesetzes über 
die Reichsrathswahlordnung die Abstimmung der Wahlmänner ausnahmslos mittels 
Stimmzettel vorgeschrieben. 

Die verschiedenartige Behandlung der beiden Stadien bei der Wahl der 
Wahlmänner, beziehungsweise der Abgeordneten in der Wählerclasse der Land- 
gemeinden und demgemäss auch in der allgemeinen Wählerclasse lässt sich schon 
durch den sehr verschiedenen Grad von Wichtigkeit, welcher diesen beiden 
Wahlacten zukommt, rechtfertigen. Die Wahlen der Abgeordneten durch die 
Wahlmänner stehen auch wahltechnisch den directen Wahlen viel näher, als die 
Wahlen durch die Urwähler, und es erscheint demnach auch durchaus gerecht- 
fertigt, vor allem den Modus der ersteren direct und in allgemein gleicher Weise 
durch die Reichsrathswahlordnung festzustellen. 

Auch durfte bei Entscheidung dieser Frage nicht übersehen werden, dass 
die Wahlmänner, durchaus von dem Vertrauen ihrer Wähler ausgezeichnet, culturell 
höher stehende Wähler sind, bezüglich welcher selbst in den wenigen Ländern. 
in denen etwa die mündliche Wahl derzeit noch aus Rücksichten auf den 


') Gegenwärtig findet das schriftliche Verfahren bei den Wahlmännerwahlen nur 
in Nieder- und Oberösterreich, Salzburg, Tirol. Böhmen und in Triest statt. 
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Bildungsgrad der Bevölkerung gerechtfertigt sein mag, solche Rücksichten nicht 
obwalten. 

Im Ganzen muss jedenfalls anerkannt werden, dass die Durchführung der 
die Gesetze beherrschenden Grundgedanken, der Schaffung eines allgemeinen 
Wahlrecbtes und der Heranziehung der gesammten erwachsenen männlichen 
Bevölkerung zu demselben unter gleichzeitiger Aufrechthaltung des bestehenden 
Systems der Wahlcurien durchaus in sachgemässer Weise erfolgte, und dass 
insbesondere auch die Einfügung des so erweiterten Reichsrathswahlrechtes in das 
bisherige System in umsichtiger und sorgfältig bedachter Weise erfolgte. Auch 
in ihrer neuen Fassung zeigt die Reichsrathswahlordnung ein festes Gefüge und 
ist auch mit den sonstigen Grundlagen des Verfassungslebens, insbesondere auch 
mit den Rechtsgrundlagen der Landesvertretungen in voller Uebereinstimmung. 
Es kann daher wohl auch der Hoffnung Ausdruck gegeben werden, dass diese 
Weiterbildung unserer Verfassung, indem sie berechtigten Wünschen der Bevöl- 
kerung gerecht wird, auch für längere Zeit eine ausreichende Grundlage zur 
Bethätigung des politischen Interesses der Bevölkerung und jedenfalls auch eine 
feste Richtschnur für später etwa nothwendig werdende Reformen bilden werde. 

Lässt sich auch dermalen die Wirkung, welche die vorliegende Wahlreform 
auf das ganze öffentliche Leben äussern wird, noch nicht vollständig überschauen, 
so ist doch in der umsichtigen und unbefangenen Art ihrer Vorbereitung die 
Gewähr einer ruhigen und mit der bestehenden Ordnung der politischen Zustände 
principiell übereinstimmenden Weiterbildung des öffentlichen Lebens gegeben und 
die Zuversicht eröffnet, dass auch diese neue Etappe in der Entwicklung des 
politischen Wahlrechtes zum Heile des Staates und zur Förderung allgemeiner 
Gesittung und einer lebendigen patriotischen Gesinnung in der ganzen Bevölkerung 
beitragen werde. 


1. Gesetz vom 14. Juni 1896, wodurch das Grundgesetz über die Reichs- 

vertretung vom 21. December 1867, R.-G.-Bl, Nr. 141, beziehungs- 

weise die Gesetze vom 2. April 1873, R.-G.-Bl. Nr. 40, und vom 

12. November 1886, R.-G.-Bl. Nr. 162, abgeändert und ergänzt werden. 
(R.-G.-Bl. Nr. 168.) 


Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, 


wie folgt: 
Artikel I. 


Zu den 353 Mitgliedern, welche im Grunde der §§ 6 und 7 des Grundgesetzes 
über die Reichsvertretung (Gesetze vom 2. April 1873, R.-G.-Bl. Nr. 40, beziehungs- 
weise voin 12. November 1886, R.-G.-Bl. Nr. 162) in das Haus der Abgeordneten von 
den in den Landesordnungen enthaltenen Wihlerclassen zu wählen sind, kommen weitere 
72 Mitglieder, welche von einer mit e zu bezeichnenden allgemeinen Wihlerclasse 
gewählt werden. 

Die für diese Wählerclasse festgesetzte Zahl von Mitgliedern wird auf die einzelnen 
Königreiche und Länder aufgetheilt, und es sind von dieser Wählerclasse zu wählen: 


Im Königreiche Böhmen . 2.22 2 1 1 Er Ener ern 18, 
M 5 Dalmatien. zu. S 34 wi re cn ee A ee OD 2, 
R 7 Galizien und Lodomerien mit dem Grossherzogthume Krakau , 15, 
im Erzherzogthume Oesterreich unter der Enns . . . 222 2 2 2200. 9, 


r n " ob „ ” ante? eed. el A Maren 8, 
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im Herzogthume Salzburg. . . 2 2 200 m m rn l, 
M 5 Steiermark . . . s. oo a nneur nu 4, 
5; a Kärnten: „5. za. Su a 4 Sue wis Kid an Ra l, 
és = Kran oe va, a Neal ee ee Ge Ses Gace Se ee BE 1, 

“ Bukowina: <- e une ne Be dss oe Ge a eS ge A ee ne Be Bs 2, 
in de Markgrafschaft Mähren . . 2. 2 2 Co En ne. 7, 
im Herzogthume Ober- und Niederschlesien . . . . 2 2 2 2 2m 2 nn. 2, 
in der gefürsteten Grafschaft Tirol. . . 2 2. CC m mn rn 3, 
im Lande Vorarlberg . . 2 22 Co Como onen l, 
in der Markgrafschaft Istrien . . 2 2... 1 Core. l, 
» » gefürsteten Grafschaft Görz und Gradiska. .......2.2.2.2.. l, 
» »„ Stadt Triest mit ihrem Gebiete . . . 2. 2 2 er ren rn 1. 


Die Vertheilung der hiernach zu wählenden Mitglieder des Abgeordnetenhauses 
auf die einzelnen Wahlbezirke wird durch ein besonderes Gesetz bestimmt. 


Artikel II. 

Die Absätze C und D des $ 7 des Grundgesetzes über die Reichsvertretung (Gesetz 
vom 2. April 1873, R.-G.-Bl. Nr. 40) treten in ihrer gegenwärtigen Fassung ausser 
Wirksamkeit und haben zu lauten wie folgt: 

TC. Die Abgeordneten werden in der Wählerelasse der Landgemeinden, dann in 
den ausschliesslich aus Gerichtsbezirken gebildeten Wahlbezirken der allgemeinen Wähler- 
classe durch von den Wahlberechtigten gewählte Wahlmänner, in den anderen Wähler- 
classen, dann in den übrigen Wahlbezirken der allgemeinen Wählerclasse durch die 
Wahlberechtigten unmittelbar gewählt. 

In Ländern jedoch, in welchen durch landesgesetzliche Bestimmungen die unmittel- 
bare Wahl der Landtagsabgeordneten in der Wählerclasse der Landgemeinden festgesetzt 
wird, sind auch die Mitglieder des Abgeordnetenhauses in der Wählerclasse der Land- 
gemeinden, sowie in säinmtlichen Wahlbezirken der allgemeinen Wählerclasse unmittelbar 
durch die Wahlberechtigten zu wählen. 

Die Wahl der Wahlmänner und der Abgeordneten hat durch absolute Stimmen- 
mehrheit zu gescheben. 

Wird diese Stimmenmehrheit bei einer oder, insoferne noch mehrere Abgeordnete 
zu wählen sind, auch bei fortgesetzter engerer Wahl nicht erzielt, so entscheidet schliess- 
lich bei gleichgetheilten Stimmen das Los. 

D. Wahlberechtigt ist jeder österreichische Staatsbürger, der das 24. Lebensjahr 
zurückgelegt hat, eigenberechtigt ist und den sonstigen durch die Reichsrathswahlordnung, 
beziehungsweise durch das Gesetz vom 14. Juni 1896 R.-G.-Bl. Nr. 169 festgestellten 


Erfordernissen entspricht. 
Artikel II. 


Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetze vom 14. Juni 1896, betreffend die 
Abänderung und Ergänzung der Reichsrathswahlordnung, in Wirksamkeit. 


2. Gesetz vom 14. Juni 1896, wodurch die Reichsrathswahlordnung 
abgeändert, beziehungsweise ergänzt wird. (R.-G.-Bl. Nr. 169.) 


Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, 
wie folgt: 

Artikel I. 

In Abänderung und Ergänzung der Reichsrathswahlordnung vom 2. April 1873, 
R.-G.-Bl. Nr. 41, beziehungsweise des Gesetzes vom 4. October 1882, R.-G.-Bl. Nr. 142, 
haben an Stelle der nachfolgend bezeichneten Paragraphen, beziehungsweise als Zusätze 
und Einschaltungen zu einzelnen Paragraphen die nachstehenden Bestimmungen zu treten. 

§ 6. 

Die Wahlbezirke fiir die Wahlerclasse der Landgemeinden sind je aus mehreren 
Gerichtsbezirken gebildet. 
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Die Gerichtsbezirke sind nach ihrem bei der Vornahme der Wahl bestehenden 
Gebietsumfange aufzufassen; in den betreffenden Gerichtsbezirken sind jedoch die in die 
Wählerclasse der Städte eingereihten Gemeinden nicht inbegriffen. 

Im Falle der Bildung eines neuen Gerichtsbezirkes haben bis zum Erlasse eines 
den Anhang zur Reichsrathswahlordnung abändernden Gesetzes die Wahlberechtigten 
des neu gebildeten Gerichtsbezirkes ihr Wahlrecht in jenem Wahlbezirke auszuüben, 
welchem nach dem Anhange (§ 7) jener Gerichtsbezirk zugetheilt ist, dem sie vor der 
Bildung des neuen Gerichtsbezirkes angehörten. 

Diese Bestimmungen finden sinngemässe Anwendung auf die politischen Bezirke, 
Gemeinden und Gemeindetheile (Orte), sofern dieselben überhaupt im Anhange Erwähnung 
finden. 
Die Wahlmänner, beziehungsweise im Falle unmittelbrrer Wahlen (Artikel II 
lit. C des Gesetzes vom 14. Juni 1896 R.-G.-Bl. Nr. 168) die Wähler eines jeden Wahl- 
bezirkes der Landgemeinden bilden Einen Wahlkörper, 


§ 6a. 


Die Wahlbezirke fiir die allgemeine Wählerclasse bestehen in Ländern, welche nur 
einen Abgeordneten dieser Wählerclasse zu wählen haben, aus dein ganzen Lande, in 
den übrigen Ländern entweder aus Orten der Wählerclasse der Städte oder aus solchen 
Orten und aus Gerichtsbezirken oder ausschliesslich aus mehreren Gerichtsbezirken nach 
ihrem bei Vornahme der Wahl bestehenden Gebietsumfange. Im Falle der Bildung eines 
neuen Gerichtsbezirkes kommen auch die Bestimmungen der Absätze 3 und 4 des § 6 
zur Anwendung. 

In den nicht ausschliesslich aus Orten der Wählerclasse der Städte gebildeten 
Wahlbezirken sind auch die im Gebiete der betreffenden Gerichtsbezirke gelegenen 
städtischen Orte, welche nicht bereits einem Wahlbezirke der allgemeinen Wählerclasse 
zugewiesen sind, inbegriffen. 

Die Wahlmänner, beziehungsweise Wähler eines jeden Wahlbezirkes bilden einen 
Wahlkörper. 

8 7a. 


Die Wahlbezirke für die allgemeine Wählerclasse sind in dem diesem Gesetze 
beigefügten tabellarischen Anhange festgesetzt. Daselbst ist auch die Vertheilung der 
im Gesetze vom 14. Juni 1806 R.-G.-Bl. Nr. 168, betreffend die Abänderung des Grund- 
gesetzes über die Reichsvertretung nach Ländern, bestimmten Zahl der Abgeordn:ten 
dieser Wählerclasse auf die Wahlbezirke der einzelnen Länder festgestellt, 


§ 8a. 


In der allgemeinen Wählerclasse ist in den aus Orten der Wählerclasse der Städte 
bestehenden Wahlbezirken jeder dieser Orte zugleich Wahlort, von mehreren Wahlorten 
ist der im Anhange bei Festsetzung des Wahlbezirkes erstgenannte Ort der Hauptwahlort. 

Wahlbezirke, welche aus Orten der Wöählerclasse der Städte und aus Gerichts- 
bezirken zugleich bestehen, sind im Verordnungswege in kleinere Wahlkreise innerhalb 
der Gerichtsbezirke einzutheilen und ist für jeden derselben ein Wahlort zu bestimmen. 

Der im Anhange bei Festsetzung des Wahlbezirkes erstgenannte Ort ist Haupt- 
wahlort. 

In den ausschliesslich aus Gerichtsbezirken gebildeten Wahlbezirken der allge- 
meinen Wählerclasse wählen die Wahlmänner in den im Anhange bezeichneten Wahl- 
orten, der erstgenannte Ort ist der Hauptwahlort. 


§ 8b. 


- Wenn in einem Lande in der Wählerclasse der Landgemeinden und in den Wahl- 
bezirken der allgemeinen Wählerclasse unmittelbare Wahlen eingeführt werden, bildet in 
diesen Wählerelassen jeder Ort einen Wahlort, welcher durch die Landesgesetzgebung 
für die Landtagswahlen überhaupt als Wahlort bestimmt ist. 
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§ 9a. 


In der allgemeinen Wählerclasse ist jeder eigenberechtigte Staatsbürger männ- 
lichen Geschlechtes, welcher das 24. Lebensjahr vollstreckt hat und vom Wahlrechte 
nicht ausgeschlossen ist (§$ 20, 20 a), in jener Gemeinde wahlberechtigt, in welcher er 
am Tage der Ausschreibung der Wahl seit wenigstens sechs Monaten sesshaft ist. 

Jene Personen, welche auf einem dem Gemeindeverbande nicht einverleibten Guts- 
gebiete wohne., üben unter gleicher Voraussetzung das Wahlrecht in dieser Wählerclasse 
in jener Gemeinde aus, mit welcher das Gutsgebiet eine Ortschaft bildet. 

Die zum Beweise der Wahlberechtigung nöthigen Documente sind stempelfrei. 


§ 10. 

Wo in der Wählerclasse der Landgemeinden und in der allgemeinen Wählerclasse 
die Wahl durch Wahlmänner zu geschehen hat, sind letztere von den Wahlberechtigten 
aus ihrer Mitte zu wählen. 

§ 10a. 


In der Wählerclasse der Landgemeinden hat jede Gemeinde des Wahlbezirkes auf 
je 500 Einwohner einen Wahlmann zu wählen. Restbeträge, welche sich bei der 
Theilung der Einwohnerzahl durch 500 ergeben, haben als 500 zu gelten. 

Gemeinden mit weniger als 500 Einwohnern wählen einen Wahlmann. 

In Ortsgemeinden der im $ 7, Alinea 3 bezeichneten Art ist die in der Wähler- 
classe der Landgemeinden wählende Ortschaft oder, wenn deren mehrere sind, die 
Gesammtheit derselben rücksichtlich der Zahl der zu wählenden Wahlmänner als eine 
Gemeinde zu behandeln. 

§ 10b. 


In der allgemeinen Wahlerclasse ist in jeder Gemeinde auf je 500 Einwohner ein 
Wahlmann zu wählen; Gemeinden, welche weniger als 500 Einwohner zälılen, sind mit 
benachbarten Gemeinden, und zwar, wo immer es möglich ist, mit solchen, die gleich- 
falls weniger als 500 Einwohner zählen, zum Zwecke der Wahl zu vereinigen. 

Die Wahl der auf diese Gemeinden entfallenden Wahlmänner findet in jeder 
Gemeinde statt. 

Restbeträge, welche sich bei der Theilung der Einwohnerzahl durch 500 ergeben 


und mehr als 250 betragen, haben als 500 zu gelten, kleinere Restbeträge haben unbe- 
achtet zu bleiben. 
8 10c. 


Personen, welche auf einem dem Gemeindeverbande nicht einverleibten Guts- 
gebiete wohnen, werden im Falle der §§ 10a und b den Einwohnern jener Gemeinde 
beigezählt, mit welcher das Gutsgebiet eine Ortschaft bildet, und sie üben unter den 
gleichen Bedingungen wie die Mitglieder dieser Gemeinde das Wahlrecht aus. Der in 
Gemässheit des $ 11 als Wahlmann berufene Besitzer des Gutsgebietes hat jedoch in der 
Wählerclasse der Landgemeinden an der Wahl der Wahlmänner nicht theilzunehinen. 


§ 17. 


Das Wahlrecht in den im $ 7A des Grundgesetzes über die Reichsvertretung 
bezeichneten Wählerclassen a, b, c und d schliesst die Ausübung des Wahlrechtes in der 
allgemeinen Wählerclasse desselben Landes nicht aus. 

Das Wahlrecht in der Wé&hlerclasse des grossen Grundbesitzes (der Höchst- 
besteuerten) schliesst die Ausübung des Wahlrechtes in der Wahlerclasse der Städte und 
der Landgemeinden desselben Landes aus, Personen, die im ersten und zweiten Wahl- 
körper des grossen Grundbesitzes in Tirol oder in der Bukowina wahlberechtigt sind, 
können ihr Wahlrecht in diesem Lande nur im ersten Wahlkörper ausüben. 

Wahlberechtigte des ersten Wahlkörpers des grossen Grundbesitzes in Böhmen, 
welche zugleich Besitzer von Gütern sind, die zur Wahl in den übrigen Wahlkörpern 
des grossen Grundbesitzes berechtigen, können nur im ersten Wahlkörper wählen; die 
Wahlberechtigten der übrigen Wahlkörper des grossen Grundbesitzes in Böhmen, sowie 


g% 
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die Wahlberechtigten des grossen Grundbesitzes in Galizien, deren zur Wahl berechtigende 
Güter in zwei oder mehreren Wahlbezirken liegen, üben iur Wahlrecht in dem Wahlorte 
jenes Bezirkes aus, wo sie die höchste Realsteuer von ihrem Gutsbesitze entrichten 
Höchstbesteuerte in Dalmatien, deren Nteuerobjecte in verschiedenen Bezirken liegen, 
üben das Wahlrecht in dem Wahlorte jenes Bezirkes aus, wo sie die höchste directe 
Steuer entrichten. 


Wer in der Wählerclasse der Städte wahlberechtigt ist, darf in keiner Land- 
gemeinde desselben Landes wählen. Ist ein Wahlberechtigter der Wählerclasse der 
Städte oder der Landgemeinden wahlberechtigtes Mitglied mehrerer Gemeinden oder ein 
in Gemässheit des § 11 als Wahlmann berechtigter Gutsbesitzer Wahlmann in mehreren 
Wahlbezirken desselben Landes, so übt er in diesem Lande das Wahlrecht in der 
Gemeinde, beziehungsweise in dem Bezirke seines ordentlichen Wohnsitzes, und wenn er 
in keiner der betreffenden Gemeinden oder Bezirke seinen ordentlichen Wohnsitz hat, 
dort aus, wo er die höchste directe Steuer entrichtet. 


§ 20. 


Von dem Wahlrechte und der Wählbarkeit bei der Wahl der Abgeordneten sowohl 
als auch der Wahlmänner sind ausgeschlossen: 


1. Alle unter Vormundschaft oder Curatel stehenden Personen. ` 

2. Diejenigen, welche eine Armenversorgung aus Öffentlichen oder Gemeindemitteln 
geniessen oder in dem der Wahl unmittelbar vorausgegangenen Jahre genossen haben 
oder welche überhaupt der öffentlichen Mildthätigkeit zur Last fallen. 

Als Armenversorgung oder als Acte der öffentlichen Mildthätigkeit sind jedoch in 
Bezug auf das Wahlrecht nicht anzusehen: Unterstützungen aus Krankencassen, Unfall- 
oder Invalidenrenten, die Befreiung vom Schulgelde, die Betheiligung mit Lehrmitteln 
oder mit Stipendien, sowie auch Nothstandsaushilfen. 

3. Personen, über deren Vermögen der Concurs eröffnet worden ist, während der 
Dauer der Concursverhandlung. 

4. Diejenigen Personen, welche wegen eines Verbrechens oder wegen der Ueber- 
tretung des Diebstahles, der Veruntreuung, der Theilnehmung hieran oder des Betruges 
(§§ 460, 461, 463, 464 St. G.) zu einer Strafe verurtheilt worden sind. 

Diese Folge der Verurtheilung hat bei den im § 6, Z. 1 bis 10 des Gesetzes vom 
15. November 1867, R.-G.-Bl. Nr. 131, aufgezählten Verbrechen mit dem Ende der Strafe, 
bei anderen Verbrechen mit dem Ablaufe von zehn Jahren, wenn der Schuldige zu einer 
wenigstens fünfjährigen Strafe verurtheilt wurde, und ausserdem mit dem Ablaufe von 
drei Jahren nach dem Ende der Strafe aufzuhören. 

Werden durch die Strafgesetzgebung neue Bestiinmungen darüber getroffen, infolge 
welcher strafrechtlicher Verurtheilung und für welche Dauer das Wahlrecht und 
die Wählbarkeit zu Gemeindevertretungen verloren geht oder nicht ausgeübt werden 
darf, so haben die nämlichen Bestimmungen auch hinsichtlich des Wahlrechtes und der 
Wählbarkeit in den Reichsrath zu gelten. 


§ 20a. 


Die in dauernder oder zeitlicher activer Dienstleistung stehenden Officiere, 
Militärgeistlichen, Gagisten ohne Rangsclasse und Personen des Mannschaftsstandes der 
bewaffneten Macht, beziehungsweise der Gendarmerie — die zeitlich Beurlaubten inbe- 
griffen — können, den im § 14 der Reichsiathswahlordnung vorgesehenen Fall ausge- 
nommen, weder wählen, noch gewählt werden. 

Von der Wählbarkeit sind nebst den obigen auch alle in dauernder oder zeitlicher 
activer Dienstleistung befindlichen Beamten der bewaffneten Macht ausgeschlossen. 

Die Wählbarkeit wird jedoch bezüglich jener Angehörigen der bewaffneten Macht 
nicht ausgeschlossen, welche lediglich infolge der gesetzlichen Verpflichtung zu Waffen- 
(Dienst-) Uecbungen während der betreffenden Zeit in activer Dienstleistung stehen. 
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§ 22. 

Die Ausschreibung allgemeiner Wahlen für den Reichsrath hat in der Art zu 
geschehen, dass zuerst die Abgeordneten der allgemeinen Wählerclasse, dann jene der 
Landgemeinden, dann jene der Städte, hierauf jene der Handels- und Gewerbekammern, 
und endlich die Abgeordneten der Wählerclasse des grossen Grundbesitzes (der Höchst- 
besteuerteni gewählt, und dass die Wahlen der Abgeordneten der allgemeinen Wahler- 
classe, dann jene der Landgemeinden, dann jene der Abgeordneten der Städte, hierauf 
jene der Handels- und Gewerbekammern, endlich jene des grossen Grundbesitzes (der 
Höchstbesteuerten) im Lande an dem nämlichen Tage beginnen. 

Der Vorgang hinsichtlich der Wahlen des ersten Wahlkörpers des grossen Grund- 
besitzes in der Bukowina, dann der in der Landesordnung für Tirol, $ 3 I aufgeführten 


Wähler ist im $ 53 geregelt. 
Zusatz zu § 23. 


Auch bezüglich der allgemeinen Wahlerclasse ist die Ausschreibung einzelner 
Ergänzungswahlen durch Placate in den den Wahlbezirk bildenden Gemeinden zu ver- 


lautbaren. 
§ 24. 


Die Wahlberechtigten aller Wählerclassen, mit Ausnahme jener der Handels- und 
Gewerbekammern sind in alphabetischer Ordnung in besondere Listen (Wählerlisten) 
einzutragen. 

Im Falle der durch Wahlmänner vorzunehmenden Wahlen sind Wählerlisten für 
die Wahl der Wahlmänner und für die Abgeordnetenwahl anzufertigen. In die ersteren 
sind die zur Wahl der Wahlmänner berechtigten Personen, in die letzteren die gewählten 
Wahlmänner einzutragen. 

Alle Wahlberechtigten, welche nach den Bestimmungen dieser Wahlordnung einen 
Wahlkörper bilden, sind mit den nachfolgenden Ausnahmen in eine Wählerliste ein- 
zutragen. 

Für die Wihlerclasse der Höchstbesteuerten in Dalmatien sind ebensoviele Listen 
anzulegen als Wahlorte bestimmt sind, und in jede dieser Listen sind jene Wähler ein- 
zutragen, die an dem nämlichen Wahlorte zu stimmen haben. In der Wählerclasse der 
Städte und in den aus Orten der städtischen Wählerclasse gebildeten Wahlbezirken der. 
allgemeinen Wählerclasse sind die Wahlberechtigten eines jeden nach dem Anhange in 
die Wählerclasse der Städte eingereihten Ortes (Stadtbezirkes, Stadttheiles) in eine 
Wählerliste einzutragen. 

Die Wählerlisten für die aus Orten der Wählerclasse der Städte und aus Gerichts- 
bezirken zugleich gebildeten Wahlbezirke der allgemeinen Wählerclasse sind in den 
Gerichtsbezirken nach Gemeinden zu verfassen. 

Die Wählerlisten, in welche die Wahlmioner der Landgemeinden und der aus 
Gerichtsbezirken gebildeten Wahlbezirke der allgemeinen Wahlerclasse eingetragen 
werden, sind nach Gerichtsbezirken zu verfassen. 

Im Falle unmittelbarer Wahlen in den Landgemeinden und in der allgemeinen 
Wählerclasse sind die Wählerlisten nach Gemeinden zu verfassen. 

Wählen mehrere in die Wählerclasse der Städte eingereihte Orte oder die Wahler 
mehrerer Gemeinden oder die Wahlmänner mehrerer Gerichtsbezirke in einem Wahlorte, 
so haben die Wählerlisten der einzelnen Orte oder Gemeinden, beziehungsweise die nach 
Gerichtsbezirken verfassten Wahlmännerlisten als Theillisten an einander gereiht, die 
Grundlage für die Wahlhandlung ($ 39) zu bilden, ohne dass hieraus eine die zur Wahl 
an dem Wahlorte berufenen Wahlberechtigten in alphabetischer Ordnung enthaltende 
Gesammtliste anzufertigen wäre. 

In derselbe Weise haben im Falle unmittelbarer Wahlen in den Landgemeinden 
oder in der allgemeinen Wählerclasse die Wählerliste der einem Wahlkreise zugewiesenen 
Gemeinden als Theillisten zu gelten. 

Die zur Anfertigung der Wählerlisten berufenen Organe haben dieselben in Evidenz 


zu halten. 
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Zusatz zu § 25, lit. b. 


Die Verfassung der Wählerlisten behufs der Wahl der Wahlmänner in der allge- 
meinen Wählerclasse, ferner die Verfassung der Wählerlisten im Falle unmittelbarer 
Wahlen in dieser oder in der Wählerclasse der Landgemeinden obliegt in jeder Gemeinde 
dem Gemeindevorsteher. 

§ 27. 


Sobald die Wählerliste des grossen Grundbesitzes (der Höclistbesteuerten), sowie 
jene der Städte, nach erfolgter Entscheidung der Reclamationen richtiggestellt ist, sind 
den Wählern des grossen Grundbesitzes (der Höchstbesteuerten) vom Landeschef, den 
Wählern der Städte von dem Vorsteher der unmittelbar vorgesetzten landesfürstlichen 
politischen Behörde zur Wahl der Abgeordneten Legitimationskarten auszufertigen. Diese 
Legitimationskarten haben die fortlaufende Nummer der betreffenden Wählerliste, den 
Ort, den Tag und die Stunde des Anfanges der Wahlhandlung, sowie die Stunde des 
Schlusses der Stimmgebung und endlich den Namen und Wohnort des Wahlberechtigten 
zu enthalten. 


Ist ein in die Wählerclasse der Städte eingereihter Ort einem Wahlorte zuge- 
wiesen, der in einem anderen politischen Bezirke liegt, so sind die Wählerlisten an den 
Vorstand der vorgesetzten politischen Behörde des Wahlortes einzusenden, von dem auch 
die zur Ausstellung der Legitimationskarten nöthigen Auskünfte über Ort und Zeit der 
Wahlhandlung einzuholen sind. 

In Städten mit eigenen Statuten kann mit der Ausfertigung der Legitimations- 
karten der Gemeindevorsteher beauftragt werden. 

Wahlberechtigten des grossen Grundbesitzes (der Höchstbesteuerten), welche im 
Lande wohnen, sind ihre Legitimationskarten zuzusenden; die ausserhalb des Landes 
wohnenden Wahlberechtigten sind zur Erhebung ihrer Legitimationskarten durch die 
Landeszeitung aufzufordern. 

Den Wählern in Städten sind die Legitimationskarten in die Wobnung zuzustellen, 
die Zustellung kann dem Gemeindevorsteher übertragen werden. 

Auch sind die Wähler in ortsüblicher Weise aufzufordern, ihre Legitimationskarte 
in jenen Fällen, in denen sie aus welchem Grunde immer längstens 24 Stunden vor dem 
Wahltage nicht zugestellt worden wären, persönlich zu erheben. 


Die im Vorstehenden für die Wihlerclasse der Städte gegebenen Bestimmungen 
gelten auch für die aus städtischen Orten allein oder aus städtischen Orten und Gerichts- 
bezirken zugleich bestehenden Wahlbezirke der allgemeinen Wählerclasse, und falls in 
den übrigen Wahlbezirken der allgemeinen Wählerclasse und in der Wählerclasse der 
Landgemeinden unmittelbare Wahlen eingeführt werden, auch für diese. 


§ 28. 


Wenn die Wahl der Abgeordneten in den Landgemeinden und in den ausschliesslich 
aus Gerichtsbezirken gebildeten Wahlbezirken der allgemeinen Wählerclasse durch Wahl- 
manner vorzunehmen ist, hat die politische Bezirksbehörde nach Vorschrift der §§ 10 a, 
10b und 10c auf Grund der bei der letzten Volkszählung ermittelten anwesenden Bevöl- 
kerung die Anzahl der von jeder in ihrem Bezirke gelegenen Gemeinde, beziehungsweise 
von den zum Zwecke der Wahl vereinigten Gemeinden (§ 10 b) zu wählenden Wahl- 
männer festzusetzen, Tag und Stunde dieser innerhalb des Gemeindegebietes vorzu- 
nehmenden Wahl anzuberaumen, die Wählerlisten nach erfolgter Reclamationsentscheidung 
richtigzustellen, zur Leitung der Wahl einen Wahlcommissär zu bestimmen und den 
Gemeindevorsteher von diesen Verfügungen rechtzeitig in Kenntnis zu setzen. 


Für die Wahl der Wahlmänner in der allgemeinen Wahlerclasse ist jede Gemeinde 
Wahlort. Für jene Gemeinden, welche zum Zwecke der Wahl der Wahlmänuer vereinigt 
werden ($ 10 b), bestimmt die politische Bezirksbehörde den Hauptwahlort. Die Ermitt- 
lung des Gesammtergebnisses der zusammengehörigen Abstimmungen obliegt der Walıl- 
commission des Hauptwahlortes. 
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In grösseren Ortsgemeinden oder Orten, wo die Zahl der Wahlberechtigten mehr 
als 1000 beträgt, können von der politischen Bezirksbehörde nach Einvernchmung der 
Gemeinde behufs der Wahl der Wahlmänner mehrere Wahlse: tionen bestimmt und die 
Zuweisung der Wähler dahin nach der örtlichen Zugehörigkeit verfügt werden. 

Für die einzelnen Wahlsectionen ist die auf die Gemeinde entfallende Zahl der 
zu wählenden Wahlmänner nach Maassgabe der für die einzelnen Gemeindebezirke 
ermittelten anwesenden Bevölkerung entsprechend aufzutheilen. 

Die Verfügung hierüber ist in der Gemeinde rechtzeitig in ortsüblicher Weise zu 
verlautbaren. 

Der Gemeindevorsteher hat sofort die Wahlberechtigten unter Bekanntgabe des 
Tages und der Stunde und des von ihm zu bestimmenden Locales zur Wahl einzuladen 
und zur festgesetzten Zeit dieselbe selbst vorzunehmen oder im Falle seiner Verhinderung 
durch ein anderes Mitglied der Wahlcommission vornehmen zu lassen. 

Die Wahlcommission besteht aus dem Wahlcommissär und aus zwei vom Gemeinde- 
vorsteher bestimmten Mitgliedern der Gemeindevertretung. 

In Städten mit eigenem Statute ist zu den in diesem Paragraphe der politischen 
Bezirksbehörde zugewiesenen Aıntshandlungen der Vorsteher der landesfürstlichen poli- 
tischen Behörde, welcher die Gemeinde unmittelbar unterstellt ist, oder der hiezu 
besonders beauftragte Bezirkshauptmann berufen. 

8 29. 

Die Wahl der Wahlmänner hat zur festgesetzten Zeit und in dem bestimmten 
Versammlungsorte ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Wähler vor sich zu gehen. 

Die Abstimmung erfolgt mündlich oder schriftlich, je nachdem in dem betreftenden 
Lande die Abstimmung bei der Wahl der Wahlmänner zum Zwecke der Wahl der 
Landtagsabgeordneten mündlich oder schriftlich geschieht. 

In dem letzteren Falle sind den Wählern die nach $ 31 eingerichteten Stimmzettel 
auszufolgen. 

Bei der Wahl der Wahlmänner sind die für die Wahl der Abgeordneten in den 
$$ 40 bis 47 folgenden Bestimmungen in sinngemässe Anwendung zu bringen. 

Jeder Wähler hat so viele Namen zu nennen oder in seinem Stimmzettel zu ver- 
zeichnen, als Wahlmänner zu wählen sind. 

Zur Giltigkeit der Wahl der Wahlmänner ist die absolute Stimmenmehrheit erforderlich. 
Wird diese nicht erzielt, so ist nach den Bestimmungen der 85 49 und 50 weiter vorzugehen 

Den abgeschlossenen Wahlact hat der Walılcommissär zu übernehmen uni ihn dem 


Bezirkshauptmanne zu übergeben. 
§ 31. 


Zum Vollzuge der Wahl der Abgeordneten sind den Wählern mit Ausnahme der 
Wahler des ersten Wahlkörpers im grossen Grundbesitze in Tirol und in der Bukowina, 
und zwar den Wählern, beziehungsweise Wahlmännern der Landgemeinden und der 
allgemeinen Wählerclasse nur dort, wo sie die Stimme schriftlich abzugeben haben 
($ 41), mit den Legitimationskarten Stimmzettel zu erfolgen, welche auf die Zahl der 
zu Wählenden eingerichtet und für Wahlen des grossen Grundbesitzes (der Höchst- 
besteuerten) und der Handelskanımern mit dem Amtssiegel der Landesbehörde, für die 
übrigen Wahlen mit dem Amtssiegel der unmittelbar vorgesetzten landesfürstlichen, 
politischen oder der die Legitimationskarten ausfertigenden Gemeindebehörde (§§ 27 und 
27 a), und ausserdem auch noch mit der Bemerkung versehen sein müssen, dass jeder 
andere nicht behördlich ausgebene Stimmzettel als ungiltig behandelt werden wird. 

Anstatt verloren gegangener oder unbrauchbar gewordener Stimmzettel sind auf 
Verlangen der Wahlberechtigten von der zur ersten Ausfertigung berufenen Behörde 
oder am Tage der Wahl von dem Wahlcommissär andere Stiminzettel auszufolgen. 

Der Wahlcommissär erfolgt auch die zur Vornahme der engeren Wahl (8 50) 
erforderlichen Stimmzettel. 

Der Zeitpunkt und die Dauer der Stimmenabgabe sind in der Weise festzusetzen, 
dass den Wählern die Ausübung des Wahlrechtes thunlichst gesichert werde. 
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Zusatz zu § 32, Alinea 2. 
Letztere Bestimmung gilt auch hinsichtlich der Bestellung des Wahlcommissärs 
für die in der allgemeinen Wählerclasse vorzunehmenden Wahlen. 
Im Falle unmittelbarer Wahlen in der Wählerclasse der Landgemeinden und in 
der allgemeinen Wählerclasse ist das Amt des Wahlcommissärs in den Wahlkreisen der 
Wahlbezirke ein Ehrenamt, zu dessen Annahme jeder Staatsbürger verpflichtet ist. 


§ 38 a. 

Die im § 33 für die Bildung der Wahlcommission in der Wahlerclasse der Land- 
gemeinden enthaltenen Vorschriften haben auch auf die allgemeine Wählerclasse An- 
wendung, sofern in derselben durch Wahlmänner zu wählen ist. 

Finden in den Landgemeinden und in der allgemeinen Wählerclasse unmittelbare 
Wahlen statt, so ist die Wahlcommission nach der im § 33 für Städte gegebenen Vor- 


schrift zu bilden. § 40. 


Der Vorsitzende der Wahlcommission hat vor der Abstimmung den versammelten 
Wählern den Inhalt der §§ 9a, 19, 20 und 20a dieser Wahlordnung über die zur 
Wählbarkeit erforderlichen Eigenschaften gegenwärtig zu halten, ihnen den Vorgang bei 
der Abstimmung und Stimmenzählung zu erklären und sie aufzufordern, ihre Stimme nach 
freier Ueberzeugung ohne alle eigennützigen Nebenrücksichten derart abzugeben, wie sie es 
nach ihrem besten Wissen und Gewissen für das allgemeine Wohl am zuträglichsten halten. 


§ 41. 

Die Abstimmung erfolgt ausnahmslos mittels Stimmzettel. 

Bei der Wahl dürfen bei sonstiger Ungiltigkeit der Wahlstimme nur die behördlich 
erfolgten Stimmzettel in Anwendung kommen (§ 31). ` 

Auf jedem Stimmzettel sind so viele Namen zu verzeichnen, als von den Wahl- 
körpern Abgeordnete zu wählen sind. = 

Unmittelbar vor Beginn der Abstimmung hat sich die Wahlcommission zu über- 
zeugen, dass die zum Hineinlegen der Stimmzettel bestimmte Wahlurne leer ist. 

Die Abstimmung beginnt damit, dass die Mitglieder der Wahlcommission ihre 
Stimmzettel ahgeben. Hierauf erfolgt die Abgabe der Stimmzettel von Seite der Wahler. 

Der Vorsitzende der Wahlcommission übernimmt von jedem Wähler den von dem 
letzteren zusammengefalteten Stimmzettel, legt jeden einzelnen in die Wahlurne und 
wacht darüber, dass nicht anstatt eines mehrere Stimmzettel abgegeben werden. 

Jeder Wähler hat bei Abgabe des Stimmzettels seine Legitimationskarte vorzuzcigen. 


Zusatz zu § 5l, Alinea 1. 
Wird in der allgemeinen Wählerclasse die Wahl durch Wahlmanner vorgenommen, 
sind auch die Wahlacten der Wahlmänner anzuschliessen. 


§ 52a. 

In grösseren Ortsgemeinden oder Orten köunen von der politischen Behörde 
mehrere Wahllocalitäten bestimmt und die Zuweisung der Wähler dahin nach alpha- 
betischer Ordnung oder territorialer Zugehörigkeit verfügt werden. In diesem Falle ist 
für jede Wahllocalität eine besondere Wahlcommission zu bestellen Hiebei finden die 
§§ 33, 51, 52 Anwendung. 

Derartige Verfügungen sind in der Gemeinde rechtzeitig in ortsüblicher Weise zu 
verlautbaren. Artikel IL 


Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetze vom 14. Juni 1896 wodurch 
das Grundgesetz über die Reichsvertretung abgeändert wird, bei Ausschreibung der 
nächsten allgemeinen Walılen in das Abgeordnetenhaus in Wirksamkeit 

Artikel III. 
Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes ist Mein Minister des Innern beauftragt. ') 


1) Vgl. hiezu noch die Verordnung des Ministers des Innern vom 23. Sept. 1896, 
betreffend Durchführungsbestimmungen zur Reichsrathswahlordnung. R.-G.-Bl, Nr. 170. 


DAS GESETZ VOM 14. AUGUST 1896, N= 156 R.-G.-BL., 
BETREFFEND DIE ERRICHTUNG VON 
GENOSSENSCHAFTEN BEIM BERGBAUE. 


EINGELEITET VON 


DR. HERMANN v. SCHULLERN-SCHRATTENHOFEN. 


Das durch das Gesetz vom 15. März 1883 in unser öffentliches Recht 
eingeführte Princip der Zwangsgenossenschaft erlangt durch das im Folgenden 
abgedruckte Gesetz nicht nur Anwendung auf ein neues Gebiet, sondern es wird 
in demselben auch vielfach verbessert zur Geltung gebracht. Einen der Haupt- 
fortschritte sehen wir — das sei hier gleich bemerkt, weil er besonders charak- 
teristisch für die rasche Entwicklung ist, welche die Anerkennung des Arbeits- 
vertrages als einer Association von Arbeitskraft und Capital durchmacht, — darin, 
dass nicht, wie bei den gewerblichen Genossenschaften, Mitglieder und Angehirige 
unterschieden werden, sondern auch die Hilfsarbeiter als Mitglieder neben den 
Gewerken erscheinen; zahlreiche andere Verbesserungen des Principes werden 
sich für den Leser aus der gedrängten Zusammenfassung der Hauptbestimmungen 
des Gesetzes ergeben, welche wir zunächst bringen wollen. 

In der Regel für jeden Revierbergamtsbezirk muss über Anordnung der 
zuständigen Bezirkshauptwannschaft eine aus den Bergwerksbesitzern und Berg- 
arbeitern als Mitgliedern bestehende Genossenschaft errichtet werden.') Diese 
Genossenschaften haben zunächst gewisse Aufgaben ethischer Natur, sie sollen 
dann cooperative Bestrebungen fördern, Dienste und Arbeit vermitteln, Streitig- 
keiten zwischen Unternehmern und Arbeitern durch Einigungsämter und Schieds- 
gerichte ausgleichen, wo möglich deren Auftreten verhindern, an das Revierbergamt 
jährlich einen Thätigkeitsbericht erstatten, endlich an die Bergbehörden Gutachten 
und Auskünfte über die Genossenschaftszwecke betreffende Angelegenheiten ertheilen, 
sowie selbständige Anträge bei denselben einbringen. 

Jede Genossenschaft besteht aus zwei Gruppen, deren eine aus den Gewerken, 
die andere aus den Arbeitern gebildet wird; jede Gruppe hält ihre eigenen 
Versammlungen ab; an denen der ersten Gruppe können alle ihre Mitglieder 
(mit den in den §§ 5 und 13 enthaltenen Beschränkungen) mit beschliessender 
Stimme persönlich oder durch Bevollmächtigte theilnehmen ; an jenen der zweiten 
Gruppe nehmen nur Arbeiterdelegierte, u. zw. diese immer nur persönlich 
theil, deren für jedes Werk je einer für je 100 Arbeiter aus deren Mitte 
gewählt wird. 


1) Ausnahmen und zulässige Abweichungen von der Regel sind im $ 1 vorgesehen. 
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Jede Versammlung erwählt dem aufzastellonden und von der Behörde zu 
genehmigenden Statute gemäss einen Ausschuss von 5—9 Mitgliedern und dieser 
einen Obmann, der gleichzeitig Obmann der ganzen Gruppe ist. Die beiden Aus- 
schüsse der zwei Gruppen bilden zusammen den grossen Ausschuss der Genossen- 
schaft, an dessen Spitze der Präsident der Genossenschaft steht. Der Präsident 
_wird in der Regel durch die vier Mitglieder des Vorstandes, u. zw. ohne Beschränkung 
des passiven Wahlrechtes auf die Mitglieder der Genossenschaft gewählt; von 
diesen vier Vorstandmitgliedern gehen je zwei aus jeder Gruppe hervor; der 
gleichfalls vom Vorstand zu wählende Vicepräsident muss Mitglied der Genossen- 
schaft sein. Ist hierin die Gleichwertigkeit der beiden Gruppen principiell 
anerkannt, so liegt eine nicht unwesentliche Garantie dafür, dass dieselbe auch 
praktisch gewahrt bleibe, in der Bestimmung, dass Präsident und Vicepräsident 
nur dann gewählt sind, wenn sich für sie Stimmeneinhelligkeit ergibt (s. §. 8 
al. 3.) und dass, wenn eines der vier Vorstandsmitglieder zum Präsidenten 
gewählt wird, an dessen Stelle aus der Gruppe, welcher der Präsident entstammt, 
der Ersatz genommen werden muss, 

Der Wirkungskreis der Versammlungen ist im § 9 genau bezeichnet, cr 
umfasst im Allgemeinen alle die Zwecke der Genossenschaft betreffenden Ange- 
legenheiten mit Einschluss der Vorberathung über diejenigen, für welche die 
Beschlussfassung dem grossen Ausschusse vorbehalten ist, weil sie die Interessen 
der beiden Gruppen gemeinsam angehen. Gewisse Agenden sind aber der Ver- 
sammlung der Gewerke vorbehalten, ein Moment, das in die sonst sorgfältig 
sewahrte Parität der beiden Gruppen in zwei socialpolitisch nicht unwichtigen 
Punkten eine Lücke reisst und damit der Gewerkengruppe eine in der Praxis 
vielleicht sehr wichtige Bevorzugung zugesteht, deren Rechtfertigung, wenn sie 
nicht in überbrachten Vorstellungen gesucht werden soll, wohl nur in der Art 
der Vertheilung der Genossenschaftslasten gefunden werden kann (§ 33). Die 
Systemisierung des für die Genossenschaft erforderlichen Hilfspersonales und die 
Aufstellung einheitlicher Dienstordnungen für sämmtliche, der Genossenschaft 
angehörende Gewerke (letztere allerdings nach Einvernehmung der Arbeiter- 
gruppe und unter Vorbehalt der bergbehördlichen Genehmigung) ist der Gewerken- 
gruppe anheimgestellt. Die Competenz der Ausschüsse, des grossen Ausschusses 
und des Vorstandes ist in den §§ 10—12 normiert. Hier ist hervorzuheben, 
dass der grosse Ausschuss als Einigungsamt zu fungieren, in das Schiedsgericht 
Ersatzmänner zu stellen und das Statut zu verfassen, im Bedarfsfalle es abzuändern 
hat (beides vorbehaltlich der Genehmigung der Berghauptmannschaft); der Vorstand 
übt insbesondere die Function eines Schiedsgerichtes und versieht die Stellen- 
und Arbeitsvermittlung. 

Aus den Bestimmungen über die active und passive Wahlfähigkeit ist 
hervorzuheben, dass die Wählbarkeit in die Ausschüsse für die Arbeiter dadurch 
bedingt ist, dass sie seit wenigstens drei Jahren bei einem zur Genossenschaft 
gehörenden Werke bedienstet sind, für die Gewerke dadurch, dass sie seit min- 
destens drei Jahren ein zur Genossenschaft gehörendes Werk besitzen. Aus den 
Bestimmungen über den Wahlact kann möglicherweise jene zu Bedenken Anlass 
geben, dass die Delegiertenwahlen der zweiten Gruppe vom Betriebsleiter des 
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betreffenden Werkes geleitet werden; unseres Erachtens hätte dieselbe ganz gut 
durch eine andere, welche auch den Schein der Parteilichkeit vermeiden würde, 
ersetzt werden können (s. z. B. $ 19 al. 1)- Die Wahlperiode dauert drei Jahre. 

In Betreff der auf die „Verhandlungen der Versammlungen und Sitzungen 
der Ausschüsse“ bezüglichen §§ 19 bis 22 genügt es, auf den unten folgenden 
Wortlaut des Gesetzes zu verweisen. 

Als specielle Organe der Genossenschaften erscheinen «u. Der Local- 
arbeiterausschuss ($ 23), der, aus den je einem bestimmten Werke ange- 
hörenden u. zw. aus mindestens drei Delegierten bestehend, im Wesentlichen 
eine vermittelnde Function zwischen den Arbeitern je eines Gewerkes und den 
Besitzern desselben ausüben soll und überdies auf die Aufstellung von Dienst- 
ordnungen einen gewissen Einfluss besitzt. 

b. Das Einigungsamt (§§ 24—28), dessen Vorsitzender von Fall zu 
Fall — ohne Beschränkung der passiven Wählbarkeit auf die Mitglieder der 
Genossenschaft — gewählt werden muss und das im Uebrigen aus den Mitgliedern 
des grossen Ausschusses besteht, hat in Angelegenheiten, welche die gesanımte 
Arbeiterschaft oder ganze Gruppen von Arbeitern eines oder mehrerer Werke 
angehen und welche sich auf die Fortsetzung oder die Wiederaufnahme, auf die 
Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsvertrage beziehen, vermittelnd einzugreifen, 
u. zw. in der Regel erst dann, wenn der Gewerke- und der Localarbeiterausschuss 
vorher bereits vergebens mit einander verhandelt hatten. Die Zusammensetzung 
ist im $ 27 genau festgestellt und sichert beiden Genossenschaftsgruppen die 
ziffermässige Parität sowohl in Bezug auf die Mitglieder des Einigungsamtes, als 
auch in Betreff der gesetzlich vorgesehenen Vertrauensmänner. Wird nicht über 
alle Streitpunkte eine Einigung erzielt, so wird über die offen gebliebenen 
(eventuell über alle) Fragen ein Schiedsspruch gefällt, dem sich die Parteien 
unterwerfen können, wenn ihnen das angenehm ist; in jedem Falle muss er und die 
Erklärung der Parteien über seine Annahme oder Ablehnung veröffentlicht werden. 

c. Das Schiedsgericht ($ 29—31) ist aus dem Vorstande der Genossen- 
schaft mit Ausschluss des Präsidenten gebildet und entscheidet in Streitigkeiten, 
welche, aus dem Lohn- und Arbeitsverhältnisse zwischen den Unternehmern 
und einzelnen Arbeitern entstanden, während seiner Dauer oder innerhalb 
30 Tagen nach seiner Auflösung angebracht werden, dann, wenn sich beide Theile 
demselben freiwillig unterwerfen. 

Auch hier ist die Parität der beiden Gruppen wenigstens formell gewahrt; 
der Vorsitzende wird durch den Berghauptmann für die Functionsdauer des Vor- 
standes ernannt, ebenso wie sein Stellvertreter, u. zw. nicht aus dem Kreise der 
Mitglieder der Genossenschaft. 

Gegen die Entscheidung des Schiedsgerichtes ist nur das Rechtsmittel der 
Nullitätsbeschwerde zulässig. 

Die hier nicht näher zu erörternden Bestimmungen des Gesetzes betreffen 
die Cassagebarung und Rechnungsführung, die Rechnunglegung, das Statut, die 
Geschäftsordnung, die Auflösung, Beaufsichtigung und die Stempelpflicht der 
Genossenschaften; für Naphtabetriebe können im Verordnungswege von diesem 
Gesetze abweichende Bestimmungen getroffen werden, welche aber im Wesentlichen 
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nur die Organisation der Genossenschaft und die Versammlungen ihrer Grappen 
betreffen dürfen, 

Damit scheinen uns die socialpolitisch wichtigen Theile des vorliegenden 
Gesetzes genügend hervorgehoben ; seine praktische Tragweite wird von der Art 
und Weise abhängen, in welcher es von den Gewerken und Arbeitern gehandhabt 
wird; die glücklicherweise in ziemlich grossem Umfange gewahrte staatliche 
Ingerenz wird es gewiss nicht sein, was seinen Wert für die Arbeiter schmälern wird. 

Dass diese Tragweite eine sehr grosee sein kann und hoffentlich sein wird, 
ergibt sich aus der Beilage zum Berichte des Montanausschusses im Abgeordneten- 
hause, welche die Zahl der Revierbergämter und der ihnen angehörenden Werke, 
die Summe der in jedem Amtssprengel im Jahre 1895 an Bergarbeiter ausge- 
zahlten Löhne und die Zahl der Bruderlademitglieder für jeden Sprengel mittheilt. 

Es handelt sich im Ganzen um 27 Aemter mit 482 Werken, eine Gesammt- 
lohnhöhe von über 53 Millionen Gulden und um mehr als 145.000 Arbeiter. 
Im Uebrigen kann wohl unbedenklich gesagt werden, dass das vorliegende Gesetz 
das im wahren Sinne des Wortes fortschrittlichste ist, welches wir auf socıal- 
politischem Gebiete besitzen. 


Gesetz vom 14. August 1896, betreffend die Errichtung von 
Genossenschaften beim Bergbaue. 


Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


1. Errichtung und Umfang. 
81. 


Beim Bergbau sind über Anordnung der zuständigen Berghauptinannschaft 
Genossenschaften zu errichten, welchen die Bergwerksbesitzer und die Arbeiter angehören. 

In der Regel soll für jeden Revierbergamtsbezirk eine Genossenschaft bestehen. 
Mit Bewilligung oder über Anordnung der Berghauptmannschaft können auch mehrere 
Genossenschaften in einem Revierbergamtsbezirke gebildet oder benachbarte Bergbaue 
verschiedener Revierbergamtsbezirke, sowie zwei oder mehrere schon bestehende Genossen- 
schaften zu einer Genossenschaft vereinigt werden, wenn die Gleichartigkeit der Ver- 
hältnisse oder sonstige Umstände dies zweckmässig erscheinen lassen. 

Wo die bergbaulichen und örtlichen Verhältnisse der Bildung einer Genossenschaft 
Schwierigkeiten bereiten, kann die Berghauptinannschaft von der Einreihung der 
betreffenden Werke in die Genossenschaft Ausnahmen gestatten. 

Ausgeschlossen von der Einreihung in die Genossenschaft sind die Seesalinen und 
der auf das Gebiet des Königreiches Baiern übergreifende Salzbergbau am Dürmberg 
bei Hallein, für welchen durch Staatsverträge besondere Bestimmungen getroffen sind. 


2. Zwock und Aufgaben. 


§ 2. 

Den Genossenschaften liegt ob: 

1. Die Pflege des Gemeinsinnes und bergmännischen Geistes, sowie die Erhaltung 
und Hebung der Standesehre unter den Mitgliedern; 

2. die Förderung gemeinsamer Interessen durch zweckdienliche und gesetzlich 
zulässige Maassnalimen, insbesondere durch Errichtung gemeinnütziger Anstalten, als: 
Kinderbewahranstalten, Kindergärten, Schulen, Consumhallen u. s. w.; 

3. die Obsorge darüber, dass die jugendlichen Arbeiter die nöthige Anleitung zur 
Ausbildung für ihren Beruf und Gelegenheit zu ihrer religiös-sittlichen Erziehung erhalten; 

4. Dienst- und Arbeitsvermittlung; 
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5. Verhütung, beziehungsweise gütliche Ausgleichung von Gegensätzen zwischen 
den Arbeitgebern und der Gesammtheit ihrer Arbeiter oder einzelnen Arbeiterkategorien 
in Angelegenheit des Dienst- und Lohnverhältnisses, sowie die schiedsgerichtliche Ent- 
scheidung von Streitigkeiten, welche sich aus diesem Verhältnisse zwischen den Arbeit- 
gebern und einzelnen Arbeitern ergeben; 

6. alljährliche Erstattung eines die wesentlichsten Vorkommnisse besprechenden 
Thätigkeitsberichtes an das Revierbergamt, welches denselben im Wege der Berghaupt- 
mannschaft dem Ackerbauministerium vorzulegen hat; 

7. die Erstattung von Gutachten und Ertbeilung von Auskünften, sowie selb- 
ständige Antragstellung an die Bergbehörden über Angelegenheiten, welche Genossen- 
schaftszwecke betreffen. 

Zur Erreichung des einen oder anderen Zweckes können zwei oder mehrere 
Genossenschaften untereinander in Verbindung treten und Vereinbarungen treffen 


3. Mitglieder. 
§ 3. 

Wer ein Bergwerk besitzt oder erwirbt und wer bei einem Bergwerke als Arbeiter 
bedienstet ist, ist Mitglied der Genossenschaft, in deren Sprengel (§ 1) das Werk liegt, 
und hat die damit verbundenen Rechte und Pflichten. 

Hiebei sind unter den Bergwerken verliehene Bergbaue mit Inbegriff aller Anlagen, 
zu deren Errichtung der Besitzer gemäss $ 131 des a. B. G. schon durch die Bergwerks- 
verleihung berechtigt ist, und welche somit der Aufsicht der Bergbehörden unterliegen, 
verstanden; ferner die Salzbergwerke, sowie die zur Gewinnung des Salzes dienenden 
Vorrichtungen und Anstalten ($ 131 a. B. G.), endlich alle zur Gewinnung der wegen 
ihres Gehaltes an Erdharz benützbaren Mineralien bestehenden Unternehmungen, auf 
welche das Gesetz vom 11. Mai 1884, R.-G.-Bl. Nr. 71, Anwendung findet. 

Wer Bergwerke in verschiedenen Sprengeln besitzt, ist in jedem Sprengel Mit- 
glied der betreffenden Genossenschaft. Bei verpachteten Bergwerken ist anstatt des 
Besitzers der Pächter Mitglied der Genossenschaft. 

Zweifel über die Zugehörigkeit zu einer Genossenschaft entscheidet die Berghaupt- 


mannschaft endgiltig. 
4. Organisation. 


a) Zusammensetzung. 

Jede Genossenschaft bestelit aus zwei getrennten Gruppen. 

Die erste Gruppe umfasst sämmtliche Bergwerksbesitzer des Sprengels, für welchen 
die Genossenschaft besteht, die zweite sämmtliche Arbeiter, welche bei einem Bergwerke 
dieses Sprengels bedienstet sind. 

Die Gruppen berathen über die ihre Interessen und Zwecke berührenden Gegen- 
stände in getrennten Versammlungen. Es steht jeder Gruppe frei, die Mitglieder des 
Ausschusses ($ 6) der anderen Gruppe zu den Versammlungen einzuladen. Die einge- 
ladenen Ausschussmitglieder haben in diesen Versammlungen das Recht, an der Berathung 
theilzunehmen und dortselbst Wünsche und Beschwerden vorzubringen. Ein Stimmrecht 


kommt ihnen nicht zu. 
b) Versammlungen. 


§ 5. 

Zur Theilnahme an den Versammlungen der ersten Gruppe sind alle Mitglieder 
der Gruppe berechtigt, insofern sie nicht durch die nachfolgenden Bestimmungen ausge- 
sohlossen sind. 

Ist ein Werk im Besitze einer juristischen Person oder einer Gesellschaft, so sind 
diejenigen, welchen nach gesetzlichen, beziehungsweise statutarischen Bestimmungen ihre 
Vertretung nach aussen zusteht, zur Theilnahme an den Versammlungen berechtigt. 

Ausgeschlossen von der Theilnahme an den Versammlungen dieser Gruppe sind: 

1. Frauenspersonen; 

2. Personen, welche das 24. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben oder aus 
einem anderen Grunde nicht eigenberechtigt sind; 
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3. Personen, über deren Vermögen der Concurs eröffnet worden ist, während der 
Dauer der Concursverhandlung; 

4. Personen, welche sich in Untersuchungs- oder Strafhaft befinden oder wegen 
eines Verbrechens oder eines aus Gewinnsucht begangenen Vergehens oder wegen einer 
solchen Ucbertretung verurtheilt wurden, insolange die gesetzlichen Straffolgen dauern. 

In den Versammlungen der ersten Gruppe können die zur Theilnahme an diesen 
Versammlungen berechtigten Personen durch Bevollmächtigte, diejenigen, welche wegen 
mangelnder Eigenberechtigung von der Theilnahme an den Versammlungen ausgeschlossen 
sind, durch ihre gesetzlichen Vertreter oder von diesen bestellte Bevollmächtigte ver- 
treten werden. Frauenspersonen, welchen nicht einer der unter 3 und 4 angeführten 
Ausschliessungsgründe entgegensteht, können, wenn sie eigenberechtigt sind, durch 
Bevollmächtigte, wenn sie nicht eigenberechtigt sind, durch ihre gesetzlichen Vertreter 
oder von diesen bestellte Bevollmächtigte vertreten werden. Besitzt ein Mitglied der 
ersten Gruppe in dem Sprengel einer Genossenschaft mehrere unter selbständiger 
Betriebsleitung stehende Bergwerke, so kann für jedes derselben ein Bevollmächtigter 
als Theilnehmer bei den Versammlungen erscheinen. 

Personen, welchen einer der unter 1 bis 4 dieses Paragraphen angeführten Aus- 
schliessungsgründe entgegensteht, können nicht als Vertreter zugelassen werden. 

An der Versammlung der zweiten Gruppe dürfen nur Delegierte der Arbeiter 
theilnehmen, und zwar wählen die Arbeiter eines jeden zur Genossenschaft gehörigen 
Werkes auf je 100 einen Delegierten aus ihrer Mitte, wobei das angefangene Hundert 
für voll gerechnet wird. 

Ausgeschlossen von der Theilnahme an den Versammlungen dieser Gruppe sind 
jene Delegierten, bei denen die für die erste Gruppe unter Punkt 3 und 4 festgesetzten 
Ausschliessungsgründe eintreten. 

In der Versammlung der zweiten Gruppe findet eine Vertretung nicht statt. 


c) Ausschüsse. 
§ 6. 

Für jede Gruppe wird von der Versammlung derselben ein Ausschuss gewählt, 
welcher je nach der Bestimmung des Statuts aus fünf bis neun Mitgliedern besteht. Bis 
zur Genehmigung des Statuts hat jeder der beiden Ausschüsse aus fünf Mitgliedern zu 
bestehen. 

d) Grosser Ausschuss. 
§ 7. 

Die beiden Ausschiisse zusammen bilden den grossen Ausschuss der Genossenschaft, 
deren Präsident zugleich Obmann des grossen Ausschusses ist. Der Stellvertreter des 
Präsidenten der Genossenschaft vertritt diesen auch in seiner Eigenschaft als Obmann 


des grossen Ausschusses. 
e) Vorstand. 
8 8. 

Der Vorstand der Genossenschaft besteht aus dem Präsidenten der Genossenschaft 
und vier Mitgliedern derselben, und zwar aus den Obmännern der beiden Gruppen und 
je einem von den beiden Ausschüssen aus ihrer Mitte zu wählenden Mitgliede. 

Der Präsident der Genossenschaft, welcher nicht Mitglied derselben sein muss, 
wird von den übrigen Mitgliedern des Vorstandes gewählt. Diese Wahl muss jedoch 
einstimmig erfolgen. 

Können sich die vier gedachten Mitglieder des Vorstandes über die Wahl des 
Präsidenten nicht einigen, so ernennt die Berghauptmannschaft den Präsidenten. 

In gleicher Weise hat die Bestimmung des Stellvertreters des Präsidenten zu 
erfolgen; derselbe muss jedoch Mitglied der Genossenschaft sein. 

Für den Fall, als zum Präsidenten der Genossenschaft eines der vier Mitglieder 
des Vorstandes erwählt oder ernannt werden sollte, ist für denselben ein Ersatzmann 
aus seiner Gruppe in den Vorstand zu entsenden. | 
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5. Wirkungskreis. 


a) Der Versammlungen. 
89. 

In den Wirkungskreis der Versammlungen gehört: 

1. Die Wahrnehmung und Erörterung der gemeinsamen Interessen ihrer Gruppe, 
soweit die Förderung dieser Interessen nicht den Zwecken der Genossenschaft widerstreitet; 

2. die Wahl des Ausschusses der Gruppe; 

3. Beschlussfassung über die Errichtung von Anstalten und die Durchführung von 
Einrichtungen zu Gunsten und auf Kosten der betreffenden Gruppe; 

4. Beratbung und Antragstellung in Betreff der Errichtung von Anstalten und der 
Durchführung von Einrichtungen zu allgemeinen Zwecken der Genossenschaft und auf 
Kosten beider Gruppen, wie überhaupt in Betreff solcher Angelegenheiten, bezüglich 
deren die Beschlussfassung dem grossen Ausschusse vorbehalten ist; 

5. Genehmigung des Voranschlages und des Rechnungsabschlusses der betreffenden 
Gruppe (§§ 33 und 35); 

6. Genehmigung der auf die betreffende Gruppe entfallenden Quote gemeinschaft- 
licher Auslagen der Genossenschaft ($ 11, Punkt 1); 

7. Berathung und Beschlussfassung über die Vereinigung zweier oder mehrerer 
Genossenschaften vorbehaltlich der Zustimmung der anderen Versammlung (§§ 1 und 21). 

Die unter 5, 6 und 7 angeführten Beschlüsse bedürfen der Genehmigung der 
Berghauptmannschaft. 

In den Wirkungskreis der Versammlung der Bergwerksbesitzer gehört überdies: 

a) Die Systemisierung des für die Geschäftsführung der Genossenschaft erforderlichen 
Hilfspersonales; 

b) Beschlussfassung über die Errichtung gemeinnütziger Anstalten, die Herstellung 
von gemeinsamen Anlagen, sowie die Durchführung gemeinschaftlicher Arbeiten 
und Versuche beim Bergwerksbetriebe auf Kosten der Gruppe; 

c) Beschlussfassung über Beiträge der Gruppe zur Errichtung und Erhaltung von 
Anstalten, welche von der anderen Gruppe zu deren Nutzen und Vortheil gegründet 
werden; 

d) die Aufstellung einheitlicher Dienstordnungen für die zur Genossenschaft gehörigen 
Werke nach Einvernehmung der anderen Gruppe und vorbehaltlich der vorge- 
schriebenen bergbehördlichen Genehmigung. 


b) Der Ausschüsse. 
§ 10. 

In den Wirkungskreis der Ausschüsse gehört: 

1. Die Vorbereitung der von den Versammlungen zu berathenden und zu 
beschliessenden Gegenstände, dann Berichterstattung und Antragstellung darüber bei der 
Versammlung; 

2. die Ausführung der Beschlüsse der Versammlungen; 

3. die Verwaltung der von der Gruppe selbständig gegründeten Einrichtungen 
und Anstalten; 

4. die Verwaltung der für die besonderen Zwecke jeder Gruppe vorhandenen Fonds und 
die Verfassung des jährlichen Kostenvoranschlages für die Auslagen der betreffenden Gruppe; 

5. die Vermittlung des Verkehrs zwischen den beiden Gruppen, also insbesondere 
die Stellung von Anträgen und die Vorbringung von Wünschen der einen Gruppe bei 
der Versammlung der anderen Gruppe; 

6. die Erstattung der von der Bergbehörde verlangten Gutachten. 


c) Des grossen Ausschusses. 
§ 11. 
In den Wirkungskreis des grossen Ausschusses gehört: 
1. Die Beschlussfassung über die Errichtung von Anstalten und die Durchführung 
von Einrichtungen zu allgemeinen Zwecken der Genossenschaft und auf Kosten beider 
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Gruppen vorbehaltlich der Genehmigung der Kosten durch die Versammlungen (§ 9, 
Punkt 6); 

2. die Function als Einigungsamt ($$ 24 bis 28); 

3. die Verwaltung der gemeinsamen Anstalten und Einrichtungen der Ge- 
nossenschaft; 

4. die Stellung von Ersatzmännern in das Schiedsgericht ($ 29); 

5. Beschlussfassung über Aufstellung und Abänderung des Statuts vorbehaltlich 
der Genehmigung der Berghauptmannschaft ($ 36); 

6. die Aufstellung einer Geschäftsordnung und der für das Hilfspersonale erforder- 
lichen Instructionen ; 

7. die Erstattung der von der Bergbehörde verlangten Gutachten. 


d) Des Vorstandes. 
§ 12. 

In den Wirkungskreis des Vorstandes der Genossenschaft gehört: 

1. Die Geschäftsführung der Genossenschaft und deren Vertretung nach aussen, 
die Bestellung und Entlassung des für die Geschäftsführung systemisierten Hilfspersonales 
($ 9, lit. a); 

2. die Ausübung der Function eines Schiedsgerichtes ($ 29) in Streitfällen aus 
dem Lohn- und Arbeitsverhältnisse zwischen den Dienstgebern und einzelnen Arbeitern ; 

3. die Geschäftsführung des grossen Ausschusses und die Ausführung der von 
demselben gefassten Beschlüsse; 

4. die Führung von Verzeichnissen dienstsuchender Beamten, Aufseher und Arbeiter, 
sowie solcher Werke, an welchen Beamten- und Aufselierstellen zu besetzen sind oder 
ein Bedarf nach Arbeitern vorhanden ist, dann die Ertheilung von Auskünften über 
diesbezügliche Anfragen behufs Stellen- und Arbeitsvermittlung; 

5. die Verhängung von Ordnungsstrafen, als Verweisen und Geldstrafen bis zu 
zehn Gulden, über Mitglieder der Genossenschaft, welche die Vorschriften dieses Gesetzes 
oder des Statuts verletzen. Die Geldstrafen fallen der Bruderlade jenes Werkes zu, 
welchem der Bestrafte angehört. 


6. Stimmberechtigung. 
§ 13. 
Wer nach $ 5 zur Theilnahıne an der Versammlung einer Gruppe berechtigt ist, 
hat in derselben auch das Stimmrecht. Jedoch darf in der Versammlung der ersten 
Gruppe für jedes Werk nur eine Stimme abgegeben werden. 


7. Wahlen. 
a) Wahlfähigkeit. 
8 14. 
a) Active. 
In den Versammlungen sind die zur Ausübung des Stimmrechtes berechtigten 
Personen mit der im $ 13 enthaltenen Einschränkung auch wahlberechtigt. 
Zur Theilnahme an der Wahl der Delegierten für die Versammlungen der zweiten 
Gruppe sind alle Arbeiter berufen, welche das 21. Lebensjahr überschritten haben und 
mindestens seit einem Jahre bei dem betreffenden Werke bedienstet sind. 


§ 15. 
B) Passive. 

Als Delegierte für die Versammlungen der zweiten Gruppe sind jene zu derselben 
gehörigen Arbeiter wählbar, welche: 

1. männlichen Geschlechtes sind; 

2. das 24. Lebensjahr bereits zurückgelegt haben; 

3. die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen; 

4. mindestens seit drei Jahren bei einem zur Genossenschaft gehörigen Werke 
bedienstet sind, und 
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5. nicht durch einen der im § 5 festgesetzten Gründe von der Theilnahme an den 
Versammlungen dieser Gruppe ausgeschlossen erscheinen. 

In die Ausschüsse sind jene zur Theilnahme an den Versammlungen berechtigten 
Personen wählbar, welche die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen und das 
30. Lebensjahr zurückgelegt haben. Ausserdem dürfen in der ersten Gruppe nur solche 
Mitglieder oder Vertreter von solchen Mitgliedern gewählt werden, welche mindestens 
seit drei Jahren ein zur Genossenschaft gehöriges Werk besitzen. 


b) Pflicht zur Annahme der Wahl. 
§ 16. 

Die Wahl als Delegierter für die Versammlungen der Gruppe der Arbeiter muss 
jedes Mitglied der Gruppe annehmen. 

Die Wahl in einen Ausschuss oder in den Vorstand kann nur ablehnen: 

1. Wer unmittelbar vor seiner Wiederwahl bereits durch eine volle dreijährige 
Wahlperiode ($ 18) demselben angehört hat; 

2. wer das 60. Lebensjahr überschritten hat; 

3. wer an einem die Amtsführung hindernden Gebrechen leidet. 


c) Wahlact. 
§ 17. 

Zur Wahl der Delegierten für die Versammlungen der zweiten Gruppe ist relative, 
für alle übrigen Wahlen absolute Stimmenmehrheit der anwesenden Wähler erforderlich. 
Wird bei einer Wahl, zu welcher absolute Stimmenmehrheit erforderlich ist, diese nicht 
erzielt, so findet unter jenen, welche die relativ meisten Stimmen erhalten haben, eine 
engere Wahl statt, in welche doppelt so viele Personen einbezogen werden, als noch zu 
wählen sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, welches von dem Vorsitzenden 
gezogen wird. 

Die erste Wahl der Delegierten für die Versammlungen der zweiten Gruppe ordnet 
das Revierbergamt, die weiteren Wahlen der Obmann der Gruppe an. Die Wahlen leitet 
der Betriebsleiter des betreffenden Werkes. 

Ueber die Wahlhandlung ist ein Protokoll zu führen, welches von dem Vorsitzenden 
und dem Schriftführer zu unterfertigen und dem Revierbergamte vorzulegen ist. 

Reclamationen gegen den Wahlact können binnen 14 Tagen bei dem Revierberg- 
amte angebracht werden. Dieses entscheidet über die Giltigkeit der Wahl endgiltig. 


d) Wahlperioden. 
§ 18. 

Die Wahlperiode dauert drei Jahre. Wenn hinsichtlich eines Gewählten ein Um- 
stand eintritt, welcher die Wählbarkeit des Gewählten aufhebt, so erlischt die Function. 
Das Statut kann bestimmen, dass und wie viele Ersatzmänner für jede Function bei 
jeder Wahl zu wählen sind, und in welcher Reihenfolge dieselben für die im Laufe einer 
Wahlperiode ausscheidenden Functionäre einzutreten haben. Ihre Function endet mit der 
Wahlperiode. 

Werden im Laufe einer Wahlperiode Nachwahlen nothwendig, so haben dieselben 
nur für den Rest der Functionsdauer des ausgeschiedenen Functionärs Giltigkeit. 

Die abtretenden Functionäre sind, wenn ihnen nicht ein Ausschliessungsgrund 
entgegensteht ($ 15), wieder wählbar. 


8. Verhandlungen der Versammlungen und Sitzungen der Ausschüsse. 
a) Einberufung, Vorsitz, Beschlussfähigkeit. 
§ 19. 
a) Der Versammlungen. 
Das erstemal werden die Versammlungen beider Gruppen behufs Constituierung 
und Vornahme der Wahlen von dem Revierbergamte einberufen und bis zur Wahl des 
Zeitschrift für Volkswirtschaft, Socialpolitik und Verwaltung. VI. Band, 1. Heft. 10 
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Obmannes von dem Abgeordneten dieses Amtes geleitet. In der Folge werden die Ver- 
samınlungen von dem Obmanne oder in dessen Verhinderung von dem ältesten Mitgliede 
des Ausschusses unter Bekanntgabe der Verhandlungsgegenstände einberufen. Die Ein- 
berufung ist dem Revierbergamte unter Mittheilung der Tagesordnung anzuzeigen. Jede 
Gruppe ist im Jahre mindestens einmal zu einer Versammlung einzuberufen. 


Das Revierbergamt ist jederzeit berechtigt, die Einberufung einer Versammlung 
anzuordnen und nöthigenfalls selbst vorzunehmen. 


Den Vorsitz in der Versammlung führt der Obmann oder das älteste anwesende 
Mitglied des Ausschusses. 


Die Anzahl stimmberechtigter Mitglieder, deren Anwesenheit zur Beschlussfähigkeit 
der Versammlung erforderlich ist, bestimmt das Statut. 


Ist eine Versammlung beschlussunfähig, so ist eine neue Versammlung einzuberufen, 
welche ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig ist und nur über 
die für die erste Versammlung bekannt gegebenen Verhandlungsgegenstände Beschlüsse 
fassen darf. 

§ 20. 


8) Der Ausschüsse. 


Die Sitzungen der Ausschüsse der Gruppen werden von den Obmännern unter 
Einladung sämnitlicher Ausschussmitglieder und Bekanntgabe der Tagesordnung ausge- 
schrieben. Jeder Ausschuss hat, so oft es erforderlich ist, mindestens aber vierteljährig 
einmal, zu einer Sitzung zusammenzutreten. Den Vorsitz führt der Obmann, in dessen 
Verhinderung das älteste Ausschussmitglied. 


Der grosse Ausschuss versammelt sich unter dem Vorsitze und auf Einladung des 
Präsidenten oder seines Stellvertreters mindestens zweimal im Jahre. Die Einladung hat 
unter Bekanntgabe der Tagesordnung zu erfolgen. Ausserdem ist das Revierbergamt 
berechtigt, den grossen Ausschuss einzuberufen und ihm Berathungsgegenstände vor- 
zulegen. 

Die Ausschreibung der Versammlungen, der Sitzungen der Ausschüsse und des 
grossen Ausschusses ist dem Revierbergamte unter Mittheilung der Tagesordnung 
anzuzeigen. 

Das Statut bestimmt, wie viele Ausschussmitglieder zur giltigen Beschlussfassung 
bei den Sitzungen anwesend sein müssen. 


b) Beschlussfassung. 
§ 21. 


Die Versammlungen, die Ausschüsse der Gruppen, der grosse Ausschuss und der 
Vorstand fassen ihre Beschlüsse mit absoluter Stimmenmehrheit der anwesenden Mit- 
glieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 


Zur Giltigkeit des Beschlusses der Versammlungen über die Gründung von 
Anstalten und Unternehmungen auf Kosten der Gruppe ($ 9, Punkt 3), sowie über die 
Aufbringung der Beitragsquote für gemeinsame Anstalten und Unternehmungen der 
Genossenschaft (§ 9, Punkt 6) ist erforderlich, dass mindestens zwei Drittel der An- 
wesenden zustimmen. 

Zur Giltigkeit des Beschlusses des grossen Ausschusses über Statutenänderungen 
und über die Gründung von gemeinsamen Anstalten und Unternehmungen der Genossen- 
schaft ($ 11, Punkt 1) ist erforderlich, dass mindestens drei Viertel der Anwesenden 
zustimmen. 

Die Vereinigung zweier oder mehrerer Genossenschaften ($ 9, Punkt 7) kann nur 
mit Zustimmung beider Versainmlungen der zu vereinigenden Genossenschaften beschlossen 
werden. 

Die Beschlüsse über die im $ 9, Punkt 5, 6 und 7, dann $ 11, Punkt 5, ange- 
führten Gegenstände unterliegen der Genehmigung der Berghanptmannschaft. 


a 
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c) Protokollführung. 
§ 22. 

Bei den Versammlungen und Ausschusssitzungen ist ein Protokoll zu führen, in 
welchem die hauptsächlichsten Vorgänge und die Beschlüsse ersichtlich gemacht werden. 
Jedes Protokoll ist von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer, welcher fallweise von 
ersterem bestimmt wird, zu unterfertigen und dem Revierbergamte vorzulegen. 


9. Localarbeiterausschtisse. 
§ 23. 

Die von den Arbeitern eines Werkes gewählten Delegierten für die Versammlung 
der Arbeiter bilden den Localarbeiterausschuss. Das Genossenschaftsstatut hat zu 
bestimmen, dass bei Werken, bei welchen die Zahl der Delegierten weniger als drei 
beträgt, der Localarbeiterausschuss auf drei Mitglieder zu ergänzen ist. Die Aufgabe des 
Localarbeiterausschusses besteht zunächst darin, dem Werksherrn oder dessen Beamten 
die Wünsche und Beschwerden der Arbeiterschaft oder eines Theiles derselben in 
Beziehung auf den Lohnvertrag und die sonstigen Arbeitsbedingungen vorzutragen, sowie 
die Beilegung von in dieser Hinsicht vorhandenen Meinungsverschiedenheiten anzubahnen. 

Ueberhaupt haben die Localarbeiterausschüsse zur Erhaltung des guten Einver- 
nehmens zwischen den Werksherren und deren Organen einerseits, und den Arbeitern 
anderseits durch angemessene Einwirkung beizutragen. 

Der Ausschuss kann überdies mit seiner Zustimmung vom Werksherrn auch noch 
mit anderen Aufgaben betraut werden. Insbesondere kann demselben eine Mitwirkung 
bei der Verwaltung der bei dem betreffenden Werke bestehenden Wohlfahrtseinrichtungen, 
soweit sie nicht Einrichtungen der Genossenschaft sind, sowie bei der Ueberwachung 
der Befolgung der Dienstordnung und der für die Gesundheit und Sicherheit der Arbeiter 
erlassenen Vorschriften und Anordnungen übertragen werden. Wo einheitliche Dienst- 
ordnungen (§ 9, lit. d) nicht bestehen, hat der Localarbeiterausschuss vor Aufstellung 
der Dienstordnung sein Gutachten über dieselbe abzugeben. 


10. Einigungsamt. 


a) Zweck und Aufgaben. 
§ 24. 

Der grosse Ausschuss der Genossenschaft hat im Bedarfsfalle als Einigungsamt 
zu fungieren (§ 11, Punkt 2). Dieses ist zur Herbeiführung eines gütlichen Ueberein- 
kommens zwischen den der Genossenschaft angehörenden Arbeitgebern und Arbeitern 
über die Bedingungen der Fortsetzung oder Wiederaufnahme des Arbeitsverhältnisses 
bestimmt und hat insbesondere die Aufgabe, vermittelnd einzugreifen, wenn über die 
aus dem Arbeitsvertrage entspringenden Rechte und Verpflichtungen oder über die 
Abänderung des Arbeitsvertrages Meinungsverschiedenheiten zwischen Unternehmern und 
Arbeitern entstanden sind oder zu entstehen drohen. 


b) Competenz. 
§ 25. 

Vor das Einigungsamt gehören nur solche Angelegenheiten, welche die gesammte 
Arbeiterschaft oder ganze Gruppen von Arbeitern eines oder mehrerer zur Genossenschaft 
gehdiiger Werke angehen. 

Die Entscheidung über die aus dem Lohn- und Arbeitsvertrage entspringenden 
einzelnen Streitfälle steht dem Einigungsamte nicht zu. 


c) Zusammensetzung. 
§ 26. 
Das Einigungsamt besteht aus einem Vorsitzenden und den Mitgliedern des grossen 
Ausschusses als Beisitzern. 
Der Vorsitzende des Einigungsamtes ist nicht ständig, sondern wird für jede Ver- 
handlung von dem grossen Ausschusse mit absoluter Stimmenmehrheit gewählt und kann 
10* 
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auch eine ausserhalb der Genossenschaft atehende Person sein. Diese Wahl kann nur in 
einer Sitzung erfolgen, in welcher bei Vornahme der Wahl mindestens die Hälfte der 
Ausschussmitglieder jeder Gruppe anwesend ist. An der Wahl kann sich immer nur 
eine gleiche Anzahl von Mitgliedern aus den beiden Gruppen betheiligen. Die Aus- 
scheidung der Ueberzähligen erfolgt durch das Los. 

Die Wahl leitet der Obmann des grossen Ausschusses oder dessen Stellvertreter. 
Wenn nach dreimaligem Wahlgange eine absolute Stiinmenmehrheit nicht erzielt wird, 
oder wenn die Versammlung zur Wahl fruchtlos verlief, weil nicht die genügende Anzahl 
wahlberechtigter Mitglieder anwesend war, so bestimmt den Vorsitzenden die Berghaupt- 
mannschaft im Einvernelimen mit der politischen Landcsstelle. Doch darf in diesem 
Falle keine der Genossenschaft angehörige Person berufen werden, 

Der Vorsitzende muss österreichischer Staatsbürger, eigenberechtigt und wenigstens 
30 Jahre alt sein. 

Die im § 5 unter 1—4 angeführten Ausschliessungsgründe gelten auch hinsicht- 
lich der Wählbarkeit des Vorsitzenden. 


d) Verhandlung. 
§ 27. 

Die Verhandlung vor dem Einigungsamte ist einzuleiten, wenn ınündlich oder 
schriftlich von einer der Genossenschaftsgruppen bei dem grossen Ausschusse das Ansuchen 
hierum gestellt wird. Sie ist ferner einzuleiten, wenn seitens eines oder mehrerer 
Werksbesitzer oder seitens der bei einem zur Genossenschatt gehörigen Werke 
beschäftigten Arbeiterschaft oder einer Gruppe derselben das Einschreiten erfolgt. In 
dem Ansuchen ist der Anlass desselben unter eventueller Bezeichnung der Kategorie der 
Arbeiterschaft, die es betrifft, darzulegen. 

Ausnahinsweise ist eine solche Verhandlung auch dann einzuleiten, wenn das 
Revierbergamt im Einvernehmen mit der politischen Behörde erster Instanz hiezu im 
Interesse der Verhinderung oder Beilegung eines Arbeitsausstandes auffordert. 

Die Anrufung seitens einer Partei kann erst erfolgen, wenn vorher zwischen dem 
Arbeitgeber und dem Localarbeiterausschusse über den Streitgegenstand fruchtlos ver- 
handelt worden ist. 

Nachdem der Vorsitzende des Einigungsamtes gewählt oder bestellt ist, hat der- 
selbe nach allfälliger Einvernehmung der Interessenten die Verhandlung anzuordnen und 
die Beisitzer davon rechtzeitig zu verständigen. 

An der Verhandlung hat ausser dein Vorsitzenden eine gleiche Anzahl Beisitzer 
aus jeder der beiden Gruppen der Genossenschaft theilzunehmen. Sind aus einer Gruppe 
mehr erschienen, so sind die überzähligen Beisitzer durch das Los auszuscheiden. Zur 
Verhandlung ist die Anwesenheit von mindestens je zwei Beisitzern aus dem Kreise der 
Unternehmer und der Arbeiter erforderlich. 

Aus der Reihe der an der erfolgten Inanspruchnahme des Einigungsamtes unmittelbar 
betheiligten Personen sind Vertrauenspersonen, und zwar sowohl aus dem Kreise der 
Unternehmer, als aus jenem der Arbeiter der Verhandlung beizuziehen. Dieselben werden 
in der vom Einigungsamte festzusetzenden Zahl, und zwar aus beiden Theilen in gleicher 
Zahl vom Vorsitzenden des Einigungsamtes im Einverständnisse mit den Interessenten 
bestimmt. 

Ausserdem ist das Einigungsamt berechtigt, die Bergbehörden zur Theilnahme an 
der Verhandlung einzuladen. In dem Falle, als eine Verhandlung über die im Einver- 
nehmen mit der politischen Behörde erster Instanz ergangene Anorduung des Revier- 
bergamtes stattfindet, steht es diesen Behörden frei, auch ohne Einladung seitens des 
Einigungsamtes zur Verhandlung Vertreter zu entsenden. 

Die Verhandlung ist mündlich, an keine bestimmten Formeln oder Regeln gebunden 
und erfolgt mit Ausschluss der Oeffentlichkcit. 

Das Einigungsamt kann, wenn es zur Aufklärung einzelner strittiger, thatsäch- 
licher Verhältnisse unerlässlich erscheint, Zeugen und Sachverständige vernehmen, sowie 
von öffentlichen Behörden und Corporationen Auskünfte einholen. 
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Die Verhandlung ist solange fortzusetzen, bis eine Einigung zwischen den Ver- 
trauenspersonen erzielt oder die Unthunlichkeit einer solchen constatiert wurde. 

Hiebei ist nach erfolgter Klarstellung der Verhältnisse in gemeinsamer Verhandlung 
jedem Theile Gelegenheit zu geben, sich über die Angaben des anderen Theiles sowie 
über die vorliegenden Auskünfte der Zeugen, Sachverständigen und eintretendenfalls der 
Behörden und Corporationen zu äussern. 

Sobald sich die Vertrauensmänner der einen oder anderen Partei weigern, an der 
Verhandlung theilzunehmen, ist die Verhandlung abzubrechen und dies vom Obmanne 
unter Angabe des Grundes öffentlich bekannt zu machen. 


e) Spruch 
§ 28. 

Kommt eine Einigung zustande. so ist der Inhalt durch eine von sämtlichen 
Mitgliedern des Einigungsamtes sowie von den Vertraueuspersonen zu unterzeichnende 
Bekanntmachung zu veröffentlichen. 

Kommt eine Einigung überhaupt oder in einzelnen Punkten nicht zustande, so 
hat das Einigungsamt in Abwesenheit der Vertrauenspersonen mit Stimmenmehrheit 
einen Schiedspruch abzugeben, welcher sich auf die zwischen den Parteien strittig geblie- 
benen Fragen zu erstrecken hat. Ist auf diese Art ein Schiedspruch zustande gekommen, 
so ist derselbe den Parteien mit der Aufforderung zu eröffnen, sich binnen einer zu 
bestimmenden Frist darüber zu erklären, ob sie sich dem Schiedsspruche unterwerfen. 
Nach Ablauf der Frist hat das Einigungsamt eine von sämmtlichen Mitgliedern desselben 
unterzeichnete öffentliche Bekanntmachung zu erlassen, welche den abgegebenen Schied- 
spruch, die darauf abgegebenen Erklärungen der Parteien und, falls über einzelne Fragen 
eine Einigung erzielt wurde, auch den Inhalt dieser Einigung enthält. 

Stehen bei der Beschlussfassung über den Schiedspruch die Stimmen sämmtlicher 
Beisitzer aus der ersten Gruppe der Genossenschaft jenen ‚ler sämmtlichen Beisitzer aus 
der zweiten Gruppe entgegen, so kann der Vorsitzende sich seiner Stimme enthalten 
und feststellen, dass ein Schiedspruch nicht zustande gekommen ist. 

Ist weder eine Einigung noch ein Schiedspruch zustande gekommen, so ist dies 
von dem Vorsitzenden öffentlich bekannt zu machen. 


11. Schiedsgericht. 


a) Zusammensetzung, Vorsitz, Beschlussfassung. 
§ 29. 

Der Vorstand der Genossenschaft mit Ausschluss des Präsidenten ist zugleich 
Schiedsgericht in Streitfällen, welche aus dem Lohn- und Arbeitsverhältnisse zwischen 
den Unternehmern und einzelnen Arbeitern entstehen. 

Die Vorstandsmitglieder können die Fuuction als Schiedsgericht nur nach Zu- 
zichung eines Vorsitzenden und bei Anwesenheit einer gleichen Anzahl Mitglieder aus 
beiden Gruppen der Genossenschaft ausüben. Die Ausscheidung eines hienach etwa 
überzähligen Mitgliedes erfolgt durch das Los. Der Vorsitzende und dessen Stellvertreter 
werden von der Berghauptmannschaft auf die Dauer der Function des Vorstandes ernannt 
und dürfen nicht Mitglieder der Genossenschaft sein. Das Amt derselben ist ein Ehren- 
amt und sie haben nur Anspruch auf Ersatz ihrer baren Auslagen. 

Mitglieder, welche an der Streitsache unmittelbar oder mittelbar betheiligt oder 
bei dem Werke, bei welchem der Streit entstanden ist, bedienstet sind, sind von der 
Mitwirkung beim Schiedsgerichte ausgeschlossen. 

Ein Schiedsspruch, der unter Mitwirkung einer Person, welcher ein Ausschliessungs- 
grund entgegensteht, zustande gekommen ist, ist nichtig, wenn die Nullität beim Revier- 
bergamte binnen acht Tagen geltend gemacht und von diesem anerkannt wird. Die 
Angelegenheit kann dann neuerlich vor das Schiedsgericht gebracht werden. Gegen die 
Entscheidung des Revierbergamtes steht jedem Streittheile die Anfechtung durch Ueber- 
reichung einer Klage bei dem ordentlichen Richter innerhalb der Frist von acht Tagen 
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vom Tage der Zustellung der Entscheidung zu. Die Ueberreichung der Klage ist inner- 
halb dieser Frist von der den Rechtsweg betretenden Partei bei dem Schiedsgerichte 
auszuweisen. Durch die Anfechtung der Entscheidung des Revierbergamtes wird aber 
die vorläufige Vollziehung des Schiedsspruches nicht aufgehalten. 

Mitglieder des Schiedsgerichtes, gegen deren Unbefangenheit und Unparteilich- 
keit Bedenken obwalten, können von der Partei abgelehnt werden. Von diesem Rechte 
kann die Partei jedoch nur vor Beginn der Verhandlung, oder sobald sie im Laufe der- 
selben zur Kenntnis des den Ablehnungsgrund bildenden Umstandes gelangt ist, Gebrauch 
machen. 

Für jedes von der Mitwirkung bei dem Schiedsgerichte ausgeschlossene, an der- 
selben verhinderte oder von einer Partei abgelehnte Mitglied ist aus den der betreffenden 
Gruppe angehörenden Mitgliedern des grossen Ausschusses vom Präsidenten oder desseu 
Stellvertreter ein Ersatzmann durch das Los zu bestimmen. 


b) Competenz. 
§ 30. 

Das Schiedsgericht ist zur Entscheidung der vorbezeichneten Streitigkeiten nur 
dann competent, wenn dieselben während der Dauer oder längstens binnen 30 Tagen 
nach Auflösung des Lohn- und Arbeitsverhältnisses angebracht werden und der belangte 
Theil sich in die Verhandlung vor dem Schiedsgerichte einlässt. In allen anderen Fällen 
sind solche Streitigkeiten vor den zuständigen staatlichen Gerichten auszutragen. Eine 
Streitsache, über welche die Verhandlung vor dem Schiedsgerichte bereits begonnen 
worden ist, kann nicht mehr vor das ordentliche Gericht gebracht werden. 

Das Schiedsgericht kann bei Entscheidung der Hauptsache auch aussprechen, dass 
der unterliegende Theil die Kosten des Verfahrens zu tragen habe. 


c) Verfahren. 
§ 31. 

Das Verfahren vor den Schiedsgerichten wird durch das Statut der Genossenschaft 
geregelt. 

Die Entscheidungen des Schiedsgerichtes erfolgen durch absolute Stimmenmehrheit. 

Die vor dem Schiedsgerichte abgeschlossenen Vergleiche und die schiedagericht- 
lichen Entscheidungen sind in ein Protokoll einzutragen, das im ersteren Falle von 
beiden Parteien zu unterfertigen ist. Auf Verlangen ist den Parteien eine Anıtsurkunde 
über den Vergleich und eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses auszufolgen. 
Diese Urkunden sind von dem Vorsitzenden des Schiedsgerichtes zu unterschreiben und 
mit dem Amtssiegel des Schiedsgerichtes zu verschen. Die Vergleiche und Entscheidungen 
sind im Verwaltungswege vollzichbar. Gegen die schiedsgerichtlichen Erkenntnisse sind 
mit Ausnahme der Geltendmachung der Nullität (8 29, 4. Absatz) keinerlei Rechtsmittel 
und Klagen zulässig. 


12. Vergütung von Auslagen an Mitglioder der Genossenschaft. 
§ 32. 

Für die Theilnahme an den Versammlungen gebürt keinem Mitgliede eine Ver- 
gütung. Für die Theilnahme an den Sitzungen des Vorstandes, der Ausschüsse, des 
Einigungsamtes und des Schiedsgerichtes gebürt den Mitgliedern aus der zweiten Gruppe 
der Ersatz der Reisekosten, ein angemessener Zehrkostenbeitrag und eine Entschädigung 
für den Verdienstentgang. Die Höhe der Vergütung wird durch das Statut festgesetzt. 
Mitglieder, welche der ersten Gruppe angehören, haben auf eine Vergütung der vorbe- 
zeichneten Art keinen Anspruch. Jedoch können sie den Ersatz anderer ihnen für Zwecke 
der Genossenschaft erwachsenen baren Auslagen begehren. 


18. Kosten für Zwecke der Genossenschaft. 
§ 33. 
Die für die laufenden Geschäfte der Genossenschaft erwachsenden Kosten, worunter 
auch die dem Vorsitzenden des Schiedsgerichtes nach Vorschrift des $ 29 und die den 
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Mitgliedern des Ausschusses der zweiten Gruppe nach Vorschrift des § 32 gebiirende 
Vergütung gehört, hat die Gruppe der Werksbesitzer zu tragen. Die Kosten für die 
Verhandlungen des Schiedsgerichtes sind hier nur insoweit verstanden, als sie nicht von 
einer Partei hereingebracht werden. Die Kosten der Verhandlungen vor dem Einigungs- 
amte sind in Ermanglung eines anderen Uebereinkommens von beiden Gruppen der 
Genossenschaft zu gleichen Theilen zu tragen. 

Ueber den für die Zwecke der Genossenschaft, beziehungsweise der einzelnen 
Gruppen erforderlichen Kostenaufwand, sowie über dessen Bedeckung, sind alljährlich 
Voranschläge zu verfassen. Die von den Versainmlungen beschlossenen Voranschläge 
bedürfen der Genehmigung der Berghauptmannschaft, welcher dieselben im Wege des 
Revierbergamtes vorzulegen sind. Nachtragserfordernisse sind in gleicher Weise zu 
behandeln. 

Die Bestimmungen über die Art der Bemessung und Einhebung der Umlagen 
innerhalb der einzelnen Gruppen enthält das Statut. 

Rückständige Beiträge der Genessenschaftsmitglieder werden über Ansuchen des 
Vorstandes im Verwaltungswege eingetrieben. 


14. Cassagebarung und Rechnungsführung. 
§ 34, 

Für die ordnungsmässige Führung der Cassen-, Rechnungs- und Kanzleigeschäfte 
der ganzen Genossenschaft, wie der Gruppen ist der Vorstand verantwortlich. Das für 
diese Geschäfte bestellte Hilfspersonale hat die Geschäftsordnung und die von dem Vor- 
stande erhaltenen Instructionen genau zu beobachten. 


15. Rechnungslegung. 
§ 35. 

Der Vorstand der Genossenschaft hat alljährlich längstens bis Ende März eine 
ordnungsmässig belegte Schlussrechnung über die Einnahmen und Ausgaben der Genossen- 
schaft und jeder der beiden Gruppen nach eingeholter Genehmigung der Versammlungen 
dem Revierberganıte vorzulegen. 

16. Statut. 
§ 36. 

Jede Genossenschaft hat ein Statut aufzustellen, welches der Genehmigung der 
Berghauptmannschaft unterliegt, in deren Bezirk die Geschäftsführung der Genossenschaft 
ihren Sitz hat. 

Das Statut hat die näheren Bestimmungen zu enthalten: 

1. über den Umfang der Genossenschaft und den Sitz der Geschäftsführung; 

2. über die Rechte und Pflichten der Mitglieder; 

3. über die Evidenzhaltung der Genossenschaftsmitglieder, der Stimimberechtigung, 
sowie der activen und passiven Wahlfähigkeit derselben; 

4. über die Art der Legitimation der Vertreter und Bevollmächtigten von Mit- 
gliedern der ersten Gruppe für die Theilnahme an den Versammlungen und die Ausübung 
des Stimmrechtes; 

5. über die Anzahl der Mitglieder der Ausschüsse; 

6. über die Geschäftsführung der Genossenschaft, der Ausschüsse, des grossen 
Ausschusses und des Vorstandes; 

7. über die speciellen Befugnisse und Functionen des Präsidenten; 

8. über die Art der Wahlen; 

9. über die Einberufung der Versammlungen und Sitzungen; 

10. über die Erfordernisse zur giltigen Beschlussfassung in den Versammlungen, 
in den Ausschüssen und im Vorstande; 

11. über die Veröffentlichung des Ergebnisses der vor dem Einigungsamte 
gepflogenen Verhandlungen; 
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12. über die Geschaftsttihrung des Schiedsgerichtes und das Verfahren vor 
demselben; 

13. über den Wirkungskreis der Local-Arbeiterausschiisse ; 

14. über die Protokollfiihrung bei den Versammlungen und Ausschussitzungen ; 

15. über die Höhe der den Mitgliedern des Vorstandes, der Ausschüsse und des 
Schiedsgerichtes aus der zweiten Gruppe gebürenden Vergütung; 

16. über die Art der Bemessung und Einhebung der Uıhnlagen; 

17. über die Verwaltung des Vermögens der Genossenschaft und der Gruppen 
derselben, sowie über die Art der Verfassung der Voranschläge. 

Ausserdeın kann das Statut auch andere mit dem enönsönsehafiiewsche im 
Zusammenhange und mit diesem Gesetze nicht im Widerspruche stehende Bestimmungen 
enthalten. 

Bis zur Aufstellung und Genehmigung des Statuts steht es dem Revierbergamte 
zu, die zur Durchführung des Gesetzes erforderlichen Anordnungen provisorisch zu treffen. 


17. Geschäftsordnung. 
§ 37. ° 
Der grosse Ausschuss kann unter Beobachtung dieses Gesetzes und des Statuts 
eine Geschäftsordnung feststellen. 


18. Auflösung. 
a) Fälle der Auflösung. 
§ 38. 


Eine Genossenschaft wird durch Wegfall sämmtlicher zu derselben gehörigen 
Werke oder durch Vereinigung mit einer anderen Genossenschaft (§§ 1, 9 und 21) 
aufgelöst. 

Ausserdem kann eine Genossenschaft durch Verfügung der Berghauptmannschaft 
aufgelöst werden, wenn sie den Bedingungen des selbständigen Bestandes nicht mehr 
entspricht. 


b) Verfügung über das Vermögen der Genossenschaft im Falle der 
Auflösung. 


§ 39. 


Wird eine Genossenschaft durch Vereinigung mit einer anderen Genossenschaft 
aufgelöst, so geht das Vermögen der ersteren sammt allen darauf haftenden Rechten 
und Verbindlichkeiten an die letztere, beziehungsweise das Vermögen der einzelnen 
Gruppen der ersteren an die gleichartigen Gruppen der letzteren über. 

Wird eine Genossenschaft durch Verfügung der Berghauptmannschaft ohne Ver- 
einigung mit einer anderen Genossenschaft ($ 38, 2. Absatz) oder durch den Wegfall 
sämmtlicher zu derselben gehörigen Werke aufgelöst, so sind aus dem Vermögen die 
darauf haftenden Verpflichtungen zu erfüllen und bleiben auch die aus privatrechtlichen 
Titeln oder aus Stiftungen auf dem Vermögen ruhenden Lasten aufrecht. 

Der lastenfreie Rest ist nach Bestimmung des Statuts und in Ermanglung einer 
solchen nach Bestimmung des Ackerbauministeriums als oberster Bergbehörde zu gemein- 
nützigen berginännischen Zwecken zu verwenden. 


19. Beaufsichtigung. 
8 40. 


Die Genossenschaften stehen unter der Aufsicht der Bergbelörde. Dem Revier- 
bergamte des Bezirkes, innerhalb dessen die Geschäftsführung der Genossenschaft ihren 
Sitz hat, steht die unmittelbare Ueberwachung,, und zwar bezüglich jener Genossen- 
schaften, die sich auch auf den Bezirk eines anderen Revierbergamtes erstrecken, im 
Einvernehmen mit diesem zu. 
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Das Revierbergamt ist berechtigt, zu den Versammlungen, Ausschuss- und Vor- 
standssitzungen einen Commissar zu entsenden, Beschlüsse zu sistieren, Versammlungen 
zu schliessen, Ausschüsse aufzulösen, in die ganze Geschäftsführung Einsicht zu nehmen, 
die Cassagebarung und die Rechnungen zu prüfen. 

Das Revierbergamt hat darüber zu wachen, dass die Bestimmungen dieses Gesetzes 
genau beobachtet, insbesondere dass die vorgeschriebenen Versammlungen und Sitzungen 
abgehalten werden. Dasselbe kann nöthigenfalls selbst die Wahlen anordnen, Versamm- 
lungen und Ausschusssitzungen einberufen. 

Die Wahlen der Obmänner der Ausschüsse unterliegen der Bestätigung des 
Revierbergamtes. Die Verweigerung der Bestätigung einer Wahl, die Sistierung von 
Beschlüssen, die Schliessung von Versammlungen und die Auflösung von Ausschüssen 
kann nur wegen Gesetzwidrigkeiten, aus Gründen des öffentlichen Interesses oder wegen 
Gefährdung des Genossenschaftszweckes erfolgen. Im Falle der Auflösung eines Aus- 
schusses sind sofort die erforderlichen Nachwahlen (§ 18) vorzunehmen. 

Welche Beschlüsse der Genehmigung der Berghauptmannscheft unterliegen, ist an 
den betreffenden Orten dieses Gesetzes angegeben. 

In den Fällen des § 3 (letzter Absatz) entscheidet die Berghauptmannschaft, in 
den Fällen des $ 17 (letzter Absatz) das Revierbergamt endgiltig. Die Entscheidung 
des Revierbergamtes über die behauptete Nullität eines Schiedsspruches ($ 29, 4. Absatz) 
kann nur im Rechtswege angefochten werden. Iin übrigen gelten bezüglich des Rechts- 
zuges bei Entscheidungen des Revierbergamtes und der Berghauptmannschait die Bestim- 
mungen des allgemeinen Berggesetzes vom 23. Mai 1854, R.-G.-Bl. Nr. 146, und des 
Gesetzes vom 21. Juli 1871, R.-G.-Bl. Nr. 77, über die Einrichtung und den Wirkungs- 
kreis der Bergbehörden. 


20. Stempelpflicht. 
§ 4l. 

Die Genossenschaften geniessen hinsichtlich ihrer Correspondenz mit den öffent- 
lichen Behörden und Aemtern ausser beim gerichtlichen Verfahren die persönliche Gebiiren- 
befreiung. Die Verhandlungen vor den Einigungsämtern und Schiedsgerichten mit Ein- 
schluss der Vergleiche und Erkenntnisse sind unbedingt gebürenfrei. 


21. Besondere Bestimmungen bei Naphthabetrieben. 
§ 42. 

Insoweit die besonderen Verhältnisse dieser Betriebe zur Gewinnung der wegen 
ihres Gehaltes an Erdharz benützbaren Mineralien, auf welche das Gesetz vom 11. Mai 
1884, R.-G.-Bl. Nr. 71, Anwendung findet, Abweichungen von den Bestimmungen der 
§§ 4 und 5, sowie der damit im Zusammenhange stehenden Bestimmungen des Gesetzes 
bedingen, sind die geeigneten Bestimmungen im Verordnungswege zu erlassen. 


22. Beginn der Wirksamkeit des Gesetzes. 
§ 43. 


Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung in Wirksamkeit. Die Genossen- 
schaften haben ihre Geschäftsführung längstens sechs Monate nach Kundmachung der 
berghauptmannschaflichen Verordnung, durch welche deren Errichtung angeordnet wird, 
zu beginnen. 


28. Vollzug des Gesetzes. 
§ 44. 


Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes ist Mein Ackerbauminister im Einvernehmen 
mit den übrigen betheiligten Ministern beauftragt. | 


DAS GESETZ VOM 27. APRIL 1896, 
NE: 70 R.-G.-BL., BETREFFEND RATENGESCHAFTE 


EINGELEITET VON 


DR. HERMANN v. SCHULLERN-SCHRATTENHOFEN. 


Das vorliegende Gesetz ist eine der augenfälligsten Aeusserungen jener 
immer allgemeiner gewordenen Erkenntnis, dass der Verfolgung privatwirtschaftlicher 
Ziele dann Beschränkungen auferlegt werden müssen, wenn daraus für die Volks- 
wirtschaft Nachtheile zu befürchten sind. Das Gesetz greift sehr energisch in die 
Vertragsfreiheit ein, u. zw. nicht nur durch seine positiven Bestimmungen, sondern 
auch dadurch, dass es Vereinbarungen, die dem Gesetze zuwiderlaufen, als 
ungiltig erklärt, jenen Bestimmungen also einen coercitiven Charakter gibt. Ein 
solches Vorgehen muss seine Begründung in einem sehr wichtigen, volkswirt- 
schaftlichen Interesse finden, wenn es gerechtfertigt sein soll. 

Wir wollen zunächst den Inhalt des Gesetzes kurz zusammenfassen und 
dann einige Momente anführen, aus denen seine Berechtigung hervorgehen soll. 


Bei Ratengeschäften, d. h. solchen in Ausübung eines Handels- oder ander- 
weitigen Gewerbebetriebes vorgenommenen Verkäufen beweglicher Sachen, seien 
diese nun Waren, Lose, Wertpapiere oder was immer, bei denen der Kaufpreis 
in Raten zu entrichten ist, das Kaufsobject aber vor der vollständigen Zahlung 
des Kaufpreises übergeben wird, muss der Verkäufer, wenn er das vorbehaltene 
Recht des Rücktrittes vom Kaufe für den Fall, dass der Käufer seine Verpflich- 
tungen nicht erfüllt, ausüben will, das empfangene Angeld und die bezahlten 
Raten sammt den gesetzlichen Zinsen zurückstellen und dem Käufer die auf 
die Sache gemachten nothwendigen und nützlichen Verwendungen ersetzen; 
Bestimmungen über ein vom Käufer zu entrichtendes Entgelt für die Benützung 
der Sache und über eine von ihm zu leistende Schadloshaltung des Verkäufers 
können rechtsgiltig erst nach Auflösung des Vertrages getroffen werden. Termin- 
verlust zu Ungunsten des Käufers kann erst eintreten, wenn er mit zwei aufeinander 
folgenden Raten im Rückstande ist; eine andere Strafe für die Versäumung von 
Ratenterminen kann überhaupt nicht vereinbart werden. Die Einwendung der 
laesio enormis innerhalb der im b. G.-B. vorgesehenen Verjährungsfrist bleibt 
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dem Käufer unter allen Umständen gewahrt, ebenso der Anspruch auf Gewähr- 
leistung für Mängel, u. zw. dieser solange, bis der Kaufpreis vollständig abgezahlt 
ist. Von dem Ratenbrief, falls ein solcher errichtet wird, muss der Verkäufer dem 
Käufer bei sonstiger Straffälligkeit auf eigene Kosten eine Abschrift anfertigen 
und einhändigen, u. zw. spätestens bei Uebergabe der Sache. Klagen aus dem 
Ratengeschäfte dürfen nur beim Personalgerichtsstand des Käufers eingebracht 
werden, falls de'selbe in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Län- 
dern seinen Wohnsitz hat; bei einem anderen Gerichte kann nur dann über die 
Klage giltig verhandelt werden, wenn der Geklagte trotz richterlicher Belehrung 
darauf eingeht; das Verfahren selbst ist unter allen Umständen das Summarverfahren 
mit freier Beweiswürdigung seitens des Richters, der auch neben oder gegen 
den schriftlicheh Vertrag gerichtete, mündliche Vereinbarungen zu beachten hat. 
Alle diesen Bestimmungen zuwiderlaufenden Zugeständnisse des Käufers sind 
ungiltig. Das Gesetz gilt auch für Verträge, welche den Zweck des Ratengeschiiftes 
auf andere Weise, z. B. durch mietweise Ueberlassung einer Sache anstreben; 
es gilt nur dann nicht, wenn das Geschäft auf Seiten des Käufers ein Handels- 
geschäft ist. (S. biezu $ 4 al. 2 und § 10.) 

Dass dieses Gesetz in seiner ganzen Schärfe einem wirklichen Bedürfnisse 
entspricht, ergibt sich aus der Erkenntnis der schweren Uebelstände, welche die 
Ausartungen des Ratengeschäftes, solange es ohne jede Beschränkung abgeschlossen 
werden konnte, hervorgebracht haben. Jeder Praktiker, insbesondere jeder Advocat, 
dessen Clientel Bauern oder Mitglieder des kleineren Bürger- und des Arbeiter- 
standes umschliesst, hat gewiss oft schon diese Missstände erkannt und sicher 
wiederholt bedauert, dass die Rechtssprechung Ratenverträgen, wie sie häufig 
vorgekommen sind, vor Erlass des vorliegenden Gesetzes Rechtsgiltigkeit zuerkennen 
musste. Das Zugeständnis von Raten ist ein vorzügliches Mittel gewesen, um in 
illoyaler Weise einen Kundenkreis zu gewinnen, das heisst Leute zu mit ihren 
wirtschaftlichen Interessen. unvereinbaren, über ihre Zahlungskraft weit hinaus- 
gehenden Kaufgeschäften heranzuziehen, die Gegenstände, welche ihnen nicht 
absolut nothwendig, aber aus irgend welchem, oft sehr thörichten Gründe, 
momentan wünschenswert erschienen, betrafen. Dies galt insbesondere von An- 
kaufen gewisser Luxusobjecte (Spiegel, Farbendrucke, Kleidungsstücke u. s. w.), 
dann von Näh- und manchen für den Kleinbetrieb wenig geeigneten landwirt- 
schaftlichen Maschinen. Wenn man ihnen sagte, dass sie nur monatlich einen 
kleinen Betrag zu zahlen hätten und man bei Versäumnis der Termine die grösste 
Nachsicht walten lassen werde, liessen sie sich durch die Lobpreisungen der 
Ware von Seiten mancher Händler oder ihrer Agenten leicht bethören, derartige 
Verträge abzuschliessen, vielfach mittels vorgedruckter Formularien, deren Wort- 
laut sie oft nicht einmal kannten, da er den mündlichen Vereinbarungen wider- 
sprach und sie vertrauensselig das Gedruckte nicht lasen; das hatte dann am Ende 
für sie dieselbe Wirkung, als ob sie einem Wucherer ins Garn gegangen 
wären. Dass dabei auch vielfach elende Ware zum Verkaufe gelangte, kann nicht 
wundernehmen. 

In manchen Gegenden, 7. B. in Tirol, haben derartige Geschäfte nicht 
selten den gänzlichen Untergang bereits gefährdeter Bauernwirtschaften zur 
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Folge gehabt. Die psychologischen Momente, die dabei mitspielen, hervorzuheben, 
ist hier nicht der Ort, ebensowenig nachzuweisen, dass derartige privatwirt- 
schaftliche Schädigungen sich volkswirtschaftlich schwer fühlbar machen können; 
das alles sind Dinge, die heute wohl ziemlich allgemein bekannt und anerkannt sind. 


Es mag genügen, schliesslich zu bemerken, dass das Herrenhaus an der 
ursprünglich vom Abgeordnetenhause beschlossenen Fassung des Gesetzes, dessen 
Tendenz allgemeine Anerkennung gefunden, mehrfache Abänderungen vorgenommen 
hat, indem es alle jene Bestimmungen ausschied, die dem Abschlusse von wirt- 
schaftlich schädlichen Ratenkäufen vorbeugen sollten, dagegen aber die civil- 
rechtlichen und civilprocessualen Maassregeln zum Schutze des Ratenkäufers 
mehrfach verschärfte und erweiterte. 


Das Abgeordnetenhaus trat dem Beschlusse des Herrenhauses über Antrag 
des Justizausschusses bei, so dass das heutige Gesetz diesem letzteren Beschlusse 
entspricht; dabei hegte der Justizausschuss die Hoffnung, dass die durch den 
Beschluss des Herrenhauses und bierüber durch das Abgeordnetenhaus selbst an 
dem ursprünglichen Gesetzentwurf getroffenen Abänderungen den Rechtsschutz 
gegen wucherische Ratengeschäfte nicht auf die Dauer beschränken würden, da 
eine entsprechende Fortbildung der Gesetzgebung gegen den Wucher und insbe- 
sondere den Warenwucher zu erwarten sei. 


Gesetz vom 27. April 1896, betreffend Ratengeschäfte. 


Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 


§ 1. 

Ratengeschafte im Sinne dieses Gesetzes sind in Ausiibung eines Handels- oder 
anderen Gewerbebetriebes vorgenommene Verkäufe beweglicher Sachen, deren Kaufpreis 
in Theilbeträgen (Raten) zu entrichten ist, und welche dem Käufer vor der vollständigen 
Zahlung des Kaufpreises übergeben werden. 


§ 2. 

Hat der Verkäufer sich fiir den Fall der Nichterfüllung der dem Käufer obliegen- 
den Verpflichtungen das Recht des Rücktrittes vom Vertrage vorbehalten, so ist derselbe, 
wenn er hievon Gebrauch macht, verpflichtet, dem Käufer das empfangene Angeld und 
die gezahlten Raten sammt gesetzlichen Zinsen vom Empfangstage an zurückzuerstatten 
und die auf die Sache gemachten nothwendigen und nützlichen Verwendungen zu 
ersetzen. Eine entgegenstehende Vereinbarung ist ungiltig. 

Der Käufer hat dagegen dem Verkäufer die Sache zurückzustellen und ihn nach 
den Umständen des Falles schadlos zu halten. Insbesondere hat derselbe für die 
Benützung der Sache in der Zwischenzeit eine angemessene Vergütung zu leisten. Eine 
im vorhinein erfolgte Vereinbarung über die Höhe der zu leistenden Entschädigung ist 
ungiltig. 

§ 3. 

Hat der Verkäufer sich das Recht vorbehalten, im Falle des Ausbleibens von 
Ratenzahlungen die sofortige Zahlung sämmtlicher Raten zu fordern (Terminverlust), so 
kann er dieses Recht nur ausüben, wenn der Käufer mit mindestens zwei unmittelbar 
anfeinanderfolgenden Ratenzahlungen im Verzuge ist. Eine entgegengesetzte Vereinbarung 
ist unwirksam. 

Die Vereinbarung einer anderen Strafe als des Terminverlustes für den Fall der 
Nichterfüllung der dem Käufer obliegenden Verpflichtungen ist ungiltig. 
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§ 4. 


Dem Käufer steht das Rechtsmittel wegen Verkürzung über die Hälfte auch dann 
zu, wenn er den wahren Wert der Sache gekannt hat oder wenn er erklärt hat, dieselbe 
aus besonderer Vorliebe um einen ausserordentlichen Preis zu übernehmen. 

Dieses Rechtsmittel findet auch dann statt, wenn das Ratengeschäft ein Handels- 
geschäft ist. Ein Verzicht auf dieses Rechtsmittel ist unwirksam. Die Vereinbarung 
einer kürzeren als der dreijährigen Verjährungsfrist (§ 1487 a. b. G.-B.) ist ungiltig. 

Der Anspruch auf Gewährleistung wegen Mängel der Sache kann auch nach Ablauf 
von sechs Monaten ($ 933 a. b. G.-B.) noch so lange mittels Klage oder Einrede geltend 
gemacht werden, als die vollständige Zahlung des Kaufpreises nicht erfolgt ist. Eine 
Anzeige des Mangels ist zur Wahrung des Anspruches nicht erforderlich. Ein Verzicht 
auf den letzteren ist unwirksam. f 

Die Vereinbarung einer kürzeren Frist für die Haftbarkeit des Verkäufers ist 
ungiltig. 

§5. 

Wird über ein Ratengeschäft eine Urkunde (Ratenbrief) errichtet, so ist der Ver- 
käufer verpflichtet, spätestens bei Uebergabe der Sache auf seine Kosten dem Käufer 
eine Abschrift der Urkunde auszufolgen. Ein Verzicht auf die Ausfolgung der Abschrift 
ist unwirksam., 

Die Uebertretung dieser Vorschrift wird von den politischen Behörden mit einer 
Geldstrafe bis zu 50 fl, welche im Falle der Uneinbringlichkeit in eine angemessene 
Arreststrafe umzuwandeln ist, im Wege des im IX. Hauptstücke der Gewerbeordnung 
angeordneten Verfahrens geahndet. 


§ 6. 


Wenn der Käufer im Geltungsgebiete dieses Gesetzes seinen Wohnsitz hat, so 
findet für Klagen gegen ihn aus dem Ratengeschäfte der Gerichtsstand des Vertrages 
nicht statt und ist eine freiwillige Unterwerfung des Käufers unter einen anderen Gerichts- 
stand unverbindlich. 

Die Unzuständigkeit kann nur dadurch behoben werden, dass sich der Beklagte, 
ungeachtet vorhergegangener richterlicher Belehrung, auf die Verhandlung einlässt. 


§ 7. 

Bei Rechtsstreitigkeiten aus Ratengeschäften findet das Summarverfahren auch in 
denjenigen Fallen statt, in welchen nach dem Gesetze das ordentliche schriftliche oder 
miindliche Verfahren einzutreten hatte. 

Die Vorschriften über Sicherheitsleistung für Gerichtskosten finden keine An- 
wendung. 

§ 8. 

In Rechtsstreiten über Ratengeschäfte ist der Richter an die gesetzlichen Beweis- 
regeln nicht gebunden. sondern hat nach seiner freien, auf der Würdigung aller Um- 
stände beruhenden Ueberzeugung zu entscheiden. 

Insbesondere kann der Richter, wenn ein Ratenbrief errichtet wurde, auf münd- 
liche Zusagen, welche der Verkäufer oder sein Agent vor oder bei der Errichtung der 
Urkunde dem Käufer gegeben hat, Rücksicht nehmen, wenngleich dieselben mit der 
Urkunde nicht übereinstimmen. 

§ 9. 


Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auch auf Verträge, durch welche der 
Zweck des Ratengeschäftes auf anderem Wege, insbesondere durch mietweise Ueberlassung 
einer Sache erreicht werden soll, sinngemässe Anwendung. 


§ 10. 


Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden auf Ratengeschäfte, bei welchen das 
Geschäft auf. der Seite des Käufers ein Handelsgeschäft ist, keine Anwendung. 
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§ 11. 


Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden unter Aufrechthaltung der Vorschriften 
des Gesetzes vom 30. Juni 1878 (R.-G.-Bl. Nr. 90) sinngemässe Anwendung auf Ver- 
käufe von Losen und Wertpapieren, welche erst nach vollständiger Zahlung des in Raten 
abzustattenden Kaufpreises dem Käufer ausgefolgt werden. 


§ 12. 


Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit; es findet 
keine Anwendung auf Katengeschafte, welche vor diesem Zeitpunkte abgeschlossen wurden. 


§ 13. 


Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes sind Meine Minister des Innern, der Justiz und 
des Handels betraut. 


LITERATURBERICHT. 


Vilfredo Pareto, Cours d'économie politique, professé a l'université de Lausanne. 
Tome premier. Lausanne, F. Rouge (VIII + 430 S.) 

Ein gutes Lehrbuch der politischen Oekonomik zu schreiben, war zu jeder Zeit 
eine schwierige Aufgabe, und sie ist in unseren Tagen schwieriger geworden als je. Der 
Umfang der Wissenschaft hat sich in den letzten Decennien erheblich vergrössert, 
einerseits durch wichtige und tiefgreifende Forschungen auf dem historischen und 
statistischen Gebiete, andererseits durch die nicht weniger wichtigen und tiefgreifenden 
Errungenschaften auf dem Gebiete der reinen Theorie. Diese beiden Forschungsfelder 
gleichzeitig zu beherrschen und noch dazu die Kunst zu besitzen, ihre Hauptergebnisse 
in gedrängter und leichtfasslicher Darstellung wiederzugeben, ist wahrhaft nicht Sache 
eines jeden. Dass Pareto alle sich hier darbietenden Schwierigkeiten glücklich 
beseitigt hätte, lässt sich meines Erachtens nicht behaupten, jedenfalls aber bildet seine 
Arbeit einen sehr schätzbaren Beitrag zu der gegenwärtigen, nicht allzureichen Lehrbuch- 
literatur. Sie enthält eine Fülle interessanter Zusammenstellungen und treffender 
Bemerkungen, und der Verfasser tritt überall in seinem Buche als ehrlicher Forscher 
und sympathischer Mensch dem Leser entgegen. Ich möchte dies von vornherein aus- 
drücklich betonen, da ich mich im Folgenden des Raumes wegen fast ausschliesslich mit 
solchen Punkten beschäftigen werde, wo ich eine von der des Verfassers abweichende 
Meinung hege. 

Pareto, der, wenn ich nicht irre, ursprünglich Ingenieur und Mathematiker war, 
ist in der Nationalökonomik ein hervorragender Vertreter der von Cournot, Walras 
und Jevons geschaffenen mathematischen Methode. Auch in dem vorliegenden Buche 
kommen viele mathematisch eiugekleidete Formulierungen, beziehungsweise Beweise der 
behandelten Sätze vor; jedoch ist die Mathematik durchgehend in die Noten verbannt, 
so dass der Text sich ganz gut ohne alle mathematische Vorkenntnisse liest. In seiner 
allgemeinen theoretischen Auffassung schliesst er sich L. Walras eng an — eigentlich 
zu eng, da, wie ich später versuchen werde zu zeigen, einige weniger gelungene Punkte 
des classischen Walras’schen Werkes von seinem Nachfolger theils ohne weiteres herüber- 
genommen, theils nur ungenügend verbessert worden sind. 

In einer Einleitung theoretischen Inhaltes wird zuerst die moderne Lehre vom 
subjectiven Nutzen entwickelt, für welchen Begriff Pareto den Namen Ophélimité (von 
wotktos, nützlich) in Anwendung bringen will. Den Grenznutzen nennt er ophélimité 
élémentaire — warum nicht lieber „finale“ oder „marginale“, da es sich doch eben um 
das letzte Element handelt? Mit Edgeworth hebt der Verfasser hervor, dass der 
Grenznutzen im Allgemeinen nicht nur von der verfügbaren Menge der betreffenden 
Ware, sondern mehr oder weniger auch von denjenigen aller übrigen Waren abhängt. 
Fasst man demnach den totalen Nutzen des gesammten Besitzstandes als Function der 
sämmtlichen Warenmengen auf, so erscheint der Grenznutzen jeder Ware als der Zuwachs, 
welchen jene Function durch eine neu erworbene Einheit dieser Ware erfährt, oder, 
mathematisch gesprochen, als die partielle Abgeleitete jener Function in Bezug auf die 
vorhandene Menge der betreffenden Ware. 

Nach Pareto wird jedoch eine solche Function des totalen Nutzens nicht immer 
existieren, nämlich in dem Falle nicht, wo der Nutzen nicht nur von den Mengen der 
verfügbaren Güter, sondern auch von den verschiedenen Combinationen abhängt, die 
man davon machen kann (S. 10 N.) Mir scheint jene Distinction eine überflüssige zu 
sein, denn man muss natürlich immer voraussetzen, dass ein jeder bei seinem Verbrauch 
unter den möglichen Combinationen der Güter diejenige erwählt, welche ihm als die 
zweckmässigste erscheint, sowie auch, dass er seinen beabsichtigten Consuintionsplan 
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entsprechend zu modificieren versteht, wenn ihm fiir die betreffende Consumtionsperiode 
von irgend einem Gute etwas mehr oder etwas weniger zu Gebote steht. Macht man 
diese Voraussetzung nicht, so wird man übrigens auch nicht von dem Grenznutzen als 
Function der besessenen Gütermengen sprechen können. 


Der wichtigste der Einwände, welche ich auf diesem Gebiete gegen Pareto zu 
richten habe, betrifft seine Behandlung der Frage vom gegenseitigen Gewinn bei freiem 
Tausch oder, was auf dasselbe herauskommt, von der volkswirtschaftlichen Bedeutung 
der freien Concurrenz. Schon vor sechs Jahren hat Marshall davor gewarnt, den 
durch die freie Concurrenz entstandenen Nutzgewinn als ein Maximum im absoluten 
Sinne aufzufassen, da er strenge genommen nur den grüsstmöglichen Gewinn bezeichnet, 
welcher bei den betreffenden Preisen (also bei den Gleichgewichtspreisen selbst) 
gemacht werden kann.') 


Die Sache liegt einfach so. Unter freiem Wettbewerb auf dem Markte stellen 
sich annäherungsweise solche Preise dar, bei welchen in Bezug auf jede Ware Angebot 
und Nachfrage sich decken, so dass jeder der Tauschenden seine volle Kauf- und Ver- 
kauflust befriedigen kann. Bei irgend welcher anderen Preiscombination wird dies 
niemals der Fall sein; in Betreff der einen Ware übersteigt das Angebot die Nachfrage, 
in Betreff der anderen umgekehrt die Nachfrage das Angebot. Infsige dessen werden 
eben unter denjenigen, zu deren Gunsten die Preise verändert wurden, nicht alle und 
vielleicht kein einziger unter ihnen seine volle Tauschlust befriedigen können. Dies 
hindert jedoch nicht, dass sie trotzdem nunmehr ein möglicherweise viel günstigeres 
Geschäft abgeschlossen haben, als bei den Gleichgewichtspreisen der freien Concurrenz. 


Man kann nicht einmal behaupten, dass bei freier Concurrenz der Gesammt- 
gewinn aller der betheiligten Personen im volkswirtschaftlichen Sinne ein Grösstes sei. 
Vielmehr lässt sich strenge beweisen, dass dies nur unter ganz bestimmten Voraus- 
setzungen (z. B. wenn sie alle denselbeu Vermögensstand besitzen) der Fall sei, während 
es sonst immer möglich ist, eine Preiscombination aufzustellen, bei welcher der volks- 
wirtschaftliche Gesammtgewinn noch grösser ausfällt als der unter freier Concurrenz 
erreichbare. ?) 





1) Principles, 3. Auflage. 8. 506 ff. Uebrigens hat schun Böhm-Bawerk in seinen bekannteu 
Aufsätzen „Grundzüge der Theorie des wirtschaftlichen Güterwertes“ (Conrads Jahrb. Bd. XIII. 1886) 
gegen Schäffle polemisierend, die Irrthümlichkeit jener vielverbreiteten Vorstellung klar nachgewiesen. 

2) Es sei bei den Preisen der freien Concurrenz für irgend einen der Tauschenden die erworbene 
Menge der Ware (A) durch x, die dafür ausgetauschte Menge der Ware (B) durch y = p . x repräsentiert. 
Ist 9 die Function des totalen Nutzens für die betreffende Person, so erhält man für deren Veränderung 
infolge einer kleinen Veränderung des Preises p, annäherungsweise den Ausdruck 


a? _ 47 
<i Ax T (pAx+x Ap). 


Da aber wegen des Grundgesetzes des freien Tausches d?:dx=p.d9%: dy ist, so vereinfacht 
sich jener Ausdruck in 


a? 
— _7 .x.Ap. 
dy p 


Addiert man die analogen Ausdrücke für sämmtliche tauschenden Personen (wobei die x abwechselnd 
positiv und negativ werden), so erhält man 


24 x). åp, 


welcher Ausdruck im Allgemeinen von Null verschieden ist, und folglich, da man über das Zeichen von 
A p frei verfügt, in der Regel > 0 gemacht werden kann. Eine Ausnahme bildet der Fall, wo der Grenz- 
nutzen der Güter für sämmtliche Tauschende derselbe ist (also etwa wenn letztere denselben Vermögens- 
stand haben), dann verwandelt sich nämlich der obige Ausdruck in 


-ġe ede, 


was, wegen Sx = 0, identisch gleich Nul! ist, Der Beweis kann leicht auf cine beliebige Zahl von 
Waren erstreckt werden. 
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Jenen wichtigen Umstand scheint Pareto gänzlich übersehen zu haben. Er 
räsonniert sein ganzes Buch hindurch so, als ob der durch die freie Concurrenz erreichte 
Tauschgewinn ein Maximum im absoluten Sinne sei, und zwar für jede der betheiligten 
Parteien besonders (was geradezu eine mathematische Sinnlosigkeit enthält, denn man 
kann ja überhaupt nicht eine Reihe von Grössen derart bestimmen, dass mehrere von 
ihnen abhängige Quantitäten gleichzeitig ihr Maximum erreichen). In Fragen der 
Production, der Vertheilung, der Capitalbildung, ja sogar bei seiner Besprechung des 
Geldwesens, überall kehrt dieselbe irrthiimliche Auffassung wieder und vereitelt seine 
Schlussfolgerungen. Allerdings ist er nicht in jenem wohlfeilen Optimismus einiger Har- 
moniedkonomisten befangen, denen sogar die herrschende Eigenthumsvertheilung ohne 
weiteres als segensreiches und unantastbares Ergebnis des freien Wettbewerbes gilt; 
sobald aber jene Vertheilung als Thatsache vorliegt, muss nach Pareto die freie 
Concurrenz einem jeden das grösste (unter solchen Umständen noch mögliche) Maass von 
Bedürfnisbefriedigung verschaften, weil ja Arbeit, Boden und Capital sich dann stets 
jenen Beschäftigungen zuwenden, welche den höchstmöglichen Ertrag versprechen. 

Das Argument wirkt bestechend, ist aber lange nicht hinreichend. Was bewiesen 
werden kann, ist einfach dies, dass die Arbeiter unter freier Concurrenz den grösst- 
möglichen Lohn erreichen, welcher bei dem jeweiligen Stand der Grundrente 
und des Capitalzinses zu erreichen ist (sowie auch die Grundeigner und Capitalisten 
den grösstmöglichen Ertrag, welcher bei dem jeweiligen Stand der Löhne erzielt werden 
kann), aber keineswegs, dass nicht etwa die Arbeiter z. B. durch ökonomisches Zusammen- 
halten bis zu einer gewissen Grenze ihre Lage noch mehr verbessern könnten, auf Kosten 
der Grundrente und des Capitalzinses. 

In diesem Falle sowie in dem entgegengesetzten, wo die Capitalisten gegen die 
Arbeiter zusammenhalten, handelt es sich freilich um einen Vortheil der einen, welcher 
mit einem mehr oder weniger entsprechenden Nachtheil der anderen verbunden ist. Es 
gibt aber auch solche Fälle, wo ohne Benachtheiligung irgend welcher Interessen ein 
mitunter erheblich grösserer volkswirtschaftlicher Nutzgewinn gemacht werden könnte, 
als bei der jetzigen privatwirtschaftlichen Anordnung unter freier Concurrenz thatsächlich 
erreicht wird. Dorthin gehören, wie u. a. Marshall sehr schön gezeigt hat,!) alle 
Geschäfte, welche dem „Gesetz des steigenden Gewinnes“ gehorchen, z. B. alle jene 
Unternehmungen, welche wie die Verkehrsanstalten, Theater, Herausgabe von Büchern 
und Zeitungen u. s. f. vorzüglich oder gar ausschliesslich „allgemeine Kosten“ haben, so 
dass jede Erweiterung des Absatzes die Kosten proportionell schmälert. Es ist wohl 
sicher, dass Pareto zu einer bedeutenden Revision seiner Ansichten geführt worden 
wäre, wenn er die bezüglichen Stellen bei Marshall, den er übrigens citiert, 
bemerkt hätte. — 

Die Theorie des Capitals und der Production wird von Pareto in derselben 
Weise wie von Walras entwickelt; nur betont er schärfer wie sein Vorgänger die 
Capitaleigenschaft auch der verbrauchbaren Güter, wobei freilich die Walras’sche Capitals- 
definition: „Güter, die mehr als einmal der Production dienen“, sich un so sonderbarer 
ausnimmt. 

Trotzdem muss ich die Einwände, welche ich in meiner Schrift Ueber Wert, 
Capital und Rente gegen die Walras’sche Behandlungsweise erhoben habe, der Haupt- 
sache nach auch Pareto gegenüber aufrecht halten. 

Der Tauschwert der „productiven Dienste“, d. h. der Arbeit, der Bodenleistungen 
und der Capitalnutzungen wird dem Gesammtwert der mit ihrer Beihilfe hergestellten 
Genussgüter gleichgesetzt, indem vorausgesetzt wird, dass der Unternchmergewinn, inso- 
fern er sich nicht selbst in Arbeitslohn (Lohn der Geschäftsleitung), Monopolrente u. dgl. 
auflöst, durch die Concurrenz der Unternehmer auf Null gebracht sei. Die Grösse der 
Vergütung jedes besonderen Productivfactors sowie auch der Tauschwert jedes besonderen 
Genussgutes werden dabei durch Angebot und Nachfrage in derselben Weise bestimmt, 








») Principles 2. Aufl. Bk V. Ch. XII und XIII; vrgl. auch meine finanztheoretische Unter- 
suchungen 8. 125—138. 
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wie beim einfachen Tausch der Waren. Auf dem ,Markte der productiven Dienste* 
erscheinen die Unternehmer als Käufer, auf dem „Markte der Waren“ als Verkäufer; 
während die Arbeiter, die Grundeigner und die Capitalisten dort als Verkäufer, hier als 
Käufer, d. h. als Consumenten erscheinen — fasst man jene drei Kategorien in allge- 
meinstein Sinne auf, so gibt es ja überhaupt keine andere Classen von Consumenten 
als diese. 

So weit ist nun alles ganz gut -— die Grossartigkeit jenes W alras’schen Entwurfes 
soll keineswegs geleugnet werden — hier aber fangen die Schwierigkeiten an. Die Bilanz 
der Production soll) nach Pareto für einen beliebig langen, aber in allen Productions- 
zweigen gleichen Zeitraum, z. B. ein Kalenderjahr, gemacht werden. Nun wird es sich 
aber natürlich kaum je ereignen, dass eine Production vom Anfang bis zum Ende gerade 
diesen Zeitraum umspannt, sondern wenn sie am Ende des Jahres mit fertigen Genuss- 
gütern abschliesst, wird sie am Anfange des Jahres theilweise mit Rohproducten oder 
gar halbfertigen Waren begonnen haben, wenn sie aber lediglich mit proluctiven Diensten 
anfängt, wird sie am Ende des Jahres im Allgemeinen nur mit halbfertigen Waren oder 
gar mit vorbereitenden Arbeiten abschliessen, welche „auf dem Markt der Producte“ 
überhaupt nicht abgesetzt werden können. Dieser Schwierigkeit glaubt nun Pareto 
dadurch entrinnen zu können, dass er erklärt, „die Rohproducte (les matieres premieres) 
lösen sich für die Betrachtung in productive Dienste auf“. Sehr wahr! aber jene pro- 
ductiven Dienste wurden ja nicht in diesen, sondern in einem vorhergehenden Jahre 
aufgewendet (beziehungsweise werden die betreffenden Güter erst an einem folgenden 
Zeitpunkte abgesetzt), es ist folglich unmöglich, sie ohne weiteres auf das Conto des 
laufenden Jahres zu buchen. Um die Tragweite dieses Versehens zu würdigen, hat 
man nur darauf zu achten, dass ja auch die technischen Capitalien sich „für die 
Betrachtung“ in productive Dienste auflösen, und zwar in letzter Instanz immer nur in 
Arbeit und Bodenleistungen. Nach der Art der Pareto’scher Buchführung würde man 
daher zu dem sonderbaren Schlusse gelangen müssen, dass es einen Capitalzins i. e. S. über- 
haupt nicht gebe, sondern die Producte lediglich unter die Arbeiter und Grundeigner 
vertheilt werden. 

Wie die Walras’sche Theorie der Production vervollständigt werden kann, so 
dass sie allen theoretischen Bedenken entrückt wird, hat neuerdings E. Barone in 
wahrhaft glänzender Weise gezeigt'). Es geschieht dies einfach dadurch, dass er zu den 
von Walras aufgestellten „logischen Relationen“ zwischen den betreffenden ökonomischen 
Quantitäten noch eine hinzufügt, nämlich die gegenseitige Verknüpfung derselben mit 
der Länge der Productionsperiode oder Investierungszeit des Capitals, somit eben 
durch HerLeiziehung jener überaus fruchtbaren Idee, welche schon von Jevons ange- 
deutet, aber erst von Böhm-Bawerk zu voller Entfaltung gebracht wurde. Pareto ist 
leider dieser ganze Gedankengang bis auf einige ziemlich lose Andeutungen S. 40 
wesentlich fremd geblieben. 


Nach dieser Einleitung wird der Rest des Buches einer eingehenden praktischen 
Erörterung der verschiedenen „Capitalien* gewidmet. Das erste Capitel, welches „les 
capitaux personels“ überschrieben ist, enthält eine sehr ausführliche Besprechung der 
Bevölkerungrfrage. 

Der Verfasser ist im weiteren Sinne des Wortes Malthusianer; er weist mit 
schlagenden Gründen nach, dass sogar die jetzige Bevölkerungsvermehrung Europas eine 
rein exceptionelle ist und in einer wahrscheinlich nicht fernen Zukunft durch eine weit 
langsamere ersetzt werden muss. Unter solchen Umständen kommen mir seine zahlreichen 
Stiche eben auf Malthus etwas befremdend vor, zumal sie oft weit mehr den legen- 
darischen, als den wirklichen Malthus zum Gegenstand zu haben. ,Malthus’ Fehler“ 
bestehe darin, dass er aus der erkannten Unerlässlichkeit einer nicht zu schnellen 
Bevölkerungsvermehrung für den Wohlstand eines Volkes „den falschen Schluss ziehe, 
dass alle anderen Ursachen keinen Einfluss haben“. (?) Dadurch habe er aber u. a. seine 


1) Studi sulle distributiune, Giornale degli Economisti, Februar, März 1898. 
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eigenen Einwände gegen den Socialismus entkräftet, denn wenn der Antheil der Regierung 
an den Leiden eines Volkes so ganz unerheblich sei, so könnte man ja, sagt Pareto, 
ebensogut das socialistische wie jedes andere System versuchen. 

Pareto übersieht hier, dass für Malthus die bestehenden Regierungssysteme 
mit all ihren wirklich:u oder angeblichen Gebrechen deshalb wertvoll waren, weil sie 
eben unter dem Drucke des Bevölkerungsgesetzes entstanden und diesem so zu sagen 
angepasst worden seien. Sein Haupteinwand gegen den Communismus oder, wie er sich 
ausdrückt, gegen die „Systems of equality* war bekanntlich der, dass, wenn die Verant- 
wortlichkeit der Eltern ihren Kindern gegenüber aufhören würde, die jedenfalls noth- 
wendige Beschränkung der Bevölkerungszahl entweder gar nicht oder nur durch gewalt- 
same und unerfreuliche Zwangsmaassregeln bewerkstelligt werden könnte. Ob er darin 
Recht hatte, mag dahingestellt werden; immerhin hat er sich nicht jenen formellen Fehlers 
schuldig gemacht, dessen Pareto ihn zeiht. 

In Betreff der vielerwähnten „Serien“ behauptet Pareto, Malthus habe gesagt, 
„dass die Nahrungsmittel sich in einer arithmetischen Serie vermehren“, was „entschieden 
falsch“ sei. Eine solche Albernheit hat jedoch nur der legendarische Malthus geäussert, 
der wirkliche sagt etwas ganz anders, nämlich dass die Nahrungsmittel in Ländern alter 
Cultur nicht einmal in diesem bescheidenen Verhältnisse anwachsen, ınit anderen Worten, 
nicht alle 25 Jahre (also während des Zeitraumes, in dem sich der Bevölkerung unter 
günstigen Umständen verdoppeln würde) um denselben absoluten Betrag zunehmen 
könnten, welchen sie am Anfang des Jahrhundertes, als Malthus schrieb, ausmachten. 
Dies hat sich bisher völlig bestätigt. Pareto hebt allerdings hervor, dass die Bevölkerung 
Englands sich während des letzteren Jahrhunderts nahezu zweimal verdoppelt habe, und 
dennoch der Reichthum des englischen Volkes pro Individuum gewachsen sei. Erstens 
aber ist also die Verdoppelungsperiode hier weit länger, etwa doppelt so lang gewesen, 
wie die von Malthus vorausgesetzte, und zweitens holt England bekanntlich heutzu- 
tage den weitaus grössten Theil seiner Nahrungsmittel von den aussereuropäischen Colonial- 
Ländern her, so dass es sich in dieser Beziehung etwa wie eine industrielle Stadt dem 
flachen Lande gegenüber verhält. Nicht minder soll sich Malthus in Betreff Frank- 
reichs „betrogen“ haben, denn in seiner politischen Oekonomie habe er Befürchtungen 
geäussert, dase die freie Auftheilung der Güter in Frankreich zur Uebervölkerung und 
Verarmung des Landes führen würde, „wenn nicht etwa diese Folgen durch eine 
ausserordentliche Vorsicht in den Ehen gemildert würden.“ Der Irrthum Malthus’ soll 
hier vermuthlich darin liegen, dass er letztere Consequenz nicht als sicher vorauszusagen 
wusste, was wohl verzeihlich war, umsomehr da der von einigen neueren Verfassern 
behauptete Zusammenhang zwischen der Zersplitterung des Grundeigenthums und der Ver- 
minderung der Nativität Frankreichs noch immer eine offene Frage ist und als solche 
auch von Pareto einige Seiten weiter dahingestellt wird. 

Das Capitel von den mobilen Capitalien wird mit einem ausführlichen Abschnitt 
über das Geld eingeleitet. Warum Pareto die Geldtheorie an den Anfang statt wie 
gewöhnlich an das Ende der Capitallehre stellt, ist schwierig zu erklären, hängt aber 
einigermaassen mit seiner Grundanschauung über das Geld zusammen, welcher ich leider 
nicht beizupflichten vermag. Er behauptet (S. 181 und öfters) „man könne es nicht zu 
oft wiederholen, dass das wahre Geld nur ein Capital wie alle andern sei, welche in der 
Production und dem Tausche verwendet werden.“ Ich meinerseits möchte eben das 
Gegentheil davon behaupten. Man kann meines Erachtens nicht zu oft wiederholen, dass 
das Geld nicht ein Capital wie alle anderen, sondern etwas sui generis ist. Die übrigen 
Capitalien dienen der volkswirtschaftlichen Production und Consumtion durch ihre 
Substanz, das Geld lediglich durch die Meinung, welche die Leute davon hegen. 
Von den übrigen Capitalien kann man deshalb (bis zu einer gewissen Grenze wenigstens) 
niemals genug haben; ob aber der Geldvorrath der Welt grösser oder kleiner ist, ist an 
sich vollkommen gleichgiltig. Für die Volkswirtschaft ist nur die Function des Geldes 
von Bedeutung; diese Function kann aber ebenso gut mit der halben wie mit der 
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doppelten Geldmenge verrichtet. werden, u. s. w. Wie könnte man je Unterschiede von 
solcher handgreiflichen Art aus dem Auge verlieren? 

Gemäss dieser Grundauffassung lehnt Pareto (hier im Gegensatz zu Walras) 
alle Versuche, einen unveränderlichen Wertmaasstab zu schaffen, von vornherein ab. Durch 
solche Versuche würde nur das Gesetz des Maximums d’ophelimite nach seiner Ansicht 
verletzt. „denn wenn die Vertlieuerung des Geldes nicht etwa aus artificiellen Ursachen, 
sondern daraus herrührt, dass es jetzt grössere Dienste leistet, so entspricht sie eben, 
wie für jede andere Ware, den Bedingungen des Maximums von Nützlichkeit“ (S. 262). 
Diese ganze Lehre stützt sich somit nur auf die mehrerwähnte Theorie des Maximums 
von Gewinn bei freiem Tausch, deren Verfehltheit ich oben ausführlich nachgewiesen 
habe. Aber überdies, was ist in solchen Sachen ,artificiell*, was „natürlich“? Ist doch 
die ganze Geldwirtschaft schliesslich ein durch und durch artificielles Ding. Der Land- 
wirt, welcher so und so viel Gold anleiht, um Bodenverbesserungen vorzunehmen oder 
Miterben auszuzahlen, und sich dabei verpflichtet, nach einigen Jahren ein gleich grosses 
Gewicht von Gold nebst Zinsen darauf, ebenfalls in Gold, zu bezahlen, während er doch 
nicht Gold, sondern Getreide und sonstige landwirtschaftliche Erzeugnisse erntet — hat 
er nicht ein durchaus artilicielles Geschäft eingegangen? Und wenn infolge von Gold- 
vertheuerung alle Warenpreise fallen, so dass er sich vielleicht mit doppelt so viel 
Producten der Capitalschuld entledigen muss, als er bei unveränderten Preisen hätte 
thun können, wird er sich etwa damit trösten wollen, dass das Gold nur deshalb theuer 
geworden ist, weil jedes Goldstiick nunmehr „grössere Dieuste leistet“? 

Umso strenger zeigt sich Pareto gegen das uneinlösliche Papiergeld, welches 
er durchwegs als „falsche Münze“ bezeichnet — wohl etwas übertrieben, da das Zwangs- 
papiergeld nicht nothwendig für etwas anders sich auszugeben braucht, als es in Wirk- 
lichkeit ist. Durch die eventuelle Entwertung des Papiergeldes machen nach ihm nicht 
nur alle Schuldner einen unverdienten Gewinn, sondern vor allem gewinnen die Unter- 
nehmer, weil die Arbeits,öhne kraft des Gesetzes der Trägheit erfahrungsmässig lange 
Zeit, „wenigstens einige Jahre“, trotz der Preissteigerung aller Waren auf demselben 
niedrigen Stand verharren. 

Aber erstens würden ja beide diese Folgen ebensogut eintreten können, wenn das 
„wahre“ Geld eine Wertverminderung erfahren würde — das famose „Maximum d’ophe- 
limité* könnte dagegen nichts helfen. Und zweitens, wenn es auch Thatsache ist, dass 
die Arbeiter unter Emissionen von Zwangspapiergeld vielfach gelitten haben, so lässt 
sich doch fragen, ob die wirkliche Ursache davon hier richtig angegeben wird. Man 
muss sich erinnern, dass solche Emissionen meistens von einer Verminderung des 
Realcapitals begleitet sind, indem die Regierungen durch jenes Mittel sich einen 
bedeutenden Theil der beweglichen Capitalien des Landes für nichtproductive Zwecke 
aneignen. Die Reallöhne müssen daher fallen, und das Resultat würde wohl im Grossen und 
Ganzen dasselbe sein, wenn die betreffende Regierung z. B. durch ein heimisches Anleihen 
sich die nöthigen Einnahnıen beschafft hätte, nur dass dann vielleicht auch die Geldlöhne 
abnehmen würden. Wenn dagegen infolge allzu coulanter Zinsbedingungen der Banken den 
privaten Unternehmen: gegenüber eine UVeberemission von Papiergeld platzgreift, so erscheint 
es sehr wahrscheinlich, dass die Steigerung der Preise hauptsächlich als Folge der ge- 
steigerten Geldlöhne sich einstellt und somit diese die vorausgehende Erscheinung sind. 

Die schnelle Steigerung der Löhne in Deutschland und anderswo nach dem 
französischen Krieg, wo der Geldvorrath der Welt virtuell um ein Beträchtliches ver- 
grössert war, zeugt davon, dass die Wirkung des angeblichen Gesetzes der Trigheit auf 
dem Gebiete der Löhne wohl übertrieben worden ist. Nach Pareto interessieren sich 
manchmal auch die Arbeiter für eine Vermehrung der Umsatzmittel; ob dies, wie er 
behauptet, lediglich ihrer Unwissenheit zuzuschreiben ist? 

Sogar in Krisenzeiten würde nach Paretos Meinung eine Emission von Creditgeld 
mehr schaden als nützen, denn wenn sie anfangs den unvermeidlichen Preissturz verzögert, 
so hindert sie eben dadurch die Krise, „sich zu liquidieren* (was man sich darunter 
eigentlich zu denken hat?) verlängert dieselbe und vergrössert ihre Intensität. | 
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Die Geschichte der Geldkrisen in England, wo die zeitweilige Suspension der 
Peel’schen Bankacte sich stets als das geeignete Mittel erwiesen hat, um die furcht- 
barsten Paniken zu beschwichtigen, scheint jene Ansicht nicht zu bestätigen. 

Auch Unklarheiten und sogar Widersprüche kommen in diesem Capitel vor. Die 
Kaufkraft des Geldes wird definiert als der Zuschuss an Wohlbefinden (de bien-étre), 
welchen ein Individuum sich verschaffen kann, wenn ihm neben seinem früheren Besitz 
ein neue, sehr kleine Quantität (eine Einheit) von Gold zur Verfügung gestellt würde. 
Die Kaufkraft des Geldes würde somit für verschiedene Personen sowie für dieselbe 
Person unter verschiedenen Vermögensumständen verschieden sein, und könnte, wie 
der Verfasser ausdrücklich hervorhebt, auch bei unveränderten Preisen steigen oder 
fallen, wenn das allgemeine Niveau des Volkswohlstandes verändert worden ist. 

Dies ist nicht der Sinn, in welchen das Wort „Kaufkraft des Geldes“ allent- 
halben gebraucht wird, auch nicht der Sinn, in welchem Pareto es selbst später 
anwendet. Jener Begriff ist zweifellos nicht ganz leicht zu definieren, aber immer sollte 
die Definition derart gegeben werden, dass die Kaufkraft des Geldes unverändert erscheint 
wenn die Preise selbst unverändert bleiben. 

Gegen die gewöhnliche Berechnung der sog. Index numbers bemerkt Pareto, dass sie 
„die wichtigste aller Waren, die Arbeit ausser Acht lässt, deren Berücksichtigung alle 
die Ergebnisse verändern würde“ (S. 281). Nach der Note auf derselben Seite zu 
schliessen, denkt er dabei an die persönlichen Dienste, wie diejenigen der Aerzte, 
Advocaten u. dgl., welche ja im weiteren Sinne des Wortes ebensogut unserer Consumtion 
angehören wie die Waren. Dagegen ist nichts einzuwenden; andererseits sollten auch 
die Hausmieten u. dgl. der Vollständigkeit wegen berücksichtigt werden Die Arbeit als 
solche ist jedoch Productionsfactor, nicht Product. Wenn man daher zu entscheiden hat, 
ob das Geld gegenüber den Consumtionsgegenständen theuerer oder billiger geworden 
ist, gehört die Höhe des Arbeitslohnes ebensowenig in die Reihe der Index numbers 
hinein, wie z. B. die Höhe des Capitalzinses oder der Bodenrente. 

Die drei übrigen Capitel des Buches, welche von „dem Ersparnis und seiner 
Miete“ von „den Banken“ und von „den Grundcapitalien* handeln, geben zu weniger 
Bemerkungen Anlass. Sonderbar klingt allerdings der Satz, dass „weil eine Miete der 
ökonomischen Güter nicht vorkommen könnte, wenn sie nicht appropriiert wären“, so 
„haben die Socialisten Recht, wenn sie versichern, dass in einem Staate, wo die Capitalien 
gesellschaftliches Eigenthum wären, der Capitalzins nicht. existieren würde. Die Frage, 
wodurch er ersetzt werden müsste, sei an sich sehr interessant, gehöre aber nicht der 
Discussion über den Capitalzins an“ u. s. w. (S. 315). 

Dies passt am allerwenigsten mit dem zusammen, was Pareto sonst überall ver- 
sichert, nämlich dass der Uebergang zu einem socialistischen Staatssystem keine wesent- 
liche Veränderung in der Anordnung der Production, der Vertheilung der Capitalien auf 
diese u. s. w. verursachen würde. Wenn dies der Fall. so würde wohl auch in Betreff des 
Capitalzinses zunächst alles beim Alten bleiben, nur dass er jetzt an den Staat statt an 
einzelne Personen bezahlt werden müsste. 

In der Frage der Banken hebt der Verfasser nochmals die verschiedenen Wirkungen 
eines Systems von „wahrem“ Geld (d. h. Metall oder einlöslichen Noten) und eines solchen 
von Papiergeld hervor. Im ersten Falle werden die Banken durch eine Verminderung 
der Ersparnisse gezwungen, ihren Discontsatz unmittelbar zu erhöhen, im letzteren 
Falle tritt diese Folge nur langsam und zögernd ein, vielleicht erst nachdem furchtbare 
Krisen „wie in neuerer Zeit in, Italien und den Vereinigten Staaten“ ausgebrochen 
sind (S. 387). 

Der Unterschied bestelit, wie jederman zugibt, aber das Wort unmittelbar ist 
doch wohl cum grano salis zu verstehen. In unserer Zeit, wo die Hauptbanken Europas 
vielfach mit Geld überfüllt waren und die gesetzliche Grenze der Z ttelemission gewöhn- 
lich lange nicht erreicht ist, ist es wahrhaft schwer zu verstehen, wie eine kleine Ver 
minderung der Ersparnisse die Banken zwingen würde, ihre Zinssätze zu erhöhen. Der 
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wirkliche Unterschied zwischen Metall- und Papiergeld dürfte schliesslich nur darin 
bestehen, dass ersteres sich allgemeinen (internationalen), letzteres aber nur localen 
Credits erfreut. Dadurch werden nun allerdings die Banken eines einzelnen Landes, 
insofern sie ihre Noten einlösen müssen, gezwungen, ihre Zinspolitik nach dem jeweiligen 
Stand ihres Metallvorrathes, der Wechselcourse u. s. w. zu richten. Wenn aber die Banken 
aller Länder aus irgend welcher gemeinsamen Ursache eine gleichförmige Discontopolitik 
befolgen, sind sie nicht über dieselbe vollständig Herr? Würden sie nicht auch unter 
dem System von „wahrem“ Gelde innerhalb sehr weiter Grenzen nach Belieben eine 
allgemeine, sei es Erhöhung, sei es Erniedrigung aller Preise bewirken können, ehe sie 
durch eine Erschöpfung, beziehungsweise Ueberfüllung der Barvorräthe gezwungen würden 
ihre Zinssätze zu verändern? Das sind Fragen, denen man in der landläufigen Discussion 
über Geldsachen regelmässig ausweicht, die aber offenbar zu den allerwichtigsten gehören. 





Eben weil ich Paretos Arbeiten sowie die Schule, der er angehört, hoch schätze, 
habe ich mir diese ausführliche Kritik seiner Ansichten erlaubt. Billigerweise muss 
zugestanden werden, dass einige der berührten Fragen zu jenen schwierigen Theilen der 
Volkswirtschaftslehre gehören, wo niemand — und vollends nicht der Schreiber dieses — 
seine Auffassung als definitiv richtig bezeichnen möchte. In anderen Fällen aber scheint es 
mir, dass Pareto durch umsichtigeres Nachdenken sowie durch genauere Berücksichtigung 
der einschlägigen modernen Literatur den bemerkten Fehlern leicht hätte ausweichen können. 
Der Wert des Buches, welcher ohnehin bedeutend ist, wäre dadurch noch grösser geworden. 

Dem zweiten Bande der Arbeit, welcher von der ökonomischen Organisation, sowie 
von der Vertheilung und Consumtion handeln wird, sehe ich mit grösstem Interesse entgegen, 

Stockholm. Dr. Knut Wicksell. 

Irving Fisher: Appreciation and Interest. (Publications of the American Eco- 
nomic Association XI. 4.). 

Der durch seine früheren Arbeiten bekannte, scharfsinnige Verfasser will nicht den 
Streit über den Begriff der Appreciation ausfechten und nicht entscheiden, auf welcher 
Seite die Schuld einer Preisschwankung liege; er hält sich an die greifbare und mess- 
bare relative Preisschwankung und bezeichnet diese als Appreciation. Sulche Preis- 
schwankungen gehen beständig vor sich, sie bilden einen weseutlichen Theil des geschäft- 
lichen Risicos, das richtig abzuschätzen, Aufgabe der Praktiker ist. Die Schwankungen des 
Geldwertes insbesondere finden nun ihre angemessenste Compensation in der Anpassuug des 
Zinsfusses, eine Beziehung, die noch nicht die gebürende Beachtung gefunden hat. 
Doch ist es z. B. notorisch, dass die Vereinigten Staaten ein Goldanlehen zu einem weit 
niedrigeren Zinsfuss begeben konnten, als ein solches in „coin“, in Landesmünze. Der 
höhere Zinsfuss entschädigt also hier für die befürchtete Geldentwertung und gibt einen 
Maasstab für die Schätzung dieses Risicos. Um die Grundidee der Schrift zu exempli- 
ficieren, wird angenommen: 100 Bushels Getreide seien heute 100 Dollars wert, man 
erwartet, dass ebensoviel Getreide in einem Jahre nur 96 Dollars wert sein werde. Zahlte 
man nun für 100 Dollars heute, 108 Dollars in einem Jahre zahlbar (also 8 Proc.), so 
müsste man, um nicht schlechter zu fahren, für 100 Bushels Getreide heute lieferbar, 
112'/, in einem Jahre lieferbar erhalten. Der höhere Zinsfuss, in Getreide bemessen, 
gleicht dann die Depreciation des Getreides oder die Appreciation des Geldes genau aus. 
Die diesem Beispiele zugrunde liegende einfache Formel wird nun auch auf compli- 
ciertere Fälle angewendet. 

So kann also durch eine richtige Schätzung der Wertschwankungen der Währung 
und angemessene Ansetzung des Zinsfusses der Nachtheil dieser Schwaukungen wieder 
ausgeglichen werden. Eine absolut wertbeständige Währung ist überhaupt nicht herzu- 
stellen, sie würde nicht einmal unter allen Umständen als gerecht empfunden werden, 
weil sie den Aenderungen der individuellen Wertschätzung des Geldes nicht zu folgen 
vermöchte. Die Nachtheile schwankenden Geldwertes aber hinterher durch gesetzliche 
Maassregeln wie etwa eine gleitende Scala oder durch Annahme des Bimetallismus 
corrigieren zu wollen, würde alle Rechtssicherheit untergraben; vollends würde es eine 
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heillose Krisis hervorrufen, wenn von den geltenden Preisverhiltnissen abgegangen und 
die Relation von 1: 15'/, eingeführt werden sollte. 

In der Praxis wird die speculative Taxation wahrscheinlicher Appreciation oder 
Depreciation des Geldes nicht immer kenntlich, während diese Taxation in ihrem Spiegel- 
bilde an den Preisschwankungen der Waren und Löhne deutlich hervortritt. Dass 
gewöhnlich der Zinsfuss für Golddarlehen in Nordamerika niedriger war, als für solche 
in Papier, wurde schon erwähnt, am auffallenisten zeigte sich dies in Zeiten, in welchen 
eine Inflation drohte, während das Gegentheil eintrat, als die Aufnahme der Barzahlungen 
zu erwarten stand, weil damals ein Coursgewinn für den geringeren Zinsfuss Ersatz 
versprach. Aehnliches zeigt sich bei den Silber- und Goldanlehen Indiens, doch wurde, 
wie die Rechnung zeigt. von politischen Strömungen abgesehen, die Silberentwertung 
meist unterschätzt, vermuthlich durch die von der bimetallistischen Agitation genährten 
Hoffnungen. 

Der Verfasser ist sich über die Unverlässlichkeit aller auf Indexzahlen aufgebauten 
Schlüsse klar, besonders solange diese Zahlen auf Löhne und Mieten keinerlei Rücksicht 
nehmen. Doch zeigen sich selbst bei diesen mangelhaften Daten schon einige Regel- 
mässigkeiten. So fallen mit hohen Warenpreisen meist hohe Discontosätze zusammen, 
noch häufiger aber steigende Warenpreise mit steigendem Zinsfuss. Die gewöhnliche 
Erklärung der Geldknappheit durch speculativen Bedarf ist nicht so vollständig, als jene 
durch eine, wenn auch unausgesprochen erwartete Depreciation des Geldes. Bisher war 
die Meinung verbreitet, dass eine Appreciation des Geldes hohen Zinsfuss mit sich bringe, 
die diesbezügliche Voraussagung der Bimetallisten ist arer bekanntlich nicht in Erfüllung 
gegangen. Meistens lässt sich ein Zusammentreffen steigenden Zinsfusses mit steigenden 
Warenpreisen und Löhnen nachweisen, besonders wenn lange Epochen mit einander ver- 
glichen werden. Ebenso ist, wie es nach der hier entwickelten Theorie zu erwarten war, 
fallender Zinsfuss in den Goldländern, steigender in den Silberländern zu constatieren, 
seitdem die beiden Metalle divergieren, doch ist letztere Erscheinung nicht- so deutlich 
wie die erstere. 

Der Versuch, das Ausmaass der eingetretenen Goldappreciation zu beziffern, kann 
nur ganz beiläufig gemacht werden, da durchaus nicht anzunehmen ist, dass der in 
Waren ausgedrückte Zinsfuss nicht auch grossen Schwankungen unterliege. Immerhin 
ergibt sich, dass diese Appreciation keine sehr bedeutende sein könne. Allgemeine Irr- 
thümer in der Taxation künftiger Preisbewegungen, sei es des Geldes oder der Waren 
und somit ungerechtfertigte Zinsfussbestimmungen, sind immer von Nachtheil, weil sie 
ganz überflüssige Vermögensverschiebungen verursachen und Uebertreibungen nach beiden 
Seiten mit zich bringen. Meist sind die Borger die scharfsichtigeren und kühneren Unter- 
nehmer, während die Gläubiger meist schwerfälliger sind; solange nun die Taxationen 
der ersteren richtig sind, und Maass g. halten wird, befindet sich die Gesammtheit dabei 
gut. Ob dagegen die Schuldner durch die bisher eingetretenen Appreciationen und 
Depreciationen (im Sinne des Verfassers) thatsächlich geschädigt worden seien oder ob 
dies durch die Aenderungen des Zinsfusses ausgeglichen worden sei, bleibt unentschieden. 

Richard Lieben. 

L. Cossa, Scienza delle finanze, VII. edizione, Milano, Hoepli, 1896. 210 pag. 

Augusto Graziani: Istituzioni di Scienza delle finanze, Torino, Fratelli Bocca, 
1897, Nuova Collezione di opere giuridiche No. 76, VIII, 715 pag. 

E. Masé-Dari: La imposta progressiva, Indagini di storia e d’economia della 
finanza, Torino, Fratelli Bocca, 1897, Biblioteca di seienze sociali, Vol XXII, VI, 751 pag. 

Die vorliegenden Werke müssen nicht etwa deswegen, weil bekannte Gelehrte 
ihre Verfasser sind, oder weil zwei davon durch ihr grosses Volumen imponieren, ange- 
zeigt werden, sondern deswegen, weil die beiden letztgenannten thatsächlich Bereiche- 
rungen der Finanzwissenschaft bedeuten. Cossa’s Schrift dagegen ist uns ein alter 
Bekannter; das Büchlein ist dem Fachmann vor allem wegen der darin enthaltenen 
Bibliographie von Wert: im übrigen begrüsst er es mit Wehmuth als Legat des ehr- 
würdigen Bannerträgers der italienischen Nationalökonomie. Den Wert des Buches für 
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den Studierenden überhaupt noch hervorzuheben, hiesse Eulen nach Athen tragen; eine 
eigentliche Bereicherung der Wissenschaft kann es aber seiner Natur und seinem Zwecke 
nach nicht bedeuten. 

Das Werk Graziani's ist ein Denkmal grossartigen Sammelfleisses und Scharf- 
sinnes und wohl weitaus das beste und umfassendste unter den Compendien der Finanz- 
wissenschaft, welche die italienische Literatur besitzt. Im grossen und ganzen haben 
wir dagegen nur etwas einzuwenden; doch das ist ein rein principielles Moment, über 
welches die Meinungen abweichen können. Unseres Erachtens ist in keinem Zweige der 
politischen Oekonomie die ständige Aufrechterhaltung des Contactes zwischen den 
theoretischen Lehrsätzen und den Thatsachen so unentbehrlich, wie in der Finanzwissen- 
schaft. Wenn nun Graziani's Hinweise auf die Finanzgesetzgebung auch durchaus nicht 
gar so flüchtig sind, wie er in der Einleitung sagt, so sind sie doch lange nicht 
erschöpfend und bilden sie doch kein mit dem Hauptgegenstande gleichberechtigtes 
Object der Darstellung. Es liesse sich hier noch manches sagen und es wäre eigentlich 
den Ausführungen des Vorwortes gegenüber sehr verlockend, unseren Standpunkt zu 
begründen; es würde uns das aber gar zu weit führen und uns auf das noch etwas 
unsichere Grenzgebiet zwischen der politischen Oekonomie als Wissenschaft für sich 
einerseits, der Verwaltungslehre und dem Verwaltungsrecht, zu dem ja doch wohl auch das 
Finanzrecht gehört, andererseits bringen. Die ziemlich reich® Ausstattung mit sorgfältig 
gesammeltem statistischem Materiale, für das wir dem Autor sehr dankbar sind, ist 
vollständig in unserem Sinne, aber, wie uns dünkt, in einigem Widerspruche mit seiner 
principiellen Stellung. 

Und nun zu einigen Einzelheiten, die uns besonders erwähnenswert erscheinen. 
Geradezu trefflich ist die Art und Weise der Anordnung des Materiales, gegen die wohl 
nur ab und zu ein Bedenken erhoben werden könnte, dessen Hauptbegründung aber 
meist nur darin liegen würde, dass Graziani manchmal von der hergebrachten Syste- 
matik abweicht. In der Einleitung untersucht er die allgemeinen Fragen, im ersten 
Buche die Collectivbediirfnisse und deren Zwecke, das Princip der relativen Nützlichkeit 
an sich und in seinen concreten Aeusserungen; hieran reiht sich eine Kritik der 
wichtigsten die Finanzwissenschaft im allgemeinen betreffenden Theorien, wobei sich 
Graziani im wesentlichen Sax anschliesst, dessen Grundgedanken in dem ganzen Werke 
immer wieder zutage treten, befruchtend wie der Regen und fruchtbar wie das Samen- 
korn. Im zweiten Buche wird die Ordnung des Finanzwesens und zwar im materiellen 
und im formellen Sinne untersucht. Das dritte Buch behandelt die Staatsausgaben und 
hierbei in sehr lehrreicher Weise das Problem des progressiven Steigens der Staatsaus- 
gaben, unter dessen zahlreichen Ursachen die fortschreitende Erweiterung der Staats- 
zwecke, als Folge der modernen Anschauungen, nicht unterschätzt werden darf. 

Wenn im vierten Buche den Staatsdomänen, den Einkünften aus staatlichen 
Unternehmungen und den Gebiiren eine eingehende und sehr sorgfältige Untersuchung 
gewidmet ist, bietet uns das fünfte und sechste eine tief eindringende Steuerlehre. Das 
siebente Buch zieht die Staatsschulden, das achte die autonomen Finanzen in Betracht. 

Nach dieser kurzen Inhaltsangabe sei es gestattet, in Betreff der Ausführungen 
Graziani’s über die Grundsteuer einige Bemerkungen zu machen. Vor allem andern 
scheint uns, dass die Anschauung von der Amortisation der Grundsteuer durch die Aus- 
führungen Graziani's nicht aus dem Felde geschlagen werden kann, wenn man sie so 
fasst, wie sie unscres Erachtens zu verstehen ist, dass nämlich bei jedem entgeltlichen 
Uebergang einer Realität eine Amortisation der Grundsteuer in ihrer gegebenen Höhe 
zu Gunsten des Erwerbers und zu Lasten des Vorbesitzers, wirksam bis zu dem Zeit- 
punkte, in welchem ein neuer entgeltlicher Besitzübergang platzgreift, stattfindet oder 
doch stattfinden kann, jedenfalls aber vom Erwerber angestrebt wird und das Preis- 
maximum beeinflusst, auf das sich einzulassen, er bereit sein kann. Hieran können auch 
Graziani’s Ausführungen über die Steuerüberwälzung (346 ff) und seine historischen 
Darlegungen nichts ändern (416 f), es scheint uns, abgesehen von theoretischen Bedenken 
(su ist wohl der Charakter der Grundsteuer als einer Ertragsteuer hiebei nicht klar genug 
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festgehalten), als ob hier dem Verfasser das kleine aber nicht folgenlose Malbeur 
begegnet wäre, mit seinem Ideale einer Grundsteuer die praktisch zur Anwendung 
gebrachten Besteucrungsformen zu identificieren; (S. 355) und als ob er übersehen hätte, 
dass auf dem Bodenmarkte durchaus keine im theoretischen Sinne vollkommen freie 
Concurrenz besteht; es ist eben ausserordentlich bedenklich — und von diesem Irrthum 
scheint uns Graziani nicht ganz frei geblieben zu sein —- theoretisch, d. h. auf dem 
Wege der Abstraction und Isolierung der Phänomene gewonnene Lehrsätze ohne weiteres 
auf die praktischen Vorgänge anzuwenden. (S. hiezu von Lesigang: „Grundsteuer“ im 
Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Band IV. S. 208). Endlich sei noch bemerkt, 
dass der Satz, der einzige wissenschaftlich richtige Cataster sei der Parcellencataster 
(S. 420), doch einige recht lebhafte Zweifel erwecken muss, und zwar trotz der von 
Graziani gebrachten Ausführungen; theoretisch wenigstens scheint uns ein Guts-Rein- 
ertagscataster, richtiger ein Betriebs-Reinertragscataster viel besser und zweckmässiger 
(S. 429, 430 f). Dass Graziani eine Reihe von Fragen der Finanzpolitik nicht ex pro- 
fesso in nähere Erwägung gezogen hat, welche bei uns mehr oder weniger in Discussion 
stehen, z. B. die einer progressiven Besteuerung des Bodens, sei nur ganz nebenbei 
bemerkt; bei einem so umfassenden Werke kommen kleine Auslassungen, die vielleicht 
auch absichtlich erfolgt sind, nicht in Betracht. Wir schliessen hiemit unsere Andeutungen, 
indem wir der italienischen Literatur zu dem vorliegenden Werke aufrichtig gratulieren. 

Das Werk von Mase-Dari behandelt eine Frage, die bei uns, wenigstens fiir die 
Personal-Einkommensteuer, glücklicherweise fiir absehbare Zeit bereits gelöst ist, in einer 
äusserst eingehenden und sorgfältigen Weise. 

Es ist unmöglich, einem solchen Werke in wenigen Zeilen gerecht zu werden, es 
mag daher genügen, seinen Inhalt kurz zu markieren. In einem ersten Capitel werden 
die geschichtlich zur Anwendung gekommenen Formen der progressiven Besteuerung 
(190 S.), im zweiten die Dogmengeschichte des Problems (194 S.) dargestellt, das drittc 
Capitel betrachtet die Stellung der progressiven Steuer zur finanziellen Seite der Sociologie, 
das vierte untersucht die Gründe, welche zu Gunsten der Progression angeführt werden, 
das fünfte die technischen Formen der Progression, das sechste endlich ihre wirtschaft- 
lichen Wirkungen. Bei all diesen Ausführungen steht der Verfasser auf dem Standpunkte, 
dass das ganze Phänomen der Staatswirtschaft vollständig abhängig ist von der politischen 
und wirtschaftlichen Gestaltung der Gesellsehaft, dass es nichts anderes ist, als ein 
selbstverständliches und homogenes Product derselben und dass es sich daher stets 
genau und elastisch den von der herrschenden Classe erkannten Bedürfnissen und Zielen 
der Gesellschaft anpasst, natürlich nicht sofort, sondern immer erst im Laufe der Zeit. 
Auch die Idee der progressiven Besteuerung ist stets diesem allgemeinen Gesetze gefolgt; 
heute wird sie fast allgemein für berechtigt angesehen, weil die Voraussetzungen dafür 
gegeben sind oder doch sich vorbereiten; sie ist eine Idee von historischer, relativer 
Berechtigung, geradeso wie die meisten anderen Ideen, welche sich je im Laufe der 
Geschichte in Gesetzen, Gebräuchen u. s. w. verkörpert haben; sie wird ebenso wieder 
verschwinden, wie mehr oder weniger alle ihre Vorgängerinen. 

Angesichts dieser Grundanschauung gewinnt der Anhang (S. 605—727) besonderes, 
actuelles Interesse, welcher die Frage einer allgemeinen progressiven Einkommen- 
Besteuerung für Italien unter dessen gegebenen, wirtschaftlichen Verhältnissen sorgfältig 
und mit Heranziehung eines reichen Thatsachenmateriales untersucht. Es scheint uns, 
dass die von Mase-Dari gebrachten Ausführungen den thatsächlichen Bedürfnissen der 
italienischen Staatswirtschaft und der Leistungsfähigkeit der Steuerträger resp. der Steuer- 
objecte gerecht werden und dass — ehe man an eine Neuerung von so einschneidender 
Bedeutung, wie es die Einführung einer solchen allgemeinen, progressiven Steuer wäre, 
ernstlich herantreten darf — alles wohl erwogen werden muss, was der Autor vorbringt, 
natürlich mit Rücksicht darauf, dass sich die äusseren Verhältnisse geändert haben 
können, wenn man an eine solche gesetzgeberische Action herantreten wird. Aufmerksam 
muss schliesslich noch auf die Erörterung des Autors über eine progressive Grundsteuer 
(S. 672 ff) gemacht werden. Schullern. 
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Dr. Richard Reisch: Das Gesetz, betreffend die directen Personalsteuern, Manz 
Wien, 1896. 

Nur eine kurze Spanne Zeit trennt uns noch von der thatsächlichen Wirksamkeit 
des neuen Steuergesetzes. Für die Organe, welchen die Handhabung dieser Vorschriften 
zunächst obliegt, aber auch für den grossen Kreis jener Personen, deren Steuerpflicht 
sich ändert, oder die nun erst durch die Personaleinkommensteuer der directen Steuer- 
leistung unterliegen. ist es von Wichtigkeit, bei dem Studium oder auch nur bei der 
Durchsicht des unvermeidliche Schwierigkeiten bietenden Gesetzes einen Wegweiser zu 
finden. Ein solcher Behelf ist das uns vorliegende Buch. Der Verfasser, dessen amt- 
liche Verwendung ihn der Entwicklung des Gesetzes nahe stehen liess und der allen 
Vorgängen der parlamentarischen Berathung folgte, hat durch Beziehungen der in 
innerem Zusammenhange befindlichen Gesetzesstellen, durch Beigabe von Erläuterungen 
aus den Verhandlungsprotokollen eine wesentliche Erleichterung geboten, ohne über den 
Rahmen des zum Verständnisse unbedingt Nothwendigen hinauszugehen. 

Erhöhte Brauchbarkeit gewinnt diese Gesetzesausgabe durch den Abdruck jener 
gesetzlichen Bestimmungen, die in einschlägigen Gebieten neben dem neuen Gesetze in 
Geltung geblieben sind. Die Aufnahme der Durchführungsverordnungen konnte dagegen 
nicht erfolgen, weil diese bei Ausgabe des Buches noch nicht erlassen waren, hinsichtlich 
der gesetzlichen Grundlage aber eine möglichst rasche Veröffentlichung wünschens- 
wert war. F. - 

Paul Leroy-Beaulieu: Grundriss der Nationalökonomie, bearbeitet von Edwin 
Ramsperger, Frankfurt a. M. Sauerländer, 1896, 255 S. Preis 3 M. 

Diese durchaus populäre Schrift entspricht dem Umfange nach etwa den Bedürf. 
nissen einer Mittelschule, an welcher Nationalökonomie gelehrt werden soll. Der in dem 
Buche herrschende Geist ist durch den Namen des Verfassers charakterisicıt; wem dieser 
Name noch kein genügender Fingerzeig ist, der lese gewisse Capitel, z. B. das über den 
Unternehmergewinn, erwäge den Satz: „Der Lohn geht aus der Natur der Dinge hervor“, 
und sehe sich den Abschnitt: „Einwendungen der Socialisten gegen den Lohnvertrag* 
an. Das Buch enthält aber auch zahlreiche ziemlich einwandfreie | artien und zwar vor- 
wiegend an denjenigen Punkten, an welchen die volkswirtschaftliche und die privat- 
wirtschaftliche Anschauungsweise die zwischen ihnen herrschenden Gegensätze gar nicht 
oder doch nicht allzu schroff hervorzukehren Gelegenheit haben. Auch für den Fachmann 
und insbesondere den Dogmenhistoriker von Wert ist der die Vertheilung der Güter 
behandelnde Abschnitt. Formell betrachtet ist Leroy-Beaulieu's Büchlein, bezw. die 
Arbeit seines Uebersetzers höchst lobenswert. 

Bachmann Hermann: Grundlagen der Volkswirtschaft, I. Theil: Allgemeine 
Wirtschaftslehre. Ein Leitfaden für den Unterricht in der Volkswirtschaft an land- 
wirtschaftlichen und gewerblichen Schulen und zugleich ein kurzgefasstes Hand- und 
Lehrbuch für Landwirte und Gewerbetreibende. 66 S., Stuttgart 1897, Eugen Ulmer. 1 M. 20. 

II. Theil: Agrarwesen und Agrarpolitik. Ein Leitfaden für den Unterricht in 
der Volkswirtschaft an landwirtschaftlichen Schulen und zugleich ein kurzgefasstes Hand- 
und Lehrbuch für praktische Landwirte. 68 S., Stuttgart, 1896, Eugen Ulmer. 1 M. 20. 

Der Verfasser, Landwirtschaftslehrer in Gelnhausen, hat seine genaue Kenntnis 
des Lehrmittelbedarfes landwirtschaf.licher und gewerblicher Schulen in sehr dankens- 
werter Weise benützt, um sein Fachwissen der Befriedigung jenes Bedürfnisses dienstbar 
zu machen. Beide Büchlein entsprechen einem wirklichen Bedürfnisse, und wenn das 
erste Bändchen vom zweiten unabhängig gemacht, das heisst auch der landwirtschaftlichen 
Production ein Capitel widınen würde, könnte dasselbe geradezu als das verwendbarste 
Lehrbuch für den volkswirtschaftlichen Unterricht nicht nur an landwirtschaftlichen und 
gewerblichen, sondern auch an anderen Fachschulen, z. B. commerciellen Unterrichts- 
anstalten bezeichnet werden. Auch für Gymnasien und Realschulen, deren Lehrplan früher 
oder später sich dem national-ökonomischen Unterrichte wird eröffnen müssen, wäre es 
geeiynet. Freilich müsste es vorher noch stellenweise einer Durchsicht mit Bezug auf 
den Stil und einer sorgfältigen Ausmerzung der zahlreichen Druckfehler unterzogen werden. 
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Im Uebrigen kann constatiert werden, dass sowohl die Anordnung als die Behandlung 
des Materiales vollkommen zweckentsprechend ist, was Referent deswegen beurtheilen zu 
können glaubt, weil er eine circa 6jährige Lehrthätigkeit an Handelsakademien hinter 
sich hat. 

Das zweite Bändchen ist seiner Natur nach zunächst für einen engeren Leser- und 
Interessentenkrcis bestimmt; auch hier hat es der Autor verstanden, sich der gewählten 
Aufgabe genau anzupassen, indem er alle einschlägigen Fragen mit lobenswerter Unbe- 
fangenheit, entsprechender Beachtung des relativen Charakters der praktischen Probleme 
und mit sorgfältiger Auswahl nur der wirklich entscheidenden Momente concis behandelt ; 
besonders hervorzuheben ist die gedrängte Zusammenfassung der im deutschen Reiche 
und zum Theil auch der anderwärts geltenden agrarpolitischen Gesetzgebung. Dieses 
Bändchen ist übrigens nicht nur für Schüler verwendbar, sondern dürfte auch sonst noch 
manchen belehren, der, von gewissen Vorurtheilen befangen, die heutigen agrarischen 
Probleme unter einem verfehlten Gesichtswinkel betrachtet. Es wäre höchst wünschenswert, 
dass das Büchlein Verbreitung finde, denn es kann nur nützlich wirken. Schullern. 

Verhandlungen des 5. österreichischen socialdemokratischen Parteitages, 
abgehalten zu Prag vom 5. bis einschliesslich 11. April 1896 auf der Schützeninsel. Wien, 
Brand, 1896, 185 S. Preis 50 Pfennige. 

Diese auch für die Geschichte der dsterreichisch.n Socialdemokratie wichtige 
Publication schliesst sich an die im Jahre 1894 im Verlage von S. A. Bretschneider 
erschienenen „Verhandlungen des IV. österr socialdemokratischen Parteitages* an; sie 
verdient ein eingehendes Studium, das besonders für die Gegner der socialdemokratischen 
Bewegung lehrreich sein dürfte. Es sei vor Allem auf die Erörterungen über die Punkte 
7 (Fortschritt der Socialgesetzgebung in Oesterreich) und 8 (Lage und Forderungen der 
ländlichen Arbeiterschaft) verwiesen. 

Waxweiler Emile: La reglementation du travail du dimanche en Suisse; rapport 
a M. le Ministre sur une mission d'études faite en Aoüt 1895; Extrait du „Travail du 
Dimanche“, publication de l'Office du Travail de Belgique, Bruxelles, Office de publicité, 
1896, pag. 146. 

Notes de Suisse, les lois protectrices du travail; Extrait de la „Revue de l’Univer- 
site de Bruxelles“, Bruxelles, Bruylant-Christophe et Cie, 1896, pag. 21. 

Der Verfasser der vorliegenden Schriften ist von dem Minister für Industrie und 
Arbeit, Nyssens, in die Schweiz entsendet worden, um daselbst die Frage der Sonn- 
tagsruhe zu studieren; in der erst bezeichneten Schrift hat er die Ergebnisse seiner 
einschlägigen Forderungen niedergelegt und damit jedermann die Möglichkeit geboten, 
sich auf das genaueste und bis in die Einzelheiten über die einschlägigen Gesetze, deren 
Grundlagen, Wirkungen und die Beurtheilung welche sie in der Schweiz selbst finden, 
zu unterrichten; es ist dies umso wertvoller, als in der Schweiz die Institution der 
Sonntagsruhe längst Zeit gehabt hat, erprobt zu werden, und als ihre Gegner reichlich 
in der Lage gewesen sind, ihre übeln Wirkungen hervorzuheben, wenn und soweit sie 
deren gefunden haben. Das Bundesfabriksgesetz vom Jahre 1877 bildet den Kem der 
Betrachtung; die Umwandlungen, die es im Laufe der Zeit erfahren hat, sind Folgen der 
mit dem Gesetze gemachten praktischen Erfahrungen und daher vom doppeltem Interesse; 
die noch in stets wachsendem Maasse zu Tage tretenden Bestrebungen nach einer 
Weiterbildnng der seit 19 Jahren bestehenden und in dieser Zeit vielfach verbesserten 
Eiurichtung beweisen, dass eine von den durch den Autor befragten Autoritäten mit 
Recht sagen konnte: „Das Gesetz hat sich so eingelebt, dass niemand zu den früheren 
Zuständen zurückkehren möchte.“ 

Die zweite Broschüre stellt die historische Entwicklung der die Einschränkung der 
Arbeitsdauer auch für Erwachsene, der Kinderarbeit u. s. w. betreffenden schweizerischen 
Gesetze dar und geht dabei von den Verhältnissen im Canton Glarus (1872) aus, der 
in dieser Richtung an der Spitze der Civilisation gestanden und das Muster für das 
Bundesgesetz vom Jahre 1877 gegeben hat. „Dieses Fabriksgesetz hat ebenso den Unter- 
nehmern, wie den Arbeitern den Weg der Reformen gewiesen,“ alle haben sich dem Gesetze 
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angepasst und denken mit mehr oder weniger Eifer, Begeisterung oder Resignation an die 
Möglichkeit seiner Fortbildung und seiner Ausdehnung auch auf die handwerksmässigen 
und andere Gewerbe. Während 1891 für die ganze Eidgenossenschaft der Begriff „Fabrik“ 
erweitert wurde, um einem grösseren Kreise von Arbeitern die Vortheile des Gesetzes 
zuzuwenden, giengen einzelne Cantone daran, energisch den Arbeiterschutz auch in den 
nicht als fabriksmässig anerkannten Gewerben zur Geltnng zu bringen, zuerst der Canton 
Basel-Stadt (1884). 

Waxweiler's vortrefflich geschriebene Arbeit zeigt uns in kurzen und prägnanten 
Worten diesen ganzen Entwicklungsgang; sie ist belehrend und anregend. Schullern. 

S. Cognetti de Martiis: I due sistemi della politica commerciale, I. Parte, Torino, 
Unione tipografico-editrice 1896. 

Der Verfasser, über dessen hervorragende Theilnahme an der wissenschaftlichen 
Arbeit auf dem Gebiete der Volkswirtschaftslehre des „Handwörterbuch der Staats- 
wissenschaften“ Auskunft gibt, prüft die hauptsächlichsten Lehren über die Systeme der 
Handelspolitik, und zwar jene Spencer's, Dunoyer’'s, Chevalier's, List's, dann die von 
Marx und im Zusammenhange damit die Anschauungen von Ricca-Salerno an dem 
Beispiele der Handelspolitik Venedigs. Dieselbe liegt vollständig abgeschlossen vor uns 
und bietet eine ganze Fülle überaus lehrreicher Thatsachen. welche die ebenso inter- 
essante Erkenntnis ergeben, dass die Politik des venezianischen Staates in Bezug auf den 
Handel, und zwar sowohl in Bezug auf den Innen- als auf den Aussenhandel sich niemals 
nach einem abstracten Principe, sei es dem des Freihandels, sei es dem des Protectio- 
nismus, sondern stets darnach gerichtet hat, wie im concreten Falle am besten die 
Industrie, der Handel und insbesondere die Schiffahrt im Sinne des nationalen Wohles 
gefördert werden könne. 

Insbesondere die Darstellung der Listischen Lehre scheint uns etwas zu gedrungen, 
und ihr historischer und specifisch nationaler Charakter zu wenig stark markiert; nichts- 
destoweniger ist auch der dogmengeschichtliche Theil des Buches sehr verdienstlich; einen 
erheblich grösseren Wert legen wir aber auf die Geschichte der venezianischen Handels- 
politik, welche das eingehende Studium eines jeden Fachmannes vollauf verdient. 

Der Autor verspricht einen zweiten Theil seines Buches, in welchem er die 
Wirkungen der beiden Hauptformen der Handelspolitik auf die in dieser Richtung 
wichtigsten, heute noch blühenden Staaten untersuchen will. Wir erwarten mit Spannung 
diese Fortsetzung einer so vielversprechend begonnenen Arbeit. Schullern. 

Knittel Dr. Albert: Beiträge zur Geschichte des deutschen Genossenschafts- 
wesens, Freiburg i. Br. und Leipzig, J. C. B. Mohr, 1895, Preis: 3 Mark 60 Pfg. 

Hirsch Max: Die Entwicklung der Arbeiterberufsvereine in Grossbritannien und 
Deutschland, Berlin, Bahr, 1896, 75 S. 

Wie es scheint, aus dem Seminare Brentanos hervorgegangen, entspricht die 
Arbeit Knittels allen Erwartungen. die man an sie stellen kann. 

Sie gibt sich gewissermaassen als eine Ergänzung von Hugo Zeidlers Buch: 
„Geschichte des deutschen Genossenschaftswesens der Neuzeit“ und behandelt in grosser 
Selbständigkeit ein Thema, das täglich wichtiger wird, je mehr der Kampf der Gross- 
industrie gegen das Handwerk vorwärtsschreitet und je gefährdeter die wirtschaftliche 
und sociale Stellung des Kleinunternehmers wird. Die grossen Erhebungen des „Vereines 
für Socialpolitik* und der kais. deutschen Commission für Arbeiterstatistik über die Lage 
des Handwerks, die jetzt im Zuge sind, erhöhen das Interesse, das die Oeffentlichkeit 
an dieser Schrift nehmen dürfte, da dieselbe geeignet ist, schon durch die zahlreichen 
statistischen Daten, welche sie bietet, in manchen Richtungen wiinschenswerte Ergän- 
zungen und Aufklärungen zu schaffen. Dass dabei der so viel verlästerte Schulze- 
Delitzsch wieder zu wohlverdienten Ehren gebracht wird, scheint uns sehr erfreulich. 

Auf die statistischen Daten über die Creditgenossenschaften, die Consumvereine, 
den allgemeinen Verband, das Genossenschaftswesen und die Innungen sei zum Schlusse 
noch besonders verwiesen und das Buch ebenso dem Fachmanne, wie dem wissbegierigen 
Publikum warm empfohlen. 
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Die zweite Schrift stamınt von dem verdienten Anwalt deutscher Gewerkvereine 
und ist aus einem Vortrage hervorgegangen, den der Verfasser im Herbste 1895 vor der 
„internationalen Vereinigung für vergleichende Rechtswissenschaft und Volkswirtschafts- 
lehre* zu Berlin gehalten hat. Während Hirsch in Betreff der englischen Vereine aus 
der reichen Literatur schöpfte und schöpfen durfte, hat er in Bezug auf die deutschen 
Berufsvereine in seiner langjährigen Erfahrung die Quelle gefunden, aus der er einen 
Becher voll von Nachrichten und Erkenntnissen bietet, die den weitesten Kreisen neu 
sein werden und die geeignet sind, belehrend und aufklärend zu wirken. Auch diese 
Schrift ist durchaus empfehlenswert. 

La fertilizzazione del suolo e la questione sociale, contributo di studi all 
economia sociale, Parma. Tipogr. Vesc. Fiaccadori 1896, XI und 240 S. 

Das vorliegende Buch enthält 6 Artikel, sämmtliche bezüglich auf die Hebung 
der Landwirtschaft in Italien, deren Voraussetzungen und Wirkungen, und zwar 
je einen von Don Giovanni Bonsignori, Stanislao Solari, Dr. Don Carlo 
M. Baratta, Ing. Egidio Pecchioni, Dr. Pio Benassi und Don Luig- 
erutti. Stanislao Solari ist den Lesern der in dieser Zeitschrift enthalteneni 
Literaturberiche kein Fremder mehr, da seine nun schon weit verbreitete Methode des 
Bodenbaues den Hauptgegenstand eines von uns besprochenen Buches von Filippo 
Virgilii bildet. Sein Aufsatz ist der weitaus umfangreichste in der vorliegenden 
Sammlung, er behandelt die wirtschaftlichen und socialen Wirkungen einer erweiterten 
Anwendung jenes Düngungssystems, welches er das ,Inductionsprincip* nennt, des- 
jenigen nämlich, das er in langjähriger Praxis erprobt hat und von dem er sich eine 
enorme Hebung der Landwirtschaft (die ihm eine umformende, nicht aber eine extractive 
Thätigkeit ist) und ihrer Erfolge — der letztern auch angesichts der fortschreitenden 
Vereinheitlichung des Markt-s — erwarten darf (s. S. 85 ff., in Betreff seiner liberalen 
agrarpolitischen Anschauungen S. 98 ff.). Wenn in seinem Artikel, ebenso wie in dem 
der anderen Mitarbeiter, ein specifisch katholischer Standpunkt zu Tage tritt, so wird 
dies vielleicht das eine oder andere Gemüth abschrecken, wir glauben aber, dass diesem 
Standpunkte billigerweise mindestens ebenso viele innere Berechtigung zuerkannt werden 
darf, wie einem schroff entgegengesetzten, der ja, wenn auch meist verschleiert in der 
fachwissenschaftlichen Literatur so überaus beliebt ist. — Das Buch ist lehrreich, gut, 
geschrieben und darf schon umm seines sachlichen Inhaltes willen und ganz abgesehen von den 
speciellen Grundanschauungen der Verfasser jedermann empfohlen werden, der der Land- 
wirtschaft ein aufrichtig wohlwollendes Interesse entgegenbringt. Schullern. 

Dr. Wilhelm Kähler: Gesindewesen und Gesinderecht in Deutschland, Jena, 
Gustav Fischer, 1896, Sammlung national-dkonomischer und statistischer Abhandlungen 
des staatswissenschaftlichen Seminars in Halle a/d. Saale, hgg. v. Dr. Johann Conrad, 
XI. Band. 229 S. 

Wir sind dem Verfasser des vorliegenden Buches wirklich dankbar dafür, dass er 
sich der grossen Mühe unterzogen hat, die Verhältnisse des Gesindes in Deutschland, 
also ein in der Literatur stark vernachlässigtes Gebiet zu durchforschen; seine Arbeit, 
so mühsaın sie gewesen sein mag, ist gewiss nicht verloren, denn sie liefert sehr wert- 
volles Material für eine früher oder später ganz unabweisliche Reform des Gesinderechtes 
und insbesondere für die vielleicht vielfach schon zu lange hinausgeschobene, abschliessende 
Entscheidung darüber, wie man sich principiell angesichts der socialpolitischen Gesetzgebung 
unserer Tage der Gesammtheit und den einzelnen Gruppen jener Gesellschaftclasse 
gegenüber auf die Dauer verhalten soll, welche man ınit dem Sammelnamen „Gesinde* 
bezeichnet, die aber die allerverschiedenartigsten Elemente in sich schliesst. (S. hiezu 
S. 191 ff.) Die Dienstbotenordnungen der österreichischen Länder — wir haben kürzlich 
in dieser Zeitschrift darüber berichtet — geben einen wohl unwiderleglichen Beweis 
dafür, dass die in Oesterreich bestehenden Verhältnisse auf die Dauer gänzlich unhalt- 
bar sind; wie sich die Dinge in Deutschland ausnehmen, zeigt uns Kähler in trefflicher 
Weise. Fine Schrift, wie die vorliegende, muss gelesen werden, eine Besprechung darüber 
— dieses Wort im landläufigen Sinne verstanden — hat entweder gar keinen Wert, 
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oder sie muss bis in die Einzelheiten eingehen. Für das letztere fehlt der Raum, es 
mag also genügen, die allgemeine Bedeutung des behandelten Problems hervorgehoben 
zu haben und noch anzumerken, dass der Verfasser, nach einer geschichtlichen Ein- 
leitung über die Entwicklung des Gesindewesens und Gesinderechtes uns den gezen- 
wärtigen Zustand derselben und zwar den des ersteren mit Unterscheidung des häuslichen 
und des landwirtschaftlichen Gesindes — für das Reich im Allgemeinen und die einzelnen 
Bundesstaaten im besonderen darstellt. Das Schlusscapital: „Ergebnisse“ entwickelt vor 
dem Leser die grosse Mehrzahl der aus dem heutigen Gesindewesen sich ergebenden 
wirtschaftlichen, socialen. ethischen und juristischen Probleme, verkennt aber auch nicht 
die ungemein grossen Schwierigkeiten, welche einer allgemein befriedigenden Lösung 
derselben im Wege stehen. Jedenfalls ist sein Inhalt sehr beherzigenswert und zwar 
nicht zum mindesten die Ausführungen über den Begriff „Gesinde“ (S. bes. S. 201, 
216, 217). Schullern. 

Jahrbuch der internationalen Vereinigung für vergleichende Rechtswissenschaft 
und Volkswirtschaftslehre zu Berlin, im Auftrage der Vereinigung herausgegeben von 
Prof. Dr. Bernhöft und Landgerichtsrath Dr. Meyer, I. Jahrgang 1895, II. Jahr- 
gang 1896, Berlin, Hermann Bahr, 1896, 1897. 652 und 716 S. — Die internationale 
Vereinigung für vergleichende Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre, zu deren 
Zwecken auch die ,Anbahnung eines wissenschaftlich fördernden Verkehrs zwischen den 
Juristen und Nationalékonomen der verschiedenen Nationen“ gehört, hat den gressen 
Einfluss der Rechtsordnung auf die wirtschaftlichen Verhältnisse, aber auch die Noth- 
wendigkeit anerkannt, dass die Justizgesetzgebung den Anforderungen einer gesunden 
Volkswirtschaftspolitik Rechnung trage. In ihren Publicationen bringt sie denn auch 
diese Erkenntnis vollinhaltlich zur Geltung und verdient sich dadurch die Anerkennung 
der Jünger beider Wissensgebiete. 

Der erste Band bringt unter den „grössern Aufsätzen“ einen solchen von Otto 
Warschauer über Louis Blanc und den Socialismus in Frankreich und lehrreiche 
„Volks- und Finanzwirtschaftliche Skizzen aus der Türkei“ von Alfred Gescher, unter 
„Literatur“ einen Aufsatz über das Recht des Grundeigenthums und das Erbrecht für alles 
Eigenthum in der Türkei von Shek und eine Uebersicht über die russische volkswirt- 
schaftliche Literatur des Jahres 1894 von Svjatlowsky, unter der Rubrik „Vorträge“ 
eine Darlegung von Max Hirsch über die Arbeiterberufsvereine in Grossbritannien und 
Deutschland. 

Im zweiten Jahrgange berichtet Oskar Frankfurter über die rechtlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse in Siam; von verschiedenen Autoren wird die judicielle, 
wirtschafts- und socialpolitische Gesetzgebung und Literatur der verschiedenen Staaten 
der Erde besprochen, die österreichische Gesetzgebung insbesondere von Walter 
Schiff und Rudolf Pollak, die ungarische von Alfred v. Doleschal und Julius 
Mandello. Vom allgemeinem Interesse sind die Artikel von W. Spies über die Reform 
der russischen Währung und der von S. Simitis über ein grichisches Gesetz vom 
Jahre 1893, betreffend den .Zwangsvergleich zur Verhütung der Gant. Peter Kazansky 
bringt einen Artikel: „Internationales Bureau für die Veröffentlichung der Zolltarife*“. 

Wir hoffen, durch diese Andeutungen gezeigt zu haben, dass das vorliegende 
Jahrbuch sich nicht nur befleissigt hat, auf breitester Basis seiner Aufgabe gerecht zu 
werden, sondern anch durch die Auswahl wirklich sachkundiger Autoren jedem Leser 
die Gewissheit zu bieten, dass er durchaus verlässliche Mittheilungen vorfindet, die er 
mit Beruhigung benützen kann, wo ihm die Originalquellen (Gesetzblätter und dgl.) 
fehlen. In diesem Sinne begrüssen wir die Eröffnung der Serie dieser Jahrbücher um so 
freudiger, als sie hoffentlich für die Zukunft die Möglichkeit bieten werden, auch die 
Verhältnisse jener Staaten fortlaufend kennen zu lernen und sachlich zu beurtheilen, über 
die man bisher nur sporadische Daten aus der oft nur zu trüben Quelle der politischen 
Tagesliteratur und im besten Falle hie und da einmal aus einem objectiv gehaltenen 
Berichte eines reisenden Fachmannes oder eines Consuls zu erhalten vermochte. Die 
einheimische Literatur solcher Länder bleibt ja der Mehrheit der Interessenten aus Mangel 
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der erforderlichen Sprachkenntnisse oder wegen der Schwierigkeiten, sie zu beschaffen, 
unzugänglich. 

Preisausschreiben. Die internationale Vereinigung für vergleichende Rechts- 
wissenschaft und Volkswirtschaftslehre zu Berlin setzt einen Preis von 1600 Mark für 
die beste Arbeit über folgendes Thema fest: 

„Eine vergleichende Darstellung der Grundsätze, welche in den Colonien der 
wichtigsten Staaten hinsichtlich des Bodenerwerbes und der Ansiedlung befolgt worden 
sind und die wirtschaftlichen Folgen derselben.“ 

Die näheren Bestimmungen gibt der erste Vorsitzende der Vereinigung, Herr 
Landgerichtsrath Dr. F. Meyer, Berlin, W. Kurfürstendamm 127 bekannt. 
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DIE REFORM DER 
DIRECTEN PERSONALSTEUERN IN ÖSTERREICH. 


VON 


DR. RICHARD REISCH, 
MINISTERIALVICESECRETÄR IM K. K. FINANZMINISTERIUM. 


A. Einleitung. 
I. 


Es war in der letzten Zeit in gewissen Kreisen sehr‘modern geworden, 
dem letztdahingegangenen österreichischen Parlamente die Raschheit in der 
Votierung grosser legislativer Arbeiten zum Vorwurfe zu machen. Inwieweit 
diese — in meinen Augen vollkommen unzutreffende — Kritik etwa doch 
in dem einen oder anderen Punkte begründet war. mag hier im Allgemeinen 
unerörtert bleiben; insoferne aber dieser Vorwurf auch rücksichtlich des den 
Gegenstand der folgenden Erörterungen bildenden Gesetzes vom 25. October 
1896, R.-G.-Bl. Nr. 220, betreffend die directen Personalsteuern, erhoben 
worden ist, entbehrt derselbe gewiss nach jeder Richtung hin der geringsten 
thatsächlichen Grundlage. 

Recapitulieren wir nur rasch einige wenige Daten aus unserer wahrlich 
nur allzu reichen Steuerreformgeschichte: Mehr als 33 Jahre sind ver- 
flossen, seit Finanzminister Ignaz von Plener am 5. October 1863 dem 
österreichischen Parlamente das erste umfassende Project zur Reform unserer 
aus den Jahren 1812 und 1849 stammenden Steuergesetze übermittelt hat; 
6 weitere, dasselbe Ziel anstrebende Regierungsvorlagen sind im Laufe 
der Jahre dieser ersten Vorlage gefolgt und vom Abgeordnetenhause theils 
in den Ausschüssen, theils aber auch schon im Plenum mehr oder weniger 
eingehend und gründlich berathen worden; in fast jedem Finanzexposé ward 
der unumgänglichen Nothwendigkeit der Reform unserer directen Steuern 
gedacht und deren baldigste Durchführung in Aussicht gestellt: Man kann 
also wohl getrost behaupten, die Frage der Reform der directen Steuern war 
eines der ältesten Probleme der österreichischen Legislative und bildete 
seit drei Decennien sozusagen ununterbrochen, wenn schon nicht einen Theil 
des Arbeitsprogrammes der jeweiligen Volksvertretungen, so doch jedenfalls 
den Gegenstand der Öffentlichen Discussion, so dass, wenn anders die 
wiederholte Anregung und Erörterung eines Problemes dessen Lösung über- 
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haupt zu fördern vermag, gewiss jenes der Steuerreform seine Lösung auf 
das gründlichste vorbereitet gefunden hat. 

Aber noch mehr als das: Die letzte, dem gegenwärtigen Gesetze zu 
Grunde liegende Regierungsvorlage war dem Abgeordnetenhause sehr bald 
nach seiner Constituierung, nämlich schon am 19. Februar 1892 zuge- 
gangen; mehr als drei Jahre mühe- und wirklich hingebungsvoller Arbeit 
waren von dem im Sinne des Gesetzes vom 30. Juni 1867, R.-G.-Bl. Nr. 104 
eingesetzten permanenten Steuerausschusse auf die Berathung und durch- 
oreifende Umarbeitung dieser Vorlage verwendet worden, ehe das Plenum 
am 5. März 1895 in die zweite Lesung derselben eintrat: drei Monate und 
46 der längsten Sitzungen unseres an lange Sitzungen wahrlich gewöhnten 
Parlamentes waren der Durchführung dieser zweiten Lesung gewidmet, 
zahlreiche Abänderungen der Gesetzes geben Zeugnis von der eingehenden 
Würdigung, welche dem Gesetzentwurfe auch noch im Plenum allseits ent- 
gegengebracht wurde. Sodann verstrichen weitere ‘1 Monate, bevor nach 
Durcbberathung der sechs ersten Hauptstücke der Vorlage in die Berathung 
der Einführungsartikel des Gesetzentwurfes geschritten wurde; und endlich 
trat noch eine ungewöhnlich lange Pause von 5 Monaten ein, ehe nach der 
dritten Lesung der Vorlage im Abgeordnetenhause das Plenum des Herren- 
hauses über dieselbe Beschluss fasste! 

All diese Daten sprechen doch wohl nicht für eine Ueberstirzung der 
Beschlussfassung über die Steuerreformvorlage; in der That wird man auch dem 
vorliegenden Gesetze, — welches ja gewiss stilistisch und gesetzestechnisch 
viele jener Fehler aufweist, welche allen grösseren aus der parlamentarischen 
Berathung hervorgegangenen Gesetzen anhaften und schon so oft Zweifel 
an dem Berufe unserer vielköpfigen Volksvertretungen zu Gesetzesformu- 
lierungen rege gemacht haben’), — Flüchtigkeit und Unüberlegtheit seiner 
wesentlichen Bestimmungen nicht zum Vorwurfe machen können: Dasselbe 
mag vielleicht nicht allen Wünschen, ja vielleicht auch nicht allen billigen 
Anforderungen Rechnung tragen, den einen Anspruch aber darf es gewiss 
erheben, an Stelle unserer ganz veralteten, für Verbesserungen im novel- 
listischen Wege absolut unzugänglichen und dennoch so lückenhaften Ertrag- 
steuern ein wohlausgebildetes, mannigfach ineinandergreifendes und in allen 
seinen Wechselbeziehungen gutdurchdachtes System der directen Be- 
steuerung gesetzt und so zum mindesten die grellsten Uebelstände unserer 
gegenwärtigen directen Besteuerung beseitigt zu haben. 

Diese letzteren Uebelstände dürfen hier wohl als so notorisch voraus- 
gesetzt werden, dass eine zusammenhängende Darstellung derselben füglich 
unterlassen und nur an den geeigneten Stellen in Kürze der wichtigsten 
Unterschiede zwischen dem neuen und alten Gesetze gedacht werden kann. 
Den Gegenstand der folgenden Darstellung soll vielmehr nur der wesent- 
lichste Inhalt des neuen Gesetzes unter besonderer Berücksichtigung des 
parlamentarischen Werdeganges desselben bilden; hiebei wird sich vielfach 





1) Vgl. meine Anzeige über Meili: „Die Gesetzgebung und das Rechtsstudium 
der Neuzeit“ — in dieser Zeitschrift, IV. Bd., S. 507. 
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die Gelegenheit ergeben, auf die fir die Abweichungen von der Regierungs- 
vorlage maassgebenden Erwägungen und Motive einzugehen, was abgesehen 
von dem rein historischen Interesse vielleicht in einer oder der anderen Be- 
ziehung auch ein für die künftige Auslegung des Gesetzes und Beurtheilung 
der mittlerweile erschienenen Theile der Vollzugsvorschrift zu demselben ') 
nicht ganz wertloses Materiale zu Tage fördern dürfte. 

Dass es sich hiebei — wenngleich im Einzelnen tadelnde Bemerkungen 
unvermeidlich waren — weniger um eine Kritik des ganzen Reformwerkes, 
als um die objective Darstellung der Beweggründe und der beabsichtigten 
oder wahrscheinlichen Folgen der einzelnen Beschlüsse handelt, dürfte 
durch die dienstliche Stellung des Verfassers zur Genüge erklärt, aber auch 
den Wünschen der Mehrzahl der Leser entsprechend sein. Immerhin darf 
_ aber hier vielleicht doch zunächst noch einleitungsweise eine Andeutung 
jener allgemeinen Gesichtspunkte erfolgen, die eine umfassende Kritik der 
Steuerreform, wenn sie billig und gerecht sein will, nicht wird ausseracht 
lassen dürfen. 

| II. 

Eine objective Kritik der nunmehr Gesetz gewordenen Steuerreform 
bedingt eine eingehende Würdigung der äusseren und inneren Bedingungen 
ihres Zustandekommens. Hiebei verstehen wir unter den äusseren Bedin- 
gungen zunächst die politische, sodann aber auch die finanzielle Gesammt- 
lage Oesterreichs in der Zeit der Steuerreformverhandlungen, hingegen unter 
den inneren Bedingungen jene grundlegenden Bestimmungen, durch welche 
die Wirkungen der Steuerreform auf die Finanzlage des Staates, der auto- 
nomen Körper und der einzelnen Steuerträger, sowie namentlich auf das 
Verhältnis in der Belastung der verschiedenen Bevölkerungsschichten unter- 
einander festgesetzt werden. 

Auf die innerpolitischen Verhältnisse kann hier nicht eingegangen werden. 
is genügt hier wohl die allgemeine Bemerkung, dass diese Verhältnisse, 
wenngleich sie dem fernerstehenden Beobachter durch die prädominierende 
Stellung der Wahlreformfrage und den raschen Wechsel der Ministerien 
als besonders bewegt erscheinen mögen, dem Zustandekommen der Steuer- 
reform doch, im Ganzen genommen, keineswegs ungünstig waren. Die 
parlamentarische Lage während der Steuerreformverhandlungen darf ja keines- 
falls nach den Vorgängen in den Schlussitzungen der Plenarberathung über 
die sechs Hauptstücke der Vorlage beurtheilt werden, in welcher allerdings 
die lange latent verbliebenen politischen Gegensätze zu immer explosivereim 
Ausdrucke kamen, die politische Leidenschaft über die sachliche Berathung 
den Sieg davontrug und schliesslich in der That die Vollendung der Steuer- 
reform in der Frühjahrssession 1895 unmöglich machte. Mag auch in diesem 
beiderseits ziemlich rücksichtslos geführten Kampfe manche sachlich gute 
Anregung. im Keime erstickt oder erbarmungslos niedergestimmt worden sein, 


1) Vollzugsvorschrift zum I. Hauptstiick ddo. 28. Jänner 1897, R.-G.-Bl. Nr. 35; 
zum IV., V. und VI. Hauptstück, ddo. 24. April 1897, R.-G.-Bl. Nr. 108, 109 und 110, 
zum If. Hauptstück ddo. 18. Mai 1897, R.-G.-Bl. Nr. 124. 
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das Schwergewicht der parlamentarischen Berathung war doch vielmehr in 
der jahrelangen Thätigkeit des 36gliederigen permanenten Steuerreform- 
ausschusses gelegen, und in dieser Zeit treten die Lichtseiten der damaligen 
politischen Constellation in volle Geltung. Durch das Zurücktreten einer 
eigentlich herrschenden politischen Richtung und durch den Zusammen- 
schluss der sogenannten grossen Parteien des Hauses war fir umfassende 
sachliche Arbeiten Zeit und Gelegenheit geboten. Die diesem Zusammen- 
schluss zugrundeliegende, allseits empfundene Nothwendigkeit gemeinsamer 
sachlicher Arbeit musste natürlicherweise auch allseits die Neigung her- 
vorrufen, bestehende Meinungsverschiedenheiten in sachlichen Fragen im 
Wege der soviel geschmähten und doch ganz unvermeidlichen Compromisse 
zu schlichten. Einer solchen gütlichen Verständigung über vielfach unüber- 
brückbar scheinende Interessengegensätze mag aber auch der Umstand sehr 
förderlich gewesen sein, dass die Zusammensetzung der einzelnen, die 
Majorität bildenden Parteien selbst in wirtschaftlicher Beziehung keine 
homogene war, da ja die Parteigruppierung bei uns zu Lande bisher weniger 
nach wirtschaftlichen als nach rein nationalen oder politischen Gesichts- 
punkten erfolgt, daher ein und dieselbe Partei Vertreter einander vielfach 
widerstreitender — agrarischer und industrieller, städtischer und ländlicher — 
Interessen in ihrem Schosse birgt. Hiemit waren in jedem der in Betracht 
kommenden Parteilager allezeit auch gewichtige Fürsprecher für aus dem 
jenseitigen Lager kommende Wünsche gesichert, wodurch die nach Lage 
der Verhältnisse gebotene Berücksichtigung aller im Abgeordnetenhause ver- 
tretenen Interessen gewährleistet war. 

„Aller im Abgeordnetenhause vertretenen Interessen‘! Diese Worte 
leiten uns von der Erörterung der speciellen Verhältnisse der — sit venia 
verbo — Tagespolitik zu einer flüchtigen Betrachtung der durch die Zu- 
sammensetzung des Österreichischen Reichsrathes dauernd gegebenen Bedin- 
gungen für das Zustandekommen einer Steuerreform hinüber. Das öster- 
reichische Abgeordnetenhaus in seiner damaligen Zusammensetzung muss 
gewiss als eine ausgesprochene Interessenvertretung bezeichnet werden. 
Man wird dieser Interessenvertretung ihre Berechtigung vielleicht nicht 
bestreiten und ihr namentlich auch die Anerkennung nicht versagen können, 
dass sie in einem vielleicht nicht unbeträchtlichen Maasse auch den Interessen 
der nicht direct vertretenen Volksclassen ihre Aufmerksamkeit und Fürsorge 
zugewendet hat; aber immerhin war das Abgeordnetenhaus eine reine 
Interessenvertretung und als solche naturgemäss in erster Linie bemüht, 
sich das Wohl und Wehe ihrer nächsten Mandanten vor Augen zu halten. 
Hatte nun unser bisheriges österreichisches directes Steuersystem unbe- 
streitbar grosse Ungleichmässigkeiten in der Besteuerung der verschiedenen 
Bevölkerungskreise enthalten und eine gewisse plutokratische, die kleinsten 
Steuerträger am härtesten, die mittleren hart, die Reichen aber ausser- 
ordentlich milde oder gar nicht belastende Tendenz, so konnte und durfte 
von einer Interessenvertretung nicht erwartet werden, dass sie alle diese 
Ungleichmässigkeiten mit einem Schlage beseitigen und eine vollkommen 
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neue, ausschliesslich von der Gerechtigkeit und Billigkeit dictierte Besteuerung 
schaffen werde. Vielmehr musste es unter solchen Verhältnissen als unver- 
meidlich erscheinen, dass allseits Anknüpfungen an den bisherigen Zustand 
gesucht und nur eine allmähliche Anbahnung besserer Verhältnisse gefunden 
werden konnte. 

Zur Schaffung einer solchen Reform aber war das jüngst aufgelöste Abge- 
ordnetenhaus wohl ganz besonders berufen. Die zahlreich vorhergegangenen 
Versuche zur Reform unseres directen Steuerwesens hatten den Boden für eine 
solche hinlänglich geebnet und gewissermaassen als communis opinio die Ueber- 
zeugung von der absoluten Nothwendigkeit der Durchführung einer Steuerreform, 
insbesondere durch Einführung einer die leistungsfähigsten Elemente treffenden 
progressiven Einkommensteuer zurtickgelassen. Die sogleich noch näher zu 
besprechenden Vorschläge der Regierung waren in fiscalischer Hinsicht so ent- 
gegenkommend wie irgend möglich, und boten zugleich die willkommene 
Gelegenheit, den minderbemittelten Schichten der Bevölkerung, — der Haupt- 
masse der Wählerschaft — ganz erhebliche Erleichterungen zu verschaffen. Kein 
Wunder also, wenn sich die im österreichischen Abgeordnetenhause vorhandene 
ebenerwähnte Neigung zur schrittweisen socialpolitischen Reform unter so 
günstigen Verhältnissen aufs neue regte, vielleicht nicht unerheblich ange- 
facht von dem zwar nur sehr selten ausgesprochenen, aber vielfach recht 
drängenden Wunsche, die Steuerreform innerhalb der von der Regierung 
angedeuteten maassvollen Grenzen und mit nicht allzu bedeutenden Opfern 
lieber sogleich selbst durchzuführen, statt deren über kurz oder lang un- 
vermeidliche Durchführung einem unbekannten, zweifellos radicaleren und 
von vielen als ausserordentlich radical gefürchteten neuen Parlamente zu 
überlassen. Man mag über den ethischen Wert derartiger Motive welcher 
Meinung immer sein, vom Standpunkte der Politik sind dieselben nicht 
nur begreiflich, sondern vollwertig und bestimmend. Auch vom rein sach- 
lichen Standtpunkte aus wird man ihnen in diesem Falle Dank wissen 
müssen. Zunächst ist es ja der Entwicklung des Steuerwesens selbst gewiss 
weit zuträglicher, wenn dasselbe statt in sprunghaftem Wechsel einer stetigen 
Entwicklung zugeführt wird; sodann wäre aber auch zu befürchten gewesen, 
dass, wenn das Abgeordnetenhaus eine derartige allmähliche Anbahnung 
der Steuerreform nicht beschlossen hätte, neuerlich auf Jahrzehnte hinaus 
eine Steuerreform überhaupt nicht zustande gekommen wäre; denn die 
radicaleren Elemente des neuen Hauses werden zumindest anfänglich und 
noch auf Jahre hinaus nicht stark genug sein, gegenüber dem Widerstande 
der vereinigten conservativen Parteien einer ihren Wünschen vollauf ent- 
sprechenden Reform zum Durchbruche zu verhelfen, so dass es voraus- 
sichtlich sehr zum Schaden der guten Sache auf lange Zeit bei unserer bis 
herigen, zweifellos schlechteren Besteuerung verblieben wäre. 

Zu diesen Momenten politischer Natur gesellte sich als gleich förder- 
liches Moment die finanzielle Gesammtlage des Reiches. Das mühsam genug 
errungene Gleichgewicht im Staatshaushalte hatte es der Regierung nach 
längerer Zeit wieder ermöglicht, mit einem Steuerreformprojecte hervor- 
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zutreten, welches mit der stolzen Devise auftreten durfte, für den Staat 
keinerlei Mebrertrignis in Anspruch zu nehmen. Diesen günstigen Zeit- 
punkt durfte weder die Regierung noch die Volksvertretung ungenützt vor- 
übergehen lassen. In der That wird man allen während der Steuerreform- 
verhandlungen am Ruder befindlichen Regierungen das Zeugnis nicht ver- 
sagen dürfen, dass sie nichts unterliessen, um das Zustandekommen der 
Steuerreform durch ihren gewiss nicht unbedeutenden Einfluss zu fördern; 
noch weniger aber wird man den Abgeordneten den Vorwurf machen können, 
dass sie den von der Regierung ausgesprochenen Verzicht auf staatsfinanzielle 
Vortheile aus der Steuerreform nicht in energischester Weise festgehalten 
hätten. Und hiemit gelangen wir zu der Erörterung der von uns sogenannten 
inneren Bedingungen der Steuerreform. 


Ill. 


Die Steuerreform soll für den Staat kein Mehrerträgnis liefern, darf 
für denselben aber auch keinen Ausfall zur Folge haben, das war der in 
der Regierungsvorlage — allerdings mit einer engen zeitlichen Begrenzung — 
klar ausgesprochene Grundgedanke. In dieser seiner Reinheit ist derselbe 
allerdings, wie wir noch bei der Besprechung des Finanzplanes sehen werden, 
im Zuge der Verhandlungen nicht aufrecht erhalten worden, indem dem 
Staate einerseits die Tragung eines gewissen, allerdings vielleicht nicht 
allzu bedenklichen Risicos aufgelastet, anderseits aber auch eine gewisse 
Participation an einem eventuell besonders günstigen Erträgnisse zugestanden 
wurde. Allein ungeachtet dieser geringen Abweichungen blieb der hier an 
die Spitze gestellte Grundsatz doch noch immer der oberste Leitstern in 
allen das finanzielle Erträgnis berührenden Actionen, und kein Beschluss 
wurde gefasst, ohne ihn vorher über seine Wirkungen in Bezug auf das 
finanzielle Gesammterträgnis der Steuerreform zu prüfen, — auf einen Ersatz 
zu sinnen, wenn ein Ausfall zu befürchten, auf die beste Verwendung Bedacht 
zu nehmen, wenn ein Ueberschuss zu erwarten war. Viele Bestimmungen 
der Steuerreform verdanken geradezu nur der Rücksichtnahme auf diesen 
finanziellen Grundgedanken ihre Existenz oder zumindest ihre gegenwärtige, 
mehr oder weniger fiscalische Formulierung. 

Wie die Beschaffung, so machte aber auch die Verwendung der aus 
den reformierten Steuern zu erwartenden Erträgnisse bedeutende Schwierig- 
keiten. In dieser Beziehung galt als oberste Richtschnur, dass die durch 
Heranziehung der bisher ganz unbesteuerten Kreise zu erzielenden Mehr- 
erträgnisse der Personaleinkommensteuer zur Entlastung der gegenwärtig 
überlasteten Elemente verwendet werden sollen. Um jedoch hier dem 
arbiträren Ermessen der Vertreter der einzelnen Interessengruppen über die 
Steuerüberbürdung ihrer Mandanten nicht allzu weiten Spielraum zu lassen 
und der naturgemäss fast unbegrenzten Lust zur Gewährung von Steuer- 
nachlässen an die eigenen Mandanten bestimmte Grenzen zu ziehen, war 
bald in den Kreisen der Abgeordneten das stillschweigende Uebereinkommen 
zustandegekommen, die Steuernachlässe in der Weise zu gewähren, dass 
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durch dieselben keinerlei wesentliche Verschiebung im Verhältnisse der 
gesammten Steuerlast der einzelnen bisher besteuerten Bevölkerungsschichten 
untereinander platzgreifen dürfe, d. h., dass z. B. die Gebäudesteuerträger 
insgesammt verhältnismässig nicht mehr als die Grundsteuerträger und diese 
wieder nicht mehr als die bisher der Erwerb- und Einkommensteuer unter- 
liegenden Contribuenten an Steuernachlässen erhalten sollten. Insbesondere 
sollten also letztere zunächst durch die Aenderung der steuerrechtlichen 
Normen keine präcipuelle Entlastung erfahren, vielmehr nur im Verhältnisse 
dieser ihrer bisherigen Steuerleistung an den aus der Steuerreform zu er- 
wartenden Nachlässen participieren. Demnach musste die allgemeine Erwerb- 
steuer, die Erwerbsteuer von den der öffentlichen Rechnungslegung unter- 
worfenen Unternehmungen, die Rentensteuer und die Besoldungssteuer unge- 
fähr dasjenige abwerfen, was bisher die Erweibsteuer und die Einkommen- 
steuer erster, zweiter und dritter Classe abgeworfen hatte, und selbst inner- 
halb dieser vier Kreise sollte das bisherige Verhältnis nach Möglichkeit 
aufrecht erhalten werden, da andernfalls eben nothwendig ein Kreis auf 
Kosten der anderen bevorzugt oder benachtheiligt werden musste. Auch 
dieser Grundgedanke war, wenngleich nicht immer explicite erwähnt, schon 
in der Regierungsvorlage, und zwar sogar genauer und präciser durchgeführt, 
als in dem nuumehrigen Gesetze, welches in dieser Beziehung gleichfalls 
mehrfache Abweichungen als nothwendige Consequenz der an der Regierungs- 
vorlage vorgenommenen Aenderungen aufweist. Allein Richtung gebend 
blieb dieser Grundgedanke trotzdem in allen Stadien der Verhandlung, und 
jede einzelne der Abweichungen von demselben wurde erst nach hart- 
näckigem Kampfe und nur angesichts der Unmöglichkeit einer anderweitigen, 
allseits befriedigenden Lösung concediert. 

Die Befriedigung der vorstehend aufgezählten Forderungen allein hätte 
dem Gesetzgeber wahrlich schon eine hinlängliche Fülle von Schwierig- 
keiten geboten. Dem österreichischen Steuerreformator erwuchs jedoch noch 
eine weitere und gewiss erheblich schwierigere Aufgabe, nämlich die Rück- 
sichtnahme auf die Finanzlage der autonomen Körper. Eine solche musste 
in mehrfacher Beziehung geübt werden. Zunächst musste Vorsorge getroflen 
werden, dass die Personaleinkommensteuer nicht der Gefahr ausgesetzt 
werde, mit beliebig hohen Zuschlägen belastet zu werden, da ein zu hoher 
Percentsatz der Personaleinkommensteuer von vornherein deren Existenz- 
bedingung, offene und loyale Mitwirkung der Bevölkerung bei ihrer Ver- 
anlagung. untergraben hätte. Diese scheinbar nicht allzu schwere Aufgabe’ 
spitzte sich infolge der hier hereinspielenden Competenzgrenze zwischen 
Reichs- und Landesvertretungen zu einer der allerheiklichsten politischen 
Fragen zu. Der Reichsvertretung steht ja eine directe Ingerenz auf die 
Landesgesetzgebungen nicht zu, der Zustand dieser letzten ist aber gegen- 
wärtig in fast allen Ländern ein derartiger, dass die Länder berechtigt 
wären, ohne irgendwelche Einflussnahme der Regierung mindestens jene 
beschränkten Umlageprocente, welche ohne Erlassung eines Landesgesetzes 
auf Grund der bestehenden Landesordnungen von allen directen Steuern 
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erhoben werden können, auch von der Personaleinkommensteuer zu erheben. 
Hiemit wäre aber auch die Berechtigung der Bezirke und Gemeinden zur 
Umlageerhebung bei der Personaleinkommensteuer anerkannt und eine Be- 
lastung der Personaleinkommensteuer, welche in manchen Gegenden bis zu 
100, ja 1000 Proc. und darüber betragen hätte, unvermeidlich geworden. 
Galt es hier, durch geschickte Taktik die autonomen Körperschaften vor 
die unausweichliche Nothwendigkeit des Verzichtes auf eine neue ver- 
lockende Einnahmsquelle zu stellen, so musste auf der anderen Seite umso 
sorgfältiger darauf Bedacht genommen werden, dass die autonomen Finanzen 
durch die Steuerreform nicht etwa in der Weise beeinträchtigt würden, 
dass ihnen die bisherige Basis zur Umlageerhebung entzogen oder erheblich 
geschmälert werde. Auch dieser Gesichtspunkt war in der Regierungsvorlage 
in umfassendster Weise berücksichtigt und vom Abgeordnetenhause als 
wohlbegründet anerkannt worden; dennoch wurde auch er bezüglich der 
allgemeinen Erwerbsteuer und der Besoldungssteuer nicht in voller Reinheit 
aufrecht erhalten. 

Diese nur eine Verschlechterung der gegenwärtigen misslichen Lage 
der autonomen Körperschaften verhindernde, im Uebrigen aber einen nichts 
weniger als befriedigenden Zustand conservierende Rücksicht hätte jedoch 
nicht genügt; die Neuregelung des directen Staatssteuerwesens musste 
vielmehr zugleich auch reformierend auf die Landesfinanzen wirken. In 
unserem, speciell auch in Finanzangelegenheiten vielfach autonomistisch 
gesinnten Parlamente hatte von vornherein nur eine derartige Steuerreform 
Aussicht auf Erfolg, welche den so oft und thatsächlich nicht ohne Grund 
vorgebrachten beweglichen Klagen über den misslichen Stand der meisten 
Landesfinanzen Berücksichtigung schenkte und zumindest die Anbahnung 
eines Weges enthielt, in dessen Verfolg eine Sanierung der Landesfinanzen 
durch Zuweisung selbständiger Einnahmequellen und die hiedurch herbei- 
geführte Emancipierung von ihrer gegenwärtig fast einzigen Einnahmequelle 
— der Zuschlagserhebung von den bestehenden Staatssteuern — zu er- 
hoffen ist. | 

Durch die im Laufe der Verhandlungen an der Regierungsvorlage 
vorgenommenen Aenderungen ist die Lösung fast aller dieser schwierigen 
Probleme dem Einführungsgesetze und zwar speciell den Artikeln I’— XIII 
überwiesen worden, für welche sich im Laufe der parlamentarischen 
‚Verhandlungen kurzweg die Bezeichnung „Finanzplan“ eingebürgert hat. 
Bei dieser Sachlage ist es einleuchtend, dass gerade diese Bestimmungen 
von vornherein den Mittelpunkt der Berathung bildeten, und sich desto 
mehr sozusagen zum Angelpunkte der ganzen Reform entwickelten, je mehr 
sich über die sonstigen Principien derselben unschwer eine Uebereinstimmung 
hatte finden lassen. Gerade diese Bestimmungen haben denn auch die 
zahlreichsten und materiell wichtigsten Veränderungen erfahren, und in 
ihnen spiegelt sich am deutlichsten die Verschiedenheit der Anschauungen 
jener Personen, welche während der Verhandlungen über die Steuerreform 
das Finanzportefeuille inne hatten. | 
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Trotz der vorstehend skizzierten ausserordentlichen Bedeutung des 
Finanzplanes auch für die Gestaltung der meritorischen Bestimmungen des 
Gesetzes kann auf den näheren Inhalt desselben hier noch nicht einge- 
gangen werden, und muss vielmehr vorerst die systematische Darstellung 
des Inhaltes dieser meritorischen Bestimmungen, durch welche ja vorerst 
das Substrat fir den Finanzplan herbeigeschafft werden musste, voraus- 
geschickt werden. Wenn wir hiebei im Gegensatze zur Gliederung des 
Gesetzes selbst mit der Personaleinkommensteuer und der Besoldungssteuer 
von höheren Dienstbezügen beginnen, so geschieht dies einerseits, weil 
hiedurch die Darstellung erleichtert und logischerweise die Gründe für 
manche in den anderen Theilen des Gesetzes beschlossene Abweichungen 
von der Regierungsvorlage vorausgeschickt werden, andererseits und ins- 
besondere aber auch deswegen, weil ja ganz zweifellos in dem Hauptstücke 
über die Personaleinkommensteuer der Hauptinhalt und der Hauptzweck 
der ganzen Steuerreform erblickt werden muss, und diese Thatsache, welche 
dem Bewusstsein der Bevölkerung nicht eindringlich genug vor Augen geführt 
werden kann, dieser Art auch äusserlich in Erscheinung tritt. 


B. Die Personaleinkommensteuer und Besoldungssteuer von höheren 
Dienstbezügen. 


IV. 


Ich habe schon früher erwähnt, wie es gewissermaassen als communis 
opinio, glücklicherweise nicht nur der Doctores, sondern auch weitester 
Volkskreise bezeichnet werden kann, dass eine Steuerreform in Oesterreich 
mit der Einführung einer Personaleinkommensteuer verbunden sein müsse. 
Diese allgemeine Zustimmung verdankt die Personaleinkommensteuer nicht 
nur ihren von der Theorie längst anerkannten ausserordentlichen Vorzügen 
in steuer- und socialpolitischer Richtung, sondern nicht minder auch den 
ungemein günstigen Erfolgen, welche die Praxis in den Nachbarländern, 
insbesondere in Sachsen und Preussen mit dieser Steuergattung erzielt 
haben. Wie es für die Regierung feststand, dass eine Personaleinkommen- 
steuer geschaffen werde, so konnte auch die Art und Weise ihrer Nor- 
mierung keinen allzu grossen Schwierigkeiten unterliegen, da, wie gesagt, 
die Gesetzgebungen der Nachbarländer in dieser Beziehung bereits ganz 
ausserordentlich bewährte Vorbilder aufwiesen. Die Aufgabe bestand daher 
hier weniger darin, eine neuartige Regelung der bezüglichen rechtlichen 
Vorschriften zu finden, als vielmehr Vorsorge dafür zu treffen, dass diese 
letzteren den besonderen Verhältnissen Oesterreichs angepasst werden. 

In dieser Beziehung ergab sich nun allerdings sogleich eine scheinbare 
Schwierigkeit darin, dass die Personaleinkommensteuer in Oesterreich nicht 
an Stelle, sondern neben die bereits vorhandenen directen Steuern von ganz 
erheblicher Höhe zu treten bestimmt sein musste; denn darüber konnte 
keinen Augenblick ein Zweifel obwalten, dass die Personaleinkommensteuer 
für sich allein nicht imstande sein werde, das Erträgnis der bisherigen 
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Ertragsteuern zu ersetzen. Ein derartiger, voraussichtlich überhaupt ganz 
unrealisierbarer Versuch hätte eine solche Steigerung der zu erhebenden 
Steuerprocente erfordert, dass alle die unvermeidbaren Uebelstände zu hoher 
Steuerfiisse sich sogleich auch auf dem Gebiete der Personaleinkommen- 
steuer eingenistet und diese bei rationellem Vorgehen gewiss sehr ent- 
wicklungsfahige Steuer von vornherein zu einem ähnlich kümmerlichen 
Dasein verurtheilt hätten, wie wir es nicht zur Ehre der österreichischen 
Finanzverwaltung früherer Jahrzehnte an unserer gegenwärtigen Einkommen- 
steuer erster Classe wahrzunehmen Gelegenheit haben. Allein die Schwierig- 
keit dieses Nebeneinanderbestehens von Personaleinkommensteuer und bis- 
herigen Ertragsteuern beeinflusste weniger die materiellen Bestimmungen 
über die Personaleinkommensteuer, als vielmehr die Bestimmungen über 
den Finanzplan, in welchem den aus diesem Nebeneinanderbestehen hervor- 
gehenden Consequenzen entsprechend Rechnung getragen werden musste. 
Wir müssen daher die Erörterung dieser Frage der Besprechung des Finanz- 
planes vorbehalten und können uns hier sogleich den Bestimmungen des 
die Personaleinkommensteuer regelnden fünften Hauptstückes der Regierungs- 
vorlage, welches im Gesetze das vierte Hauptstiick bildet, zuwenden. 

Im Gegensatze zu mancher deutschen und speciell der neuesten 
preussischen Gesetzgebung beschrānkt das Gesetz die Personaleinkommen- 
steuer mit einer einzigen Ausnahme auf physische Personen, und unter- 
scheidet bezüglich derselben in wesentlicher Uebereinstimmung mit der 
Regierungsvorlage die Angehörigen der im Reichsrathe vertretenen König- 
reiche und Länder von den Nichtangehörigen dieser Länder. Erstere unter- 
liegen, wenn sie in diesen Ländern wohnen, binsichtlich ihres gesammten 
Einkommens, ausser diesem Falle aber hinsichtlich des gesammten, ihnen 
aus dem Geltungsgebiete dieses Gesetzes zufliessenden Einkommens der 
Personaleinkommensteuer; Nichtangehörige dieser Länder unterliegen, wenn 
sie hierlands wohnen oder sich des Erwerbes wegen oder länger als ein 
Jahr in Oesterreich aufhalten, hinsichtlich des ganzen Einkommens, welches 
sie in diesen Ländern erwerben oder nach diesen Ländern beziehen, der 
Personaleinkommensteuer, in allen anderen Fällen unterliegen sie nur in 
Bezug auf die im Gesetze ausdrücklich angeführten Arten des aus diesen 
Ländern bezogenen Einkommens!) der Besteuerung. 

Die vorstehenden Bestimmungen des Gesetzes enthalten zugleich die 
grundlegenden und in allen Hauptstücken wiederkehrenden Principien des 
Gesetzes über internationales Steuerrecht. Das Gesetz macht die Steuer- 


1) Als solche führt das Gesetz an: Wenn Ausländer in diesen Ländern Realitäten 
oder auf inländische Realitäten hypothecierte Forderungen oder ein durch Fideicommiss, 
Verwahrungszwang oder sonstige rechtliche Vorschriften an diese Länder gebundenes 
Vermögen besitzen oder hierlands eine Erwerbsunternehmung oder gewinnbringende 
Beschäftigung betreiben, oder Theilnehmer einer solchen Beschäftigung oder Unter- 
nehmung sind, oder ein Einkommen an Dienstbezügen und Rentengenüssen aus einer 
hierländigen Staatscasse beziehen. 

Der Besitz von Actien, Antheilscheinen und ähnlichen Wertpapieren ist als Theil- 
lıaberschaft an einer Unternehmung im Sinne des vorigen Absatzes nicht anzusehen. 
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pflicht in erster Linie von der Staatsangehörigkeit abhängig, in zweiter 
Linie kommt das Territorialprincip und zwar sowohl bezüglich des Steuer- 
subjectes (des Aufenthaltsortes des Steuerpflichtigen) als des Steuerobjectes 
(der Provenienz des steuerpflichtigen Bezuges) zur Geltung. Die Combination 
dieser beiden Principien führt jedoch zunächst nicht zu absolut befriedigen- 
den Ergebnissen. Den Staatsangehörigen gegenüber hält das Gesetz die 
Besteuerung bezüglich des Einkommens inländischer Provenienz auch im 
Auslande ganz allgemein aufrecht. Das Gesetz lässt nämlich hier eine 
nähere Bestimmung darüber, was als Einkommen aus diesen Ländern zu 
betrachten sei, vermissen. Es kann aber eigentlich kaum bezweifelt werden, 
dass dieser Ausdruck mehr umfasst als die bei Nichtstaatsangehörigen wegen 
ihrer inländischen Provenienz ausdrücklich als steuerpflichtig erklärten Ein- 
kommensarten. Hienach dürfte z. B. auch der Bezug von Dividenden öster- 
reichischer Actien oder der Bezug von Dienstbezügen aus anderen als 
Staatscassen seitens eines im Auslande wohnenden Staatsangehörigen die 
Steuerpflicht begründen, da diese Bezüge offenbar auch unter den Begriff 
des ihnen aus dem Geltungsgebiete des Gesetzes zufliessenden Einkommens 
verstanden werden müssen. Hieraus ergibt sich, dass die Staatsangehörigen 
in dieser Beziehung ungünstiger behandelt werden als die Nichtstaatsange- 
hörigen, was allerdings als logische Consequenz der Rangordnung der obigen 
beiden Grundsätze über die internationale Besteuerung erscheint. 

Von erheblicherer praktischer Tragweite ist jedoch der Umstand, dass 
das Gesetz den Staatsangehörigen gegenüber die Steuerpflicht rücksichtlich 
des ihnen aus diesen Ländern zufliessenden Einkommens zunächst unbedingt 
aufrecht erhält, den Nichtstaatsangehörigen gegenüber aber die Steuerpflicht des 
von ihnen nach diesen Ländern bezogenen Einkommens davon abhängig macht, 
dass dasselbe nicht bereits auswärts einer gleichartigen Besteuerung unterzogen 
ist. Auch diese Bestimmung stellt sich zwar als eine vollkommen logische Durch- 
führung obiger beider Principien dar, würde aber in der Praxis vermuthlich 
meistens zu einer Doppelbesteuerung unserer Staatsangehörigen führen, weil 
die ausländischen Steuergesetze regelmässig schlechthin die Besteuerung des 
in ihr Geltungsgebiet bezogenen Einkommens der Ausländer vorschreiben. 

Allen diesen Uebelstinden abzuhelfen, ist der vom Standtpunkte 
der Förderung des internationalen Steuerrechtes ausserordentlich dankens- 
werte $ 285 bestimmt, welcher der Finanzverwaltung die allgemeine 
Frmächtigung gibt, in Ansehung solcher Personen und Steuerquellen, 
welche der Steuerhoheit mehrerer Staatsgebiete unterstehen, gegenüber den- 
jenigen Staaten, welche diesbezüglich andere als die im gegenwärtigen 
Gesetze aufgestellten Normen handhaben, nach den Grundsätzen der Reci- 
procität vorzugehen. Dieser Paragraph ermöglicht der Finanzverwaltung 
sohin, im Wege internationaler Verträge eine allseits befriedigende Regelung 
derartiger Besteuerungsfälle zu versuchen. Für das Gelingen dieser Auf- 
gabe erscheint es nun allerdings erwünscht, dass der österreichischen 
Finanzverwaltung weitgehende Besteuerungsrechte ihrer Staatsangehörigen 
eingeräumt wurden, weil sie hiedurch in den Besitz von passenden Com- 
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pensationsobjecten für Zugeständnisse an die den gleichen Grundsatz auf- 
stellenden auswärtigen Gesetzgebungen gelangt. Auf Grund dieses Para- 
graphen ist die Finanzverwaltung aber auch in der Lage, im Falle des 
Misslingens eines solchen Versuches auswärtigen Staatsangehörigen gegen- 
über Reciprocitét (Retorsion) zu üben und dadurch die andernfalls eintre- 
tende Consequenz zu verhindern, dass fremde Staatsangehörige hierlands 
günstiger behandelt werden als unsere Staatsangehörigen dortlands. 

Die Bedeutung, welche der § 285 für die künftige Entwicklung des 
internationalen Steuerrechtes hat, ist im Zuge der Verhandlungen über die 
Steuerreform denn auch erkannt worden, und hat namentlich das Herren- 
haus die Regierung nachdrücklich aufgefordert, auf Grund des $ 285 mit 
den auswärtigen Staaten in Verl'andiung zu treten und der andernfalls 
z. B. im Hinblicke auf die preussische Gesetzgebung unvermeidlichen Doppel- 
besteuerung von Personen, welche in beiden Staaten Steuerobjecte besitzen, 
vorzubeugen. Die Regierung hat diese Zusicherung gegeben, und es ist zu 
hoffen, dass die bereits eingeleiteten Verhandlungen mit den Nachbarstaaten 
zu einem befriedigenden Resultate führen werden. 

Die früher angedeutete einzige Ausnahme von dem Grundsatze der 
Besteuerung nur physischer Personen ist erst in den Ausschussberathungen 
gemacht worden und betrifft die ruhende Erbschaft. Maassgebend für deren 
Einbeziehung war im Wesentlichen der Gedanke, dass kein genügender Grund 
vorliege, eine noch nicht eingeantwortete Vermögensmasse, deren Früchte 
schliesslich doch den künftigen Besitzern der Erbschaft zugute kommen, 
steuerrechtlich günstiger zu behandeln als eine bereits eingeantwortete. Eine 
diesbezügliche Bestimmung erschien umso nothwendiger, als im Allgemeinen 
Aenderungen, die im Laufe des Steuerjahres vor sich gehen, auf die Steuer- 
vorschreibungen des laufenden Jahres ohne Einfluss bleiben. Hiedurch wäre 
also eine Berücksichtigung des Zuwachses an Einkommen bei den Erben 
im Laufe des Jahres ausgeschlossen gewesen; es musste daher die Mög- 
lichkeit gewahrt werden, die von dieser Vermögensmasse entfallende Steuer 
während des Restes des Steuerjahres forterheben, beziehungsweise aber auch 
bei längerer Dauer der Verlassenschaftsabhandlung neu bemessen zu können. 
Der Billigkeit ist hiebei durch die Bestimmung des $ 229 Rechnung ge- 
tragen, nach welchem die Steuer von dem Einkommenstheile, welcher mit 
dem Tode des Erblassers erlischt (wie Dienstbezüge, Leibrenten u. dergl.), 
von dem, dem Todesfalle nächstfolgenden Monate an in Abfall zu bringen ist. 

-Von der vorstehend umschriebenen subjectiven Steuerpflicht gewährt 
das Gesetz Ausnahmen: für den Kaiser, für die Mitglieder des kaiserlichen 
Hauses bezüglich der Apanagen, für die nach völkerrechtlichen Grundsätzen 
oder auf Grund von Staatsverträgen steuerfrei zu behandelnden Personen, 
für diplomatische Vertreter, Berufsconsulen und deren Beamte und Diener, 
soweit diese letzteren Personen Ausländer sind, dann für Militärpersonen 
(mit Ausnahme der Militärbeamten) rücksichtlich ihrer ihnen aus dem 
Militäretat zukommenden Activitätsbezüge. Falls jedoch Officiere ausser 
ihrem befreiten Einkommen auch noch ein anderes Einkommen beziehen, 
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ist behufs Berechnung der auf dieses anderweitige Einkommen entfallenden 
Steuer diesem letzteren Einkommen das Diensteinkommen zuzurechnen und 
sodann der proportional auf das nicht befreite Einkommen entfallende Theil 
der Steuer einzuheben. Hiedurch wird der wirtschaftlich vollkommen be- 
gründete Effect erzielt, dass das nicht befreite Einkommen der Officiere 
jener progressiven Steuer unterworfen wird, welche der Gesetzgeber für 
Einkommen von der Höhe des befreiten und nichtbefreiten Einkommens 
zusammen für angemessen erkannt hat, daher das nicht befreite Einkommen 
einer desto höheren Steuer unterliegt, einem je höheren befreiten Einkommen 
es sich zugesellt. Dem Gesetze kann in dieser Beziehung höchstens der 
Vorwurf gemacht werden, dass es diese Bestimmung nicht consequent in 
allen seinen Theilen durchgeführt hat; so findet dieselbe z. B. keine An- 
wendung für die nichtbefreiten Einkommen der Mitglieder des kaiserlichen 
Hauses und der nicht im Inlande wohnenden steuerpflichtigen Personen. 

Die Befreiung der Officiere blieb übrigens nicht ohne Anfechtung 
und wurde namentlich auf Preussen, den Militärstaat par excellence, ver- 
wiesen, welches seinen Officieren eine derartige Begünstigung nicht zuer- 
kennt. Die schliessliche Annahme dieser Bestimmung erfolgte einerseits im 
Hinblick auf den bisherigen Zustand, nach welchem die Bezüge der Officiere 
von der Einkommensteuer II. Classe befreit waren, anderseits aus den 
staatsrechtlichen Erwägungen, welche sich aus der Gemeinsamkeit des 
österreichisch-unpgarischen Heeres und den Schwierigkeiten ergeben, die 
einer verschiedenen steuerrechtlichen Behandlung der Officiersgagen in den 
beiden Reichshälften entgegenstehen. Unter anderem gieng ein nicht zu 
unterschätzendes Argument in dieser Richtung dahin, dass es ja nicht im 
freien Willen der Officiere stehe, sich diese oder jene Reichshälfte als 
Domicil zu wählen, dasselbe vielmehr von der dienstlichen Commandierung 
abhänge und es doch nicht angehe, die dienstliche Verwendung in der 
einen oder anderen Reichshälfte mit materiellen Vor- oder Nachtheilen zu 
verknüpfen. 

Das Gesetz befreit ferner von der Personaleinkommensteuer jene 
Personen, deren Gesammteinkommen, auf ein Jahr berechnet, den Betrag 
von 600 fl. nicht übersteigt. Vermochte auch dieser Betrag noch nicht alle 
Wünsche der Abgeordneten zu befriedigen, so wird doch anerkannt werden 
müssen, dass Oesterreich hiemit über das bisher in den grösseren deutschen 
Staaten gewährte Ausmaass des sogenannten Existenzminimums hinausge- 
gangen ist und in der That für die ungeheure Mehrzahl der Fälle eine 
zutreffende Grenzlinie für die Leistungsfähigkeit gezogen hat, über welche 
ohne ganz erhebliche finanzielle Einbusse nicht hinausgegangen werden 
konnte. Auch die Festsetzung dieses Existenzminimums war nur möglich 
unter gleichzeitiger Festsetzung des Principes der Besteuerung 
nach Haushaltungen, welches wir im $ 157 des Gesetzes ausge- 
sprochen finden. 

Ob das Princip der individuellen Besteuerung oder jenes der Besteuerung 
nach Haushaltungen zu acceptieren sei, bildete in den Ausschussverhandlungen 
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eine der meistumstrittenen Fragen.. Die Gegner der von der Regierung vorge- 
schlagenen gemeinsamen Besteuerung der Ehegatten und der Zurechnung. 
des Einkommens der Familienmitglieder zu dem Einkommen des Familien- 
hauptes machten diesem Principe den Vorwurf, dass es, anstatt die aus 
der Ehe entspringenden Lasten für die Kindererziehung zu berücksichtigen, 
zu einer ungerechtfertigten Steuervermehrung für verheiratete Personen 
führe, mit dem in Oesterreich geltenden ehelichen Güterrechte nicht ver- 
einbar sei und namentlich zu einer Prägravierung der unteren Bevölkerungs- 
schichten führe, da in diesen Schichten häufig erst durch Zusammen- 
rechnung des Einkommens der einzelnen Familienmitglieder ein Einkommen 
von steuerpflichtiger Höhe resultieren werde. Die Verfechter des Haushaltungs- 
principes wiesen demgegenüber wohl mit vollem Rechte darauf hin, dass 
die Ehe eine derart umfassende Gemeinschaft aller Lebensbeziehungen der 
Ehegatten bilde, dass sie auch bei der Regelung ihrer Besteuerung nicht 
ausseracht gelassen werden könne. Kennt auch unser bürgerliches Gesetz- 
buch im Allgemeinen keine Vermögensgemeinschaft der Ehegatten, so ver- 
schliesst es sich doch, wie Minister Unger anlässlich der Erörterung der- 
selben Frage in der Steuerreformdebatte des Jahres 1878!) in ebenso geist- 
reicher wie überzeugender Weise nachgewiesen hat, nicht der sittlichen und 
in zahlreichen Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches auch zum 
rechtlichen Durchbruche gekommenen Verpflichtung der Ehegatten, das aus 
diesen getrennten Vermögen fliessende Einkommen der Bestreitung des 
gemeinschaftlichen Haushaltes im weitesten Sinne des Wortes zu widmen. 
Auf diese Weise begründet die Ehe eine neue wirtschaftliche Einheit, 
welche allein die Grundlage für die Beurtheilung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit bilden kann. Es ist ja auch ganz unzweifelhaft, dass die 
Vereinigung mehrerer Einkommen in einer gemeinsamen Wirtschaftsführung 
eine wesentliche Hebung ihrer wirtschaftlichen Potenz zur Folge hat, da 
doch z. B. gewiss die wirtschaftliche Lage zweier gemeinsam wirtschaftender 
Leute mit je 600 fl. Einkommen günstiger ist, als ihre wirtschaftliche Lage 
im Falle ihrer getrennten Wirtschaftsführung wäre. Ferner würde aber die 
Ausserachtlassung der durch die Ehe geschaffenen wirtschaftlichen Einheit 
auch zu den merkwürdigsten Ungleichmässigkeiten in der Besteuerung 
wesentlich gleich situierter Haushaltungen führen, je nachdem das Ein- 
kommen dieser Haushaltungen sich verschieden zusammensetzen würde. 
Würde nämlich nach dem Principe der Individualbesteuerung vorgegangen, 
so wäre z. B. eine Haushaltung, bei welcher der Mann 600 fl. verdient, die 
Frau 500 fl. von den Zinsen ihrer Mitgift zuschiesst, steuerfrei, während 
eine Haushaltung, welche auf den blossen Arbeitsverdienst des Mannes 
per 1100 fl. angewiesen ist, besteuert würde, obwohl doch die Lage der 
ersteren, über ein fundiertes Einkommen verfügenden Haushaltung gewiss 
eine günstigere ist, als die der letzteren. Aehnliche Inconvenienzen würden 
sich zufolge des acceptierten Principes einer progressiven Steuerscala schon 





1) Stenographisches Protokoll des Abgeordnetenhauses, VIII. Session, 371. Sitzung, 
S. 12.075. 
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je nach der verschiedenen Vertheilung des Haushaltungseinkommens auf 
beide Ehegatten ergeben. Es müsste bei der Individualbesteuerung z. B. 
von der Haushaltung zweier, ihre Renten von zusammen 3000 fl. ver- 
zehrender Ehegatten insgesammt mehr oder weniger an Personaleinkommen- 
steuer entrichtet werden, je nachdem das Einkommen zwischen Mann und 
Frau gleich oder aber ungleich vertheilt wäre u. a. m. 

Erheischen schon diese ethischen, rechtlichen und wirtschaftlichen 
(Gründe die gemeinsame Veranlagung, so sprechen hiefür in nicht geringerem 
Maasse steuertechnische Momente. So wird die Einschätzung sehr oft nach 
dem Aufwande zu erfolgen haben; wie soll aber beurtheilt werden, welchem 
der beiden Ehegatten und in welchem Ausmaasse das hiezu verwendete 
Einkommen zustand? Abgesehen davon, besteht aber bei der Individual- 
besteuerung die ungeheuere Gefahr von Steuerverkürzungen. Die Steuerbehörde 
wäre gegenüber der Behauptung eines Rentners, dass er seine Papiere unter 
seine mit ihm in gemeinschaftlichen Haushalte lebenden Familienmitglieder 
vertheilt habe, völlig macht- und wehrlos. Infolgedessen wäre es den Steuer- 
pflichtigen ein Leichtes, durch effective oder aber auch nur fictive Zu- 
weisung eines Einkommens von je 600 fl. an jedes Familienmitglied das 
Existenzminimum auf ein Multiplum ‘von 600 fl. hinaufzuschrauben oder 
durch angemessene Vertheilung des Einkommens auf die Familienmitglieder 
zumindest eine weitgehende Eludierung der beabsichtigten Progression im 
Steuersatze herbeizuführen. Diese Möglichkeit würde nicht nur den denkbar 
ungünstigsten Einfluss auf die Steuermoral ausüben, sondern auch einen 
sehr bedeutenden Ausfall an dem Erträgnisse der Personaleinkommensteuer 
zur Folge haben. Nach den auf Grund der preussischen Familienverhältnisse 
angestellten eingehenden, allerdings auf mehreren von den Gegnern als 
unzutreffend angefochtenen Hypothesen beruhenden Berechnungen der Re- 
gierung wäre der Ausfall, welcher durch Annahme der Individualbesteuerung 
unter Beibehaltung des eben schon für Haushaltungen berechneten steuer- 
freien Existenzminimums von 600 fl. und der gegenwärtigen Steuerscala herbei- 
geführt würde, mit mindestens 5 Millionen Gulden zu veranschlagen! 

Der Möglichkeit der eben skizzierten Steuerverkürzungen haben sich auch 
die Anhänger des Individualprincipes nicht verschliessen können und haben 
daher behufs Verhütung derselben weitgehende Einschränkungen ilıres Principes 
in Aussicht genommen. So hatte z. B. der Wortführer der Individualisten, Abge- 
ordneter Dr. Max Menger, die abgesonderte Besteuerung der Ehegatten nur 
dann als zulässig erklären wollen: a) wenn das Einkommen aus unbeweglichen 
Gütern, auf solchen haftenden Rechten, Hypotheken u. dergl. fliesst und auf 
den Namen des Berechtigten in den öffentlichen Büchern eingetragen ist, oder 
b) wenn es aus Werteffecten, sonstigen Wertpapieren und auf schriftlichen 
Rechtsurkunden beruhenden Forderungen fliesst, und die betreffenden Ur- 
kunden seit mehr als einem Jahre bei einem Gerichte oder einem öffent- 
lichen Amte oder einer zur Öffentlichen Rechnunglegung verpflichteten 
Anstalt deponiert sind, oder endlich c) wenn es aus Arbeitslohn oder Erwerb 
fliesst und dies von der Schätzungscommission bei freier Beweiswürdigung 
als richtig anerkannt wird. 
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Allein selbst diese Antrage fanden nicht die Zustimmung der Majoritat. 
Es muss daher schon aus diesem Grunde als gewiss angenommen werden, 
dass eine weitergehende Zurechnung des Einkommens der Ehegatten und 
der Familienmitglieder beabsichtigt war. Diese Tendenz des Gesetzes offenbart 
sich auch in der von der Regierungsvorlage abweichenden Textierung des 
im Uebrigen wenig glücklich formulierten § 157.1) Der erste Absatz des- 
selben ist bestimmt, der Befürchtung mehrerer Abgeordneten Rechnung zu 
tragen, dass die höhere Besteuerung einen ungünstigen Einfluss auf die Zahl 
der Eheschliessungen, bezw. eine Förderung des Concubinates zur Folge haben 
könnte, und bezweckt daher, auch gemeinschaftliche Haushalte, welche nicht 
durch das Band der Ehe sanctioniert erscheinen, der gemeinsamen Be- 
steuerung zu unterwerfen. Es ist hier wohl die Bemerkung gestattet, dass 
die vorangedeutete Befürchtung ebensowenig begründet, als die unten wieder- 
gegebene Textierung geeignet erscheinen dürfte, den angestrebten Zweck 
thatsächlich zu erreichen. Die praktische Tragweite dieser Bestimmung 
dürfte die durch die neue Stilisierung hervorgerufene grosse Unklarheit 
des Gesetzes in diesem wichtigen Punkte nicht verlohnen ! 


Ein weiterer Beleg dafür, dass $ 157 keine einschränkende Auslegung 
des Haushaltungsprincipes beabsichtigt, bietet der Absatz 4, welcher durch 
ein argumentum a contrario in Verbindung mit dem Absatz 1 als allgemeine 
Regel den Grundsatz aufstellt, dass das Einkommen der im gemeinschaft- 
lichen Haushalte mit dem Ehegatten lebenden Gattin und der in der Ver- 
sorgung des Familienhauptes stehenden Kinder dem Einkommen des Haus- 
haltungsvorstandes zuzurechnen sei. Die Ausnahme von dieser Regel enthält 
den Absatz 2 des § 157, dessen Tragweite allerdings eine unklare ist. 
Wenn wir uns vergegenwärtigen, was von den Anhängern des Haushaltungs- 
prineipes unter ausdrücklicher Berufung auf die Rede Ungers zu Gunsten 
dieser Besteuerungsform vorgebracht worden ist, und wenn wir uns weiter 
vergegenwärtigen, dass der Absatz 2 nicht den Fall vor Augen hat, dass das 


1) Derselbe lautet: § 157. Behufs der Veranlagung der Personaleinkommensteuer 
ist dem Einkommen des Vorstandes der Haushaltung das Einkommen der Angehörigen 
dieser Haushaltung zuzurechnen. 

Eine Ausnahme hievon findet insoweit statt, als erwiesen wird, dass solches Ein- 
kom:nen der gemeinschaftlichen Haushaltung nicht zufliesst. In diesem letzteren Falle 
hat eine besondere Besteuerung des betreffenden Einkommens platzzugreifen. 

Seitenverwandte des Haushaltungsvorstandes, ferner Personen, welche mit Gehalt 
oder Lohn zu Dienstleistungen in der Haushaltung aufgenommen sind, sowie Kostgänger, 
Aftermieter und Bettgeher werden richt den Angehörigen des Haushaltes zugezählt. 

Das Einkommen der mit dem Ehegatten nicht im gemeinschaftlichen Haushalte 
lebenden Ehegattin, sowie jener Familienglieder, die sich nicht in der Versorgung des 
Familienhauptes befinden, ist abgesondert der Besteuerung zu unterziehen. 

Jene Beiträge, welche von dem einen Ehetheile dem nicht im gemeinschaftlichen 
Haushalte mit demselben lebenden Ehetheile, sowie von Eltern den nicht in ihrem 
Haushalte lebenden Kindern gewährt werden, sind in das steuerbare Einkommen der 
Empfänger nur dann einzurechnen. wenn sie auf einem besonderen Rechtstitel beruhen. 

Nur in letzterem Falle ist diese Zuwendung bei Ermittlung des steuerpflichtigen 
Einkommens der Verpflichteten als Abzugspost im Sinne des $ 160, Z. 6, zu betrachten. 
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Einkommen dem Haushaltungsvorstande, sondern dass es der gemeinschaft- 
lichen Haushaltung entzogen ist, wird man den in der Vollzugsvorschrift 
acceptierten Standtpunkt, dass das Einkommen der Gattin nicht nur der Ver- 
fügung des Ehegatten, sondern auch der Verfügung der Gattin selbst ent- 
zogen und einem fremden Willen (Vormund, Curator, Concursmassever- 
walter) unterstellt sein müsse, nur vollkommen billigen können. Insolange 
nämlich der Frau das Verfügungsrecht über ihr Vermögen und Einkommen 
zusteht, ist sie eben im Sinne unseres a. b. G.-B., vor allem aber nach 
ethischen und sittlichen Begriffen verpflichtet, dasselbe auch im Interesse 
der gemeinschaftlichen Haushaltung im weitesten Sinne des Wortes zur 
Verfügung zu stellen. Der Ausschluss der Verfügungsmöglichkeit des Gatten 
über dieses Einkommen hindert daher noch nicht das Zufliessen dieses Ein- 
kommens zur gemeinschaftlichen Haushaltnng. In der That wollte die Majorität, 
wie sie durch Ablehnung der früher wiedergegebenen Anträge des Abgeordneten 
Dr. Menger bewiesen hat, die gemeinsame Besteuerung nicht davon abhängig 
machen, ob die Ehegatten untereinander eine besondere Bestimmung über 
die Verwendung und Nutzniessung des Vermögens und seine Verwaltung 
getroffen haben oder nicht, und wollte vielmehr nur jenen Ausnahmsfällen 
gerecht werden, in welchen ungeachtet eines gemeinschaftlichen Haushaltes 
dennoch dieser gemeinschaftliche Haushalt von dem Einkommen der Ehe- 
gattin keinerlei Vortheil ziehen kann; dies ist aber nach dem über die 
Zweckbestimmung des aus dem abgesonderten Vermögen der Gattin fliessenden 
Einkommens Gesagten nur dann der Fall, wenn auch die Gattin selbst 
nicht die freie Verfügung über ihr Einkommen besitzt. 

Die unbedingte Nothwendigkeit dieser Auslegung wird sogleich klar, 
wenn wir uns die Consequenzen einer gegentheiligen Interpretation vor 
Augen halten. Dass das Einkommen der Gattin dem gemeinschaftlichen 
Haushalte zufliesst, ist ausser Zweifel in jenen Fällen, wo erst durch Ein- 
rechnung dieses Einkommens die Gründung und Führung des gemein- 
schaftlichen Haushaltes möglich wird, also z. B. dort, wo der Nebenverdienst 
der Gattin als Modistin den unumgänglich nöthigen Zuschuss zum Ein- 
kommen des Gatten bildet. Die Consequenz der gegentheiligen Interpretation 
würde sich vielmehr erst dann geltend machen, wenn das Einkommen der 
Gattin zur Bestreitung der unumgänglichen Lebensbedürfnisse nicht heran- 
gezogen werden muss und zu Luxuszwecken oder gar zu Ersparnissen ver- 
wendet werden kann. Hier würde bei lediglich grammatikalischer Inter- 
pretation des $ 157 behauptet werden können, dass dieses Einkommen der 
gemeinschaftlichen Haushaltung nicht zufliesse, da dieselbe auch ohne dieses 
Einkommen bestehen könne, desselben nicht bedürfe und auch aus der 
erfolgten Capitalisierung keinen Vortheil habe, da die Ersparnisse unmittel- 
bar dem Vermögen der Frau accrescieren. Dass diese Behauptung mit dem 
früher erörterten Begriffe der Ehe als einer alle Lebensbeziehungen der 
Ehegatten umfassenden Gemeinschaft nicht vereinbarlich wäre, soll hier 
nicht neuerlich ausgeführt werden. Vergegenwärtigen wir uns hier vielmehr 
nur die praktischen Folgen einer derartigen Gesetzesauslegung. Gewiss 
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würde sofort bei Bekanntwerden einer derartigen Interpretation nicht nur in 
zahllosen künftigen Fällen, sondern auch nachträglich für viele jetzt schon 
bestehende Ehen, bei welchen die geschilderten materiellen Vorbedingungen 
zutreffen, Notariatsverträge geschlossen werden, in welchen bona oder mala 
fide feierlichst versichert würde, dass das Einkommen der Gattin der gemein- 
schaftlichen Haushaltung nicht zuzufliessen habe. Wollte man solche Ver- 
einbarungen als genügend betrachten, um die Ausnahme des Absatzes 2 des 
$ 157 eintreten zu lassen, so kämen wir zu dem widersinnigen Resultate, 
dass in allen wohlhabenden Schichten der Bevölkerung, in welchen schon 
das Einkommen des einen Gaiten zur Bestreitung des gemeinschaftlichen 
Haushaltes hinreicht, thatsächlich die Individualbesteuerung platzgreifen 
und die Haushaltungsbesteuerung nur auf die ärmeren Bevölkerungsschichten, 
nämlich nur in jenen Fällen Anwendung finden würde, in welchen erst 
durch Einrechnung des mühseligen Arbeitsverdienstes der Frau oder Heran- 
ziehung der kärglichen Zinsen ihrer Mitgift die Bestreitung des gemein- 
schaftlichen Haushaltes möglich wird. Wir hätten also ein verschiedenes 
Steuerrecht für die armen und für die reichen Ehepaare und zwar ein 
strengeres für die ersteren, ein milderes für die letzteren; dass dies eine 
offenbare Ungerechtigkeit, ein socialpolitisch unhaltbarer Widersinn wäre, 
bedarf keiner näheren Erörterung. Es ist zweifellos, dass die Majorität des 
Abgeordnetenhauses diesen Effect nicht beabsichtigt hat, und es muss daher 
dankbar begrüsst werden, dass die Vollzugsvorschrift auf diesem so 
schwierigen Gebiete in energischer Weise alle Zweifel und Bedenken, welche 
sich aus der nicht sehr präcisen Fassung dieses Paragraphen ergeben konnten, 
von vornherein in einer den wahren Absichten des Gesetzgebers und den 
thatsächlichen Bedürfnissen entsprechenden Weise beseitigt hat. 

Dieselbe Anerkennung wird der Vollzugsvorschrift bezüglich des zweiten, 
im $ 157 geregelten Punktes, nämlich der Frage der Zurechnung des Ein- 
kommens der übrigen Familienmitglieder zum Einkommen des Familien- 
hauptes gespendet werden müssen. Dass auch hier die eben erörterte Inter- 
pretation des Wortes „zufliessen® festgehalten wurde, ist umso begreiflicher, 
als sich diese Interpretation bezüglich der Kinder und Enkel überdies noch 
auf die Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches berufen kann, wonach 
dem Haushaltungsvorstande regelmässig auch die Verwaltung des Vermögens 
der Kinder zusteht, und derselbe im Allgemeinen berechtigt ist, das hieraus 
erzielte Einkommen für Zwecke der Haushaltung zu verwenden. Schwierig 
war nur die Frage zu entscheiden, bezüglich welcher Familienglieder diese 
Zurechnung platzzugreifen habe, da der vom Gesetze gebrauchte Ausdruck 
„in der Versorgung des Familienhauptes stehend“ zu Zweifeln Anlass geben 
konnte. Durch die in der Vollzugsvorschrift gegebene Erläuterung, dass 
dieser Begriff nur die in der väterlichen Gewalt des Haushaltungsvorstandes 
stehenden Kinder und Enkel, sowie jene Kinder, welche von demselben den 
Unterhalt geniessen, zu verstehen seien, ist eine vollkommen angemessene 
Entscheidung dieser Frage herbeigeführt worden. Dieselbe erfährt eine 
dankenswerte Ergänzung durch die weitere Bestimmung, dass die Theil- 
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nahme grossjähriger Kinder etc. an Wohnung und Kost dann nicht als 
Versorgung durch den Haushaltungsvorstand zu betrachten sei, wenn diese 
Kinder dafür ein entsprechendes Entgelt zahlen. Auch die Bestimmung, 
dass das in solchen Fällen gezahlte Entgelt dem Einkommen des Haus- 
haltungsvorstandes nicht zuzurechnen, vielmehr das ganze Einkommen der 
grossjährigen Kinder bei diesen der abgesonderten Besteuerung zu unter- 
ziehen sei, muss als eine zwar vielleicht durch den Wortlaut des Gesetzes 
nicht bedingte, aber doch durchaus zweckentsprechende Einschränkung des 
Principes der gemeinsamen Veranlagung bezeichnet werden, zumal durch 
dieselbe das lästige Eindringen in die Familienverhältnisse zum Zwecke 
der Eruierung des an das Familienhaupt gezahlten Beitrages vermieden 
und auch eine nicht unwesentliche Vereinfachung und Erleichterung des 
Veranlagungsverfahrens erzielt wird. 

Als eine nothwendige Folge der Einhebungsvorschriften der Steuer von 
Dienstbezügen, zugleich aber als eine weitere sehr erhebliche Exemption 
von dem Principe der Besteuerung nach Haushaltungen stellt sich endlich 
die Bestimmung der Vollzugsvorschrift dar, wonach das Einkommen der 
Haushaltungsangehörigen aus Dienst- und Lohnbezügen, soweit es 600 Il. 
übersteigt und daher dem Steuerabzuge durch den Dienstgeber unterliegt, 
dem Einkommen des Haushaltungsvorstandes niemals zuzurechnen ist. 

Nach diesen Bestimmungen des Gesetzes und der Vollzugsvorschrift 
haben wir vielleicht kein vollkommen klar umschriebenes Princip, ob der 
Haushaltungsbesteuerung die Thatsache der gemeinsamen Wirtschafts- 
führung oder die Thatsache der Familienangehörigkeit zugrunde zu legen sei; 
immerhin aber ist die getroffene Regelung eine derartige, dass sie den 
wichtigsten der vorangedeuteten Erwägungen, welche für eine gemeinsame 
Veranlagung der zu einer wirtschaftlichen Einheit vereinten Einkommen 
sprechen, in einer praktisch hinlänglichen Weise Rechnung trägt. 

Die von den Verfechtern des Individualprincipes erhobenen Einwen- 
dungen gegen die Besteuerung nach Haushaltungen erscheinen allerdings 
in einer Richtung nicht unbegründet, nämlich insoferne sie sich dagegen 
richteten, dass die vorgeschriebene Zusammenrechnung der Einkommen 
vielfach erst die Steuerpflicht wirtschaftlich ungünstig situierter Haushal- 
tungen begründen oder deren Steuerlast wegen der grösseren Anzahl der 
Familienmitglieder erhöhen werde, obwohl doch das geringe Einkommen 
dieser Familienmitglieder häufig nicht einmal die der Haushaltung ver- 
ursachten Mehrauslagen aufwiege. Allein diese Mängel sind dem Haus- 
haltungsprincipe nicht inhärent, sondern können durch entsprechende Re- 
gelung jener Bestimmungen, welche sich die Berücksichtigung der persön- 
lichen Verhältnisse der Steuerpflichtigen zur Aufgabe machen, beseitigt 
werden. Diesen Weg haben denn auch der Ausschuss und das Plenum des 
Abgeordnetenhauses beschritten, und man wird denselben das Zeugnis nicht 
versagen können, dass sie die Regierungsvorlage in diesem Punkte ver- 
bessert und den socialpolitischen Anforderungen in weitgehendem Maasse 
entsprochen haben. 

13° 
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Während nämlich die Regierungsvorlage im $ 208 vorgeschlagen 
hatte, dass bei Haushaltungen, deren Einkommen 2000 fl. nicht übersteigt, 
in Orten mit nicht mehr als 10.000 Einwohnern bei mehr als 4, in Orten mit 
mehr als 10.000 Einwohnern bei mehr als 2 Familienmitgliedern (abgesehen 
von der Gattin) für jedes Familienmitglied über diese Anzahl ein Betrag von 
25 fl. in Abzug zu bringen sei, beseitigte das Plenum zunächst die Unter- 
scheidung der Ortsclassen und setzte die für die Frage des Abzuges maass- 
gebende Anzahl der Familienmitglieder allgemein auf 2 fest; hingegen 
stellte es das Erfordernis neu auf, dass diese Familienmitglieder kein 
selbständiges Einkommen haben sollen, und erhöhte den Abzug auf 1/,, 
des Einkommens des Haushaltungsvorstandes mit der Maassgabe, dass die 
Steuerherabsetzung mindestens eine Stufe der Scala betragen solle. Von 
socialpolitisch viel grösserer Tragweite als diese Bestimmungen ist jedoch 
der Beschluss, dem Arbeitseinkommen der Familienmitglieder eine 
weitergehende Berücksichtigung angedeihen zu lassen. Erwirbt nämlich bei 
Haushaltungen mit nicht mehr als 2000 fl. Einkommen die Gattin oder 
ein Familienmitglied ein dem Haushaltungsvorstande zuzurechnendes Arbeits- 
einkommen, so soll ohne Rücksicht auf die Anzahl der Familienmitglieder 
für jedes solche Familienmitglied der Betrag von 250 fi., falls aber sein 
zugerechnetes Arbeitseinkommen weniger beträgt, nur dieser geringere 
Betrag in Abzug gebracht werden. Wenn wir uns vergegenwärtigen, dass 
der Arbeitsverdienst von Frau und Kindern in Haushaltungen mit 2000 fl. 
Einkommen den Betrag von 250 fl. nicht allzu häufig übersteigt, dann aber 
allerdings die wirtschaftliche Lage dieser Haushaltung schon zu verbessern 
in der Lage sein wird, so muss in dieser vorzugsweisen Behandlung des 
Arbeitseinkommens eine so weitgehende Berücksichtigung der von den An- 
hängern der Individualbesteuerung mit Recht vorgebrachten Einwendungen 
; gegen die Zurechnung des Arbeitseinkommens der Familienmitglieder erblickt 
werden, dass die hierauf gegründeten socialpolitischen Bedenken gegen das 
Haushaltungsprincip im Wesentlichen als behoben angesehen werden dürften. 

Familienmitglieder, für welche im Sinne der vorstehenden Ausführungen 
wegen des erzielten Arbeitseinkommens bereits ein Abzug von dem Ein- 
kommen des Haushaltungsvorstandes gemacht wurde, sowie Kinder, welche 
im eigenen Wirtschaftsbetriebe verwendet werden, und deren Verköstigung 
daher unter den Betriebskosten verrechnet werden darf, sind bei Ermittlung 
des Abzuges von je !/,, des Einkommens des Haushaltungsvorstandes nicht 
mehr mitzuzählen. Hingegen kann eine aussergewöhnliche Belastung des 
Steuerpflichtigen durch Unterhalt und Erziehung der Kinder, durch Obliegen- 
heiten zum Unterhalte mittelloser Angehöriger, durch andauernde Krankheit, 
Einberufung zur Waffenübung etc. bei Festsetzung des Steuersatzes in der 
Weise berücksichtigt werden, dass eine Ermässigung um eine oder, wenn 
sich die Commission hiefür mit Zweidrittelmajorität entscheidet, um 2 oder 
3 Stufen zuerkannt wird. 
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V. 


Object der Personaleinkommensteuer ist das Einkommen der Haus- 
haltung im eben dargelegten Sinne. Das Einkommen selbst definiert das 
Gesetz im Anschlusse an die sächsische Steuergesetzgebung im § 159 als 
„die Summe aller in Geld oder Geldeswert bestehenden Einnahmen der 
einzelnen Steuerpflichtigen mit Einschluss des Mietwertes der Wohnung 
im eigenen Hause oder sonstiger freier Wohnung, sowie des Wertes der 
zum Haushalte verbrauchten Erzeugnisse der eigenen Wirtschaft und des 
eigenen Gewerbebetriebes, sowie sonstiger dem Steuerpflichtigen allenfalls 
zukommender Naturaleingānge“. Da die Einkommensteuerveranlagung sich 
auf die thatsächliche wirtschaftliche Lage der Steuerpflichtigen gründen 
soll, erscheint die Einrechnurg der eben angeführten wirtschaftlichen Vor- 
theile, mag nun die Wissenschaft dieselben unter den technischen Begriff 
des Einkommens subsumieren oder nicht, in die Besteuerungsgrundlage 
jedenfalls gerechtfertigt. Dem wissenschaftlichen Begriffe des Einkommens 
trägt das Gesetz insoferne Rechnung, als es ausserordentliche Einnahmen 
(z. B. Erbschaften, Versicherungscapitalien, nicht regelmässig wiederkehrende 
Schenkungen) nicht als Einkommen betrachtet. Wenn über Beschluss des 
Plenums des Abgeordnetenhauses die Los- und Lotteriegewinste aus der 
— übrigens wohl nur exemplificativen — Aufzählung der Regierungsvorlage 
ausgeschieden wurden und hiemit dem steuerpflichtigen Einkommen zugewiesen 
werden sollten, so geschah dies einerseits in der Erwägung, dass diese 
Gewinne die regelmässige Verzinsung des Anlagecapitales zu ersetzen bestimmt, 
beziehungsweise bei gewissen Leuten mit einer gewissen durchschnittlichen 
Regelmässigkeit zu gewärtigen sind, anderseits und hauptsächlich aber 
wohl in dem Bestreben, gegen diese Einnahmen, welche vom ethischen 
Standpunkte aus eine besondere Berücksichtigung nicht verdienen, zu demon- 
strieren. Ob der beabsichtigte Zweck im Gesetze mit hinlänglicher Deutlichkeit 
zum Ausdrucke gekommen ist, wird die Judicatur zu entscheiden haben. 

Gewinne aus Veräusserungen von Vermögensobjecten sind nur dann dem 
Einkommen zuzurechnen, wenn die Veräusserung im Betriebe einer gewerblichen 
Unternehmung oder in Ausführung eines Speculationsgeschäftes erfolgte; wann 
dies letztere der Fall ist, muss stets nach den concreten Umständen des Falles 
beurtheilt werden. Die Vollzugsvorschrift schliesst sich in diesem Punkte, wie 
auch noch in mancher anderen Beziehung, mit Recht eng an die Ausführungs- 
anweisung zum preussischen Einkommensteuergesetze an und fordert, dass 
schon bei Erwerbung des Objectes die Absicht bestanden haben müsse, 
durch seine Wiederveräusserung einen Gewinn zu erzielen; demnach ist die 
Veräusserung eines langjährigen Vermögensobjectes unter Ausnützung einer 
günstigen Conjunctur nicht als die Ausführung eines Speculationsgeschäftes 
zu betrachten. Jedenfalls muss der Gewinn bereits thatsächlich erzielt sein; 
eine blosse Wertsteigerung des Speculationsobjectes, welche noch nicht 
realisiert ist, begründet keine Einkommensteuerpflicht. Diese Bestimmungen 
suchen die sogenannten Conjuncturalgewinne einer gewiss berechtigten Be- 
steuerung zugänglich zu machen; es ist aber zu befürchten, dass die 
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Personaleinkommensteuer dieser Aufgabe, welche in erster Linie den Ver- 
mögenssteuern zufallt, nicht vollends gerecht werden wird. 

Von den voraufgezählten Einnahmen können alle auf Erlangung, Sicherung 
und Erhaltung derselben verwendeten Ausgaben, sowie Schuldzinsen, auch 
insoferne diese nicht zu den soeben bezeichneten Ausgaben gehören, abge- 
zogen werden. Jedoch sind vom Abzuge ausgeschlossen: Verwendungen zur 
Verbesserung und Vermehrung des Vermögens, Verluste, welche lediglich 
den Vermögensstamm betreffen, Zinsen für das in der Unternehmung ange- 
legte eigene Capital des Steuerpflichtigen, ferner die Ausgaben für die Be- 
streitung der Wohnung und des Unterhaltes des Steuerpflichtigen, seiner 
Angehörigen und der zur persönlichen Bedienung gehaltenen Dienstboten, 
endlich Spenden, Geschenke, Unterstützungen und ähnliche unentgeltliche 
Zuwendungen, soweit dieselben nicht unter die zur Erlangung des Ein- 
kommens zu bestreitenden Auslagen gerechnet werden können. 

Im Einzelnen gestattet das Gesetz noch speciell, unter den Betriebskosten 
auch jene Abschreibungen einzustellen, welche einer angemessenen Be- 
rücksichtigung der entstandenen Wertverminderung des Inventars oder Betriebs- 
materials, sowie der durch den Betrieb verursachten Substanz-, Cours- oder 
anderen Verluste entsprechen. Diese Bestimmung, welche allerdings den Be- 
dürfnissen einer rationellen Wirtschaftsführung entspricht und z. B. bei Actien- 
gesellschaften und grossen Handelsunternehmungen mit vollkommen geordneter 
Buchhaltung auch unbedenklich zugestanden werden kann, dürfte in dieser 
Allgemeinheit nicht frei von Gefahren sein und mancherlei Unzukémmlich- 
keiten in sich bergen. Einerseits besteht offenbar die Möglichkeit, dass 
Steuerpflichtige, welche thatsächlich keine Gewinnreservierungen vornehmen, 
— viele sind ja der Natur ihrer Vermögensverwaltung nach wirtschaftlich 
gar nicht verpflichtet, solche vorzunehmen — der Steuerbehörde gegenüber 
trotzdem die Passierung von Abschreibungen in Anspruch nehmen und 
hiemit eine doch ganz ungerechtfertigte Kürzung des steuerpflichtigen Ein- 
kommens herbeiführen werden. Dies gilt z. B. von der in grossen Städten 
ziemlich häufigen Gattung von Hausbesitzern, welche die Häuser binnen 
kurzer Zeit weiter veräussern wollen und dies zumeist sogar mit Vortheil 
auch thatsächlich durchführen, daher keinen Grund haben, einer Wertver- 
minderung ihres Hausbesitzes durch Gewinnreservierungen Rechnung zu 
tragen, während sie sich nichtsdestoweniger für berechtigt halten werden, 
im Sinne der allgemeinen Ermächtigurg des Gesetzes Abschreibungen 
geltend zu machen. Anderseits liegt eine Gefahr auch darin, dass die Er- 
haltungs- und Nachschaffungskosten für Objecte, bei welchen Abschreibungen 
vorgenommen worden sind, trotzdem als laufende Betriebsauslagen verrechnet 
und so nochmals von dem Einkommen in Abzug gebracht werden. Mangels 
einer der Steuerbehörde zugänglichen Buchführung der Steuerpflichtigen 
wird es vielfach schwer fallen, dieser Doppelanrechnung des Momentes der 
Wertverminderung der Wirtschaftsobjecte entgegenzutreten. Die Vollzugs- 
vorschrift sucht diesen Gefahren allerdings nach Möglichkeit vorzubeugen; 
erst die Erfalırung aber wird zeigen, ob hier nicht vielleicht doch zu weit 
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gegangen wurde, namentlich den Steuerpflichtigen Rechte eingeriumt worden 
sind, welche ohne die gleichzeitige Verpflichtung zu einer geordneten Buch- 
führung und deren Vorlage an die Steuerbehörde zu Missbräuchen führen 
können. 

Die Gestattung des Abzuges der Versicherungsprämien für alle Arten 
der Schadensversicherung ist eine nothwendige Folge der Gestattung der 
Abrechnung von Abschreibungen. Beide dienen ja dem Zwecke, einer mög- 
lichen Entwertung des Objectes Rechnung zu tragen. Dass auch die Ver- 
sicherungsprämien für das Wohnungsmobilare als abzugsfähig erklärt wurden, 
ist eine Ausnahme von dem Grundsatze, dass Aufwendungen für die per- 
sönlichen Lebensbedürfnisse des Steuerpflichtigen nicht abgerechnet werden 
dürfen; dieselbe dürfte vermuthlich in der Absicht, die Versicherung aus 
allgemein wirtschaftlichen Gründen zu fördern, ihren Grund haben. 

Die Gestattung des Abzuges von Versicherungsprämien für die Ver- 
sicherung des Steuerpflichtigen auf den Todes- oder Lebensfall und für die 
Versicherung des Ehegatten und der Kinder bildet, genau genommen, ihrer- 
seits eine Ausnahme von der Regel, dass Rücklagen zur Vermögensverinehrung 
(zur Sicherung der wirtschaftlichen Zukunft des Steuerpflichtigen und seiner 
Familie), als welche sich diese Prämien im Wesen darstellen, vom Ein- 
kommen nicht abgerechnet werden dürfen. Die volle Rechtfertigung dieser 
Ausnahme liegt in der hohen socialpolitischen Bedeutung, welche dieser Art 
von Versicherung zukommt. Der Ausnahmsstellung dieser Bestimmung 
entspricht aber die Beschränkung der Höhe der anrechenbaren Prämie auf 
100, respective 200 fl., je nachdem nur der Steuerpflichtige selbst oder auch 
dessen Familienmitglieder versichert sind; die unbeschrinkte Gestattung 
von solchen Abzügen würde die leistungsfähigen Elemente — und nur diese 
können höhere Prämien bezahlen — in die Lage setzen, bedeutende Beträge 
der Einkommensbesteuerung zu entziehen und zur Ansammlung eines im 
Erlebensfalle auszuzahlenden Capitales zu verwenden. 

Die Gestattung der Abrechnung von Beiträgen zur Kranken-, Alters- und 
Invaliditätsversicherung und ferner zu Witwen-, Waisen- und Pensionscassen, 
zu deren Leistung der Steuerpflichtige gesetz- oder vertragsmässig verpflichtet 
ist, trägt gleichfalls der socialpolitischen Wichtigkeit dieser von der Gesetz- 
gebung selbst vielfach als obligatorisch eingeführten Institute Rechnung. 
Ferner gestattet das Gesetz den Abzug aller Steuern und Zuschläge zu den- 
selben, mit Ausnahme der Personaleinkommensteuer; letzteres erscheint 
dadurch begründet, dass eben das gesammte Einkommen, nicht aber erst 
das durch die Personaleinkommensteuer verringerte Einkommen des Steuer- 
pflichtigen die Grundlage der Bemessung zu bilden hat. 

In der Gestattung des Abzuges der Zinsen von Geschäfts- und Privat- 
schulden und andern auf besonderen Rechtstiteln beruhenden, das Einkommen 
dauernd schmälernden Lasten tritt endlich der Hauptvorzug der Personal- 
einkommensteuer gegenüber den Ertragsteuern zutage: nicht der objective 
Ertrag der einzelnen Einnahmsquelle ohne Rücksicht auf seine Verwendung 
und Vertheilung unter die Steuerpflichtigen, sondern die thatsächliche wirt- 
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schaftliche Lage des Steuersubjectes selbst bildet das Substrat der Personal- 
einkommensteuer, sie darf daher nicht an der Einnahmequelle stehen bleiben 
und den ersten Empfänger von dem ganzen Ertrage besteuern, sondern muss 
den weiteren Verzweigungen dieses Frtrages nachgehen und denselben erst 
dort erfassen, wo er technisch zum Einkommen wird, d. h. rechtlich und 
wirtschaftlich der eigenen Bedürfnisbefriedigung des Steuerträgers zu dienen 
bestimmt ist. Selbstverständlich muss sich das Gesetz aber gegen fictive 
Abzüge aus diesem Titel schützen. Das Gesetz verlangt daher, dass die 
behaupteten Lasten glaubwürdig nachgewiesen werden. Dies wird zumeist 
durch Namhaftmachung des Bezugsberechtigten zu geschehen haben, wodurch 
gleichzeitig eine wichtige Controle für die Richtigkeit der Bekenntnisse dieser 
Person geschaffen wird. 

Die vorstehenden Bestimmungen dienen dazu, die Besteuerungsgrundlage 
zu berechnen, indem von den steuerpflichtigen Einnahmen die anrechenbaren 
Ausgaben in Abzug gebracht werden. Sowohl die Einnahmen als die Ausgaben 
sind hiebei im weiteren Sinne zu verstehen, indem nicht bloss die bereits 
realisierten Einnahmen und effectuierten Ausgaben, sondern auch schon jene 
Einnahmen, auf deren Einfliessen ein rechtlicher Anspruch entstanden ist 
(welche debitiert wurden), sowie jene Ausgaben, deren Begleichung in 
rechtsverbindlicher Weise auf sich genommen wurde (welche creditiert 
wurden), in Betracht zu ziehen sind. Von dieser durch unser entwickeltes 
Creditsystem und ausgebildetes Rechtswesen bedingten Ausnahme abgesehen, 
sind der Einkommensteuerveranlagung jedoch regelmässig die effectiven 
Einnahmen und Ausgaben, nicht aber die anderen gesetzlichen Bestimmungen 
oder privatrechtlichen Vereinbarungen zugrunde liegenden fictiven Berechnungen 
oder Annahmen zugrunde zu legen. Daher hat z. B. der Hausherr nicht 
den der Hauszinssteuer unterzogenen, sondern den effectiv vereinnahmten 
Mietzins als Einnahme und nicht die bei der Hanszinssteuer mit 30, be- 
ziehungsweise 20 Proc. des Mietzinses angenommenen, sondern die wirklich 
aufgewendeten Erhaltungs- und Amortisationskosten als Ausgabe zu ver- 
rechnen. 

Es erührigt noch die Erörterung, welche Zeitperiode bei diesen Be- 
rechnungen in Betracht zu ziehen sei. Dass es dem Wesen der Personal-. 
einkommensteuer am besten entsprechen würde, jeweils das wirkliche 
Einkommen, aus welchem die Steuer zu entrichten ist, als Besteuerungs- 
grundlage anzunehmen, ist ebenso bekannt wie die Thatsache, dass dies aus 
steuertechnischen Momenten leider undurchführbar ist, da der Steuerver- 
anlagung eine ziffermässig bereits bekannte Grösse unterzogen werden muss, 
während das Einkommen bei unseren complicierten Wirtschaftsverhältnissen 
sehr häufig erst im nachhinein, nach Ablauf des Geschäfts- oder Wirtschafts- 
jahres, bestimmt werden kann. Immerhin ist aber principiell ein möglichst 
enger Anschluss der gesetzlichen Besteuerungsgrundlage an das laufende 
Einkommen sowohl im Interesse des Steuerpflichtigen selbst wie nicht 
minder auch des Stenerärars gelegen, weil auf diese Weise die Steuer 
den jeweiligen Einkommensverhältnissen des Steuerpflichtigen am besten 
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angepasst, daher ersterem am wenigsten fühlbar, für letzteres aber am leich- 
testen und raschesten einbringlich wird. Folgerichtig hatte daher auch die 
Regierungsvorlage beantragt, feststehende Einnahmen nach dem Stande am 
1. Jänner des Steuerjahres, ihrem Betrage nach unbestimmte und schwankende 
Einnahmen nach dem im letztvorangegangenen Jahre erzielten Betrage zu 
besteuern. Der Ausschuss hat diese Bestimmungen mit unbegreiflicher 
Hartnäckigkeit bekämpft und es schliesslich durchzusetzen gewusst, dass 
feststehende Einnahmen nach dem Betrage des letztvorangegangenen Jahres, 
ihrem Betrage nach unbestimmte oder schwankende Einnahmen dagegen nach 
dem Durchschnitte der drei letzten Jahre in Besteuerung zu ziehen seien. 

Dieser Beschluss, welcher sich allerdings an das preussische Gesetz 
anlehnt, hiebei aber die dortigen schlimmen Erfahrungen in dieser Beziehung 
ignoriert, muss lebhaft beklagt werden. Zunächst ist diese unserer bisherigen 
Ertragsbesteuerung entlehnte Bestimmung mit ihrer Nöthigung zu Angaben 
über weit zurückreichende Zeitperioden nicht geeignet, die Richtigkeit und 
Verlässlichkeit dieser Daten und deren Prüfung zu fördern. Es kann aber 
auch durchaus nicht behauptet werden, dass diese namens der Landwirtschaft 
geforderte Bestimmung irgendwie im Interesse der Steuerpflichtigen liege. 
Eine Berücksichtigung etwaiger Verluste der Vorjahre wäre — und hiezu 
hatte sich die Regierung ausdrücklich bereit erklärt — auf viel einfacherem 
Wege zu erzielen gewesen; dass es aber der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
gewiss viel schwerer fallen wird, im zweiten und dritten schlechten Jahre 
die guten Ernten der letztverflossenen Jahre mitversteuern zu müssen, als 
wenn sie nur im ersten schlechten Jahre, zu einer Zeit, wo sie noch im 
Besitze eines Theiles des Erlöses dieser Ernte ist, die letzte gute Ernte 
hätte versteuern müssen, ist wohl ganz zweifellos. Der schlagendste Beweis 
hiefür ist, dass es eine ständige Klage unserer Actiengesellschaften war, 
dass sie infolge der dreijährigen Durchschnittsberechnung in den schlechten 
Jahren noch immer für die Erträgnisse guter Jahre zahlen und hiedurch 
die ohnehin schmalen Erträgnisse noch weiter kürzen müssen; während 
nun derselbe Ausschuss für die Erwerbsteuer nach dem zweiten Hauptstücke 
— also einer Ertragsteuer — diesen Klagen Rechnung trug und unter 
Beseitigung der dreijährigen Durchschnittsberechnung die Besteuerung nach 
dem Vorjahre setzte, beseitigte er für die Personaleinkommensteuer die von 
der’ Regierung vorgeschlagene Besteuerung nach dem Vorjahre und ersetzte 
sie durch die dreijährige Durchschnittsbesteuerung ! 

Allein die bisher erörterten Bedenken erschöpfen noch gar nicht die 
gegen diesen Beschluss vorzubringenden Einwendungen. Wenn man von den 
Gehalten absieht, bezüglich welcher die Besteuerung nach den Vorjahrs- 
bezügen offenbar gar keinen Vortheil bietet und im Gegentheile in Ver- 
bindung mit der in Aussicht genommenen Steuererhebung durch den 
Dienstgeber zu grossen Unzukömmlichkeiten führen muss, lässt sich 
offenbar auch ein durchgreifender principieller Unterschied zwischen fest- 
stehenden und schwankenden Einnahmen gar nicht aufstellen. Sind Hauszins- 
erträgnisse, trotzdem sie infolge Wohnungsleerstehungen ungemein reduciert 
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werden können, wegen ihres vertragsmässig im vorhinein bestimmten Aus- 
maasses feststehende Einnahmen? Oder sind Zinsbezüge, welche durch 
Capitalszuwachs und Zinsfussherabsetzungen Aenderungen erfahren haben, 
wegen ihres hienach thatsächlich verschiedenen Ausmaasses schwankende 
Einnahmen? Diese Fragen complicieren sich für den Fall, als ein Steuer- 
pflichtiger gleichzeitig feststehende und schwankende Einnahmen, namentlich 
aber, wenn er derartige schwankende Einnahmen aus verschiedenen Ein- 
kommenszweigen bezieht, welche ungleich lang in seinem Besitze stehen. 
Hier muss offenbar die begriffliche Einheit des Einkommens vollkommen 
beiseite gesetzt, das Einkommen in alle seine einzelnen Bestandtheile aufgelöst 
und für jeden derselben eine besondere Durchschnittsberechnung angestellt 
werden, was eine bedeutende Erschwerung einer richtigen Einkommens- 
fatierung darstellt und daher keinesfalls als im Interesse der Steuerver- 
anlagung gelegen bezeichnet werden kann! 

Die Vollzugsvorschrift sucht diesen Einwendungen durch eine möglichst 
ausdehnende Interpretation des Begriffes der feststehenden Einnahmen (welche 
sie in steuerpolitisch sehr begründeter Weise wenn möglich schon dort annimmt, 
wo keine Verlustgefahr besteht), ferner durch Ausgestaltung des Begriffes 
der selbständigen neuen Einnahmequellen (welche sie z. B. auch schon bei 
einer Aenderung der Höhe der Gehaltsbezüge voraussetzt), endlich durch die 
allgemeine Ermächtigung zu begegnen, dass im Einkommensbekenntnisse 
nicht das Einkommen der einzelnen in die Durchschnittsberechnung fallenden 
Jahre, sondern unmittelbar der Durchschnitt selbst eingesetzt werden kann. 
Durch diese Bestimmungen werden allerdings einige der gröbsten Incon- 
venienzen dieser Gesetzesbestimmung beseitigt, es steht aber doch zu befürchten, 
dass die erörterten Bestimmungen, welche in ganz gleicher Weise auch bei 
der Rentensteuer wiederkehren, noch zu vielen Beschwerden und Miss- 
helligkeiten führen werden, welche mit den vermeintlichen Vortheilen der- 
se:ben in eclatantestem Missverhältnisse stehen dürften. 

Das Gesetz stellt im weiteren noch specielle, aus den dargelegten 
allgemeinen Grundsätzen abgeleitete Regeln über die Berechnung des Ein- 
kommens aus einzelnen Einkommenszweigen auf, welche jedoch einer 
näheren Erörterung nicht bedürfen. Die Anführung dieser Einkommenszweige 
gewinnt dadurch an Bedeutung, dass das Einkommensbekenntnis das Ein- 
kommen nach diesen einzelnen Einkommenszweigen getrennt anzuführen 
hat; hiedurch wird eine weitere, wesentliche Controle für die Richtigkeit 
des Bekenntnisses geschaffen, weil die Detaillierung des Einkommens die 
Einkommensverschweigung offenbar erschwert, und das Vorkommen einzelner 
Kinkommenszweige, beziehungsweise das Verhältnis der einzelnen Einkommens- 
quellen untereinander der Commission vielfach auch schon einen Rückschluss 
auf die wirtschaftliche Gesammtlage eines Individuums gestattet. Eine 
weitergehende Specialisierung innerhalb der einzelnen Einkommenszweige, 
z. B. Ausweise der einzelnen Gebäude oder Wertpapiere, ist nicht unmittelbar 
gefordert, kann aber von der Commission verlangt werden, daher freiwillige 
Detaillierungen sich zur Vermeidung von Weiterungen als zweckdienlich 
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erweisen werden. Als solche Einkommenszweige führt die Vollzugsvorschrift 
an das Einkommen a) aus Grundbesitz, b) aus Gebäuden, c) aus selbst- 
ständigen Erwerbsunternehmungen, d) aus Dienst- und Lohnbezügen, e) aus 
Capitalsvermögen, endlich f) Einkommen aus sonstigen Einnahmen. Letztere 
Sammelgruppe erklärt sich daraus, dass die Aufzählung unter a bis e keine 
taxative ist und unzweifelhaft Einkommen vorkommen können, welche unter 
keine der aufgestellten Kategorien einzureihen sind. Hieher gehören z. B. 
die Tantiémen der Verwaltungsräthe, welche, da die Verwaltungsräthe ja 
nicht Angestellte, sondern Repräsentanten der Actiengesellschaften sind, 
weder als Einkommen aus Dienst- oder Lohnbezügen noch auch als Einkommen 
aus Capital oder selbständigen Unternehmungen bezeichnet werden können ; 
weiter gehören hieher gewisse Dienstbezüge Öffentlicher Functionäre, wie 
z. B. der Bürgermeister, der Landesausschüsse u. s. w., von welchen auch 
nicht behauptet werden kann, dass sie Angestellte im technischen Sinne 
des Wortes seien u. a. m. 

Die Ausfüllung des Bekenntnisses, welches auch das zuzurechnende 
Einkommen der Familienmitglieder zu umfassen, aber mit Ausnahme des 
Arbeitseinkommens nicht abgesondert auszuweisen hat, soll regelmässig in 
der Weise geschehen, dass das Einkommen aus dem betreffenden Einkommens- 
zweige nach Abzug der zum Zwecke der Erlangung desselben aufgewendeten 
Kosten eingesetzt wird. Es soll also im allgemeinen den Netto-, nicht 
den Bruttoertrag ausweisen. Nur einzelne Abzugsposten, welche theils 
überhaupt nicht einem einzelnen Einkommenszweige zur Last geschrieben 
werden können, wie Lebensversicherungsprämien, einzelne Steuergattungen 
u. s. w., theils aber einer besonders genauen Ueberprüfung bedürfen, wie 
namentlich die Schuldzinsen, sind auf der zweiten Seite des Formulars 
detailliert nachzuweisen. Endlich sind im Bekenntnisse auch jene Umstände 
anzugeben, aus welchen eine Ermässigung oder Herabsetzung der Steuer 
geltend gemacht wird, so die Anzahl der Familienglieder oder besonders 
berücksichtigungswürdige aussergewöhnliche Umstände. 

Die Bekenntnisse sind unter der Versicherung besten Wissens und 
Gewissens abzugeben. Es ist zu hoffen, dass die Steuerträger, welche durch 
die enorme Höhe der gegenwärtigen Steuersätze sammt Zuschlägen leider 
durch Jahrzehnte thatsächlich fast gezwungen waren, falsche eidesstättige 
Einkommensfassionen zu machen, von der ihnen durch das neue Gesetz 
angesichts der sehr mässigen und von Zuschlägen der autonomen Körper 
voraussichtlich unbedingt befreiten Steuersätze gebotenen Möglichkeit, ehrlich 
und loval zu fatieren, auch umfassenden Gebrauch machen werden. In 
Hinkunft fehlt die Berechtigung, falsche Angaben durch Berufung auf 
eine vis major des Steuerübermaasses zu entschuldigen. Eine falsche 
Fatierung involviert in Hinkunft pur et simple die wissentliche Nichterfüllung 
einer der thatsächlichen Leistungsfähigkeit vollkommen angepassten staats- 
bürgerlichen Verpflichtung, sie ist eine fraudulose Verkürzung nicht etwa 
des Steuergefälles, welches ja nur mittelbar an dem Erträgnisse der Personal- 
einkommensteuer interessiert ist, sondern der eigenen Mitbürger, welche 
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unmittelbar aus dem Erträgnisse der Personaleinkommensteuer Nachlässe an 
den bisherigen Ertragsteuern und Landeszuschlägen erhalten sollen. Im 
Hinblicke auf diese geänderte Sachlage wird den Steuerpflichtigen in Zukunft 
aber wohl auch die bisherige Nachsicht der Steuerbehörden gegenüber 
falschen Fassionen fehlen, weil diese Milde eben nur mit Rücksicht auf die 
bekannten Mängel unserer gegenwärtigen Steuergesetzgebung geübt wurde 
und eine weitere Stütze auch in der Unzulänglichkeit der Strafvorschriften 
und der Schwierigkeit der Herstellung eines Gegenbeweises gegenüber den 
Fassionsangaben gefunden hat. Das neue Gesetz hingegen gibt den Steuer- 
behörden und Commissionen die Möglichkeit energischer Ahndung etwa vor- 
kommender Steuerverkürzungen und Steuerverheimlichungen. Der Natur der 
Personaleinkommensteuer nach ist überdies die Thatsache solch fraudulosen 
Gebarens viel leichter festzustellen als bisher, da aus dem Aufwande und 
der gesammten Lebensführung eines Steuerpflichtigen zwar allerdings kein 
Rückschluss auf den Ertrag einer bestimmten einzelnen Erwerbsunternehmung 
des Steuerpflichtigen, wohl aber ein ziemlich sicherer Anhaltspunkt für die 
Höhe des Gesammteinkommens abgeleitet werden kann. Hoffen wir, dass 
die falschen Fassionen in Oesterreich noch nicht derart eingewurzelt sind, 
dass sie auch so grundlegende Umstürzungen auf dem Gebiete der Steuer- 
gesetzgebung zu überdauern vermöchten; ihr Fortbestand wäre eine schwere 
Gefährdung des grossangelegten Reformwerkes, — nach dem eben Gesagten 
aber wohl auch eine schwere Gefährdung nicht nur der moralischen Integrität, 
sondern auch der finanziellen Wohlfahrt der schuldtragenden Steuerpflichtigen 
selbst. 

Diese kleine Abschweifung auf das Gebiet der Steuermoral gewinnt 
noch mehr Berechtigung, wenn wir uns vergegenwärtigen, an wen in 
Hinkunft die Pflicht zur Bekenntnislegung herantreten wird. Gemäss § 204 
sind zur Bekenntnislegung, zu welcher mittels öffentlicher Kundmachung 
der Finanzlandesbehörde und überdies regelmässig auch noch durch indivi- 
duelle Aufforderungen eingeladen werden wird, nur jene Personen verpflichtet, 
deren Einkommen tausend Gulden überschreitet. Von diesen Personen darf 
im Allgemeinen wohl mit Recht ein derartiger Grad von Bildung erwartet 
werden, dass sie der ihnen gestellten Aufgabe einer ziffermässigen Einkommens- 
nachweisung gerecht zu werden vermögen. 

Ob das Einkommen 1000 fl. überschreitet oder nicht, hat in erster 
Linie der Steuerpflichtige selbst zu beurtheilen, indem er sein Einkommen 
nach den vorentwickelten Grundsätzen berechnet; insoferne ihm in dieser 
Beziehung Zweifel erübrigen, ist er berechtigt, von dem jedem Steuer- 
pflichtigen zustehenden Rechte der Bekenntnislegung Gebrauch zu machen 
oder sein Bekenntnis mündlich bei der Steuerbehörde zu Protokoll zu geben. 
Er erwirbt sich durch diesen Act der Vorsicht überdies im ersten Jahre 
der Wirksamkeit des Gesetzes auch das Recht, an der Wahl in die Schätzungs- 
commission theilzunehmen. 

Eine Controle über die Erfüllung der Pflicht zur Bekenntnislegung 
wird die Steuerbehörde auf Grund ihrer Listen über vermuthlich personal- 
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einkommensteuerpflichtige Personen auszuüben haben. Diese Listen sind 
unter Mitwirkung von Vertrauensmännern, welche für Orte von über 
10.000 Einwohnern durch die Gemeindevertretungen, für alle übrigen Orte 
durch die Bezirksvertretungen, beziehungsweise aber Landesausschüsse zu 
bestimmen sind, anzufertigen. Nach der zwischen der Regierung und dem 
Ausschusse vereinbarten Bestimmung des Artikels 41 der Vollzugsvorschrift 
sind in diese Verzeichnisse nicht aufzunehmen jene bäuerlichen Grundbesitzer, 
denen kein anderes Einkommen als aus dem selbstbewirtschafteten Grund- 
besitze zusteht, falls der Catastralreinertrag ihrer Grundstücke und der 
gemeinschaftlich veranlagten Grundstücke ihrer Familienmitglieder den Ge- 
sammtbetrag von 250 fl. nicht übersteigt, — ausser wenn die Steuerbehörde 
besondere Anhaltspunkte für das Vorhandensein eines Einkommens von 
steuerpflichtiger Höhe besitzt. Diese Anordnung kann für einzelne Bezirke auf 
Grundbesitzer mit einem Catastralreinertrag bis zu 300 fl. ausgedehnt werden. 

Man hat versucht, in dieser Bestimmung eine Begünstigung der 
landwirtschaftlichen Kreise zu erblicken. Wenn man jedoch erwägt, dass 
diese Bestimmung keine meritale ist, d. h. nicht über die Einkommen- 
steuerpflicht dieser Personen, sondern nur darüber abspricht, ob dieselben 
als einkommensteuerpflichtig zu vermuthen sind oder nicht und sogar 
ausdrücklich vorbehält, auch sulche Personen zur Besteuerung heranzuziehen; 
wenn man weiter erwägt, dass in der That das Vorhandensein eines 600 fl. 
übersteigenden Reineinkommens bei diesen Personen durchaus nicht wahr- 
scheinlich ist, da sie andernfalls ein den Catastralreinertrag ihrer Grund- 
stücke um mehr als das Dreifache übersteigendes Einkommen haben müssten, 
um nach Abzug der Grundsteuer per 56 fl. 75 kr., sammt durchschnittlich 
mindestens 60 Proc. Zuschlägen, der Versicherungsprämien für Wirtschafts- 
gebäude und namentlich der Schuldzinsen, wozu noch die etwaigen Abzüge 
mit Rücksicht auf die Familienverhältnisse kommen, mehr als 600 fl. zu 
erübrigen; und wenn man schliesslich erwägt, dass gerade der bäuerlichen 
Bevölkerung die Lieferung schriftlicher Nachweisungen und überhaupt der 
Verkehr mit der Steuerbehörde ausserordentlich schwer fällt, sie daher mit 
Recht dort, wo ein Erfolg durchaus nicht wahrscheinlich ist, von vornherein 
diesen Eventualitäten nicht ausgesetzt wird: so kann man in diesen Be- 
stimmungen keinerlei Bevorzugung, sondern nur eine in den thatsächlichen 
Verhältnissen begründete Berücksichtigung der landwirtschaftlichen Kreise 
erblicken. Im Gegentheile wird, wie wir schon hier hervorheben wollen, 
aus diesen Bestimmungen ein gewichtiger Beweis gegen die tendenziös 
verbreitete Meinung abgeleitet werden können, dass den Agrariern seitens 
der Regierung die Einschätzung des Einkommens aus ihren Grundstücken 
mit dem Catastralreinertrag zugesagt worden wäre. In letzterem Falle wäre 
doch offenbar die Grenze für die Aufnahme in das Verzeichnis der vermuthlich 
steuerpflichtigen Personen nicht schon mit 250, sondern erst mit 600 fi. 
Catastralreinertrag festgestellt worden. Die gegenwärtige Grenze schliesst 
offenbar die Möglichkeit der Einschätzung des Einkommens aus Grundstücken 
mit einem Multiplum des Catastralreinertrages in sich, — welche Möglichkeit 
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allerdings angesichts der heutigen Verhältnisse unserer Landwirtschaft bei 
den hier in Betracht kommenden kleineren Grundbesitzern wenig Actualitat 
besitzen dürfte! 

Das vorerwähnte Verzeichnis der vermuthlich personaleinkommensteuer- 
pflichtigen Personen hat natürlich für die Steuerpflichtigen einen ganz 
unpräjudicierlichen Charakter, da über die Frage der Steuerpflicht nur die 
Commission abzusprechen berufen ist. Die Verfassung des Verzeichnisses 
wird auf Grund der persönlichen Kenntnis der Ortsverhälinisse und unter 
Benützung der bisherigen Steuerlisten, sowie der von den Hausherren und 
den Dienstgebern zu liefernden Nachweisungen über die Hausbewohner und 
Dienstnehmer anzufertigen sein. Namentlich obliegt es den Hausherren 
nach § 200 des Gesetzes, eine vollständige Nachweisung der Bewohner 
ihrer Häuser zu liefern. Die Vollzugsvorschrift erleichtert ihnen diese 
Aufgabe durch Creierung der im Gesetze gleichfalls schon vorgesehenen 
Wohnungslisten, welche von den Haushaltungsvorständen auszufüllen sind. 
Als sehr zweckmässig wird es bezeichnet werden können, dass diese 
Wohnungslisten den Parteien auch die Möglichkeit eröffnen, über ihre Eiu- 
konmensverhältnisse Mittheilung zu machen. Diese Mittheilung ist keine 
obligatorische, sondern eine rein facultative, wird aber namentlich jenen 
Personen, welche wegen ihres 1000 fl. nicht erreichenden Einkommens ein 
Bekenntnis nicht einzubringen haben, Gelegenheit bieten, der Steuerbehörde 
wichtige Daten über ihr Einkommen und namentlich über die bei Fest- 
stellung des Steuersatzes besonders zu berücksichtigenien Verhältnisse 
(Anzahl der Familienmitglieder u. s. w.) bekannt zu geben und hiedurch 
irige Bemessungen und die daraus erwachsenden Weiterungen zu vermeiden. 


VI. 
Eine ausserordentlich wichtige Neuerung des Gesetzes — und damit 
wenden wir uns dem eigentlichen Veranlagungsverfahren zu — bildet die 


den Steuerpflichtigen eingeräumte Mitwirkung bei Veranlagung der Personal- 
einkommensteuer. Das Veranlagungsgeschäft wird nämlich den für je einen 
Schätzungsbezirk (politische Bezirke und Städte mit mehr als 10.000 Ein- 
wohnern) oder Theile eines solchen aufzustellenden Schätzungscommissionen 
übertragen, welche zur Hälfte von den Steuerpflichtigen zu wählen, zur Hälfte 
vom Finanzminister zu ernennen sind. Die Mitwirkung der Steuerpflichtigen 
bei der Steuerveranlagung empfiehlt sich in erster Linie aus ethischen 
Gründen, indem dieserart dem Selbstbestimmungsrechte der Bevölkerung 
auch auf dem Gebiete des Steuerwesens Rechnung getragen wird; dieselbe 
entspricht weiter dem wiederholt geäusserten Wunsche nach Beseitigung 
des bisherigen bureaukratisch-absolutistischen Verfahrens und setzt an Stelle 
der gegenwärtigen, dem Steuerpflichtigen gegenüber geheimgehaltenen 
Vertrauensmänner die freie Wahl der aus der Mitte der betheiligten Kreise 
zu entnehmenden Vertreter. Diese Mitwirkung der Steuerpflichtigen ist aber 
endlich auch im unmittelbaren Interesse der Steuerveranlagung selbst, indem 
hiedurch für diese Zwecke Kräfte gewonnen werden, welchen eine viel 
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senauere Kenntnis der individuellen Verhältnisse zusteht, als durch Benützung 
eines rein bureaukratischen Apparates jemals erworben werden könnte. Die 
von der Regierungsvorlage vorgeschlagene Heranziehung der Bevölkerung zur 
Mitarbeit bei der Steuerveranlagung fand denn auch im Abgeordnetenhause 
allseits sympathische Aufnahme. Hingegen erfuhr allerdings die Durchführung 
dieser Idee umfassende und wohl kaum durchwegs glückliche Umgestaltungen. 

Die Regierungsvorlage hatte vorgeschlagen, die Hälfte der Commissions- 
mitglieder von den Gemeindevorstehern des Bezirkes, beziehungsweise von 
der Gemeindevertretung der Stadt wählen zu lassen; das Abgeordnetenhaus 
glaubte hingegen, die unmittelbare Wahl durch die Steuerpflichtigen anordnen, 
zugleich aber wieder eine wesentliche Modification dieses Grundsatzes be- 
schliessen zu müssen: Die Besorgnis, dass die zahlreicheren Wähler der 
minderbemittelten Kreise die Vertretung der reicheren Elemente in der 
Commission verhindern oder dieselbe doch majorisieren könnten und die 
Mandanten der letzteren sodann der Gefahr ungebürlich hoher Einschätzungen 
ausgesetzt wären, wusste es durchzusetzen, dass in deutlicher Anlehnung 
an die bei uns bestehenden Gemeindewahlordnungen auch für die Commissions- 
wahlen das Wahlkörpersystem creiert wurde. Hienach sind alle personal- 
einkommensteuerpflichtigen Wähler in drei Wahlkörper zu theilen. Die 
Wahlberechtigten werden nach der Höhe ihrer Jahresschuldigkeit an Per- 
sonaleinkommensteuer geordnet; jene Wahlberechtigten, welche das erste 
Drittel der Gesammtsteuersumme leisten, bilden den ersten, jene, welche 
das zweite Drittel aufbringen, den zweiten, die übrigen Wahlberechtigten 
den dritten Wahlkörper. Jeder Wahlkörper sendet in abgesonderten Wahlen 
die gleiche Zahl von Mitgliedern in die Commission, wodurch die Ver- 
tretung der verschiedenen Einkommenshöhen in der Commission gesichert 
werden soll. 

Die zweite Hälfte der Commissionsmitglieder, sowie den Vorsitzenden, 
welcher regelmässig ein activer Staatsbeamter sein wird, hat die Regierung 
zu ernennen. Das Abgeordnetenhaus glaubte hier die Beschränkung beifügen 
zu müssen, dass höchstens die Hälfte der zu ernennenden Mitglieder active 
Staatsbeamte sein dürfen. Hiemit hat sich das Abgeordnetenhaus aber in 
einen merkwürdigen Gegensatz zu den Anschauungen des Herrenhauses 
gesetzt, welch letzteres der Uebertragung des Steuerveranlagungsgeschäftes 
an die Commissionen überhaupt weniger sympathisch gegenüberstand und 
seinen Anschauungen ziemlich unverhohlen dahin Ausdruck gab, dass die 
Objectivität und Gesetzmässigkeit der Veranlagung viel besser gesichert 
erschiene, wenn die Veranlagung ausschliesslich den kaiserlichen Behörden 
überwiesen worden wäre. Als Ausfluss des Misstrauens gegen die Commissionen 
stellt sich denn auch der in der Commission des Herrenhauses mit Nachdruck 
verfochtene Antrag dar, dass die Einschätzungen stets nur inter pares 
erfolgen, d. h. die Angehörigen bestimmter Einkommensstufen oder bestimmter 
Kinkommenskategorien nur von ihresgleichen eingeschätzt werden sollen. 
Diesem in dem gewünschten Umfange allerdings inacceptablen Antrage 
trägt die Vollzugsvorschrift auf Grund der mit der Herrenhauscommission 
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schliesslich getroffenen Vereinbarung insoweit Rechnung, als sie die Be- 
stellung von Subcommissionen innerhalb der Commission vorsieht, denselben 
die Vorbereitung der Veranlagung für ganze Gruppen von Steuerpflichtigen 
zuweist und empfiehlt, darauf Bedacht zu nehmen, dass mit den Einkommens- 
verhältnissen dieser Steuerpflichtigen gut vertraute Commissionsmitglieder, 
wenn möglich aus der zu besteuernden Gruppe selbst zu dieser Aufgabe 
berufen werden. Eine wichtige Abweichung von dem gestellten Antrage 
besteht jedoch darin, dass ausdrücklich bestimmt wird, dass die Beschlüsse 
dieser Subcommissionen der Genehmigung durch die Gesammtcommission 
bedürfen, wodurch der andernfalls leicht möglichen Begünstigung einzelner 
Gruppen von Steuerpflichtigen vorgebeugt wird. 

Die Details über die Wahl, die Functionsdauer der Commissions- 
mitglieder u. dgl. können hier wohl als von minderem Belange übergangen 
werden. Hervorzuheben wäre nur, dass die Wahl nur aus bestimmten, im 
Gesetze taxativ aufgezählten Gründen abgelehnt und die Annahme der 
Wahl durch Geldstrafen bis zu 25 fl., welche nöthigenfalls wiederholt werden 
dürfen, erzwungen werden kann. Weiter wäre als vielleicht zu drakonische 
Maassregel hervorzuheben, dass den Commissionsmitgliedern zwar Reise- 
gebüren, aber keine Taggelder zuerkannt wurden. Die Regierungsvorlage 
hatte Taggelder und zwar für am Commissionsorte wohnhafte Mitglieder vom 
vierten Tage an, für nicht am Commissionsorte wohnhafte gleich vom ersten 
Tage an in Aussicht genommen; das Abgeordnetenhaus glaubte aber mit 
Rücksicht auf die ungünstigen Erfahrungen, welche mit bezahlten Commissions- 
mitgliedern bei der Grundsteuerveranlagung gemacht worden waren, die 
unentgeltliche Besorgung der Commissionsgeschäfte als Ausfluss der allge- 
meinen staatsbürgerlichen Pflichten fordern zu können. Ob diese Auffassung 
in der Praxis durchführbar sein wird, dürfte die Erfahrung binnen kürzester 
Frist zeigen. 

Der dieserart zusammengesetzten Commission sind zum Zwecke der 
Durchführung der Steuerveranlagung weitgehende und im Gesetze durch 
ausführliche Vorschriften geregelte Befugnisse eingeräumt. Sie hat die 
Bekenntnisse der Steuerpflichtigen zu überprüfen, muss hiebei aber dem 
Steuerpflichtigen Gelegenheit geben, die Bedenken und Zweifel, welche sich 
ihr aus dieser Ueberprüfung ergeben, mündlich oder schriftlich aufzuklären. 
Sie kann Zeugen und Sachverständige einvernehmen oder durch die Steuer- 
behörde einvernehmen lassen, und ist befugt, im Wege des Gerichtes deren 
eidliche Einvernahme über bestimmte, genau zu formulierende Fragen zu 
verfügen. Auch dem Steuerpflichtigen steht das Recht zu, die eidliche 
Einvernahme von Steuerpflichtigen und Sachverständigen zu beantragen, 
doch ist die Commission berechtigt, sich über die Nothwendigkeit dieser 
Einvernahme und speciell ihrer Beeidigung ein Urtheil zu bilden. Die 
eidliche Einvernahme der Partei selbst hat in unser Gesetz nicht Eingang 
gefunden; ebensowenig ist der Commission das Recht der Bucheinsicht 
eingeräumt worden, letztere kann vielmehr nur über Anerbieten des Steuer- 
pflichtigen stattfinden und darf in diesem Falle auch nicht abgelehnt werden. 
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gestattet, durch einen Staatsbeamten eine Besichtigung der gewerblichen 
Anlagen und Betriebsstätten vornehmen zu lassen. Können die gegen das 
Bekenntnis bestehenden Bedenken durch diese Erhebungen nicht beseitigt 
werden, oder liegt ein solches Bekenntnis überhaupt nicht vor, so ist die 
Commission befugt, die Höhe des Einkommens im Wege der Einschätzung 
festzustellen. Hiebei hat sie einerseits die dem Steuerpflichtigen zustehenden 
Einkommensquellen zu beurtheilen und das aus ihnen voraussichtlicht er- 
zielte Einkommen schätzungsweise zu ermitteln, andererseits aus der Höhe 
des bestrittenen Aufwandes auf die thatsächlichen Einkommensverhältnisse 
des Steuerpflichtigen zu schliessen. 

Für die Beurtheilung der Höhe des aus den einzelnen Einkommens- 
quellen fliessenden Einkommens ertheilt die Vcllzugsvorschrift den Com- 
missionen eine Reihe von Winken, von welchen namentlich jene über 
dass Einkommen von Grund und Boden hervorgehoben werden 
müssen, da denselben im Verlaufe der parlamentarischen Verhandlungen, 
vor allem aber in der Publicistik, eine, wie mir scheinen will, 
durchaus unverdiente Bedeutung und eine vielfach vollkommen irrige und 
tendenziöse Auslegung zutheil geworden ist. Es ist bekannt, dass einzelne 
Vertreter der agrarischen Kreise immer wieder mit dem Antrage hervor- 
traten, es sei eine Bestimmung in das Gesetz aufzunehmen, dass das Ein- 
kommen von Grund und Boden mit dem der Grundsteuer unterzogenen 
Catastralreinertrage in ein festes Verhältnis gebracht, beziehungsweise dass 
der Catastralreinertrag bei der Personaleinkommensteuer als Einkommen 
aus Grund und Boden acceptiert werde. Die Gefahr, welche dieser Antrag 
für die ganze Entwicklung der Personaleinkommensteuer in sich barg, bedarf 
wohl keiner ausführlicheren Darlegung. Die Uebernahme des Catastral- 
reinertrages als Besteuerungsgrundlage für die Personaleinkommensteuer 
wäre ein Bruch mit dem obersten Princip der Personaleinkommensteuer 
gewesen, nicht den Ertrag eines bestimmten Objectes, sondern das that- 
sächliche Einkommen des wirtschaftenden Subjectes zur Besteuerung ziehen. 
Die Gestattung, die notorisch vielfach unrichtig ermittelten Catastral- 
reinerträge als das thatsächlich erzielte Einkommen aus Grund und Boden 
anzugeben, hätte aber überdies auch die Vorbedingung einer gedeihlichen 
Entwicklung der Personaleinkommensteuer, nämlich die Gewöhnung der 
Bevölkerung an ein ehrliches Einbekennen des wirklich erzielten Einkommens, 
von vornherein — und selbstverständlich nicht nur für die landwirtschaft- 
lichen Kreise — vollkommen ausgeschlossen und die Fortdauer des gegen- 
wärtigen Zustandes und der officiös geduldeten falschen Bekenntnisse förmlich 
legalisiert. Wenn schon diese Gründe nicht alle Agrarier überzeugten, so 
gewannen sie doch die Majorität des Hauses für sich, so dass gegenwärtig 
auch für die Grundbesitzer die allgemeinen Regeln für die Einbekennung 
des wirklich erzielten Einkommens gelten, letzteres daher nach den früher 
besprochenen Normen über die Berechnung des Einkommens zu ermitteln 
ist. Dies kommt im Gesetze ganz deutlich dadurch zum Ausdrucke, dass 
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im § 163 über die Ermittlung des Einkommens aus Grund und Boden 
ausdrückliche Bestimmungen getroffen werden; noch deutlicher geschieht 
dies in der Vollzugsvorschrift, wo im Artikel 14 ausführliche Regeln darüber 
aufgestellt werden, wie die Steuerpflichtigen bei der Berechnung des Ein- 
kommens aus Grund und Boden vorzugehen und welche Ausgaben sie hiebei 
zu berücksichtigen haben. Dieselben Gesichtspunkte sind, wie Artikel 58 
ausdrücklich bestimmt, auch von der Commission bei Ermittlung des 
Einkommens aus Grund und Boden zu beachten. 

Allein die Vollzugsvorschrift konnte sich mit diesen allgemeinen 
Weisungen nicht begnügen; es durfte nicht ausseracht gelassen werden, dass 
der Commission in zahlreichen Fällen concrete Angaben über Einnahmen und 
Ausgaben nicht zugänglich sein werden, einerseits deshalb, weil infolge der 
Bestimmung, dass Bekenntnisse regelmässig erst bei Einkommen von über 
1000 fl. einzubringen sind, in der überwiegendsten Mehrzahl der Fälle eine 
Verpflichtung zur Lieferung solcher Daten überhaupt gar nicht besteht, 
und anderseits deshalb, weil selbst bei Zutreffen dieser Verpflichtung die 
Grundbesitzer auch beim besten Willen vielfach gar nicht in der Lage 
sein werden, die erforderlichen Nachweisungen zu liefern, da bei uns zu Lande 
in den landwirtschaftlichen Kreisen eine geordnete Buchführung leider 
noch nicht allzuhäufig ist. Aus diesen Gründen wird der Commission sehr 
häufig die Basis für eine ziffermässige Berechnung des Einkommens fehlen. 
Es musste daher, zumal doch gewiss nicht verlangt werden kann, dass die 
Commission die individuellen Verhältnisse jedes einzelnen Grundstückes 
ihres Bezirkes aus eigener Wahrnehmung kennt, dafür Vorsorge getroffen 
werden, dass der Commission Anhaltspunkte für die schätzungsweise Er- 
mittlung des Einkommens der Grundbesitzer, beziehungsweise aber derartige 
Daten an die Hand gegeben werden, welche ein Urtheil über die Ertrags- 
fähigkeit dieser Grundstücke ermöglichen. Dies empfiehlt sich übrigens 
schon aus dem Grunde, weil sonst die gröbsten Unzukömmlichkeiten in 
der Einschätzung zu befürchten wären. 

Wieder wurden Anträge gestellt, in dieser Beziehung den Commissionen 
den Catastralreinertrag der Grundstücke als gebundene Marschroute für die 
Einschätzung vorzuzeichnen; allein auch diese Anträge mussten nach dem 
früher Gesagten als unannehmbar erscheinen. Hingegen konnte allerdings ganz 
unbedenklich zugestanden werden, dass der Catastralreinertrag Einer der für 
die Einschätzungen in Betracht kommenden Factoren und zwar ein sehr 
wichtiger und namentlich für die Vergleichung mehrerer Grundstücke unter- 
einander kaum zu entbehrender Factor ist. Dieses Zugeständnis verliert jedes 
Bedenken, wenn hiemit gleichzeitig die Hervorhebung jener Momente ver- 
bunden wird, welche den Catastralreinertrag zu einem unsicheren Factor der 
Einkommenseinschätzung machen und seine Abweichungen von dem that- 
sächlich erzielten Einkommen bedingen. Als Resultat der über diese Frage 
gepflogenen ausserordentlich langwierigen Verhandlungen zwischen den ein- 
zelnen Parteien wie nicht minder zwischen den Vertretern agrarischer Interessen 
und der Regierung ergab sich schliesslich die Vereinbarung, auch in dieser 
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Beziehung keinerlei Hinweis auf den Catastralreinertrag in das Gesetz aufzu- 
nehmen, wohl aber an jener Stelle der Vollzugsvorschrift, welche von der 
Einschätzung des Einkommens aus Grund und Boden handelt, den in der 
Anmerkung!) abgedruckten Passus aufzunehmen. 

Die Vollzugsvorschrift hat diesen vereinbarten Passus mit ganz gering- 
fügigen formellen, durch die mittlerweile durchgeführte Grundsteuerrevision 
gebotenen Abweichungen thatsächlich aufgenommen. Mit Recht führt sie 
jedoch als weiteren wichtigen Factor für die Beurtheilung des Einkommens 
aus Grund und Boden die Pachtwerte und die Verkaufswerte, beides 
gleichfalls unter Hervorhebung der gegen die unmittelbare Verwertung 
dieser Momente für die Einkommensermittlung sprechenden Gründe, an. 

Eine objective Prüfung des Inhaltes untenstehender Vorschrift und 
namentlich der ihr zugewiesenen Stellung beweist, dass der Vorwurf, als 
ob die Regierung durch diese Bestimmungen den Agrariern eine Concession 
oder gar die allgemeine Concession gemacht hätte, regelmässig den Catastral- 
reinertrag als Einkommen aus Grund und Boden annehmen zu wollen, jeder 
thatsächlichen Grundlage entbehrt. Während nämlich in der Instruction 
mit keinem Worte gesagt ist, dass der Catastralreinertrag als das that- 
sächliche Einkommen aus Grund und Boden anzunehmen sei, ist mit aller 
nur wünschenswerten Deutlichkeit darauf aufmerksam gemacht, dass und 
warum der Catastralreinertrag vielfach mit dem thatsächlichen Einkommen 
nicht wird übereinstimmen können. Dieser ganze Passus der Vollzugsvor- 
schrift trägt vielmehr nur dem vollkommen berechtigten und in der Natur 





1) „In Erfüllung der ihr obliegenden Pflicht, die Bekenntnisse zu überprüfen, wird 
die Commission in die Lage kommen, sich ein selbständiges Urtheil über die Höhe des 
aus dem landwirtschaftlichen Betriebe erzielten Reineinkommens zu bilden. .. . 

In der Regel wird es genügen, wenn die Commission ihr Urtheil auf gewisse 
allgemeine Anhaltspunkte aufstützt. Solche Anhaltspunkte werden der Commission schon 
ihre eigene Kenntnis der Ortsverhältnisse, des Ernteausfalles, der Preise der landwirt- 
schaftlichen Producte, ferner das Ergebnis der erforderlichenfalls anzuordnenden Einver- 
nalıme von Sachverständigen gewähren. 

Der Catastralreinertrag stellt sich insbesondere auch dann, wenn es sich um die 
Vergleichung der Erträge aus Grundbesitz eines und desselben Bezirkes handelt, als ein 
wichtiger Factor zur Beurtheilung des Ertrages der Landwirtschaft dar. Aber auch sonst 
wird die Schätzungscommission bei der Beurtheilung des Einkommens aus Grundbesitz 
nebst den übrigen maassgebenden Verhältnissen auch den Catastralreinertrag zu berück- 
sichtigen haben. 

Hiebei ist jedoch zu beachten, dass schon mit Rücksicht auf die Art der Erhebung 
des Catastralreinertrages der wirkliche Reinertrag eines einzelnen Jahres, beziehungsweise 
des dreijährigen Durchschnittes mit demselben in sehr zahlreichen Fällen nicht wird 
übereinstimmen können, sondern bald niedriger, bald höher ausfallen wird. 

In erster Linie ist in dieser Beziehung hervorzuheben, dass der Catastralreinertrag 
aus Durchschnittsberechnungen eines 15jährigen Zeitraumes gewonnen wurde. Für die 
Personaleinkommensteuer aber ist das Einkommen auf Grund eines dreijährigen, bei der 
ersten Bemessung zweijährigen Durchschnittes zu berechnen; bei jeder folgenden, ausser 
der ersten Bemessung, handelt es sich daher, da die Einkommen der beiden ersten Jahre 
schon bekannt sind, um die Feststellung des letzten Jahresertrages. Dieser Ertrag 
müsste sich nun, selbst wenn alle übrigen Verhältnisse genau dieselben geblieben wären, 
wie sie bei der Catastralschätzung angenommen wurden, dann nothwendig von dem 
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der Sache gelegenen Wunsche Rechnung, dass bei Beurtheilung des aus 
einer Einkommensquelle fliessenden Einkommens ein wichtiger Factor für 
die Beurtheilung eben dieser Einkommensquelle nicht ausseracht gelassen 
werde: Der Catastralreinertrag spielt für die Beurtheilung eines Grund- 
stückes und namentlich für die Vergleichung der Ertragsfähigkeit mehrerer 
Grundstücke desselben Bezirkes untereinander eine so maassgebende Rolle, 
dass es seit jeher im geschäftlichen Leben allgemein üblich ist, auf diesen 
Catastralreinertrag Rücksicht zu nehmen, z. B. kein Käufer unterlassen 
wird, sich über die Höhe des Catastralreinertrages des zu erwerbenden 
Grundstückes zu informieren, ebenso wie kein Käufer es unterlassen wird. 
sich über das Hauszinserträgnis oder über die Anzahl der Wohnbestand- 
theile eines anzukaufenden Hauses zu erkundigen. 

Das Bedürfnis, den Commissionen für die Schätzung des Einkommens 
aus Grund und Boden dergleichen objective Merkmale an die Hand zu 
geben, ist denn auch ein derart allgemeines, dass die Verwaltungen unserer 
Nachbarländer Preussen und Sachsen, welche bekanntlich ganz ausgezeichnete 
Resultate der Einkommensteuerveranlagung erzielt haben, sich demselben 
gleichfalls nicht entziehen konnten und in ihren Ausführungsanweisungen 
zu den Personaleinkommensteuergesetzen vielfach den Commissionen Wei- 
sungen ertheilen, welche den vorstehend wiedergegebenen Gesichtspunkten 
durchaus analog sind. So gibt Sachsen, dessen in die Zwanzigerjahre 
zurückreichende und an Verlässlichkeit noch weit hinter der österreichischen 


Catastralreinertrag unterscheiden, wenn das letzte Jahr von grösserer oder geringerer 
Fruchtbarkeit wäre, als der 15jihrige Catastraldurchschnitt voraussetzt. 

Sodann ist festzuhalten, dass der Catastralreinertrag vor mehr als 15 Jahren 
ermittelt wurde, und die seither erfolgten Veränderungen der Menge sowohl als der 
Preise der Haupt- und Nebenproducte des Bodens naturgemäss nicht berücksichtigt sind; 
aber auch die mit den Grundstücken selbst vorgegangenen Veränderungen sind im 
Evidenzhaltungswege nur zum kleinen Theile verzeichnet worden; so sind insbesondere 
Culturänderungen nur ausnahmsweise durchgeführt, aber auch die Folgen von Elementar- 
ereignissen, wie Vermuhrung, Ueberschwemmung, sind, wenn sie nicht die völlige Un- 
productivität des Bodens bewirkt haben, im Cataster nicht durchgeführt. 

Der Catastralreinertrag umfasst ferner ausschliesslich den Ertrag der einzelnen 
Parcellen des Grundes und Bodens und berücksichtigt daher nicht, dass durch die Ver- 
einigung zahlreicher Parcellen zu einem Gutskörper öfter ein höheres Einkommen erzielt 
werden kann, als bei isolierter Bewirtschaftung der Parcellen der Fall wäre; ebensowenig 
umfasst der Catastralreinertrag das Einkommen aus den mit Grund und Boden ver- 
bundenen Fabricationszweigen und Nebenbetrieben. 

Endlich beruht der Catastralreinertrag auf der Vorraussetzung gemz2iniiblicher 
Betriebsweise unter vollständiger Entlohnung aller Arbeitskräfte. Insofern sich daher im 
einzelnen Falle die thatsächlichen Verhältnisse von jener Voraussetzung entfernen, wird 
gewöhnlich auch eine Abweichung des thatsächlichen Einkommens von dem Catastral- 
reinertrage vorauszusetzen sein. 

Mit Rücksicht auf die geschilderten Verhältnisse wird sich die Schätzungscommission, 
welche auf den Catastralreinertrag Rücksicht nimmt, stets die Frage zu beantworten 
haben, ob derselbe dem wirklichen Einkommen entspreche; sofern dies nicht der Fall 
ist, wird sie das wirkliche Einkommen nach Maassgabe der Verhältnisse in einem vom 
Catastralreinertrage abweichenden, sei es höheren, sei es geringeren Betrage festzu- 
setzen haben.“ ` 
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zurückstehende Grundstenerveranlagung allerdings keine geeigneten Anhalts- 
punkte für die gegenwärtigen Ertragsverhältnisse der Grundstücke zu 
gewähren vermochte, in der Instruction zu dem Einkommensteuergesetze 
vom 7. December 1878 den Commissionen ausführliche Anordnungen dar- 
über, in welcher Weise bei der Schätzung des Einkommens aus Grund- 
stücken der auf das Hektar zu berechnende Pachtwert zugrunde zu legen 
und demselben ein Zuschlag für die Verzinsung des Betriebscapitales und 
ein weiterer Zuschlag für den persönlichen Arbeitsverdienst hinzuzurechnen 
sei u. s. w. Viel weitergehend, beziehungsweise dem österreichischen Vor- 
gange viel näher stehend ist in dieser Beziehung die Instruction vom 
3. Jänner 1877 zum früheren preussischen Steuergetze, welche den bei 
der Grundsteuerregelung ermittelten Reinertrag der Liegenschaft als einen 
bei vorsichtiger Benützung wertvollen Anhaltspunkt für die Schätzung des 
Einkommens aus nicht verpachteten Grundstücken bezeichnet und sodann in 
einer für die österreichische Vollzugsvorschrift vielfach vorbildlichen Weise 
erörtert, welche Grundsätze bei der Ermittlung dieses Grundsteuerreinertrages 
beachtet wurden, bei der Schätzung des Einkommens für die Personal- 
einkommensteuer aber einer Abänderung bedürfen. 

Die Anweisung des Finanzministers vom 5. August’ 1891 zur Aus- 
führung des Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 1891, Gesetzesammlung 
S. 175, hat dieses System allerdings verlassen und an dessen Stelle, ähnlich 
wie in Sachsen, die Ermittlung von Normalsätzen angeordnet. Dies ergab 
jedoch kein günstiges Resultat, daher diese Bestimmung mit Verfügung 
vom 29. August 1892 wieder ausser Kraft gesetzt worden ist. Gleichzeitig 
wurde aber aufmerksam gemacht, dass das Bedürfnis, welchem die be- 
zeichnete Bestimmung abhelfen sollte, unverändert fortbestehe, weil die 
wirksame Prüfung der Steuererklärungen über das Einkommen aus Grund- 
besitz ohne die Anwendung allgemeiner, vorsichtig aufgestellter Schätzungs- 
normen nicht dnrchzuführen ist. Es wurde daher unter anderem neuerlich 
auf die eben wiedergegebenen Bestimmungen der Instruction vom 3. Juni 1877 
verwiesen, die „wegen der Benützung eines geeigneten M»ltiplicators des 
Grundsteuerreinertrages behufs Schätzung des Jahreseinkommens* auch jetzt 
noch zutreffen.!) 

Wie sehr übrigens die preussische Finanzverwaltung an dem Grund- 
steuerreinertrage als an einem erprobten Hilfsmittel der Schätzung von 
Grund und Boden festhält, ergibt sich neben dieser eben erwähnten theil- 
weisen Rückkehr zu demselben bei der Einschätzung sehr deutlich daraus, 


1) Die Verwendung eines Multiplicutors muss nicht nothwendig zu einer Erhöhung 
des Grundsteuerreinertrages führen, — der Multiplicator kann ja unter Umständen auch 
kleiner als 1 sein. In der That spricht die Instruction nur von einem bestimmten Ver- 
hältnisse zwischen Grundsteuerreinertrag und wirklichem Einkommen, ohne behufs 
Ermittlung dieses letzteren die Erhöhung des ersteren vorzuschreiben. In der Praxis 
wird allerdings, wie Verfasser aus seinen Beobachtungen an Ort und Stelle entnommen 
hat, bei Schätzung des Einkommens aus Grundbesitz regelmässig cine — namentlich 
bei kleineren Besitzungen oft recht bedeutende — Erhöhung des Grundsteuerreinertrages 
vorgenommen. 
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dass sie sich dieses Momentes auch bei der Veranlagung der kürzlich ein- 
geführten Ergänzungssteuer in ausgedehntem Maasse bedient hat. So bemerkt 
Artikel 16 der „technischen Anleitung“ 1), dass für Hofbesitz*) als Hilfsmittel 
der Schätzung des gemeinen Wertes vornehmlich der in den Grundsteuer- 
catastern nachgewiesene Flächeninhalt und der Grundsteuerreinertrag zu 
benützen sei; und in den im August 1894 vom preussischen Finanzministerium 
herausgegebenen officiellen „Erörterungen zu den allgemeinen Schätzungsmerk- 
malen behufs Veranlagung der Ergänzungssteuer* wird zwar gleichfalls auf die 
Nothwendigkeit verwiesen, die Veränderungen, welche seit der die Jahre 
1837 bis 1860 zugrunde legenden Grundsteuerveranlagung vor sich gegangen 
sind, zu berücksichtigen, sodann aber auf Seite 4 ausdrücklich bemerkt: „Die 
Benützung der Grundsteuerreinertrige als Maasstab für die Beurtheilung 
der verschiedenen Bodengüte der Besitzungen hat sich nach den überein- 
stimmenden Wahrnehmungen aus allen Regierungsbezirken als das einfachste 
und zugleich unbedenklichste Hilfsmittel für die Schätzung erg.ben. 

Warum hätte also gerade Oesterreich auf die Verwendung dieses Hilfs- 
mittels der Schätzung verzichten sollen, obwohl doch gerade die österreichische 
Grundsteuerveranlagung, und sei es auch nur wegen ihres wesentiich neueren 
Datums, eher einen Rückschluss auf das thatsächliche Einkommen gestattet 
als die preussische Gruudsteuerveranlagung? Dass auch bei uns eine Ueber- 
einstimmung zwischen Catastralreinertrag und thatsächlich erzieltem Ein- 
kommen aus dem Grundbesitze nicht besteht und gerade wegen der Art 
und Weise der Ermittlung des Catastralreinertrages nicht bestehen kann, 
ist in unserer Vollzugsvorschrift jedenfalls ebenso deutlich dargelegt und 
ausgeführt, wie in. den eben citierten preussischen Vorschriften. Wegen 
dieser Nichtübereinstimmung aber auf die Heranziehung des Catastralrein- 
ertrages als Factors für die Ermittlung des thatsächlichen Einkommens zu 
verzichten, wäre ein durchaus unpraktisches Beginnen gewesen. Trotz der- 
selben wird der Catastralreinertrag den Commissionen, wenn sie sich die 
Gründe und das Ausmaass dieser Abweichungen vor Augen halten, ausge- 
zeichnete orientierende Dienste leisten, etwa so, wie ein Leuchtthurm den 
Schiffern, wenngleich er nicht ihr Ziel bi:det, zur Ermittlung der Fahrt- 
richtung dient, sobald sie wissen, nach welcher Seite und um wieviel sie 
von ihm abzuweichen haben. 

Das Bedürfnis, den Commissionen für die Einschätzung gewisse An- 
haltspunkte zu gewähren, machte sich denn auch nicht nur bei Grund 
und Boden, sondern in gleicher Weise auch für den (Gebäudebesitz und 
für die übrigen Einkommenszweige geltend. Während sich aber für den 
Gebäudebesitz solche Anhaltspunkte unmitte.bar aus der bezüglichen Ein- 
nahmsquelle selbst ableiten lassen, nämlich bei hauszinssteuerpflichtigen 





') Technische Anleitung vom 26. December 1893 für die erstmalige Schätzung 
des Wertes der Gründstücke behufs Veranlagung der Ergänzungssteuer. Berlin, Reichs- 
druckerei, 1894. 

2) I. e. die dem Betriebe der Land- und Forstwirtschaft gewidmeten Besitzungen, 
Artikel 7. 
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Objecten die Höhe des gezahlten Mietzinses, bei hausclassensteuerpflichtigen 
Objecten die nach der Anzahl der Wohnbestandtheile bemessene Hausclassen- 
steuer einen Rückschluss auf das Einkommen, beziehungsweise auf den 
Nutzungswert des Objectes zulassen und ein solcher auch im Wege der 
Vergleichung der einzuschätzenden Ertragsquellen mit anderen, ähnlicheu 
Gebäuden gewonnen werden kann, bieten sich für das Einkommen aus 
Handel und Gewerbe, namentlich aber aus Capitalsbesitz derartige unmittel- 
bare Anhaltspunkte leider nur in geringem Maasse dar, da sich eben die Ver- 
hältnisse der Handels- und Gewerbebetriebe, insbesondere aber der Besitz von 
Wertpapieren u. dergl. der unmittelbaren Wahrnehmung der Commission nur 
allzuleicht entziehen. Hier, sowie in allen Fällen, in welchen die der Commission 
bexannten Einnahmsquellen das thatsächlich vorhandene Einkommen des Steuer- 
pflichtigen nicht zu erklären vermögen, erübrigt nur, aus dem Aufwande des 
Steuerpflichtigen auf die Höhe seines gesammten Einkommens zu schliessen. 

Die Regierungsvorlage hatte in dieser Beziehung den Versuch gemacht, 
zwischen der Höhe des Wohnungsaufwandes und des Einkommens ein 
bestimmtes Verhältnis herzustellen, und hatte eine Scala ausgearbeitet, 
welche dem Umstande Rechnung trug, dass der Wohnungsaufwand einen 
verhältnismässig desto grösseren Theil des Einkommens verschlingt, je 
kleiner das Einkommen und je grösser der Wohnort ist. So unbestreitbar 
richtig dieser Gedanke ist, so ergaben sich doch aus gewissen Ausnahms- 
fällen, welche eine besondere Erhöhung oder Steigerung des Wohnungs- 
aufwandes bedingen, Bedenken gegen die Aufstellung des aus diesem 
Gedanken abgeleiteten obligatorischen, ziffermässigen Minimal-Einschätzungs- 
schlüssels; das Abgeordnetenhaus sah sich daher veranlasst, diese Scala 
aus dem Gesetze zu eliminieren. Nach den Erfahrungen in anderen Ländern 
dürfie dies jedoch, und zwar mit vollem Rechte, nicht gleichbedeutend sein 
mit der gänzlichen Ausserachtlassung des Wohnungsaufwandes bei Durch- 
führung der Einschätzungen. Allerdings mag es aber richtiger sein, die 
concrete Ausbildung dieses Gedankens der auf persönlicher Kenntnis der 
localen Verhältnisse beruhenden Praxis der einzelnen Commissionen zu über- 
lassen. Dies dürfte denn wohl auch der Grund sein, warum die Vollzugs- 
vorschrift diesen Punkt vollständig mit Stillschweigen übergeht. 

Mit Recht hebt die Vollzugsvorschrift übrigens noch hervor, dass in 
keinem Falle der Aufwand, sondern immer nur das Einkommen das Substrat 
der Besteuerung bilde, daher in jenen Fällen, in welchen der Aufwand nach- 
gewiesenermaassen nicht aus dem Einkommen, sondern aus dem Capitals- 
vermögen oder aus Unterstützungen etc. bestritten wird, nur das thatsächlich 
vorhande.e Einkommen der Besteuerung unterzogen werden dürfe — 

Unter gewissenhaftester Abwägung aller dieser Momente wird die Com- 
mission die Höhe des Einkommens nach ihrem wohlerwogenen freien Ermessen 
festzusetzen haben. In dankenswerter Weise ermahnt die Vollzugsvorschrift 
die Commissionen, die Steuerpflichtigen nicht durch unbegründetes Miss- 
trauen gegen ihren guten Glauben bei Verfassung des unter Versicherung 
besten Wissens und Gewissens abgegebenen Bekenntnisses zu verletzen und 
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sich auch gegenwärtig zu halten, dass die nicht beachtete, wahrheitsgemässe 
Angabe im Bekenntnisse, sowohl eine Verletzung der Rechte der Steuer- 
pflichtigen herbeiführt, als auch in weiterer Folge ungünstig auf die 
Wahrheitsliebe der Steuerpflichtigen überhaupt einwirke: Wer hätte z. B. 
noch nie von ,gewissenhaften* Steuerträgern den Ausspruch gehört: Wozu 
soll ich denn die Wahrheit sagen, geglaubt wird mir ja doch nicht! 

Natürlich unterlässt es die Vollzugsvorschrift aber auch nicht, der 
Commission die gebotene Vorsicht gegen unrichtige oder unvollständige 
Bekenntnisse einzuschärfen, damit nicht der ehrliche und loyale Steuer- 
träger gegenüber dem unredlichen benachtheiligt werde. Als sehr zweck- 
mässig dürfte sich in dieser Beziehung die Erinnerung erweisen, dass der 
zur Einbringung von Bekenntnissen verpflichtete Steuerträger, welcher dieser 
seiner Verpflichtung nicht genügt hat, nicht durch eine zu milde Ein- 
schätzung günstiger zu behandeln sei als dies bei Erfüllung seiner gesetz- 
lichen Verpflichtung der Fall gewesen wäre. 


VII. 


Nach Vollendung des Einschätzungsgeschäftes durch die Commission, 
bezichungsweise, wenn die Commission die ihr gesetzte Frist zur Voll- 
endung der Einschätzungsarbeiten nicht einhält, nach Vollendung des in 
diesem Falle an die Steuerbehörde zu übertragenden Einschätzungsgeschäftes 
durch die Steuerbehörde erfolgt die Festsetzung des Steuersatzes. Der 
Steuersatz ist von der Steuerbehörde der dem Gesetze beigegebenen Ein- 
kommensteuerscala zu entnehmen. Die Scala war in der Regierungsvorlage 
nach der Formel P = 4 — Ma +7) berechnet, wobei P das 
Steuerprocent und m das mittlere Einkommen jeder Einkommensstufe in 
Hunderten von Gulden bedeuten. Hienach betrug die Steuer bei 600 fl. 
0°6 Proc., bei circa 1000 fi. 1 Proc., bei circa 3000 fl. 2 Proc., bei circa 
10.000 fl. 3 Proc., bei 29.000 fl. 3586 Proc. und stieg gleichmässig weiter, 
ohne 4 Proc. je zu erreichen. Eine nähere Prüfung dieser Scala, beziehungs- 
weise die Betrachtung der sehr instructiven graphischen Darstellung, welche 
der Regierungsvorlage beigegeben war, ergibt, dass die österreichische 
Scala weit regelmässiger und gleichmässiger verläuft als z. B. die Scala 
des sächsischen und preussischen Gesetzes. Aber nicht nur in ästhetischer, 
sondern auch in materieller Beziehung dürfte dieselbe vor den beiden eben 
genannten Scalen den Vorzug beanspruchen, da sie Einkommen bis zu 
7500 fi. niedriger als die beiden Scalen, und Einkommen bis zu 10.000 fl., 
dann über 50.000 fl. niedriger besteuert hätte, als die preussische Scala. 
Trotzdem wurden im Ausschusse noch mannigfache Abänderungsanträge 
gestellt, welche theils eine noch grössere Entlastung des Mittelstandes, 
vorwiegend aber eine höhere Besteuerung der grossen Einkommen bezweckten. 
In letzter Beziehung wurden manche recht radicale Anträge gestellt, und 
lautete z. B. ein in der Plenarberathung gestellter Antrag des Abgeordneten 
Schlesinger dahin, Einkommen über 40.000 fl. mit einer Steuer von 
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20 Proc., Einkommen über 200.000 fl. mit einer Steuer von 25 Proc. zu 
belegen. Nach langem Kampfe, in welchem auf die Gefahren zu hoher 
Procentsätze bei einer neu einzuführenden und vielfach auf ehrliche Fatierung 
angewiesenen Steuer, sowie darauf verwiesen wurde, dass auch Sachsen und 
Preussen sich mit einer Progression bis zu 4 Proc. begnügten, kam die 
gegenwärtige Scala zustande, welche bis zu Einkommen von 29.000 fl. die 
Steuersätze der Regierungsvorlage unverändert belässt; von da bis zu 
49.0000 fl. steigt das Steuerprocent gleichmässig von 3:586 bis 4 Proc.; 
für Einkommen von 49.000 fl. bis zu 100.000 fl. wurden die Steuersätze 


nach der Formel P=5—° und für Einkommen über 100.000 fl. nach 


der Formel P = 5— <2 berechnet, woraus sich für Einkommen von über 


100.000 fl. eine allmähliche Steigerung der Steuer ergibt, welche sich 
5 Proc. immer mehr nähert, letzteren Satz jedoch niemals erreicht. 

Auf Grund des von den Commissionen ermittelten Einkommens ver- 
anlasst die Steuerbehörde sodann die Vorschreibung des nach der Scala 
entfallenden Steuersatzes. 

Als Ort der Vorschreibung hat hier die Gemeinde des Wohnsitzes 
des Steuerpflichtigen zu dienen. Nähere Bestimmungen, wie sie die Regierungs- 
vorlage für den Fall des Wechsels des Wohnsitzes oder mehrerer Wohnsitze 
eines Steuerpflichtigen in Aussicht genommen hatte, erschienen überflüssig, 
da nach der ganzen Structur des Gesetzes von der Voraussetzung ausge- 
gangen werden muss, dass Zuschläge zur Personaleinkommensteuer seitens 
der autonomen Körperschaften nicht werden erhoben werden, daher der Ort 
der Vorschreibung der Personaleinkommensteuer — im Gegensatze zu den 
Ertragssteuern — für den Steuerpflichtigen materiell belanglos erscheint. Das- 
selbe gilt vom Standpunkte der autonomen Körperschaften, zumal nunmehr 
auch die Antheile der Länder an den Erträgnissen der Steuerreform nicht 
mehr von dem Personaleinkommensteuerertrage innerhalb ihrer Territorien 
abhängig gemacht sind (Art. IX., Z. 1 und 2, im Gegensatze zu § 271 der 
Regierungsvorlage). 

Die veranlagte Steuer ist dem Steuerpflichtigen mittels verschlossenen 
Zahlungsauftrages bekanntzugeben; ein Auszug aus diesen Zahlungsaufträgen, 
welcher nur den Namen der Steuerpflichtigen und die Höhe der von den- 
selben zu entrichtenden Einkommensteuer enthalten darf, ist sodann bei der 
Steuerbehörde zur Einsichtnahme aller Einkommensteuerpflichtiger des 
Bezirkes aufzulegen. Letztere Bestimmung, welche in der Regierungs- 
vorlage sogar noch in etwas weiterem Umfange vorgesehen war, bildete 
vielleicht den meist umstrittenen Punkt der ganzen Vorlage und drohte 
bis zum letzten Augenblicke das Zustandekommen des ganzen Gesetzes 
zu verhindern. 

Während nämlich ein Theil der Abgeordneten diese Maassregel als 
ein ausserordentlich wirksames Mittel gegen falsche Fatierungen und Steuer- 
verkürzungen betrachtete und daher unbedingt auf der Aufnahme derselben 
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in das Gesetz bestand, erschien einem anderen Theile der Abgeordneten 
diese Bestimmung als vollkommen unannehmbar, weil hiedurch die intimsten 
Vermögensverhältnisse geoffenbart, der Credit vieler Kaufleute geschädigt 
würde, diese Bestimmung aber im Hinblicke auf die herrschenden socialen 
Strömungen zudem als eine durchaus gefährliche und inopportune be- 
zeichnet werden müsse, da dieselbe zu maasslosen Angriffen gegen die wohl- 
habenden Schichten der Bevölkerung aufreizen und letztere somit, um sich 
diesen Angriffen nicht allzustark auszusetzen, indirect zu falschen Bekennt- 
nissen im Sinne der Einkommensverschweigung nöthigen würde. 

Gewiss wurde die Bedeutung dieser Maassregel von beiden Parteien 
ganz ausserordentlich überschätzt. Wir sehen, dass sich die preussische 
Einkommensteuer ohne öffentliche Auflegung der Einschätzungsregister 
gut entwickelt und in der Schweiz die socialen Verhältnisse keinerlei Ver- 
schärfung erfahren haben, obwohl dortselbst vielfach die Einsicht in die 
Ergebnisse der Steuerveranlagung gestattet ist. Selbst vom Standpunkte der 
reinen Steuertechnik muss die Frage der Zweckmässigkeit dieses Ein- 
schätzungsregisters als eine durchaus controverse bezeichnet werden; denn 
obwohl die öffentliche Bekanntmachung der Steuereinschätzung gewiss für 
manchen ein Compelle sein wird, seine Einkommensfatierung der Wahrheit 
mehr anzunähern, als dies wohl sonst der Fall gewesen wäre, so liegt ander- 
seits auch wieder die Gefahr nahe, dass der ehrliche Fatent, welcher aus dem 
Register die ungeahndet gebliebenen Minderfatierungen der ihn an Einkommen 
überragenden Mitbürger sieht, hieraus für sich zwar nicht die unangenehme 
Aufgabe des Denuncierens, wohl aber die Berechtigung, auch seinerseits 
mit falschen Fatierungen vorzugehen, ableitet, wodurch dann diese Register 
der Steuermoral einen recht zweifelhaften Dienst erweisen. 

Die Schicksale dieser Bestimmung im Zuge der parlamentarischen 
Verhandlungen waren äusserst wechselvolle; zunächst wurde sie in der 
Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 21. Mai 1895 aus $ 215 eliminiert, 
später aber in Verbindung mit verschärften, praktisch jedoch kaum ver- 
wendbaren Strafbestimmungen gegen eventuellen Missbrauch dieser Register 
beim § 217 wieder in das Gesetz aufgenommen. In der Commission des 
Herrenhauses wurde diese Bestimmung nach lebhafter Erörterung des Für 
und Wider neuerlich gestrichen; das Plenum des Herrenhauses lehnte jedoch 
in seiner Sitzung vom 10. October 1896 diesen einzigen Abänderungs- 
antrag der Herrenhauscommission wieder ab und stellte durch Annahme der 
Bestimmung des $ 217 in der Fassung des Abgeordnetenhauses überein- 
stimmende Beschlüsse der beiden Häuser des Reichsrathes her, wodurch 
das ganze Gesetz seine endgiltige parlamentarische Erledigung gefunden 
hatte. 

Die Vollzugsvorschrift trägt den so vielfach geäusserten Bedenken 
gegen die angeführte Bestimmung dadurch Rechnung, dass sie strenge 
Cautelen gegen eine über den Wortlaut des Gesetzes hinausgehende Publi- 
cität dieser Register vorsieht, z. B. die Prüfung der Legitimation der ein- 
sichtnehmenden Personen vorschreibt, die Einsichtnahme auf die üblichen 
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Amtsstunden der Steuerbehörde beschränkt u. s. w. und insbesondere die 
Anfertigung von Abschriften oder Auszügen aus diesem Register verbietet. 


VIII. 


Gegen den Zahlungsauftrag können sowohl vom Steuerpflichtigen, wie 
auch von der Steuerbehörde Berufungen eingebracht werden, über welche 
die für je ein Land, eventuell aber für einen bestimmten Rayon desselben 
eingesetzte Berufungscommission zu entscheiden hat. Auch die Berufungs- 
commissionen bestehen zur Hälfte aus gewählten, zur Hälfte aus vom 
Finanzminister ernannten Mitgliedern. Die Wahlberechtigung steht hier den 
einzelnen Landtagen zu, welchen das Gesetz nahe legt, die Mitglieder aus 
der Mitte der Personaleinkommensteuerpflichtigen unter möglichster Berück- 
sichtigung der verschiedenen Arten des Einkommeus auszuwählen. Behufs 
Klarstellung der Berufungsfälle sind die Berufscommissionen mit denselben 
Rechten ausgerüstet, wie die Schätzungscommissionen. Auch sie können 
daher die persönliche Einvernahme des Steuerpflichtigen, nöthigenfalls im 
Wege der Delegierung der Schätzungscommission oder der Steuerbehörde 
seines Wohnortes, sowie die Abhörung der Zeugen und Sachverständigen 
vornehmen und die Beeidigung der Aussagen dieser letzteren Personen 
durch das competente Bezirksgericht veranlassen u. s. w. Die Berufungs- 
commission ist an die Anträge der Berufungswerber nicht gebunden, kann 
daher eine grössere Ermässigung vornehmen, als der Steuerpflichtige ver- 
langt, oder über die von der Steuerbehörde vorgeschlagene Erhöhung hinaus- 
gehen. Hingegen steht ihr eine reformatio in peius insoferne nicht zu, als 
sie über einseitige Berufung des Steuerpflichtigen nicht unmittelbar eine 
Erhöhung seiner Steuer verfügen kann und vielmehr nur berechtigt ist, die 
Angelegenheit zur nochmaligen Beamtshandlung an die Schätzungscommission 
zurückzuleiten. Die Schätzungscommission ist bei dieser ihrer Einschätzung 
zwar an die Rechtsanschauung der Berufungscommission gebunden, doch 
steht ihr bezüglich der Feststellung des Thatbestandes vollkommen freie 
Würdigung der obwaltenden Verhältnisse zu. Gegen die neuerliche Ein- 
schätzung steht sowohl dem Steuerpflichtigen wie der Steuerbehörde wieder 
das Berufungsrecht an die Berufungscommission zu. 

Die Entscheidungen der Berufungscommission können sowohl vom 
Vorsitzenden der Berufungscomission als dem Steuerpflichtigen mittels Be- 
schwerde an den Verwaltungsgerichtshof angefochten werden. Diese Frage 
bedurfte einer ausdrücklichen Regelung aus dem Grunde, weil in dem Ver- 
waltungsgerichtshofsgetze vom 22. October 1875, R.-G.-Bl. Nr. 36, ex 1876, 
ausdrücklich verfügt worden war, dass von der Zuständigkeit des Verwaltungs- 
gerichtshofes ausgeschlossen sein sollen „Beschwerden gegen Entscheidungen 
und Verfügungen der Steuereinschätzungscommissionen*, und es zweifelhaft 
erscheinen konnte, ob die Berufungscommissionen nicht etwa diesen Steuer- 
einschätzungscommissionen gleichzustellen seien. Wiewohl nun die Ein- 
räumung des Beschwerderechtes gegen diese Entscheidungen vielleicht 
formell eine über die dem Verwaltungsgerichtshofe bei seiner Gründung 
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zugedachte Competenz hinausgehende Neuerung darstellt, so ist sie doch 
materiell nur die Aufrechthaltung des gegenwärtigen Zustandes, demzufolge 
gegen die zweitinstanzlichen Entscheidungen in Steuerangelegenheiten die 
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof ergriffen werden kann. Eine Ein- 
schränkung dieses Rechtes hätte den Intentionen des Gesetzes und der 
ganzen Tendenz der immer mehr zur Verwaltungsgerichtsbarkeit drängenden 
Entwicklung unseres Rechtslebens nicht entsprochen und wäre wohl auch — 
da der Verwaltungsgerichtshof sich hoffentlich nicht allzusehr auf den formal- 
rechtlichen Standpunkt stellen und vielmehr den wirtschaftlichen und steuer- 
politischen Gedanken des Gesetzes volle Würdigung angedeihen lassen wird — 
nicht im Interesse der Fortentwicklung unseres Steuerrechtes gewesen. 

Die weiteren Bestimmungen des vierten Hauptstückes behandeln die 
sogenannten Evidenzhaltungsfälle, indem sie Bestimmungen über die Berück- 
sichtigung der im Laufe des Steuerjahres eintretenden Aenderungen im Stande 
der Steuersubjecte und ihrer Einkommensverhältnisse treffen. Die hiefür 
maassgebenden Grundsätze sind: Neu in die Steuerpflicht tretende Personen 
werden regelmässig erst mit Beginn des nächsten Jahres nach Eintritt der 
die Steuerpflicht begründenden Verhältnisse zur Steuer herangezogen; hin- 
gegen erlangen aus der Steuerpflicht austretende Personen die Abschreibung 
der Steuer regelmässig erst mit Ende jenes Jahres, in welchem die das 
Erlöschen der Steuerpflicht begründenden Verhältnisse eingetreten sind. 
Aendernngen, die im Laufe des Jahres in der Höhe der steuerpflichtigen 
Bezüge oder in den sonstigen Verhältnissen der Steuerpflichtigen eintreten, 
haben daher regelmässig keine Veränderung der für das betreffende Steuer- 
jahr zu entrichtenden Steuer zur Folge, sondern kommen erst für die Steuer 
des nächsten Jahres in Betracht. Wie die Personaleinkommensteuer stets 
von dem auf ein ganzes Jahres berechneten Einkommen zu bemessen ist, 
so ist auch immer eine ganze Jahresgebür zur Vorschreibung zu bringen 
und findet eine Zu- und Abschreibung nach Jahresabschnitten nicht statt. 
Ausnahmen von diesen Grundsätzen finden sich für die Fälle des Zuzuges 
oder Wegzuges aus dem Geltungsgebiete des Gesetzes, dann für den Fall 
der Erlangung stehender Dienstbezüge von steuerpflichtiger Höhe und für 
den Fall des Aufhörens oder Herabsinkens der Dienstbezüge unter das die 
Steuerpflicht begründende Ausmaass. Endlich findet eine proportionale Ab- 
schreibung der Steuer auch für den Fall des Todes des Steuerpflichtigen 
rücksichtlich jenes Theiles des Einkommens statt, welcher durch den Tod 
des Einkommensteuerpflichtigen erlischt; für den übrigen Theil des Ein- 
kommens (Renten, Einnahmen aus Häusern etc.) hat die Erbschaft die 
Steuer weiter zu entrichten. In allen diesen Fällen findet die Vor- oder 
Abschreibung regelmässig von dem auf den Eintritt des bezüglichen Er- 
eignisses nächstfolgenden Monate an statt. 

Wenn wir von der im Falle des Todes des Steuerpflichtigen ein- 
tretenden Steuerabschreibung, welche durch zwingende Billigkeitsgründe 
gerechtfertigt ist, absehen, können diese Evidenzhaltungsvorschriften kaum 
als besonders glücklich bezeichnet werden, da sie ziemlich willkürlich ein 
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oder das andere Moment für den Beginn oder das Ende der Steuerpflicht 
herausgreifen, sich nicht immer an die Bestimmungen über die zeitliche 
Begrenzung der Besteuerungsgrundlage anschliessen und daher oft zu recht 
sonderbaren Resultaten führen. Am auffälligsten wird dies bei den Dienst- 
bezügen, deren Sonderstellung in dieser Beziehung gegenwärtig, wo die 
von der Regierungsvorlage vorgeschlagene Besteuerung nach dem laufenden 
Einkommen beseitigt und an deren Stelle die Besteuerung nach dem Vor- 
ahrs einkommen beschlossen wurde, gar keine innere Berechtigung mehr hat. 
So ergibt sich z. B., dass, wenn jemand einen kleinen Gehaltsbezug von 
mehr als 600 fl. neu erwirbt, fir ihn die Steuerpflicht mit dem Beginne 
des nächsten Monates eintritt, während, wenn ein bisher einkommenloses 
Individuum in den Bezug eines noch so hohen anderweitigen Einkommens 
tritt, die Steuerpflicht erst mit dem nächsten Jahre ihren Anfang nimmt; 
ja selbst in jenen Fällen, wo eine bereits im Genusse von Dienstbezügen 
oder anderem Einkommen stehende Person eine Erhöhung ihrer Bezüge um 
viele Tausende von Gulden erhält, hat dieselbe erst vom nächsten Jahre ab diese 
erhöhten Bezüge zu versteuern: Weshalb gerade die Neuerlangung eines 
geringen Arbeitseinkommens härter behandelt wird als die Erlangung irgend- 
welchen anderen Einkommens oder die Erhöhung eines bereits bestehenden 
Diensteinkommens, ist offenbar kaum anders erklärlich, als dass bei Fassung 
dieser Beschlüsse übersehen wurde, dass auch für Dienstbezüge die all- 
gemeine Regel der Besteuerung nach dem Vorjahre angenommen worden 
ist, oder dass man der Form der Steuereiuhebung zuliebe, welche, wie 
wir sogleich sehen werden, im Wege des Abzuges bei der Gehaltsaus- 
zahlung zu erfolgen hat, die materiellen Rechtsbestimmungen einer derart 
unbilligen Aenderung unterziehen wollte. Wenn aber in letzterer Beziehung 
die Absicht maassgebend gewesen sein sollte, eine Aenderung der Behandlung 
der Dienstbezüge seitens der Dienstgeber im ersten und im zweiten Jahre 
ihres Bestehens herbeizuführen, so wäre dieses Motiv offenbar in gleicher 
Weise auch für die Erhöhung oder Verminderung der Dienstbezüge durch- 
zuführen gewesen. Richtig ist nur, dass die analogen Bestimmungen bezüglich 
des Aufhörens von Dienstbezügen eine gewisse Erleichterung des Verfahrens 
herbeiführen, da andernfalls im letzten Jahre des Bestehens des Dienst- 
bezuges, in welchem der Dienstgeber nicht das ganze Jahr hindurch den 
Abzug ausüben kann, für den Rest des Jahres eine besondere Verfügung 
über die Einhebung getroffen werden müsste. 

Verminderungen des Einkommens während des Steuerjahres geben, 
wie früher bemerkt, keinen Anspruch auf Herabsetzung der Steuer; jedoch 
sind die Finanzlandesbehörden ermächtigt, in jenen Fällen, in welchen durch 
besondere Umstände eine Verminderung des Einkommens um mindestens 
zwei Drittel des der Besteuerung zugrunde gelegten Betrages eingetreten 
ist, ausnahmsweise einen verhältnismässigen Theil der für den Rest des 
Steuerjahres vorgeschriebenen Steuer nachzusehen. Diese Bestimmung ist 
eine lediglich durch Billigkeitsgründe dietierte Ausnahme von der eingangs 
citierten Regel, welche zu einer Doppelberücksichtigung eines und desselben 
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Umstandes führt, indem die Einkommensverminderung ja auch in den Folge- 
jahren durch Minderung der Besteuerungsgrundlage im Sinne einer Ver- 
ringerung der Steuer zur Geltung kommt. 


IX. 


Nach Erörterung der allgemeinen Bestimmungen über die Personal- 
einkommensteuer müssen noch jene besonderen Vorschriften erörtert werden, 
welche rücksichtlich der Dienstbezüge erlassen worden sind. Wir betreten 
hiemit ein Gebiet, welches ungeachtet der durchgreifenden äusseren Aender- 
ungen, die auf demselben der Regierungsvorlage gegenüber durchgeführt 
worden sind, ein geradezu classisches Zeugnis für den in unseren einleitenden 
Bemerkungen betonten Conservatismus der Steuerreform bietet und gerade 
deswegen nur in historischer Betrachtung richtig erfasst und beurtheilt 
‚werden kann. 

Die Regierungsvorlage hatte bekanntlich die Erhaltung der bisherigen 
Einkommensteuer zweiter Classe in der Form der Besoldungssteuer vor- 
geschlagen. Letztere hätte sich von ersterer im wesentlichen nur durch 
den verschiedenen Steuerfuss unterschieden, da die Besoldungssteuer mit 
derartigen Procentsätzen eingehoben werden sollte, dass sie im Vereine 
mit der von den Gehalten ohne Activitätsbezüge, Quartiergelder etc. ent- 
fallenden Personaleinkommensteuer ungefähr der bisherigen Belastung durch 
die Einkommensteuer zweiter Classe gleichgekommen wäre. Einen geringen 
Vortheil hätten gewisse Kreise der Bezugsberechtigten dadurch erlangt, 
dass durch die Verwandlung eines Theiles der umlagepflichtigen Einkommen- 
steuer zweiter Classe in eine umlagenfreie Personaleinkommensteuer eine 
Entlastung an autonomen Zuschlägen eingetreten wäre. 

Diese Vorschläge der Regierung fanden jedoch nach zwei Richtungen hin 
heftige Anfeindungen. Zunächst erklärte sich eine grosse Anzahl von Abge- 
ordneten als principielle Gegner einer neben der Personaleinkommensteuer 
bestehenden Besoldungssteuer. Die Einkommensteuer zweiter Classe könne 
nicht wie die Einkommensteuer erster Classe als eine Ertragsteuer aufgefasst 
werden, welche ein von dem thatsächlichen Einkommen verschiedenes Object 
treffe, vielmehr sei die Einkommensteuer zweiter Classe eine wahre Einkommen- 
steuer, und würde das Nebeneinanderbestehen einer Besoldungsteuer und 
einer Personaleinkommensteuer zu einer ungerechtfertigten Doppelbesteuerung 
gerade des unfundierten Arbeitseinkommens führen. Weiter sei aber auch die 
beantragte Freilassung der Activitätsbezüge und des Quartiergeldes von der 
Personaleinkommensteuer eine durchaus ungerechtfertigte und gefährliche 
Ausnahme von dem Grundsatze, das Gesammteinkommen ohne Rücksicht auf 
seine Provenienz und Zweckbestimmung zur Besteuerung heranzuziehen. In 
Consequenz dieser Argumentationen wurde die vollständige Eliminierung des 
Hauptstückes über die Besoldungssteuer und die Einbeziehung der Activitäts- 
bezüge und Quartiergelder in die Personaleinkommensteuer beantragt. 

Gegen diese Anträge wendeten sich jedoch sehr bald jene Stimmen, welche 
jede Verschiebung der Steuerbelastung unter den verschiedenen Kinkommens- 
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kategorien vermieden wissen wollten. Die Aufhebung der Einkommensteuer 
„weiter Classe hätte eine Entlastung gerade nur der Empfänger von Dienst- 
bezügen zur Folge gehabt. welche von den anderen Steuerträgern zu be- 
streiten gewesen wäre; sie hätte aber dank der rapiden Progression unserer 
Einkommensteuer zweiter Classe, welche bis gegen 20 Proc. (vom Ein- 
kommenszuwachse) anstieg, die der ganzen Tendenz der Steuerreform 
widerstreitende weitere Folge gehabt, dass gerade nur den Empfängern 
hoher und höchster Dienstbezüge Steuerentlastungen von oft recht erheb- 
lichem Ausmaasse zugewendet worden wären, die umso ungerechtfertigter 
erschienen, als das in den Motiven vorgebrachte Argument, dass sich das 
Ausmaass dieser Dienstbezüge bereits mit Rücksicht auf die von denselben 
entfallenden Steuern geregelt habe, als wenn schon nicht immer, so doch 
zumeist zutreffend erkannt werden musste. 

Aus diesem Widerstreite der Meinungen erwuchs ein recht merk- 
würdiges Compromiss. Die für die Einbeziehung der Activitätsbezüge 
und Quartiergelder in die Personaleinkommensteuer angeführten Gründe 
konnten nicht unterschätzt werden; angestellte Berechnungen ergaben 
zugleich, dass nach Durchführung dieser Maassregel eine nur ganz uner- 
hebliche Entlastung der Besitzer von Dienstbezügen von etwa 3000 fl. 
eintreten würde und erst von da ab erheblichere Differenzen zwischen 
der gegenwärtigen und künftigen Besteuerung zu gewärtigen wären. Um 
dies zu verhindern und zugleich den durch die Beseitigung der Besoldungs- 
steuer eintretenden Ausfall zu vermindern, wurde die Einführung einer 
ergänzenden Besoldungssteuer von höheren Dienstbezügen beschlossen, deren 
gleichfalls progressive Scala derartig berechnet wurde, dass auch höhere 
Dienstbezüge in Hinkunft ungefähr dasjenige zu zahlen haben, was sie 
bisher bezahlten. Die Besoldungssteuer beginnt bei Dienstbezügen, welche 
3200 fl. erreichen oder übersteigen und ist jeweils mit dem aus der Sc:la 
ersichtlichen Procentsatz von dem ganzen Betrage der Dienstbezüge zu be- 
messen, sie betrifft also nicht nur den 3200 fl. übersteigenden Theil der 
Bezüge, sondern die ganzen Dienstbezüge und ist im Gegensatze zu der 
bisherigen Einkommensteuer zweiter Classe nicht staffelförmig, z. B. für 
jedes Tausend dieser Bezüge mit einem verschiedenen Procentsatze, sondern 
mit dem in der Scala der Besoldungssteuer je nach der Höhe der ganzen 
Dienstbezüge verschieden bestimmten, einheitlichen Procentsatze zu be- 
messen. Hervorzuheben ist jedoch, dass die Besoldungssteuer nur die Dienst- 
bezüge, nicht auch das etwaige, aus anderen Quellen fliessende Einkommen 
der Bezugsberechtigten trifft. 

Die nur aus der oben angegebenen Rücksicht zu erklärende Scala 
beginnt mit 0-4 Proc. und steigt in neun Stufen bis zu 6 Proc., welche 
bei Dienstbezügen von 15.000 fl. und darüber zu entrichten sind. Es ergibt 
sich daraus, dass,für sehr hohe Diensteinkommen allerdings noch eine Ver- 
ringerung der Steuerlast resultieren kann, die sich durch die bereits ange- 
deutete Verminderung der Zuschläge zu dieser Steuerleistung noch erhöhen 
wird. Ueber die durch letzteren Umstand herbeigeführte Rückwirkung auf 
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die autonomen Finanzen, sowie über die durch diese Bestimmungen ver- 
ursachten Aenderungen des ganzen Finanzplanes, welchem durch diese 
ergänzende Besoldungssteuer bei weitem noch kein voller Ersatz für 
die Einkommensteuer zweiter Classe zur Verfügung gestellt wurde, 
werden wir bei Erörterung des Finanzplanes noch ausführlicher zu sprechen 
haben. 

Die Besteuerungsgrundlage der Besoldungssteuer deckt sich insoferne 
vollkommen mit jener der Personaleinkommensteuer, als der Besoldungs- 
steuer alle jene Dienstbezüge, welche das Gesetz in den §§ 167 und 168 
als der Personaleinkommensteuer unterliegend aufzählt, unterworfen werden. 
Es sind dies insbesondere alle Gehalte (mit Ausnahme jener der Officiere) 
einschliesslich der Activitätszulagen, Personalzulagen, Quartiergelder u. s. w.; 
alle anderen wie immer benannten, im vorhinein festgesetzten Bezüge der 
Staats- und Privatbeamten und Bediensteten; Congruaergänzungen und 
ähnliches mehr; ferner alle veränderlichen Bezüge, welche mit Rücksicht 
auf ein Dienstverhältnis gezahlt werden, Prüfungstaxen, Collegiengelder, 
Accord- und Stücklohn, Provisionen, Stolagebüren; endlich Pensionen und Ver- 
sorgungsgenüsse (einschliesslich jener der Officiere), welche dem ehemaligen 
Bediensteten oder seinen Angehörigen ausgezahlt werden. Hingegen sind weder 
personaleinkommensteuer- noch besoldungssteuerpflichtig die Vergütungen 
für Dienstesauslagen; inwiefern die Functionsauslagen etc. der Staats- 
beamten als Vergütungen für Dienstesauslagen anzusehen seien, wurde der 
Bestimmung im Verordnungswege vorbehalten, wobei die Regierung zusagte, 
die Entscheidung in dem Sinne zu treffen, dass die bisherige Steuerlast 
dieser Functionäre im wesentlichen unverändert aufrecht erhalten bleiben werde. 
Auch bezüglich der Diäten der Reichsrathsabgeordneten, der Zeugengebüren, 
der Bezüge der Landesausschüsse, Bürgermeister u. s. w., wird der bis- 
herige Rechtszustand — ihre gänzliche oder partielle Steuerbefreiung — 
aufrecht erhalten. 

Angesichts dieser völligen Identität der Besteuerungsgrundlage für 
die Besoldungs- und Personaleinkommensteuer kann nicht geleugnet werden, 
dass sich die Besoldungssteuer als eine reine Surtaxe auf die Dienstbezüge 
darstellt, wie sie vielfach für fundierte Einkommen gefordert wurde, und 
wie sie auch im Zuge der österreichischen Steuerreformdebatie mehrfach 
als Ersatz für die vorgeschlagene Rentensteuer in Antrag gebracht worden 
ist; es lässt sich weiter auch gewiss nicht leugnen, dass diese von Dienst- 
bezügen, also von nicht fundiertem Einkommen erhobene Surtaxe eine 
innere Rechtfertigung kaum besitzt und im wesentlichen nur durch die eben 
dargestellten Erwägungen, welche an den bisherigen Besteuerungszustand 
anknüpfen und eine Folge der der gegenwärtigen Steuerreform gezogenen engen 
finanziellen Grenzen sind, erklärt werden kann. So dürfte denn die gegen- 
wärtige ergänzende Besoldungssteuer auch nur als ein mehr oder minder 
lange währendes Uebergangsstadium zur ausschliesslichen Unterwerfung der 
Dienstbezüge unter die Personaleinkommensteuer zu betrachten sein; denn 
die historische Entwicklung vermag zwar eiu derartiges Uebergangsstadium 
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zu rechtfertigen, nicht aber eine theoretisch unbegründete Steuer dauernd 
zu erhalten! 

Der hier aus materiellen Gründen abgeleiteten Vermuthung eines seiner- 
zeitigen Verschwindens der Besoldungssteuer aus unserem Steuersysteme 
wird auch vom Standpunkte der für diese Steuergattung aufgestellten 
formellen Vorschriften ohne Bedauern entgegengesehen werden können. Diese 
formellen Vorschriften stellen nämlich zur Sicherung und Vereinfachung 
des Steuereinhebungsgeschäftes die vielfach angefeindete Forderung auf, 
dass die Dienstgeber, welche Dienstbezüge von über 600 fl. auszahlen, 
sowohl die Besoldungssteuer als die Personaleinkommensteuer, welche von 
diesen Bezügen entfallen, einzuheben, beziehungsweise wenigstens an die 
Staatscasse abzuführen und für diese Abfuhr zu haften haben. Die gegen 
diese Bestimmung erhobenen Einwendungen waren insoferne nicht begründet, 
als die Verpflichtung ‘der Dienstgeber zur Einhebung und Abfuhr der 
Steuer von Dienstbezügen rücksichtlich der Dienstbezüge von über 630 fl. 
bereits nach den gegenwärtigen Steuergesetzen bestand und einerseits 
wegen der complicierteren Berechnungsart der Einkommensteuer zweiter 
Classe, anderseits wegen der zu manchen Zweifeln Anlass gebenden Aus- 
scheidung der Quartiergelder aus der Besteuerungsgrundlage für den Dienst- 
geber noch schwieriger war als dies in Hinkunft sein wird. Jedoch muss 
zugegeben werden, dass sich diese Verpflichtung bisher auf einen kleineren 
Kreis von Diensigebern bezog; die Grenze für die Steuerpflicht der Dienst- 
bezüge wird in Hinkunft bedeutend herabgesetzt, weil nicht nur das steuer- 
freie Minimum von 630 fl. auf 600 fl. restringiert wurde, sondern in Hinkunft 
auch die Ausscheidung der Quartiergelder aus der Besteuerungsgrundlage 
nicht gestattet ist, infolge welch letzterer Bestimmung viele bisher steuer- 
freie Bezüge künftig der Besteuerung unterliegen werden. 

Neben diesem eben angeführten Momente spricht gegen die Beibehaltung 
dieser Steuereinhebungsform, dass dieselbe für die Personaleinkommensteuer, 
welche das Gesammteinkommen und die persönlichen Verhältnisse des Steuer- 
pflichtigen berücksichtigen muss, minder verwendbar ist als für die Einkommen- 
steuer zweiter Classe, bei welcher es als bei einer Ertragsteuer auf die persön- 
lichen Verhältnisse des Bezugsberechtigten nicht ankam. Das Gesetz legt 
demnach auch den Schätzungscommissionen die Verpflichtung auf, das Ein- 
kommen aus Dienstbezügen festzustellen; desgleichen muss die Steuerbehörde 
dem Steuerpflichtigen die auf sein ermitteltes Gesammteinkommen entfallende 
Steuer, dem Dienstgeber aber die Höhe der von ihin einzuhebenden und 
abzuführenden Steuer bekannt geben. Allein das Gesetz verpflichtet den 
Dienstgeber überdies, auch ohne derartige Verständigung mit dem Abzuge und 
der Abfuhr der Steuer vorzugehen, und gesteht ihm in diesem Falle nur dei 
Erleichterung zu, die Berechnung der Steuer derart vorzunehmen, als ob 
die Dienstbezüge das einzige Einkommen des Steuerpflichtigen wären, d. h. 
mit anderen Worten, der Dienstgeber ist nicht genöthigt, auf die aus 
dem Bestande eines anderweitigen Einkommens des Steuerpflichtigen resul- 
tierende Progression der Steuer oder auf die aus dem grossen Familien- 
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stande des Dienstnehmers etc. hervorgehenden Ansprüche auf Herabsetzung 
der Steuer Bedacht zu nehmen. Infolgedessen wird sich aber sehr häufig 
die Nothwendigkeit nachträglicher Berichtigungen dieser Steuerabziige er- 
geben: Hat der Steuerpflichtige anderweitiges Einkommen, so wird ihm 
die Zahlung der Steuer von diesem Einkommen, beziehungsweise wenn 
er mehrfache Dienstbezüge hat, die Zahlung der aus der Progression 
der Steuerscala hervorgehenden Differenz zwischen der Summe der Steuern 
von den einzelnen Dienstbezügen und der Steuer von der Summe dieser 
Dienstbezüge auferlegt werden müssen; hat der Steuerpflichtige aber infolge 
der Grösse seines Familienstandes oder der Existenz von Schuldzinsen 
u. dergl. einen Anspruch auf eine niedrigere Veranlagung als der Höhe 
seiner Dienstbezüge entspricht, so ergibt sich für den Steuerpflichtigen der 
Anspruch auf eine nachträgliche Steuerverminderung. In beiden Fällen 
entsteht die Nothwendigkeit einer weiteren Inanspruchnahme der Dienst- 
geber, beziehungsweise der Staatscassen, welche die Arbeitslast und Ver- 
antwortlichkeit der Dienstgeber zu steigern, beziehungsweise aber den Wert 
dieser Steuereinhebungsform für die Finanzverwaltung zu mindern geeignet ist. 

So wertvoll es nämlich für die Finanzverwaltung ist, von der Ver- 
pflichtung zur Bemessung und Einhebung zahlreicher kleinerer Steuerposten 
enthoben zu sein, so bedauerlich ist es vom Standpunkte der Geschäfts- 
vereinfachung, wenn sich in zahlreichen Fällen trotzdem die Nothwendigkeit 
ergibt, wegen zumeist minimaler Beträge wiederholt, sei es an den Dienst- 
geber, sei es an den Dienstnehmer, herantreten zu müssen. Letztere Nöthigung 
beraubt die Finanzverwaltung des Hauptvorzuges des Systems der Steuer- 
einhebung im Wege des Steuerabzuges, indem doch für jeden einzelnen 
Dienstnehmer ein specielles Steuerconto eröffnet, die Ausfertigung von 
Zahlungsaufträgen veranlasst, die Zustellung besorgt werden muss u. s. w. 
Ersterem Auswege stellt sich aber die Erwägung entgegen, dass die In- 
anspruchnahme der Dienstgeber durch die Vorschriften des Gesetzes bereits 
eine so bedeutende ist, dass eine ausdehnende Interpretation dieser Be- 
stimmungen der Billigkeit kaum entspricht. 

In der That trägt die Vollzugsvorschrift diesen Gesichtspunkten Rechnung, 
indem sie mehrfach Erleichterungen für die Dienstgeber vorgesehen hat. Insbe- 
sondere erscheint die Bestimmung, dass auch nach der Durchführung der 
Steuerveranlagung durch die Steuercommission in der Regel dem Dienstgeber 
nur jener Betrag zur Einhebung vorzuschreiben sei, welcher von den Dienst- 
bezügen unter der Voraussetzung entfällt, dass sie dass einzige Einkommen 
des Steuerpflichtigen wären, geeignet, nachträgliche Aenderungen in der Höhe 
des Steuerabzuges thunlichst zu vermeiden. Die weitere Bestimmun :, dass 
bei Vorhandensein mehrerer Dienstbezüge desselben Steuerpflichtigen die 
bemessene Steuer auf die einzelnen Bezüge proportional aufzutheilen und in 
dieser Höhe von den einzelnen Dienstgebern einzufordern sei, regelt wenigstens 
das Ausmaass der Haftung der Dienstgeber für die von ihnen abzuführende 
Steuer in einer der Billigkeit entsprechenden Weise und schränkt sie auf 
das mindestmögliche Maass ein. Hingegen konnte die Vollzugsvorschrift 
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allerdings die im Gesetze vorgesehene Verpflichtung, auch von veränderlichen 
Bezügen die Steuer durch den Dienstgeber einheben zu lassen, nicht be- 
seitigen, obwohl bezüglich der veränderlichen Bezüge die Schwierigkeit für 
den Dienstgeber, die Steuer richtig zu bemessen, die nach dem früher Ge- 
sagten für das Steuerärar erwachsenden Vortheile aus dieser Bemessung 
überwiegen dürfte, daher diese Bestimmung das billige Ausmaass der vom 
Dienstgeber zu fordernden Mithilfe bei der Steuerveranlagung überschreitet 
und trotzdem vom Standpunkte der Geschäftsvereinfachung und Arbeits- 
ersparung kaum als zweckentsprechend zu bezeichnen sein dürfte. 

Die im Gesetze angeordnete Einhebung und Abfuhr der Steuer durch 
den Dienstgeber bietet anderseits allerdings auch gewisse Vortheile. So 
wird durch die ratenweise Einhebung der Steuer bei Auszahlung des Be- 
zuges dem Steuerpflichtigen die Zahlung derselben minder empfindlich ge- 
staltet und zahlreichen Executionsführungen vorgebeugt, welche fürden Steuer- 
pflichtigen bekanntlich ausser den vielfachen Unannehmlichkeiten gewöhnlich 
auch mit erheblichen materiellen Opfern verbunden sind. Vor allem aber trägt 
diese Form der Steuereinhebung dem Umstande Rechnung, dass in Oesterreich 
in der überwiegenden Mehrzalıl der Fälle der Dienstgeber die von den 
Dienstbezügen entfallende Steuer auf sich genommen hat und dies auch 
rücksichtlich der von den Dienstbezügen entfallenden neuen Steuer zweifellos 
thun wird. Durch die Vorschrift der Abfuhr der Steuer durch den Dienst- 
geber wird daher eine andernfalls unvermeidliche Mehrbelastung der kleinen 
Leute, beziehungsweise eine ganz und gar unbeabsichtigte Entlastung 
der Dienstgeber, bei welchen es sich oft um recht ansehnliche Beträge 
handeln kann — man denke nur an die grossen Hisenbahnunternehmungen 
mit ihren Tausenden von Angestellten — vermieden werden. 

Auf diese thatsichlichen Verhältnisse nimmt denn auch noch eine 
weitere Bestimmung des Gesetzes Bezug und zwar der dritte Absatz des 
§ 238, welcher ausdrücklich gestattet, dass der Dienstgeber die auf die 
Dienstbezüge entfallende Personaleinkommensteuer des Dienstnehmers aus 
eigenem trage. Diese ausdrückliche Gestattung war nothwendig, weil das 
Gesetz in den zwei vorausgehenden Absätzen des $ 238 allen anderen Verein- 
barungen, nach welchen die Personaleinkommensteuer an Stelle des Steuer- 
pflichtigen ganz oder zum Theile von einer andern Person getragen werden 
soll, ausdrücklich jede rechtliche Wirkung abspricht und die Rückforderung 
des auf Grund einer solchen Vereinbarung etwa geleisteten Betrages gestattet. 
Die Gründe, welche den Gesetzgeber zu diesem, in unserer Steuergesetz- 
gebung als Novum erscheinenden Verbote veranlassten, sind einerseits all- 
gemein wirtschaftlicher, anderseits speciell steuertechnischer Natur. 

Die allgemein wirtschaftlichen Erwägungen beruhen darin, dass es schon 
an sich unerwünscht sein muss, wenn die Steuer von demjenigen, welcher nach 
dem Gesetze zur Tragung der Steuer verpflichtet ist, einem anderen zuge- 
schoben wird, da derartige Vereinbarungen offenbar nur allzu geeignet sind, 
alle Bemühungen des Gesetzgebers zur Herbeiführung einer gerechten Steuer- 
belastung zu durchkreuzen. Diese Unerwünschtheit wird umso empfindlicher, 
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wenn sich dieser Process, wie es ja notorisch und eigentlich wohl auch 
selbstverständlich ist, in der Weise abspielt, dass der wirtschaftlich Stärkere 
dieses sein Uebergewicht dazu benutzt, die im zugedachte Steuerlast auf 
einen wirtschaftlich Schwächeren zu überwälzen. 

Die speciell steuertechnischen Momente liegen darin, dass gerade die 
Personaleinkommensteuer jene Steuer ist, welche im allgemeinen den Steuer- 
überwälzungsbestrebungen gegenüber am widerstandsfähigsten ist, daher Be- 
strebungen zur Verhinderung derselben nicht von vornherein als aussichtslos 
bezeichnet werden können, dass hingegen aber im Falle des Gelingens der 
Steuerüberwälzung bei der Personaleinkommensteuer auch weitaus grössere 
Ungerechtigkeiten erzielt werden als dies bei anderen Steuergattungen der Fall 
ist. Letzteres erklärt sich aus dem schon oft angeführten Grunde, dass die 
Personaleinkommensteuer eben nicht nach rein objectiven Gesichtspunkten, 
sondern unter Berücksichtigung der persönlichen Verhältnisse des Steuer- 
pflichtigen bemessen wird, daher die Ueberwälzung dieser Steuer auch die 
Ueberwälzung der Berücksichtigung persönlicher Verhältnisse des Steuer- 
pflichtigen auf den Steuerübernehmer bedeutet. An einem praktischen Bei- 
spiele dargelegt: Wäre die Ueberwälzung der Personaleinkommensteuer von 
Hypothekarzinsen gestattet, so hätte der Hypothekarschuldner mehr an Per- 
sonaleinkommensteuer für die von ihm zu entrichtenden Hypothekarzinsen zu 
zahlen, wenn der Gläubiger 10.000 fl. Einkommen hat als wenn er nur 1000 fi. 
Einkommen hat; in ersterem Falle beträgt die Steuer ungefähr 3, in letzterem 
Falle nur 1 Proc. Dass eine derartige Rückwirkung der persönlichen Ver- 
hältnisse des Gläubigers auf das Verhältnis zum Schuldner ein ganz und 
gar unbilliges wäre, ja zu einer völligen Ungewissheit der übernommenen 
Verpflichtungen und zur Verwirrung zahlloser Rechtsverhältnisse führen 
würde, bedarf wohl keiner näheren Darlegung. 

Die früher erwähnte Ausnahme bezüglich der Steuer von Dienstbezügen 
beseitigt diese Consequenz — was aber nur bei so einfachen Verhältnissen, wie 
in Dienstverträgen möglich ist, — dadurch, dass sie die Uebernahme „der im 
Sinne des § 234 einzuhebenden Personaleinkommensteuer“ gestattet. Aller- 
dings lässt diese Formulierung die Frage offen, ob der Dienstgeber die von ihm 
vor Bekanntgabe der Bemessung durch die Steuerbehörde abzuziehende 
Personaleinkommensteuer, d. h. also jene, die unter der Vorausetzung entfällt, 
dass die Dienstbezüge das einzige Einkommen des Dienstnehmers sind, oder 
aber die ihm von der Steuerbehörde behufs Abzuges bekanntgegebene Personal- 
einkommensteuer, d. h. also jene, welche unter Berücksichtigung der persön- 
lichen Verhältnisse des Steuerpflichtigen, beziehungsweise nach proportionaler 
Auftheilung der von mehreren Dienstbezügen gemeinsam bemessenen Steuer 
als auf diese Dienstbezüge entfallend erkannt wurde, zu übernehmen hat, 
wodurch es in einzelnen Fällen zu Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Dienstgeber und Dienstnehmer kommen dürfte. Die hier in Frage kommenden 
Differenzen werden jedoch kaum von erheblicher Bedeutung sein, daher 
diese Zweifel von den Dienstgebern voraussichtlich in favorem ihrer Dienst- 
nehmer gelöst werden dürften. 
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Das im § 238 aufgestellte Verbot wirkt zufolge ausdrücklicher Be- 
stimmung des Artikels XIV ausnahmsweise schon auf Vereinbarungen zurück, 
welche nach dem 4. December 1894 getroffen wurden; an dem genannten 
Tage kam dieser Gegenstand im Steuerausschusse zur Verhandlung, es 
war daher zu befürchten, dass besonders vorsichtige Rechtsvertreter in dem 
zwischen der Beschlussfassung und dem Beginne der Wirksamkeit des 
Gesetzes liegenden Zwischenraume derartige, den Intentionen des Gesetz- 
gebers widerstreitende Vereinbarungen veranlassen könnten. Wir finden ähnliche 
Bestimmungen über das Vorauswirken einzelner Gesetzesbestimmungen 
wiederholt in sogenannten Sperrgesetzen. 


C. Allgemeine Erwerbsteuer. 
X. 

Weit schwieriger als die Neueinführung der Personaleinkommensteuer 
gestaltete sich für den Gesetzgeber die Verbesserung unserer bisherigen 
Besteuerung des gewerblichen Einkommens. Während erstere in der Theorie 
ziemlich allgemein als eine der besten und erstrebenswertesten Besteuerungs- 
arten anerkannt wird und sich in den ausländischen Gesetzgebungen auch 
bereits sozusageu ein bestimmter Typus für deren praktische Durchführung 
herausgebildet hat, betritt der Gesetzgeber hier ein von der Theorie noch heiss- 
umstrittenes Gebiet, auf welchem sogar die Existenzberechtigung dieser 
Steuergattung negiert, jedenfalls aber über die richtigsten Besteuerungs- 
grundlagen — Bruttoertrag, Reinertrag, Ertragsfähigkeit u. s. w. — eine 
Einigung noch nicht erzielt worden ist. Demgemäss bieten denn auch die 
ausländischen Gesetzgebungen für die Besteuerung des gewerblichen Ertrages 
die verschiedenartigsten Vorbilder, aber keines derselben erfreut sich der 
allgemeinen Zustimmung. Hiezu kam noch die weitere Complication, dass 
gerade diese Besteuerung in Oesterreich bisher so schlecht bestellt und 
durch den abnorm hohen Steuerfuss unserer bisherigen Einkommensteuer 
erster Classe dermaassen corrumpiert war, dass dieselbe in dem Motiven- 
berichte zur Regierungsvorlage ziemlich unverblümt geradezu als der Herd 
der bei uns zu Lande leider grassierenden Steuerunmoral bezeichnet und 
eine vollständige Aenderung des bisherigen Besteuerungssystemes zur unbe- 
dingten Voraussetzung nicht nur einer gründlichen Reform der hier in 
Frage stehenden Ertragsteuer, sondern auch der gedeihlichen Entwicklung 
der neu einzuführenden Personaleinkommensteuer gemacht werden konnte. 

Wenngleich nun über die Richtigkeit dieser Voraussetzung allseitige 
Uebereinstimmung herrschte, war es doch erst nach langwierigen Verhand- 
lungen möglich, sich über das Wie? der Reform zu einigen; es gelang 
nämlich nicht, für das die allgemeine Erwerbsteuer regelnde erste Haupt- 
stück der Regierungsvorlage eine Majorität zu gewinnen, vielmehr wurde 
dieses Hauptstiick einer vollständigen Umarbeitung unterzogen und schliesslich 
dem Gesetze in einer Textierung einverleibt, welche neben den eben erörterten 
Bestimmungen über die Besoldungssteuer äusserlich zweifellos die ein- 
schneidendsten Veränderungen gegenüber der Regierungsvorlage aufweist 
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Immerhin sind aber doch die allerwichtigsten Principien des gegenwärtigen 
Gesetzes aus der ursprünglichen Regierungsvorlage entnommen, daher es 
wohl gerechtfertigt erscheinen mag, in aller Kürze den wesentlichsten Inhalt 
der Regierungsvorlage zu skizzieren!) und erst auf diesem Hintergrunde die 
Bestimmungen des Gesetzes näher zu erörtern. 

Nach der Regierungsvorlage sollte die allgemeine Erwerbsteuer, deren 
Gebiet auch nach dem schliesslich beschlossenen Gesetze gegenüber der gegen- 
wärtigen Erwerbsteuer durch Einbeziehung der bisher nicht der Erwerbsteuer, 
wohl aber der Einkommensteuer erster und zweiter Classe unterliegenden 
Aerzte, Lehrer, Tabakverleger, Lottocollectanten etc., dann der Bergwerke und 
Pächter landwirtschaftlicher Besitzungen erweitert wird, contingentiert werden, 
und zwar sollte getreu dem finanziellen Grundgedanken der Steuerreform, dass 
ein Ausfall für den Staatsschatz aus der Neuregelung dieser Ertragsteuer 
unbedingt vermieden werden müsse, als Contingent (Erwerbsteuerhauptsumme) 
die Summe der Vorjahrssteuer der der allgemeinen Erwerbsteuer unter- 
worfenen Steuerträger, das ist also der Ertrag der Erwerbsteuer und Ein- 
kommensteuer erster, beziehungsweise zweiter Classe aus dem Jahre 1893 
zuzüglich eines mit 2°4 Proc. veranschlagten Zuwachses angenommen werden. 
Das auch in das Gesetz übergegangene Princip der Contingentierung der 
Steuer bietet‘ einerseits dem Staate die Gewähr, dass ihm der bisherige 
Steuerertrag auch in Hinkunft erhalten wird und ermöglicht es, den Erwerb- 
steuerträgern über die Aufbringung dieser im voraus bestimmten Summe 
unter sich grösseren Einfluss und freiere Bewegung zu gestatten als bisher; 
anderseits sichert dieses Princip aber auch die Steuerträger vor einer 
Steigerung ihrer gesammten Steuerleistung — der Staat kann von den 
Erwerbsteuerträgern nie mehr fordern als die Erwerbsteuerhauptsumme, ein 
stärkeres Anziehen der „Steuerschraube“ zu Gunsten des Staatssäckels ist 
fortan vollkommen ausgeschlossen. Dieses Contingent sollte zunächst auf die 
einzelnen Bezirke aufgetheilt werden?), und zwar wäre als Bezirkscontingent 
(wieder zuzüglich 2'4 Proc.) jene Summe anzunehmen gewesen, welche die 
der allgemeinen Erwerbsteuer unterworfenen Erwerbsgattungen an bisheriger 
Steuer sammt ausserordentlichen Zuschlägen innerhalb des Veranlagungs- 
bezirkes zu entrichten hatten. 

Die Ausgleichung zwischen der Summe der Bezirkscontingente und der 
Erwerbsteuerhauptsumme, sowie etwaige Aenderungen an diesen Bezirks- 
contingenten hätte nur die in Vorschlag gebrachte Contingentcommission 
verfügen können, welche in letzterer Beziehung jedoch überdies mehrfachen 
Beschränkungen unterworfen war. Für die Veranlagungsperiode 1896/97 
und die folgenden wäre die Erwerbsteuerhauptsumme durch ein beson- 
deres Gesetz mit einem um die aus dem Personaleinkommensteuerertrage 


1) Die Bestimmungen der Regierungsvorlage sind den Lesern dieser Zeitschrift 
aus Prof. Dr. Mataja's Aufsatz (I. Bd., S. 377 ff.) bekannt, daher ich mich hier der 
grössten Kürze bedienen kann. 

2, § 12 der Regierungsvorlage: „Veranlagungsbezirke sind die politischen Bezirke 
sowie die Städte Wien, Prag. Graz, Triest, Brünn, Lemberg, Krakau, Linz, Salzburg, 
Klagenfurt, Laibach, Troppau und Czernowitz.“ 
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erzielten Nachlässe ermässigten Betrage neu festzustellen, eventuell aber 
um je 4°8 Proc. des letzten Betrages zu erhöhen gewesen. Die Vertheilung 
auf die einzelnen Bezirke hätte — vorbehaltlich der der Contingentcommission 
zustehenden Befugnis, bei constatierter Ueberlastung einzelner Bezirke, sowie 
wegen Aenderungen im Stande der steuerpflichtigen Unternehmungen u. derg]. 
Ermässigungen eintreten zu lassen, wozu jedoch eine Zweidrittelmajorität, 
beziehungsweise bei Veränderungen von mehr als 10 Proc. sogar Stimmen- 
einhelligkeit erfordert wurde, — jedesmal nach demjenigen Verhältnisse 
stattzufinden gehabt, welches in der letzt vorangegangenen Veranlagungs- 
periode zwischen den einzelnen Bezirkscontingenten bestanden hatte. Die 
Veranlagung der Erwerbsteuer hätte im Wege der Repartition durch die 
Erwerbsteuercommissionen zu erfolgen gehabt, und zwar wäre für jeden 
Veranlagungsbezirk eine, beziehungsweise mehrere Erwerbsteuercommissionen 
zu bestellen gewesen, deren Mitglieder zur Hälfte von den Steuerpflichtigen 
des Bezirkes aus ihrer Mitte, zu einem Viertel von der Handelskammer, 
in deren Sprengel der Veranlagungsbezirk fällt, gleichfalls aus den Steuer- 
pflichtigen dieses Bezirkes zu wählen, zu einem Viertel aber vom Finanz- 
minister zu ernennen gewesen wären. Zum Zwecke der Repartition der 
Bezirkscontingente auf die einzelnen Steuerpflichtigen hätte die Commission 
zunächst auf Grund des der Regierungsvorlage beigegebenen elastischen 
Tarifes jedem Steuerpflichtigen denjenigen Steuersatz zuzuweisen gehabt, 
welcher der Ertragsfähigkeit seines Gewerbes im Verhältnis zur Ertrags- 
fähigkeit der Gewerbe und Beschäftigungen der anderen Steuerpflichtigen 
des Bezirkes am besten entsprach. Hiebei wären die im Tarif aufgestellten 
Betriebsmerkmale entsprechend zu berücksichtigen gewesen. 

Dieser Tarif war auf Grund der unter den bisherigen Steuergesetzen 
gesammelten Erfahrungen und umfassenden Probemessungen in der Weise 
aufgestellt worden, dass für jedes überhaupt vorkommende Gewerbe, soweit 
dies möglich war, gewisse objective, erfahrungsgemäss für die Ertrags- 
fähigkeit des Unternehmens charakteristische Betriebsmerkmale — und zwar 
je nach der Natur dieser Unternehmung bald die Anzahl der Hilfsarbeiter, 
bald die Verwendung thierischer und mechanischer motorischer Kräfte, bald 
die Menge der erzeugten oder abgesetzten Product», die Menge der ver- 
brauchten Stoffe u. s. w. — ermittelt und für jedes dieser Betriebsmerkmale 
sodann ein, vielfach noch nach Ortsclassen abgestufter Minimal- und Maximal- 
steuersatz bestimmt worden war. Nur für jene in die sechste Abtheilung 
des Tarifes eingereihten Unternehmungen, für welche solche objective Betriebs- 
merkmale entweder überhaupt nicht oder doch nicht in einer für alle Fälle 
ausreichenden Weise aufzufinden waren, insbesondere für Handelsunter- 
nehmungen und die sogenannten liberalen Berufe, sollte die Besteuerung unter 
Anwendung einer degressiven Scala von 1 bis 6 Proc. nach dem zu ermit- 
telnden Ertrage erfolgen. Die Tarifsätze, sowie die eben erwähnte degressive 
Scala waren von dem Gesichtspunkte aus bestimmt worden, dass bei An- 
wendung von Steuersätzen, welche hinter dem Durchschnitte der Mindest- 
und Meistsätze um circa 15 Proc. zurückbleiben, das Contingent erreicht 
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und dabei für die gegenwärtig richtig besteuerten Unternehmungen die bis- 
herige Steuerlast aufrecht erhalten, fiir die fiberbfirdeten kleineren Betriebe 
eine Entlastung. für die gegenwärtig vielfach nur ungenügend besteuerten 
grösseren Betriebe eine geringe Melırbelastung herbeigeführt werden solle. 
Demnach waren die Mindestsätze weit unter dem Ausmaasse der bisherigen 
Mindestsätze festgestellt, die im gegenwärtigen Erwerbsteuertarife vorge- 
sehene, ganz unzureichende Maximalgrenze von 1575 fl. aber beseitigt. 
Endlich ermächtigten zahlreiche Bestimmungen des Gesetzentwurfes wie 
auch des Tarifes die Commissionen, bei besonders berücksichtigungswürdigen 
Umständen auch noch über den im Tarife vorgesehenen Spielraum zwischen 
Minimal- und Maximalsatz, welch letzterer gewöhnlich das vier- bis fünf- 
fache des Mindestsatzes betrug, nach oben oder unten hinauszugehen, wobei 
der Commission in trefflichen und beherzigenswerten Worten socialpolitische 
Gesichtspunkte, wie namentlich die mindere Besteuerung des Arbeitsverdienstes 
gegenüber dem Capitalsertrag, die Berücksichtigung des Ueberwiegens fremden 
Capitals gegenüber dem eigenen, der Verwendung alter und gebrechlicher 
Hilfsarbeiter, sowie sonstiger, die Ertragsfühigkeit mindernder Umstände 
zur Beachtung empfohlen wurden. 

Im Verhältnisse der auf Grund dieses vorstehend kurz skizzierten 
Tarifes bemessenen Steuersätze wäre sodann das Bezirkscontingent zu ver- 
theilen gewesen; von den sich hienach ergebenden Steuerbeträgen wären die 
Umlagen der autonomen Körperschaften zu berechnen, sodann jedoch von 
dem Staatssteuerbetrage noch jene Nachlässe in Abzug zu bringen gewesen, 
welche aus dem Ertrage der Personaleinkommensteuer den Erwerbsteuer- 
trägern zuzuwenden beantragt war; soferne das ziffermässige Ausmaass des- 
selben zur Zeit der Repartition noch unbekannt sein sollte, wären dieselben 
vorbehaltlich späterer Ausgleichung mit 20 Proc. zu veranschlagen gewesen. 

Gegen diese Bestimmungen machte sich in den Kreisen der Interessenten 
sehr bald eine lebhafte Opposition geltend und waren es namentlich die 
Handels- und Gewerbekammern, welche gegen die geplante Erwerbsteuer- 
regelung Stellung nalımen. 

Wenn wir von den auch theoretisch nicht stichhältig begründeten 
und durch den vorskizzierten Finanzplan von vornherein ausgeschlossenen 
Erörterungen gegen die Festsetzung der Erwerbsteuerhauptsumme mit der 
Summe der bisherigen Erwerb- und Einkommensteuer absehen, richteten 
sich die vorgebrachten Einwendungen vor allem gegen die Unbestimmtheit 
der Nachlässe, welche den Steuerträger über die Höhe der von ihm zu 
entrichtenden Stener im Ungewissen lassen und ungemein complicierte Be- 
rechnungen der Steuerbehörden zur Folge haben würden; ferner gegen die 
Compliciertheit des Tarifes, welcher mit seinen mehr als 2000 Posten und 
seinen ungemein elastischen Tarifsätzen der praktischen Durchführung 
ausserordentliche Schwierigkeiten, aber keinen genügend festen Rückhalt 
eben könnte, überdies aber durch die für eine Reihe von Unternehmungen 
in Aussicht genommene Beibehaltung der Besteuerung nach dem Ertrage 
die Gefahr des Fortbestandes der bisherigen Verhältnisse und der Corrum- 
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pierung auch der Personaleinkommensteuer heraufbeschwöre; endlich vor 
allem gegen das vorgeschlagene Veranlagungsverfahren, daeine einheitliche 
Commission fiir je einen Veranlagungsbezirk nicht nur den in demselben 
vorkommenden so verschiedenartigen Betriebsverhältnissen des Gross- und 
Kleinbetriebes niemals werde gerecht werden können, sondern insbesondere 
auch naturnothwendig zu einer völligen Majorisierung der Grossindustriellen 
durch die Kleingewerbetreibenden führen müsste u. a. m. Glücklicherweise 
beschränkten sich die Kammern diesesmal nicht auf eine dem Regierungs- 
entwurfe wenig freundliche Kritik, sondern machten — durchdrungen von 
der aus ihrer Mitte oft genug zum Ausdrucke gebrachten Ueberzeugung 
über die Unhaltbarkeit der bisherigen Besteuerungsverhältnisse — auch 
ihrerseits Vorschläge, wie nach ihrer Meinung die Neuregelung derselben 
zu erfolgen hätte; unter diesen Vorschlägen verdient hier insbesondere jener 
des Handelskammerrathes und nachmaligen Reichsrathsabgeordneten Rudolf 
Auspitz, des Verfassers des in vielfacher Beziehung vorzüglichen Referates 
der Wiener Handels- und Gewerbekammer, ausführlicherer Erwähnung, da 
dieser den Ausgangspunkt für die einschneidenden Umgestaltungen der allge- 
meinen Erwerbsteuer bilden sollte. Auspitz hatte — wodurch die Ver- 
wertung dieses Referates für die Umgestaltung des Entwurfes jedenfalls 
wesentlich erleichtert wurde — nicht nur das von der Regierungsvorlage auf- 
gestellte Princip der Contingentierung der Erwerbsteuer, sondern namentlich 
auch den ziffermässigen Betrag dieses Contingentes acceptiert und beschränkte 
sich darauf, einerseits den auf die Erwerbsteuerträger entfallenden Nachlass 
von dem unbestimmten Personaleinkommensteuer-Erträgnisse unabhängig zu 
gestalten und ziffermässig zu fixieren, anderseits die Art und Weise der Auf- 
bringung dieses Contingentes unter völliger Beseitigung des Erwerbsteuer- 
tarifes einer durchgreifenden Neuregelung zu unterziehen. Erstere Bestrebungen 
werden bei Erörterung des Finanzplanes ihre nähere Würdigung finden, und 
sel hier nur bemerkt, dass nach dem Auspitz’schen Antrage von dem im 
Sinne der Regierung berechneten Contingente ein fixer Nachlass von 24°1 Proc. 
entfallen wäre. Hier wollen wir uns lediglich mit den principiellen Vorschlägen 
über die Veranlagung der Erwerbsteuer beschäftigen. 

In dieser Beziehung nun schlug Auspitz in deutlicher Anlehnung an 
das preussische Vorbild, welches auch im Motivenberichte zur Regierungs- 
vorlage bereits einer eingehenden und überaus anerkennenden Erörterung unter- 
zogen, jedoch als für die österreichischen Verhältnisse dermalen noch nicht 
verwendbar bezeichnet worden ist, Nachstehendes vor: Behufs Veranlagung 
der Erwerbsteuer werden die Steuerpflichtigen je eines Territorialbezirkes je 
nach der Höhe ihrer bisherigen Steuerleistung in Classen eingetheilt. In die 
erste Classe kommen diejenigen, bei welchen die Jahresschuldigkeit mehr als 
1000 fl., in die zweite diejenigen, bei welchen die Jahresschuldigkeit nicht mehr 
als 1000, aber mehr als 100 fl. und in die dritte Classe jene, bei welchen diese 
Jahresschuldigkeit nicht mehr als 100 fl. betragen hat. In den folgenden 
Veranlagungsperioden hat jeweils eine neuerliche Einreihung der Steuer- 
pflichtigen in die Gesellschaften und zwar nach Maassgabe der Vorjahressteuer 
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platzzugreifen. Hiebei hat für die bisherigen Steuerträger der Betrag von 950 fl. 
als Grenze zwischen der ersten und zweiten und der Betrag von 85 fl. als 
Grenze zwischen der zweiten und dritten Classe zu gelten. Die Angehörigen der 
ersten Classe sind länderweise und nach Berufsarten zu Steuergesellschaften 
zu vereinigen; der Finanzminister bestimmt die Anzahl und die Zuweisung 
der verschiedenen Arten von Unternehmungen in die einzelnen Gesellschaften, 
wobei auch Unternehmungen verschiedener Länder vereint werden können. 
Die Angehörigen der zweiten und dritten Classe sind nach Veranlagungs- 
bezirken, erstere aber nach Ermessen des Finanzministers auch nach Berufs- 
arten und Handelskammerbezirken in Steuergesellschaften zu vereinigen. 
Als Jahrescontingent haben aufzubringen die Steuergesellschaften der Classe I 
den vollen Betrag, jene der Classe II 90 Proc., jene der Classe III 70 Proc. 
der den Mitgliedern derselben im Jahre 1893 bemessenen Jahresschuldigkeit 
an bisheriger Erwerbsteuer und Einkommensteuer erster und zweiter Classe 
sammt ausserordentlichem Zuschlage. Stimmen diese Contingente mit der 
Erwerbsteuerhauptsumme nicht überein, so hat die Ausgleichung mit dieser 
letzteren durch procentuelle Erhöhung oder Verminderung aller Contingente 
stattzufinden. Für die folgende Veranlagungsperiode ist die jeweilige Erwerb- 
steuerhauptsumme — vorbehaltlich der der Contingentcommission einge- 
räumten ausgleichenden Befugnis — auf die einzelnen Steuergesellschaften 
nach jenem Verhältnisse aufzutheilen, welches in der letztvorangegangenen 
Periode zwischen den Contingenten der einzelnen Steuergesellschaften bestanden 
hat. Das Contingent ist auf die Mitglieder nach der mittleren Ertrags- 
fähigkeit aufzutheilen. Diese Auftheilung hat durch Erwerbsteuercommissionen 
zu geschehen, deren Mitglieder zur Hälfte vom Finanzminister ernannt und 
zur Hälfte aus den Mitgliedern der Steuergesellschaft durch die zuständige 
Handelskammer gewählt werden. Die übrigen Bestimmungen der Regierungs- 
vorlage blieben im wesentlichen unverändert. 

Das Referat der Wiener Handelskammer wurde auf dem im December 
1892 eigens zur Berathung der Steuerreformvorlage abgehaltenen Wiener 
Handelskammertage in seinen Grundzügen angenommen und blieb that- 
sächlich nicht ohne Einfluss auf die Berathungen des Steuerausschusses. 
Der Steuerausschuss, beziehungsweise das von ihm zur Berathung der 
allgemeinen Erwerbsteuer eingesetzte neungliedrige Subcomité unter Vorsitz 
des um die Steuerreform hochverdienten Hofrathes Adolf Beer formulierte 
nämlich, nachdem es das Eingehen in die Specialdebatte über die Re- 
gierungsvorlage abgelehnt hatte, sechs Grundsätze (Ausschussbericht S. 31) 
für die Reform der Erwerbsteuer, welche sich mehrfach mit den Grundideen 
dieses Vorschlages begegneten. Nachdem das Subcomité an diesen Grund- 
sätzen einige von der Regierung gewünschte Modificationen, beziehungsweise 
Ergänzungen vorgenommen hatte, stellte sich auch die Regierung auf den 
Boden derselben und legte dem Subcomite im Frühjahr 1893 einen diesen 
Grundsätzen Rechnung tragenden vollständig neu ausgearbeiteten Entwurf 
nebst reichem statistischen Material vor, welche Vorlagen sodann das 
Substrat der weiteren Berathung des Subcomites bildeten. Der Ausschuss 
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und später auch das Plenum traten den Vorschlägen des Subcomités mit 
nur unwesentlichen Ergänzungen bei; demnach ist die Erwerbsteuer in dem 
vorliegenden Gesetze in ihren wichtigsten Beziehungen in nachfolgender 
Weise geregelt: 

XI. 

Der allgemeinen Erwerbsteuer unterliegt jeder, der in den im Reichs- 
rathe vertretenen Königreichen und Ländern eine Erwerbsunternehmung 
betreibt oder eine auf Gewinn gerichtete Beschäftigung ausübt. Der allge- 
meinen Erwerbsteuer unterliegen demnach nicht nur physische, sondern 
auch juristische Personen, doch werden jene juristischen Personen, welche 
der öffentlichen Rechnungslegung unterworfen sind, nicht der allgemeinen 
Erwerbsteuer, sonderu der im zweiten Hauptstücke geregelten besonderen 
Erwerbsteuer unterworfen. 

Von der Erwerbsteuer befreit sind die Beschäftigungen, welche im 
Dienstverhältnisse gegen Sold und Lohn ausgeübt werden; dieselben sind 
auclı gegenwärtig von der Erwerbsteuer ausgenommen. Ferner der Betrieb 
der Land- und Forstwirtschaft und die land- und forstwirtschaftlichen Neben- 
gewerbe; auch in dieser Beziehung sind wesentlich die bisherigen Grenzen 
der Erwerbsteuerfreiheit aufrecht erhalten worden; doch hat im Gesetze 
einerseits eine etwas weitere und daher weniger fiscalische Auslegung des 
Begriffes der „selbstgewonnenen Erzeugnisse* Platz gefunden, anderseits 
wird der nicht am Orte des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes 
gewerbsmässig betriebene Kleinverschleiss der land- und forstwirtschaftlichen 
Producte in Hinkunft mit Recht der Besteuerung, jedoch nur von jener 
Werterhöhung, welche die Rohproducte durch das Verkaufsanbot am Orte 
der Verschleisstätte erfahren, unterzogen werden. Weiter sieht das Gesetz 
noch eine Reihe von Befreiungen wegen der Geringfügigkeit des voraus- 
sichtlichen Ertrages der Unternehmungen vor. 

Von grösserer Bedeutung ist nur die gesetzliche Normierung der bisher 
auf Grund von Ministerialerlässen geübten Befreiung der Hausindustrie 
von der Erwerbsteuer. Merkwürdigerweise hat jedoch das Gesetz keine 
Definition des Begriffes der Hausindustrie gegeben und vielinehr nur erklärt, 
dass „Hausindustrielle, welche ausschliesslich im Auftrage und auf Rechnung 
von Unternehmern persönlich oder unter Mitwirkung von Personen des 
eigenen Hausstandes, jedoch ohne fremde Hilfsarbeiter industrielle Erzeugnisse 
herstellen oder bearbeiten“, die Steuerfreiheit geniessen sollen. Die Vollzugs- 
vorschrift ist wohl ganz im Rechte, wenn sie aus der ratio legis deduciert, 
dass das Gesetz nicht alle „Hausindustrielle* genannten Personen, 
sondern nur jene Hausindustriellen befreien wollte, welche wegen des fast 
gänzlichen Mangels an eigenem Betriebscapital thatsächlicb minder leistungs- 
fähig sind. Demnach schliesst die Vollzugsvorschrift Betriebe, bei denen 
die Production zwar auf fremde Rechnung, aber unter Mitwirkung namhaften 
eigenen Capitals, z. B. eigener, wertvoller Maschinen stattfindet, von der 
Erwerbsteuerfreiheit aus. Solche Verhältnisse dürften z. B. bei den in 
Vorarlberg verbreiteten Stickereibetrieben häufig vorkommen, wo der Besitz 
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von wertvollen Stickmaschinen die Erwerbsfähigkeit und die Leistungsfahigkeit 
dieser sogenannten Hausindustriellen, welche übrigens auch in gewerbe- 
rechtlicher Beziehung als selbständige Gewerbetreibende erscheinen, häufig 
wesentlich günstiger gestalten wird als die anderer Kleingewerbetreibender, 
daher ihre günstigere Behandlung in steuerrechtlicher Beziehung absolut 
nicht begründet wäre. 

Dankenswert ist die der Finanzverwaltung allgemein ertheilte Er- 
mächtigung, Betrieben, welche auf Förderung öffentlicher, wohlthätiger oder 
gemeinnütziger Zwecke gerichtet sind und dabei keinen oder einen wegen 
seiner verhältnismässigen Geringfügigkeit nicht in Betracht kommenden 
Ertrag abwerfen, die Steuerbefreiung zu gewähren. Ebenso muss es als 
ein Fortschritt bezeichnet werden, dass den Erwerbsteuercommissionen das 
Recht eingeräumt ist, dürftige Erwerbsteuerpflichtige, welche ihr Gewerbe 
ohne Hilfsarbeiter oder nur mit einem Hilfsarbeiter ausüben, für ein oder 
zwei Jahre von der Entrichtung der Erwerbsteuer loszuzählen. Hiedurch 
werden viele Härten, aber auch zahlreiche nutzlose und doch so verbitternde 
Steuerexecutionen vermieden. ohne dass zu befürchten wäre, dass diese 
Steuerbefreiungen zu leichtsinnigen Eröffnungen von Betrieben führen werden. 
Zunächst kann die Commission nach völlig freier Würdigung der Verhältnisse 
vorgehen, die Befreiung ertheilen oder versagen; hiebei wird sich die Com- 
mission vor Augen halten müssen, dass die Befreiung einzelner Erwerb- 
steuerpflichtiger von der Erwerbsteuer eine Verschlechterung der Concurrenz- 
bedingungen der übrigen Gewerbetreibenden bedingt und nach der später zu 
erörternden Art der Berechnung des Erwerbsteuercontingentes indirect sogar 
eine Erhöhung der Steuerlast der übrigen Erwerbsteuerträger herbeiführt, 
daher nur bei Vorhandensein thatsächlich berücksichtigungswürdiger Verhält- 
nisse zu gewähren sein wird. Auf der andern Seite trifft das Gesetz durch 
Vertheilung der in einer Steuergesellschaft gewährten Befreiungen auf simmt- 
liche Steuergesellschaften zweiter, dritter und vierter Classe desselben Veran- 
lagungsbezirkes zweiter Classe aber auch dafür Vorsorge, dass die Com- 
missionen nicht etwa aus übertriebener Rücksicht auf. die für die übrigen 
Gesellschaftsmitglieder resultierenden Steuermehrleistungen bei Ertheilung 
der Erwerbsteuerbefreiungen allzu ängstlich vorgehen. 

Die generelle Ermächtigung zur Ertheilung von Steuerbefreiungen bei 
constatierter Dürftigkeit dürfte entschieden den Vorzug vor der gesetzlichen 
Statuierung eines sogenannten steuerfreien Existenzminimums verdienen; und 
dies aus dem Grunde, weil bei der allgemeinen Erwerbsteuer mit Recht der 
Grundgedanke auf das Consequenteste durchgeführt worden ist, dass eine 
ziffermässige Ermittlung des Ertrages nicht stattzufinden habe, während die 
Statuierung eines derartigen Existenzminimums die ziffermässige Ermittlung 
des Ertrages vorausgesetzt und hiedurch auch Anlass zur Ermittlung anderer 
ziffermässiger Erträge zum Zwecke der Vergleichung mit diesem Existenz- 
minimum u. a. m. geboten hätte. 

Die Regelung der Erwerbsteuer in Bezug auf das Ausland beruht 
mit geringfügigen Modificationen auf den bei der Personaleinkommensteuer 
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besprochenen Principien. Eine vom Inlande ins Ausland betriebene Unter- 
nehmung ist zur Gänze hierlands steuerpflichtig, ausser wenn sie dortselbst 
eine feste Betriebsstätte errichtet hat und in letzterem Falle überdies nach- 
weist, dass sie für diesen Theil des Betriebes im Auslande einer gleich- 
artigen Steuer unterworfen ist. Hingegen ist eine vom Auslande ins Inland 
betriebene Unternehmung hierlands stets nach Maassgabe der Betriebs- 
ausdehnung im Inlande erwerbsteuerpflichtig. Eine wohl kaum anfechtbare 
Neuerung besteht darin, dass inländische Unternehmungen, welche ihren 
Betrieb in der früher erwähnten Weise auf das Ausland ausdehnen, in jedem 
Falle ein Viertel der ihrem Gesammtbetriebe entsprechenden Steuer im Inlande 
zu entrichten haben. Es ist offenbar nur billig, dass Unternehmungen, welche 
die hierländischen Arbeits- und Verkersverhältnisse und geschäftlichen Con- 
juncturen benützen, den heimischen Rechtsschutz geniessen etc., hierlands auch 
in einer, der Entwicklung ihrer Geschäftsbetriebe entsprechenden Weise zur 
Besteuerung herangezogen werden. Der Natur der Sache nach konnte aber das 
Mindestausmaass dieser Heranziehung bei der allgemeinen Erwerbsteuer nur 
nach dem äusserlich erkennbaren Maasstabe des Gesammtbetriebes und nicht, 
wie dies in principiell richtigerer Weise im zweiten Hauptstücke bestimmt 
wird, mit einem je nach der Art des Geschäftsbetriebes ziffermässig fixierten 
Theil des zu ermittelnden Ertrages des ausländischen Geschäftsbetriebes fest- 
gesetzt werden. 

Der vorstehende umschriebene Kreis von Personen (mit Ausnahme 
der Wandergewerbetreibenden, vgl. Capitel XV) hat das gesetzlich fest- 
gestellte Erwerbsteuercontingent, die sogenannte Erwerbsteuerhauptsumme, 
aufzubringen. Im Gegensatze zur Regierungsvorlage und zum Auspitz’schen 
Antrage ist dieses Contingent für die erste Veranlagungsperiode 1898 und 1899 
ziffermässig, und zwar mit 17,732.000 fl., bestimmt worden. Diese ziffermässige 
Festsetzung, welche erst durch die vom Finanzminister Dr. v. Plener vor- 
geschlagenen und später ausführlich zu erörternden Aenderungen des Finanz- 
planes ermöglicht worden ist, trägt einerseits dem vielfach geäusserten Wunsche 
nach Eliminierung der durch die Textierung der Regierungsvorlage herbei- 
geführten Unbestimmtheit der Erwerbsteuerhauptsumme und der Steuernach- 
lässe Rechnung und beseitigte anderseits die Befürchtung, dass die Finanz- 
verwaltung die letzten Jahre der Wirksamkeit der gegenwärtigen Steuergesetze 
zu einer allgemeinen Erhöhung der bisherigen Steuerleistungen benützen und 
sich dadurch für alle Zukunft ein erhöhtes Erwerbsteuercontingent sichern 
könnte. Hingegen bringt diese Fixierung der Erwerbsteuerhauptsumme, bei 
welcher die aus dem Personaleinkommensteuererträgnisse zu gewärtigenden 
Nachlässe bereits in Abzug gebracht worden sind, allerdings den gleichfalls 
noch später ausführlicher zu erörternden Nachtheil mit sich, dass hiedurch 
eine Schmälerung der Umlagebasis der autonomen Körperschaften, beziehungs- 
weise eine verschiedenartige Behandlung der Nachlässe bei der Erwerbsteuer 
einerseits und bei den Realsteuern anderseits herbeigeführt wird. 

Der Berechnung dieser Erwerbsteuerhauptsumme liegen die Ergebnisse 
der Erwerb- und Einkommensteuer des Jahres 1892 zugrunde. Es haben 
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nämlich nach der Darstellung im Ausschussberichte (S. 103 bis 105) die 
in Hinkunft der allgemeinenen Erwerbsteuer unterliegenden Erwerbsgattungen 
im Jahre 1892 entrichtet: 1. Erwerbsteuer 10,779.000 fl., 2. Einkommen- 
steuer I. Classe 9,828.000 fl., 3. Einkommensteuer II. Classe 199.000 fl., 
zusammen also 20,806.000 fl. Hievon kam in Abzug die Hälfte der sub 2 
enthaltenen Steuer der Gewerbeverpächter!) mit 329.000 fl., verbleiben 
20,477.000 fl. Um aus dieser Summe die allgemeine Erwerbsteuer für das 
Jahr 1896, welches Jahr während der Ausschussberathungen als Anfangs- 
termin für die Wirksamkeit des Gesetzes gedacht war, zu berechnen, musste 
darauf Bedacht genommen werden, dass die Erwerb- und Einkommensteuer 
nach den von der Regierung vorgelegten Ausweisen seit Jahren eine ziemlich 
regelmässige Zunahme erfahren hat, welche im Durchschnitte der Jahre 
1880—1890 2°408 Proc., im Durchschnitte der Jahre 1874—1892 2°149 Proc. 
im Jahre betrug. Diesen Zuwachs rundete der Ausschuss auf 2 Proc. ab und 
berechnet hieraus die für das Jahr 1896 entfallende Erwerbsteuerhauptsumme 
mit dem Betrage von 22,165.000 fl. Hievon wurde im Sinne des vom Ausschusse 
nach den Vorschlägen des Finanzministers v. Plener angenommenen Finanz- 
planes vorweg ein 20procentiger Nachlass per 4,433.000 fl. bewilligt, woraus 
sich die früher erwähnte ziffermässige Fixierung der Erwerbsteuerhauptsumme 
mit 17,732.000 fl. ergibt. Eine Aenderung dieser Summe hat trotz der Ver- 
schiebung des Anfangstermines des Gesetzes auf das Jahr 1898 nicht stattge- 
funden. Auf letzteres Moment werden wir bei Gelegenheit der Besprechung 
des Finanzplanes noch des näheren zurückzukommen bemüssigt sein und 
bemerken hier nur kurz, dass sich als Consequenz desselben eine Erhöhung 
des Erwerbsteuernachlasses für das Jahr 1898 auf circa 22°5 Proc. ergibt. 


t) Pachtzinse von verpachteten Gewerben wären in einem gewissen Sinne der 
allgemeinen Erwerbsteuer zu unterziehen, da sie aus dem Ertrage der der allgemeinen 
Erwerbsteuer unterliegenden Unternehmungen herrühren. Aus diesem Grunde waren die- 
selben bisher der Einkommensteuer I. Classe, nicht jener der III. Classe unterworfen. 
Nach dem neuen Gesetze sind diese Pachtzinse, da sie als Einkommen aus Vermögen auf- 
gefasst wurden, in Hinkunft, der Rentensteuer unterworfen, welche jedoch nur 3 Proc. 
gegen 85, beziehungsweise 10 Proc. der bisherigen Einkommensteuer erster Classe 
beträgt. Um diesen Ausfall wenigstens theilweise zu decken, schlug die Regierungs- 
vorlage vor, die Hälfte der bisherigen Steuer von Pachtzinsen der Erwerbsteuerhaupt- 
summe zuzurechnen und begründete diese Zuweisung ausser durch den Hinweis auf die 
wirtschaftliche Provenienz dieser Pachtzinse insbesondere auch noch dadurch, dass die 
Steuer von Pachtzinsen notorisch regelmässig von den Pächtern gezahlt werden müsse 
und den Commissionen gemäss $ 34, Absatz 2 zur Pflicht gemacht werde, die von den 
Pächtern zu zahlenden Pachtzinse durch eine milde Einschätzung bei der allgemeinen 
Erwerbsteuer zu berücksichtigen, so dass allerdings die Zahlung von Pachtzinsen bei der 
allgemeinen Erwerbsteuer berücksichtigt wird, beziehungsweise die Verminderung der Steuer 
von Pachtzinsen eine Erleichterung der Erwerbsteuerträger herbeiführt. Der Ausschuss ist 
bei seinen Berechnungen diesen Argumentationen gefolgt. Dieselben leiden allerdings an 
dem Fehler, dass an der hienach durchgeführten Erhöhung der Erwerbsteuerhauptsumme 
nicht nur die Pächter, sondern alle Erwerbsteuerträger participieren. 

Von der Zurechnung zur Erwerbsteuerhauptsuinme ist jedoch die Steuer von 
Pachtzinsen, welche den der öffentlichen Rechnunglegung unterworfenen Unternehmungen 
zufliessen, ausgenommen; derartige Pachtzinse unterliegen nämlich in Hinkunft der Erwerb- 
steuer nach dem 2. Hauptstücke ($ 121). 
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Diese Erwerbsteuerhauptsumme ist sowohl im Jahre 1898 als im 
Jahre 1899 zu entrichten. In letzterem Jahre kann zufolge der Bestimmung 
des Artikels IX, Z. 3, Schlussalinea allerdings auch schon eine Verringerung 
derselben platzgreifen, falls die Personaleinkommensteuerertragnisse besonders 
günstig sein sollten. In der nächsten Veranlagungsperiode erhöht sich die 
Erwerbsteuerhauptsumme um 2'4 Proc. ihres letzten Betrages, daher für 
die Veranlagungsperiode 1900 bis 1901 um 2'4 Proc. von 17,732.000 fl., 
beziehungsweise aber um 2°4 Proc. des im Jahre 1899 zur Erhebung ge- 
langten verminderten Betrages derselben. Da der Zuwachs von 2°4 Proc. 
für die zweijährige Veranlagungsperiode gilt, entfällt in Hinkunft ein jähr- 
licher Zuwachs von nur 1'2 Proc., was gegenüber dem bisher beobachteten 
Zuwachs von 2'408 Proc. eine weitere, sehr erhebliche Entlastung der 
Erwerbsteuerträger ergibt. Trotzdem erregte die Forderung eines solchen 
Zuwachsprocentes, welche doch durch die „stetige Zunahme der Bevölkerung 
und der fortschreitenden Entwicklung unserer wirtschaftlichen Verhältnisse 
überhaupt und der Gewerbe und des Handels insbesondere“) thatsächlich 
unzweifelhaft gerechtfertigt ist, in gewissen Kreisen der Abgeordneten den 
lebhaftesten Widerspruch. Wohl nur als Concession zur Beruhigung des- 
selben kann der im Plenum angenommene Zusatz aufgefasst werden, dass 
von der künftigen Erwerbsteuerhauptsumme noch diejenigen Beträge in 
Abschreibung zu bringen seien, welche Unternehmungen vorgeschrieben 
waren, die während -der letzten Veranlagungsperiode in Actiengesellschaften 
umgewandelt worden sind: Einerseits sind solche Umwandlungen nämlich 
auch schon bisher vorgekommen und daher bei Ermittlung des durchschnitt- 
lichen jährlichen Zuwachsprocentes bereits berücksichtigt gewesen, anderseits 
kommen aber namentlich bei uns zu Lande auch Umwandlungen von Actien- 
gesellschaften in Privatunternehmungen gar nicht so selten vor, — es wurde 
aber verabsäumt, hier die Zurechnung der von der früheren Actiengesellschaft 
gezahlten Steuer zur Erwerbsteuerhauptsumme zu normieren. 

Die sich aus vorstehenden Bestimmungen jeweils ergebende Erwerb- 
steuerhauptsumme wird aber nicht unmittelbar auf die einzelnen Erwerb- 
steuerträger aufgetheilt, sondern zunächst in Contingente der einzelnen 
Steuergesellschaften aufgelöst. Zu diesem Behufe theilt unser 
Gesetz zunächst die Erwerbsteuerpflichtigen in vier Classen und vereint alle 
je einer dieser vier Classen angehörigen Steuerpflichtigen bestimmter Terri- 
torialbezirke in Steuergesellschaften. Die Frage, ob nach dem Projecte 
Auspitz’ nur drei oder aber, wofür insbesondere Finanzminister v. Plener 
eintrat, vier Classen von Erwerbsteuerpflichtigen zu bilden seien, war im 
Ausschusse lebhaft bestritten. Die grosse materielle Bedeutung dieses 
Streites liegt darin, dass die Anzahl der Classen auch den Kreis jener 
Erwerbsteuerträger, welche eine Ermässigung ihrer bisherigen Steuer- 
schuldigkeit erhalten sollen, verengert oder erweitert, und ebenso die Höhe 
der den einzelnen Classen zukommenden Nachlässe beeinflusst. Nach mehr- 
fachen Reassumierungen wurde die Schaffung von vier Classen beschlossen 


1) Vgl. M. B. S. 36. 
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und hiedurch eine grössere Berücksichtigung des mittleren Gewerbestandes 
ermöglicht. In die erste Classe gehören nunmehr jene Erwerbsteuerpflichtigen, 
welche 1000 fl. und mehr, in die zweite jene, welche mehr als 150 fl. 
aber nicht mehr als 1000 fi., in die dritte jene, welche mehr als 30 fl. aber 
nicht mehr als 150 fl., in die vierte endlich jene, welche weniger als 30 fi. 
jährlich an allgemeinen Erwerbsteuern zu entrichten haben. Für die erste 
Veranlagungsperiode hat an die Stelle der allgemeinen Erwerbsteuer die 
von dem erwerbsteuerpflichtigen Betriebe bisher entrichtete Erwerb- und 
Einkommensteuer erster oder zweiter Classe zu treten. Da jedoch in diesen 
Steuervorschreibungen fortwährend Aenderungen platzgreifen, während die 
Einreihung in die Steuergesellschaften, sowie namentlich die Repartition 
einer Contingentsteuer offenbar auf einer stabilen Grundlage erfolgen muss, 
ermächtigt das Gesetz den Finanzminister, sowohl für die erste wie für die folgen- 
den Veranlagungsperioden jeweils einen bestimmten Tag als Stichtag aufzu- 
stellen: Aenderungen, die nach diesem Tage eintreten, sind für die Beurtheilung 
der Höhe der bisherigen Steuerleistung, beziehungsweise für die Entscheidung 
über die Einreihung der Steuerpflichtigen in die Steuergesellschaften und die 
Berechnung der einzelnen Gesellschaftscontingente ausser Betracht zu lassen 
und erst bei der nächstfolgenden Veranlagungsperiode zu berücksichtigen. 
Ausser dieser zeitlichen musste aber auch eine örtliche Begrenzung 
der in Betracht zu ziehenden Steuerleistungen erfolgen. Das Gesetz bestimmt, 
dass nur die Steuerleistung innerhalb des Veranlagungsbezirkes zu berück- 
sichtigen sei. Allein diese Frage compliciert sich sehr erheblich dadurch, 
dass die Veranlagungsbezirke für die einzelnen Classen verschieden sind. 
Die Veranlagungsbezirke für die erste und zweite Classe bilden nämlich 
in der Regel die Handelskammerbezirke, jene der dritten uud vierten Classe 
die Städte und Orte mit mehr als 20.000 Einwohnern, beziehungsweise die 
politischen Bezirke. Ausserdem kann aber der Finanzminister mehrere 
Handelskammerbezirke zu einem Veranlagungsbezirke zusammenfassen oder 
aber einen Handelskammerbezirk in mehrere Veranlagungsbezirke theilen, 
und diese Maassregeln müssen sich nicht nothwendig auf die erste uud 
zweite, beziehungsweise dritte und vierte Classe zusammen beziehen, daher 
der Veranlagungslagungsbezirk erster Classe mit jenem der zweiten und 
jener der dritten Classe mit jenem der vierten nicht zusammenfallen muss. 
Um die Steuerleistung eines Erwerbsteuerpflichtigen zu beurtheilen, ist es 
also, da das Gesetz nur ganz allgemein von Veranlagungsbezirk spricht, 
offenbar nothwendig, jeweils vom grössten Veranlagungsbezirke auszugehen 
und zu untersuchen, welche Steuerleistung dem einzelnen Steuerpflichtigen 
innerhalb dieses Bezirkes obliegt. Beträgt sie innerhalb dieses Bezirkes 1000 fi., 
so kommt er in die erste Classe, beträgt sie weniger, so kommt er je nach der 
Höhe der Steuerleistung in dem nächst kleineren Veranlagungsbezirk in die 
zweite, dritte, vierte Classe. Hiebei kann es sich also auch ereignen, dass ein 
Steuerpflichtiger, der an verschiedenen Orten innerhalb des Veranlagungs- 
bezirkes erster Classe Erwerbsteuern entrichtet, welche zusammen zwar weniger 
als 1000 fl., aber doch zwei derartige Summen betragen, welche die Einreihung 
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in die zweite Classe bedingen, in zwei verschiedene Steuergesellschaften zweiter 
Classe eingereiht wird; ähnlich kann unter Umständen ein Stenerpflichtiger in 
eine Steuergesellschaft zweiter Classe des einen, und in eine Steuergesellschaft 
dritter Classe des anderen Veranlagungsbezirkes eingereiht werden u. s. w. 
Die Einreihung der Steuerpflichtigen in die einzelnen Classen ist daher eine 
ausserordentlich verwickelte Aufgabe, zu deren Lösung die Vollzugsvorschrift 
unter Zugrundelegung des glücklichen Gedankens eines auf losen Zetteln 
anzulegenden Erwerbsteuercatasters sehr eingehende Vorschriften ertheilt. 
Diese schwierige Aufgabe wird aber für das erste Jahr auch noch 
durch die weitere gesetzliche Bestimmung erschwert, dass der Einreihung 
der Steuerpflichtigen zwar die bisherige Steuerleistung zugrunde zu legen 
ist, diese Steuerleistung aber nicht nothwendig an dem Orte ihrer gegen- 
wärtigen Vorschreibung, sondern eventuell schon an jenen Orten in Rechnung 
zu ziehen ist, an welchen sie nach den Bestimmungen des neuen Gesetzes 
vorzuschreiben gewesen wäre Da nun das neue Gesetz rücksichtlich der 
örtlichen Steuervorschreibung eine ganze Reihe von Bestimmungen enthält, 
die von der gegenwärtigen Gesetzgebung abweichen, so ergibt sich auch 
aus diesem Gesichtspunkte die Nothwendigkeit zahlreicher Erhebungen und 
Verfügungen, welche noch vor Einreihung der Steuerpflichtigen in die 
einzelnen Classen durchgeführt sein müssen. So war z. B. nach dem bis- 
herigen Gesetze die Vorschreibung der Erwerbsteuer am Orte des Betriebes, 
die Vorschreibung der von demselben Betriebe entfallenden Einkommensteuer 
aber an dem Orte des Wohnsitzes der Partei durchzuführen, während das 
neue Gesetz die Vorschreibung der ganzen Steuer am Orte des Betriebes 
vorsieht. Weiter war früher die Steuer von der Hauptniederlassung und von 
unselbstständigen Hilfsetablissements vereint vorzuschreiben, während in Hin- 
kunft jede einzelne Betriebsstätte ihre eigene Steuervorschreibung erhält u. ä. m. 
In allen diesen Fällen muss daher die gegenwärtige Steuer, beziehungsweise 
ein von der Steuerbehörde nach ihrem Ermessen zu bestimmender Theil 
dieser Steuer nach dem Orte ihrer künftigen Steuervorschreibung überwiesen 
werden. An diesem Orte ist die Steuervorschreibung auch bei der Entscheidung 
über die Einreihung des Steuerpflichtigen in eine bestimmte Classe in 
Rechnung zu ziehen. Die richtige Durchführung dieser Aufgabe wird gewiss 
an die Steuerorgane ganz ausserordentliche Anforderungen stellen, sie be- 
schafft aber zugleich auch schon das Material für die Lösung der schwierigsten 
Frage in der ganzen künftigen Erwerbsteuerveranlagung, nämlich für die 
Berechnung der einzelnen Gesellschaftscontingente im ersten Jahre der 
Steuerveranlagung nach dem neuen Gesetze: Die bei der Einreihung der 
Steuerpflichtigen in die einzelnen Steuergesellschaften berücksichtigten 
Steuerleistungen stellen zugleich auch den Ausgangspunkt für die Berechnung 
des künftigen Gesellschaftscontingentes dar. Im Interesse der logischen und 
chronologischen Darstellung des ganzen Steuerverfahrens können wie jedoch 
hier noch nicht auf die Contingentberechnung eingehen und müssen vielmehr 
vorerst die übrigen Bestimmungen des Gesetzes zur Darstellung bringen. 
EIER CUBE (Fortsetzung folgt.) 
Zeitschrift für Volkswirtschaft, Socialpolitik und Verwaltung. VI. Band, 2, Heft. 16 


DER DRITTE BAND VON CARL MARX’ „DAS CAPITAL“. 


EINE KRITISCHE ABHANDLUNG 


ÜBER DIE 


ARBEITSWERTTHEORIE UND DIE SOCIALISTISCHE LEHRE VOM CAPITALSERTRAGE. 


VON 


DR. JOHANN v. KOMORZYNSKI, 
UNIVERSITÄTSDOCENTEN IN WIEN. 


I. Das Räthsel der gleichen Profitratc. 


Carl Marx hat im ersten Bande seines Werkes „Das Capital — 
Kritik der politischen Oekonomie“ jene Theorie vom Capitalsertrage ent- 
wickelt, welche treffend als die socialistische „Ausbeutungstheorie* bezeichnet 
worden ist.?) Sie besagt, dass, wie überhaupt aller Wert der Producte durch 
die menschliche Arbeit allein geschaffen werde, so auch aller Capitals- 
ertrag einzig ein Ergebnis der Arbeitsleistung der Arbeiter 
sei. Der capitalistische Producent eigne sich einen Theil der im Producte 
durch die Arbeitsverrichtung der Arbeiter allein geschaffenen Wertmenge 
an, indem er im Lohne den Arbeitern weniger an Wert erstatte, als dieselben 
durch ihre Arbeit erzeugen. Er habe die Macht zu dieser Aneignung, weil 
er mit seinem Capitale die Productionsbedingungen beherrsche. Nicht irgend 
welche „productive“ (wertbildende) Kraft komme dem Capitale zu; solche 
besitze die menschliche Arbeit allein. Nur „distributive“ Kraft sei dem 
Capital eigen. Jener durch den Capitalisten erbeutete Theil 
des Arbeitsertrages sei der Capitalsertrag. 

In dem nun vorliegenden Schlussbande des genannten Werkes, den 
Friedrich Engels im Jahre 1894 nach den im Nachlasse Marx’ vorge- 
fundenen Handschriften herausgegeben hat, wird der Versuch unternommen, 


1) Dasselbe Thema haben behandelt: Werner Sombart: „Zur Kritik des öko- 
nomischen Systems von Carl Marx“ im Archiv für sociale Gesetzgebung und Statistik, 
VII. Baud, 4. Heft, 1894. 

Achille Loria: „L’opera postuma di Carlo Marx“ in der Nuova Antologia, 
1895, S. 460. 

Eug. v. Böhm-Bawerk: „Zum Abschluss des Marx’schen Systems“ in den 
Staatswissenschaftlichen Arbeiten, Festgaben für Carl Knies, 1896, 

2) Diese Bezeichnung hat Böhm-Bawerk in seiner „Geschichte und Kritik der 
Capitalszins-Theorien*, 1884, zuerst angewendet. 
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diese socialistische Lehre von der Herkunft des Capitalsertrages mit den 
wirklichen Erscheinungen des wirtschaftlichen Lebens in Einklang zu setzen. 
Zur Vorbereitung dieses Versuches hat schon der gleichfalls von Friedrich 
Engels herausgegebene posthume zweite Band des Werkes gedient. !) 

Dass Marx sich bemüssigt gesehen hat, insbesonders den Nachweis 
zu versuchen, dass die von ihm vertretene socialistische Capitalsertrags- 
theorie sich mit den wirklichen Wirtschaftserscheinungen in Einklang bringen 
lasse, findet seinen Grund in dem für die Richtigkeit dieser Lehre höchst 
bedenklichen Umstande, dass dieselbe allem Anscheine nach mit den wirk- 
lichen ökonomischen Vorgängen im grellsten Widerspruche steht. 

Ich werde diesen Widerspruch dem Leser vorführen können, ohne 
nöthig zu haben, jene Lehre, welche übrigens im nächsten Abschnitte ein- 
gehend behandelt werden soll, schon hier ausführlich darzustellen. Am 
wenigsten werde ich bemüssigt sein, insbesonders die Art und Weise vor- 
zuführen, wie gerade Marx die von ihm vertretene socialistische Capitals- 
ertragstheorie entwickelt hat. Denn in jenen Widerspruch mit der wirklichen 
Erscheinung des Capitalsertrages gelangt diese Lehre keineswegs infolge 
ihrer Ausgestaltung im einzelnen, zumal nicht infolge ihrer besonderen 
Darstellung bei Marx. Jener Widerspruch rührt vielmehr schon aus ihrem 
Grundgedanken her. Ich werde bei Aufweisung jenes Widerspruches 
sogar bemüht sein müssen, die besondere Marx’sche Fassung dieser Lehre 
in den Hintergrund treten zu lassen. Denn, indem ich weiterhin zeigen 
werde, dass Marx Bemühung, seine Lehre von der Herkunft des Capitals- 
ertrages mit der wirklichen Erscheinung desselben in Einklang zu bringen, 
fehlgeschlagen hat, will ich zugleich darlegen, dass dieser Misserfolg 
eben in Grundgedanken dieser Theorie beruht und keineswegs durch 
die besondere Fassung verschuldet ist, die Marx ihr gegeben hat. Ich 
würde sonst Gefahr laufen, die Bedeutung dieses Misserfolges abzuschwächen. 

Der socialistischen Ausbeutungslehre liegt jene Lehre vom Güterwerte 
zugrunde, welche sich in der sogenannten classischen Literatur der National- 
ökonomie vorfindet und als „Arbeitswerttheorie“ bezeichnet werden 
kann. Auch Marx nimmt von letzterer seinen Ausgangspunkt. Auch er 
erblickt die Ursache aller Wertschaffung in der menschlichen Arbeitsleistung. 
Jedes Product habe Wert (Tauschwert) im Maasse, als sich in ihm mensch- 
liche Arbeit verkörpere, jene sowohl, welche in den bei Herstellung des 
Productes aufgebrauchten sachlichen Productionsmitteln schon enthalten war, 


1) Der erste Band, welcher die Ueberschrift: „Der Productionsprocess des 
Capitales“ trägt und im ersten Capital den Inhalt der von Marx schon im Jahre 1859 
veröffentlichten Schrift: „Zur Kritik der politischen Oekonomie* wiederholt, war in 
erster Auflage 1867, in zweiter Auflage 1873 erschienen. Nach Marx’ Tode hat 
Friedrich Engels im Jahre 1883 eine dritte Auflage dieses ersten Band veranstaltet. 

Der zweite Band, betitelt: „Der Circulationsprocess des Capitals“, ist 
von Friedrich Engels 1885, der dritte Band, betitelt: „Der Gesammtprocess 
der tapitalistischen Production“, 1894 herausgegeben worden. Ein vierter Band, 
auf den im dritten Bande (I. Theil, S. 147) verwiesen wird, dürfte kaum mehr erscheinen, 
da Friedrich Engels seither verstorben ist. 


16” 
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als auch jene, welche weiterhin bei Verfertigung des Productes aus seinen 
Productionsbestandtheilen unmittelbar aufgeboten werden musste. Das Product 
deckt nicht nur mit seinem Werte den Wert jener sachlichen Productions- 
mittel, soweit dieselben im Productionsprocesse verzehrt worden sind, also 
den ganzen Wert der verarbeiteten Roh- und Hilfsstoffe und den Wert der 
Arbeitsgeräthe, Werkzeuge, Maschinen und aller anderen Productionsmittel, 
denen eine gewisse Dauerbarkeit zukommt, im Maasse, als sich durch Ver- 
nutzung dieser Güter ein Abgang ergab, sondern im Producte wächst zudem 
ein neuer Wert zu, der gemäss dieser Lehre auf jene Arbeitsmenge zurück- 
geführt wird, welche bei Verfertigung des Productes unmittelbar aufge- 
wendet wird. Nach Maassgabe des hiernach in den verschiedenartigen 
Producten enthaltenen gesammten Arbeitsaufwandes bewerten und vertauschen 
sich dieselben der Regel nach im Verkehre. Je mehr Arbeitsaufwand das 
einzelne Product enthält, eine desto geringere Quantität desselben reicht 
hin, um bestimmte Mengen anderartiger Producte dafür im Tauschverkehre 
zu erlangen und je weniger Arbeitsaufwand in ihm verkörpert ist, destomehr 
müsste regelmässig im Verkehre von diesem Producte hingegeben werden, 
um andere Producte einzutauschen. Der Tauschwert oder die Kaufkraft der 
Producte verhält sich wie ihr Inhalt an Arbeit. 

Aus dieser Wertlehre hat nun Marx gleich den anderen Vertretern 
der socialistischen Schule ganz folgerichtig den Schluss abgeleitet, dass 
der Ertrag vom Capitale einzig und allein das Ergebnis der Arbeitsleistung 
der im Productionsprocesse beschäftigten Arbeiter sei. In der That, wenn 
überhaupt die Ursache aller Wertschaffung in menschlicher Arbeitsverrichtung 
gelegen ist, so kann auch jene Wertmenge, welche dem Capitalisten als 
Ertrag seines Capitals zufällt, nur von dieser Herkunft sein. Wenn bei 
jedem einzelnen Productionsvorgange der Wertüberschuss, den das Product 
über den Wert seiner aufgebrauchten sachlichen Productionsmittel aufweist, 
aus dem neu zugesetzten, unmittelbaren Arbeitsaufwande entspringt; dann 
muss auch derjenige Theil dieses Wertüberschusses, der bei dessen Auf- 
theilung zwischen den Arbeitern und dem capitalistischen Unternehmer 
dem letzteren zufällt, einzig durch die Arbeitsleistung der ersteren ge- 
schaffen sein. 

Mit jener Theorie vom Werte ist die Frage nach der Herkunft des 
Ertrages vom Capitale im Grunde schon beantwortet. Wird jene Wertlehre 
festgehalten, so kann der Capitalsertrag nur aus einer Verkürzung des 
Arbeiters am Lohne abgeleitet werden, dem nicht das volle Ergebnis seiner 
Leistung, der „ganze Ertrag seiner Arbeit“, im Lohne erstattet wird. Seine 
Quelle ist die „unbezahlte* Arbeitsleistung des Arbeiters. Die Ausbeutungs- 
theorie ist die logische Consequenz der Arbeitswerttheorie. Es ist unleugbar 
ein Verdienst der socialistischen Autoren, diese Consequenz gezogen zu 
haben. Es ist dann nur eine Verdeutlichung der socialistischen Capitalsertrags- 
theorie, keine wesentliche Trarsäule derselben, wenn uns noch weiter 
erklärt wird, dass der dem Arbeiter als Lohn zufallende Antheil jenes im 
Producte neu geschaffenen Wertes sich, wie gross auch immer die Leistung 
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des Arbeiters sei, stets auf ein gewisses Maass, den nothwendigen Lebens- 
bedarf, beschrinke. Auch wenn dieses „eherne“!) Lohngesetz nicht fest- 
gehalten wird, würde sich, die Richtigkeit der Arbeitswerttheorie vorausgesetzt, 
ergeben müssen, dass der Capitalsertrag, wie gross oder wie gering auch 
immer dieser dem capitalistischen Producenten zufallende Antheil am Wert- 
überschusse sich bemessen mag, den die Herstellung des Productes ergibt, 
lediglich der Arbeitsleistung der Arbeiter zu verdanken sei. 


Diese Lehre nöthigt nun, im Capitale des Producenten zwei Theile 
zu unterscheiden, wovon der eine zur Menge des erbeuteten Capitals- 
ertrages in innigster Beziehung steht, während der andere das Ausmaass 
dieses Ertrages in keiner Weise zu beeinflussen vermag. Denn wenn der 
Capitalsertrag lediglich Ergebnis der Arbeitsleistung der Arbeiter ist, welche 
durch ihre Arbeit eine den Lohnbelauf übersteigende Wertmenge schaffen, 
dann muss das absolute Ausmaass des erbeuteten Capitalsertrages offenbar 
von der Anzahl der beschäftigten Arbeiter abhängig sein, mit 
der Arbeiterzahl und hiernach mit dem Lohnaufwande steigen und 
fallen. Dann regelt sich in jeglicher Production die absolute Menge des 
Capitalsertrages einzig nach der Grösse desjenigen Capitalstheiles, welcher 
zur Anschaffung menschlicher Arbeitskraft in Löhnungen verausgabt wird, 
wogegen das in den sachlichen Productionsmitteln, den Roh- und Hilfs- 
stoffen, den Arbeitsgeräthen und Werkanlagen u. s. f. angelegte übrige 
Capital auf die Ertragsmenge in keiner Weise einzuwirken vermag. Von 
zweien verschiedenen Productionszweigen müsste grundsätzlich jener eine 
absolut grössere Menge an Ertrag bieten, in welchem an Löhnungen mehr 
verausgabt werden muss. Der Aufwand an sonstigem Capital bliebe ausser 
Rechnung. Man wird ja bei dieser allgemeinen Betrachtung immer voraus- 
setzen müssen, dass der Grad der Ausbeutung der Arbeiter in allen 
Productionszweigen der gleiche sei oder doch der Gleichheit zustrebe, 
indem die Arbeiter die lohnenderen Beschäftigungen aufsuchen, die minder 
lohnenden aufgeben würden. Marx gelangt nun auch ganz richtig zur 
dargelegten Folgerung. Er benennt jenen Theil des Capitals, welcher in den 
sachlichen Productionsmitteln begriffen ist, ,constantes* Capital, weil 
dessen Wert im Productionsprocesse sich nicht mehre, vielmehr in das 
Product immer nur im Maasse eingehe, als jene Productionsmittel aufgebraucht 
werden. Dagegen bezeichnet er das in den Löhnungen verausgabte Capital 
als „variables“ Capital, weil dasselbe im Productwerte nicht nur Wieder- 
erstattung finde, sondern zudem Mebrung erfahre. Dieser durch den capita- 
listischen Producenten erbeutete „Mehrwert“ stehe, so lehrt Marx, den 
Grad der Ausbeutung der Arbeit als gegeben betrachtet, einzig im Ver- 
hältnisse zum aufgewandten variablen Capitale.?) 

Diese Folgerung steht jedoch im grellsten Widerspruche mit aller 
Erfahrung. 








1) Diese Bezeichnung rührt von Lassalle her. „Offenes Antwortschreiben“, 1863. 
2, Marx: „Das Capital“, I. Band, $. 303 der 3. Aufl. 
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Würde sie zutreffen, so müsste die Profitrate des in irgend einer 
Production angewandten Capitales — d. i. das Grössenverhältnis zwischen 
der absoluten Ertragsmenge und der Grösse des ganzen Capitalsaufwandes — 
jedesmal in jenen Productionszweigen sich hoch stellen, in welchen viel 
Lohnauslage bei geringem Sachgütercapitale aufgewandt wird, in jenen aber 
niedrig, welche geringe Lohnauslage bei grossem Sachgütercapitale erfordern. 
Von zweien Productionen, in welchen gleiches Gesammtcapital beschäftigt 
ist, müsste regelmässig jene ein grösseres Ertragsverhältnis aufweisen, in 
welcher der grössere Theil des Capitales auf Löhnungen ausgelegt wird, 
jene aber ein geringeres, worin der Aufwand für Sachgütercapital überwiegt. 
Aber die Erfahrung bestätigt dieses Verhältnis keineswegs. Eine Eisenbahn 
z. B., welche im Bahnkörper und in den Fahrbetriebsmitteln ein ungeheures 
Capital vereinigt, während in den Lohnauslagen ein verhältnismässig sehr 
geringes Capital gebunden ist, muss nicht einen verschwindend geringen 
Profitsatz bieten. Irgend ein Handwerksbetrieb hinwieder, worin fast alles 
Capital in Lohnauslagen steckt, muss (nach Abrechnung einer angemessenen 
Entlohnung für die eigene Arbeitsleistung des Unternehmers) nicht eben 
einen übermässig hohen relativen Capitalsertrag bieten. Zudem würde die 
Folgerung, dass sich das Capital in jenen Betrieben höher verzinsen müsse, 
worin das „variable“ Capital das „constante“ überwiege, auch aller mensch- 
lichen Absicht bei Anordnung der Güterproduction zuwiderlaufen. Wir 
streben Ertrag vom Capital ebenso an, mag dieses nun in Löhnungen zur 
Anschaffung von Arbeitskraft oder in sachlichen Productionsmitteln verausgabt 
werden. Wer würde Productionen unternehmen, in denen überwiegend 
Sachgütercapital erfordert wird, wenn in denselben aus diesem Grunde nur 
geringerer Ertrag gewonnen zu werden vermöchte? 

Der Widerspruch, in welchen hiernach die socialistische Capitals- 
ertragstheorie und die Arbeitswerttheorie, worauf sie beruht, mit der wirk- 
lichen Erscheinung des Capitalsertrages geräth, ist geeignet, den lebhaftesten 
Zweifel in die Richtigkeit dieser Lehren wachzurufen. Immer wird die 
Kritik, welche die Unhaltbarkeit einer Theorie aus der Irrigkeit der Grund- 
gedanken, worauf dieselbe letztlich beruht, zu erweisen sucht, gegenüber 
der grossen Menge der Beurtheiler eineu. schwierigen Stand haben. Denn 
sie setzt eine Folgerichtigkeit im Urtheile voraus, die nicht jedermanns 
Sache ist. Ungleich erfolgreicher dagegen wirkt die Kritik, wenn sie die 
Unhaltbarkeit einer Theorie aus der Unvereinbarkeit derselben mit den 
wirklichen Erscheinungen ableitet. Denn in diesem Falle stützt sie sich auf 
dasjenige, was augenfällig ist. Im Sinne solcher Kritik wirkt nun di- 
. Erkenntnis jenes Widerspruches, in welchen die Ausbeutungslehre mit der 
wirklichen Erscheinung des Capitalsertrages geräth. Die Theorie vom Capitals- 
ertrage soll uns über die Ursache und Herkunft dieser wirtschaftlichen 
Erscheinung Aufschluss bieten, Sie muss, wenn sie richtig ist, sich tauglich 
erweisen, dieses Phänomen nach allen seinen wesentlichen Seiten hin zu 
erklären; sie muss uns in den Stand setzen, dasselbe in seiner ganzen 
wesentlichen Gestaltung im Gedanken nachzubilden. Kann sie dies nicht, 
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so hat sie die Probe auf ihre Richtigkeit nicht bestanden und erweist sich 
als haltlos. Durch ökonomische Theorien können freilich die Erscheinungen 
auf dem Gebiete des wirtschaftlichen Lebens niemals nach ihrer vollen 
concreten Wirklichkeit erklärt werden. In ihrer wirklichen Gestalt sind 
diese Phänomene immer schon das Ergebnis unberechenbarer Einflüsse, 
menschlicher Willkür und menschlichen Irrthums und zufälliger äusserer 
Ereignungen, wodurch das ökonomische Gesetz ihrer Entstehung behindert 
wird, voll und ganz in der Wirklichkeit Ausdruck zu finden. Dass also ein 
ökonomisches Gesetz solchen Störungen unterliegt, kann gegen seine Richtig- 
keit kein Bedenken wachrufen; es wird sich im Maasse, als diese störenden 
Einflüsse weichen, als richtig bewähren. Dagegen schlägt die Probe auf 
seine Richtigkeit fehl, wenn es, gerade je reiner und ungestörter wir es 
uns wirksam denken, umso sicherer zu einer Folgerung führt, welche mit 
der zu erklärenden Erscheinung im Widerspruche steht. Dies aber gilt 
gerade von der socialistischen Capitalsertragstheorie, und darum wird man 
sich sagen müssen, dass sie allem Anscheine nach die Probe auf ihre 
Richtigkeit nicht bestehen könne. 


Marx war sich dieser Schwäche der von ihm vertretenen Theorie 
wohl bewusst. Er selbst hat klar erkannt, dass die von ihm verfochtene 
Theorie sich allem Anscheine nach mit der wirklichen Erscheinnng des 
Capitalsertrages in Widerspruch setzt, und er war auch nicht im Zweifel 
darüber, dass dieser Widerspruch ein ausserordentlich gewichtiges Bedenken 
gegen die Richtigkeit seiner Lehre begründe Aber Marx hat (im ersten 
Bande seines Werkes) die Behauptung aufgestellt, dass dieser Widerspruch 
nur ein scheinbarer sei und hat in Aussicht gestellt, dass dessen 
Lösung sich in einem späteren Theile des Werkes finden werde. „Dieses 
Gesetz (dass der erbeutete Mehrwert einzig im Verhältnisse zum variablen 
Bestandtheile des Capitals stehe) widerspricht“, sagt Marx’), „offenbar 
aller auf den Augenschein gegründeten Erfahrung.“ Jedermann weiss, dass 
ein Baumwollspinner, der viel constantes und wenig variables Capital 
anwendet, desshalb keinen kleineren Gewinn erbeutet als ein Bäcker, der 
relativ viel variables und wenig constantes Capital in Bewegung setzt.“ 
Aber zur Lösung dieses scheinbaren Widerspruches bedürfe es, behauptet 
Marx, in der Kette seiner Darstellung noch vieler Mittelglieder. 


Der zweite Band, welcher 1885 erschien, hat diese Lösung nicht 
gebracht. Aber in der Vorrede desselben?) hat Engels ausdrücklich ver- 
sichert, dass Marx jenen Widerspruch schon im Manuscripte zu seiner 
1859 veröffentlichten Schrift „Zur Kritik der politischen Oekonomie“ gelöst 
habe und das Versprechen abgegeben, dass er diese Lösung im dritten 
Bande bringen werde. Die Aufgabe, welche hiernach zu erfüllen sei, kenn- 
zeichnet Engels als den Nachweis, „wie nicht nur ohne Verletzung 
des Wertgesetzes, sondern vielmehr auf Grundlage des- 


1) A. a O. S. 303. 
2) S. XXIII daselbst. 
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selben eine gleiche Durchschunittsprofitrate sich bilden 
kann und muss“. 


Diese Formulierung muss, soferne sie auf den gleichen Capitals- 
profit hinweist, der sich in den verschiedenen Productionszweigen heraus- 
hilden müsse, als unzutreffend bezeichnet werden. 


Allerdings ist dem Capitale die Tendenz eigen, seine Profitsätze zu 
nivelieren. In verschiedenen Productionszweigen, welche aber auf der Ver- 
einigung ähnlicher productiver Kräfte und auf einem Capitalsbesitze von 
ähnlichem Umfange beruhen und darum in gleichem Maasse zugänglich 
sind, wird sich für die Dauer ein gleicher Profitsatz herausbilden. Dagegen 
weisen verschiedene Unternehmungsbetriebe nach Deckung aller Auslagen 
und auch nach Abrechnung einer angemessenen Entlohnung für die eigene 
Thätigkeit des Unternehmers für die Dauer ungleiche Erträge auf, sobald 
es an ihrer gleichen Zugänglichkeit gebricht. Es ergeben sich, soferne die 
verschiedenen Betriebe bald mehr, bald weniger eine gewisse günstige 
Vereinigung bestimmtartiger productiver Kräfte zur Voraussetzung haben, 
mit unverkennbarer Regelmässigkeit und für die Dauer bald grössere, bald 
geringere Ueberschüsse des Ertrages über den durchschnittlichen Leihzinssatz 
vom Capitale. Auf diese Ueberschüsse, den ,Unternehmergewinn‘, ist nun 
in jener Formulierung nicht Rücksicht genommen worden. Wohl herrscht 
nach dem derzeitigen Stande der Lehre vom Unternehmergewinn Streit 
d rüber, welcher ökonomischen Natur diese Ueberschüsse sind, zumal ob 
sie aus dem Capitalsbesitze hervorgehen. Aber für Marx mussten diese 
strittigen Fragen belanglos sein. Denn die Ausbeutungstheorie welche alle 
Wertschaffung aus der Arbeitsleistung ableitet, muss wie alles arbeitslose 
Einkommen auch jene Ertragsüberschüsse über den Leihzinssatz, soferne 
sie das Maass einer entsprechenden Entluhnung der eigenen Thätigkeit des 
Unternehmers übersteigen, auf die Erbeutung von „Mehrwert“ zurückführen. 
Die Hereinziehung der These von der allgemeinen Nivelierung der Profit- 
sätze in jene Formulierung wird man darum kaum als zutreffend befinden 
können. Die Rettung der socialistischen Ausbeutungslehre hätte im Grunde 
nur die Erklärung erfordert, wieso sich bei Geltung des von Marx ver- 
fochtenen Wertgesetzes in den verschiedenen Productionszweigen andere 
Profitsätze herauszubilden vermögen, als jene, welche mit der Grösse des 
variablen Capitalsbestandtheiles übereinstimmen. 


Dass Engels die Aufgabe, welche im dritten Bande zu leisten sei, 
in so wenig zutreffender Weise formuliert hat, wird übrigens aus der 
eigenthümlichen Auffassung erklärlich, welche Marx vom Unternehmer- 
gewinn hegt. Nach Marx’ Vorstellung beruht nämlich ein Ertragsüberschuss 
über den Leihzins und über die angemessene Entlohnung eigener Thätigkeit 
des Unternehmers immer nicht auf dauernder ökonomischer Grundlage. 
Er entsteht nach seiner Meinung vielmehr immer nur aus der Abweichung 
der concreten Warenpreise von ihrem Normalsatze, nicht aus einem dkono- 
mischen Gesetze, sondern aus den Störungen, welche das Gesetz der Preis- 
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bildung im wirklichen Verkehre erleidet‘). Bei solcher Auffassung konnte 
freilich von der Ungleichheit der Profitsätze völlig abgesehen werden. 


Engels’ Ankündigung der Lösung jenes Widerspruches hat wie die 
Ausschreibung eines wissenschaftlichen Preisräthsels gewirkt, dessen Ent- 
hüllung nun unter den Anhängern der socialistischen Ausbeutungstheorie 
angestrebt wurde. Man hielt dabei an der Formulierung, welche Engels 
der gestellten Ausgabe gegeben hatte, fest und so hat das Räthsel „der 
gleichen Durchschnittsprofitrate auf Grund des Marx’schen 
Wertgesetzes* in der Zwischenzeit bis zum Erscheinen des in jenen 
Kreisen mit Lebhaftigkeit ersehnten dritten Bandes eine ziemlich umfang- 
reiche Literatur hervorgerufen, mit der ich den Leser weiterhin bekannt 
machen werde. Auch in dem nunmehr vorliegenden Schlussbande des M ar x- 
schen Werkes wird zu zeigen versucht, dass die Ausbeutungstheorie sich 
mit dem Zustandekommen einer gleichen Profitrate vom Capitale in den 
einzelnen Productionszweigen in Einklang setzen lasse. 


Dass man in den Versuch, den Widerpruch zu lösen, in welchen jene 
Theorie vom Capitalsertrage mit der wirklichen Erscheinung desselben geräth, 
die Formel von der allgemeinen Profitnivelierung hereingezogen hat, ist 
übrigens für das Schlussergebnis jener ganzen literarischen Bewegung und 
insbesonders für den Misserfolg des Lösungsversuches, der in dem nunmehr 
vorliegenden dritten Bande der Marx’schen Werkes selbst unternommen 
wird, ohne Bedeutung. Denn die Lösung jenes Widerspruches ist nicht 
deshalb misslungen, weil bei Festhaltung jener Theorie sich nicht eben die 
gleiche Profitrate construieren lässt. Vielmehr ist klar geworden, dass 
überhaupt schon die Behebung der mit der realen Erscheinung des Capitals- 
ertrages im Widerspruche stehenden Folgerung, dass sich die Profitraten 
stets im Verhältnisse des variablen Capitalstheiles zum Gesammtcapitale der 
Betriebe regeln müssten, eine solche Umgestaltung der Theorie erfordert, 
welche bei unbefangener Beuitheilung sich als Preisgebung der Grundlagen 
derselben erweist. Diese Umwandlung seiner Lehre hat Marx 
schon im zweiten Bande vorbereitet, im dritten Bande 
führt er sie völlig durch. Hat das Lehrsystem, welches der erste 
Band zum Ausdrucke bringt, sich mit den wirklichen ökonomischen Lebens- 
erscheinungen in Widerspruch gesetzt, so erscheint jetzt in die umgestaltete 
Lehre, welche jenen Widerspruch zu beheben sucht, ein innerer Widerspruch 
hineingelegt, welcher ihr allen Halt nimmt. Ohne Schwierigkeit aber lässt 
sich erkennen, dass der Grund dieses innerlichen Widerspruches wie jenes 
äusseren Widerstreites immer nicht in der besonderen Fassung wurzelt, in 
welcher die Ausbeutungstheorie bei Marx auftritt, vielmehr in ihrem Grund- 
gedanken gelegen ist. 

So stellt denn dieser fehlgeschlagene Rettungsversuch ein interessantes 
literarisches Ereignis dar, welches keineswegs bloss das Marx’sche Lehr- 
system betrifft, vielmehr den Zusammenbruch der Ausbeutungstheorie über- 


1) Das Nähere hierüber folgt im III. Abschnitte. 
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haupt, ja jenen der Arbeitswerttheorie bedeutet, worauf dieselbe beruht. 
Wer die Haltlosigkeit dieser Lehren nicht schon aus der Irrigkeit der 
Grundvorstellungen zu entnehmen vermochte, worauf sie beruhen, mag sich 
nun aus dem Misserfolge des Versuches, sie mit den realen Erscheinungen 
des ökonomischen Lebens in Einklang zu setzen, Belehrung erholen. 

Seit dem Erscheinen dieses dritten Bandes muss die Kritik zweierlei 
Fassungen der Marx’schen Ausbeutungstheorie unterscheiden. Diejenige 
Lehre von der Herkunft des Capitalsertiages, welche im ersten Bande dar- 
gelegt ist, beruht auf der Arbeitswerttheorie und stellt die folgerichtige 
Anwendung derselben auf das Problem vom Capitalsertrage dar. Ihre Irrigkeit 
lässt sich aus der Irrigkeit der Voraussetzung deducieren, worauf sie 
letztlich beruht, der Grundvorstellung nämlich, dass der Wertzuwachs, den 
das Product über den Wert der bei seiner Herstellung aufgebrauchten 
Productionsmittel erlangt, einzig aus dem unmittelbaren, d. i. neu zugesetzten 
Arbeitsanfwande eutspringe. Ihre Irrigkeit lässt sich zudem an dem Wider- 
spruche demonstrieren, in den diese Theorie vom Capitalsertrage mit 
der wirklichen Erscheinung des letzteren geräth. Im dritten Bande aber 
wird jene Ausbeutunystheorie einer wesentlichen Umgestaltung unterzogen. 
Der Satz, dass die Tauschwertgrössen der Producte durch 
die in den letzteren verkörperte Arbeit bestimmt seien, 
wirdjetztfallen gelassen. Damit wird freilich derjenige Widerspruch 
verinieden, in welchen eben durch Festhaltung dieses Lehrsatzes die Aus- 
beutungslehre mit der wirklichen Erscheinung des Capitalsertrages gerathen 
ist. Aber indem dieser Lehrsatz geopfert wird, ist der Ausbeutungstheorie 
zugieich schon alle Grundlage entzogen. Gegenüber der umgestalteten 
Marx’schen Lehre, welche der dritte Band enthält, hat die Kritik darum 
den Nachweis zu erbringen, dass die Ausbeutungstheorie, gleichwie sie auf 
dem Gedanken, dass die Tauschpreise durch die in den Producten stecken- 
den Arbeitsmengen gegeben sind, logisch aufgebaut ist, auch zusammen- 
bricht, wenn dieser Gedanke preisgegeben wird.‘ 

Ich werde dem Leser demnach die Marx’sche Ausbeutungslehre in 
den folgenden Abschnitten zunächst in der ursprünglichen und dann in 
ihrer neuen Fassung vorführen und werde diese beiden Gestaltungen der 
Lehre nach den angedeuteten Richtungen der kritischen Prüfung unterziehen. 


Il. Marx’ Lehre vom Werte und vom Mehrwerte nach ihrer 
ursprünglichen Fassung. 
1. Der Wert und seine Grössenbestimmung. 
A. Darlegung der Lehre. 

Marx fasst, wie die classische Schule der englischen Volkswirte, 
den Wert durchaus im Sinne des Tauschwertes auf. Es gelten ihm 
die Ausdrücke „Tauschwert* und „Wert“ als gleichbedeutend. Die Nütz- 
lichkeit eines Dinges mache es zum Gebrauchswerte, der sich nur im 
Gebrauche, in der Consumtion verwirkliche. Die Gebrauchswerte machen 
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den stofflichen Inhalt des Reichthums’aus und stellen zugleich die stofflichen 
Träger des Tauschwertes dar. Dieser aber sei wesentlich die Gleich- 
setzung bestimmter Mengen verschiedenartiger Gebrauchswerte. „Der 
Tauschwert“, sagt Marx und er meint damit den Wert überhaupt, „erscheint 
als das quantitative Verhältnis, als die Proportion, worin sich Gebrauchs- 
werte einer Art gegen Gebrauchswerte anderer Art vertauschen.“ 

Als das Princip des Tauschwertes oder des „Wertes“ schlechtweg 
erklätt nun Marx die menschliche Arbeit. Der Tauschwert könne nur 
die Ausdrucksweise oder Erscheinungsform eines von ihm selbst unterscheid- 
baren inneren Gehaltes sein. Dieser gemeinsame Inhalt der verschiedenartigen 
Gebrauchswerte, der ihre Vergleichbarkeit begründe, sei aber die darin 
verkörperte Arbeit. Gebrauchswerte oder Güter haben also „Wert“ nur 
darum, weil menschliche Arbeit in ihnen vergegenständlicht sei, und sie 
besitzen Wert im Maasse der in ihnen verkörperten Arbeit. Die verschieden- 
artigen Producte werden im Tauschverkehre in jenen Quantitäten einander 
gleichgesetzt, welche Ergebnis eines gleichen Arbeitsaufwandes sind.') 

Indem Marx hiernach die Arbeit als die einzige Quelle des Tausch- 
wertes, d. i. des „Wertes“ der Güter und zugleich als den Bestimmgrund der 
Grösse derselben erklärt, hat er kein neues Theorem aufgestellt, sondern 
lediglich eine Lehre wiederholt, zu der sich eine berühmte Schule von 
Volkswirten bekennt. Ebendies haben Ad. Smith?) und David Ricardo, 
sowie deren Nachfolger, zumal James Mill und Mc. Culloch in 
England, Canard und Simonde in Frankreich, Jakob?) in Deutschland 
gelehrt. Ja schon mehr als ein Jahrhundert vor Smith ist jenes Theorem 
von William Petty‘) und etliche Jahrzehnte, bevor Smith’s berühmtes 
Werk erschien, nochmals von einem anonymen Autorë) in England mit 
grosser Entschiedenheit verkündet worden. Zu eben diesem Theoreme haben 
sich aber vor Marx auch schon andere socialistische Autoren bekannt, 
Charles Hall®) und William Thompson’) in England, Proudhon 
in Frankreich, Rodbertus®) in Deutschland. 


1) „Das Capital“, I. Band, S. 1—5 der dritten Auflage. 

2 Freilich hat Smith diese Lehre nicht consequent festgehalten.. 

5) Hauptsächlich im Anhange zu seiner Uebersetzung von Say’s Traité d’econ. 
pol., betitelt: „Ueber den letzten Maasstab des Wertes der Dinge.“ 

4) , Treatise on taxes and contributions“, 1667. 

5) „Some thoughts on the interest of money“, erschienen 1739 oder 1740. 

6) „The effects of civilisation on the European peoples“, 1805. 

ee A Inquiry into the principles of the distribution of Wealth most conducive 
to human happiness“, 1824. 

5) Die Lehre des letztgenannten Autors weist eine Besonderheit auf, die ich hier 
kurz berühren will. Rodbertus fasst nämlich nur jene Arbeit als wertbildend auf, 
welche die zur Productherstellung nöthigen materiellen Operationen verrichtet. 
(Dritter socialer Brief: „Zur Beleuchtung der socialen Frage“, 1875, S. 69). Indem 
Rodbertus zur Unterstützung dieser eigenthümlichen Auffassung darauf verweist, dass 
die Arbeit in den liberalen Berufen, z. B. jene des Richters, wohl die Güterproduction 
indirect fördere, doch nicht an der Productherstellung selbst theilnehme, so begeht er 
ein Uebersehen in zweifacher Richtung. Vor allem vergisst er auf alle jene geistige 
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Was nun die Grössenbestimmung des Wertes betrifft, so erfordert 
dieselbe nach Marx’ Lehre einige genauere Unterscheidung. Als die im 
Gute verkörperte Arbeit, die den Wert desselben begründet, ist nicht nur 
diejenige Arbeit zu zählen, welche zur Herstellung des Productes aus seinen 
schon vorfindlichen Productionsmitteln aufgewandt wird und somit als 
lebendige Arbeit unmittelbar in das Product eingeht; sondern auch jene 
vorgethane Arbeit ist zu zählen, welche in jenen aufgebrauchten sachlichen 
Productionsmitteln schon verkörpert ist und zwar im Maasse als deren 
Aufbrauch regelmässig und gemäss einer Durchschnittsbetrachtung durch 
die Herstellung der einzelnen Productmenge bedingt erscheint. „Der Wert 
der Productionsmittel“, sagt Marx, „wird erhalten durch seine Uebertragung 
auf das Product“. „Die alte Form ihres Gebrauchswertes vergeht, aber nur, 
um in einer neuen Form von Gebrauchswert aufzugehen.* „Es folgt hieraus, 
dass im Arbeitsprocesse Wert vom Productionsmittel auf das Product nur 
übergeht, soweit das Productionsmittel mit seinem selbständigen Gebrauchs- 
werte auch seinen Tauschwert verliert.“ „Es gibt nur den Wert an das 
Product ab, den es als Productionsmittel verliert.“!) Der Wert des ver- 
arbeiteten Rohstoffes geht also zur Gänze in das Product ein, welches 
denselben enthält. Der Wert der Werkzeuge und Maschinen aber und aller 
anderen Productionsmittel von einiger Dauerbarkeit vertheilt sich auf die 
ganze Reihe von Producten, zu deren Herstellung jene Productionsmittel 
vorhalten. Was ferner das Maass betrifft, womit die „wertbildende Substanz“, 
als welche die Arbeit erscheint, zu messen sei, so ist dasselbe in der 
Zeitdauer der Arbeit gelegen. „Als Werte sind alle Waren nur eine 
bestimmte Masse festgeronnener Arbeitszeit*.*) Freilich ergeben sich bei 
Anwendung dieses Maasstabes einige Besonderheiten. Für die Messung 
jener wertbildenden Substanz erscheint wohl im allgemeinen die besondere 
Art der verrichteten Arbeit als gleichgiltig. Als Werte betrachtet seien die 
Güter „eine blosse Gallerte unterschiedsloser menschlicher Arbeit, 
ohne Rücksicht auf die Form ihrer Verausgabung“. „Schneiderei und Weberei“, 
sagt Marx, „obgleich qualitativ verschiedene productive Thätigkeiten, sind 
beide productive Verausgabung von menschlichem Hirn, Muskel, Nerv, Hand 
und in diesem Sinne beide menschliche Arbeit.* „Es sind nur zwei ver- 
schiedene Formen, menschliche Arbeit zu verausgaben.*°) Aber anders 
verhält es sich, sofern die besondere Art der Arbeit auf einem bestimmten 


Arbeit, welche nicht in den liberalen Berufen geleistet wird, vielmehr an der Güter- 
production theilnimmt, indem sie die Productherstellung selbst plant, leitet, beaufsichtigt. 
Nach Marx wird alle diese geistige Arbeit als qualificierte Arbeit sogar höher im 
Werte veranschlagt als die einfache körperliche Arbeitsverrichtung. Weiters aber befindet 
sich Rodbertus im Irrthume, indem er meint, dass der Wert menschlicher Arbeit sich 
letztlich nur auf die Herstellung materieller Güter gründe. Der Arbeit, welche in 
den liberalen Berufen verrichtet wird, kommt vielmehr Wert zu im Hinblicke auf die 
idealen Zwecke, welchen sie dient. 

1) S. 179—193. 

2) S. 5, 6. 

» S. 5, 11. 
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Grade ihrer Entwicklung beruht. Denn ,der Wert der Ware stellt mensch- 
liche Arbeit schlechthin dar“. „Sie ist Verausgabung einfacher 
Arbeitskraft, die im Durchschnitte jeder gewöhnliche 
Mensch ohne besondere Entwicklung in seinem leiblichen 
Organismus besitzt“. Scferne die Arbeit nun auf höherer Entwicklung 
beruht, müsse sie darum immer erst auf einfache Durchschnittsarbeit reduciert | 
werden. „Compliciertere Arbeit gilt nur als potencierte oder vielmehr mul- 
tiplicierte einfache Arbeit, so dass ein kleineres Quantum compli- 
cierter Arbeit gleich ist einem grösserem Quantum ein- 
facher Arbeit.“ Auf eine Darlegung bestimmter Grundsätze, wonach 
die Auflösung der qualificierten Arbeit in einfache Arbeit vorzunehmen 
sei, lässt sich Marx nicht ein, sondern verweist auf diese Reduction nur 
als auf eine Thatsache des Verkehres. „Dass diese Reduction beständig 
vorgeht*, sagt er, „zeigt die Erfahrung.“ „Die verschiedenen Proportionen, 
worin verschiedene Arbeitsarten auf einfache Arbeit als ihre Maasseinheit 
reduciert sind, werden durch einen gesellschaftlichen Process hinter dem 
Rücken der Producenten festgesetzt und erscheinen ihnen daher durch das 
Herkommen gegeben.“!) Nur in einer einzigen Hinsicht versucht er es, die 
Gleichsetzung der complicierten Arbeit mit einem grösseren Quantum ein- 
facher Arbeit zu erklären, insoferne nämlich, als schon die Heranbildung 
des qualificierten Arbeiters vorher Arbeit erfordert hat.*) Insoweit dagegen 
die Arbeitsleistung auf eigenthümlichen angebornen Befähigungen und 
besonderen Talenten beruht, vermag Marx die Gleichsetzung der qualifi- 
cierten Arbeit mit einem bestimmten grösseren Maasse einfacher Arbeit 
nicht zu erklären. Eine weitere Modification in der Anwendung des Zeit- 
maasses der Arbeit ergibt sich daraus, dass die Arbeitsverrichtung selbst 
bald eine grössere, bald eine geringere Eignung zur Herstellung des 
bestimmtartigen Productes, ungleiche „Productivität“ besitzen mag. Der 
fleissigere, geschicktere, der mit besseren Werkzeugen ausgerüstete, der 
eine zweckmässigere Verfahrungsweise befolgende Arbeiter wird das Product 
in kürzerer Zeit vollenden als der nachlässige, ungeschickte, mit mangelhaften 
Werkzeug ausgerüstete, nach minder zweckmässigem Verfahren vorgehende 
Arbeiter. Marx lehrt nun, es müsse jene Arbeitsdauer gerechnet werden, 
welche sich als die im Durchschnitte néthige oder die gesell- 
schaftlich nothwendige ergebe. „Die Arbeitszeit zählt nur, soweit 
die zur Production verbrauchte Zeit gesellschaftlich nothwendig ist.* Gesell- 
schaftlich nothwendige Arbeitszeit aber ist Arbeitszeit „erheischt, um irgend 
einen Gebrauchswert mit den vorhandenen gesellschaftlich normalen Pro- 
ductionsbedingungen und dem gesellschaftlichen Durchschnittsgrade von 
Geschick und Intensität der Arbeit herzustellen*.*) Weiters drängt sich 
Marx die Erwägung auf, dass das Maass des Arbeitsaufwandes doch nur 
insofeıne über den Wert des Gutes zu entscheiden vermöge, als die Her- 
t) S. 11. 


2 S. 178. 
3 S. 6, 176. 
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stellung des letzteren in dessen Nutzwirkung ihren Zweck findet. Die Waren 
„müssen sich als Gebrauchswerte bewähren, bevor sie sich 
als Werte realisieren können.“ Darum zähle, folgert Marx, die 
verausgabte menschliche Arbeit im Processe der Wertbildung nur, „soweit 
sie in einer für Andere nützlichen Form verausgabt ist“. 
„Ob sie aber Anderen nützlich ist, ihr Product daher fremde Bedürfnisse 
befriedigt, kann nur ihr Austausch beweisen.*!) Damit steht es endlich im 
Zusammenhange, dass bei eintretendem Fortschritte in der Verfahrungsweise 
wodurch die zur Herstellung des Productes nöthige Arbeitsdauer abgekürzt 
wird, das ältere Product, wiewohl Ergebnis eines grösseren Arbeitsaufwandes, 
doch nur Wert haben kann nach Maassgabe derjenigen geringeren Arbeits- 
dauer, welche dessen Herstellung nunmehr erfordert. Denn nur in diesem 
geringeren Maasse erweist sich nun die aufgewandte Arbeit als in nützlicher 
Form verausgabt. „Die altverbürgten Productionsbedingungen der Lein- 
weberei*, demonstriert Marx an einem Beispiele, „geriethen in Gährung.* 
„Was gestern zweifellos gesellschaftlich nothwendige Arbeitszeit zur Pro- 
duction einer Elle Leinwand war, hört heute auf es zu sein.“ „Die Wirkung 
ist dieselbe als hätte jeder einzelne Leinweber mehr als 
die gesellschaftlich nothwendige Arbeitszeit auf sein 
Product verwandt.*?) 


So wenig Marx, indem er die Arbeit als das Princip des Wertes 


und als den Bestimmgrund seiner Grösse hinstellt, eine neue Lehre ver- 
kündet hat, ebensowenig findet sich in den eben dargelegten besonderen 
Grundsätzen der Grössenbestimmung des Wertes auch nur der mindeste 
neue Gedanke. Diese ganze Lehre hat Marx in der volkswirtschaftlichen 
Literatur schon vorgefunden, zumal bei Smith und Ricardo. Die Ueber- 
einstimmung seiner Wertlehre mit jener, welche sich bei einer ganzen Reihe 
von Autoren der sogenannten classischen Schule findet, geht bis in die 
kleinste Einzelheit. Die Unterschiede, welche sich ergeben, betreffen die 
Ausdrucksweise allein oder sie sind, soweit sie den Inhalt der Lehre 
berühren, völlig nebensächlicher Art. Wie Marx die Gleichsetzung der 
complicierten Arbeit mit einem grösseren Zeitmaasse einfacher Arbeit ohne 
alle Erklärung im allgemeinen als eine Verkehrsthatsache hinnimmt, so 
schon Smith. Nicht nach einem genauen Maasstabe, bemerkt schon Smith, 
aber immerhin durch das Aushandeln und Feilschen werde im Verkehre 
jene rohe Gleichsetzung verschiedenartiger Arbeit zuwegegebracht, welche 
für den gewöhnlichen Geschäftsgang hinreiche.?) Als bemerkenswert könnte 
dabei nur erscheinen, dass Smith nicht nur die auf einem ungewöhnlichen 
Grade von Geschicklichkeit, Kenntnissen und Talenten beruhende, sondern 
auch die härtere und beschwerlichere Arbeit einem grösserem Ausmaasse 
gewöhnlicher Arbeit gleichgesetzt hat.*) Wie weiters Marx eine theoretische 





1) S. 56. 

2,8. 78. 

3) „Wealth of nations“, I. Buch, 5. Cap. 
‘) Daselbst und im folgenden 6. Cap. 
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Erklärung jener Verkehrsthatsache nur insoferne versucht, als er auf den 
zur Heranbildung des qualificierten Arbeiters erforderlichen Aufwand an 
Arbeit verweist, geradeso auch Smith. Häufig sei, hat schon Smith 
gesagt, der hdhere Wert des Productes einer solchen Arbeit, bei welcher 
besondere Kenntnisse und Talente mitwirken, nur das wohlbegründete Ent- 
gelt für die Zeit und Arbeit, welche zur Erlangung jener Ausbildung auf- 
geboten werden musste.!) Gleichwie dann Marx der Wertbestimmung nicht 
die zur Productherstellung im einzelnen Falle wirklich aufgewandte Arbeits- 
menge, sondern jene zugrunde legt, welche sich als die „gesellschaftlich 
nothwendige* Arbeitsmenge erweist, so machen in gleicher Weise Smith 
und die übrigen Volkswirtschaftslehrer, welche dieser Richtung angehören, 
die Wertgrösse des Productes von dem „insgemein“ („gewöhnlich“, „durch- 
schnittlich*) erforderlichen Arbeitsaufwande abhangig.*) Wenn weiterhin 
Marx die Arbeit im Maasse als wertbildend bezeichnet, als sie in nütz- 
licher Form verausgabt wurde, so findet sich ein verwandter Gedanke 
bei Ricardo, welcher an einer Stelle bemerkt, dass sich die Gleichsetzung 
je bestimmter Mengen verschiedenartiger Arbeitsleistungen im Verkehre 
nach dem „inneren Werte“ der vollführten Arbeit regle.*) Endlich ist 
auch jene Ausführung nicht neu, dass sich der Wert des Productes, soferne 
in den gesellschaftlichen Productionsbedingungen sich eine Aenderung ergibt, 
nicht eben nach demjenigen Arbeitsaufwande bestimme, welcher vormals 
aufgeboten werden musste, sondern nach jenem, welcher zur Herstellung 
eines gleichen Productes zur Zeit erforderlich wäre. Denn eben diesen 
Gedanken hat schon Jakob ausgesprochen, indem er sagt: „Will ich 
wissen, wie viel ein Ding wert sei, so frage ich nicht, wie viel Arbeit dessen 
Hervorbringung ehemals gekostet habe, sondern wie viel jetzt angewandt 
werden müsse, um zu dessen Besitze zu gelangen.**) In ähnlicher Weise 
wie Marx und die Autoren der classischen Periode, wenn auch minder 
ausführlich als der erstere, hat auch Rodbertus das Problem der Grössen- 
bestimmung’ des Wertes behandelt. Auch Rodbertus zählt neben dem 
unmittelbaren Arbeitsaufwande die vorgethane Arbeit, welche in den auf- 
gewandten Productionsmitteln steckt, nach Maassgabe der Consumtion der- 
selben in den Wert des Productes. Auch er berechnet den Productwert nach 
der Arbeitsdauer und er unterscheidet dabei einfache und complicierte 
Arbeit wenigstens insoferne, als er die mühevollere Arbeit mit vermehrter 
Stundenzahl in Ansatz bringt. Auch die ungleiche Eignung der Arbeit zur 


t) I. Buch. 6. Cap. 

2) A. a. O. bei Smith. 

3) „Princ. of pol. economy and taxation“, I. Cap, 1. Abth.; S. 9 der Baum- 
stark'schen deutschen Uebersetzung. 

4 „Grundsätze der Nationalökonomie*, 3. Aufl. 1814, § 144, Anm. 1. Mit Unrecht 
wird, wie man sieht, die Priorität des Gedankens, dass nicht die Productionskosten, 
sondern die Reproductionskosten die Wertgrösse bestimmen, Carey zugeschrieben, so 
von Roscher (Grundlagen der Nationalökonomie, $ 107, Anm. 1, S. 209 der Auflage 
von 1869) und neuerdings wieder von H. Dietzel in Ad. Wagner's ,Lehr- und Hand- 
buch der pol. Oekonomie“ (II. Hauptabth., 1. Band, 1895, S. 204, Anm. 4). 
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Productherstellung, ihre grössere oder geringere Productivität, zieht R o d- 
bertus in Betracht, indem er die Arbeit mit einem vergrösserten oder 
verringerten Zeitmaasse in Anschlag bringt, je nachdem die Leistung des 
Arbeiters die normale Wertmenge, welche bei mittlerer Geschicklichkeit und 
Ausdauer herzustellen ist, übersteigt oder hinter derselben zurückbleibt.!) 


B. Kritik. 


I. Die Arbeitswerttheorie bemisst den Wert der Producte 
nach dem Arbeitsaufwande, welchen deren Herstellung verursacht. Es ist 
also das Moment der Kosten, worauf die Auffassung vom Werte der Güter 
gestützt wird. Aber es lässt sich nicht behaupten, dass darum schon die 
Bedeutung völlig übersehen werde, welche für die Auffassung vom Werte 
dem Momente des Nutzens zukommt, den die Güter in Rücksicht auf 
die Erreichung menschlicher Zwecke gewähren. Es besteht keineswegs die 
Auffassung, dass den Producten schon darum Wert zukomme, weil ihre 
Herstellung Kosten verursacht; vielmehr wird erwogen, dass auf die Her- 
stellung der Producte Kosten gewandt werden, um des Nutzens willen, den 
wir von diesen Gütern erwarten. Es wird hiernach durchgreifend der Gedanke 
festgehalten, dass der Kostenaufwand (Arbeitsaufwand) nur insoferne weıt- 
schaffend sei, als er in nützlicher Form verausgabt wird. Darum sollen 
die zur Herstellung des bestimmten einzelnen Productes aufgewandten 
Kosten bei der Wertbestimmung mit Ausschluss aller unnützen Veraus- 
gabung nur im Maasse zählen, als sie sich als gesellschaftlich nothwendig 
erweisen, d. i. bei zweckmässigstem und sparsamstem Vorgange unvermeidlich 
sind. Darum sollen selbst die zur Herstellung des bestimmtartigen Productes 
nothwendigen Kosten nur zählen, soweit ein Product solcher Art selbst 
sich als nützlich erweist.?) Ja auch der Grundsatz, dass die qualificierte 
Arbeit einem grösserem Ausmaasse einfacher Arbeit gleichzusetzen sei, 
spiegelt den Gedanken wieder, dass der Kostenaufwand nach Maassgabe seiner 
Nützlichkeit zähle, wie Ricardos Hinweis?) auf den „inneren Wert“ der 
verrichteten Arbeit deutlich verräth. 

Aber wenngleich hiernach die Arbeitswerttheorie das Moment des 
Nutzens keineswegs völlig ausser Betracht lässt, so wird sie doch dem 
Nutzensmomente nicht genügend gerecht. 

Dies zeigt sich vorweg darin, dass diese Theorie es als nothwendige 
Voraussetzung des Wertes hinstellt, dass das nützliche Ding einen Kosten- 
aufwand erheische. Wir schätzen aber die Güter als Dinge von Wert letztlich 
nicht darum, weil ihre Beschaffung Kosten erheischt, sondern weil sie uns 
in Rücksicht auf die Befriedigung unserer Bedürfnisse und Wünsche nützlich 
sind. Die kostspieligsten Erzeugnisse würden wertlos sein, wenn sie Nutzen 


1) Dritter socialer Brief: „Zur Beleuchtung der socialen Frage“, S. 69 u. 70; 
ferner: „Der Normalarbeitstag“ in der „Berliner Revue“, 1871, in J. Zeller’s Ausgabe 
der Schrift Rodbertus: „Zur Erkenntnis unserer staatswirtschaftlichen Zustände“. 

2) Vergl. Anm. 1 im vorigen Abschnitte A, S. 254. 

3) Vergl. Anm. 3 daselbst, S. 255. 
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nicht brächten. Nützliche Dinge dagegen haben, auch wenn sie sich ung 
aufwandlos darbieten, unter der Voraussetzung Wert, dass sie uns lediglich 
in beschränkter Menge verfügbar sind, welche den jeweiligen Bedarf nach 
Nutzbarkeiten solcher Art nicht übersteigt. Jene äusseren natürlichen 
Güter, welche in solchem Seltenheitsverhältnisse stehen, wie Grund und 
‚Boden, natürliche Wasserkrafte, die Schätze an Erz und Kohle im Erdinnern 
u. s. f., haben zweifellos, schon abgesehen von allem Güter- und Arbeits- 
aufwande, den ihre Zugänglichmachung erheischen mag, Wert und bedingen 
auch im Verkehre ein Tauschentgelt, das solchen Aufwand übersteigt. Ein 
Kohlenbergwerk in günstiger Lage hat mehr Wert, als seine Erschliessung 
cekostet hat. Wir legen den beschränkt verfügbaren natürlichen Gütern 
Wert bei, weil unsere Wohlfahrt von der Verfügung über jede solcle 
Nutzkraft in irgend welchem Maasse abhängig ist und durch Entgang auch 
nur der kleinsten Theilmenge derselben schon irgend welche Einbusse erleiden 
müsste.) 

Indem nun die Arbeitswerttheorie den Wert der Güter nach ihrem 
Kostenaufwande (Arbeitsaufwande) bemisst, legt sie grundsätzlich nur jenen 
Gütern, welche Producte menschlicher Arbeit sind, Wert bei und leugnet 
den Wert der beschrinkt verfügbaren äusseren natürlichen Nutzkräfte. Damit 
setzt sich diese Werttheorie mit der im wirklichen Wirtschaftsleben praktisch 
geübten Wertschätzung in einen auffallenden Widerspruch, der ihre Irrigkeit 
handgreiflich macht. Grund und Boden, soweit er eine reine Naturgabe dar- 
stellt, eine natürliche Wiese, wildwachsendes Holz, die natürliche Wasserkraft, 
wie überhaupt alle blosse Naturkraft, die nicht schon vergegenständlichte 
Arbeit vorstellt, hat nach Marx’ Lehre keinen Wert.?) Desgleichen lehrt 
Rodbertus: „Was die Natur bei den wirtschaftlichen Gütern vorgethan 
hat. dafür mag der Mensch dankbar sein, denn es hat ihm so viel mehr 
Arbeit erspart; aber die Wirtschaft berücksichtigt sie nur soweit, als die 
Arbeit das Werk der Natur completiert hat.“ °) „Landwirtschaftlicher Grund- 
besitz ist selbst noch kein Product, hat daher an sich noch keinen Wert.‘ 4) 
Aber auch von Vertretern der sogenannten classischen Schule wird diese 
Folgerung gezogen. So behauptet Me. Culloch, die natürlichen Güter 
seien, soferne nicht zu ihrer Ergreifung und Umwandlung Arbeit aufgeboten 
wurde, völlig alles Wertes bar, die Kohle z. B. im Innern der Erde, die 
noch nicht zu Tage gefördert ist, sei gänzlich wertlos.°) Freilich kann nicht 
geleugnet werden. dass auch die natürlichen Giter. soferne sie im Selten- 
heitsverhaltnisse stehen, gleich den Producten im Tauschverkehre ein Entgelt 
bedingen. Aber dieser Preis soll immer nicht die Folgeerscheinung eines 


———— 


1, Menger: „Grundsätze der Volkswirtschaftslchre* S. 78. 

2) Marx: I. Band, S. 7, 73 u. 185 der 3. Aufl, und III. Band, 2. Theil, S. 183 
u. 188. 

3, Rodbertus: „Dritter socialer Brief.“ „Zur Beleuchtung der soc. Frage“, 
1875, S. 69. 

4) Rodbertus: „Zur Erklärung und Abhilfe der heutigen Creditnoth des Grund- 
besitzes“, 1 Thil, S. 7. 

5, „Pinciples of pol. ccon.*, S. 6 der 5. Aud. 
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eigenen Wertes dieser Güter sein, sondern lediglich eine sociale Grundlage 
haben. Die Grundrente sei nur erbeutete fremde Mehrarbeit, die im Lohne 
nicht vergolten worden ist, und der Preis, den Grund und Boden im Ver- 
kehre erlangen, sei nur die Capitalisierung dieses auf fremder Arbeitsleistung 
berukenden Einkommens.'!) Aber Grund und Boden und alle übrigen natür- 
lichen Güter bedingen, soferne sie beschränkt verfügbar sind, nicht nur im 
Verkehre Tauschwert, sondern es kommt ihnen, auch von allem Tausch- 
verkehre abgesehen, Wert zu. Auch in einer tauschverkehrslosen Gemein- 
wirtschaft würde diesen nützlichen Dingen Wert beigelegt werden müssen, 
weil das Maass erreichbaren menschlichen Wohlergehens von der Verfügung 
über jede Theilmenge jener Güter abhängig ist. 


Die unzureichende Erfassung des Nutzensmomentes zeigt sich aber 
noch in einer anderen Richtung. Die Arbeitswerttheorie erweist sich nämlich 
als unfähig, den grössenmässigen Ausdruck für den nützlichen 
Kostenaufwand zu finden. Sie bewegt sich, sobald es sich um die 
Nutzensmessung handelt, stets im Cirkel und vermag letztlich die Er- 
klärung für den bestimmten nnd ungleichen Wert der verschiedenartigen 
Producte nicht zu bieten. Complicierte Arbeitsverrichtungen sollen eine 
grössere Wertmenge im Producte schaffen als einfache Arbeitsleistungen. 
Aber das Maass ihrer ungleichen wertbildenden Kraft soll aus dem Ver- 
hältnisse erkannt werden, wonach je bestimmte Mengen verschiedenartiger 
Arbeit im Tauschverkehre einander gleichgeachtet werden, d. i, letztlich 
eben aus dem ungleichen Werte von Producten verschiedenerlei Arbeit, nach 
dessen Begründung wir fragen.?) Die zum Zwecke der Herstellung des 
bestimmtartigen Gutes erforderlichen Kosten sollen als wertschaffender 
Aufwand nur gelten nach Maassgabe der Nützlichkeit dieses Productes selbst. 
Diese Nützlichkeit aber soll aus dem Austausche des Productes erkannt 
werden, also wiederum aus eben jenem Tauschwerte, nach dessen Begründung 
wir fragen.°) 

Neuestens hat H. Dietzel es versucht, die Arbeitswerttheorie in 
einer verbesserten Gestalt aufrechtzuerhalten. Er ist bemüht, die Auf- 
fassung der Kosten auf das Nutzensmoment zurückzuführen. Der zur Her- 
stellung eines nutzbaren Dinges nöthige Aufwand an Arbeit gilt ihm als 
ein taugliches Maass des Nutzens und darum auch des Wertes 
dieses Gutes. Denn die Nutzenseinbusse, welche wir beim Entgange des 
Gutes erleiden würden, finde eben in jener Arbeitsmenge ihren Ausdruck, 
welche nun zum Zwecke der Nachschaffung dieses nutzbaren Dinges verwandt 
werden müsste. So sei die Nutz- oder Wertgrösse des verfügbaren Gutes 
unter dem Gesichtspunkte einer Arbeitssparung aufzufassen.) Man muss 


1) So Marx: III. Band, 2. Theil, S. 188; Rodbertus: „Zur Beleuchtung etc.“, 
S. 120, und „Zur Erklärung und Abhilfe etc.“, S. 7 u. 8. 

2) Vergl. Anm. 1 im vorigen Abschnitte A, S. 253. 

8) Vergl. Anm. 1 im vorigen Abschnitte A, S. 254. 

4) H. Dietzel in Wagner's Lehr- und Handbuch der pol. Oekon., II. Haupt- 
abtheilung, I. Band, S 237 u. f. | 
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zugestehen, das die Arbeitswerttheorie durch diesen Gedanken Vertiefung 
gewinnt und verbessert wird. | 

Nun muss der Wert der beschränkt verfügbaren natürlichen Güter nicht 
mehr geleugnet werden. Ein Stück des in Anbau stehenden Bodens, wiewohl 
an sich eine kostenlose Naturgabe, hat schon über die Kosten seiner Urbar- 
machung Wert, weil sein Vorhandensein uns die Mehrkosten erspart, welche 
die Fruchtgewinnung auf dem noch unbebauten Lande erfordern würde, 
welches seiner Lage oder seiner natürlichen Fruchtbarkeit nach sich als 
minder günstig erweist.1) Dietzel bringt, wie man sieht, hier den Satz, 
dass nicht die Productionskosten, sondern im Grunde die Reproductionskosten 
der Güter über ihren Wert entscheiden, folgerichtig in Anwendung. Ein 
Irrthum liegt übrigens darin, dass Dietzel jene in aller Folge wieder- 
kehrenden Mehrkosten der Fruchtgewinnung selbst schon als den Wert des 
Bodenstickes hinstellt.?) Offenbar kann ja der Bodenwert nur als Capitali- 
sierung der wiederkehrenden Kostensparung erscheinen. 

Aber auch diese verbesserte Arbeitswerttheorie wird dem Nutzens- 
momente nicht genügend gerecht. Im Abschnitte über die „Reduction der 
Kosten der verschiedenen Arten Arbeit auf Normalarbeit“?) wird der Leser 
die Begründung der Gleichsetzung je bestimmter Mengen verschiedenartiger 
Arbeit, soferne deren Verschiedenheit auf einem Wesensunterschiede in der 
Anlage und Befähigung beruht, wie zumal der Unterschied zwischen vorwiegend 
körperlicher und vorwiegend geistiger Arbeitsleistung, natürlich vergeblich 
suchen, weil sich hier der Nutzensunterschied nicht in einen Kostenunterschied 
auflösen lässt. Desgleichen kann auch Dietzels Theorie nicht erklären, 
warum ein bestimmtartiges Product, wenngleich es in sparsamster und geeig- 
netster Weise d. i. mit dem geringsten Kostenaufwande hergestellt werden 
würde, doch nicht nach Maassgabe dieses Aufwandes Wert haben muss.t) 
Denn auch Dietzel will den Productwert durch Aufrechnung der Kosten- 
aufwendungen finden. Aber das Product ist Zwecksetzung und nicht der 
Aufbrauch von Mitteln für den gesetzten Zweck entscheidet über die Be- 
deutung des Zweckes; sondern die letztere ist es, wovon die Zulässigkeit 
des Aufwandes an Mitteln abhängt. Es reicht nicht hin, den Kostenaufwand 
des Productes unter dem Gesichtspunkte einer Nutzenseinbusse aufzufassen. 
Denn der Wert des Productes richtet sich nicht nach dieser Nutzenseinbusse, 
sondern ist letztlich in der Bedeutung gelegen, welche dem zu schaffenden 
Producte für die menschliche Wohlfahrt zukommen wird. 

II. Die Arbeitswertheorie erblickt die wertschaffenden 
Productionskosten in dem Aufgebote meuschlicher Arbeit. Sie hält dafür, 
dass in der menschlichen Arbeitsverrichtung sich in letzter Lösung allein 


1) Daselbst S. 265 u. ff. 

2) Daselbst S. 267: ,..... so berechnet sich die Wertgrösse des Hektars auf .... 
10 y Arbeit.“ 

3) Daselbst S. 248 u. ff. 

1) „Die Waren müssen sich“, wie Marx richtig sagt, „als Gebrauchswerte bewähren, 
bevor sie sich als Werte realisieren können.” 
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jener Productionsaufwand zusammenfassen lasse, welcher den Wert der 
Producte begründe. Freilich kann nicht völlig verkannt werden, dass 
die Producte nicht das technische Ergebnis der Arbeitskräfte allein sind. 
Es ist ja augenfällig, dass die Producte vielmehr aus dem Zusammenwirken 
der im Menschen selbst gelegenen, inneren Kräfte der Arbeit und viel- 
facher äuserer Nutskrifte hervorgehen. Die letzteren Nutzkräfte sind 
theils jene, welche uns die Natur schon ohne unser Zuthun darbietet, darunter 
zumal solche, welche im Seltenheitsverhältnisse stehen und darum ökonomische 
Nutzung erheischen; theils jene, welche in den als Productiogsmittel auf- 
tretenden Arbeitsproducten, in den Rohstoffen und Hilfsstoffen der Production, 
in den Werkzeugen, Werkvorrichtun.en und Arbeitsgeräthen wirksam sind. 
Marx selbst hebt diese complexe Herkunft der Producte hervor. „Die 
Arbeit“, bemerkt er, „ist nicht die einzige Quelle der von ihr producierten 
Gebrauchswerte, des stofflichen Reichthums.‘') Er erwähnt ausdrücklich der 
Mitwirkung des Naturfactors bei der Giiterproduction*) und er stützt. was 
die Mitwirkung derjenigen Nutzkräfte bei der Productlierstellung anbelangt, 
welche in den vom Menschen geschaffenen Productionsmitteln wirksam sind, 
seine Ausbeutungslehre ja gerade auf den Umstand, dass der Capitalist 
durch den Besitz dieser sachlichen Productionsmittel, welche für den Pro- 
ductionsprocess ,néthig“*) seien, eben diesen beherrsche. 

Gleichwohl werden nur die Arbeitsverrichtungen als wertschaffende 
Productionskosten aufgefasst. Es werden hiernach zwei technisch be- 
deutsame Arten von Productionsaufwand aus der Kostenwertrechnung 
ausgeschieden. Es wird zunächst schon die Heranziehung der äusseren 
natürlichen, wenngleich im Seltenheitsverhältnisse stehenden‘) Güter zur 
Productschaffung in die Kostenrechnung nicht einbezogen. Es wird weiters 
in die Kostenrechnung die Nutzung der geschaffenen Productionsmittel nicht 
einbezogen, sondern an Stelle dieser Nutzung der Arbeitsaufwand eingestellt, 
welcher sich bei Herstellung dieser Güter selbst und ihrer Productionsmittel 
ergibt. Aber dieser Arbeitsaufwand kann jene Nutzung der geschaffenen 
Productionsmittel technisch nicht vertreten. Verfolgt man nämlich den 
Process der Güterproduction nach rückwärts, indem man von den Producten 
zu deren nächsten und dann in fortgesetzter Folge zu deren entfernteren 
Productionsmitteln vorschreitet, so wird man vielfältig der productiven Mit- 
wirkung von äusseren Naturkräften begegnen, welche im Seltenheitsverhältnisse 
stehen. Man wird aber zudem gewahr werden, dass man, soweit man immer 
die Reihe der sich aneinander schliessenden Güterproductionen im Gedanken 
verfolgen mag, niemals zu einem Abschlusse dieser Reihenfolge gelangen 
kann, indem immer wieder Giit-r auftreten, welche nicht ein blosses Er- 
zeugnis der Arbeit, sondern schon selbst ein Ergebnis der Wirksamkeit 





') slarx: I. Band, S. 10 der 3. Aufl. 

2) Daselbst S. 9. 

*) Daselbst S. 153. 

‘) Der unbeschränkt verfügbaren Naturkräfte ist, wiewohl sie zur Product- 
schaffung technisch beitragen, nicht zu erwähnen, weil sie ökonomisch bedeutungslos sind 
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geschaffener Productionsmittel darstellen. Sind wir vom Gebiete der gewerb- 
lichen und industriellen Production in jener Reihenfolge der Güterproductionen 
bis zur sogenannten Urproduction vorgeschritten, welche die gewerblichen 
und industriellen Roh- und Hilfsstoffe dem Boden entnimmt, so ergeben 
sich wiederum als Voraussetzung dieser Production Werkzeuge, Geräth- 
schaften, Transportmittel und Werkvorrichtungen aller Art, welche schon 
ihrerseits Producte des Gewerbes und der Industrie darstellen und zu ihrer 
Hervorbringung abermals das Vorhandensein bestimmter Arbeitsproducte 
als ihrer Productionsmittel erfordern. Alle Güterproduction auf irgend 
einer bestimmten Stufe wirtschaftlicher Entwicklung beruht eben auf der 
Mitwirkung schon vorher vorhandener Arbeitsproducte und die ursprüngliche 
Erzeugung von Gütern lediglich durch menschliche Arbeit in Verbindung 
mit solchen nutzbaren Kräften, welche sich noch im Zustande ihrer natür- 
lichen Gestaltung befinden, muss in das Zeitalter der piimitivsten mensch- 
lichen Wirtschaft zurückversetzt werden. !) 

Es ist somit die Vorstellung irrig, dass man die geschaffenen Pro- 
‘ duetionsmittel oder, wie man zu sagen pflegt, den Productionsfactor „Capital“ 
letztlich technisch auf Arbeitsaufwand (allein oder unter Mitwirkung rein 
natürlicher äusserer Nutzkräfte) zurückführen könne. Aber dieser Irrthum 
ist in der national-ökonomischen Lehre ungemein verbreitet. Er findet 
sich nicht bloss bei den Vertretern der Arbeitswerttheorie, 
neuestens wieder bei H. Dietzel’), sondern auffallenderweise 
sogar bei Bekämpfern dieser Lehre.’) Freilich kann man den 
Process der allmählichen Entstehung des heutigen Güterbestandes geschichtlich 
zu verfolgen suchen, indem man im Gedanken bis zu einem wirtschaftlichen 
Urzustande zurückgreift, in welchem die Bedürfnisbefriedigung lediglich 
durch einen Aufwand von Arbeit und den von der Natur selbst dargebotenen 
uutzbaren Kräften vermittelt wurde und eine Verwendung von Arbeitsproducten 
als Mitt] weiterer Güterproduction noch nicht stattfand. Wein man sich 
sodann den allmählichen Fortschritt der menschlichen Wirtschaft vergegen- 
wärtigt, so lässt sich schliesslich der derzeitige Güterbestand geschichtlich 
als das alleinige Ergebnis der Arbeit und äusserer Naturkräfte auffassen. 
Doch gründet sich eine solche Auffassungsweise nicht mehr auf die Be- 
obachtung der actuellen, sondern auf die Vorstellung ursprünglicher 
und allmählich entwickelter Verfahrungsweisen bei der Productherstellung. 
Eine solche Betrachtungsweise bietet also keinen Aufschluss über den zur 
Zeit technisch erforderlichen Productionsaufwand der verschiedenen Güter- 
arten. Sie kann eben darum der Kostenwertberechnung nicht zugrundegelegt 
werden. Sie widerspricht der aufyesteliten Formel, dass nicht die einstmaligen 
Productionskosten, sondern die derzeitigen Reproductionskosten über den 
Wert des Productes entscheiden sollen.*) 


1) Vergl. meine Schrift: „Der Wert in der isolierten Wirtschaft“, S. 15 u. 16. 

2 A. a. O. S. 261: „Reduction der Capitalkosten auf Arbeitkosten.* 

3) Z. B. bei Böhm v. Bawerk: „Geschichte und Kritik der Capitalzinstheorien®, 
©. 390. 

% Vergl. meine vorgenannte Schrift, S, 17. 
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Ich habe nachgewiesen, dass die Arbeitswerttheoric den technischen 
Productionsaufwand in doppelter Richtung ungetreu zählt. Damit sind nun 
schon Kosten ausseracht gelassen, welche auch ökonomisch bedeutsam 
sind und darum im Productwerte Ausdruck finden müssen. 

1. Zunächst ist es ja offenbar, dass die Nutzung der äusseren natür- 
lichen Güter, welche im Seltenheitsverhältnisse stehen, sich als ein öko- 
nomisch bedeutsamer Productionsaufwand darstellt. Allerdings bieten die 
natürlichen Güter sich dem Menschen ohne dessen Zuthun dar und sie 
erheischen nicht ihrerseits selbst einen Aufwand an Arbeit und anderen 
Gütern. Zumeist auch sind sie unverbrauchlich wie Grund und Boden, 
Wasserkräfte und andere Güter dieser Art, so dass sie trotz ihrer Heran- 
ziehung in den Dienst der Güterproduction in aller Folge neue Nutzungen 
zu bieten vermögen. Aber gleichwohl erweist sich, soferne jene äusseren 
natürlichen Güter, welche im Seltenheitsverhältnisse stehen, ihrer Natur 
nach verzehrlich sind, deren Aufbrauch und, soferne sie unverbrauchlicher 
Art sind, der Aufbrauch ihrer zeitlichen Nutzungen für Zwecke der Güter- 
production als ein ökonomisch bedeutsamer Kostenaufwand. 
Denn der Aufbrauch dieser Kraftleistungen bedeutet stets eine Reichthums- 
minderung und jede solche Nutzung ist, indem sie in den Dienst eines 
bestimmten Zweckes gestellt wird, für alle übrigen Zwecke, denen sie 
gleichfalls zu dienen vermöchte, verloren. Es verhält sich in dieser Hinsicht 
mit den äusseren natürlichen Gütern, welche im Seltenbeitsverhältnisse 
stehen, nicht anders als mit den Arbeitsproducten und mit der menschlichen 
Arbeitsleistung selbst. Jeder menschliche Zweck, welcher vermittelst dieser 
beschränkt verfügbaren Kräfte erreicht wird, kann letztlich nur um den 
Preis des Verzichtes auf andere Zwecksetzungen errungen werden. Jeder 
solche Verzicht ist Nutzenseinbusse und in letzter Lösung bedeuten, wie 
Dietzel richtig bemerkt, alle Productionskosten nach ökonomischem 
Betrachte nichts anderes als Nutzenseinbussen. ') 

Auch im erträumten Socialistenstaate, woselbst alle Güterproduction 
sich gemeinwirtschaftlich vollziehen soll, müsste bei der ‘'axierung des Kosten- 
wertes der Producte der Aufwand an beschränkt verfügbaren Naturkräften 
berücksichtigt werden. Wie willkürlich würden die von der Wirtschaftsleitung 
festzusetzenden Absatzpreise der Producte ausfallen, wenn dieser Aufwand 
ausser Rechnung bliebe! Von zweien Productarten würde willkürlich für die eine 
ein höherer, für die andere ein niedrigerer Absatzpreis vorgeschrieben werden, 
weil beliebt wird, zur Erzeugung des ersteren Productes Dampfmaschinen, 
zur Erzeugung des zweiten natürliche Wasserkräfte in Anwendung zu bringen. 

2. Eine irrige Fassung des ökonomisch bedeutsamen Productions- 
aufwandes liegt aber auch darin, dass an Stelle der Nutzung der geschaffenen 
Productionsmittel der Arbeitsaufwand gezählt wird, welcher bei Herstellung 
dieser Güter und ihrer Productionsmittel sich ergibt. 

Mag man auch immer davon absehen, dass die Summe von Arbeits- 
leistungen, welche das Product schaffen sollen, wie gezeigt, kein Ende 


— 1... .- 


1) Vergl Dietzel a.a. O. S. 193. 
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findet, weil jene Reihenfolge der Productionen keinen Abschluss hat, so 
ist doch klar, dass die derzeitige Nutzung jener Productionsmittel sich 
nicht durch Arbeitsleistungen ersetzen lässt, welche erst in Hinkunft Pro- 
ductivkräfte zu schaffen vermögen. Würden wir nicht schon in der Gegenwart 
über jene sachlichen Productionsmittel verfügen, so wäre die Schaffung der 
bezüglichen Producte zur Zeit nicht möglich, also die Befriedigung unserer 
Bedürfnisse in der Gegenwart oder nächsten Folge unterbrochen. Rücksichtlich 
derjenigen geschaffenen Productionsmittel weiters, denen eine gewisse Dauer- 
barkeit zukommt und welche darum zu wiederkehrender Productschaffung 
dienlich sind, wird übersehen, dass dieselben auch schon zum Zwecke der 
Herstellung der geringsten Productmenge im vollen Umfange vorhanden 
sein müssen. Nach der Arbeitwerttheorie soll der Arbeitsinhalt der dauer- 
baren Productionsmittel immer nur im Verhältnisse ihrer jeweiligen Consum- 
tionsquote in den Productwert eingehen. Aber die Herstellung auch der 
geringsten Productmenge bedingt schon gegenwärtig die Verfügbarkeit des 
Productionsmittels in seiner Gänze und nicht eines blossen Bruchtheiles 
desselben. Dass nun schon gegenwärtig solche geschaffene Productionsmittel 
(Capital) in grösserem Umfange als der blossen Cousumtionsquote im Pro- 
ductionsprocesse gebunden sein müssen, ist zweifellos ein ökonomisch bedeut- 
samer Aufwand. Auch im erträumten Socialistenstaate könnte es für die Wert- 
taxierung des bestimmten Productes nicht gleichgiltig sein, in welchem 
Umfange bei seiner Herstellung Capital gebunden ist. Von zweien Producten, 
deren Herstellung im gleichem Maasse Capitalverbrauch bedingt, müsste 
doch jenes als das kostspieligere erscheinen, bei dessen Herstellung ein 
grösseres Capital festgelegt werden muss. Das Product, welches mit einer 
Capitalsanlage ven 100.000 fl. hergestellt wird, kommt gewiss auch bei 
gemeinwirtschaftlicher Production theurer zu stehen als jenes Product, 
welches mit einer Capitalsanlage von 10.000 fl. hergestellt wird, mag 
immerhin in beiden Fällen der Capitalsaufbrauch, welcher auf die einzelne 
Productmenge entfällt, der gleiche sein z. B. 1000 fl., d. i. ein Procent 
vom Capitale im ersten, zehn Procent im zweiten Falle. Denn der bei 
ersterer Production gebundene Mehrbelauf an Capital ist anderen Verwendungs- 
zwecken entzogen und würde solchen zugewandt werden können, wenn nicht 
die Herstellung eben dieses Productes erheischt wäre. 

Jene ungetreue Zählung des technischen Produchbnssufwandes 
begründet somit, wie dargelegt worden ist, schon eine irrige Darstellung 
der ökonomisch bedeutsamen Kosten. Es kaun darum die Formel, dass 
sich der Wert der Producte nach ihrem Arbeitsinhalte richte, nicht für 
haltbar befunden werden, selbst wenn man davon absehen wollte, dass sich 
jener Arbeitsinhalt gar nicht als eine abgeschlossene Summe erfassen lässt. !) 


1) Und dies nicht bloss aus dem schon angeführten Grunde, sondern zudem in 
Rücksicht auf das Verhältnis connexer Producte. Siehe hierüber meine Schrift: „Der 
Wert in der isolierten Wirtschaft“ S.6, 7, 19 u. 20, dann F. J. Neumann 
„Gestaltung des Preises* im Schönberg’schen Handb. d. pol. Oekonomie. S. 288 und 
Aum. !00, der 8. Aufl. und Lehr: „Grundbegriffe und Grundlagen der Volkswirtschaft“. 
S. 277, 278, 280. 
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2. Der Mehrwert. 


Der Wertüberschuss des Productes über den Wert der im Productions- 
processe aufgebrauchten sachlichen Prodüctionsmittel erklärt sich nach der 
Arbeitswerttheorie durch den auf das Product gewandten Zusatz an neuer 
unmittelbarer Arbeit. Dass aber der Tauschwert des Productes nicht bloss 
jenen der aufgebrauchten sachlichen Productionsmittel sondern zudem den 
Tauschwert dieser neu zugesetzten Arbeit übersteigt, so dass ein „Mehr- 
wert“ als Ertrag vom Capitale erübrigt, zwingt dann von selbst zur Annahme, 
dass dem Arbeiter im Lohne regelmässig eine geringere Wertmenge gegeben 
werde als jene, welche sich in der von ihm geleisteten Arbeit darstellt. 
So drängt die Arbeitswerttheorie nothwendig zur Ausbeutungslehre. Es 
erübrigt dann zur Vervollständigung dieser Lehre wohl noch die Erklärung 
der Ursache, warum der Lohn regelmässig hinter der Leistung zurückbleibe 
und die Grössenbestimmung desselben. Aber diese Erklärung und diese 
Grössenbestimmung sind doch nur eine Beigabe zur Ausbeutungslehre, nicht 
deren Grundlegung selbst. In der That weichen auch die Vertreter dieser 
socialistischen Theorie vom Capitalsertrage in der Erklärung der Ursache, 
warum dem Arbeiter, wie sie behaupten, nicht der volle Ertrag seiner 
Arbeit im Lohne vergütet werde, und auch in der Darlegung des Gesetzes 
der Lohngrösse von einander ab, wiewohl sie über das Wesen des Capitals- 
ertrages und seine ökonomische Herkunft sich in Uebereinstimmung befinden. 

Ich kann mich darum darauf beschränken, dem Leser vorzuführen, 
wie insbesonders Marx sich jene Vervollständigung der Ausbeutungslehre 
zurechtgelegt hat. Ich kann es aber dann auch unterlassen, die Haltlosigkeit 
des Marx’schen Lohngesetzes darzulegen. Denn der Capitalsertrag würde 
immer in gleicher Weise aus fremder Mehrarbeit abzuleiten sein, mag nun 
das Gesetz der Lohngrösse wie immer gefasst werden, sobald nur die 
Voraussetzung besteht, dass sich der Productwert allein auf geleistete Arbeit 
gründe. 

Nach Marx Ansicht ist die Arbeitskraft ein Product wie irgend ein 
anderes und bedingt im Verkehre seinen Tauschpreis nach demselben Gesetze, 
welches für die Producte insgemein gilt. Es richte sich somit der Tausch- 
wert der Arbeitskraft oder der Lohn (Tagesmiete der Arbeitskraft) nach dem 
Aufwande an Arbeit, den die Herstellung der Arbeitskraft selbst erheischt, 
d. i. nach dem Arbeitsinhalte (Tauschwerte) der Lebens- und Unterhaltungs- 
mittel des Arbeiters. Eine absolute Grösse des Lohnes gibt Marx hiermit im 
Grunde nicht an. Denn es ist, wie er bemerkt, „der Umfang der sogenannten 
nothwendigen Bedürfnisse, wie die Art ihrer Befriedigung, ein historisches 
Product und hängt ab von der Culturstufe des Landes und den Gewohn- 
heiten und Lebensansprüchen der Arbeiter.“ 1) Ich brauche kaum zu bemerken, 
dass es sich hier immer um die Lohngrösse der einfachen Arbeit handelt. 
Der Tauschwert der qualificierten Arbeit ist nach Marx, wie der Leser 
weiss, ein Vielfaches des Taglohnes, welches uns im Verkehre als That- 


+) Marx: I. Band, S. 148 der dritten Auflage. 
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sache entgegentritt. Dass aber der Arbeitsinhalt der Lebens- und Unterhalts- 
mittel der Arbeiters regelmässig ein geringerer ist als diejenige Arbeitsmenge, 
welche im Arbeitstage geleistet wird, findet nach Marx seine Ursache in 
der Eigenthümlichkeit des Productes: Arbeitskraft. Dasselbe sei Quelle von 
Arbeitsleistung, und zwar vermöge es mehr an Arbeitsverrichtung zu schaffen, 
als es zu seiner eigenen Herstellung erfordert. So würden z. B. sechs 
‚Arbeitsstunden hinreichen, um jene Lebens- und Unterhaltsmittel zu erzeugen, 
welche dem Arbeiter im Tageslohne verabreicht werden und werden müssen, 
um seine Arbeitskraft zu erhalten. Gleichwohl vermöge der Arbeiter täglich 
zwölf Stunden zu arbeiten und hiernach dem Producte sechs Stunden mehr 
an neuer Arbeit hinzuzusetzen, als die Erzeugung seiner täglichen Arbeits- 
kraft kostet. Der capitalistische Producent, welcher Mieter der täglichen 
productiven Kraft des Arbeiters sei, „lasse“ nun, meint Marx, den Arbeiter 
statt sechs Stunden täglich zwölf Stunden arbeiten. Diese sechsstündige 
„unbezahlte* „Surplusarbeit* über die ,nothwendige* Arbeitsdauer der 
ersten sechs Stunden, welche zur Deckung des Lohnes dient, schaffe, so 
schliesst Marx, den „Mehrwert“, woraus der Capitalsertrag geschöpft 
werde. Die Annahme, dass der Arbeiter nach Belieben des Unternehmers 
solche Surplusarbeit verrichten werde und verrichten müsse, ohne entsprechende 
Lohnerhöhung, ist ein augenscheinliches Gebrechen dieser Lohntheorie. Es 
wird vorausgesetzt, dass die Lohngrösse in gar keinem Zusammenhange 
stehe zur Grösse der Leistung des Arbeiters, seiner Bemühung, wie des 
productiven Ergebnisses seiner Arbeit. 


Das Verhältnis zwischen jenen beiden Abschnitten des Arbeitstages, 
nämlich der Surplusarbeitszeit und der nothwendigen Arbeitsdauer, nennt 
Marx die ,Mehrwertsrate. Sie drückt den Grad der Ausbeutung des 
Arbeiters aus. Marx knüpft hieran noch eine weitere Unterscheidung. Er 
spricht vom „absoluten“ Mehrwert, soferne der Mehrwert dadurch vergrössert 
wird, dass bei unveränderter nothwendiger Arbeitsdauer die Surplusarbeitszeit 
verlängert wird; dagegen vom „relativen* Mehrwert, soferne der Mertwert 
dadurch vergrössert wird, dass bei unveränderter Surplusarbeitszeit die 
nothwendige Arbeitszeit verringert wird. Durch Fortschritte auf dem Gebiete 
der Erzeugung der Lebens- und Unterhaltsmittel könne sich nämlich eine 
Verminderung der Arbeitskosten dieser Producte ergeben, wodurch die 
Lohnauslage sinke, während der Tauschwert der übrigen Erzeugnisse 
unverändert bleibe. Hierdurch werde eine Vergrösserung des Mehrwertes 
bewirkt, wiewohl die tägliche Arbeitsdauer dieselben bleibe!) Wenn sich 
hingegen durch irgend einen technischen Fortschritt in der Erzeugung 
anderer Producte als jener, welche Lebens- und Unterhaltsmittel für Arbeiter 
darstellen, eine Minderung der Arbeitskosten ergibt, so erwächst, meint 
Marx, bieraus keine Mehrung des Capitalsertrages. Denn nun werde mit 
derselben Arbeitsmenge wohl mehr an Product geschaffen; aber dieses ver- 


mehrte Product stelle keine vergrösserte Wertmenge dar. Im Maasse als 
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die Productmenge gewachsen sei, stelle ja das einzelne Stiick einen gerin- 
geren Wert dar, weil nun im gleichen Maasse weniger Arbeit darin enthalten 
sei. Also schaffen solche technische Fortschritte auf dem Gebiete der 
Production keine Mehrung des Capitalsertrages, weil sie keine Mehrung 
der geschaffenen Wertmenge bewirken. Aber sie schaffen auch keine Mehrung 
des Arbeitslohnes, weil derselbe immerdar auf das Maass des nothwendigen 
Unterhaltes beschränkt sein soll. Eine sonderbare Folgerung! Es tritt 
zweifellos eine Mehrung der Güter und letztlich eine Steigerung des Ver- 
mögens, menschliche Bedürfnisse zu befriedigen, ein und gleichwohl soll 
eine Einkommensmehrung nicht stattfinden, weder eine Mehrung des Lohn- 
einkommens, noch des Capitalsertrages! Dabei wird zwischen denjenigen 
Producten, welche Unterhaltsmittel darstellen, und allen übrigen eine 
Schranke aufgerichtet, welche alles Haltes entbehrt. Technische Fortschritte 
auf dem Gebiete der Herstellung jener Producte sollen den Capitalsertrag 
mehren, auf dem Gebiete der Herstellung dieser Producte sollen sie diese 
Wirkung nicht zu üben vermögen. Aber diese letzteren Producte, wenngleich 
sie nicht selbst Genussmittel sind, sondern Productionsmittel, dienen doch 
in näherer oder entfernterer Folge zur Herstellung von unmittelbaren Genuss- 
gütern, ihre Mehrung mehrt letzlich diese selbst. Welche Ungereimtheit 
also, ja nach der besonderen technischen Natur der einzelnen Productart 
bald eine Einkommenssteigerung anzunehmen, bald sie auszuschliessen, 
wiewohl aller technische Fortschtitt auf dem Gebiete der Güterproduction 
letztlich zu einer Steigerung menschlicher Befriedigung führen muss! 

Der Capitalsertrag gründet sich nach Marx auf die bei Herstellung 
des Productes neu zugesetzte unmittelbare Arbeit. Er ist seiner Grösse 
nach derjenige Theil des aus dieser Arbeit entspringenden Wertes, welcher 
nicht zu Lohnzwecken verwandt wird. 

Gegen diese Theorie vom Capitalsertrage sind zuvörderst eben jene 
Bedenken einzuwenden, welche sich gegen die Arbeitswerttheorie erheben. 
Die Ausbeutungslehre steht und fällt mit der Arbeitswerttheorie. Wenn der 
Wertüberschuss des Productes über den Wert der aufgebrauchten sachlichen 
Productionsmittel sich nicht oder doch nicht einzig auf die neu zugesetzte 
Arbeit gründet, dann wird auch derjenige Theil jenes Wertüberschusses, 
. welcher nach Deckung des Lohnes dem Capitalisten als Ertrag seines Capitals 
zufällt, sich nicht eben auf jene Arbeitsleistung gründen müssen. So lässt 
sich die Irrigkeit der Ausbeutungslehre aus der Irrigkeit der Voraussetzung 
deducieren, worauf sie letztlich beruht. 

Aber die Hinfälligkeit dieser Theorie vom Capitalsertrage lässt sich 
auch an den Widersprüchen demonstrieren, in welche sie mit der wirklichen 
Erscheinung des Capitalsertrages geräth. 

Jener Widerspruch, welchen Marx selbst hervorgehoben, aber für 
einen bloss scheinbaren erklärt hat, dessen Lösung er zu bieten vermöge, 
kennt der Leser bereits. Er besteht darin, dass gemäss der Ausbeutungslehre, 
die absolute Grösse des Capitalsertrages stets im Verhältnisse zu dem auf 
Löbnungen verausgabten („variablen“), Capitalstheile stehen müsste, während 
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die wirkliche Erscheinung des Capitalsertrages dieses Verhältnis keineswegs 
als ein nothwendiges aufweist. Die Behebung dieses Widerspruches bildet 
das „Räthsel der gleichen Profitrate“ und der Misserfolg der Bemühungen, 
dieses Räthsel zu lösen, schafft einen augenfälligen Beweis für die Unhalt- 
barkeit der Ausbeutungslehre und der ihr zugrundeliegenden Arbeits- 
werttheorie. 

Aber dieser Widerspruch ist nicht der einzige, in den diese Lehre 
mit den Erscheinungen des wirklichen wirtschaftlichen Lebens geräth. Böhm- 
Bawerk hat noch einen anderen Widerspruch aufgedeckt, mit dem ich 
den Leser hier noch bekannt machen muss. Er besteht darin, dass sich, 
wenn der Capitalsertrag, wie die Theorie lehrt, aus der Ausbeutung des 
Arbeiters im Lohne entspränge, allenthalben eine ziemlich enge gezogene 
Schranke des absoluten Ausmaasses des Capitalsertrages ergeben müsste, 
welche aber in der Wirklichkeit nicht zu beobachten ist. 


Böhm-Bawerk hat diesen Widerspruch durch ein paar Beispiele 
trefflich anschaulich gemacht. Ein Juwelier lasse jährlich durch fünf angestellte 
Arbeiter echte Perlen im Werte von einer Million Gulden in Schnüre fassen, 
die nach einem Jahre abgesetzt werden. Soll nun der Ertrag dieses Capitales 
durch Ausbeutung jener fünf Arbeiter entstehen, so vermöchte er gewiss 
nur eine ausserordentlich geringfügige Summe auszumachen. Ein fünfprocentiger 
Ertrag jenes Capitales aber würde schon zur Folgerung führen, dass der 
gerechte. der Leistung entsprechende Jahreslohn eines jeden jener fünf 
Arbeiter mehr als 10.000 fl. betrage, was doch im Ernste nicht angenommen 
werden kann, zumal das Geschäft des Aneinanderreihens von Perlen sich 
wenig über den Character der gemeinen Arbeit erhebt.*) Ein Weinhändler 
weiters lasse den angekauften Wein durch ein paar Taglöhner in den Keller 
einlagern. Nach etlichen Jahren ergebe sich für ihn durch das Ausreifen des 
Weines ein beträchtlicher Gewinn. Soll dieser Capitalsertrag durch die 
Ausbeutung jener Arbeiter erklärt werden, so müsste wiederum zur Annahme 
eines ausserordentlichen Lohnes derselben gegriffen werden. Wird aber diese 
Folgerung als ungereimt abgelehnt, so ist jener Capitalsertrag durch die 
Ausbeutung der Arbeiter im Lohne überhaupt nicht mehr zu erklären. 

Allgemein muss man sagen, dass der Capitalsertrag durch eine Aus- 
dehnung der täglichen Arbeitsstunden über diejenige „nothwendige* Arbeits- 
dauer, welche nach Marx zur Erzeugung der im Lohne gebotenen Lebens- 
und Unterhaltsmittel ausreicht, darum grundsätzlich nicht erklärt zu werden 
vermag, weil selbst eine Mehrarbeit, welche die vollen 24 Tagesstunden 
erschöpft, in zahllosen Fällen zur Construction des Capitalsertrages gemäss 
der Ausbeutungstheorie nicht auslangt. Es ist augenfällig, dass an der 
Wertsteigerung jenes im Keller ausgereiften Weines nicht bloss die Arbeit 
des Einlagerns Theil hat, sondern auch der Keller, das Fass und der Wein 
selbst, wie ja die Verbesserung des Productes nicht durch die Arbeits- 
verrichtung des Einlagerns allein, sondern gewiss auch durch die nutzbaren 


1) Böhm-Bawerk: „Geschichte und Kritik der Capitalszins-Theorien“. S. 415. 
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Eigenschaften des Kellers, des Fasses nnd des Weines selbst verursacht 
worden ist. ') 


Ill. Die Marx’sche Lehre in ihrer nunmehrigen Umgestaltung. 


1. Rückblick auf Rodbertus und die Literatur vom Räthsel 
der gleichen Profitrate. 


Die Annahme, dass sich der Tauschwert der Producte nach ihrem Arbeits- 
gehalte regle und dass darum der Wertüberschuss des Productes über den 
Wert der aufgebrauchten Productionsmittel in jeglicher Production durch 
das Ausmaass der neu zugesetzten, unmittelbaren Arbeit begründet sei, 
führt, wie ich im ersten Abschnitte dargelegt habe, nothwendig in Rücksicht 
auf die Profitsätze. welche das Capital in den einzelnen Productionen auf- 
weist, zu einer Folgerung, die mit der wirklichen Erscheinung des Capitals- 
ertrages im grellsten Widerspruche steht. Man kann sich darum nicht leicht 
einer Täuschung darüber hingeben, dass die theoretische Erklärung der 
wirklich in die Erscheinung tretenden Profitsätze erst möglich wird, sobald 
man den Gedanken fallen lässt, dass das quantitative Verhältnis, in 
welchem die Producte im wirklichen Verkehre sich gegenseitig umsetzen, 
durch den Arbeitsinhalt derselben bestimmt werde. Nur wenn man grund- 
sätztlich annimmt, dass die in den einzelnen Productionen hergestellten 
Producte und die benöthigten Productionsmittel thatsächlich in einem 
anderen quantitativen Verhältnisse in den Tauschverkehr eintreten als in 
jenem, welches ihrem Arbeitsgehalte entsprechen würde, werden sich in den 
einzelnen Productionen auch andere Profitsätze ergeben als jene, zu welchen 
ein Austausch der Producte gemäss ihrem Arbeitsinhalte führen müsste. 

Dieser Erkenntnis hat man sich auch im Kreise der Vertreter der 
socialistischen Ausbeutungslehre in der Regel nicht zu verschliessen ver- 
mocht. Wie vordem schon von Rodbertus gelehrt worden ist, so wird 
nun von Verfechtern der Marx’schen Lehre und endlich auch von Marx 
selbst gelehrt, dass die Producte sich in Wirklichkeit nicht 
nach ihrem Arbeitsgehalte vertauschen, sondern dass ihre 
Preise sich in jener Weise regeln, welche dem Zustandekommen einer 
gleichen Profitrate vom Capital in allen einzelnen Productionszweigen ent- 
spricht. Die Lösung jenes Räthsels der gleichen Profitrate wird zu finden 
geglaubt, indem man zwischen den Preisen der Producte und deren Arbeits- 
werten grundsätzlich einen Grössenunterschied aufrichtet. 

Bei unbefangener Beurtheilung muss nun freilich klar werden, dass 
der Arbeitswerttheorie und damit auch der auf dieselbe gegründeten Aus- 
beutungslehre schon alle Grundlage entzogen ist, sobald sich das quantitative 
Austauschverhältnis der Producte grundsätzlich anders als nach Maassgabe 
des Arbeitsgehaltes der Producte regelt. Ich werde später Gelegenheit haben, 
diesen „springenden Punkt“ meiner vorliegenden kritischen Untersuchung 


1) Daselbst S. 416. Ich habe das von Böhm-Bawerk vorgeführte Beispiel in 
eine drastischere Form gebracht. 


Der dritte Band von Carl Marx’ „Das Capital“. 269 


eingehend zu erörtern. Hier sei kurz darauf hingewiesen, dass es alles 
Haltes entbehrt, den Capitalsertrag als einen dem Arbeiter entzogenen 
Theil der durch die Arbeitsverrichtung geschaffenen Wertmenge hinzustellen, 
sobald zugestanden wird, dass der Wertüberschuss des Productes über den 
Wert der aufgebrauchten Productionsmittel sich nicht nach dem Maasse 
der zugesetzten Arbeit regle und dass nicht schon diese Arbeitsleistung 
und nicht sie allein es sei, wodurch jener Zuwachs an Wert verursacht 
wird, dessen Auftheilung zwischen dem Capitalisten und dessen Arbeitern 
im Capitalsertrage und Lohne erfolgt. Die Vertreter der socialistischen Aus- 
beutungslehre sind freilich dieser so nahe liegenden Erwägung nicht zugänglich. 
Sie begreifen nicht, dass ihr Versuch einer Beseitigung des Widerspruches, 
in welchen ihre Theorie vom Capitalsertrage mit der wirklichen Erscheinung 
desselben geräth, in Wahrheit schon die Preisgebung ihrer Lehre bedeutet. 

Bevor ich nun dem Leser die Marx’sche Lehre in jener Umgestaltung 
verführe, welche sie nunmehr infolge der grundsätzlichen Lostrennung der 
Productpreise von den Productwerten erlangt hat, will ich zunächst zeigen, 
dass auch schon von Rodbertus und weiterhin von Volkswirten, welche 
sich mit der Lösung des Räthsels der gleichen Profitrate befasst haben 
erkannt worden ist, dass die theoretische Construction der wirklichen Profit- 
sätze eben jene grundsätzliche Lostrennung der Preise von den Wertgrössen 
der Producte nöthig macht. 

Rodbertus lehrt, dass die Wertmenge, welche durch die capitali- 
stischen Unternehmer erbeutet wird, indem den Arbeitern im Lohne nicht 
der volle Arbeitsertrag vergütet werde, sich in den einzelnen Productions- 
zweigen infolge der wechselseitigen Concurrenz in solcher Art vertheile, 
dass die Capitalgewinne sich allenthalben auf den gleichen Satz stellen. „In 
welchen Gewerben“, sagt er im „dritten socialen Brief an Kirchmann“ 
1851!), „der Capitalgewinnsatz höhere Gewinne anzeigt, wird die Con- 
currenz vermelirte Anlage von Capitalvermögen veranlassen und dadurch 
ein allgemeines Streben zur Gleichstellung der Gewinne verursachen.“ Es 
ist nun leicht einzusehen, dass die Concurrenz diese Ausgleichung der 
Profitsätze nur dadurch zu bewirken vermöchte, dass sie die Productpreise 
von jenen auf den Arbeitsinhalt der Producte gegründeten Werten dauernd 
abdrängen würde, welche zu ungleichen Profitsätzen geführt haben. Denn 
die Annahme, dass die höheren Gewinnsätze durch Steigerung der Arbeits- 
löhnungen in den gewinnreicheren Productionszweigen dauernd Ermässigung 
erfahren könnten, würde zu der ungereimten Voraussetzung einer andauernden 
grundsätzlichen Ungleichheit im Grade der Ausbeutung der Arbeiter in den 
verschiedenen Productionszweigen fihren.?) Rodbertus selbst hat zudem 
ausdrücklich dem Arbeitswertgesetze die Geltung im wirklichen Tauschverkehre 
abgesprochen. An einer anderen Stelle, woselbst er auslührt, dass in der 


1) S. 108 des „Zur Beleuchtung der socialen Frage“ betitelten Abdruckes des 
2.u. 3. socialen Briefes. Berlin 1875. 

2) Vergl. Böhm-Bawerk: „Geschichte und Kritik der Capitalzins-Theorich.*“ 
S. 410 bis 412. 
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heutigen Wirtschaftsordnung das Nationaleinkommen nicht nach dem Rechts- 
principe der geleisteten Arbeit in das kiyenthum der Einzelnen übergehe, 
erklärt er nämlich, dass „die Grund- und Capitaleigenthiimer und die Unter- 
nehmer unter dem Einflusse eines den Arbeitslohn tief unter den Wert des 
Productes herabdrückenden Gesetzes die Arbeiter zur Herstellung des Pro- 
ductes mieten, das hergestellte Poduct nach einer durch die 
natürlichen Markt-und Concurrenzverhältnisse bestimmten 
Geltung in Geld verwerten und den nach Abzug des Arbeitslohnes 
und Capitalersatzes übrig bleibenden Theil des Productwertes unter sich 
theilen“.!) Rodbertus lehrt also ausdrücklich, dass in Wirklichkeit die 
Productpreise durch ein anderes ökonomisches Gesetz geregelt 
werden als durch jenes des Arbeitsaufwandes. Darum sagt er auch ander- 
weitig?): „Der Satz, dass die Arbeit allein productiv ist, bedeutet nicht, 
dass der Wert?) des Productes immer der Kostenarbeit‘) äqual ist, mit 
anderen Werten, dass die Arbeit heute schon den Maasstab des Wertes?) 
abgeben könne.“ Dieser Satz sei „noch keine staatswirtschaftliche‘) That- 
sache, sondern nur erst staatswirtschaftliche Idee“. 

Weil Rodbertus hier den durch das Gesetz der gleichen Profitrate 
bestimmten Preis der Producte grundsätzlich von dem auf den Arbeitsinhalt 
derselben gegründeten Werte lostrennt, jenem wirkliche, diesem nur ideale 
Geltung zuweist, schilt Engels die Theorie, welche Ro dbertus entwickelt, 
hat, eine Utopie.”) Aber Marx hat, wie der Leser weiterhin sehen wird, 
um die gleiche Profitrate zu construieren, in gleicher Weise dem auf den 
Arbeitsinhalt der Producte gegründeten Werte die wirkliche Geltung im 
Tauschverkehre grundsätzlich abgesprochen. Gewiss hat Marx in der 
ursprünglichen Fassung seiner Lehre (im Gegensatze zur späteren Schwenkung) 
das Gesetz, dass das quantitative Austauschverhältnis der Producte durch 
deren Arbeitsgehalt geregelt werde, auf die Wirklichkeit bezogen. Aber 
auch bei Rodbertus fehlt es nicht an Stellen, in denen er die gleiche 
Ansicht ausspricht, wiewohl dieselbe der Lehre, die er anderweitig entwickelt, 
. zuwiderläuft. So sagt er:®) „Der Marktwert fällt bald hüben, bald drüben 
des durch den Betrag der Kostenarbeit bezeichneten Punktes“ — „allein 
er gravitiert fortwährend nach diesem Punkte.“ Es ist eben 
die Lehre beider widerspruchsvoll. Beide lehren das einemal, dass das 
quantitative Austauschverhältnis der Producte durch deren Arbeitsinhalt 
geregelt werde und ziehen aus dieser These in Rücksicht auf die Frage 
nach der Herkunft des Capitalsertrages die erwünschte Folgerung. Der eine 
wie der andere lässt aber, sobald es sich um die theoretische Construction 


1) Im 2. socialen Brief S. 29 u. 30 der vorerwähnten Ausgabe. 

2) A. a. O. S. 69. 

3) D. i. das wirkliche quantitative Austauschverhältnis oder der Preis. 
$) D. i. dem Arbeitsgehalte des Productes. 

5) Wert wie vorhin gleichbedeutend mit Preis. 

5) Staatswirtschaftlich gleichbedeutend mit volkswirtschaftlich. 

1) Vorrede zum 2. Bande von Marx’ „Das Capital“, S. XXII. 

®) A. a. O. S. 147. | 
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der gleichen Profitrate handelt, leichthin diese These fallen und baut 
zwischen dem Preise und dem Werte der Producte grundsätzlich einen 
Grössenunterschied auf. 


Indem ich nunmehr zu einer kurzen Besprechung jener absonderlichen 
literarischen Bewegung schreite, welche in der Zwischenzeit vom Erscheinen 
des zweiten bis zum Erscheinen des dritten Marx’schen Bandes durch das 
Räthsel der gleichen Profitrate hervorgerufen worden ist, habe ich zunächst 
einer Schrift zu gedenken, welche W. Lexis bald nach dem Erscheinen 
jenes zweiten Bandes veröffentlicht hat.!) Lexis hat in dieser Schrift in 
der zutreffendsten Weise vorausgesagt, wie die Lösung jenes Räthsels von 
Marx werde versucht werden. Lexis rühmt der Marx’schen Mehrwertlehre 
nicht nach, dass sie neue Thatsachen enthalte. Sie stelle nur eine „besondere 
Auffassung schon bekannter Erscheinungen“ dar und sei eben besonders 
geeignet, dem socialistischen Leser die Bösartigkeit der capitalistischen 
Productionsweise vorzuführen. Der Grundvorstellung nach steht indessen 
Lexis selbst auf dem Boden dieser Lehre. Er hält es nämlich für aus- 
gemacht, „dass die Arbeiterclasse nicht die Gesammtmasse ihres Productions- 
ertrages für sich behalte, sondern dass zwischen Ertrag und Arbeiterantheil 
eine Differenz bestehe, die eben den Capitalgewinn bilde‘. Zu diesem Ver- 
theilungsergebnisse führe die Marx’sche Wertlehre, zu demselben aber 
führe ebenso die Methode der capitalistischen Preisaufschläge. Die capitali- 
stischen Verkäufer machen Gewinn, indem jeder theurer verkaufe als kaufe; 
nur der Arbeiter sei nicht imstande, solchen Wertzuschlag zuzusetzen, er 
sei vermöge seiner ungünstigen Lage genöthigt, „seine Arbeit zum Selbst- 
preise zu verkaufen, d. i. für den nothwendigen Unterhalt“. Lexis nun, 
nach Engels ein „als Vulgärökonom verkleideter Marxist“, dessen Theorie 
vom Capitalsertrage eine blosse „Umschreibung“ der Marx’schen Theorie 
sei,?) ist bezüglich der Lösung des Widerspruches zwischen dem Marx’schen 
Wertgesetze und der Erscheinung der gleichen Profitrate zu folgendem 
Schlusse gelangt. Die Lösung sei insolange unmöglich, als man den Wert’) 
der verschiedenen Warengattungen einzeln als deren Tauschwert betrachte 
und diesem den Preis gleichsetze. Dieser ideale Wert der verschiedenen 
Producte könne in den wirklichen Preisen nicht zu einem proportionalen 
Ausdrucke gebracht, wohl aber als Ausgangspunkt einer Ver- 
schiebung betrachtet werden, welche zu den wirklichen 
Preisen hinüberführe. Die letzteren seien dadurch bedingt, 
dass gleich grosse Capitalien gleich grosse Gewinne ver- 
langen. Endlich betont Lexis, dass die durch die wirkliche Preisbildung 
sich ergebenden Einbussen und Zulagen an Mehrwert sich gegenseitig auf- 
heben, so dass die Gesammtgrösse des Mehrwertes dieselbe sei, als wenn 
alle Preise den Idealwerten gleich wären. 


') „Die Marx’sche Capitaltheorie* in Conrad's Jahrb. XI. Band, 1885, S. 452 u. ff. 
2) Vorrede zum 3. Bande von Marx’ „Das Capital“, S. XII u. XIII. 
3) D. i. den Arbeitsinhalt. 
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Weiters ist die aufgeworfene Frage von Conrad Schmidt behandelt 
worden, welcher im Jahre 1839 eine Schrift unter dem Titel: „Die Durch- 
schnittsprofitrate auf Grundlage des Marx’schen Wertgesetzes“ veröffentlicht 
hat. Schmidt trennt hier das in jeder Production hergestellte Product in 
zwei Mengentheile. Der eine derselben enthält die Widererstattung des in 
Productionsmitteln und Löhnungen aufgebrauchten Capitales, der andere 
enthält den erbeuteten Mehrwert. Der Wert des ersteren Theiles der ganzen 
Productmenge bestimme sich nach Marx durch den in diesem Product- 
theile enthaltenen Arbeitsaufwand. Der Wert des anderen Producttheiles, 
d. i. des Mehrproductes aber sei, meint Schmidt, nicht durch den darin 
steckenden Arbeitsaufwand, sondern im Verhältnisse des zur Production 
vorgeschossenen Capitales zu bestimmen. Denn die zur Herstellung dieses 
Mehrproductes nothwendige Arbeit sei für den capitalistischen Producenten 
eben die im Capitale angehäufte vergangene Arbeit. So glaubt Schmidt 
es im Einklange mit dem Marx’schen Wertgesetze erklären zu können, 
dass jedes Capital im Verhältnisse seiner eigenen Grösse Profit im Mehr- 
producte finde. Schmidt wili also, wie man sieht, die zwei unterschiedenen 
Mengentheile eines und desselben Productes nach verschiedenen Grundsätzen 
bewerten. Weil aber die gleiche Warengattung, mag sie nun die blosse 
Capitalserstattung oder den erlangten Mehrwert enthalten, doch offenbar im 
Verkehre denselben Preis finden muss, meint Schmidt, dass sich der 
letztere als der Durchschnitt zwischen den Wertgrössen der unterschiedenen 
beiden Producttheile bestimme.!) Engels hat, wie vorher schon P. Fireman?) 
gegen diesen Lösungsversuch vom Standpunkte der Marx’schen Lehre aus 
richtig eingewendet, dass nur die lebendige, nicht auch die im Capital 
angehäufte vergangene Arbeit wertbildend sei. Es sei also verfehlt, den 
Wert des Mehrproductes aus der mit dem Capital vorgeschossenen vorge- 
thanen Arbeit erklären zu wollen.*) Ich erwähne dieses Lösungsversuches 
nicht nur, um zu zeigen, welche sonderbaren Blüten die durch das Rathsel 
der gleichen Profitrate hervorgerufene literarische Bewegung gezeitiyt hat, 
sondern vornehmlich darum, weil auch hier wiederum zwischen den wirk- 
lichen Productpreisen und den Arbeitswerten der Producte grundsätzlich ein 
Grössenunterschied aufgerichtet wird. Späterhin hat Schmidt in einer 
1893 veröffentlichten Schrift‘) seinen Lösungsversuch vom Jahre 1889 
selbst als misslungen bezeichnet und wie schon in einer anderen Publication 
vom Jahre 1891°) dargelegt, dass das Gesetz des Preises nicht 





1) Siehe insbes. II Capitel, § 6 u. $ 13 der erwähnten Schrift. 

2) „Kritik der Marx'schen Werttheorie* in Conrad's Jahrb. 3. Folge, 3. Band 
v. J. 1892, S. 804 Anm. 2. 

3) Vorrede zum 3. Bande, S. XIV. 

Vergl. auch über diesen Lösungsversuch: Böhm-Bawerk in der Tübing’schen 
Zeitschrift 1890, S. 590, und Loria in Conrad’s Jahrb. 1890, XX. Band, S. 272. 

4) „Die Durchschnittsprofitrate und das Marx'sche Wertgesetz“ in der Zeitschriit 
„Die neue Zeit“, XI Jahrg., I. Band, S. 68 u. 112. 

5) Erwiderung auf Jul. Wolf's Lösungsversuch in Conrad's Jahrb. II. Band 
v. J. 1891. | 
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jenes des Wertes, sondern einfach jenes der gleichen 
Profitrate sei. 


P. Fireman endlich ist sich in seiner „Kritik der Marx’schen 
Werttheorie® vorweg darüber klar, dass sich die Durchschnittsprofitrate nur 
aus einer Abweichung der Durchschnittspreise von den Arbeitswerten der 
Producte ergeben könne. In allen Productionszweigen, wo das 
Verhältnis zwischen constantem und variablem Capital 
am grössten ist, werden die Waren über ihrem Werte, wo 
dieses Verhältnis am kleinsten ist, unter ihrem Werte 
verkauft.!) Als das Problem der Durchschnittsprofitrate gilt ihm darum 
eigentlich die Frage, wie sich diese „seltsame Abweichung der Durchschnitts- 
preise von den Wertgrössen“ theoretisch erklären lasse. Seine Antwort 
auf diese Frage lautet: „Nur durch Anbringung einer Correctur zu der im 
ersten Marx’schen Bande niedergelegten Werttheorie.* Er meint nun, man 
müsse, wiewohl der Wert der Waren nur auf ihrem Arbeitsinhalte beruhe, 
doch für das Austauschverhältnis (den Tauschwert und Preis) zwei Factoren 
anerkennen, die Arbeit als constitutiven Factor und die „materielle Gegen- 
ständlichkeit, welche .consumierte Productionsmittel repräsentiert“, als 
distributiven Factor. Unter dieser „materiellen Gegenständlichkeit“ ist 
offenbar das Capital verstanden, welches die Productionsbedingungen beherrscht 
und dem capitalistischen Producenten die Macht gewährt, sich Mehrwert 
anzueignen. Wenn dann, meint Fireman, dieser distributive Factor eine 
Abweichung des Preises vom Werte bewirke, so sei hierin nicht ein Wider- 
spruch der Theorie zu erkennen, sondern ein Widerspruch, den die capitali- 
stische Wirtschaftsordnung verschulde. Immer aber zeige sich der Zu- 
sammenhang zwischen Wert und Preis in der vollstandigen Gleichheit der 
Totalsumme der Preise aller Waren mit der Totalsumme der Werte.?) 


Haben die vorgenannten Autoren das Räthsel der gleichen Profitrate 
dadurch zu lösen versucht, dass sie, um die gleiche Profitrate zu construieren, 
eine grundsätzliche Abscheidung des Preises vom Arbeitswerte der Producte 
vornahmen, so haben sich allerdings auch solche Rätlısellöser gefunden, 
welche in der Täuschung befangen waren, es lasse sich an Tauschpreisen 
festhalten, welche sich nach dem Arbeitsgehalte der Producte bestimmen. 
Aber diese letzteren Autoren sind nicht einmal äusserlich zur Construction 
des gleichen Profitsatzes gelaygt; umsoweniger haben sie es vermocht, 
diese Erscheinung mit dem Marx’schen Wertgesetze in Einklang zu bringen. 


Unter diese Autoren zählt Loria, welcher in seiner „Teoria economica 
della costituzione politica* 1886 noch bezweifelt hat, dass der Widerspruch 
zwischen der Erscheinung der gleichen Profitrate und dem Marx’schen 
Wertgesetze lösbar sei, und welcher in seiner 1895 erschienenen Kritik 
des dritten Marx’schen Bandes richtig erkennt, dass Marx’ Lösungsversuch 
im Grunde die Preisgebung dessen eigener Lehre bedeutet. In seiner 


1) Wie schon erwähnt, in Conrad's Jahrb., 3. Band, 1892, S. 793 u. ff., enthalten, 
2) Vergl. Engels über Fireman's Schrift Vorrede z. 3. Bande S. XVI. 
Zeitschrift für Volkswirtschaft, Socialpolitik und Verwaltung. VI. Band, 2. Heft. 18 
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„Analisi della proprietà capitalista“ 1889 späterhin hat nämlich Loria 
auszuführen versucht, dass sich die Marx’sche Wertlehre durch die Analyse 
des ,nicht-industriellen* (,unproductiven*) Capitales!) mit der Erscheinung 
des gleichen Profitsatzes in Einklang setzen lasse. Dieses Capital hole sich 
seinen Zins aus dem Gewinne des productiven Capitales. Es erlange nun 
grösseren Zins vom bevorzugteren, geringeren vom minder begünstigten 
producierenden Capitalisten und auf diese Weise stelle sich der gleiche 
Profitsatz in den Productionsunternehmungen her. Engels wendet sich 
gegen diesen Lösungsversuch, indem er mit Spott die Frage aufwirft, woher 
das commercielle Capital die Macht schöpfe, dem producierenden Capitale 
immer gerade den Ueberschuss seiner Erträge über den Durchschnittsprofit 
abzunehmen.?) Ich möchte die Frage beifügen, was es nützen könne, den 
gleichen Profitsatz des producierenden Capitales zu erklären, wenn man 
damit wieder im Profitsatze des commerciellen Capitales eine grundsätzliche 
Ungleichheit construiert, welche in dieser Weise von der Erfahrung nicht 
bestätigt wird. Aehnliches gilt von dem Lisungsversuche, den Hugo Landé 
1893 unternommen hat. ’) Jeder individuelle Vortheil aus der Verschiedenheit 
der Mehrwertraten*) soll durch die Grundrente und durch den Handelsgewinn 
angeeignet oder durch die Nachtheile rückständiger Productionsweise ausge- 
glichen werden! Ist es für den Leser dieser volkswirtschaftlichen Phantasie 
schon erstaunlich, wie Rente, Handelsgewinn und zurückgebliebene Ver- 
fahrungsweisen bei der Güterproduction sich gerade im Maasse einfinden, 
als sich die Zusammensetzung des producierenden Capitales aus seinem 
„variablen“ und seinem „constanten* Bestandtheile günstig erweist, so fühlt 
er sich noch niedergedrückt durch die Erwägung, dass nun wiederum beim 
Handelscapitale die Tendenz nach gleichem Profitsatze unerklärt bleibe. 
Noch leichter als die vorgenannten Autoren hat sich die Aufgabe A. Skworzoff 
gemacht.) Will man ihm glauben, so gäbe es hier eigentlich kein Problem 
zu lösen. Zwischen Unternehmungen, welche mit grossem „constanten“ 
Capitale, Motoren, Maschinen, Fabriksanlagen, arbeiten und solchen, welche 
mit geringem „constanten“ Capitale ausgerüstet seien, wie Handwerksbetriebe, 
könne sich ein gleicher Profitsatz gar nicht herausbilden. Der Profitsatz 
des kleinen Unternehmers müsse vielmehr stets höher sein als jener des 
grossen Unternehmers; sonst würde der erstere Producent neben dem letz- 
teren überhaupt nicht bestehen können. Sehe man aber ab vom gesammten 
Capitale der Unternehmung und betrachte man nur den variablen Theil 


1) S. 473 u. ff. des I. Bandes. Als „unproductives* Capital gilt Loria das nicht 
im Eigenbesitze des Unternehmers einer Güterproduction befindliche Capital, zumal das 
Leihcapital. | 

*) Vorrede zum 3. Bande, S. XXI. 

3 „Mehrwert und Profit“ in der Zeitschrift: „Die neue Zeit“, XI. Jahrg., I. Band, 
1893, S. 588, u. 6-0. 

4) Dieser Ausdruck ist hier nicht im Sinne angewendet, den Marx damit verbindet, 
sondern im Sinne der Profitrate. 

5) „Die Profitrate nach Marx und thre Beziehungen. zum Unternehmungszins und 
Leihzins* in der Tübing'schen Zeitschrift 1893, S. 690. 
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desselben, so ergebe sich der gleiche Profitsatz von selbst. Dieser Autor 
verkennt augenscneinlich die Frage, um welche es sich handelt. Dass der 
Profitsatz nicht allenthalben das Streben äussert, sich auf gleiche Höhe zu 
stellen, wird sich freilich nicht bestreiten lassen.!) Aber ebensowenig lässt 
sich behaupten, dass die Verschiedenheit des Profitsatzes eben mit dem 
Grössenverhältnisse übereinstimme, in welchem constantes und variables 
Capital jeweils in den Betrieben sich vereinigt. Weiters hat Julius Wolf 
den verungliickten Versuch unternommen, die gleiche Profitrate aus dem 
„relativen Mehrwerte“ zu erklären, dabei aber den Marx’schen Begriff vom 
relativen Mehrwerte missverstanden.) Engels erwähnt noch eines miss- 
lungenen Lösungsversuches, welcher mit mathematischen Formeln operiert 
und auf einem groben Irrthum im Rechnungsansatze beruht.) Endlich finde 
ichin Loria’s Schrift: „L’opera postuma di Carlo Marx“*)noch Lafargue, 
Coletti und Graziadei als Räthsellöser genannt, deren Publicationen °) 
mir nicht zugänglich wurden. 


2. Marx’ Lehre von der Bildung der gleichen Profitrate 
und von der Spaltung des Mehrwertesin Profit, Handels- 
gewinn, Zins und Grundrente. 


Wie schon von Rodbertus und von einigen jener Autoren, welche 
sich mit der Lösung des Räthsels der gleichen Profitrate befasst haben, so 
wird nun auch von Marx im dritten, „Der Gesammtprocess der capitali- 
stischen Production“ überschriebenen Bande die gleiche Profitrate durch 
grundsätzliche Lostrennung des Preises vom Werte construiert. Während 
Marx im ersten Baude gelehrt hat, dass der Wert der Producte, d. i. ihr 
quantitatives Austauschverhältnis (Tauschwert) durch ihren Arbeitsaufwand 
bestimmt sei, lehrt er nunmehr, dass die Productpreise sich nach dem 
Gesetze der gleichen Profitrate regeln. Der Preis jedes Productes enthalte 
die Preisauslagen für die im Productionsprocesse aufgebrauchten sachlichen 
Productionsmittel und die Lohnauslage nebst dem gleichen Durchschnitts- 
profite vom gesammten Capitale, welches in der Production gebunden ist. 
Das quantitative Austauschverhältniss der Producte wird also jetzt in ganz 
anderer Weise bestimmt wie vordem. Unter der Bezeichnung „Preis“ wird 
uns jetzt ein neues Austauschverhältnis der Producte vorgeführt, das allein 
im wirklichen Verkehre Geltung habe, während das ursprünglich angenommene 
Austauschverhältnis, das „Wert“ benannt worden ist, nunmehr der Wirk- 
lichkeit entrückt wird. 


1) Vergl. meine Bemerkung hierüber S. 248. 

2) Jul. Wolf: „Das Rätlısel der Durchschnittsprofitrate bei Marx“ in Conrad's 
Jahrb. 2. Band, 1891, S. 352. Vergl. hierzu die schon oben citierte Erwiderung Conr. 
Schmidt's S. 772 desselben Bandes von Conrad’s Jahrb. und Engel's Bemerkungen in 
der Vorrede zum dritten Bande, S. XVII. 

3 Vorrede zum dritten Bande, S. XXIII. 

4) Wie schon früher bemerkt, in der „Nuova Antologia* 1895 enthalten. 

») Enthalten in der „Critica seciale* 1891. 
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Um dies völlig klar zu machen, muss ich auf die Vorstellung, welche 
Marx mit dem Ausdrucke „Preis“ regelmässig verknüpft, etwas näher 
eingehen. Nicht selten stellt man den „Preis“ dem „Tauschwerte“ gegenüber, 
indem man die einzelne thatsächliche Erscheinung des Preises von seiner 
inneren Regel unterscheidet. In diesem Sinne wird man sagen müssen, dass 
die wirklichen Preise der Güter selten ein völlig getreuer Ausdruck des 
Tauschwertes seien, indem sie sich bald höher, bald niedriger stellen, als 
dem Tauschwerte entspricht, doch dass letzterer immerhin den Mittelpunkt 
der Preisschwankungen bilden werde, nach welchem der Preis gravitiere. 
Auch Marx gabraucht hie und da das Wort „Preis“ im Sinne der schwan- 
kenden thatsachlichen Preiserscheinungen. Er hebt „die Möglichkeit quantita- 
tiver Incongruenz zwischen Preis und Wertgrösse“!) hervor. Aber wo es 
sich um die Darlegung ökonomischer Gesetze handelt, gilt ihm der „Preis“ 
nicht als jene schwankende äussere Erscheinung des Tauschwertes, sondern 
als die dieselbe beherrschende Tauschwertgrösse selbst. Der Preis wird zum 
„Durchschnittspreise*, dessen Höhe ein ökonomisches Gesetz allein bestimmt. 
„Weichen“, sagt Marx, die „Preise von den Werten wirklich ab, so muss 
man sie erst auf die letzteren reducieren, d. h. von diesem Umstande als 
einem zufälligen absehen.“ „Man weiss übrigens, dass diese Reduction 
keineswegs eine bloss wissenschaftliche Procedur ist“ „Die beständigen 
Oscillationen der Marktpreise, ihr Steigen und Sinken, compensieren sich und 
reducieren sich selbst zum Durchschnittspreise als ihrer inneren Regel.“ ?) 
Dies ist der Regel nach die Vorstellung, welche Marx mit dem Ausdrucke 
„Preis“ verbindet. Darum definiert er auch den Preis, wie folgt: „Der 
Wertausdruck einer Ware in Gold ist ihre Geldform oder ihr Preis“,°) 
„der Preis ist der Geldnahme der in der Ware vergegenständlichten Arbeit.“ $) 
Der Preis gilt ihm also soviel als der Tauschwert. Die Unterscheidung, dass 
der Preis insbesonders der im Gelde ausgedrückte Tauschwert sei, ist für 
alle folgende Darstellung belanglos, bei welcher Aenderungen im Geldwerte 
ausser Betracht bleiben. Der Preis bedeutet somit bei Marx das quantitative 
Austauschverhältnis der Producte, soferne es durch ein ökonomisches Gesetz 
beherrscht wird, also gerade soferne man von allen äusseren Störungen 
seiner inneren Regel absieht. „Wert“ (Tauschwert) und „Preis“ bedeutet 
bei Marx ein und dasselbe, das Mengenverhältnis, in welchem die Producte 
einem ökonomischen Gesetze gemäss in den Tauschverkehr treten. Marx 
wechselt nur die Bezeichnung für dieses Verhältnis, je 
nachdem er demselben bald das eine, bald das andere 
ökonomische Gesetz zugrundelegt. Es heisst Wert, wenn es 
durch den Arbeitsaufwand, Preis, wenn es durch das Gesetz des gleichen 
Profits bestimmt wird. 

Dass sich weiterhin eine Abschwenkung von der urspriinglichen Lehre 
vom quantitativen Austauschverhältnisse der Producte im Marx’schen Werke 


1) I. Band, S. 73 der dritten Auflage v. J. 1383. 
2) Anmerkung 37 auf S. 142. 

3) S. 65. 

8.72. 
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ergeben werde, findet sich in ein paar Stellen des ersten Bandes im voraus 
angedeutet. An der schon citierten Stelle hierselbst, wo Marx hervorhebt, 
dass die beständigen Schwankungen des Marktpreises sich wechselseitig 
aufheben und sich selbst zum Durchschnittspreise als ihrer inneren Regel 
reducieren, findet sich die Beifügung, dass die Durchschnittspreise ihre 
Regelung durch den Wert doch „nur in letzter Instanz“ erfahren, weil sie 
nicht direct mit den Wertgrössen der Waren zusammenfallen.') Ein anderes- 
mal sagt Marx im ersten Bande, er unterstelle hier, dass die Preise den 
Werten gleich seien und fügt bei: „Man wird im Buch III sehen, dass diese 
Gleichsetzung, selbst für die Durchschnittspreise, sich nicht in dieser ein- 
fachen Weise macht.“?) Um vieles deutlicher aber hat Engels in seiner 
Schrift: „Herrn Eugen Dühring’s Umwälzung der Wissenschaft“ 1878 die 
künftige Lehre Marx’ vom quantitativen Austauschverhältnisse der Producte 
angekündigt. Engels hebt hier einige Stellen?) aus der ersten Auflage 
des Marx’schen ersten Bandes hervor, woselbst von der Spaltung des 
Mehrwertes in Profit, Zins, Handelsgewinn, Grundrente u. s. w. die Rede 
ist und vom Capitalisten, welcher den Mehrwert produciert, ausgesagt wird, 
dass er nur der erste Aneigner, nicht auch der letzte Eigenthümer des 
Mehrwertes sei, den er vielmehr hinterher mit anderen Capitalisten zu 
theilen habe. Sodann fügt Engels bei, Marx habe in den angeführten 
Stellen keineswegs behauptet, dass das Mehrproduct vom industriellen 
Capitalisten immer im Durchschnitte zu seinem vollen Werte verkauft. 
werde. Vielmehr sage Marx ausdrücklich, dass auch der Handelsgewinn 
einen Theil des Mehrwertes bilde. Dies aber sei doch nur möglich 
wenn der Fabrikant sein Product dem Händler unter dem 
Werte verkaufe und ihm damit einen Theil seiner Beute abtrete.*) 


Vorbereitet wird nun die Lehre von der grundsätzlichen Abweichung 
der Preise von den Wertgrössen der Producte, d. i. von den in den letzteren 
enthaltenen Arbeitsmengen schon im zweiten Bande. Hier wird gelehrt, 
dass in der capitalistischen Wirtschaftsordnung nur ein Theil der verrichteten 
Arbeit wertschaffend sei, jener nämlich, welcher zur Herstellung des Pro- 
ductes diene. Der übrige Theil der verrichteten Arbeit diene nur dem 
Zwecke der Umwandlung der Geldform des Capitales in seine Warenform 


1) Anmerkung 37 auf S. 142. 

2) Anmerkung 31 auf S. 202. 

3) Sie finden sich vornehmlich auf S. 587 der ersten Auflage. 

4) S. 184 der erwähnten Schrift Engels’. Was Engels hier sagt, trifft übrigens 
nicht völlig zu. Wie der Leser weiterhin schen wird, lehrt Marx keineswegs, dass der 
einzelne Fabrikant dem Händler das Product unter dem „Werte“ verkaufe. Vielmehr 
sagt Marx, dass die Waare an den Händler unter dem ,Productionspreise* abge- 
geben werde. Der ,Productionspreis* kann aber über dem Werte stehen und darum kann 
dies immerhin auch vom Einkaufspreise gelten, den der Händler zahlt. Richtig ist nur, 
dass die Auftheilung des von den Producenten insgesammt erbeuteten Mehrwertes in 
gleiche Profite und Handelsgewinne zur Voraussetzung hat, dass die Preise von den 
Werten abweichen, und nur von der Gesammtheit der Waren behauptet Marx, “dass 
sie von der industriellen Capitalistenclasse unter dem Werte abgegeben wird. 
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und dann wieder der Rückverwandlung der Warenform des Capitales in die 
Geldform. Dieser Theil der Arbeit könne zur Bildung von Wert nichts 
beitragen. Daraus wird der Schluss gezogen, dass auch die Schaffung und 
erste Aneignung von Mehrwert nur im Productionsprocesse stattfinde, woselbst 
die Arbeit der Productherstellung dient. Dagegen könne im „Circulations- 
processe“ aus den Arbeitsleistungen, welche hier nöthig werden, um für 
das Geldcapital sachliche Productionsmittel und Arbeitskraft anzuschaffen 
und dann wieder um das im hergestellten Producte ruhende Warencapital 
durch Abverkauf des Productes in Geld umzusetzen, Mehrwert nicht 
gezogen werden.!) Diese Lehre von der Unproductivität der Arbeitsver- 
richtungen, welche im Circulationsprocesse vorfallen, schliesst schon die 
Auffassung in sich, dass sich das im Circulationsprocesse befindliche Capital 
seinen Ertrag aus dem Productionsprocesse hole. Das Mittel hierzu kann 
aber nur in der Abweichung der Preise der Producte von deren Arbeits- 
werten gelegen sein. So bildet denn die Lehre von der Unproductivität der 
Arbeit im Circulationsprocesse die Ueberleitung zur Lostrennung des Preises 
vom Werte. 


Marx führt den Gedanken, dass die im Circulationsprocesse verrichtete 
Arbeit nicht wertbildend sei, mit grosser Umständlichkeit aus und findet 
dabei Anlass zu allerlei Betrachtungen und Unterscheidungen. Ich will dem 
Leser einige derselben, welche am meisten geeignet sind, Marx’ Auffassungs- 
weise wiederzuspiegeln, in Kürze vorführen. 


Zunächst muss ich erwähnen, dass Marx auch in der örtlichen Ver- 
setzung von Waren und Personen und in der Beförderung von Nachrichten 
(Briefen, Telegrammen) Productschaffung erblickt. Er übersieht nicht, dass 
die an den Ort ihrer Bestimmung gebrachte Ware, ökonomisch betrachtet, 
schon ein verändertes Product darstellt, wenngleich mit ihr eine materielle 
Veränderung nicht vorfiel. Er übersieht desgleichen nicht, dass auch die 
Beförderung von Personen und Nachrichten eine Leistung darstellt, welche, 
ökonomisch betrachtet, als Productschaffung erscheint. Darum rechnet Marx 
die gesammte Cummunicationsindustrie in den Productionsprocess. *) 


Mit grosser Genauigkeit setzt Marx auseinander, dass der Zeitraum 
des eigentlichen Arbeitsprocesses nur einen Theil der ganzen Productionszeit 
bilde. Die letztere umschliesse auch die periodischen Arbeitsunterbrechungen, 
z. B. die Nachtruhe, dann den Zeitraum, während dessen die Productions- 
mittel sich noch auf einer Vorstufe der Verarbeitung und Bearbeitung 
befinden, z. B. Kohle und Garn als Vorrath in der Spinnfabrik lagert, wie 
auch die eigentlichen Productionspausen, z. B. die Gährungszeit des Weines. 
Während aller dieser Zeiträume, wo Arbeit nicht geleistet wird, saugen die 
Productionsmittel Arbeit nicht ein, also auch nicht Mehrarbeit. Es finde 
während dieser Zeiträume Schaffung und Aneignung vom Mehrwert nicht 
statt. Aber da immerhin der Productionsprocess diesen Ueberschuss seiner 
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Dauer über den Zeitraum des Arbeitsprocesses zur Bedingung hat, so über- 
trage sich doch auch aller während dieser Zeiträume stattfindende Aufbrauch 
an Productionsmitteln (Verderb an Roh- und Hilfsstoffvorräthen, Abnützung 
von Baulichkeiten, Gefässen, Arbeitsgeräthen u. s. f.) in den Productwert.') 

Was nun den ,Circulationsprocess* betrifft, woselbst der Wert aus 
der Warenform in die Geldform uud aus der Geldform in die Warenform 
umgesetzt wird, so koste diese Zustandsänderung allerdings auch Arbeitskraft. 
Aber diese Arbeit schaffe so wenig Wert, „wie die Arbeit, die bei einem 
gerichtlichen Processe stattfindet, die Wertgrösse des Streitobjectes ver- 
mehrt“.2) Marx erörtert diese „Circulationskosten“ nach gewissen Haupt- 
gesichtspunkten. Da ist zunächst die Arbeitsverrichtung des Kaufens und 
Verkaufens zu nennen, welche blosse Kostenausauslagen, „faux frais“ dar- 
stelle, die den Wert des Productes nicht erhöhen. Wird diese Verrichtung 
von einem Lohnarbeiter besorgt, so werde derselbe, meint Marx, freilich 
wie der productive Arbeiter einen Theil seiner Zeit umsonst arbeiten müssen. 
Aber die Mehrarbeit, die er über das Maass der im Lohne vergegenständlichten 
Arbeit verrichte, schaffe so wenig Mehrwert, wie überhaupt seine Arbeit 
Wert.?) Ebenso verhalte es sich mit der Arbeitsverrichtung der Buchführung, 
zu welcher noch vergegenständlichte Arbeit im Schreibmaterial und in den 
Kosten der Bureauhaltung hinzutrete.*) Eine unproductive Form des gesell- 
schaftlichen Reichthums nennt weiters Marx das Geld. Auch die im Gelde 
fixierte Arbeit bedeute nur Circulationskosten, „faux frais“ der Waren- 
production.) Endlich gelten auch die Vorraths- und Aufbewahrungskosten 
Marx, zum grossen Theile wenigstens, als blosse Circulationskosten, die 
in den Productwert nicht eingehen. Das fertiggestellte absatzreife Product 
muss bis zu seinem Abverkaufe aufbewahrt werden. Dies erfordert Baulich- 
keiten, Magazine, Gefässe und lebendige Arbeit. Ausserdem geht ein Theil 
des Vorraths durch Verderb zugrunde. Alle diese Verausgabungen an ver- 
gegenständlichter, wie lebendiger Arbeit bilden, soferne sie aus dem blossen 
Formwechsel des Capitales entspringen, lediglich Abzüge vom productiv 
verausgabten Capitale, steigern den Productwert nicht. Auch daraus, dass 
ım lagernden Producte Capital gebunden ist, erwächst Nachtheil, weil der 
Kreislauf des Capitales verzögert wird. Aber Marx muss doch zugestehen, 
dass manche dieser Vorrathskosten auch aus dem Productionsprocesse 
entspringen können und nur in der Circulation fortgesetzt werden, so dass 
ihr productiver Charakter durch die Circulationsform nur versteckt sei. 
Hat nämlich Marx vordem die Kosten, welche dem Producenten aus 
der Haltung von Rohstoffvorrathen erwachsen, als productive bezeichnet, 
welche in den Productwert eingehen, so kann er nun nicht übersehen, dass 
es für die Wertbildung des Productes einerlei sein muss, ob solche Vor- 
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räthe an Productionsmitteln von jenem Producenten gehalten werden, der 
ihrer bedarf, oder von jenem, der sie als absatzreife Producte feilhält. 
Darum meint Marx, es müsse im Gegensatze zu den früher betrachteten 
„reinen“ Circulationskosten rücksichtlich der Vorrathskosten immer erst 
unterschieden werden, inwieweit dieselben insbesonders aus der capitalistischen 
Productionsweise hervorgehen und darum unproductiv seien oder aber als 
mit der Warenproduction an sich verknüpft productiv sind. +) 

Ich glaube, dass eben dies auch von allen übrigen „Circulationskosten® 
gelten müsste. Schon Loria hat es als einen Widerspruch bezeichnet, dass 
Marx, wiewohl er der Transportarbeit productive Bedeutung zuerkennt, 
der Arbeit des Kaufmannes dieselbe abspricht. Denn indem die Ware durch 
die kaufmännische Thätigkeit demjenigen, derihrer bedarf, zugänglich gemacht 
wird, werde deren Nützlichkeit nicht minder vermehrt als durch die blosse 
örtliche Zufuhr.*) Aber auch jenen Auslagen, welche Marx unter dem 
allgemeinen Gesichtspunkte der Buchhaltungskosten zusammenfasst, kann 
productive Bedeutung nicht völlig abgesprochen werden. Sie erwachsen 
nicht durchaus aus der capitalistischen Productionsweise. Auch wenn die 
Güterproduction sich gemeinwirtschaftlich vollzöge, würden Arbeitsthätigkeiten 
und Arbeitsproducte für die Zwecke der Buchführung, der Wertcalculation, 
der Feststellung des Inventars an Productionsmitteln und Producten u. s. f. 
erwachsen. Selbst Auslagen für Geldzeichen oder doch für Bescheinigungen 
über die jeder Arbeitsstätte überwiesenen Productionsmittel und die von 
derselben wieder abgelieferten Producte liessen sich nicht ersparen. Von 
allen diesen Auslagen, welche Marx als unproductive Circulationskosten 
hinstellt, ist gewiss ein grosser Theil durch die gesellschaftliche Güter- 
production an sich bedingt. Die Theorie, welche den Productwert aus dem 
in das einzelne Product eingegangenen Arbeitsaufwande erklären will, sollte 
darum auch diesen Aufbrauch an menschlicher Arbeitskraft als wertbildend 
auffassen. 

Indem nun Marx allen jenen Arbeitsverrichtungen, die er in den 
„Circulationsprocess“ des Capitales verweist, wertschaffende Kraft abspricht, 
erscheint die Schwierigkeit, welche sich seiner Capitelsertragstheorie ent- 
gegenstellt, noch vermehrt. Erhob sich bisher die Frage, wieso sich in den 
einzelnen Productionszweigen Capitalserträge in anderem Verhältnisse als in 
jenem des aufgewandten „variablen“ Capitalstheiles zu ergeben vermögen, 
so erwächst nun die weitere Frage, wieso das mercantile Capital überhaupt 
Ertrag erzielen könne. Zum Räthsel der gleichen Profitrate gesellt sich nun 
in Rücksicht auf das mercantile Capital das Räthsel der Profitgewinnung 
überhaupt. Nun erwächst Marx doppelte Nöthigung, das zuerst aufgestellte 
Gesetz des Tauschwertes zurückzustellen. Er muss nun lehren, dass im 
wirklichen Verkehre der Tauschwert der Producte durch ein anderes Gesetz 
als jenes des Arbeitsaufwandes bestimmt werde, nicht nur, weil er anders 
die gleiche Profltrate nicht zu construieren vermöchte, sondern zudem weil 


——— a en 1 i 


1) S. 113 bis 126. 
2) „L'opera postuma di Carlo Marx“ in der Nuova Antologia, S. 465. 


Der dritte Band von Carl Marx’ „Das Capital“. 281 


sonst für das mercantile Capital der Profit überhaupt unerklärt bliebe. Denn 
wenn die lebendige Arbeit, welche Marx im ,Circulationsprocesse* wahr- 
nimmt, Wert nicht zu schaffen vermag, so kann auch Mehrwert aus ihr 
nicht gezogen werden. Mussten die Preise der Producte von deren Arbeits- 
werten schon darum losgelöst werden, um zur gleichen Profitrate in den 
Productionsunternehmungen zu gelangen, so müssen sie es nun zudem 
darum, um überhaupt den Profit des mercantilen Capitales zu erklären. 
Es muss von Marx gelehrt werden, dass die mercantile Capitalistenclasse 
von der industriellen die Waren in ihrer Gesammtheit zu einem Preise 
erlange, welcher hinter dem gesammten Arbeitswerte zurückbleibt. Mittelst 
dieses Preisabschlages werde an den Kaufmannsstand ein Theil des von der 
Producentenclasse erbeuteten Mehrwertes übertragen. Ja in diesem Preis- 
abschlage muss der Kaufmannsstand selbst den Wiederersatz aller seiner 
Auslage für Aufbrauch an lebendiger Arbeit wie an Arbeitsproducten finden, 
weil aller dieser Arbeitsaufwand selbst in den Wert der Ware nicht eingeht, 
denselben nicht erhöht. 

Freilich war Marx vorweg der Ausweg verschlossen, den Ertrag des 
mercantilen Capitales aus der Ausbeutung der mercantilen Hilfsarbeiter 
zu erklären. In den Handelsunternehmungen findet sich ja vielfach ausser- 
ordentlich grosses „constantes“ Capital mit sehr geringem „variablen“ 
Capitale vereinigt. Schon im Warenhandel wird allenthalben ein verhältnis- 
mässig grosses Capital, das in lagernden Waren und Kaufpreisforderungen 
enthalten ist, durch wenige Bedienstete umgesetzt; im Bankgeschäfte aber 
werden oft ungeheure Leihcapitalien durch etliche Comptoirbeamte in Be- 
wegung gebracht. Wie sollte es da denkbar sein, dass die ganze Ertrags- 
menge dieser grussen Capitalien durch Ausbeutung von wenigen Hilfsarbeitern 
gewonnen werde! ‘Schon unter den Productionsunternehmungen gibt es 
manche typische Fälle der Vereinigung grossen „constanten* Capitales mit 
geringem „variablen“ Capitale, welche der Ableitung des Capitalsertrages 
aus unbezahlter Arbeitsleistung ein unübersteigliches Hindernis bereiten. 
Ich errinnere den Leser hier an die von Böhm-Bawerk vorgebrachten 
Beispiele vom Juwelier und Weinhändler, welche ich an einer früheren 
Stelle erörtert habe. ‘) 

In viel ausgedehnterem Maasse aber würde eben diese Ungereimtheit 
sich einstellen, wenn der Ertrag des mercantilen Capitales aus der Aus- 
beutung der kaufmännischen Hilfsarbeiter erklärt werden sollte. Marx war 
darum vorweg genöthigt, den Ertrag des mercantilen Capitales aus dem in 
den Productionsunternehmungen erbeuteten Mehrwerte abzuleiten. Das Mittel 
zu dieser Construction bildet wiederum die grundsätzliche Abtrennung der 
Preise von den Werten der Producte, in der schon die Lösung des Räthsels 
der gleichen Profitrate gesucht wird. 

Diese wesentliche Veränderung in der Lehre vom Bestimmgrunde des 
quantitativen Austauschverhältnisses der Producte gelangt nun im dritten 
Bande des Marx’schen Werkes zur Darstellung. 
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In sehr geschickter Weise sucht es hier Marx vorweg als unbedenklich 
erscheinen zu lassen, dass gemäss seiner Theorie der Ertrag der einzelnen 
Capitalien bald durch die Ausbeutung der Arbeit in derjenigen Unternehmung 
selbst, worin das betreffende Capital beschäftigt ist, bald wieder ganz oder 
doch zum Theile durch eine Arbeitsausbeutung erklärt wird, welche in 
fremden Unternehmungen stattfinde. Er führt nämlich dem Leser das Capital. 
in seiner Gesammtheit vor, wovon die einzelnen Capitalien nur besonders 
fungierende Theile seien. „In ihrer wirklichen Bewegung‘, sagt Marx, 
„treten sich die Capitalien in solchen concreten Formen gegenüber, für 
welche die Gestalt des Capitales im unmittelbaren Productionsprocesse, wie 
seine Gestalt im Circulationsprocesse nnr als besondere Momente erscheinen.“ !) 
Indem solcherart die Besitzer der einzelnen Capitalien zum Geschäfte der 
Arbeitsausbeutung gleichsam vergesellschaftet sind, „sich verhalten als 
blosse Actionäre einer Actiengesellschaft, worin die Antheile am Profit 
gleichmässig pro 100 vertheilt werden‘;*) so kann es nicht wundernehmen, 
dass sie den insgesammt erbeuteten Mehrwert nach Maassgabe der Grösse 
ihrer Capitalien unter sich auftheilen. „Der Mehrwert“ (den ein bestimmtes 
Capital erbeutet) „spaltet sich einerseits in verschiedene Unterformen: 
Capitalszins, Grundrente, Steuern ete. und deckt sich andererseits keineswegs 
mit dem Profit, wie er angeeignet wird kraft der allgemeinen Durchschnitts- 
profitrate.*°) Diese Zutheilung des erbeuteten Mehrweites an die einzelnen 
Capitalisten erfolgt im Circulationsprocesse durch entsprechende Abweichungen 
der Preise von den Arbeitswerten der Producte. „Obgleich der Ueberschuss 
der Wertes der Ware über ihren Kostpreis‘ (d. i. über die in die Ware 
eingegangene Auslage an constantem und variablem Capitale) „im unmittel- 
baren Productionsprocesse entsteht, wird er erst realisiert im Circulations- 
process und erhält umso leichter den Anschein, aus dem Circulationsprocesse 
zu entspringen, als es in der Wirklichkeit, innerhalb der Concurrenz, auf 
dem wirklichen Markt, von Marktverhältnissen abhängt, ob oder ob nicht 
und zu welchem Grade dieser Ueberschuss realisiert wird.“*) Marx sucht 
hier sogleich das Bedenken des Lesers gegen die Annahme grundsätzlicher 
Abweichungen der Preise von den Arbeitswerten zu zerstreuen. „Es bedarf,“ 
sagt er, „keiner Erörterung, dass, wenn eine Ware über oder unter ihrem 
Werte verkauft wird, nur eine andere Vertheilung des Mehrwertes statt- 
findet und dass diese verschiedene Vertheilung des Melırwertes, das veränderte 
Verhältnis, worin verschiedene Personen sich in den Mehrwert theilen, 
weder an der Grösse noch an der Natur des Mehrwertes irgend etwas 
Andert.“°) „Der Capitalist kann,“ heisst es an anderer Stelle, „die Ware 
mit Profit verkaufen, obgleich er sie unter ihrem Werte verkauft.*%) „Die 
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Minimalgrenze des Verkaufspreises ist gegeben durch ihren Kostpreis* (Capi- 
talsverausgabung). !) 

Wie nun der Profit aus dem Circulationsprocesse zu entspringen 
scheint, wiewohl er daselbst nur realisiert wird, so scheint er im Productions- 
processe, woselbst er geboren wird, aus dem gesammten Capitale hervor- 
zugehen, wiewohl er nur aus dem variablen Capitalstheile fliesst. „Was das 
in der Production verausgabte Capital betrifft, so scheint,“ sagt Mary, 
„der Mehiwert gleichmässig aus dessen verschiedenen in Productionsmitteln 
und Arbeit bestehenden Wertelementen zu entspringen.‘?) „Als solcher 
vorgestellter Abkömmling des vorgeschossenen Gesammtcapitales erhält der 
Mehrwert die verwandelte Form des Profits.“ „Der Profit ist also dasselbe, 
was der Mehrwert ist, nur in einer mystificierten Form, die jedoch mit 
Nothwendigkeit aus der capitalistischen Productionsweise hervorwächst.“°®) 
„Obgleich nur der variable Theil des Capitales Mehrwert schafft, so schafft 
er ihn nur unter der Bedingung, dass auch die anderen Theile vorgeschossen 
werden, die Productionsbedingungen der Arbeit.“ „Da der Capitalist die 
Arbeit nur exploitieren kann durch Vorschuss des constanten Capitales, da 
er das constante Capital nur verwerten kann durch Vorschuss des variablen, 
so fallen ihm diese in der Vorstellung alle gleichmässig zusammen, und 
dies umsomehr, als der wirkliche Grad seines Gewinnes bestimmt ist nicht 
durch das Verhältnis zum variablen Capitale, sondern zum Gesammtcapital, 
nicht durch die Rate des Mehrwertes, sondern durch die Rate des Profits, 
die dieselbe bleiben und doch verschiedene Raten des Mehrwertes aus- 
drücken kann.“ $) 

Marx entwickelt nun den Widerspruch, welcher daraus erwächst, 
dass der Capitalist Profit im Verhältnisse zum verausgabten gesammten 
Capitale anstrebt, während er Mehrwert doch nur im Verhältnisse der Lohn- 
auslage erbeute. Die Lösung dieses Widerspruches erfolgt dadurch, dass die 
Concurrenz die Productpreise je nach der verschiedenen organischen Zusammen- 
setzung aus dem constanten und dem variablen Bestandtheile, welche die 
in den Productionsunternehmungen beschäftigten Capitalien aufweisen, bald 
über den Wert des Productes hebt, bald unter denselben herabdrückt. Das 
Erstere sei der Fall, wenn in der Unternehmung viel constantes und wenig 
variables, das Letztere, wenn wenig constantes und viel variables Capital 
vorhanden ist. Gleich dem Arbeitswerte des Productes sei der Preis nur in 
jenen Productionszweigen, woselbst die Zusammensetzung des Capitales aus 
seinem constanten und variablen Bestandtheile der durchschnittlichen Zu- 
sammensetzung des gesammten Capitales der Gesellschaft entspricht. „Die 
Profitraten, die in verschiedenen Productionszweigen herrschen, sind“, be- 
hauptet Marx, „ursprünglich sehr verschieden.“ „Diese verschiedenen 
Profitraten werden durch die Concurrenz zu einer allgemeinen Profitrate 
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ausgeglichen, welche der Durchschnitt aller dieser verschiedenen Profitraten 
ist.*!) „Das Capital entzieht sich einer Sphäre mit niedriger Profitrate und 
wirft sich auf die andere, die höheren Profit abwirft.*?) „Die Preise, die 
dadurch entstehen, dass der Durchschnitt der verschiedenen Profitraten der 
verschiedenen Productionsphären gezogen und dieser Durchschnitt den Kost- 
_ preisen der verschiedenen Productionsphären zugesetzt wird, sind die Pro- 
ductionspreise.**) Unter „Kostpreis* versteht Marx jene Auslage an 
Capital, welche in das Product eingeht, also die Lohnauslage und die Auslage 
für die im Productionsprocesse aufgebrauchten sachlichen Productionsmittel.*) 
Zu diesem Kostpreise ist nun der Profit vom ganzen im Productions- 
processe gebundenen Capitale hinzuzurechnen, sowohl von jenem, welches 
jeweils aufgezehrt wird und in das Product eingeht, als auch vom übrigen 
Capitale, welches nach Herstellung der einzelnen Productmenge noch fort- 
besteht.°) Natürlich wird der Profit im Verhältnisse zur Zeitdauer des 
Productionsprocesses berechnet, und er soll in allen Productionszweigen zum 
gleichen Satze berechnet werden. „Durch die beständige Aus- und Ein- 
wanderung, je nachdem dort die Profitrate sinkt, hier steigt, bewirkt das 
Capital ein solches Verhältnis der Zufuhr zur Nachfrage, dass der Durch- 
schnittsprofit in den verschiedenen Productionsphären derselbe wird und 
daher die Werte sich in Productionspreise verwandeln.“®) 
„Die Capitalisten lösen nicht den in ihrer eigenen Sphäre bei der Production 
der Waren producierten Mehrwert und daher Profit ein, sondein nur soviel 
Mehrwert und dalıer Profit, als vom Gesammtmehrwert oder Gesammtprofit, 
der vom Gesammtcapital der Gesellschaft in allen Productioussphären 
zusammengenommen in einem gegebenen Zeitabschnitte produciert wird, 
bei gleicher Vertheilung auf jeden aliquoten Theil des Gesammtcapitales 
entfällt.“ 7) 


Gegen Marx’ Lehre von der Bildung einer gleichen Profitrate erheben 
sich schwere Bedenken. 


Marx behauptet, dass ursprūnglich die Tauschwerte sich in der That 
nach dem Arbeitsinhalte der Producte bestimmt haben. Es sind, sagt er, 
„die Werte der Waren nicht nur theoretisch, sondern historisch als 
das Prius der Productionspreise zu betrachten“. „Es gilt dies für Zustände, 
wo dem Arbeiter die Productionsmittel gehören, und dieser Zustand findet 
sich in der alten wie in der modernen Welt beim selbstarbeitenden grund- 
besitzenden Bauer und beim Handwerker.*®) Durch das Aufkommen der 
capitalistischen Productionsweise soll, nach Marx Vorstellung, aber weiterhin 
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die Umwandlung der ursprünglich mit den Arbeitswerten der Producte über- 
einstimmenden Tauschwerte in die ,Productionspreise* sich ergeben haben. 
Als das Capital vermittelst fremder gemieteter Arbeit die Productherstellung 
übernahm, habe die Concurrenz zur gleichen Profitrate in allen Productions- 
zweigen hingedrängt und so seien die Productionspreise an die Stelle der 
Productwerte getreten. 

Unverständlich ist nun an dieser Lehre zunächst, wie die Vorstellung 
bestehen kann, dass erst die Trennung des Capitalbesitzes von der Arbeit 
zur gleichen Profitrate und damit zu den Productionspreisen geführt habe. 
Warum soll sich nicht, so muss man fragen, eben dasselbe Streben nach 
einem verhältnismässig gleichen Ertrage vom Capitalsbesitze schon ergeben 
haben, solange die Arbeiter noch selbst im Besitze ihrer sachlichen Pro- 
ductionsmittel gewesen sind? Marx verkennt nicht, dass auch unter Voraus- 
setzung einer solchen Verknüpfung des Capitales mit der lebendigen Arbeit, 
indem die Producte nach ihren Arbeitswerten vertauscht wurden, sich sehr 
ungleiche Profitraten ergeben mussten. Aber er behauptet, „die Verschiedenheit 
der Profitraten wäre unter dieser Voraussetzung ein gleichgiltiger Umstand“ 
gewesen.!) Dass diese Behauptung jedoch völlig ungereimt ist, kann nicht 
zweifelhaft sein. Wenn der Arbeiter aus der Hingabe seines Productes 
Gewinn immer nur im Verhältnisse seines Arbeitsaufwandes zog und nicht 
auch im Verhältnisse des in der Production gebundenen Capitales, dann 
hätte es ja offenbar an allem Interesse ermangelt, solche Producte herzu- 
stellen, welche das Festlegen eines grösseren Capitales bedingten. Es wäre, 
geradeso wie dies Marx für das Zeitalter der capitalistischen Production 
anführt, eben wieder aus diesen minder vortheilhaften Productionszweigen die 
Arbeit verscheucht worden. Denn indem der Arbeiter sich einem Productions- 
zweige zuwandte, welcher geringeres Capital erheischte, konnte er einen Theil 
seines grösseren Sachgütervermögens freimachen und aus demselben wenigstens 
dadurch Vortheil ziehen, dass er ihn in Gestalt von Genussmitteln persönlichen 
Befriedigungszwecken zuführte. Es entbehrt darum Marx’ Vorstellung, dass 
vor Aufkommen der capitalistischen Productionsweise die Producte in der 
That zu ihren Arbeitswerten vertauscht wurden, aller Begründung. Man wird 
sich vielmehr sagen müssen, dass dieses Austauschverhältnis gar niemals 
in Geltung gewesen sein konnte. 

Weiters gelangt diese Lehre, wie Sombart in seiner Schrift über 
den dritten Marx’schen Band hervorgehoben hat,?) in Widerspruch mit der 
-geschichtlichen Entwicklung der capitalistischen Productionsweise. Ware 
Marx’ Lehre von der Bildung einer gleichen Profitrate durch die Concurrenz 
richtig, so müsste sich der Zudrang des Capitales zunächst zu jenen Pro- 
ductionszweigen ergeben haben, worin viel lebendige Arbeit bei verhältnis- 
mässig geringem Sachgütercapitale aufgeboten wurde. Denn hierselbst 
bestand, solange die Producte zu ihren Arbeitswerten umgesetzt wurden, 
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die höchste Profitrate. Erst weiterhin hätte, im Maasse als sich der Profitsatz 
hier abschwächte, der Einbruch des Capitales in minder gewinnreiche 
Productionszweige sich ergeben müssen. Aber es liest nicht vor, dass sich 
die Entwicklung der capitalistischen Production geschichtlich in solcher 
Weise vollzogen habe. Vielmehr hat sich die capitalistische Production 
vorzugsweise in Productionszweigen zu entwickeln begonnen, bei welchen 
der Aufwand an sachlichen Productionsmitteln die Lohnauslage überwog. 
Sombart gedenkt hier insbesonders des Bergbaues. Mir erscheint es ganz 
allgemein als der natürliche Entwicklungsgang, dass sich die Loslösung des 
Capitalsbesitzes von der lebendigen Arbeit in jenen, vielfach neugeschaffenen, 
Productionszweigen ergeben musste, woselbst in bedeutenderem Maasse 
Sachgütercapital zu binden war. Denn gerade dort, wo der geringe eigene 
Capitalbesitz des selbstunternehmenden Arbeiters sich für den Productions- 
betrieb als unzulänglich erwies, hat sich naturgemäss dem Capitalisten die 
Gelegenheit eröffnet, seinerseits als Unternehmer aufzutreten und den Arbeiter 
in Lohn zu setzen. 

Ein gewichtiges Bedenken erhebt sich endlich insbesonders gegen die 
Vorstellung, dass die Concurrenz es sei, wodurch die ursprünglich im 
Tauschverkehre geltenden Arbeitswerte der Producte in die auf dem Gesetze 
der gleichen Profitrate beruhenden ,Productionspreise* verwandelt worden 
seien. Gemäss dieser Vorstellung müssten in jenen Productionszweigen, 
woselbst das Capital mehr den „constanten“ Bestandtheil und weniger den 
„variablen“ Bestandtbeil aufweist, als es der durchschnittlichen Zusammen- 
setzung des gesammten gesellschaftlichen Capitales entspricht, regel- 
mässig Producte unter der Bedarfsmenge hergestellt werden. Umgekehrt 
müssten in jenen Productionszweigen, worin das Capital verhältnismässig 
mehr den „variablen“ und in geringerem Maasse den „constanten“ Bestandtheil 
enthält, regelmässig Producte über Bedarf hergestellt werden. Wenn 
nämlich infolge Fernhaltung des Capitales von den ersteren Productions- 
zweigen daselbst die Productpreise über den Wertsatz erhoben und infolge 
eines Zudranges des Capitales zu den letzteren Productionszweigen wiederum 
hier die Productpreise unter den Wertsatz herabgedrückt werden sollen, so 
kann sich diese Wirkung eben nur durch einen beständigen relativen Mangel 
an Producten in den ersteren Unternehmungszweigen und durch einen 
beständigen relativen Ueberfluss an Producten in den letzteren Unter- 
nehmungszweigen vollziehen. Wir würden also zu der ungereimten und aller 
Erfahrung zuwiderlaufenden Annahme gelangen, dass in der capitalistischen 
Wirtschaftsordnung in aller Regel ein dem Bedarfe widersprechendes 
Mengenverhältnis der verschiedenartigen Producte angestrebt werde. Die 
Concurrenz bewirkt, wie wir täglich wahrnehmen können, dass die Production 
in allen Unternehmungszweigen mit dem Bedarfe in Einklang gesetzt wird, 
indem bei Minderproduction der über: sein Normalmaass erhöhte Absatzpreis 
zur Ausdehnung der Production, bei Ueberproduction der unter jenes Maass 
herabgedrückte Absatzpreis zur Einschränkung der Production anregt. Wie 
hiernach die Concurrenz den für jede Productart innerlich begründeten 
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Preissatz gegenüber den aus dem äusserlichen Verhältnisse der jeweiligen 
Marktlage entspringenden Preisschwankungen zur Geltung bringt, so dient 
sie dazu, in den verschiedenartigen Unternehmungszweigen Minderproductionen 
und Ueberproductionen, die der Zufall oder Unkenntnis und Irrthum ver- 
schuldet haben mögen, zu beheben und solcherart die Productmengen mit 
den wechselseitigen Bedarfsgrössen in Einklang zu setzen. Marx aber 
dreht diese volkswirtschaftliche Function der Concurrenz völlig um. Er 
will uns glauben machen, dass gerade die Concurrenz es sei, wodurch die 
natürlichen, innerlich begründeten Tauschwertgrössen, welche durch den 
Arbeitsinhalt der Producte bestimint seien, gewisse Abweichungen erleiden, 
welche in den „Productionspreisen* in die Erscheinung treten, und er 
dichtet der Concurrenz weiters an, dass sie das natürliche wechselseitige 
Mengenverhältnis der verschiedenartigen Producte störe und an dessen 
Stelle jenes andere setze, unter dessen Drucke jene Productionspreise sich 
herausbilden! 

Bei der Mehrwertauftheilung, welche sich nach Marx’ Lehre in der 
capitalistischen Wirtschaft ergibt, wird auch das commercielle Capital 
bedacht, wiewohl es selbst Mehrwert nicht erbeutet. Die Form, in der das- 
selbe an dem vom productiven Capitale erbeuteten Mehrwerte betheiligt 
wird, ist die Minderung des Einkaufspreises der Ware. „Es ist nur Schein, 
dass der mercantile Profit blosser Zuschlag, nominelle Erhöhung des Preises 
(Verkaufspreises) der Waren über ihren Wert sei*.') „Der Preis, wozu der 
industrielle Capitalist verkauft, ist kleiner als der wirkliche Productionspreis 
der Ware; oder wenn wir die Gesammtheit der Waren betrachten, so sind 
die Preise, wozu die industrielle Capitalistenclasse sie verkauft, kleiner als 
ihre Werte“.2) „Der Verkaufspreis des Kaufmannes steht so über dem 
Einkaufspreise, nicht weil jener über, sondern weil dieser unter dem 
Totalwerte steht*.*) 

Eine gewisse Schwierigkeit liegt für Marx in der Frage nach der 
Wirkung, welche aus der Ausbeutung des commerciellen Hilfsarbeiters 
entspringe. Marx spricht der commerciellen Arbeit wertbildende Kraft ab. 
Sie erhöht den Warenwert nicht, wie auch der Aufbrauch von Arbeits- 
producten (Schreibmaterial, Bureaukosten) im Circulationsprocesse in den 
Warenwert nicht eingeht; sie kann also auch nicht Mehrwert schaffen. 
Gleichwohl ist der commercielle Arbeiter Lohnarbeiter wie ein anderer. 
„Sein Arbeitslohn ist bestimmt, wie bei allen anderen Lohnarbeitern, durch 
die Productionskosten seiner specifischen Arbeitskraft, nicht durch das 
Product seiner Arbeit*.4) Wenn nun seine unbezahlte Mehrarbeit nicht 
Mehrwert schafft, so zieht doch der Capitalist Vortheil aus derselben. Wie 
erklärt sich aber dieser Vortheil, dem Mehrwertschaffung nicht zugrunde 
liegt? Marx antwortet auf diese Frage, der commercielle Arbeiter bringe 





1) S. 265, 
2) S. 269. 
3) S. 270. 
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dem Capitalisten Vortheil ein, „nicht indem er direct Mehrwert schafft, 
aber indem er die Kosten der Realisierung des Mehrwertes vermindern hilft, 
soweit er zum Theile unbezahlte Arbeit verrichtet?.!) Aller Capitalsaufwand 
im Circulationsprocesse erscheint Marx als blosse Kostenauslage für den 
Zweck der Realisierung des im Productionsprocesse erbeuteten Mehrwertes, 
und diese Auslage wird sich im Maasse verringern, als die commerciellen 
Hilfsarbeiter unbezahlte Mehrarbeit leisten. Solcher Art fliesst doch auch 
das Einkommen, welches der Kaufmann vermittelst der Ausbeutung seines 
Arbeiters gewinnt, wie alles arbeitslose Einkommen, nach Marx’ Meinung 
letztlich aus erbeutetem Mehrwerte. 

Weiterhin befasst sich Marx mit dem Zinse des Leihcapitales und 
dem Unternehmergewinne. „Der Zins ist ein Theil des Profits d. h. des 
Mehrwertes, den der fungierende Capitalist, Industrieller oder Kaufinann, 
soweit er nicht eigenes, sondern geliehenes Capital anwendet, wegzahlen 
muss an den Eigenthümer und Verleiher dieses Capitales“.?) Auch der 
Leihzins entspringt also aus der Ausbeutung der Arbeit. Unternehmergewinn 
nennt Marx den Theil des Profits, welcher dem Capitalisten nach Weg- 
zahlung des Zinses für erborgte Capitalien verbleibt. Eine dauernde und 
regelmässige Erhebung des Unternelimergewinnes über das Ausmaas des 
Leihzinses nimmt Marx nicht an. „Ist der Bruttoprofit gleich dem Durch- 
schnittsprofit, so wird die Grösse des Unternehmergewinnes ausschliesslich 
bestimmt durch den Zinsfuss“. „ Weicht der Bruttoprofit ab vom Durchschnitts- 
profit, so ist die Differenz desselben vom Bruttoprofit durch alle die 
Conjuncturen bestimmt, welche eine zeitweilige Abweichung verursachen, 
sei es der Profitrate in einer besonderen Productionssphäre von der allge- 
meinen Profitrate, sei es des Profits, den ein einzelner Capitalist in einer 
bestimmten Sphäre macht, vom Durchschnittsprofit dieser besonderen 
Sphäre“.?) Insonderheit lehnt Marx die Auffassung des Unternehmergewinnes 
als Aufsichtslohnes der Arbeit ab. Denn die Arbeit der Oberaufsicht und 
Leitung im Productionsprocesse gilt ihm als productiv (wertbildend).*) 

Endlich erörtert Marx auch die Erscheinung der Grundrente. Er 
sielit ein, dass sich die Eutstehung dieses arbeitslosen Einkommens niemals 
aus der Aneignung von Mehrarbeit erklären liesse, wenn der Preis des 
einzelnen Bodenproductes durch den Aufwand an Arbeit bestimmt wäre, 
welchen dasselbe selbst kostet. Denn in diesem Falle würde sich für das 
einzelne Bodenstück Rente im Verhältnisse zur Anzahl der Arbeiter ergeben, 
welche dasselbe bebauen, nicht aber nach Maassgabe seiner Fruchtbarkeit 
und seiner mehr oder minder günstigen Lage. Aber nachdem Marx das 
zuerst aufgestellte Gesetz des Tauschwertes fallen gelassen hat und rück- 
sichtlich der Bodenerzeugnisse, wie aller Producte, den , Productionspreis ‘ 
an die Stelle des durch den Arbeitsaufwand bestimmten Tauschwertes setzt, 
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meint er, dass die Erklärung der Grundrente, wenigstens soweit dieselbe 
als Ertragsunterschied der verschiedenen einzelnen Bodenstiicke erscheint, 
wenig Schwierigkeit bereite. Um diese Differentialrente zu erklären, brauche 
er nur zu zeigen, warum vom Profite des auf das einzelne Bodenstück 
gewandten Capitales ein Theil dem Grundeigenthimer zufällt.!) Hierbei 
folgt Marx im Wesenslichen der Lehre Ricardos. Die Preise der Boden- 
producte werden bestimmt durch die höchsten Productionskosten (beziehungs- 
weise Zufuhrskosten), welche das schlechteste (mindest fruchtbare und un- 
günstigst gelegene), noch bebaute Grundstück bedingt. Diese Productionspreise 
„sind gleich ihren Kostenelementen (dem Werte des aufgezehrten 
constanten und variablen Capitales) plus einem Profite, bestimmt durch die 
allgemeine Profitrate, berechnet auf das vorgeschossene Gesammt- 
capital, verbrauchtes und nichtverbrauchtes“.?) Zu diesem vorgeschossenen 
Gesammtcapitale rechnet Marx natürlich nicht den Preis, welchen das 
Grundstück schon an sich nach Abschlag aller Capitalsinvestition bedingt. 
Denn alle blosse „Naturkraft hat keinen Wert“, weil sie „keine vergegen- 
ständlichte Arbeit darstellt“. Dieser Preis ist erst eine Folgeerscheinung der 
Grundrente, „ist nichts als die capitalisierte Rente“.?) Was 
aber die allgemeine Profitrate betrifft, welche auf das vorgeschossene 
Gesammtcapital berechnet wird, so finde das agricole Capital dieselbe schon 
vor. Denn dieser „Durchschnittsprofit bildet sich schon ausserhalb der 
Verhältnisse des flachen Landes im Kreise des städtischen Handels und der 
Manufactur*.*) Weil nun die besseren Grundstücke dieselbe Productmenge 
mit geringeren Kosten auf den Markt liefern als die schlechteren, so 
entstehe durch den Anbau der ersteren nach Maassgabe ihrer Fruchtbarkeit 
und ihrer mehr oder minder günstigen Lage ein „Surplusprofit“. Das 
agricole Capital (der Landbauunternehmer, Pächter) könne denselben aber 
nicht festhalten, sei auf den Durchschnittsprofit verwiesen. Vielmehr müsse 
dieser Uebergewinn dem Grundeigner zufallen, welcher die „Naturbasis der 
ausnahmsweise erhöhten Productivkraft der Arbeit“ beherrscht; er verwandle 
sich in Grundrente. „Das Grundeigenthum befähigt den Eigenthümer, diese 
Differenz zwischen dem individuellen Profit und dem Durchschnittsprofit 
abzufangen; der so abgefangene Profit, der sich jährlich erneuert, kann 
capitalisiert werden und erscheint dann als Preis der Naturkraft selbst“.°) 
„Aber die Naturkraft ist nicht die Quelle des Surplusprofits“.6) „Alle 
Grundrente ist Mehrwert, Product von Mehrarbeit“.”) 


In dieser Differentialrente erschöpft sich jedoch für Marx das Problem 
der Grundrente keineswegs. Auch der schlechteste Boden kann schon Rente 
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geben, „absolute Grundrente*. Allerdings, „das blosse juristische Eigenthum 
am Boden schafft dem Eigenthümer keine Grundrente“. „Wohl aber gibt 
es ihm die Macht, seinen Boden so lange der Exploitation zu entziehen, bis 
die ökonomischen Verhältnisse eine Verwertung desselben erlauben, die ihm 
einen Ueberschuss abwirft“.!) „Das Grundeigenthum ist hier die Barriere, 
die keine neue Capitalanlage auf bisher unbebautem Boden erlaubt, ohne 
Zoll zu erheben“. „Infolge der Schranke, die das Grundeigenthum setzt, 
muss der Marktpreis (des Bodenproductes) bis zu einem Punkte steigen, 
wo der Boden einen Ueberschuss über den Productionspreis d. i. eine Rente 
zahlen kann“.?) Während also die Differentialrente noch im Productions- 
preise begriffen ist, welcher sich nach den Productionskosten auf dem 
schlechtesten Boden bestimmt, ist die absolute Rente eine Erhöhung des 
Productionspreises. 

An diesen Aufschlag zum Productionspreise knüpft sich aber für 
Marx ein Bedenken. Absonderlicherweise hält er nämlich diesen Preis- ` 
aufschlag nur in dem Falle für möglich, wenn der Productionspreis sich 
unterhalb des Arbeitswertes des Bodenproductes stellt d. i. wenn das 
agricole Capital weniger constanten und mehr variablen Bestandtheil aufweist 
als das Gesammtcapital der Gesellschaft.°) Den Grund dieser Einschränkung 
habe ich aus der Lectüre des Marx’schen Werkes nicht zu entnehmen 
vermocht. 


3. Der innere Widerspruch der reformierten Marx’schen 
Lehre. 


Um den Widerspruch zu beheben, in welchen die socialistische Capitals- 
ertragstheorie mit der wirklichen Erscheinung des Capitalsertages geräth, 
hat Marx zugestehen müssen, dass sich das quantitative Verhältnis des 
Austausches der Producte in Wirklichkeit nach einem anderen Gesetze 
vollzieht als nach jenem, welches die Arbeitswerttheorie aufstellt. Er hat 
den ,Productionspreis“ an die Stelle des auf den Arbeitsimhalt der Producte 
gestützten Tauschwertes gesetzt. 

Im Einzelnen allerdings gestaltet sich Marx’ Lehre vom Preise, wie 
wir gesehen haben, etwas verwickelter. Im Allgemeinen lehrt er, dass der 
Productpreis durch die Capitalsauslage für aufgebrauchte Productionsmittel 
uad Löhnungen zuzüglich des Profits bestimmt sei, welcher vom ganzen 
in der Production beschäftigten Capitale, dem jeweils aufgezehrten, wie dem 
nach Herstellung der einzelnen Produetmenge noch fortbestehenden, berechnet 
wird. Aber es ergeben sich Besonderheiten. Im Verkehre zwischen dem 
Producenten und dem Händler finde, lehrt Marx, eine Abminderung dieses 
Preises statt. Die „absolute* Grundrente hinwiederum bewirke einen Zu- 
schlag zu demselben. Die Bodenerzeugnisse erlangen zudem ihren Preis 
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nach Maassgabe der höchsten Productionskosten auf dem schlechtesten 
Grundstücke. Der Bodenpreis selbst sei Capitalisierung der Grundrente, 
welche auf der Ungleichheit der Productionskosten auf verschiedenem Boden 
beruht. Immerhin gründen sich aber auch diese besonderen Preisgestaltungen 
insgesammt auf die Idee vom Productionspreise, sind entweder selbst Pro- 
ductionspreise oder doch nur Abänderungen und Folgeerscheinungen von 
solchen. 

Indem nun Marx an Stelle des Arbeitswertes den Productionspreis 
setzt, ergibt sich nicht etwa unter bestimmten Voraussetzungen bloss eine 
gewisse Abweichung des Preises von der Arbeitswertgrösse, eine blosse 
besondere Gestaltung der auf den Arbeitsinhalt der Producte gestützten 
Tauschwertbestimmung für gewisse Fälle der Preiserscheinung. Vielmehr 
ergibt sich ein völliger Wechsel im Gesetze des Preises 
selbst. Nun ist der Preis nicht mehr, wie die Arbeitstheorie es fordern 
würde, abhängig gemacht lediglich vom Arbeitsaufwande, der in das Product 
eingeht, dem unmittelbaren und dem Aufwande an vorgethaner Arbeit, 
welche schon in den aufgebrauchten sachlichen Productionsmitteln begriffen 
war. Vielmehr ist jetzt für die Preisbestimmung immer auch die Grösse 
desjenigen Capitales von Bedeutung, welches wohl bei der Herstellung der 
einzelnen Productmenge nicht aufgezehrt wird, aber gleichwohl an der 
Production mitwirkt. Denn der Profit, welcher nun einen Bestandtheil des 
Preises bildet, muss vom ganzen in der Production gebundenen Capitale 
berechnet werden, nicht bloss vom aufgebrauchten, in das einzelne Product 
eingegangenen Capitale. Dies gilt selbst vom Bodenpreise, der Capitalisierung 
der Grundrente. Denn am Unterschiede der Productionskosten, welchen 
dieselbe darstellt, hat auch die ungleiche Grösse des festgelegten Capitales 
Antheil. Zudem ist der Preis nun auch von der Höhe des Profitsatzes 
abhängig. Es wird also von Marx jetzt in Wahrheit ein wesentlich anderes 
Gesetz der Tauschwerbestimmung aufgestellt als vordem. Einzig der Preis 
der menschlichen Arbeitskraft ist es, welcher noch nach dem ursprünglichen 
Principe bestimmt wird. Der Lohn enthält noch, wie vor, jenes Maass an 
Lebens- und Unterhaltsmitteln, welches zur Wiedererzeugung der Arbeitskraft 
ausreicht und zur Erhaltung des Arbeiters nach dem hergebrachten Maasse 
an Reichlichkeit der Lebensführung zulangt. 

Nun glaubt freilich Marx die Vorstellung festhalten zu können, als 
ob selbst neben und in dem Gesetze des Productionspreises, wenigstens 
nach einer gewissen Hauptbetrachtung, das ursprünglich aufgestellte Gesetz 
des Tauschwertes der Producte wirksam bleibe. Marx fühlt es heraus, dass 
die von ihm verfochtene Ausbeutungslehre den Todesstoss empfängt, sobald 
jenes Tauschwertgesetz voll und ganz die Geltung einbüsst. Wenn die Pro- 
ducte über oder unter ihrem Werte verkauft werden, so finde, meint er, 
lediglich eine andere Vertheilung des insgesammt erbeuteten Melırwertes 
statt, ohne dass aber an der Grösse und an der Natur des Mehrwertes 
sich irgend etwas dndere.') Es finden sich zerstreut an verschiedenen Stellen 
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des dritten Bandes Darlegungen und Bemerkungen, welche dahin zielen, das 
ursprünglich aufgestellte Princip des Tauschwertes in gewisser Geltung 
zu erhalten. Diese Ausführungen und Andeutungen sind aber leicht widerleglich. 

Dieselben lassen sich auf folgende zwei Hauptgesichtspuncte zurückführen. 

Der eine davon betrifft die Preise der verschiedenartigen Producte 
einzeln betrachtet. Marx hebt nämlich hervor, dass das Wertgesetz 
doch immer die Bewegung der einzelnen Productionspreise beherrsche. „Wo 
die zur Production erheischte Arbeitszeit fällt, fallen die Preise; wo sie 
steigt, steigen die Preise, bei sonst gleichbleibenden Umstinden‘.’) Es 
bedarf nun nicht vieler Worte, um die Haltlosigkeit dieser Beweisführung 
aufzudecken. Da der Arbeitsaufwand immer einen Bestandtheil der Pro- 
ductionskosten bildet, wird niemand bestreiten, dass Aenderungen desselben 
auf den Preis des Productes Einfluss nehmen. Das „Wertgesetz“ aber hat 
einen wesentlich anderen Inhalt. Es besagt, dass die Tauschwerte der Pro- 
ducte einzig und allein durch den Arbeitsaufwand bestimmt seien; 
es widerspricht der Vorstellung, dass die Grösse des in der Production 
beschäftigten Capitales, soweit dasselbe nicht aufgebraucht wird und hier- 
nach in die einzelne Productmenge eingeht, den Preis der letzteren beeinflusse. 
Der Umstand, dass der Preis des Productes, „beisonst gleichbleibenden 
Umständen“, steigt oder fällt, wenn sich der zur Herstellung des Pro- 
ductes nöthige Arbeitsaufwand erhöht oder vermindert, kann somit die 
Geltung des Wertgesetzes nicht beweisen. 

Der zweite Gesichtspunkt betrifft die Productionspreise, soferne die- 
selben in ihrer Gesammtheit betrachtet werden. Marx behauptet nämlich, 
dass — „die Totalität aller Productionszweige betrachtet“ — „die Summe 
der Productionspreise des gesellschaftlichen Gesammtproductes der Summe 
seiner Werte gleich ist*.2) Wenn hiernach, wie sehr auch die Preise der 
einzelnen Productarten von deren Werten abweichen mögen, doch die 
Gesammtheit aller Producte nach Maassgabe des gesammten Arbeitsaufwandes 
Wert habe; so sei, meint Marx, zu folgern, dass der Capitalsertrag immerhin 
in seiner Gesammtheit einen Theil der durch die Arbeit allein geschaffenen 
Wertmente darstelle, auf unbezahlter Mehrarbeit beruhe, mag auch der 
Profit des einzelnen Capitalisten nicht eben mit der Mehrarbeit der von 
ihm beschäftigten Arbeiter im Einklange stehen. 

Eben jene Behauptung, welche jetzt Marx vorbringt, ist vor Erscheinen 
des dritten Marx’schen Bandes von Conrad Schmidt?) und dann von 
Firemann“) aufgestellt werden. Böhm-Bawerk hat wider dieselbe 
schon in seiner im Jahre 1890 veröffentlichten Streitschrift?) gegen Conrad 
Schmidt einen Einwand erhoben, dessen volle Begründung sich nicht in 
Frage ziehen lässt. Er erhebt ihn nun neuerdings gegen Marx selbst. 


1) S. 156 und 158. I. Abtheilung. 

2) S. 138 und 152. 

`, In dessen oben bezogener Monographie v. J. 1889 S. 51. 

4) In dessen früher citierter Schrift v. J. 1892 S. 798 

5) Enthalten, wie schon bemerkt, in der Tübing’schen Zeitschrift v. J. 1890 S. 590. 
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„Von einem Austauschverbältnisse‘, sagt Böhm-Bawerk, „kann offenbar 
nur zwischen verschiedenen einzelnen Waren untereinander die Rede 
sein. Sowie man aber alle Waren zusammengenommen ins Auge 
fasst und ihre Preise summiert, sieht man von dem im Innern dieser 
Gesammtheit bestehenden Verhältnisse nothwendig und geflissentlich ab“. 
„Die relativen Preisverschiedenheiten im Innern compensieren sich ja in 
der Summe“. „Um was z. B. der Thee gegenüber dem Eisen mehr gilt, 
um das gilt das Eisen gegenüber dem Thee weniger“. Es sei keine Antwort 
auf die Frage nach dem Austauschverhältnisse der Güter, wenn mit der 
Preissumme geantwortet werde, die alle zusammen erzielen. Was Marx 
hier behaupte, sei eine blosse Tautologie. „Die Waren vertauschen sich, 
wenn man durch die verhüllenden Formen des Geldverkehrs hindurch blickt, 
schliesslich wieder gegen Waren“. „Jede in Austausch tretende Ware ist 
zugleich Ware, aber auch der Preis ihrer Gegengabe“. „Die Summe der 
Waren ist somit identisch mit der Summe der dafür gezahlten Preise oder 
der Preis für das gesammte Nationalproduct ist nichts anderes als das 
Nationalproduct selbst“. „Dieser tautologische Ausspruch bedeutet weder 
irgend einen Zuwachs an wirklicher Erkenntnis, noch kann er insbesonders 
als Richtigkeitsprobe für das angebliche Gesetz dienen, dass sich die Güter 
nach dem Verhältnisse der in ihnen verkörperten Arbeit vertauschen‘“.') 
Auch Loria wendet gegen jene Behauptung Marx’ ein, dass die Vorstellung 
von der Preissumme der Güter alles Sinnes entbehre, weil der Preis immer 
ein wechselseitiges Grössenverhältniss sei.?) Ich glaube, hier noch ein Wort 
zur Aufklärung beifügen zu müssen. Der Marx’sche W er thegriff ist aller- 
dings nicht lediglich der Begriff eines Grössenverhältnisses, des quantitativen 
Austauschverhältnisses. Er ist zugleich der Begriff eines Mengeninhaltes, 
der in den Gütern steckenden Arbeit. Marx kann also den Wert der Güter 
summieren. Die Summe ist die Gesammtarbeit, welche in ihnen enthalten 
ist. Aber die Preissumme ist ein Nonsens. Da der Preis nicht nach 
dem Arbeitsgehalte der Producte bestimmt wird, ist er nur noch die Vor- 
stellung eines Mengenverhältnisses, nicht jene einer absoluten Menge. 

Als Beleg für die Behauptung, dass die Productionspreise in ihrer 
Gesammtheit der Summe der Productwerte gleich seien, bedient sich nun 
Marx befremdlicherweise einer Hinstellung, die nicht nur falsch ist, 
sondern auch von ihm selbst als unrichtig erkannt wird. Er 
führt dem Leser nämlich vor, dass in jenen Productionszweigen, woselbst 
das Capital eben jene Zusammensetzung aus seinem „constanten“ und seinem 
„variablen“ Bestandtheile aufweist, welche der durchschnittlichen Zusammen- 
setzung des ganzen Capitales der Gesellschaft entspricht, die Producte zu 
ihren Arbeitswerten verkauft werden, während in den übrigen Productions- 
zweigen der Preis des Productes sich über oder unter den Wert stelle, je 
nachdem das constante oder aber das variable Capital über den Durchschnitt 


1) In der schon erwähnten Schrift: „Zum Abschlusse des Marx’schen Systems“ 
1896 S. 32 und 33. 
2 In der oben citierten Schrift: „L'opera postuma di Carlo Marx“ S. 478. 
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zur Geltung kommt, oder je nachdem das Capital, wie Marx sagt, von 
„höherer“ oder „niedrigerer“ Zusammensetzung ist.!) Hieraus folgert er, 
dass sich die Erhöhungen der Preise über die Wertgrössen in den Productions- 
zweigen mit „höherer“ Capitalszusammensetzung und die Ermässigungen 
der Preise unter die Wertgrössen in den Productionszweigen mit „niedrigerer“ 
Capitalszusammensetzung gegenseitig aufheben, so dass die Summe aller 
Preise der Summe der Wertgrössen gleichkommen müsse, 


Die Irrigkeit dieser Hinstellung ist jedoch nicht zu verkennen. Marx 
lässt nämlich hierbei ausseracht, dass die Güter, welche in dem einen 
Productionszweige als Productionsmittel auftreten, in einem anderen Pro- 
ductionszweige als Producte entstanden sind. Er hält sich hier nicht gegen- 
wärtig, dass aus diesem Grunde die Aenderung der Productpreise, welche 
in irgend welchen Productionszweigen durch das Streben nach gleichem 
Profite hervorgerufen wird, schon in anderen Productionszweigen eine Aenderung 
der Productionskosten bewirken muss. In den Productionszweigen von 
durchschnittlicher Capitalszusammensetzung wird der Productionspreis mit 
nichten mit dem Arbeitswerte des Productes übereinstimmen müssen, weil 
die hier verwendeten Productionsmittel Producte aus solchen Productions- 
zweigen sein mögen, in welchen die Productpreise gemäss dem Gesetze des 
gleichen Profitsatzes vom Arbeitswerte abweichen. Sinken hiernach in einem 
Productionszweige von durchschnittlicher Capitalszusammensetzung die Pro- 
ductionskosten, so muss auch der Productpreis sinken, steigen sie, so muss 
auch der Productpreis steigen, wenn anders sich ein Profit zum Durchschnitts- 
satze ergeben soll. In den Productionszweigen weiters, worin das constante 
Capital in grösserem Ausmaasse auftritt, als dem durchschnittlichen Ver- 
hältnisse entspricht, muss der Productionspreis zur Erzielung des Durchschnitts- 
profites sich nicht eben über den Arbeitswert des Productes erheben. Es 
können ja die hier benötligten Productionsmittel zu unterwertigen Preisen 
erhältlich sein, weil sie Producte aus Productionszweigen von „niedrigerer“ 
Capitalszusammensetzung sein mögen. Desgleichen muss der Productionspreis 
in irgend einem Productioszweige von „niedrigerer“ Capitalszusammensetzung 
nicht eben unter den Arbeitswert des Productes sinken. Denn es kann der 
Profit schon durch Preissteigerung der Productionsmittel, welche Producte 
aus Productionszweigen mit „höherer“ Capitalszusammensetzung sind, auf 
den Durchschnittssatz, ja unter denselben herabgedrückt erscheinen. Marx 
lässt also hier die wechselseitige Abhängigkeit der Preise der verschieden- 
artigen Producte ausser Betracht und dasselbe Uebersehen tritt noch an 
wiederholten Stellen hervor, woselbst er den ,Productionspreis* als den 
„Kostpreis* zuzüglich des Profites hinstellt, dabei aber den „Kostpreis“ 
als den „Wert“ des aufgezehrten constanten und variablen Capitales be- 
zeichnet. ?) 


1) III. Band I. Abth. S. 142, 143 und 152. 
2) So z. B. in der schon früher bezogenen Stelle II, Abth. S. 180. 
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Uebrigens ist Marx, wie schon bemerkt wurde, mit dem wechsel- 
seitigen Aufeinanderwirken der Productpreise, “das er hier ausser Betracht 
lässt, ganz wohl vertraut. Unmittelbar im Anschlusse an die falsche Aus- 
führung, dass der Productionspreis dem Arbeitswerte des Productes gleich 
sei, denselben übersteige oder hinter demselben zurückbleibe, je nachdem 
der betreffende Productionszweig Capital in durchschnittlicher, in höherer 
oder in niedrigerer Zusammensetzung aufweise, sagt er nämlich mit aller 
wünschenswerten Deutlichkeit: „Ursprünglich wurde angenommen, dass der 
Kostpreis einer Ware gleich sei dem Werte der in ihrer Production 
consumierten Waren. Der Productionspreis einer Ware ist aber für den 
Käufer derselben ihr Kostpreis und kann somit als Kostpreis in die Preis- 
bildung einer anderen Ware eingehen. Da der Productionspreis abweichen 
kann vom Werte der Ware, so kann auch der Kostpreis einer Ware, worin 
dieser Productionspreis anderer Waren eingeschlossen ist, über oder unter 
dem Theil ihres Gesammtwertes stehen, der durch den Wert der in sie 
eingehenden Productionsmittel gebildet wird. Es ist nöthig, sich an 
diese modificierte Bedeutung des Kostpreises zu erinnern 
und sich daher zu erinnern, dass wennin einer besonderen 
Productionssphäre der Kostpreis der Ware dem Wert der 
inihrer Production verbrauchten Productionsmittel gleich- 
gesetzt wird, stets ein Irrthum möglich ist*.?) 


Ich habe dem Leser vorgeführt, was Marx insbesonders vor- 
bringt, um noch neben und in dem Gesetze des Productionspreises das 
ursprünglich aufgestellte Gesetz des Tauschwertes in Geltung zu halten. 
Aber dieses Bestreben tritt auch, abgesehen von jenen ausdrücklichen Hin- 
weisungen, schon in der Stellung zutage, die Marx dem , Productionspreise* 
in der capitalistischen Wirtschaftsordnung zuweist. Der Productionspreis 
soll nur die Aufgabe versehen, den durch die Producenten insgesammt 
erbeuteten Mehrwert unter die capitalistischen Unternehmer aufzutheilen, 
denselben in Profit, Handelsgewinn und Grundrente zu spalten, insonderheit 
die gleiche Profitrate vom Capitale herzustellen. Die Bildung des „Productions- 
preises“ wird von Marx wie eine interne Angelegenheit der Capitalisten- 
classe hingestellt, die nur sie berühre. So soll der gutgläubige Leser den 
Eindruck gewinnen, dass im Uebrigen der auf den Arbeitsinhalt der Producte 
gestützte Wert in der menschlichen Wirtschaft seine Geltung wahre. Aber 
der „Productionspreis“ derjenigen Producte, welche keine weitere Umgestaltung 
erfordern, sondern fertige Genussmittel darstellen, ist nicht mehr bloss das 
Mittel der Beutevertheilung zwischen den capitalistischen Unternehmern, hat 
nicht mehr bless Bedeutung für das ökonomische Problem der Zutheilung 
von arbeitslosem Einkommen. Er erlangt vielmehr, weil er für den letzten 
Consumenten den Einkaufspreis der persönlichen Bedarfsmittel darstellt, 
Bedeutung auch in Rücksicht auf das ökonomische Problem der Einkommens- 
verwendung, des Aufbrauches je bestimmter Einkommenstheile für bestimmte 


1) I. Abth. S. 143. 
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persönliche Zwecke nach Maassgabe der Bedeutung dieser Zwecke und der 
Kostspieligkeit ihrer Erfüllung. Der „Productionspreis“ ist also völlig in 
die Function des gesellschaftlichen Güterwertes eingetreten und der auf den 
Arbeitsinhalt der Producte gestützte Tauschwert hat die reale Geltung 
eingebüsst. Er kann nur in der Phantasie ein Scheiudasein fortfristen. 
Dass in und ‚neben dem Gesetze des Productionspreises nicht das 
Arbeitswertgesetz noch fortlebt und dass die Productionspreise nicht, wie 
Marx wälnt, nur gewisse Abweichungen vom Arbeitswerte der Producte 
darstellen, hat er zudem, freilich unbewust, dadurch zugestanden, dass er 
die allseitige Concurrenz unter den Producenten als das Mittel hinstellt, 
durch welches die Productionspreise zur Geltung gelangen. Denn die Con- 
currenz kann immer nur das Mittel abgeben, zeitweilige concrete Abweichungen 
des Preises von seinem durch ein wirtschaftliches Gesetz bestimmten Normal- 
satze mehr und mehr zu beheben und diesen selbst zur Geltung zu bringen. 
Wenn also die Concurrenz es ist, welche die Productionspreise erzeugt, so 
können diese nicht als Abweichungen von den normalen Preissätzen erscheinen, 
sondern sie stelien die letzteren selbst dar. Dann ist aber die Geltung des 
Wertgesetzes in und neben dem Productionspreise völlig ausgeschlossen. 
Marx’ Bestreben, seine Lehre, dass aller Capitalsertrag auf unbezahlter 
Arbeitsleistung beruhe, mit der wirklichen äusseren Erscheinung dieses 
Einkommens in Einklang zu setzen, hat, wie der Leser sich sattsam überzeugt 
hat, zur Preisgebung der ursprünglich aufgestellten These geführt, dass das 
quantitative Austauschverhältnis der Producte sich nach deren Arbeitsinhalt 
regle. Die Bemühungen, dieses Arbeitswertgesetz noch in und neben dem 
Productionspreise in gewisser Geltung zu erhalten, sind erfolglos geblieben. 
Aberdie Preisgebungjenes Wertgesetzes bedeutetschon 
den Zusammenbruch der socialistischen Capitalsertrags- 
theorie. Gleichwie die Ausbeutungslehre sich streng logisch aus dem 
Satze entwickelt, dass sich die Producte nach Maassgabe ihres Arbeits- 
gehaltes vertauschen, so muss sie sich als haltlos erweisen, sobald dieser 
Lehrsatz seine Geltung einbüsst. Wenn nämlich wirklich der Tauschwert 
des Productes jedesmal den Wert der bei der Productherstellung aufge- 
brauchten sachlichen Productionsmittel im Maasse übersteigt, als im Pro- 
ductionsprocesse unmittelbar und von neuem Arbeit zugesetzt worden ist, 
dann muss der Capitalsertrag auf unbezahlter Leistung der Arbeiter beruhen. 
Denn Capitalsertrag und Arbeitslohn sind dann die zwei Bestandtheile, in 
welche sich jener durch die Arbeitsleistung geschaffene Wertüberschuss auflöst. 
Dieser Wertüberschuss realisiert sich im Tauschverkehre in Genussgütern, 
welche eine gleiche Menge von Arbeit in sich schliessen, wie jene, welche 
bei Herstellung des in Absatz gebrachten Productes von neuem aufgewandt 
worden ist, und diese Genussgüter sind es, welche zum Theile dem Arbeiter 
als Lohn, zum Theile aber dem Capitalisten als Capitalsertrag zufallen. 
Lässt man aber den Satz, dass sich in aller Regel die Producte nach ihrem 
Arbeitsgehalte vertauschen, fallen, dann verliert jene Folgerung völlig allen 
Halt. Denn wenn sich die Producte in Wirklichkeit nicht mehr regelmässig 
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im Maasse ihres Arbeitsinhaltes wechselseitig vertauschen, dann ist der 
Ueberschuss an Tauschkraft, welcher dem Producte im Vergleiche zu den 
aufgebrauchten Productionsmitteln eigen ist, keineswegs mehr durch das 
Maass der zugesetzten Arbeitsmenge bestimmt und nicht durch diese allein 
bedingt. Dann muss, was dem capitalistischen Unternehmer aus dem Tausch- 
erlöse des abgesetzten Productes an Genussgütern zufällt, nicht eben aus 
der Arbeitsleistung der Arbeiter herstammen. Es mag im Capitale selbst 
eine Ursache dieser Güterschaffung gelegen sein. Es muss dem Capital 
nicht lediglich eine distributive Macht zukommen; es bleibt vielmehr die 
Frage offen, ob und inwieweit ihm nicht productive Kraft eigen sei. Indem 
also Marx den Lehrsatz, dass sich die Producte nach ihrem Arbeitsinhalte 
vertauschen, preisgab, um den äusseren Widerspruch zu beheben, in welchen 
die Ausbeutungslehre mit den wirklichen Erscheinungen des ökonomischen 
Lebens gerieth, hat er sie selbst in einen inneren Widerspruch verwickelt, 
welcher ihren Bestand völlig uutergräbt. 

So urtheilt Loria und in gleicher Weise Böhm-Bawerk. Loria 
bezeichnet die Marx’sche Lehre in ihrer nunmehrigen Umgestaltung als 
eine ,Selbstpreisgebung*, einen „theoretischen Bankrott“, einen „wissen- 
schaftlichen Selbstmord“.!) Böhm-Bawerk vermag desgleichen in dieser 
neuen Lehre „nicht die Erklärung und Versöhnung eines Widerstreites, 
sondern nur den nackten Widerspruch selbst“ zu sehen. „Der dritte Band‘, 
sagt er, ,verleugnet den ersten. „Die Theorie der Durchschnittsprofitrate 
und der Productionspreise verträgt sich nicht mit der Theorie vom Werte“.?) 

Anders lautet das Urtheil, welches Sombart fällt. Wohl sagt 
Sombart selbst, dass nach den Darlegungen im dritten Marx’schen Bande 
der Wert im Austauschverhältnisse der capitalistisch producierten Waren 
nicht in die Erscheinung trete, dass er nicht im Bewusstsein der capitali- 
stischen Productionsagenten lebe, dass er keineswegs das Calcül des Capitalisten 
leite, dass er ebensowenig bei Auftheilung des gesellschaftlichen Jahres- 
productes als Distributionsfactor eine Rolle spiele und dass er keineswegs 
eine Bewusstseinsthatsache der Warenkäufer und Verkäufer sei.) Ueber- 
raschenderweise glaubt aber Sombart gleichwohl an Marx’ Wert- und 
Mehrwerttheorie festhalten zu müssen. Ich muss nun dem Leser mittheilen, 
in welcher Weise Sombart diese allem Anscheine nach widerspruchsvolle 
Auffassung zu vertreten sucht und den grundlegenden Irrthum aufdecken, 
in welchem derselbe befangen ist. 

Sombart hält grundsätzlich dafür, dass die objectiv relevanteste 
ökonomische Thatsache, welche rücksichtlich. der Waren zu constatieren 
sei, darin bestehe, dass dieselben Producte gesellschaftlicher Arbeit sind, 
weil überhaupt das wirtschaftliche Dasein der Menschen in der Hauptsache 
von der Entwicklung der gesellschaftlichen Productivkraft der Arbeit 
abhängig sei. Productiv sein oder Werte bilden, heisse zur Productherstellung 


1) S. 473 und 479 der citierten Schrift. 
2, S. 27 der citierten Schrift. 
3) S. 573 der citierten Schrift. 
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gesellschaftlich nothwendige Arbeit verrichten. Hieraus folgert Som bart, 
dass der technische Begriff der Productivität oder Productivkratt in die 
adäquate ökonomische Form gekleidet und fir das ökonomische Denken 
verwendbar gemacht werde, wenn man die Waren als Verkörperung unter- 
schiedsloser, abstract gesellschaftlicher Arbeit auffasst. „Der Wertbegriff 
in materieller Bestimmtheit bei Marx“, sagt Sombart, „ist nichts 
anderes als der ökonomische Ausdruck für die Thatsache der gesellschaftlichen 
Productionskraft der Arbeit als Grundlage des wirtschaftlichen Daseins“.!) 
Sombart spricht hier dieselbe Auffassung von der Productivkraft der 
Arbeit aus, welcher Smith in der Anfangsstelle seines Werkes Ausdruck 
verliehen hat, indem derselbe dort behauptet, die Quelle, woraus wir fort- 
während die Befriedigungsmittel unserer Bedürfnisse und Wünsche schöpfen, 
sei die Arbeit, welche wir in aller Wiederkehr verrichten.?) Hegt man nun 
diese Auffassung, dann erscheint es freilich vorweg ausgemacht, dass aller 
Capitalsertrag nur ein Ergebnis von Arbeit sein könne, für welche dem 
Arbeiter das Entgelt vorenthalten blieb. Dann mögen die einzelnen Producte 
sich in welchem Mengenmaasse immer welchelseitig vertauschen, nach 
Maassgabe ihres Aıbeitsinhaltes oder nach irgend welchem anderen Gesetze 
des Tauschwertes. stets würden diejenigen Producte, worin der Capitals- 
ertrag zur Zutheilung gelangt, gleich allen übrigen Producten, welche im 
wiederkehrenden Eıtrage der gesammten gesellschaftlichen Wirtschaft be- 
griffen sind. ihre Herkunft allein ans der Verrichtung menschlicher Arbeit 
herleiten. Dann bedarf es, um den Capitalsertrag als unbezahlte Mehrarbeit 
zu erweisen, gar nicht der umständlichen Beweisführung, welche von Marx 
und den übrigen Vertretern der socialistischen Capitalsertragstheorie vor- 
gebracht wird. Steht es schon fest, dass aller Ertrag der menschlichen 
Wirtschaft einzig und allein der Arbeit zu danken sei, dann gilt dies natürlich 
auch von jenem Theile des Gesammtertrages, welcher den capitalistischen 
Unternehmern zugewiesen wird. Dann braucht man nicht erst darzulegen, 
dass in aller Regel für jedes einzelne Product im Tauschverkehre als Entgelt 
Güter erlangt werden, worin sich das gleiche Maass von Arbeit verkörpert, 
wie jenes, welches in dem in Absatz gebrachten Producte enthalten ist, 
nicht erst klarzumachen, dass eben darum aller Ueberschuss. welcher von 
Tauscherlöse nach Wiederbeschaffung der bei Herstellung des Productes 
aufgebrauchten sachlichen Productionsmittel erübrigt, der im Producte 
neu und unmittelbar zugesetzten Arbeit gleichkommt, so dass, was von 
diesem Ueberschusse dem Unternehmer zufällt, offenbar dem Arbeiter vom 
Ertrage seiner Arbeit entzogen wird. Dann braucht man, um die Ausbentungs- 
theorie zu halten, auch nicht gleich Marx die Productionspreise, welche 
den wirklichen Tauschverkehr beherrschen, als blosse verkappte Arbeits- 
werte auszuspielen und die Behauptung zu wagen, dass auch noch in und 
neben dem (Gesetze des Productionspreises das Gesetz des Arbeitswertes 
den Tauschverkehr beherrsche. Dann kann man vielmehr mit Sombart 


1) S. 576 und 579 daselbst 
2) „Wealth of Nations“, Introduction. 
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behaupten, dass die Productionskosten- und Profittheorie des dritten Bandes 
keine Inconsequenz im Marx’schen Systeme bedeute, dass die Ausführungen 
in diesem Schlussbande eigentlich etwas ganz Selbstverständliches seien, 
das gar nicht anders hat sein können, ja dass es ein Räthsel der gleichen 
Profitrate im Grunde nicht gebe. !) 

Aber Sombart hat hierbei die Bedeutung verkanut, welche dem 
Lehrsatze, dass sich die Producte in aller Regel nach ihrem Arbeitsinhalte 
vertauschen, für die Ausbeutungstheorie zukommt. Jene brillante Phrase, 
welche Smith an die Spitze seines Werkes gestellt hat, ist ja augen- 
scheinlich unrichtig. Nicht aus der menschlichen Arbeit allein entspringen 
die Producte, welche wir in aller Wiederkehr als Ertrag unserer gesell- 
schaftlichen Wirtschaft für unsere persönlichen Zwecke aufzubrauchen 
vermögen. Vielmehr entstammen sie zudem tausenderlei Kräften, welche 
uns die Natur schon ohne unser Zuthun darbietet, und zwar zumal solchen, 
welche im Seltenheitsverhältnisse stehen und darum Ökonomische Nutzung 
erheischen, dann aber vielfach auch Kraftleistungen, welche schon vorfindliche 
Arbeitsproducte, Rohstoffe, Hilfsstoffe der Production, Werkvorrichtungen 
und Arbeitsgeräthe im Productionsprocesse abgeben. Es lässt sich, wie ich 
in einem früheren Abschnitte zu zeigen versucht habe, das Product nicht 
technisch auf Arbeit allein zurückführen; es lässt sich zumal die Nutzung 
der sachlichen Productionsmittel, welche bei Herstellung des Productes 
aufgeboten wird, nicht technisch in eine Summe vorgethaner Arbeit auflösen, 
woraus diese Capitalsstücke entstanden seien. Sombart’s Urtheil, dass der 
Capitalsertrag schon überhaupt darum auf unbezahlte fremde Arbeit zurück- 
zuführen sei, weil die Producte sich technisch in Arbeitsaufwendungen 
auflösen, entbehrt darum des Haltes. Wer nun gleichwohl behauptet, dass 
der Ertrag, den der capitalistische Producent aus der Veräusserung des 
Productes ziebt, auf die von ihm gemietete fremde Arbeit zurückzuführen 
sei, muss an dem Satze festzuhalten suchen, dass die Tauschkraft des 
Productes, wenngleich dasselbe nicht technisch das alleinige Ergebnis von 
Arbeitsleistung ist, sich dennoch einzig nach seinem Arbeitsinhalte richte. 
Die Begründung dieses Satzes, wie sie immer versucht werden mag, ist 
hierbei nebensichlich. Wer aber diesen Lehrsatz preisgibt, hat der Aus- 
beutungslehre schon alle Grundlage entzogen. 


1) S. 572 in Sombart’s Schrift. 


VERHANDLUNGEN DER GESELLSCHAFT 
OSTERREICHISCHER VOLKSWIRTE. 


LXXIII. Plenarversammlung vom 19. Jänner 1897. 


Nach den einleitenden Worten des Präsidenten Sectionschefs v. Inama- 
Sternegg ergreift Dr. N. Thumim das Wort, um über die Gerichtszuständigkeit 
des Erfüllungsortes (forum contractus) und die Gerichtszuständigkeit des Vertrages 
(forum prorogatum) nach der neuen Civilprocessordnung zu berichten. 

Forum contractus ist jener Gerichtsstand, welcher dadurch begründet wird, 
dass ein Erfüllungsort festgestellt wird, so dass an diesem Erfüllungsorte geklagt 
werden kann. Die Bestimmung des Erfüllungsortes ist nicht Gegenstand des 
Civilprocesses; sie ist eine Frage des materiellen Privatrechtes, des Handelsrechtes 
und anderer eventuell auf diesen Punkt bezüglicher Bestimmungen. Das forum 
prorogatum dagegen ist der vereinbarte Gerichtsstand. Diese Vereinbarung bewegt 
sich lediglich auf dem Gebiete des Civilprocesses. In den bisherigen Gesetz- 
gebungen wurde nach des Vortragenden Ansicht mit Unrecht dem forum proro- 
gatum auch jener Gerichtsstand beigezählt, welcher dadurch entsteht, dass der 
vor einem unzuständigen Gerichte Belangte nicht rechtzeitig die Unzuständigkeit 
geltend macht, so dass schliesslich das Urtheil dieses Gerichtes nicht mehr an- 
gefochten werden kann, Der Jurist pflegt hier eine stillschweigende Vereinbarung 
zu fingieren. Aber nachdem dieses forum auch dann gilt, wenn der Beklagte 
nur durch Zufall oder infolge eines Versäumnisses es unterlassen hat, die Incom- 
petenz geltend zu machen, so ist diese Fiction offenbar nicht ausreichend. 


Das neue Gesetz hat nun das forum contractus nach des Redners Ansicht 
völlig abgeschafft. Es bestand schon nach den Jurisdictionsnormen des 
vorigen Jahrhunderts und besteht auch in dem jetzt noch geltenden Gesetze. 
Aber zwei bedeutende Misstände ergaben sich bei diesem forum. Der eine bestand 
darin, dass bei einem Widerspruche des Beklagten gegen die Anwendbarkeit 
dieses forums sehr häufig erst über alle Fragen des materiellen Rechtes ent- 
schieden werden musste, um dann zur Entscheidung zu gelangen, dass das Gericht 
eigentlich incompetent und eine neue Verhandlung anzusetzen sei. 

Ferner geschieht es mit Rücksicht auf die weitgehende Interpretation des 
forum contractus häufig, dass unsolide Kaufleute nicht bestellte oder nicht ent- 
sprechende Waren zumal auf das flache Land hinausschickten, indem sie sich 
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darauf verliessen, dass sie im Falle des Processes ihre Klagen in einem von 
dem Beklagten fernen Orte anbringen könnten, und daher die Wahrscheinlichkeit, 
dass der Beklagte sich nicht melden und deshalb contumaciert werden würde, 
gross sei. Diese Misstände haben zu einer grossen Agıtation gegen das forum 
contractus geführt. Zunächst wurde im Ratengesetze das forum contractus voll- 
ständig abgeschafft. Darauf folgt nun das Gesetz über die Jurisdictionsnormen, 
denn wenn, wie im Gesetze vorgesehen, ausdrücklich vereinbart werden muss, 
dass am Erfüllungsorte geklagt werden kann, so ist dies kein forum contractus 
mehr, sondern ein forum prorogatum. Für Personen, welche das Handelsgewerbe 
betreiben, ist wohl eine Ausnahme geschaffen worden; diese können nämlich dann 
im Erfüllungsorte klagen, wenn der Beklagto eine gleichzeitig mit der Ware oder 
vor derselben angelangte Factura mit dem Vermerk zahlbar und klagbar in 
N. anstandslos angenommen hat; auch für sie ist also das forum contractus ab- 
geschafft; es ist ihnen nur eine stillschweigende Vereinbarung statt der ausdrück- 
lichen schriftlichen gestattet. 

Der Redner kommt sodann auf die juristische Auslegung dieses Ge- 
setzes zu sprechen und sagt. dass es nur nöthig sei, sich an den Wortlaut des 
Gesetzes zu halten, der Wille des Gesetzgebers, wenn er auch wie z. B. hier aus 
den Motivenberichten bekannt sei, habe dennoch nicht Gesetzeskraft und müsse 
nicht nothwendig anerkannt werden. So werde es möglich sein, den Begriff der 
Handelstreibenden den Verkehrsbedürfnissen entsprechend so auszulegen, dass 
auch Handwerkern und Fabrikanten die Erleichterung in Bezug auf den Gerichts- 
stand des Erfüllungsortes zugute komme. So sei auch im Absatz 2 des $ 88 
die Erleichterung zweifellos nur an die Uebernahme einer Factura geknüpft, wäh- 
rend im § 6 des Bagatellgesetzes die entsprechenden Urkunden als Frachtbrief 
und dergleichen nur beispielsweise aufgezählt sind. Aber auch hier stehe nichts 
im Wege, die Facturen nur als ein Beispiel für solche auf das Rechtsgeschäft 
hinweisende Urkunden zu nehmen und eventuell auch Frachtbriefe und dergl. 
unter diese Bestimmung zu bringen. Schwerer werde es sein, sich mit dem Absatz 
1 des § 88 abzufinden, unter welchen alles, was nicht Handelsgewerbe ist, falle, 
dessen gebürenrechtliche und damit finanzielle Consequenzen allein schon schwere 
Bedenken erregen müssen. 

Selbst bei den ,Handelstreibenden* im engsten Sinne würde übrigens eine 
Factura „Zahlbar und klagbar“ nicht sehr beliebt werden. Vom forum proro- 
gatum können sie aber nicht ganz absehen, da sie ohne dasselbe ihr Recht über- 
haupt nicht finden können, wenigstens wird das Processieren erschwert sein und 
infolge dessen zu den Kaufpreisen eine Risicopramie zugeschlagen werden müssen. 
Der solide Zahler wird mehr zahlen müssen, weil es unsolide Zahler gibt. 

Was nun das forum prorogatum betrifft, so ist dasselbe in § 104 geregelt 
und zwar viel einfacher, klarer und durchsichtiger als das forum contractus. Die 
Agitation hat auf dieses forum vergessen, und infolge dessen sind auch die Be- 
stimmungen des $ 104 fast identisch mit den jetzt geltenden Bestimmungen. 
Es wird eine ausdrückliche Vereinbarung verlangt, die auch jetzt schon noth- 
wendig ist. Nur ein Umstand ist hinzugetreten: Es muss nämlich im Streitfalle 
die Vereinbarung urkundlich nachgewiesen werden, und zwar dürften die Gerichte 
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verlangen, dass die Urkunde vorgelegt werde. Was übrigens unter einem urkund- 
lichen Nachweis in der Praxis gedacht werden wird, ist zunächst unklar. 

Redner bat so versucht, der Gesetzesvorlage eine den Verkehr nicht hem- 
mende Auslegung zu geben. Im Einzelfall wird es sich darum handeln, ob diese 
Auslegung möglich ist oder nicht. In gewisser Hinsicht könnte aber auch ein 
geschlossenes Vorgehen der ganzen Kaufmannschaft etwas nützen, so z. B. mit 
Bezug auf das in Vorbereitung begriffene neue Gebürengesetz und in Betreff einer 
authentischen Interpretation der §§ 88 und 104 der Jurisdictionsnorm durch 
den obersten Gerichtshof. 

Nachdem der Redner geschlossen hatte, polemisiert zunächst Dr. Schwein- 
burg gegen einige seiner Bemerkungen; er führt dann aus, das neue Gesetz 
habe auch bezüglich der Handeisgerichtsbarkeit eine Erschwerung geschaffen, 
indem derselben künftighin nur protokollierte Kaufleute unterstehen sollen. Redner 
hält die Wirkungen der neuen Bestimmungen für viel schädlicher, als sie der 
Referent dargestellt hat. Die Rechtsprechung wird sich zum mindesten im Anfange 
zweifellos mehr an die Motive des Gesetzgebers als an das Verkehrsbedürfnis 
halten. Es gibt nun Länder, in denen der Kaufmannstand und die Advocatur 
auf einem Niveau stehen, das es geradezu unmöglich macht, sich der Gefahr 
auszusetzen, dort klagen zu müssen. Infolge dessen wird er die Geschäfte über- 
haupt nicht machen. Die Leute in jenen Gegenden werden ihr Geld behalten, 
aber ihre Geschäfte werden auch in einer Art leiden, von der man sich heute 
wohl keine Vorstellung machen kann. 

Nach einigen Bemerkungen Dr. Herzfelds sagt Adolf Weiss: Die Kauf- 
mannschaft fühlt sich durch die erwähnten Veränderungen in der Gerichtszustän- 
digkeit sehr beunruhigt. In der letzten Zeit beriethen wir des Ocfteren über die 
Art, in welcher wir uns dagegen schützen könnten. Es ist selbstverständlich, dass 
Wien für den Wiener Kaufmann als Klageort von ausserordentlicher Bedeutung 
ist; wir haben ja häufig Kunden in solchen Orten, wo gar keine Advocaten sind, 
und wo ein entsendeter Advocat grosse Spesen machen würde. Wir glaubten, 
dass wir uns dagegen schützen könnten, indem wir in den Facturen den Zusatz 
„zahlbar und klagbar in N.“ machen. Dies wurde uns wenigstens von Seite des 
Creditorenvereines als Aushilfsmittel bezeichnet. Nach den Ausführungen des Herrn 
Referenten scheint dies aber nicht der Fall zu sein. Der Redner meint, dass sich 
die Frachtbriefe viel besser als die Facturen zur Begründung des Klageortes 
eignen würden, weil die Factura nicht immer vor- oder gleichzeitig mit der Ware 
ankomme, der Frachtbrief hingegen immer. Im Uebrigen würde es Aufgabe der 
Kaufleute sein, directe Verträge zu machen, und von jedem, mit dem man in 
Geschäftsverbindung tritt, ein Uebereinkommen unterfertigen zu lassen, nach dem 
für die betreffenden Geschäfte der Gerichtsstand des Erfüllungsortes zu gelten hat. 

Alfred Ostersetzer glaubt, dass, wie bei dem deutschen Börsen- und 
Bankgesetze, die Kaufmannschaft sich möglichst wenig um die Form im Recht 
kümmern werde, und sofern ihr eine Gesetzgebung aufoctroyiert wird mit der 
Absicht, dem Verkehr Fussangel zu legen, sie sich auf den Standpunkt stellen 
werde, dass man mit Treue und Glauben allein auch noch auskommen kann, und 
solche Geschäfte, die sich auf Treue und Glauben nicht abwickeln lassen, über- 
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haupt unterlassen. Gerade die zurückgebliebensten Länder würden nun darunter 
am meisten leiden, die intelligenten und soliden Kaufleute würden immer ihr 
Fortkommen finden. Auch er halte eine gemeinschaftliche Action der Kaufleute 
für angezeigt, um dem Gesetze rechtzeitig die Spitze abzubrechen. 

Referent Dr. Thumim reagiert auf die Einwendungen, die ihm gegenüber 
vorgebracht wurden, so bezüglich des Ausdruckes „Handelsgewerbe“, der Fac- 
turen, der Preislisten. Dass sich die Geschäfte regelmässig auf Grund schriftlicher 
Verträge werden abschliessen lassen, glaubt er nicht, schon mit Rücksicht auf 
das geltende Gesetz. Redner verweist schliesslich darauf, dass in Oesterreich 
bereits einmal ein Gesetz, bevor es in Activität getreten sei, abgeändert wurde. 
Es war dies das Unfallversicherungsgesetz. Es könnte also eine Agitation der 
Kaufleute vielleicht auch in diesem Falle noch etwas fruchten. 

Nach dem Schlussworte des Vorsitzenden wird hierauf die Sitzung ge- 
schlossen. | 
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Herr Dr. Peez als Vorsitzender eröffnet die Versammlung und theilt mit, 
dass ein Schreiben vom Oesterreichisch-ungarischen Exportvereine eingelaufen 
sei, in welchem derselbe für die Betheiligung der Gesellschaft an dem Jubiläum 
des Exportvereines dankt und seiner Hoffnung auf die Fortdauer der freundlichen 
Wechselbeziehungen Ausdruck gibt. Ferner berichtet der Vorsitzende, dass der 
Ausschuss die Anfrage des ständigen Agrartagsausschusses bezüglich der Abhal- 
tung eines allgemeinen Agrartages in Wien zustimmend beantwortet habe. 
Sodann erhält Herr Dr. Victor Kienböck das Wort zu dem angekündigten 
Vortrage über die Lage des Handwerks in Oesterreich; er führt aus: 

Die Concurrenz, mit welcher gegenwärtig das Handwerk kämpft, ist eine 
dreifache: die Fabrik, die Nebenarbeit in grossen Betrieben anderer Kategorie 
und die Hausindustrie. 

1. Der ersterwähnte Concurrenzkampf ist namentlich in einigen Zweigen 
der Bekleidungsgewerbe bemerkenswert. 

Die Fabriken der Schuhbranche sind technisch hoch entwickelt, während 
das Handwerk mit den alten einfachen Werkzeugen arbeitet. Producte derselben 
Sorte liefert die Fabrik heute ca. 10—20 Proc. billiger als der Kundenschuster. 
Trotzdem nimmt der fabriksmässige Betrieb nur langsam zu. 1895 bestanden in 
Wien 5 Schuhfabriken, welche 1366 Arbeiter beschäftigten; seit 1880 waren nur 
2 Fabriken zugewachsen. Berufsthätige in der Schuhmacherei werden gegenwärtig in 
Wien über 20.000 gezählt. — Auch in der Hutmacherei gibt es Fabriken, welche 
den ganzen Erzeuzungsvorgang unter Anwendung von Maschinen vereinigen; diees 
haben das Handwerk schon aus dem grössten Theil der Erzeugung verdrängt. — 
In der Pfaidlerei gibt es nur wenige mit Maschinen betriebene Fabriken, da bei 
der Maschinenarbeit an Productionskosten nachweisbar nichts erspart wird. — 
In der Buchbinderei ist der Grossbetrieb nur in der Erzeugung von Partieware 
dem Handwerk überlegen. — Während der angeführte directe Concurrenzkampf 
auf bestimmte Gebiete restringiert bleibt, hat jene Concurrenz sehr grosse Be- 
deutung, welche durch Erzeugung neuer Befriedigungsmittel für die Bedürfnisse 
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dem Handwerk erwächst; so dem Verkehrsgewerbe des Fuhrmanns durch Eisen- 
bahnen, der Böttcherei durch Blechware, dem Zimmermann durch Eisencon- 
struction. 

In manchen Gewerbezweigen geht nur ein Theil der Erzeugung vom Hand- 
werk auf die Fabrik über, welche die anfängliche, gröbera Arbeit übernimmt. 
So in der Tischlerei (z. B. betreffs der Leistenerzeugung), in der Schlosserei 
(betreffs der Erzeugung von Schlössern und Schlüsseln). Dem Handwerker erübrigt 
in diesem Falle die Finalisierungsarbeit, bei den Baugewerben die Anbringungs- 
arbeit. Ferner erhalten sich neben den Fabriken stark specialisierte Handwerks- 
betriebe in gutem Gange, z. B. die Erzeugung von Bergmannslampen, von Ein- 
stemmschlössern neben den Schlosserwarenfabriken. 

In manchen Erzeugungen, so in der Bronzewarenerzeugung, ist weniger 
die maschinelle Technik das ,fabrikbildende* Moment, als die Capitalskraft des 
grösseren Unternehmens und die Vereinigung verschiedener Arbeiten an demselben 
Gegenstande; die Capitalarmut hindert den kleinen Meister an der Anschaffung 
hinlänglicher Modelle; der allzu kleine Betrieb bringt mit sich, dass derselbe 
Gegenstand oft von einer ganzen Reihe miteinander nicht organisch verbundener 
Gewerbsleute bearbeitet werden muss, welche Wanderung die Production sehr 
verthenert. 

Die Productivgenossenschaft als Mittel der Selbsthilfe in diesem Kampfe 
zeigt bisher nur vereinzelte Erfolge (z. B. die Productivgesellschaft der Bronze- 
arbeiter in Wien). Häufiger werden günstige Erfolge durch freie Associationen 
verschiedener Handwerker ohne juristische Form erreicht. 

2. Eine anderartige Concurrenz bereitet dem Handwerk die von Seite grosser 
Betriebe vielfach unternommene Nebenarbeit anderer Kategorie; so, wenn grosse 
Transportunternehmungen den Hufbeschlag, wenn Brauereien die Binderei in 
eigener Regie betreiben. Hier wäre die Gesetzgebung berufen einzuschreiten. 

3. Die gefährlichste Concurrenz wird jedoch in der Gegenwart dem Hand- 
werk durch die Hausindustrie bereitet. Die neuen Untersuchungen haben ergeben, 
dass sich diese Betriebsform in nahezu allen Gewerbezweigen neben dem Hand- 
werk vorfindet. Solche Beispiele finden wir ausser der Schneiderei, Schusterei, 
Pfaidlerei, Tischlerei, wo die Hausindustrie, resp. das Magazinssystem, heute schon 
alleinherrschend oder vorherrschend ist, auch in der Zuckerbäckerei, Hutmacherei, 
Nagelerzeugung, Metallpoliererei u. s. w. Die Hausindustrie breitet sich viel 
rascher aus als der fabrikmässige Betrieb, wie namentlich in der Schuhmacherei 
beobachtet wird. Die Erscheinungsformen der Hausindustrie sind äusserst mannig- 
faltig. Immer aber liegt der Grund ihrer grossen Ueberlegenheit in der schonungs- 
losen Ausbeutung der Arbeitskräfte. Das Ueberangebot an Arbeit erleichtert ihr 
Entstehen, welches häufig von Exportartikeln seinen Ausgang nimmt. 

Als Mittel der Selbsthilfe für das Handwerk gegen die concurrierende Haus- 
industrie bietet sich vor allem die Absatzgenossenschaft dar. Als ein gelungenes 
Beispiel einer solchen wird die Prager Tischler-Möbelhalle beschrieben. 

Allein die Mittel der Selbsthilfe würden beiweitem nicht genügen. Der 
Staat, welcher im Fabriksbetriebe wie im Handwerk der Ausbeutung der Arbeiter 
Schranken gesetzt und zu ihrem Vortheile Institutionen erzwungen hat, darf 
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der Hausindustrie in dieser Beziehung kein Privilegium einräumen. Da in der 
Hausindustrie einerseits die ernsthafteste Gefahr für das Handwerk, andererseits 
einer der schwersten socialen Uebelstande liegt, ist die Reform hier dringend. 
Sie soll mit der Registrierungspflicht der Verleger bezüglich ihrer Heimarbeiter 
beginnen und dann den Grundsatz durchführen, dass der Verleger für die gewerbe- 
ordnungsmässige Erzeugung seiner Waren ebenso verantwortlich zu machen ist, 
wie der Fabrikant. 

An den Vortrag schloss sich eine längere Discussion: 

Professor v. Philippovich sagt, dass, wenn die Gewerbegesetzgebung in 
Oesterreich nichts genützt, sie schon dadurch geschadet habe. Sie habe sehr viele 
Kräfte gebunden und in falscher Richtung verwendet; dieser Nachtheil sei gross 
genug. Uebrigens seien ja die bezüglichen Kreise noch immer der Meinung, dass 
das Recept das richtige sei und nur die Dosis der Medicin nicht genug gross 
wäre, um wirken zu können. Es werde eine weitere Kräftigung der Genossen- 
schaften, eine Ausdehnung des Befahigungsnachweises verlangt. Herr Dr. Kien- 
böck habe in einem Beispiele einleuchtend die Nutzlosigkeit des Befähigungs- 
nachweises gezeigt. Wozu könne der Befähisungsnachweis für die Kunst des 
Wagenbaues dienen, wenn die Leute nicht mehr mit dem Wagen, sondern mit 
der Eisenbahn fahren. Solange die Consumenten die freie Wahl des Consums 
haben und sich daher immer neuen Consumarten zuwenden können, so lange 
könne der Befähigungsnachweis die ihm zugedachte Wirkung nicht haben, das 
Publicum bezüglich der Befriedigung seines Bedarfes an bestimmte Gruppen von 
Leuten zu binden. Redner spricht sich auch ganz gegen das Bestreben aus, den 
Grossbetrieben das Halten von Nebenbetrieben, so z. B. den Brauern die Erzeu- 
gung ihrer Fässer, zu verbieten. Möglich, dass dieses Verbot aus dem $ 37 der 
Gewerbeordnung juristisch herausgelesen werden könne, es sei aber völlig unge- 
rechtfertigt. Mit demselben Rechte könnte man einem Privatmanne verbieten, sein 
Brot zu Hause zu backen, sein Lusthaus selbst anzustreichen, kurzum jede Thä- 
tigkeit, die gleichzeitig von einem befugten Gewerbsmann ausgeübt wird. Das 
Grundprincip jeder vernünftigen Lebensführung, alle Kräfte bestmöglich zu ver- 
wenden, müsse auch für den Staat das Grundprincip bilden. Dieses Princip werde 
immer durchbrochen von der Vertretung des Kleingewerbes, da sie stets Zwangs- 
und Bannrechte zu Gunsten desselben verlange. Eine ähnliche Forderung werde 
sonst von keiner Classe aufgestellt, ausser etwa von den Grossgrundbesitzern in 
Deutschland. Sehr einverstanden ist Redner mit den Schlussworten des Vortra- 
genden, wonach die schwerste Schädigung dem Handwerke nicht durch die Fabrik, 
sondern durch die Verlagsindustrie zugefügt worden sei. Hier müsse auch das 
Schwergewicht der künftigen Socialpolitik liegen; diese Action werde wohl dem 
Handwerke nicht zugute kommen, es werde vielmehr an die Stelle des extensiven 
capitalistischen Betriebes der intensive capitalistische Betrieb, an Stelle der 
Verlagsindustrie die Fabriksindustrie treten. Immerhin werde das ein bedeutender 
Vortheil sein, aber in den grossen Scheidungsprocess zwischen dem, was noch 
für den localen Consum handwerksmässig produciert werden kann, und dem Be- 
darfe, der seine Befriedigung nur durch die fabriksmässige Grossproduction finden 
kann, könne dadurch nicht eingegriffen werden. Damit sei nicht gesagt, dass das 
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Handwerk unbedingt verloren sei. Dr. Kienböck habe eben heute gezeigt, wie 
sich sogar neue Zweige des Handwerks im Anschlusse an die Grossindustrie 
bilden. Von der Gesetzgebung lasse sich für das Handwerk gar nichts erwarten, 
mehr von der Verwaltung. Die Genossenschaften (Productiv- und Magazins-Ge- 
nossenschaften) sollen gewiss gefördert werden, man dürfe sich aber vorläufig 
nicht zu viel von ihnen versprechen. In den Vierzigerjahren wurde das Genossen- 
schaftswesen in Frankreich mit sehr grossen Mitteln unterstützt, aber ohne Erfolg. 
Es fehle den Handwerkern eben an der nöthigen Intelligenz. Wenn man sie aber 
kaufmännisch und technisch bilde, so bestehe wieder die Gefahr, dass die intel- 
ligent gewordenen Leute ihren Erwerb nicht theilen, sondern ihr Glück allein 
versuchen wollen; im besten Falle aber würden sich die Productivgenossenschaften 
bald in Actiengesellschaften verwandeln, da bei günstigem Gedeihen die Mitglieder 
einen weiteren Zuwachs der Gesellschaft nicht dulden würden. 

Herr Commercialrath Zucker sieht für die Handwerker keine andere Ret- 
tung, als indem sie sich die Vortheile der Grossindustrie: Capitalsassociation 
und Maschinenbetrieb gleichfalls zu eigen machen. Das sei durch die Bildung 
von Productiv- und Verkaufsgenossenschaften einerseits, durch die Einführung 
von Motoren andererseits möglich. Das Handwerk sei auch bezüglich der Verkaufs- 
organisation gegenüber der Fabrik stark im Nachtheile, seine Erzeugnisse haben 
viele Zwischenstellen zu passieren, bevor sie in den Consum konımen. Dieser 
Weg könnte auf eine recht einfache Weise verkürzt werden, wenn es gelänge, 
die Handwerker davon zu überzeugen, das der Hausierer, weit davon entfernt, 
ihr Feind zu sein, ihr allerbester Freund sein könnte. Ein Kampf gegen die 
Verlagsindustrie werde nur den Erfolg haben, zahlreiche Leute, die sich jetzt, 
wenn auch elend ernähren, um ihren Erwerb zu bringen. 

Herr Wittelshöfer sagt: Sociale und nicht technische Ursachen sind 
schuld, wenn die Verlagsindustrie eine erfolgreiche Concurrenz gegenuber der 
Fabriksindustrie behauptet. An und für sich arbeitet die Fabrik besser. Nicht 
die bessere Qualität der Heimarbeit, sondern lediglich das sociale Moment der 
Unterbietung, welcher der ungeschützte Heimarbeiter gegenüber dem Fabriks- 
arbeiter ausgesetzt ist, haben der Heimarbeit ihre Ueberlegenheit verschafft. So 
kommt man zu dem merkwürdigen Resultate, dass die Arbeiterschutz-Gesetzgebung 
zum Theile das gerade Gegentheil von dem bewirkt hat, was sie beabsichtigte. 
Indem sie die Fabriksindustrie von dem Handwerke gesondert hat, hat sie die 
Production in einem ausserordentlichen Maasse aus der Fabrik herausgedrängt. 
Es ergibt sich daher die dringendste Nothwendigkeit, die Arbeiterschutz-Gesetz- 
gebung auch auf das Handwerk auszudehnen, und, so schwierig die Aufgabe 
sein mag, auch Mittel und Wege zu finden, um wenigstens einen Theil der 
Heimarbeit, wo diese nicht Nebengewerbe ist, mitzuerfassen. — Unsere Genossen- 
schaften seien schon deshalb ein Unding, weil sie gar nicht das enthalten, was 
ihnen zugehören soll. Sie sind als eine Vereinigung von biederen Handwerkern 
alten Schlages gedacht, die den Kunden treu mit guter Ware bedienen. Und 
was enthalten sie? Zum grössten Theile den Stückarbeiter und den Händlerhand- 
werker. Auch die neue Gewerbenovelle wird daran nichts ändern, mit Gesetzen 
lässt sich hier überhaupt wenig machen. Dem Lebensfähigen muss man active 
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Hilfe leisten, dagegen den Muth haben, das nicht mehr Lebensfahige untergehen 
zu lassen. Unsere Aufgabe ist es, denjenigen Personen, welche durch die Um- 
wandlung zu Schaden kommen, Hilfe zu leisten, aber nicht überwundene Processe 
zu verewigen, wie dies die Absicht der Zünftler ist. 

Banksecretär Schmid liest Stellen aus einer Debatte vom 18. Februar 
d. J. im deutschen Reichstage, betreffend die Organisation des Handwerks vor, 
um zu illustrieren, dass die deutschen Handwerker selbst nicht sehr geneigt seien, 
das Beispiel Oesterreichs nachzuahmen. 

Dr. Kienböck nimmt in seinem Schlussworte die Handwerker gegen den 
Vorwurf in Schutz, dass sie zu wenig Intelligenz zur Genossenschaftsbildung 
besässen. Er selbst, sowie viele andere von den Herren, die sich an den Special- 
untersuchungen über die Lage des Handwerkes betheiligten, hätten vielmehr ein 
ziemlich weitgehendes wirtschaftliches Verständnis der Handwerker gefunden. Auch 
hätten diese sich im Mittelalter zu einigen gewusst und grosse Handelsunter- 
nehmungen miteinander geführt. Freilich sei es richtig, dass heutzutage mehr 
Technik dazu gehöre. Aber das, was ihnen eigentlich fehle, sei doch nur das 
Bewusstsein von der absoluten Nothwendigkeit der Organisation. Das müsse ihnen 
von Kindheit, in der Schule beigebracht werden und in Fleisch und Blut über- 
gehen. Den Kampf gegen die Uebelstände der Verlagsindustrie nält Redner für 
absolut nuthwendig. Ob dieser der Fabriksindustrie oder dem Handwerke zugute 
kommen werde, werde die Zukunft ergeben. Bei der Schuhmacherei z. B. glaube 
er, dass die Beschränkung der Verlagsindustrie nicht so sehr zur Fabriksindustrie, 
sondern zur Kundenschusterei zurückführen werde. Wie dem nun auch sei, beides 
sei vortheilhaft, wenngleich er für seine Person des socialen Interesses halbar 
hoffe und wünsche, dass der Hauptnutzen dem Handwerke zufallen werde. 

Der Vorsitzende Dr. Peez glaubt, wie Prof. v. Philippovich, dass die 
Gesetzgebung ausgespielt habe und nunmehr die Verwaltung zeigen müsse, was 
sie könne. Er verweist auf die guten Erfolge der württembergischen Gewerbe- 
politik und schliesst sodann die Sitzung. 
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Der Vorsitzende Sectionschef v. Inama-Sternegg eröffnet die Versamm- 
lung, erstattet Bericht über das abgelaufene Gesellschaftsjahr, constatiert, dass 
die Mitgliederzahl derzeit 232 betrage, und bespricht das Vortragsprogramm des 
Jahres. Herr Lieben verliest den Geschäftsbericht, der ein darch das Depöt 
der Gesellschaft bei der österreichisch-ungarischen Bank per 5300 fl. hinreichend 
gedecktes Deficit per 370 fl. aufweist. Nachdem die Versammlung dem Cassier 
über Antrag der Rechnungsrevisoren das Absolutorium ertheilt hatte, wurde zur 
Wahl des Vorstandes geschritten. Herr Sectionschef v. Inama-Sternegg, der 
während des zehnjährigen Bestandes der Gesellschaft zuerst als Vicepräsident, 
dann als Präsident an ihrer Leitung theilgenommen hatte, erklärt, dass er wegen 
der ihm obliegenden Arbeitslast eine abermalige Wahl zum Präsidenten nicht 
mehr annehmem könnte, umsomehr als er dafürhalte, dass ein Wechsel in den 
leitenden Kräften im Interesse der Gesellschaft liege, weil ihr so stets neue 
Kräfte dienstbar werden. Auch Herr Dr. Alexander Peez würde wegen seines 
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Alters und seiner Pflichten als Reichsrathsabgeordneter eine Wiederwahl nicht 
annehmen können. Die Wahl ergab als Präsidenten Herrn Prof. Dr. v. Philip- 
povich, als Vicepräsidenten die Herren Richard Lieben und Dr. Alexander 
R. v. Dorn, als Ausschussmitglieder die Herren Excellenz v. Böhm-Bawerk, 
Gustav v. Pacher, Sectionschef v. Inama-Sternegg, Michael Hainisch, 
Adolf Weiss und Otto Wittelshöfer. Die bisherigen Revisoren, die Herren 
Faber, Videcky und Wiesenburg wurden wiedergewählt. Herr Dr. Weiss 
spricht sodann Herrn Sectionschef v. Inama-Sternegg den verbindlichsten 
Dank für die ausgezeichnete Leitung der Gesellschaft aus und ersucht ihn, auch 
fernerhin deren Zwecke zu fördern. Nachdem Herr Sectionschef v. Inama- 
Sternegg für die Anerkennung gedankt und seine weitere Mitarbeit an den 
Aufgaben der Gesellschaft zugesagt hatte, ertheilte er Herrn Julius Bunzl das 
Wort zu einem Vortrage über die Reform des Getreideterminhandels, 

Da ein Artikel desselben Autors über dieses Thema im nächsten Hefte dieser 
Zeitschrift enthalten sein wird, genügt es, hier nur mit wenigen Worten die 
Hauptgegenstände des Vortrages anzudeuten. 

Herr Bunzl bezeichnet zunächst die Frage als eine nicht wirtschaftliche, 
sondern politische. Die wissenschaftliche Discussion dieser Frage hätte demnach 
nur ein platonisches Interesse, wenn man nicht allen Grund hätte anzunehmen, 
dass auch unsere Agrarier einzusehen beginnen, dass die in Deutschland getrof- 
fenen Verfügungen für sie von höchst zweifelhaftem Nutzen sind. 

Redner bespricht nun das deutsche Börsengesetz und untersucht 
im Detail, welche von den dort eingeführten Reformen etwa in Oesterreich accep- 
tiert werden könnten. Zunächst beschäftigt er sich mit dem vierten Abschnitt des 
Gesetzes, welcher den Terminhandel betrifft. 

Damit kommt er zum eigentlichen Thema, zur Untersuchung des Verbotes 
des Getreide-Terminhandels durch das deutsche Börsengesetz. Er sagt, 
diese Bestimmung könne kaum gebilligt werden, sie war auch bisher ohne allen 
Nutzen und hat nur aus dem Termingeschäft ein handelsrechtliches Lieferungs- 
geschäft gemacht. 

Ebensowenig könne die Einführung des Börsen-Terminregisters 
empfohlen werden. 

Redner geht sodann die übrigen Abschnitte des deutschen Börsengesetzes 
durch. Aus dem ersten Abschnitte, betreffend die Organisation der Börse, empfiehlt 
er sehr eindringlich die Uebernahme der Institution der Ehrengerichte, 
Was die Festsetzung der Börsenpreise und des Maklerwesens 
betreffe, so seien diesbezüglich in Oesterreich noch keine Klagen laut geworden; 
aber es lasse sich nicht behaupten, dass nicht trotzdem Uebelstände in dieser 
Hinsicht vorhanden seien. Bezüglich der Zulassung von Wertpapieren 
zum Börsenhandel sei die Nachahmung des deutschen Börsengesetzes wohl absolut 
nicht nothwendig, weil ja in Oesterreich ohnehin die Cotierungsbewilligung ziemlich 
schwer ertheilt werde, und es auch nicht zu befürchten sei, dass bei der jetzigen 
Stagnation der Unternehmungslust hierin in der nächsten Zeit eine Wandlung 
vor sich gehen werde. Die Reform des Commissions-Geschäftes sei in 
Deutschland hauptsächlich durch den „Schnitt“ veranlasst worden. Es sei ziemlich 
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evident, dass derselbe auch in Oesterreich bestehe. Es könne aber nicht behauptet 
werden, dass derselbe durch die Bestimmungen des deutschen Börsengesetzes für 
die Zukunft unmöglich gemacht worden sei. Die Strafbestimmungen des 
deutschen Gesetzes endlich seien entschieden zu scharf und zu weitgehend. 

Zum Schlusse wendet sich Redner gegen das Schlagwort von der verderb- 
lichen Wirkung des Differenzgeschäftes. Differenzgeschäfte gebe 
es eigentlich gar nicht. 

Nach Eröffnung der Discussion ergreift das Wort Herr Wertheimer; er 
fügt einige Bemerkungen über die Entstehung des Termingeschäftes an. 
Der Staat sei der erste Terminhändler gewesen, der schon vor hundert Jahren 
über den Getreidebedarf für die Armee auf ein ganzes Jahr abgeschlossen habe. 
Der Lieferant musste das Getreide entweder bereit liegen haben oder es sofort 
auf Lager anschaffen, was grosse Spesen und grosse Zinsen erforderte, welche 
natürlich den vom Staate zu zahlenden Preis erhöhten. Erst das Termingeschäft 
hat es möglich gemacht, dass der Lieferant durch einfachen Schluss sich die 
Ware- verschaffte und daher dem Staate billig liefern konnte. Später hat sich 
dann ein Terminhandel in allen Producten und in Unsummen von Beträgen ent- 
wickelt. So besteht ein grosser Terminhandel in Petroleum in Amerika, Russland, 
England, Frankreich und bei uns, in Kupfer und Blei in England, ebenso in 
Leinöl in England. Die grössten Termingeschäfte machen heute die Eisenbahn- 
gesellschaften, welche ihre Materialien auf zwei, drei Jahre vorausbeziehen. Alle 
diese Termingeschäfte sollen legitim sein, nur die in Getreide nicht, nur hier 


‘will man zwischen einem legitimen und einem illegitimen Handel unterscheiden? 


Das einzige Mögliche ist, dass von der Börse selbst Maassnahmen getroffen werden, 
um den unsoliden Handel nach Möglichkeit zu beschränken, und dies ist in den 
letzten Jahren sowohl in Wien als in Budapest nach Möglichkeit geschehen. 
Kammerrath Schwitzer geht ebenfalls von der Entstehung des Ter- 
minhandels aus. Er beleuchtet dieselbe nach zwei Richtungen hin: vom Stand- 
punkte des Consumenten und des Producenten. Jeder grössere Consument 
hat das berechtigte Verlangen, in Momenten, wo der Artikel, den er benöthigt, 
billig ist, seinen Bedarf an demselben auf längere Zeit hinaus zu decken. Das 
thut jeder und muss es thun, wenn er rationell wirtschaften will. So hat das 
Termingeschäft von Seite des Consumenten angefangen. An wen musste er sich 
aber wenden? An den Getreidehändler. Dadurch wurde dieser gezwungen, Spe- 
culant zu werden, um die Kundschaft nicht zu verlieren. Und ich behaupte, er 
war damals mehr Speculant als jetzt. Wenn er solid war, musste er eine Rück- 
deckung suchen, entweder eine Rückdeckung in prompter Ware, indem er die 
Ware niederlegte, Lagerzins zu entrichten hatte u. s. w., oder er gieng gleich 
zum Landwirt und versprach ihm, wenn er ihm die künftige Ware verkaufe, 
etwas mehr dafür zu geben. Der Händler hat also mit dem Consumenten ein 
Termingeschäft gemacht. Andererseits hat auch der Landwirt mit dem Händler 
ein Termingeschäft gemacht. Was aber das gegenwärtige Getreide-Termingeschäft 
betrifft, so ist es nicht im Interesse der Getreidehändler. Das Termingeschäft 
klärt den Producenten und den Consumenten über die täglichen Nuancen und 
Variationen auf, es macht dem Getreidehändler möglich, sein Risico zu beschränken. 
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Die Concurrenz sorgt dann schon dafür, dass durch die Beschränkung der Risken 
der Zwischengewinn möglichst klein wird. Der Getreidehändler hat nur dann ein 
Interesse am Termingeschäfte, wenn dasselbe ohne Beschränkung gehandhab; 
wird, nicht wie jetzt in Deutschland und auch in Oesterreich. 

Vom allgemeinen volkswirtschaftlichen Standpunkte aber sieht die Sache 
ganz anders aus. Da hat der Terminhandel den vortheilhaftesten Einfluss auf die 
Produetion, Consumption, Approvisionierung der Grosstädte und auf den 
Export. Es ist geradezu lächerlich, wenn ernste Menschen behaupten, dass der 
Terminhandel dauernd den Preis zu beeinflussen in der Lage sei, bei einem 
Weltartikel, der in Millionen gehandelt wird und wo alle Märkte der Welt in 
Verbindung stehen. Von welcher Wichtigkeit der Terminhandel für die Appro- 
visionierung Wiens ist, zeigt die Entwicklung der Wiener Lagerhäuser. 
Bevor es hier Terminhandel gab, lagerte hier auch gar kein Getreide. Seither 
aber sind die Lagerhäuser enorm beschäftigt und es liegen heute wenigstens 
600.000—700.000 Metercentner in Wien. Es kann nicht wie früher vorkommen, 
dass im Verlaufe eines Winters die Preise sich ungeheuer erhöhen, weil zufällig 
in Ungarn Schneeverwehungen eintreten oder weil zufällig eine politische Krise 
entsteht und man nirgends Ware erblickt. Das Termingeschäft allein ermöglicht 
in der heutigen Zeit einen Getreide-Export. Der Abschluss von Export- 
geschäften findet namentlich jetzt innerhalb sehr kurzer Zeit statt. Es sind 
2. B. in Amerika plötzlich schlechte Ernte-Aussichten, in Frankreich geht der 
Weizenpreis in die Höhe, der französische Consument wird ängstlich und sucht 
sich seine Producte für einige Zeit voraus zu decken. Er wendet sich an die- 
jenigen Länder, welche zu exportieren haben; dazu gehört wenigstens theilweise 
noch Oesterreich-Ungarn. Was geschieht nun? Ich bin selbst Exporteur. Solche 
Exportperioden dauern immer nur kurze Zeit: acht Tage, vierzehn Tage, drei 
Wochen. Innerhalb dieser Zeit muss ich meinen Consumenten befriedigen. Wenn 
er innerhalb dieser Zeit 100.000 Centner kaufen will, so muss ich sie ihm ver- 
kaufen. Wenn nicht, so verkauft sie ihm Amerika oder La Plata oder Russland. 
Nun kann ein solider Kaufmann dies nicht ohne Rückdeckung thun. Bisher konnte 
ich dies thun, daher auch binnen acht Tagen 200.000 Metercentner nach Paris 
liefern. Ich habe mir mein Material sofort gegen Preisfluctationen gedeckt, nicht 
um wirklich die Terminware, mit der ich mich deckte, nach Frankreich zu liefern. 
sondern nur um mir Sicherheit zu verschaffen und successive die mir passenden 
Waren zu suchen und zu liefern. In den Augen der Leute, die nichts davon 
verstehen, war ich ein Spieler, in den Augen derer, die etwas davon verstehen, 
ein solider Kaufmann. Ebenso ist es, wenn plötzlich in England eine starke 
Nachfrage nach Mehl entsteht. Da sind die Pester Mühlen gezwungen, in einigen 
Tagen einige 100.000 Metercentner Mehl zu verkaufen. Das dazu nöthige Getreide 
würden sie auf dem Markte gar nicht bekommen, eventuell würden die Preise 
riesig in die Höhe gehen. Auf dem Terminmarkte können sie sich aber leicht 
decken und ermöglichen dadurch den Export von Getreide. 

Welches sind nun die Folgen eines Terminhandelverbotes vom na- 
tionalökonomischen Standpunkte? Für den Producenten, wenigstens für den kleinen 
und schlecht situierten Grundbesitzer und Bauer, bewirkt das Verhot des Termin- 
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handels sehr oft eine Preisdepression. Die Herren freilich, die im Reichsrathe die 
Gesetze machen und auf ibren Geldsäcken sitzen, haben leicht reden; die leiden 
nicht darunter, aber der Kleinproducent leidet. Er ist gezwungen, sein Getreide 
bald nach der Ernte zu verkaufen. Bis jetzt haben die Getreidehändler und Spe- 
culanten das Getreide aufgenommen. Sie mussten die Geldnoth des Kleingrund- 
besitzers nicht ausnützen und kauften das Getreide per Frühjahr um einen höheren 
Preis, als sie bei sofortiger Lieferung gezahlt hätten, und sie konnten grosse 
Mengen von Getreide aufnehmen, weil sie sofort wieder per Termin verkaufen 
konnten. Nach Einführung des Terminverbotes wird der Getreidehändler vielleicht 
die ersten 6000 Metercentner noch zu demselben Preise kaufen können. Die 
nächsten 6000 Metercentner aber nicht mehr, weil er ja nicht wissen kann, 
welche Preisfluctationen eintreten werden, gegen die er sich jetzt nicht mehr 
decken kann. Infolge dessen wird er fiir diese Ware bereits um einige Procente 
weniger bezahlen u. s. w. Der umgekehrte Fall tritt dann zu Beginn des Winters 
für die Consumption ein. Erfahrungsgemäss hört zu dieser Zeit die Zufuhr auf 
den Landmärkten auf. Nun will der Consument kaufen. Die Ware, die ich auf 
dem Lager habe, kann ich ihm geben; was er aber mehr bedarf, habe ich nicht 
und kann ihm die Ware nicht so billig geben, weil ich sie mir erst von den 
Gross-Getreideproducenten kaufen muss, die ihr Getreide zurückbehalten haben, 
bis die kleinen Producenten nichts mehr abzugeben haben. Es werden dann 
überhaupt die Preise mehr von den momentanen Verhältnissen abhängen als jetzt. 

Auch die Approvisionierung der Städte wird kolossal leiden. Das Ge- 
treide fliesst jetzt an jenen Orten zusammen, wo Terminmärkte sind, weil dort 
ein grosser Absatz ermöglicht ist. Das wird aufhören zugleich mit dem Termin- 
handel. Unsere Weisen im Parlamente werden den Getreidehandel von Wien ver- 
treiben, was meiner Ansicht nach ein volkswirtschaftliches Verbrechen ist. Nicht 
nur der Export wird sich von uns abwenden, sondern auch der Transito- 
Zwischenhandel, 

Auch der Devisenverkehr wird stark abnehmen. Es gibt nur eine Remedur 
gegen Ausschreitungen im Terminhandel. Die autonome Börse muss die Voll- 
macht haben, im eigenen Wirkungskreise diesen Ausschreitungen entgegentreten 
zu können; und sie hat schon bisher das Ihrige gethan, mehr als das Ihrige. 
Sie ist gegen die Missbräuche eingeschritten, in einer Art und Weise, zu der sie 
eigentlich gar nicht berechtigt war. 

Das deutsche Gesetz übrigens, das uns vom Referenten hier erklärt wurde, 
ist für uns nicht maassgebend, schon aus dem Grunde nicht, weil dort die Ver- 
hältnisse anders sind. 

Banksecretär Schmid erinnert an die grossen und umfassenden Verbote, 
welche in Frankreich im vorigen Jahrhundert erlassen wurden, um das Termin- 
geschäft zu beseitigen. Auch damals suchte man einen Unterschied zwischen legi- 
timem und illegitimem Geschäfte. Erst zu Anfang des Jahrhunderts wurde vom 
ersten Consul das Termingeschäft völlig freigegeben und gerade diejenigen unter 
seinen Einrichtungen, die er in volkswirtschaftlicher Beziehung gemacht hat, 
bestehen in Frankreich noch heute. Ich verweise nur auf die Bank von Frank- 
reich und auf die Reform des französischen Geldwesens. 
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Dr. v. Dorn möchte noch zum Schlusse dem Wunsche Ausdruck geben, 
dass wir auch hier das Beispiel Deutschlands, dem wir doch so oft folgen, nach- 
ahmen mögen, insoferne nämlich, dass wir die schlechten Erfahrungen, die 
Deutschland mit dem Terminhandelsrerbote gemacht, für uns ausnützen. 

Herr Pappenheim erklärt zunächst den Vorschlag des Referenten, die 
Kechtswirksamkeit des Termingeschäftes an die Eintragung ins Handelsregister 
anzuknüpfen, für undurchführbar, besonders für die kleinen Müller, von denen 
ja manche doch klug genug sind, das Termingeschäft zur Deckung ihrer Risken 
zu benützen. Redner sucht sodann die Ursachen der gegen das Termingeschäft 
und die Speculation gerichteten Strömung detailliert darzulegen. Er findet die 
Stärke dieser Strömung auch vollkommen begreiflich, und es werde schwer sein, 
gegen dieselbe anzukämpfen. Eben darum dürfe man sich nicht schämen, der 
Wahrheit die Ehre zu geben und Öffentlich zu erklären, dass nicht nur der 
Terminhandel, sondern auch die Speculation ein Glück, ja eine Noth- 
wendigkeit für die Welt ist. Redner hätte es auch gerne gesehen, wenn in der 
Versammlung auch Gegner des Terminhandels anwesend gewesen wären und das 
Wort ergriffen hätten. 

Nachdem der Referent auf das Schlusswort verzichtet hatte, wurde die 
Sitzung geschlossen. 
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Ferdinand Kniep, Societas publicanorum. Erster Band (Jena 1896. Verlag von 
Gustav Fischer). IV und 520 S. in 8°, 

Jede Untersuchung des römischen Steuersystems muss darauf Rücksicht nehmen, 
dass die Römer, als sie für ihr Weltreich die Einrichtungen trafen, an den älteren Cultur- 
staaten sich das Beispiel nahmen, und zwar waren diese Vorbilder in erster Linie 
Karthago und das Aegypten der Ptolemäer. Die Finanzwirischaft des karthagischen 
Staates galt bei den Griechen zur Zeit des peloponnesischen Krieges, wie aus Thukydides 
zu ersehen, als musterbaft, seine Einkünfte werden mit denen des Grosskönigs von 
Persien verglichen. Was wir darüber Näheres wissen, findet man jetzt zusammengestellt 
im zweiten Bande von O. Meltzers Geschichte der Karthager (Berlin 1896). Während 
aber für das karthagische System unsere Quellen kaum mehr eine directe Bereicherung 
erfahren, ausser dass wir die Nachwirkung desselben in Afrika für die römische Zeit 
constatieren können, z. B. in Bezug auf die Agrarverhältnisse, ist bezüglich des Ptole- 
mäerstaates das Gegentheil der Fall. Unsere Kenntnis wird durch immer neue Papyrus 
fast jährlich erweitert. Bereits im J. 1869 hatte die Pariser Acad&mie des inscriptions 
folgende Preisaufgabe gestellt: „Faire connaitre l'économie politique de l'Égypte, sous 
les Lagides, depuis la fondation d'Alexandrie jusqu’ à la conquête romaine. Rechercher 
l'état de la population, de l'agriculture, du commerce et de l'industrie. Exposer l'orga- 
nisation administrative du pays“ etc. Dieser Ausschreibung verdankten wir die Werke 
von G. Lumbroso, Recherches sur l'économie de l'Égypte sous les Lagides (1872) und 
von F. Robiou, Mémoire sur l'économie politique, l'administration et la legislation de 
l'Égypte au temps des Lagides (1875). Einen neuen Aufschwung aber nahm diese For- 
schung seit den Funden von el Faijüm und den daraus entstammenden Publicationen 
von Wien, Berlin, Genf und London; ferner durch die epochemachenden Arbeiten des 
„Egypt Exploration fund“. In die Finanzwissenschaft des Alterthums schlägt da 
folgendes Werk ein: Revenue laws of Ptolemy Philadelphus edited from a Greek papyrus 
by B. P. Grenfell (1896). Mit einer Einleitung von J. P. Mahaffy. Worüber diesen 
Studien Fernerstehende aus der eingehenden Besprechung von O. Crusius in der „Allgem. 
Zeitung“, 1896, Beil. vom 7. April sich unterrichten können. Manche Eigenthümlichkeiten 
des römischen Steuersystems finden sich in Aegypten wieder; auch hier wurden die 
Steuern, die zum grössten Theil Naturalabgaben waren, an Finanzmänner von Ansehen 
und Credit, entsprechend den römischen publicani, gegen eine Pauschalsumme verpachtet. 
Die Erträgnisse der Tempelgüter, die früher den Priestern zugute gekommen waren, 
wurden seit 262 v. Chr. für die vergötterte Königin Arsino& Philadelphos erhoben, 
d. h. sie flossen fortan in den königlichen Säckel. Wie es ähnlich in Roın von Anfang 
an gehalten wurde, vgl. Mommsen, Staatsr. II? S. 432 f. Nachdem wir so den Gegen- 
stand in eine erweiterte Perspective gerückt haben, was der Verfasser des vorliegenden 
Werkes S. 86 ff. bei der Darstellung des Entwicklungsganges der Verpachtung der 
Staatseinnahmen ebenfalls hätte thun können, gehen wir auf die Inhaltsangabe und die 
Besprechung einzelner Capitel ein. 

Der Verfasser sieht in der Gesellschaft römischer Staatspächter (societas publi- 
canorum) ein Rechtsgebilde, das sowohl in das Gebiet des Privat- als auclı des Staats- 
rechtes hineinragt. Das Werk ist auf zwei Bände berechnet. Der erste Band enthält 
die Einleitung über den Begriff publicanus sowie über die societas bei Schriftstellern und 
in sonstigen Quellen, üher Zölle und Steuern, die Organe zur Hebung derselben, das 
System der Verpachtung der Staatseinnahmen. Es folgt ein „allgemeiner Theil“, worin 
zuerst „das Rechtsgeschäft zwischen Staat und Pächter“, dann „der Aufbau und die 
Gliederung der Gesellschaft (societas)“ behandelt, auch ein Vergleich mit den heutigen 


314 Literaturbericht. 


Actiengesellschaften angestellt und eingeschränkt wird. Dabei kommen alle die viel- 
erörterten Fragen über das römische Associationswesen, über die von den societates 
publicanorum streng unterschiedenen Decurien der Apparitoren und die Collegien zur 
Sprache, ohne von Waltzing, Etude sur les corporations professionelles chez les 
Romains (Bd. 1 Louvain 1895) schon Kenntnis zu haben. Da das Vorbild für die Orga- 
nisation dieser Körperschaften durch die römische Gemeinde selbst gegeben war, bespricht 
ein weiterer Abschnitt über die „Gemeindeverhältnisse* die Abschliessung der Rechts- 
geschäfte von Seite der Gemeinde oder mit der Gemeinde, Pachtungen, Schenkungen, 
Stiftungen, Geldstrafen u. s. w. Die Alimentarinstitution Traians ist ausführlich behandelt. 
Der zweite Band soll diesen „allgemeinen Theil“ zum Abschluss bringen und der „besondere 
Theil“ die Rechtsverhältnisse der Staatspächter in Sicilien, dem Bergwerksgebiete von 
Vipascum in Lusitanien, ferner in Griechenland und Palästina schildern. 

Der Verfasser geht aus von der Definition des publicanus; dieser ist ein Individuum, 
das mit den publica, d. i. den staatlichen Einkünften zu thun hat: es ist der Pächter 
der publica. Zu diesen gehören die vectigalia, ein Wort, welches von vehere abgeleitet 
ist, aber diese Bedeutung keineswegs behalten hat; vielmehr erscheint vectigal nicht 
auf die Getreidefuhr, sondern auf das „Weidegeld* angewendet, welches die älteste Ein- 
nahme des römischen Staates war. Das „gemeine Feld“, der „ager publicus“ wurde schon 
in frühester Zeit verpachtet; er ist später in Italien aufgetheilt worden, hingegen in den 
Provinzen, z. B. in Afrika, wurde er nach wie vor verpachtet. Ebenso Seen, Flüsse, 
Teiche (wegen der Fischerei), Bergwerke, Gärten, Häfen. Vectigal wurde in der Folge 
die Bezeichnung für die indirecte Steuer, welche von den publicani erhoben wurde, im 
Gegensatze zum tributum, der directen Steuer, mit der die publicani nichts zu thun 
hatten. Unter stipendium verstand man eine beständige jährliche Abgabe, z. B. die 
decuma in Asien, von der Cicero in seiner Rede de imperio Cn. Pompei ausführlich 
spricht. Auch das stipendium wurde vom Staate verpachtet. Für die Erkenntnis dieser 
Verhältnisse sind die verschiedenen Kategorien von Steuerfreiheit für einzelne Personen 
oder auch Institute, z. B. Heiligthümer, von Interesse, worüber einige Inschriften aus der 
Zeit des Sulla wichtige Aufschlüsse geben. Die publicani treten schon frühzeitig zu 
Gesellschaften (societates) zusammen, und zwar werden sie zuerst zur Zeit des zweiten 
punischen Krieges genannt. Ihre Ausbildung erfuhren sie in den nächsten Jahrzehnten, 
während deren die römische Weltherrschaft, d. i. die Ausbeutung der Provinzen durch 
den herrschenden „populus Romanus‘ sich etablierte. Aus diesem traten die durch den 
höheren Census ausgezeichneten Persönlichkeiten, die ,equites Romani“, immer mehr 
hervor, bis C. Gracchus in seinem Kampfe gegen die Uptimatenherrschaft dieselben 
als besonderen Stand organisierte, innerhalb dessen nunmehr jeder „bessere Römer“ 
seinen Profit an der Staatsverwaltung zu realisieren suchte; was den Verlauf der 
politischen Entwicklung wesentlich beeinflusste. Denn während die Blütezeit der Republik 
auch den Höhepunkt dieses erbarmungslosen und von der Regierung kaum controlierten 
Aussaugungssystems bezeichnet, hat die Monarchie Schritt für Schritt, darin dem Bei- 
spiele der Ptolemäer nachträglich folgend, die Ritter in gewisse Schranken zurückgewiesen 
und die Verpachtung der Staatseinnahmen erst unter staatliche Aufsicht gestellt, später 
ganz abgeschafft. Am Ende des zweiten Jahrhunderts p. Chr. ist der Process im Wesent- 
lichen vollendet. Der Verfasser behandelt diese Verhältnisse nach den einzelnen Steuer- 
kategorien: Zölle, Erbschaftssteuer, Freilassungssteuer. Die Organisation der societates 
nach Cicero: an der Spitze steht ein magister oder mehrere, die regelmässig alle Jahre 
wechselten. Daneben kommt vereinzelt ein pro magistro vor. Der „Bot“ der Gesellschaft 
ist der manceps. Die societates verfügten über ein zahlreiches Beamtenpersonal. Sie 
hatte ihre eigene Post, ihre Sclaven und Freigelassenen. Ihre Thätigkeit war in den 
einzelnen Provinzen verschieden; Cicero, der als Advocat mit diesen Gesellschaften enge 
Fühlung hielt, zeichnet die Verhältnisse Asiens (de imperio Cn. Pompeii), Siciliens (in 
den Verrinen), der Narbonensis (pro Fonteio) in lebhaften Umrissen. In der Kaiserzeit 
geben uns die Inschriften Aufschluss über die Verwaltung der Bergwerke und des Zoll- 
wesens; auch dafür muss man die einzelnen Provinzen auseinanderhalten. Der Verfasser 
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behandelt die Quadragesima Galliarum, d. i. den Aufschlag von 2'', Proc. an der Grenze 
des gallischen Zollsprengels, das portorium Illyrici oder den illyrischen Grenzzoll, endlich 
die afrikanischen IIII publica, nicht ohne dafür an dem Werke von R. Cagnat, Etude 
historique sur les impöts indirects chez les Romains (Paris 1882) und an Marquardts 
„Römischer Staatsverwaltung“ (II, 2. Aufl. 1884) gute Vorarbeiten zu besitzen. Auch 
sonst ist die neuere Literatur erschöpfend herangezogen, die Inschriften der Kaiserzeit 
nach Dessaus Inscriptiones latinae selectae, wo sachkundige Anmerkungen beigegeben 
sind. Die (S. 37) nach meinen Fasten der Provinz Dacien (1894) mitgetheilte Inschrift 
aus Zengg, welche einen praefectus vehiculorum et conductor portorii publici nennt, 
ist seitdem von K. Patsch in den Mittheilungen des deutschen archäologischen Instituts 
in Rom näher beleuchtet worden. Jedenfalls werden die Ausführungen des Verfassers 
künftighin auch von den Alterthumsforschern zu beachten sein, so S. 30 über die 
kaiserlichen Freigelassenen bei der Zollerhebung, S. 48 f. über den illyrischen Zoll, über 
die Zollstätten von Tomi und Tyras; S. 245 ff. über das collegium salinariorum und das 
collegium aurariorum, die man mit Unrecht für Pächterassociationen statt Arbeiterver- 
bindungen erklärt hat. Auch zur Erklärung der römischen Stadtrechte und der Alimentar- 
tafeln gibt der Verfasser wichtige Beiträge, ganz abgesehen davon, dass zahlreiche 
Stellen der Rechtsbücher eingehend behandelt sind, die man in dem „Stellenverzeichnis“ 
am Schlusse angemerkt findet. 

Prag. J. Jung. 

Grünberg Karl: Die Bauernbefreiung und die Auflösung des gutsherrlich-bäuer- 
lichen Verhältnisses in Böhmen, Mähren und Schlesien. Leipzig, Duncker & Humblot 
1893—94, 2 Theile 16 Mark. 

Derselbe, Studien zur österreichischen Agrargeschichte und Agrarpolitik I, II. 
(S.-A. aus Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung uud Volkswirtschaft 
iin Deutschen Reiche 20., 21. Jahrgang. N. F. 1895, 1896.) 

Der Verfasser, ein Schüler G. F. Knapps, liefert in seinem an erster Stelle 
genannten Hauptwerk als Ergebnis mehrjähriger Studien eine socialpolitische Geschichte 
der ländlichen Bevölkerung in Böhmen, Mähren und Schlesien während der drei letzten 
Jahrhunderte. Hervorgehoben sei gleich an dieser Stelle, dass er eine sehr tüchtige und 
gewissenhafte Leistung darbietet, dass jedoch der Berichterstatter mit der vom Ver- 
fasser gewählten Durchführung des Arbeitsplanes nicht durchwegs einverstanden ist. 
Der Gedanke, die bäuerlichen Verhältnisse in Böhmen, Mähren uad Schlesien zum Gegen- 
stand einer abgesonderten Darstellung zu machen, ist, was die Umgrenzung des Arbeits- 
feldes anbelangt, gewiss berechtigt. Nicht zu billigen ist dagegen, die Art und Weise, 
wie der Verfasser selbst dort, wo offenbare Anknüpfungspunkte an die Verhältnisse der 
altösterreichischen Lande vorlagen, absichtlich geschlossenen Auges an ihnen vorüber- 
gieng, da die Arbeitsweise eines monographisch thätigen Historikers denn doch ganz 
andere Zwecke verfolgt, als jene eines Hakteriologen, der nur durch Isolierung auf 
sterilisiertem Nährboden die Reincultur eines Bacillus gewinnen kann. Seit 1526 beginnt 
in den Ländern von Haus Habsburg eine von den Herrschern kräftig geförderte Ent- 
wicklung, die auf eine Ausgleichung der innerhalb ihrer Herrschaftsgebiete bestehenden 
gesellschaftlichen und Rechtsverhältnisse abzielte, Rechtsinstitute werden aus den 
böhmischen Landen nach den deutsch-österreichischen Erblanden übertragen und umge- 
kehrt, die Unterschiede in den gesellschaftlichen Einrichtungen hüben und drüben mehr 
und mehr verwischt, bis durch die Reformen der Kaiserin Maria Theresia und Kaiser 
Josephs Grund gelegt wird für die heute bestehende Form des österreichisch-böhmischen 
Einheitsstaates. Nun liegt aber gerade für die an Böhmen und Mähren unmittelbar 
angrenzenden Lande Oesterreich ob und unter der Enns für die bäuerlichen Verhältnisse 
der Stoff im Codex Austriacus, den Suttingerischen Consuetudines Austriacae, für die 
gutswirtschaftliche Verwaltung in Hohbergs epochemachendem „adeligem Landleben“ 
u. 3. w. so weit gesammelt vor, dass ihn der Verfasser ohne viel Mühe für die Erklärung 
mancher Vorgänge auf dem gewälten Arbeitsgebiet hätte verwerten können. So hat z. B. 
der Ausbruch der böhmischen Bauernunruhen im Februar 1679 offensichtig den Kaiser 
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Leopold I. zur Genehmigung des Tractatus de juribus incorporalibus bewogen, der ihm 
schon seit vollen zehn Jahren durchberathen vorlag und der nun plötzlich am 13. März 
1679 mit der Wirksamkeit vom Tage der Publication verlautbart wurde. Umgekehrt hat 
sicherlich die Beruhigung des Bauernstandes in Oesterreich, die nach Verkündigung dieses 
Gesetzes eintrat, auf die Lösung der Verwicklungen in Böhmen zurückgewirkt. Sie erst 
gab dem Kaiser Festigkeit gegenüber den widerstrebenden Grundherren in Böhmen, so 
dass er am 22. März 1680 nach Niederwerfung des Aufstandes ein ähnliches Grundgesetz 
für die bäuerlichen Verhältnisse im Königreiche, das Robotpatent, aus königlicher Macht- 
vollkommenheit erlassen konnte. Dies die Vorgeschichte eines wichtigen böhmischen 
Gesetzes nach österreichischen Quellen, während der Verfasser in den böhmischen. wie 
er selbst sagt, „hierauf bezügliche Acten“ (II, 1) nichts auffinden konnte. 


Auch gegen die Art der Anordnung des Stoffes hegt Berichterstatter einige 
Bedenken. Mehr formaler Art ist, dass die Anlage etwas breit ausgefallen ist. Der zweite 
Theil, der schon 1893 erschien und dem Titel nach „die Regnlierung der gutsherrlich- 
bäuerlichen Verhältnisse von 1680—1848 nach den Acten enthält, beschränkt sich nicht 
auf wörtlichen oder auszugsweisen Abdruck des Quellenstoffes, sondern bringt ausserdem 
einen kurzen verbindenden Text, während der später ausgegebene erste Theil bei der 
„systematischen Schilderung der ländlichen Verfassung der böhmischen Länder im 
18. Jahrhundert“ und ihres Auflösungsprocesses nothgedrungen denselben Quellenstoff in 
kürzeren oder längeren Auszügen abermals einschalten musste. Der Leser, der die Hin- 
weise auf den 2. Band benützen will, erfährt daher beim Nachschlagen in den Quellen 
wenig anderes, als was er soeben in der systematischen Darstellung gelesen hat. 
Abwechselnd Kürzung in einem, und entsprechende Erweiterung im anderen Theile hätten 
den doppelten Abdruck mancher Stelle, vielleicht sogar die Beigabe eines besonderen 
Urkundenbandes überflüssig gemacht. 

Der erste Theil des Werkes behandelt in einer Einleitung „die ländliche Ver- 
fassung im 18. Jahrhundert“ und hierauf in vier Capiteln die geschichtliche Entwicklung 
der Unterthanen-Verhältnisse vom Mittelalter bis zum Jahre 1848. Sowohl die Ein- 
leitung als die Capitel zerfallen noch weiter in eine Reihe von Paragraphen, die Ein- 
leitung in fünf mit den Ueberschriften : 1. die Erbunterthänigkeit, 2. die Grundobrigkeit, 
3. die Unterthanenclassen und ihre Besitzrechte, 4. die Frohndienste, 5. Leibeigenschaft 
oder Erbunterthanigkeit, das erste Capitel in vier: 1. Rückblick auf die Entwicklung 
der Gutsherrschaft vor 1680, 2. die ständische Verfassung und Verwaltung und das 
Contributionswesen der böhmischen Länder vor Maria Theresia, 3. Genesis des 
Bauernschutzes, 4. Anfänge eines ländlichen Arbeiterschutzes!) in Böhmen und Mähren 
in der vortheresianischen Zeit u. s. w. Ob es da nicht sachdienlicher gewesen wäre, die 
Schilderung der ländlichen Zustände im 18. Jahrhundert ins erste Capitel zu nehmen, 
und entgegen aus diesem die zwei ersten Paragraphe mit dem Rückblick auf die Ent- 
wicklung der Gutsherrschaft vor 1680 und die ständische Verfassung, Verwaltung und 
das Steuerwesen als Einleitung voranzustellen ? 

Versuchen wir dies bei der Berichterstattung. Die Entwicklung des gutsherrlichen 
Betriebes hat in den böhmischen Landen einen ganz ähnlichen Verlauf genommen, wie 
östlich der Elbe in anderen Gebieten des heiligen römischen Reiches deutscher Nation. 
Die Gutsherrschaft, die aus der Grundherrschaft erwachsen ist, unterscheidet sich von 
dieser durch die Ausdehnung des landwirtschaftlichen Betriebes. Der Grundherr war vor 
allem Rentenberechtigter, hatte nur einen unbedeutenden landwirtschaftlichen Eigen- 
betrieb und nahm daher auch die bäuerliche Arbeitskraft nur wenig in Anspruch. In 
Böhmen muss schon um die Mitte des 15. Jahrhunderts gutsherrlicher Betrieb in ausge- 
delintem Maasse bestanden haben: Die steigende Verfeinerung der Sitten, das glanzvolle 
Hofleben unter den luxemburgischen Herrschern und die hiedurch bedingte Verviel- 
fältigung der Bedürfnisse des Adels führt der Verfasser als treibende Ursachen an. 
Hinzuzufügen wäre auch der stark sinkende Wert des Geldes, indem sowohl der Münzfuss 
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sich stetig verschlechterte, als auch bei Zunahme der Umlaufsmittel die Kaufkraft iiber- 
haupt abnabm. All dies zusammengenommen und noch manch anderes liess die Aufnahme 
der Eigenwirtschaft in grösserem Umfange den Grundherren räthlich erscheinen. Dazu 
war jedoch Vergrösserung des Hoffeldes einerseits und Sicherung der zur Landarbeit 
erforderlichen Kräfte andererseits erforderlich. Beides konnten die mächtigen Grundherren 
in den böhmischen Landen auf Kosten des Bauernstandes vornehmen, ohne vom schwachen 
Königthume der Jagiellonen gehin tert zu werden. Schon zu Ende des 15. Jahrhunderts 
war es nach dem Zeugnisse des böhmischen Vicelandschreibers und Rechtsschriftstellers 
Victorin Cornelius von Vsehrd ein beliebter Kniff der Grundherren, „bei Güterüber- 
tragungen die bäuerlichen Frohndienste nicht mit in die Landtafel einzutragen, um sie 
dann nach Belieben steigern zu können.“ Damit der Bauer nicht abziehe, wurde ihm 
seine Freizügigkeit erst eingeschränkt und später ganz aufgehoben. In Böhmen erhielt 
diese Entwicklung schon 1487 unter König Vladislav II gesetzlichen Ausdruck, bald 
darauf auch in Mähren und Schlesien. Die letzten Hemmnisse, die noch bestanden, riss 
der dreissigjährige Krieg nieder, der die Bevölkerung in Böhmen auf ein Fünftel herab- 
brachte. Die Neuansetzungen nach dem Kriege, sowie die Vergrösserung der bestehenden 
Stellen aus wüstliegenden Hufen, welche die Grundobrigkeiten nun vornahmen, festigten 
immer mehr die Vorstellung, dass alles innerhalb eines Gutsbezirkes gelegene Land von 
rechtswegen im Alleineigenthum der Herrschaft stehe, und dass die Unterthanen an 
demselben nur eine beliebig widerrufliche Nutzung hätten. 

Befördert wurde die hier geschilderte Verschlechterung der Lage des Bauernstandes 
durch die Formen der ständischen Verfassung und Verwaltung und durch das Steuer- 
wesen. In keinem der böhmischen Lande besassen die Unterthanen die Landstandschaft, 
sie wurden vielmehr verfassungsmässig durch ihre Grundherren vertreten. Den allein 
massgebenden Einfluss besassen Geistlichkeit und Adel. Alle Justiz- und Administrativ- 
behörden wurden ausschliesslich mit Standespersonen besetzt, überdies standen zwischen 
der unterthänigen Bevölkerung und dem Staate als vermittelnde Organe die Grundobrig- 
keiten selbst. Erst durch die Kaiserin Maria Theresia wurde das politische Regiment 
der ständischen Landesbeamten gebrochen und der Grund zu der bureaukratischen 
Hierarchie gelegt, auf welche gestützt, nun wirtschaftliche und sociale Reforınen im 
allgemeinen Interesse begonnen und durchgeführt werden konnten. Was die Steuerver- 
fassung anlangt, lastete das ganze Steuerurdinarium auf dem so vielfach geschmälerten 
Bauernland (Rusticalgründe), während das Hofland, der dominicale Besitz, grundsätzlich 
steuerfrei war und nur zu ausserordentlichen Beihilfen, der sogenannte Extraordinari- 
Contribution beitrug. Die Auftheilung des für den Herrschaftsbezirk vorgeschriebenen 
Steuerbetrages, der in Böhmen nach Ansässigkeiten, in Mähren nach Lahnen als Steuer- 
einheiten ermittelt wurde, auf die Bauernfamilien, das Recht der Sublevierung. d. h. das 
obrigkeitliche Recht zur Schonung der Unvermögenden, die Vermögenderen verhältnis- 
mässig stärker zu belasten, und endlich die Einhebung der Steuern selbst, dies alles 
befand sich in den Händen der Grundherrschaften. 

Wenden wir uns zur Einleitung, die wir bisher übersprungen haben. Der Verfasser 
beginnt mit der Schilderung der Erbunterthänigkeit, die in den böhmischen Landen seit 
dem 15. Jahrhundert den Eckstein der ländlichen Verfassung gebildet habe. Unterthanen 
konnte nicht jedermann haben, sondern nur wer des landtäflichen Besitzes fähig war: 
also die Personen der drei höheren Stände, dann Stifte und Stadte, soweit diese der 
Landstandschaft theilhaft waren. Der einzelne Bürgerliche war vom landtäflichen Besitz 
ausgeschlossen und konnte daher keine Unterthanen haben. Die Erbunterthänigkeit gieng 
als Standeseigenschaft auf die Nachkommen über, konnte aber auch strafweise oder 
durch Vertrag für Freie neu begründet werden. Der Unterthan hatte zwar privatrecht- 
lich volle Rechtsfähigkeit, allein seine Handlungsfihigkcit war im Interesse des Gross- 
grundbesitzes, der in ihm seinen gebornen landwirtschaftlichen Arbeiter erhielt, mannig- 
fach beschränkt, namentlich war er an die Scholle gebunden. Aber nicht nur um sich 
ausserhalb des Gutsbezirkes zu verdingen, auch zur Erlernung von Handwerken, Künsten 
und Wissenschaften, zur Eingehung der Ehe u. s. w. bedurfte der Unterthan eine herr- 


318 Literaturbericht. 


schaftliche Erlaubnis und jede solche kostete Geld. „Von einer rechtlich begründeten 
Verbindlichkeit auf Verlangen der Erbherrschaft eine unterthänige Stelle zu übernehmen, 
ist zwar nirgends die Rede, es steht aber unzweifelhaft fest, dass die Unterthanen hiezu 
häufig mit Arrest und Schlägen gezwungen wurden.“ Das einzig Tröstliche an dieser 
Lage war, dass die Unterthanen (mindestens schon im 18. Jahrhundert) den staatlichen 
Schutz jederzeit anrufen konnten und dass ilınen, wenn es zum Processe mit ihrer 
Herrschaft kam, von staatswegen unentgeltlicher Rechtsbeistand gewährt wurde. In 
Mähren und Schlesien kam es geradezu zur Aufstellung eigener „Unterthanenadvocaten“. 

Die Macht der Grundobrigkeiten setzte sich aus Herrschaftsverhältnissen und 
Berechtigungen privat- und dffentlichrechtlichen Charakters zusammen, namentlich waren 
sie nicht nur Grund- und Gutsherrschaften, sondern sie besorgten auch die Justiz und 
inancherlei Aufgaben der Verwaltung für den Staat. Der Uebergang von grundherrlicher 
Wirtschaft zu gutsherrlichem Grossbetrieb hatte nun in verschiedener Weise auf die Lage 
des abhängigen Bauernstandes sehr ungünstig zurückgewirkt: Das Bestreben, den guts- 
herrschaftlichen Besitz abzurunden, hatte zur Einziehung, ,Legung“ vieler Bauerngiiter 
geführt, wobei der nun gesteigerte Bedarf an Arbeitsleistungen einfach auf die übrigen 
Unterthanen aufgetheilt wurde. Ausserdem machte die Ausdehnung der Herrschaftsgebiete 
die Einsetzung von Wirtschaftsämtern mit zahlreichen herrschaftlichen Beamten nöthig, 
die grossentheils auf Sporteln angewiesen wurden. Sehr verwickelt waren die Unter- 
scheidungen, die man unter den Unterthanen machte: Den angesessenen Bauern uud 
Häuslern gegenüber gab es unangesessene Inleute und das Gesinde. Die auf untertlänigen 
Gründen Angesiedelten, die der Ordinari-Contribution unterworfen waren, hiessen Rusti- 
calisten; die auf Hofland sitzenden Dominicalisten steuerten hingegen nur zur Extra- 
ordinari-Contribution. Je nach dem Rechtstitel hiessen die Unterthanen eingekauft 
oder nicht eingekauft. Bei den Dominicalisten fiel dieser Unterschied mit den Formen 
der Erb- und Zeitpacbt zusammen. Auch der eingekaufte Rusticalist galt als Emphyteut, 
wogegen der uneingekaufte Precarist war. Rechtlich war also dieser nach allen Richtungen 
der grundobrigkeitlichen und wirtschaftsämtlichen Willkür völlig preisgegeben. Die 
Grundobrigkeit konnte ihn jeden Augenblick „freiwillkürlich“ abstiften, auf eine andere 
Stelle versetzen, oder zum blossen Inmann degradieren, ihm einen Theil seiner Grund- 
stücke abnehmen und sie durch andere minderer Qualität und in ungünstigerer Lage, 
oder auch gar nicht ersetzen. . . . Die Praxis glich jedoch vieles aus und liess nament- 
lich die Vortheile des „Einkaufens*, dass nur infolge freiwilliger Uebereinkunft beider 
Theile statthaben konnte, nicht als so gross erscheinen. dass es die Unterthanen stark 
begehrt hätten. Im Gegentheil, es fehlte nicht an Beispielen, in welchen bereits einge- 
kaufte Wirte sich ihrer Gründe zu entledigen suchten, um an deren Stelle uneingekaufte 
zu erhalten. 

Alle Unterthanen waren zu Diensten, „Robot“, an ihre Grundobrigkeit verpflichtet, 
die jedoch zuweilen durch „Frohngelder, Robotzinse“ dauernd, öfter aber nur bis auf 
Kündigung des Vertrages, abgelöst waren. Im übrigen waren die Frohndienste mannig- 
fach abgestuft. Man unterschied Zug- oder Rossrobot mit Beistellung eines Gespanns 
von der Fussrebot ohne Gespann, nach der Zahl der Zugthiere: ein- und mehrspännige. 
Erstreckte sich der Robotanspruch der Herrschaft entweder nur auf eine bestimmte 
Zeit im Jahre oder auf ein bestimmtes Werk, das der Fröhner zu verrichten hatte, so 
sprach man von gemessener Robot: etwa wenn eine bestimmte Anzahl Jagddienste 
jährlich, oder die jährliche Bestellung einer gewissen Ackerfläche, oder die Verpflichtung 
zur Einbringung der Ernte von einem bestimmten Felde als Verpflichtung vorlag. Weit 
häufiger gieng jedoch die Verpflichtung auf eo und soviel Arbeitstage im Jahr oder in 
der Woche, d. h. es lag nach der in Böhmen üblichen Ausdrucksweise, die von der 
sterreichischen abwich, „ungemessene* Robot vor. Mehr als drei Arbeitstage in der 
Woche durften selbst bei dieser vom Fröhner nicht verlangt werden, doch galt dies 
wohlverstanden nur von ordentlichen Frohnen im Gegensatz zu ausserordentlichen, 
welche die Grundobrigkeit in allen dringenden Fällen, wenngleich nur gegen eine billige 
Entschädigung, auch die ganze Woche hindurch fordern konnte, „so dass auf manchen 
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Herrschaften der Bauer von der Frühlingsaussaat bis zum Herbstanbau ganzwöchentlich 
frohnen musste“. Unberührt durch diese ,Privatschuldigkeiten* bestand fir die Bauern 
auch die Verpflichtung zu gewissen Dienstleistungen an den Staat, namentlich Strassen- 
baufrohnen und Vorspannleistungen. 

Dienstpflichtig war nur jedes selbstständig wirtschaftende Individuum. Eheweiber, 
Knechte, Mägde, bei ihren Eltern dienende Kinder u. s. w., sollten allgemein von der 
Dienstpflicht befreit sein, andererseits brauchte der Bauer, wenn er entsprechenden Ersatz 
stellte, nicht persönlich zur Robot zu ersch' inen. Thatsächlich aber bildete dies die Regel 
und thatsächlich wussten die Herrschaften auch die übrigen Arbeitskräfte des bäuerlichen 
Hausstandes oft zur Robot heranzuziehen. 

Iın letzten Abschnitt der Einleitung wirft der Verfasser die Frage auf, ob der von 
ihm geschilderte Zustand der bäuerlichen Bevölkerung in den böhmischen Ländern Leib- 
eigenschaft oder Erbunterthänigkeit gewesen sei. Es ist dies die Ausführung der schon 
auf der ersten Seite des Werkes ausgesprochenen Behauptung, dass es in diesen Ländern 
im 18. Jahrhundert keine Leibeigenschaft, sondern bloss Erbunterthänigkeit gegeben 
habe, und nur diese sei durch Kaiser Joseph II. in seinem bekannten Patent über die 
Aufhebung der Leibeigenschaft beseitigt worden. Der Verfasser hat sich die Begründung 
dieser verblüfferden Entdeckung etwas leicht gemacht. Er erklärt, der Ausdruck Leib- 
eigenschaft sei den Landesgesetzen der böhmischen Erbländer immer fremd gewesen und 
beruhe sowohl auf einer Verkennung der thatsächlichen Verhältnisse in den letzteren, 
sowie des eigentlichen Inhaltes der Leibeigenschaft, denn, fügt er auf S. 87 ergänzend 
bei, „um einem blossen Wortstreit aus dem Wege zu gehen, sende ich voraus, dass ich 
Leibeigenschaft mit Sclaverei gleichbedeutend setze.“ Der allgemeine Sprachgebrauch 
hält es allerdings anders, ihm ist Sclaverei eben mehr als Leibeigenschaft, völlige 
Negierung der Persönlichkeit, während die Leibeigenschaft bei aller Beschränkung des 
Leibeigenen durch den Willen des Herrn jenen doch als Rechtssubject gelten lässt. 
Darauf, ob in Böhmen der Ausdruck Leibeigenschaft ämtlich angewandt worden ist, oder 
nicht, kömmt es doch nicht an, sondern nur darauf, ob die Erbunterthänigkeit die 
wesentlichen Kennzeichen dessen hat, was die Wissenschaft als Leibeigenschaft bezeichnet. 

In Westfalen naunte man solche Leute Eigenbehörige, in Böhmen Erbunter- 
thanen, anderswo Eigenleute oder (wie in Vorarlberg schon seit dem 16. Jahrhundert) 
Leibeigene, und dieser letzte Ausdruck war schon vor Kaiser Joseph II. von der 
Wissenschaft, als deren Vertreter ich hier Johann Jakob Moser und Pütter nenne,') 
zur Gemeinbezeichnung geworden, an welcher der Deutlichkeit wegen festzuhalten ist. 
Würde doch die Sicherheit der Forschung erheblich leiden, wenn es im Belieben des 
Einzelnen stehen würde, zutreffende und feststehende Ausdrücke mit so schwacher 
Begründung zu verwerfen, ohne was Besseres an die Stelle zu setzen. Nicht „Leibeigen- 
schaft oder Erbuntertbänigkeit“, sondern „Erbunterthänigkeit war Leibeigenschaft“, hätte 
also der fünfte Abschnitt lauten sollen, und der Vollständigkeit wegen hätte ein Hinweis 
auf Eichhorn hinzugefügt werden können, der in seiner Einleitung in das deutsche Privat- 
recht (5. Aufl. 1845, S. 202) mit Beziehung auf die Ausdrucksweise der böhmischen 
Landesordnung zum Ergebnis gelangt, dass „die wahre Leibeig: nschaft“ oft auch mit dein 
Ausdruck „Unterthänigkeit* bezeichnet worden sei. 

Der knappere Raum, mit dem jede Besprechung zu rechnen hat, gestattet nicht 
auf die übrigen Abschnitte des gehaltvollen Werkes mit gleicher Ausführlichkeit einzu- 
gehen. Nur der Gedankengang der weiteren Untersuchungen sei hier kurz angedeutet. 

Die Anfänge des Bauernschutzes beginnen mit der Wahrung der Rusticaleiyen- 
schaft der Unterthanengriinde. Erhaltung der Steuerobjecte war das nächste Ziel der 
staatlichen Maassregeln, langsam aber mit organischer Nothwendigkeit entwickelte sich 
aber aus der Fürsorge für die unterthänige Contribution auch jene für den Contribuenten, 








1) Moser: Von der teutschen Reichsstände Landen, deren Landständen Unterthanen u. a. w. 1769. 
S. 30, „welche Leibeigenschaft“ aber weder den Genuss noch das Eigenthum ihrer Güter verhindert u. s. w. 
Pütter: Handbuch von den besonderen deutschen Staaten I, 1758. 8. 154 über Böhmen: 9. Die Bauern 
sind leibeigen u. s. w. 
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d. h. für den Bauer. Unter Maria Theresia und Joseph II. treten zu den alten 
Motiven des staatlichen Eingreifens in die Beziehungen zwischen Gutsherr und Bauer 
eine Reihe neuer: Einflüsse der naturrechtlichen Lehren und Bestrebungen des aufge- 
klärten Absolutismus, welche gegen die politische Machtstellung der Stände gerichtet 
waren, dazu traten auch die physiokratischen Anschauungen Josephs II. und der von 
ihm herangezogenen Rathgeber. Die ersten Ansätze dieses staatlichen Bauernschutzes 
begegnen uns in Böhmen und Mähren schon zu Ende des 17. Jahrhunderts und zwar 
vorwiegend im Sinne einer polizeilichen Reglementierung der Arbeitsbedingungen für die 
ländlichen Zwangsarbeiter, ala Robotpatente. Das erste stammt, wie schon erwähnt 
wurde, aus dem Jahre 1680, das zweite vom Jahre 1717, ein drittes aus dem Jahre 1738. 
Sie wurden sämmtlich aus königlicher Machtvollkommenheit erlassen, das letzte auf Grund 
der Ergebnisse von Erhebungen über die Lage der herrschaftlichen Unterthanen, die auf 
Befehl des Kaisers durch seine Behörden in Böhmen und Mähren vorgenommen worden 
waren, hatten aber nicht viel Erfolg. Selbst die Bemühungen der Kaiserin Maria 
Theresia erwiesen sich auf diesem Gebiete vielfach als vergeblich. namentlich hat das 
Hauptrobotpatent vom 13. August 1775 den gordischen Knoten, mit dessen Lösung die 
Regierung sich so lange Jahre vergeblich gemüht hatte, zwar zerhauen, aber nicht gelöst. 
Wirksamer erwiesen sich die Maassregeln gegen weitere Schmälerung von Bauerngütern. 
Seit dem Jahre 1751 stand der Grundsatz fest, dass das noch in Bauernhänden befind- 
liche Bauerngut diesen nicht mehr entzogen werden dürfe. Daran schlossen sich Vere 
suche zur Wiederbesetzung „gelegter* Bauerngründe auf den königlichen Cameral- 
herrschaften und endlich das sogenannte Raab'sche System, ein Versuch der Aufhebung 
der Frohndienste durch Hingabe von Vorwerksland an Unterthanen zu Erbpacht. Auch 
dieses System wurde zuerst von Maria Theresia nur auf den königlichen Cameral- 
herrschaften eingeführt, fand jedoch hinterher bei einzelnen Privatherrschaften freiwillige 
Nachahmung. Die Reformen Kaiser Josephs II. in Unterthanensachen begannen mit der 
Beseitigung der Erbunterthänigkeit, die trotz aller Maassregeln der Kaiserin Maria 
Theresia rechtlich noch ungebrochen da stand. Schon am 23. April 1781 kündigte der 
Kaiser der Hofkanzlei seine Absicht einer „allgemeinen Aufhebung der Leibeigen:chaft 
in den böhmischen Landen“ an, die durch eine gemässigte, nach dem Beispiel der öster- 
reichischen Lande eingerichtete Unterthänigkeit ersetzt werden scllte, und befahl ihr, 
darüber die Stände von Böhmen und Mähren einzuvernehmen. Die Stände widersprachen 
nicht geradezu, suchten jedoch die Entscheidung zu verschleppen, bis der Kaiser ungeduldig 
geworden, die Unterhandlungen abbrach und aus eigener Machtvollkommenheit das Patent 
vom 1. November 1781 über die Aufhebung der Leibeigenschaft erliess, das eine Reihe, 
grundherrlicher Befugnisse meist privatrechtlicher Natur beseitigte, im übrigen aber die 
Stellung der Gutsherrschaften als Justiz- und Verwaltungsorgane bestehen liess. Viel 
weiter giengen seine Absichten bei der Steuerregulierung. Hatte Maria Theresia das 
Princip der Allgemeinheit der Grundsteuerpflicht verfassungsmissig festgelegt, so 
sollte nun dasselbe in Betreff des Postulats der Gleichheit geschehen. Von Steuer- 
privilegien mit Rücksicht auf den persönlichen Stand der Besitzer sollte fortan keine 
Rede mehr sein und die Grundherrschaften mit der Verwaltung der Grundsteuer der 
Unterthanen nichts mehr zu thun haben. Dem Unterthanen sollten mindestens 70 Proc. 
des Bruttogrundertrags zur Erhaltung des Hausstandes verbleiben, der Grundherrschaft 
höchstens 177/ Proc. des Bruttoertrags zufallen. Das waren Maassregeln tief einschnei- 
dender Art, die den Widerstand der Grundherrschaften aufs äusserste herau-forderten. 
Während das Patent über die Aufhebung der Leibeigenschaft in Kraft blieb, ist die jose- 
phinische Steuer- und Urbarialregulierung naci dem Tode des Kaisers aufgegeben und erst 
weit später, zum Theil erst durch den Kudlich'schen Antrag auf Aufhebung der Grund- 
lasten verwirklicht worden. Nichtsdestoweniger steht fest, wie der Verfasser mit wohlberech- 
tigtem Stolze in seinen Schlussbetrachtungen hervorhebt, „dass in keinem Staate, Frank- 
reich ausgenommen, bis zum Schluss des 13. Jahrhunderts für die bäuerliche Bevölkerung 
auch nur entfernt soviel geschehen ist, als in Oesterreich. Und diesen Vorrang auf dem 
Gebiete sucialpolitischer Gesetzgebung behauptet die österreichische Monarchie auch noch 
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in den ersten Decennien unseres Jahrhunderts. Mit Recht hat der preussische Minister 
Freiherr v. Stein dies auch, und namentlich im Vergleich mit Preussen anerkannt.“ 

Die beiden Abhandlungen Dr. Griinbergs in Schmollers Jahrbuch stellen sich 
als Ergänzungen seines eben besprochenen Hauptwerkes dar. In ihrer Anlage weisen sie 
gegenüber diesem insofern entschiedenen Fortschritt auf, als der Verfasser zwar den 
Nachdruck seiner Forschung auf die Verhältnisse in Böhmen, Mähren und Schlesien legt, 
dabei jedoch den Beziehungen zu andern Erblanden nicht mehr grundsätzlich aus dem 
Wege geht. Die erste seiner Studien zur Österreichischen Agrargeschichte und Agrar- 
politik, die im 20. Bande des Jahrbuchs neuer Folge (1895) erschien, „Bestiftungszwang 
und bäuerliches Erbrecht vor 1868“ betitelt, widmet er dem Nachweise, dass in Oester- 
reich „ein von dem gemeinen Rechte abweichendes gesetzliches Sondererbrecht in Bezug 
auf Bauerngiiter*, abgesehen von Vorarlberg und Nordtirol, nie bestanden habe. Was in 
den Jahren 1868/69 in andern österreichischen Erblanden aufgehoben wurde, seien nicht 
Erbfolge-, sondern Erbtheilungsvorschriften gewesen, und was die Einführung der Frei- 
theilbarkeit betreffe, so habe diese mehr declaratorischen als constitutiven Charakter 
gehabt. Das Gesagte schliesst nicht aus, dass sich unabhängig vom Gesetze vielerorten 
eine abweichende Uebung herausgebildet hatte, so dass wenigstens in Böhmen „fast in 
jedem Kreise ein anderes Gewohnheitsrecht bestand“. 

Die zweite erst vor kurzem mit dem 21. Bande des Jahrbuchs (1896) ausgegebene 
Abhandlung beschäftigt sich mit der Grundeigenthumsfähigkeit in den böhmischen Landen 
vor dem Jahre 1848. Sie wählt die Grundbesitz-Kategorien im 18. Jahrhundert, die Ab- 
stufungen der Grundeigenthumsfähigkeit in der Zeit vor Kaiser Josef II., während 
der Jahre 1780—1798 und in der Bankozettelperiode zum Gegenstand besonderer Be- 
trachtung und schaltet mehrfach tabellarische Uebersichten ein, unter welchen jene über 
die heutige Vertheilung des Grossgrundbesitzes in Böhmen, Mähren und Schlesien 
besonders lehrreich ist. Bei der aus Schebek entnommenen Tabelle über die Prager 
Getreidepreise von 1791—1820 wurde vergessen beizufügen, dass hier auf den nieder- 
österreichischen Metzen und auf österreichische Währung in Silber reducierte Preise vor- 
liegen, auch wurde die Anmerkung auf S. 99 übersehen, laut welcher die Eintheilung des 
Kreuzers in 6 Pfenninge in Prag seit 1766 durch die allgemein österreichische zu 4 Pfenningen 
ersetzt wurde. Dies zur Richtigstellung einer Kleinigkeit; im übrigen besteht der Wunsch, 
dass uns der Verfasser recht bald wieder mit einer seiner tüchtigen Arbeiten erfrenen möge. 

Graz. Luschin v. Ebengreuth. 

Einar Einarsen: Begrebet Kapital i Oekonomien (Der Capitalbegriff in der 
Nationalökonomie), Kristiania, Aschehoug & Co., 1895 (144 S.). 

Der Verfasser, «in junger norwegischer Doctor der Staatswissenschaften, tritt in 
vorzüglicher Darstellung für die von Knies vorgeschlagene Capitalsdefinition: „Güter, 
die vom betreffenden Wirtschaftssubjecte für die Bedarfsbefriedigung der Zukunft 
angewendet werden“ ein, indem er dieselbe in selbständiger Weise vom Standpunkte der 
modernen Wert- und Zinstheorie aus zu begründen sucht. Er weist darauf hin, dass 
das Wort Capital ursprünglich eine „adjectivische* Bedeutung hatte — pars capitalis 
zum Unterschied von der pars accessoria, den Zinsen —; aus diesem Begriffe wurde 
sodann der ,substantivische* Begriff Capitalgut erst hergeleitet. Das einzig richtige sei 
daher, bei der Aufstellung einer Definition des Capitales das „Capital- und Zinsphänomen“ 
in den Mittelpunkt zu stellen und alle Güter, an die sich jenes Phänomen anknipft — 


also auch den Grund und Boden und sogar die menschlichen Fähigkeiten — als Capi- 
talien zu bezeichnen. Die „zukünftigen Güter“, welche das Substrat der Capital- 
forderungen bilden, werden von ihm ebenfalls mitgerechnet — freilich muss dabei 


der Inhalt der Schulden als zukünftige negative Güter aufgefasst werden. 

Die logische Unanfechtbarkeit dieser Position kann meines Erachtens nicht in 
Frage gestellt werden. Ich sehe auch nicht ein, warum man sich nicht darüber einigen 
könnte, jene allgemeinste Gruppe als Capital im weitesten Sinne des Wortes zu 
bezeichnen (wie ja die Walras’sche Schule, obgleich mit einer formell etwas verschie- 
denen Motivierung, es thatsächlich schon thut). Für die meisten wirtschaftlichen Pro- 

Zeitschrift für Volkswirtschaft, Socialpolitik und Verwaltung. VI. Band, 2. Heft. 91 
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bleme erweist sich jedoch eine Spaltung jenes fast allumfassenden Begriffes bald 
durchaus nothwendig: und da die Untergruppen „persönliche Capitalien“ und „Grund- 
capitalien* schon anderweitig jedermann geläufige Benennungen besitzen, empfiehlt es 
sich zweifelsohne, fortan die Benennung „Capital im engeren Sinne“ oder Capital schlecht- 
weg für die dritte, allerdings nicht ganz leicht zu definierende oder abzugrenzende 
Untergruppe der mobilen Capitalien beizubehalten. 

Macht man diese Unterscheidung nicht, sondern wirft, wie der Verfasser zu befür- 
worten scheint, die Grundcapitalien und die beweglichen Capitalien in eine Masse 
zusammen, so liegt, wie die Erfahrung zeigt, die Versuchung überaus nahe, die Grund- 
rente und den eigentlichen Capitalzins ihrer Entstehungsweise und socialpolitischen 
Berechtigung nach miteinander zu vermischen, was sowohl auf Seite der Vertheidiger 
wie der Angreifer des bestehenden Wirtschaftssystems vielfach zu voreiligen, mehr oder 
weniger unhaltbaren Schlussfolgerungen geführt hat. 

Ueberhaupt scheint der Verfasser für die ganz eigenartige, wirtschaftliche Rolle 
der beweglichen Capitalien kaum einen richtigen Sinn zu haben, wie u. a. seine Kritik 
der Jevons'schen Capitalauffassung beweist. Gegen die übliche Eintheilung des indu- 
striellen Capitals in Subsistenzmittel für die Arbeiter einerseits und in Maschinen, Bau- 
lichkeiten u. s. w. andererseits wandte Jevons!) bekanntlich ein, dass im Grunde 
genommen alles (productiv verwendetes) Capital „in its free or uninvested form“ aus 
Lebensmitteln für die Arbeiter besteht. Dies ist nun allerdings nicht ganz richtig, denn 
ein Theil des Productivcapitals löst sich thatsächlich nicht in vorgeschossene Arbeits- 
löhne, sondern vielmehr in vorgeschossene Grundrenten (somit realiter in Unterhalts- 
mittel für die Grundeigner) auf. Damit ist aber die Aufzählung vollständig: Die eine 
oder die andere dieser Formen muss jedes industriell verwendete Capitaltheilchen 
wenigstens einmal in seinem Leben durchgemacht haben. Jener Gedanke gehört zweifels- 
ohne zu den wissenschaftlich fruchtbarsten und verdient gar nicht das Urtheil des Ver- 
fassers: „eines wohlgemeinten (sic!), wenn auch misslungenen Versuchs, den wissenschaft- 
lichen Capitalbegriff auf denjenigen des praktischen Lebens zu bauen“, so wie seine 
ganze diesbezügliche Kritik den Kern des Jevons’schen Raisonnements meines Erachtens 
überhaupt nicht trifft. 

Dass man, wie der Verfasser erwähnt, gewöhnlich nicht an Unterhaltsmittel, sondern 
an Geldsummen „denkt“, wenn man von einem industriell angelegten Capital spricht, 
ist offenbar kein stichhaltiges Argument gegen die betreffende Theorie, und ebensowenig 
seine Bemerkung, dass der Capitalwert eines Grundstückes sich nicht auf vorge- 
schossene Unterhaltsmittel zurückführen lässt; denn dies bildet eben den Hauptunterschied 
zwischen dem Grund und Boden und den beweglichen Capitalien. 

Trotz dieser Aussetzungen möchte ich das Buch Einarsens der Hauptsache nach 
als eine sehr tüchtige Leistung bezeichnen, die es wohl verdient hätte, einem grösseren 
Kreis als dem kleinen Publicum für norwegisch geschriebene wissenschaftliche Werke 
zugänglich gemacht zu werden. 

Stockholm. Knut Wicksell. 

Seligman Edwin R. A. Essays in taxation.: New-York, Macmillan and Cie. 1895, 
X und 434 SS. 

Seligman vereint in dem Bande eine Anzahl von Aufsätzen, von denen etwa 
die Hälfte neu, die Hälfte hingegen in verschiedenen amerikanischen Zeitschriften im 
Laufe der letzten fünf Jahre bereits veröffentlicht worden sind. 

Die ersten fünf und das neunte Capitel sind, wiewohl stets mit innigen Beziehungen 
auf die amerikanische Steuerpraxis, doch mehr allgemeinen finanzwissenschaftlichen Inhaltes. 
Sehr passend ist das Capitel über die Entwicklung der Besteuerung an die Spitze gestellt; 
es folgt eine Kritik der Hauptgrundlage der amerikanischen Steuersysteme, der Ver- 
mögenssteuer. 

Der Verfasser, der in der Auffassung des Steuerwesens als einer durch die jeweiligen 
staatlichen, gesellschaftlichen und volkswirtschaftlichen Verhältnisse bedingten Function 


1) Theory of political economy, 24 ed. Ch, VII, S. 242 ff, 
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des Gemeinwesens mit der Auffassung Steins und Wagners übereinstimmt, hält die 
Vermögenssteuer, ungeachtet ihrer neuesten Erfolge in Europa für eine veraltete, den 
heutigen Verhältnissen Amerikas keineswegs entsprechende Steuerform. Mit dem grössten 
Interesse wird der europäische Leser die Mittheilungen des Verfassers über die Unzu- 
friedenheit der amerikanischen Steuerbehörden selbst mit ihrem Steuersysteme entgegen- 
nehmen. Im dritten Capitel wird das George-physiokratische Project der „Single tax“, 
d. i. der ausschliesslichen Besteuerung des unbeweglichen Vermögens scharf und unter 
sorgfältiger Beachtung der beim amerikanischen Publicum besonders wirksamen Argu- 
mente zurückgewiesen. Ein Capitel über die Doppelbesteuerung stellt einige in Amerika 
— allerdings nicht dort allein — besonders wichtige praktische Fälle derselben in helles 
Licht. Das Capitel über die Erbschaftssteuer enthält einen Ueberblick über die in den 
nordamerikanischen Staaten vorkommenden Formen derselben. Bei diesem Anlasse sei 
auch auf eine in anderem Zusammenhange (10. Capitel) vorgebrachte vortreffliche Dar- 
stellung der englischen Erb- und Einkommensteuerreform von 1895 verwiesen. Der 
beachtenswerteste Abschnitt dieser Gruppe ist wohl jener, der über die Eintheilung der 
öffentlichen Einkünfte handelt. Nur im Vorübergehen sei erwähnt, dass Seligman, 
unseres Erachtens mit vollem Rechte, die Bezeichnung „Regalien* als veraltet völlig 
verwirft; ebenso muss ich mich darauf beschränken, in aller Kürze auf ein interessantes 
Detail aufmerksam zu machen, wie die amerikanische Judicatur, um gewisse als 
zweckinassig anerkannte Steuern gegenüber den oft widerstrebenden Bestimmungen 
der Verfassung aufrechtzuerhalten, dieselben als Ausfluss der Verwaltungshoheit (police 
power), anstatt der Steuerhoheit (tasing power) erklärt. 

Ich glaube den Inhalt des nicht sehr ausgedehnten, aber inhaltsreichen Abschnittes, 
am besten durch die Anführung der Schlussresultate wiederzugeben. Seligman theilt 
die öffentlichen Einkünfte ein: 


Freiwillige (gratuitons). Gaben. 
Geschenke. 
Vertragsmässige (con- Oeffentliches Eigenthum und Preise. 
tractual). öffentl. Unternehmungen. 
Zwangsweise. Staatshoheit (eminent Expropriation. 
Domain). 
Strafgewalt. Strafen. 
Steuergewalt. Gebiibren. 
Beiträge. 
Steuern. 


Die schwierige Frage, wie die Erlöse öffentlicher Anstalten, Gebühren und Steuern 
zu unterscheiden seien, beleuchtet er in folgendem Schema: 


1. Der specielle Vortheil Oeffentliche Zwecke neben- Quasi private price. 


des Einzelnen wird aus- 
schliesslich beachtet. 

2. Der specielle Vortheil 
ist weniger, aber noch 
immer von überwiegen- 
dem Gewicht. 

3. Der specielle 
messbar. 

4. Specieller Vortheil noch 
angenommen. 

5. Specieller Vortheil des 
Einzelnen ist nur ein 
zufälliges Ergebnis. 


Vortheil 


bei in Betracht gezogen. 


Die öffentlichen Zwecke sind 
von einiger Wichtigkeit 
(some importance). 


Die öffentlichen Zwecke von 
noch grösserer Wichtigkeit. 


Der öffentliche Zweck der 
leitende Gedanke. 

Der öffentliche Zweck die 
ausschliessliche Erwägung; 


Grundsatz der Leistungs- 
fähigkeit. 


Oeffentlicher Preis. 


Gebihr. 
Beitrag. 


Steuer. 


21” 


v 
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Wenn ich noch hinzufüge, dass Seligman die Beiträge mit besonderer Aus- 
führlichkeit behandelt und sie auf einmalige — wenn auch in mehreren Raten abzu- 
stattende — Leistungen beschränkt, endlich dass er ihre Unterscheidung von Gebühren 
durch vortrefflich anschauliche Darlegungen in helles Licht rückt, darf ich wohl von 
diesem Abschnitte scheiden. 

Ist schon in diesen Aufsätzen allgemeineren Inhaltes dem europäischen Leser die 
reiche Belehrung, die ihm über amerikanische Besteuerung in gefälliger Form zu theil 
wird, in hohem Grade willkommen, so bietet ein zweiter Haupttheil des Werkes. die 
Besteuerung der Actiengesellschaften [Corporation tax (Abschn. 6—8, SS. 186—264)] 
eine ganz ausserordentlich wertvolle Bereicherung unserer Kenntnisse über ein höchst 
dornenvolles Problem der Besteuerung. Für Oesterreich insbesondere, welches socben die 
Besteuerung auch der Actiengesellschaften neu geregelt hat, ist es von ganz besonderem 
Interesse zu sehen, wie auch jenseits des Oceans dieselben Fragen aufgeworfen wurden 
und werden, welche in den letzten Jahren den Ausschüssen des Reichsrathes so vielen 
Schweiss gekostet haben. Die Anwendung der amerikanischen Vermögenssteuer auf die 
Actiengesellschaften hat nämlich aller Art Schwierigkeiten bereitet und viele Staaten zu 
speciellen Bestimmungen über die Actiengesellschaften veranlasst, wobei natürlich alle 
jene Fragen auftauchten, die sich aus der Natur dieser Unternehmungen jedesmal ergeben, 
sobald man zu einer speciellen Regelung ihrer Besteuerung schreiten will. 

Die Specialisierung der Abgabe für Banken, Versi herungssesell-chaften, industrielle 
Unternehmungen und Eisenbahnen hat in vielen Staaten stattirefunden. Die Frage, inwie- 
ferne die Besteuerung der Gesellschaft mit der Besteuernng der Actionäre und Prioritaire 
coneurrieren könne, hat die amerikanische Gesetzgebung und Judicatur in der ein- 
gehendsten Weise beschäftigt; die territoriale Begrenzung der Steuergewalt der einzelnen 
Unionsstaaten spielt hiebei begreiflicherweise eine viel grössere Rolle, als dieser Frage 
bei den meist viel grösseren europäischen Staaten zukommt. Bei Fisenbahnen insbe- 
sondere hat sich die Nothwendigkeit einheitlicher Bemessung mit Auftheilung der Steuer 
als nothwendig erwiesen, wobei hauptsächlich die Meilenlänge der Linie in den einzelnen 
Staaten als Vertheilungsmaasstab in Betracht kommt. Von grösstem Interesse ist die 
ausführliche Erörterung der Frage, ob das Prioritätencapital dem Gesellschaftscapitale 
beizuzälilen, beziehungsweise bei Ertragsbesteuerung die Prioritätszinsen als Abzugspost 
zu passieren seien. Es mag zur Beruhigung österreichischer Leser dienen, dass sich der 
Verfasser in Ucbereinstimmung mit den vorgeschritteneren amerikanischen Gesctzgebungen 
mit allem Nachdruck gegen die Ausscheidung des Privrititencapitals, beziehungsweise 
der Prioritätenzinsen ausspricht. Nicht minder bemerkt er wohl die Nothwendigkeit, 
auch die nicht zur Vertheilung gelanzenden Ueberschiisse ohne Rücksicht auf ihre Ver- 
wendung der Besteuerung zu unterziehen. 

Die Höhe der Steuer ist in den einzelnen Staaten sehr verschieden; aus den 
ausserordentlich zahlreichen Angaben Seligmans (SS. 137-—176) sei etwa hervorgehoben, 
dass die Steuer in Pensylvania 5 pro mille vom gesammten Capital (einschliesslich 
Prioritätenschuld? vgl. S. 177), in New-York !/, pro mille vom Capital für jedes Pro- 
cent der Dividende, soferne dieselbe wenigstens 6 Procent ausmacht; bei geringerer 
Dividende beträgt die Steuer 1'/, pro mille. Dafür sind Actienunternehmungen in Pen- 
sylvania von der localen Besteuerung ausgenoinmen, in New-York dagegen derselben 
unterworfen. Als besonders übersichtliche Darstellungen seien insbesondere ch. VI, nr 
Grundlagen der Besteuerung und ch. VIII, vırı Schluss hervorgehoben, wo der Verfasser 
seine Vorschläge in Absicht auf die Besteuerung der Actiengesellschaften in 11 Punkten 
kurz formuliert. 

Nicht so deutlich spricht sich der Verfasser darüber aus, was er an die Stelle 
des von ihm so sehr bekämpften Vermögenssteuersystems überhaupt zu setzen wünscht. 
Weder die Forderung, die unverhältnismässige Belastung des Grund und Bodens gegen- 
über dem beweglichen Vermögen zu beseitigen, noch das Postulat, die Staats- und 
Gemeindesteuern nach richtigen Grundsätzen zu sondern, kann als eine Lösung ange- 
sehen werden, und die spärlichen Bemerkungen SS. 409 und am Schlusse des Werkes 
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haben wohl dem angekündigten künftigen Werke „The Income tax and the Reform of 
American taxation* in keiner Weise vorgegriffen. Die skeptischen Bemerkungen des 
Verfassers über die Einkommensteuer sind geeignet, die Neugierde sehr zu reizen. 

Zum Schlusse sei noch erwähnt, dass Verfasser über Steuerreformen in England, 
Holland, Preussen und Neu-Seeland berichtet, eine lehrreiche Uebersicht über die 
wichtigeren amerikanischen Commissionsberichte, unter denen jene von Massachussets 
und Pensylvania 1893 und 1894 besonders hervorgehoben werden, gibt, endlich in einer 
kurzen Revue der neueren europäischen Literatur allerlei interessante Bemerkungen über 
manchen guten Bekannten vorbringt. Dr. Robert Meyer. 

Alfred Offermann: Das fictive Capital als die Ursache niedrigen 
Arbeitslohnes. Wien, Manz, 1896. 235 S. 

Der Begriff des Capitals gehört noch immer zu den am heissesten umstrittenen 
Punkten in der Volkswirtschaftslehre. Die ältere Nationalökonomie gab sich damit zufrieden, 
die Productionsmittel so zu benennen, dann wieder wurde das Erwerbsvermögen als Capital 
bezeichnet. Obwohl schon so mancher nationalökonomische Classiker die Unzulänglich- 
keit dieser Definitionen erkannt hatte, war es doch erst Rodbertus vorbehalten, den 
Unterschied von Privatcapital (Capitaleigenthum) und National- oder Socialcapital 
(Capitalgütervorrath) festzustellen. Spätere, ıneist nicht zünftige Schriftsteller haben 
diesen fundamentalen Gegensatz in präciserer Weise herausgearbeitet und die Rod- 
bertus'sche Theorie vertieft und berichtigt, ohne dass aber die officielle Wissenschaft 
sich viel darum gekümmert hätte. Die sogenannte historische Schule hat die theoretische 
Arbeit fast ganz aufgegeben; Organe, die nicht benützt werden, verkümmern, und so 
ist auch der Sinn für abstracte Wissenschaft dort beinahe ganz abhanden gekommen. 
Die österreichische „exacte“ Schule ist in Einzelheiten befangen, welche sie für grund- 
legend hält, und hat, indem sie abstracte Oekonomie, jedoch nur an der Hand der 
bestehenden Wirtschaftsformen, also ohne Abstraction, treiben wollte, die Eignung 
eingebüsst, zu weitreichenden Resultaten zu gelangen. Böhm-Bawerk selbst kehrt 
1892 im „Handwörterbuch der Staatswissenschaften“ wieder zu einer Definition des 
Capitals als eines „Vorrathes von Producten“ zurück. Und endlich die Marxisten, welche 
ihre Ansichten meist vor Erscheinen des III. Bandes des „Capital“ versteinert hatten, 
kannten nur den von Marx streng logisch durchgeführten Capitalbegriff einer bestimmten 
Wirtschaftsepoche, des entwickelten Capitalismus, — einen Begriff, der natürlich für 
andere Epochen, z. B. die socialistische Gestaltung, ganz und gar nicht anwendbar ist und 
von Marx auch gar nicht angewendet werden wollte. Auch hatte Marx in seinen ersten 
Bande nur dieses Capital in seiner primären Form, dem industriellen Capital, nicht aber 
die abgeleiteten Capitalformen, Bankcapital, Leihcapital etc., behandelt. Vor dem Erscheinen 
des III. Bandes wurden daher alle theoretischen Versuche, welche die selbständige Existenz 
von Geldcapital in verschiedenen Formen, z. B. als Staatsschulden, zum Gegenstande 
hatten, seitens der Marxisten theils ignoriert, theils ala koranwidrig abgethan. Leider 
ist auch jetzt wenig Hoffnung vorhanden, dass die drei grossen wissenschaftlichen 
Richtungen sich verjüngen, oder dass in nächster Zeit neue entstehen, welche theoretische 
Arbeit auf sich nehmen. Unser Skepticismus findet seine Begründung nicht etwa darin, 
dass keine theoretische Begabung in den Köpfen der Nationalökonomen vorhanden wäre, 
hat doch gerade das Haupt der historischen Schule Deutschlands, Schmoller, glänzende 
Proben für das Gegentheil abgelegt, allein es muss ausgesprochen werden, dass es weniger 
tiefliegende, aber doch ausserordentlich wirksame praktische Gründe sind, welche die 
Förderung theoretischer Arbeit an den deutscheu Universitäten hindern. Vergleicht man 
die Leichtigkeit und Schnelligkeit, mit der junge Kräfte durch Sichtung einiger alter 
Archive, Beschreibung einzelner Wirtschaftserscheinungen, Excerpierung älterer Bücher 
zu literarischem Ruhm kommen, — denn schon solche Thätigkeit, nicht bloss die zusam- 
menfassende Erkenntnis der Entwicklung, gilt als historische Arbeit, — mit den Mühen 
und der Langwierigkeit einer nur dem denkenden Talente zugänglichen theoretischen 
Arbeit, so wird man begreifen, dass nur ein völliger Umschwung des herrschenden Geistes 
hier abhelfen kann, welcher den theoretischen Arbeiten — seien sie nun auf abstracter 
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oder historischer Grundlage — ihre höhere Stellung suweist; denn nur unter dieser 
Voraussetzung wird ein genügender Anreiz bestehen, damit der Weg theoretischer For- 
schung wirklich betreten werde. Mögen auch einzelne hervorragende Universitätslehrer, 
wie Lexis und Sombart, für ihre Person dies erkannt haben, so haben sie doch bisher 
ihren Standpunkt nicht zu dem herrschenden gemacht. Man wird nun sagen, dass hinsichtlich 
der österreichischen Schule dieses Bedenken entfalle, allein die Stockung in ihrer Pro- 
ductivität zeigt uns, dass sie, die wohl Sinn für theoretische Arbeit hatte und hat, sich 
in einer verfehlten Richtung bewegt, und darum nicht imstande ist, die deutsche National- 
ökonomie, wie Carl Menger es einmal zu thun erklärte, auf den richtigen Weg zu 
führen. Und endlich die marxistische Schule, deren Anhänger von den Stätten freier 
Forschung, den Universitäten, systematisch ferngehalten wurden, leidet an der Personal- 
union mit der Socialdemokratie, welche ihre Kräfte zu agitatorischen Zwecken absorbiert 
und der Theorie nichts übrig lässt. Alle Anregungen von aussen sind darum in der 
Wissenschaft ziemlich spurlos verlaufen. Es wäre ein Leichtes gewesen, aus den vielfach 
noch krausen Schriften der Outsider den guten Kern herauszuschälen und die Theorie 
in constanter ruhiger Arbeit weiterzuentwickeln, allein dies ist nicht geschehen. Unter 
diesen Voraussetzungen ist es nicht zu verwundern, wenn die neuen Leistungen zumeist 
des festen theoretischen Unterbaues entbehren. 

Zu den Schriften dieser Art gehört das vorliegende Buch. Der Verfasser unter- 
scheidet Socialcapital, wozu er alle sachlichen Investierungen in Grund und Boden, 
soferne sie nicht ganz darin aufgehen, productive Bauwerke, Werkzeuge, Hilfsstoffe, 
Warenvorräthe und das Geld zählt. Das Privatcapital umfasse dagegen das gesammte 
Socialcapital, überdies die vom Eigenthümer nicht gebrauchten, sondern zur Erwerbung 
anderer Güter verwendeten Genussgüter (z. B. Wohnhäuser, Unterhaltsmittel für die 
Arbeiter), alle Wertpapierkategorien und Geldsurrogate. Grund und Boden fehlt in beiden 
Reihen, obwohl es kaum klarzumachen ist, warum derselbe nicht zum Privatcapital 
zählen soll, zumal er unablässig in Tausch und Verkehr gegen andere Privatcapitalien 
(z. B. Wertpapiere) steht. Der Stand des Socialcapitals sei für die Möglichkeit, Arbeiter 
zu beschäftigen, maassgebend. An der Hand der Grenznutzentheorie kommt der Verfasser 
zu der Ansicht, dass der Wert des Arbeitstages von dem Werte des mindest bezahlten 
Productes, das in einem Arbeitstage hervorgebracht werden kann, abhängt. Nebenbei 
bemerkt, halten wir diese Thatsache für ein logisches, von den Vertretern dieser Richtung 
nicht genügend gewürdigtes Ergebnis ihrer Theorie, ein Ergebnis, welches aber zu 
einem ausserordentlich kräftigen Argument gegen die capitalistische Wirtschaft wird, 
sobald man einmal zur Erkenntnis gelangt ist, dass die durch Grenznutzen und Grenzwert 
geleitete Preisbildung nicht auf einem absoluten Gesetze beruht, sondern nur eine 
Erscheinung in bestimmten Entwicklungsstadien unseres Wirtschaftslebens ist. Denn jene 
Consequenz entspringt doch nur dem Unistande, dass die Arbeitskraft Ware auf dem 
Markt ist, und das ist sie doch nur in bestimmten Wirtschaftsorganisationen, zu welchen 
z. B. die socialistische sicher nicht zählt. 

Der Verfasser befasst sich sodann mit dem Einflusse, welchen das Bestehen fictiven 
Capitals neben dem wirklichen Capital auf den Arbeitslohn übt. Fictives Capital sind 
für ihn die papierenen Werte: Staatsrenten, Obligationen, Pfandbriefe und besonders 
Actien. Ganz richtig erkennt der Verfasser die Thatsache, dass ein Complex von Capital 
existiert, welcher nur aus Rechtstiteln besteht, aber keinerlei Gütercomplex als Substrat 
hat. Wenn der Staat zur Erhaltung seiner Armee Schulden macht, so werden die auf- 
genommenen Summen zur Erwerbung von Consumtionsgegenständen verwendet, die that- 
sächlich aufgezehrt werden. Das Capital, welches von den Obligationenbesitzern „gebildet“ 
wurde, existiert dann im nationalen Gütervorrathe nicht mehr, sondern es bestehen nur 
Privateigenthuinstitel des Gliubigers ohne jede Fundierung in Capitalgütern. Hier 
begeht nun der Verfasser den Fehler, diese Art fictiven Capitals mit den papiernen 
Titeln anderer Art zusammenzuwerfen. Mit Actien und Schuldobligationen, die für pro- 
ductive Zwecke emittiert werden, verhält es sich nämlich ganz anders. Durch ihre Aus- 
gabe wird nicht Privatcapital geschaffen, das sonst nicht existiert hätte, sondern 
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es wird nur vorhandenes Capital in eine mobile Form gebracht. — Der 
steirische Erzberg gehört zum Socialcapital; werden Actien und Obligationen in einer 
seinem Werte entsprechendem Ausmaasse dafür ausgegeben, so sind sie Repräsentanten 
dieses Giitercapitals und haben eine völlig andere Natur, als Staatsschuldverschreibungen, 
für welche die bei der Ausgabe erlangten Werte schon vor drei Decennien von den 
Soldaten verzehrt wurden. Es ist unbedingt zuzugeben, dass durch diese Mobilisierung 
von Capitalien eine elementare Wandlung in unserer Volkswirtschaft bewirkt wird, gewiss 
kann der Wert der betreffenden Titel sich loslösen von dem Werte der durch sie 
repräsentierten Güter, es können falsche Schätzungen vorkommen und damit über den 
Wert des Gütercapitals hinaus fictives Capital geschaffen werden, aber die principielle Ver- 
schiedenheit beider Arten des papiernen Capitals muss festgehalten werden, will man nicht 
in volle Verwirrung gerathen. Indem Offermann diesen Unterschied nicht würdigt, ist er 
vom richtigen Wege weit abgekommen. Er wählt als Beispiel die überimässige speculative 
Hinauftreibung des Curses von Goldminenactien. Nun trifft seine Argumentation von der 
Unproductivität des fictiven Capitals aber doch nicht hinsichtlich des in Goldminen wirklich 
und rationell investierten Capitals zu, welches in gleicher Weise „arbeitet“, ob es nun 
durch Actien repräsentiert ist oder nicht, sondern bezieht sich nur auf das durch Ueber- 
schätzung entstandene fictive Capital. Aber auch dieses fictive Capital hat von Haus 
aus gar nicht die ihm vom Verfasser zugeschriebene Tendenz, wonach durch dasselbe 
der Gesammtwirtschaft wirkliches (Güter-) Capital entzogen wird. Und gerade darin soll 
nach dem Verfasser die Gefahr und Bedeutung des fictiven Capitals bestehen, dass es 
in Concurrenz mit dem wirklichen Capital tritt, und hiedurch die Arbeitsgelegenheit, die 
nur letzteres bieten könnte, vermindert. Bei dieser Art des „fictiven Capitals“, vor 
allem bei der Ueberbewertung von Actien, handelt es sich zumeist nur um eine Transaction 
zwischen Capitalisten untereinander, die den Arbeitsprocess von vorneherein direct gar 
nicht tangiert. Wenn Y für eine Actie, die 5 Pfund wert ist, 10 Pfund gibt, so empfängt 
ja wieder der Capitalist X diese 10 Pfund und legt sie in anderer Weise an, möglicher- 
weise kauft er vom Capitalisten Y eine andere Actie, die auch nur 5 Pfund wert ist, um 
10 Pfund; würden alle vorhandenen Capitalgüter gleichmässig überschätzt, so hätte die 
Sache auch für den Privatcapitalisten nicht die geringste Bedeutung. Indirect wirkt 
natürlich ein solcher Zustand sehr kräftig auf die Volkswirtschaft ein. Die Ueberschätzung 
des Wertes von Capitalgütern, wie sie in hoben Actiencoursen zum Ausdruck kommt, ver- 
anlasst dazu, die Production in eine falsche Richtung zu drängen, insbesondere die Her- 
stellung von Capitalgütern der betreffenden Art wünschenswerter erscheinen zu lassen — 
würde also gerade Arbeitsgelegenheit, wenn auch nur bis zum Eintreten der Krise 
schaffen, nicht wie der Verfasser meint, die Arbeitsgelegenheit vermindern —, anderseits 
erzeugt eine solche Ueberbewertung bei den Actienbesitzern den Glauben an die Ver- 
grösserung ihres Vermögens und ihrer Einnahmen und veranlasst sie zu grösseren Con- 
sumtionsausgaben u. s. f. Auf diesem indirecten Wege übt also die papierne Darstellung vor- 
hanener Capitalgüter einen grossen Einfluss aus, aber doch nur dadurch. und unter der 
Voraussetzung, dass der Wert der Papiere sich von dem Wert der Güter loslöst und 
eine falsche Schätzung derselben gegeben ist. 

Nicht das Entstehen dieser papiernen Duplicate, sondern nur eine falsche 
Bewertung derselben hat also jene Consequenzen. Ganz anders ist es bei dem wirklich 
fictiven Capital, das schon bei Entstehen des Capitalstitels, nicht erst infolge irriger 
Schätzung, fictives Capital ist. Hier wird Capitaleigenthum gebildet, indem sachliche 
Consumtion von Gütern an Stelle der Capitalisierung stattfindet; dieses Capital reprä- 
sentiert keine Güter. Wenn derart statt Gütercapital Consumtionsgegenstände produciert 
werden, die aber von den Consumenten nur gegen Ausstellung von Schuldtiteln erlangt 
werden können, dann tritt jener Unterschied zutage, den der Verfasser irrthümlicherweise 
aus dem Gegensatze zwischen realen Capitalgütern und papiernen Titeln abzuleiten sucht. 
Indem der Verfasser den Begriff des fictiven Capitals falsch gefasst hat, geräth er mit seiner 
ganzen weiteren Argumentation ins Schwanken. Wäre seine Theorie richtig, dann müsste 
die Arbeitsgelegenheit sich mindern, wenn eine Privatunternehmung in eine Actien- 
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gesellschaft verwandelt wird; die Schaffung der papiernen Duplicate wire die Quelle 
des Uebels. | 

Aus diesem principiellen Fehler des Verfassers entspringt eine Reihe von Miss- 
verständnissen. Nur so kann es kommen, dass er damit schliesst, den Arbeitern klar zu 
machen, dass nur das fictive Capital in seiner Personification als Börse an allem socialen 
Elend schuld sei. Der Kampf gegen das wirkliche Capital sei unbedachter Undank der 
Arbeiter. Nicht gegen das Maschinenwesen, sondern gegen das fictive Capital, gegen jene, 
capitalistischer Phantasie entstammenden Eigenthumstitel sollte sich ihr Hass und ihre 
Verfolgung wenden. Hätte der Verfasser Recht, dann gäbe es ja ein bequemes Mittel, 
die sociale Frage zu lösen, man rückverwandle die Industrieunternehmungen auf Actien 
in Privatfirmen; das papierne Capital verschwindet und an Stelle von „berechtigtem 
Hass und Verfolgung“ müsste wohlbedachter Dank der Arbeiter treten. Gewiss ist der 
Bestand des wirklich fictiven Capitals in unserem Sinne ein grosses Hemmnis der 
Productionserweiterung; — das ist übrigens eine der ältesten, nur früher anders ausge- 
drückten und unzulänglich motivierten Wahrheiten der liberalen Oekonomie —, gewiss 
ist die Mobilisierung der Capitalgüter in papiernen Formen mit ausserordentlichen Miss- 
ständen verknüpft, aber es geht doch nicht an, mit dem Verfasser in der Lösung dieser 
Fragen zugleich die Lösung der Frage von Capital und Arbeit finden zu wollen. 

Trotz dieses fundamentalen Irr!hums wäre es aber dennoch ein Unrecht, dem vor- 
liegenden Buche Bedeutung absprechen zu wollen; wir müssen dabei bleiben, dass seine 
Mängel nicht so sehr dem Verfasser zur Last zu schreiben sind, als dem Stande 
der Volkswirtschaftslehre, welche in beispielloser Vernachlässigung der abstracten For- 
schung den Boden für weitere Arbeit so wenig vorbereitet hat. Ein Umstand hat 
übrigens unzweifelhaft den Verfasser stark beeinflusst. Er sieht die Dinge aus dem Milieu 
industrieller Unternehmerarbeit und ist darum von einer kräftigen Abneigung gegen die 
Agiotage erfasst; allein so sympathisch uns dies berührt, so können wir nicht vergessen, 
dass in diesem Falle neben den Auswüchsen auch organische Erscheinungen vorhanden sind, 
die nach Beseitigung der Wucherungen ruhig fortbestehen würden. Der Missgriff des 
Verfassers, welcher die üblen Erscheinungen unseres Wirtschaftssystems nur auf die 
Ausschreitungen der Börse zurückführen will, gibt dem Buche, sicher ohne Absicht des 
Autors, eine durchaus einseitige Richtung. Nichtsdestoweniger ist die vorliegende Arbeit 
eine erfreuliche literarische Erscheinung; ein lebhafter Drang nach Erkenntnis verbindet 
sich hier mit einer aus fester Ueberzeugung quellenden Wärme, ein Attribut, welches 
auch wissenschaftlichen Büchern manchmal gut thut. Anregend und neben vielen Irr- 
thümern auch viele Wahrheiten enthaltend, wird es, mit kritischer Vorsicht gebraucht, 
einen Stein zu jenem provisorischen Gebäude abgeben, mit dem sich die Volkswirtschafts- 
lehre noch lange wird behelfen müssen, bis der ‘grosse theoretische Bau unter allge- 
meiner Mithilfe zustande kommt. Otto Wittelshöfer. 

Dr. F. Ph. Koenig: Die Lage der englischen Landwirtschaft unter dem Drucke der 
internationalen Concurrenz der Gegenwart und Mittel und Wege zur Besserung derselben. 
Jena, G. Fischer, 1896, 445 S. (Sammlung nationalökononiischer und statistischer Abhanjl- 
ungen des staatswissenschaftlichen Seminars zu Halle a. d. S. hgg. von Dr. Johannes 
Conrad IX. 2.) 

Der Verfasser dieses Werkes kennt die Verhältnisse, deren Schilderung und Unter- 
suchung er unternimmt, aus eigener Anschauung und er ist Fachmann in den einschlägigen 
Fragen, weil er durch Jahre in England, Deutschland, den Vereinigten Staaten und in 
Canada landwirtschaftlich thätig gewesen ist. Da die Ursachen der Agrarkrisis derzeit 
den Gegenstand einer ungemein ausgebreiteten Literatur und weitgehender Meinungs- 
verschiedenheiten bilden und da insbesondere die Frage mit grosser Lebhaftigkeit erörtert 
wird, inwieweit die in den letzten Jahren zutage getretene Tendenz der Getreidepreise 
zum Sinken mit der transoceanischen Concurrenz zusammenhängt oder auf andere Ursachen, 
z. B. das Termingeschäft in Getreide, zurückzuführen ist, inwieweit ferner angenommen 
werden muss, dass diese Tendenz eine andauernde sein werde, — muss ein Werk, wie 
das vorliegende, das eine Menge Materiale zur Lösung der bezeichneten Probleme beibringt, 
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das weitestgehende Interesse erregen. Es sei daher auch gestattet, etwas ausführlichere 
Mittheilungen über seinen Inhalt zu machen. 


Der I. und II. Theil (S. 1—290) schildert die Sachlage in einzelnen Grafschaften 
Englands und Schottlands von rein landwirtschaftlichem Standpunkte, u. zw. immer 
mit strenger Unterscheidung der Betriebe mit vorherrschender Weidewirtschaft (in den 
grazing counties) und der Betriebe mit Ackerbau (in den corn counties); diese Unter- 
scheidung ist gerade mit Rücksicht auf die Natur der heutigen Krise und die im Allge- 
meinenen herrschenden Anschauungen über deren Ursachen einerseits und mit Rücksicht 
auf die historische Entwicklung der Landescultur in England andererseits geboten und 
von grosser, praktischer Tragweite. Eingeleitet wird der I. Theil durch eine allge- 
meine statistische Betrachtung, welche auf den „Agricultural Returns for Great 
Britain“ (pro 1894) beruht; sie bezieht sich auf die Vertheilung des Culturlandes 
auf die einzelnen Culturgattungen, auf das Ausmaass der Eigen- und Pachtbetriebe, auf 
den Viehstand, die Ernten und die Getreide-Preise und vergleicht dei Ziffern für die 
Jahre 1874, 1884 und 1894, bzw. zum Theile für die Zeit vom Jahre 1869 bis 1894, 
Ja zum Theil für eine noch längere Periode. Das Ergebnis fasst der Autor in 
folgenden Sätzen zusammen: Wir ersehen, „dass die Culturfläche in allen Divisionen 
beträchtlich während der letzten 25 Jahre zugenommen hat. Wir beobachten auch eine 
Abnahme der Fläche des Ackerlandes; die Fläche der permanenten Weide hat aber 
dementsprechend zugenommen, u. zw. auch in allen Divisionen, ein Beweis dafür, 
dass®die englischen Farmer womöglich den Ackerbau zu Gunsten der capitalinten- 
siveren Viehweidewirtschaft verdrängt haben. Statt so vieler Getreidefelder sieht man 
in England eben mehr Vieh auf üppigster Weide, aber noch lange keinen Friedhof.“ 


Die Getreidepreise weisen seit 1874 ein fast stetiges Fallen auf: bei Weizen und 
Hafer macht das Jahr 1891, bei Gerste das Jahr 1890 eine markante Ausnahme. 


Nach diesen allgemeinen Darlegungen bringt der Verfasser eine eingehende Betrach- 
tung mehrerer „counties,“ und zw. zunächst von Wiltshire (einer grazing county), dann von 
Lincolnshire (einer corn county), es folgen im I. Theile noclı die Gebiete von Somerset, 
Norfolk und Cumberland; der Il. Theil untersucht eine Reihe von Grafschaften des 
westlichen und des östlichen Schottland. Dabei werden init grösster Sorgfalt möglichst 
alle entscheidenden Momente in Betracht gezogen, darunter auch die Höhe der Arbeits- 
löhne und die allgemeine Lage der landwirtschaftlichen Arbeiter. Es scheint uns, dass 
der Verfasser bei allen diesen Darlegungen einer durchaus rationellen Methode gefolgt 
ist, indem er möglichst aus der vollen Wirklichkeit geschöpft und individuelle Thatsachen 
vorgeführt hat. 


Der III. Theil untersucht die Entwicklung der Einfuhr von Getreide und von 
thierischen Producten im Grossbritannien, die natürlichen und künstlichen Vortheile, 
welche sich der englischen Landwirtschaft bieten, den Einfluss der englischen Eisenbahn- 
tarife, dann die Wirkung der See- und Bahnfrachtsätze auf den Weizenpreis, endlich die 
Betriebseinrichtungen der englischen Landwirtschaft. In einem Schlusscapitel werden die 
Verhältnisse in den britischen Colonien und in den Vereinigten Staaten kurz beleuchtet. 
Zahlreiche Erläuterungstafeln (über Ein- und Ausfuhr nach und aus Grossbritannien, 
Preise und Verbrauchsmengen) ergänzen das Buch und erhöhen wesentlich seinen Wert. 
— Koenig beurtheilt im Allgemeinen die Sachlage günstig; er hält dafür, dass die 
englische Landwirtschaft wohl fundiert und daran sei, die Krisenperiode zu einem 
vortheilhaften Abschlusse zu bringen. Die günstige Lage Englands Deutschland gegenüber 
sieht er darin begründet, dass sich in Eugland die Güter- und Pachtpreise den geänderten 
Verhältnissen angepasst haben, dass die Verschuldung des Bodens sich in nicht allzu- 
weiten Grenzen hält und dass England vermöge seines See- und Küstenklimas in der 
L:ge war, im geeigneten Zeitpunkte und im entsprechenden Ausmaasse die Ackerfelder 
in üppige Viehweiden umzuwandeln, was Deutschland zu thun nicht vermöchte. Es 
dürfte angezeigt sein, hier eine weitere Stelle aus dem vorliegenden Werke wörtlich 
zu citieren: 
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„Dass die landwirtschaftliche Krisis in England zuerst und viel früher eingetreten 
ist, als in Deutschland und anderen Ländern, steht fest. Den ersten Anprall der Krisis 
musste die englische Landaristokratie durch Reducierung der Pacht tragen, dann mussten 
auch die Pächter ihren Theil des Verlustes, aber nur den geringeren Theil auf sich 
nehmen. Allmählich änderte ... der englische Farmer seinen Betrieb, er richtete immer 
mehr und mehr Viehweidewirtschaft ein; . . . . jetzt glauben wir behaupten zu können, 
dass, wenn auch in den corn counties Englands noch schwere Zeiten durchgemacht 
werden müssen“, (obwohl dieselben vielfach durch die Erzeugung von Milchproducten 
ihre Lage verbessert haben), „die englischen Farmer in den grazing counties jetzt 
prosperieren und theilweise sogar Geld verdienen.“ Koenig schliesst mit der Bemerkung, 
dass durch die Krise Aristokratie und Pächterstand immer enger verbunden und ihr 
Zusammenwirken eine Nothwendigkeit geworden sei. 

Dass Grossbritannien durch die vonKoenig als Thatsache anerkannte Einschränkung 
des Getreidebaues zu Gunsten der Weidewirtschaft für jene Gegenden, wo dies geschehen 
konnte und kann, ein dauernd wirksames Heilmittel gegen die Agrarkrise zur Anwendung 
gebracht hat, scheint für Koenig festzustehen (s. hiezu unter anderen S. 188 fg.); 
obwohl wir nun anerkennen müssen, dass für den Moment die Fulgen dieses Uebergangs 
privat- und volkswirtschaftlich sich als günstig erweisen, können wir doch nicht mit 
voller Beruhigung uns dem weitergehenden Optimismus Koenigs anschliessen, u. zw. 
umsoweniger, als wir noch immer das alte Bedenken nicht ganz überwunden haben, dass 
gerade für England eine weitgehende Einschränkung des Getreidebaues wirtschaftlich 
und social gefährlich werden kann, und als wir es als nicht ganz sicher ansehen. dass 
nicht auch der europäischen Viehzucht noch eine ähnliche Krise bevorsteht, wie sie heute 
den Ackerbau drückt. 

Besonderes, allgemeines Interesse bietet gerade auch in dieser Richtung übrigens 
das Capitel VIII „Entwicklung der Getreidedeeinfuhr Englands“ und das Capitel IX des 
III. Theiles: „Entwicklung der Einfuhr thierischer Producte in England“, da hierin die 
Anschauungen des Verfassers über die Ursachen der Agrarkrise und die grossen Mittel 
zur Lösung derselben — wenigstens für England — wolıl am concisesten und deutlichsten 
zum Ausdrucke kommen und begründet werden. (S. z. B. S. 308 f.) 

Zum Schlusse noch eine kleine Bemerkung. Es schiene uns nun doch an der Zeit, 
dass die Frage, ob eine Ueberproduction an Getreide bestehe, in dem Sinne, in welchem 
sie gewöhnlich gestellt wird, definitiv zum Schweigen gebracht werde; von einer Ueber- 
production kann und muss man in eineın ganz anderen, rein relativen Sinne sprechen, 
indem man nämlich die Productenmenge der beschränkten Zahlungsfähigkeit der präsum- 
tiren Consumenten gegenüber stellt; der thatsächlichen Ausdehnung der Bedürfnisse 
dieser Consumenten gegenüber ist dagegen wohl gewiss keine Rede davon, dass die 
vorhandenen Vorräthe einen Ueberfluss aufweisen; freilich ist auch in diesem richtigen 
Sinne die Bedeutung der Frage für das Preisproblem nicht zu leugnen, da ein Zusammen- 
hang zwischen dem Sinken der Preise und relativer Ueberproduction im obigen Sinne 
gewiss besteht. Schullern. 


Bergbaupolitische Fragen. Von Dr. Gustav Schneider, Advocaten in Teplitz. 
Wien, 1895. Manz'sche k. u. k. Hof-, Verlags- und Universitäts-Buchhandlung. VI und 
91 Seiten. 

Am 18. Jänner 1894 hat der Abgeordnete der Stadt Kuttenberg im böhmischen 
Landtage einen Antrag auf Regelung der Verhältnisse beim Kohlenbergbau eingebracht $). 
Darnach sollte die Gewinnung von Mineralkohlen in Böhmen nur in Uebereinstimmung 
mit den Forderungen der volkswirtschaftlichen Landesinteressen nach den Grundsätzen 
der vollkommensten bergmännischen Technik, auf die ökonomischeste Weise auf Grund 
eines bergbehördlich genehmigten Betriebsplanes geschehen, damit Raubbau und Ueber- 
production möglichst verhindert werden; für die persönliche Sicherheit, dann für die 
Sicherung von Gebäuden, Wegen und Gewässern sei ausreichende Vorsorge zu treffen; 


1) Druck XCIV der V. Jahressession vom Jahre 1889. 
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nach Beendigung des Abbaues sei die Oberfläche, soweit dies technisch möglich ist, zu 
recultivieren; besondere Aufmerksamkeit sei den socialen Verhältnissen der Arbeiterschaft 
zu widmen; die Verleihung solle nur unter Wahrung aller wirtschaftlichen und socialen 
Rücksichten ertheilt werden; zur wirksamen Durchführung dieser Principien solle bei der 
Berghauptmannschaft ein technisches und ein bergsociales Inspectorat errichtet und 
endlich das allgemeine Berggesetz vom 23. Mai 1854 den modernen Bedürfnissen ent- 
sprechend reformiert werden. 

Vielleicht nicht so sehr dieser Antrag selbst, als vielmehr die bei Begründung 
desselben in der Landtagssitzung vom 1. Februar 1894 vorgebrachten Beschwerden t) 
gaben mehreren montanistischen Vereinen in Böhmen Veranlassung, diesen Forderungen 
und Anklagen in einer eigenen Denkschrift entgegenzutreten, die, von dem Anwalte des 
Vereines für die bergbaulichen Interessen im nordwestlichen Böhmen abgefasst, „die 
übereinstimmenden Ansichten von den gesammten Bergbau Oesterreichs repräsentierenden . 
bergbaulichen Vereinen über die in ihr besprochenen bergbaupolitischen Fragen zum 
Ausdruck bringt“. Darum und weil die Schrift sich nicht auf die Besprechung des 
erwähnten Antrages beschränkt, sondern auch zu den mit ihm in Zusammenhang ste- 
henden neueren Gesetzentwürfen auf bergrechtlichem Gebiete Stellung nimmt, erscheint 
ein näheres Eingehen auf dieselbe wohl gerechtfertigt. 

Das erste Capitel „territoriale Regelung der Bergbauverhältnisse*“ vin- 
diciert die Berggesetzgebung der Reichsvertretung und wendet sich im Uebrigen gegen 
den Vorschlag, von der in Böhmen gewonnenen und ausser Land gebrachten Braunkohle 
eine Landesabgabe einzuheben. Bei der Innigkeit, mit welcher sich im Bergrechte Normen 
des Öffentlichen und des Privatrechts durchdringen, und bei dem Umstande, als die für 
die Berggesetzgebung bedeutsamen wirtschaftlichen und technischen Momente im Wesen 
allenthalben Uebereinstimmung aufweisen, ist eine Verländerung der Berggesetzgebung 
weder zu wünschen noch auch zu gewärtigen: ist ja auch die vom allgemeinen Berg- 
gesetze sachgemässer, weil ftir Gebiete mit übereinstimmenden bergbaulichen Verhältnissen 
gewährte Möglichkeit, einzelne Institute particularistisch zu gestalten, in den Reichsraths- 
ländern kaum genützt worden. Dagegen wäre es immerhin erwägenswert gewesen, ob 
nicht die Frage der Recultivierung der durch den Bergbau beschädigten Gründe, welche 
bei der im Februar 1896 im k. k. Ackerbauministerium abgehaltenen Expertise einen 
erheblichen Streitpunkt bildete), zur Competenz der Landesgesetzgebung gehöre. 

Das zweite Capitel behandelt die ,Qekonomie des Bergbaubetriebee“. 
Wiederholt wurde dem böhmischen Braunkohlenbergbaue vorgehalten, dass er nicht öko- 
nomisch sei, vielinehr mit einem Abbauverluste von 60—70 Proc. arbeite, und über 400 
Millionen Centner Kohle jährlich verwiiste*). Gegen diesen Vorwurf wendet sich nun der 
Verfasser, indem er die bei diesem Bergbau bestehenden Betriebsverhältnisse des genaueren 
erörtert und die allgemein beobachtete Abbaumethode als die unter diesen Verhältnissen 
relativ beste darlegt. Seine Ausführungen haben seither bei der bereits erwähnten Ex- 
pertise seitens des Regierungsvertreters Bestätigung gefunden. Derselbe erklärte, dass 
die gesetzliche Verpflichtung zu möglichst vollkommenem Abbaue. so gut es geht, ein- 
gehalten werde, dass Unmögliches auch die Bergbehörde nicht begehren könne, und dass 
wiederholte Versuche, eine Abbaumethode aufzufinden, welche die Gewinnung eines grös- 
seren Procentsatzes Kohle ermöglichen würde, ein befriedigendes Resultat nicht ergeben 
haben. Uebrigens wurden auch die thatsächlichen Anführungen über die Grösse des Ab- 
bauverlustes von den montanistischen Sachverständigen als arge Uebertreibungen ge- 
kennzeichnet $). | 

Im dritten Capitel bekämpft Schneider die vielfach empfohlene „Genehmi- 
gung der Betriebsplane* durch die Bergbehörde als einen Rest des alten Directions- 








1) Vrgl. den stenographischen Bericht über die XVII. Sitzung der V. Jahressession vom Jahre 1889, 
S. 507 u. ff. 

2) Vrgl. das stenographische Protokoll dieser Expertise. S. 31 u. ff. 

%) Vrgl. z. B. den Bericht über den Brüxer Bilrger- und Bauerntag vom 28. September 1895, im 
„Deutschen Landwirt“ vom 1. October 1895. 

*) Stenographisches Protokoll S. 17, 66. 
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princips. Hierin kann ihm nicht zugestimmt werden. Dieselbe findet vielmehr ihre volle 
Rechtfertigung in den Motiven zum preussischen Berggesetze vom 24. Juni 1865: „Da 
nämlich ein rationeller Betrieb nicht anders als auf Grund eines Betriebsplanes geführt 
werden kann, so fällt die Verpflichtung zur vorgängigen Aufstellung des letzteren mit 
dem eigenen Interesse des Bergwerksbesitzers zusammen. Aber auch die vorgängige 
Prüfung des Betriebsplanes durch die Bergbehörde liegt im wohlverstandenen Interesse 
des Bergwerksbesitzers selbst, denn es ist dies das am wenigsten belästigende Mittel zur 
Ausübung der bergpolizeilichen Controle!).“ Wenn Schneider darauf hinweist, dass ja 
auch die österreichischen Bergbehörden zur Einsichtnahme in die Betriebspläne und 
Karten befugt sind und mithin in ausreichendem Maasse die Möglichkeit haben, ihr Ober- 
aufsichtsrecht auf das intensivste auszuüben, so hat schon Leuthold?) zutreffend 
bemerkt, dass irgend ein wesentlicher präventiver Erfolg hievon natürlich nicht erwartet 
werden kann, so dass die Thätigkeit der österreichischen Bergbehörde heutzutage im 
Wesentlichen auf Repressivmaassregeln zur Behebung gesetzwidriger Betriebe beschränkt 
erscheint. Das ist bei der eminenten Gefährlichkeit des Bergbaues eben der springende 
Punkt, dass eine wirksame präventive Thätigkeit der Bergpolizeibehörde ermöglicht 
werde, und hiefür ist die Unterstellung des Betriebsplanes unter die Prüfung der Behörde 
eine geeignete, weil die Berginspection erheblich erleichternde und dabei in keiner Weise 
bedenkliche Maassregel. Mit Recht ist dieselbe darum in $ 58 des Referentenentwurfes 
eines neuen Berggesetzes proponiert und, freilich nur facultativ, in $ 16 des Gesetzes 
vom 17. December 1884, Z. 35 L.-G.-Bl. f. Galizien von 1886 für den galizischen Naphtha- 
bergbau vorgesehen. 

Die nun folgenden fünf Capitel beschäftigen sich mit der Frage, inwieweit der 
Bergbauunternehmer verpflichtet sei, die Oberfläche und Oberflächenanlagen, dann Wasser- 
läufe und Quellen gegen Gefährdung durch den Bergbau zu sichern und demgemäss 
inwieweit die Erfüllung dieser Verbindlichkeit einen Gegenstand der bergpolizeilichen 
Ueberwachung bilde. Bekanntlich stehen sich hier zwei Anschauungen gegenüber: die 
bergbauliche, auch von dem Verfasser vertretene, wonach eine Sicherungspflicht nur im 
öffentlichen Interesse bestehe, und die agrarische, von dem Verwaltungsgerichtshof mit 
der Entscheidung vom 17. April 1886 inaugurierte, gemäss welcher auch im rein privaten 
Interesse des Grundeigenthiimers dem Bergbauunternehiner eine absolute Schadenverhii- 
tungspflicht obliege. In Wahrheit entspricht aber keine dieser Auffassungen dem geltendcn 
Rechte, das, wie ich nachgewiesen zu haben glaube?), allerdings eine Schadenverhütungs- 
pflicht auch im privaten Interesse des Grundeigenthümers kennt, sie aber nicht bis an 
die Grenze physischer Möglichkeit spannt, sondern nur soweit auferlegt, als sie bei Ein- 
haltung eines rationellen Betriebes erfüllbar ist. Indessen hat der Umstand, dass die 
Bergpolizeibehörden der verwaltungsgerichtlichen Auffassung sich unterwarfen, den böh- 
mischen Braunkohlenbergbau in eine precäre Lage gebracht: zur Sicherung der Ober- 
fläche aus technischen Gründen regelmässig ausser Stande und doch zur Enteignung des 
gefährdeten Terrains nicht befugt, ist er an den guten Willen der Grundbesitzer gewiesen, 
die ihre günstige Situation auszunützen und für ihre Zustimmung geradezu horrende 
Preise zu fordern entschlossen sind‘). Hier suchte nun die Regierung Abhilfe zu schaffen. 
Die Vorlage eines Gesetzes, betreffend den Schutz der Oberfläche gegen Gefährdung durch 
den Bergbau und die Ersatzleistung für Bergschäden aus dem Jahre 1892 nimmt zwischen 
den beiden extremen Standpunkten eine vermittelnde Stellung ein, ersetzt aber freilich 
die individualisierende Behandlung, wie eine solche dem geltenden Rechte im Einklange 
mit den Bedürfnissen des Lebens eigen ist, durch eine mehr schematisierende. Gegen 
diese Vorlage wendet sich nun der Verfasser, insoferne dieselbe den bergpolizeilichen 


') Mitgetheilt bei Brassert, „Allgemeines Berggesetz für die preussischen Staaten.“ S. 218. 

2) „Das österreichische Bergrecht in seinen Grundzügen.* 8. 210. 

3) „Zeitschrift für Bergrecht*, Bd. 33, S. 78 u. ff. Uebereinstimmend nun auch Stradal, „Zur Aus- 
legung des 8 170 a. B.-G°, Teplitz 1896. i 

*) Vrgl. die Beschlüsse des Brüxer Bürger- und Baueratages im Anhange de: rtenographischen 
Protokolles der 1896er Bergbauexpertise 8. 85—89. | 
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Schutz über das Maass des öffentlichen Interesses gewährt und auch zu Gunsten öffent- 
licher Interessen Bergbaubeschränkungen ohne volle Schadloshaltung des Bergwerkseigen- 
thiimers statuiert. Nach meinem Dafürhalten entspricht nun aber das richtig erkannte 
geltende Recht „im Grossen und Ganzen jenen Anforderungen, die an eine befriedigende 
gesetzliche Regelung der Beziehungen zwischen Bergbau und Grundbesitz gestellt werden 
können *)“, weder eine Einschränkung, noch eine Erweiterung des bergpolizeilichen Schutzes 
— bei der schon oft erwähnten Bergbauexpertise haben die Vertreter der Landwirtschaft 
auf eine Sicherung einzelstehender Wohn- und Wirtschaftsgebäude verzichtet?) — 
erscheint geboten. Dagegen stimme ich mit Schneider darin überein, dass wenn bei 
einer Collision zwischen dem Bergbau und jüngeren Oberflächenanlagen, an deren Errich- 
tung und ungestörter Erbaltung ein überwiegendes öffentliches oder volkswirtschaftliches 
Interesse besteht. der erstere zurücktreten muss, ihm hiefür volle Schadloshaltung gebüre?). 

Im neunten Capitel ist der „Bergschadenersatz“ im Anschlusse an die citierte 
Gesetzesvorlage Gegenstand der Frörterung, die im Wesen nur zwei Punkte betrifft. 
Zunächst spricht Schneider über die Zulässigkeit von Bauführungen im verliehenen 
Felde und verlangt, dass bei Baubewilligungsgesuchen auch das mit dem Bergbau ver- 
knüpfte wirtschaftliche Interesse erwogen und in Anlehnung an $ 176 bosn. B.-G. dem 
Bergwerksbesitzer wider beabsichtigte Bauführungen — freilich gegen Entschädigung des 
Grundeigenthümers — ein Einspruchsrecht gewährt und bei Erhebung des Einspruches 
die Entscheidung darüber eingeholt werde, ob der Bau in bergpolizeilicher Beziehung 
zulässig sei. Gewiss ist es nur eine billige Forderung. dass dem Bergwerksbesitzer bei 
beabsichtigten Bauführungen das Vorbringen von Bedenken hiegegen ermöglicht und 
deren sachgemässe Würdigung gesichert werde. Die zweite Darlegung betrifft die Art 
der Ersatzleistung. Nur bei Thunlichkeit der Wiederherstellung des früheren Zustandes 
soll diese obliegen, sonst Geldersatz geleistet werden. Da aber häufig auch in solchen 
Fällen, wo die Kosten der Naturalrestitution den ursprünglichen Wert des geschädigten 
Objectes übersteigen, doch die Herstellung des Grundstückes im öffentlichen Interesse 
liegen kann, so verweist Schneider auf die Bildung von Zwangsgenossenschaften zur 
Durchführung der Recultivierungsarbeiten. Damit ist aber die Kostenfrage nicht gelöst 
für welche es nach meinem Dafürhalten darauf ankommt, ob das die Recultivierung for- 
dernde Interesse ein individuelles oder ein generelles ist. 

Das zehnte Capitel ist der „Enteignung für Bergbauzwecke“ gewidmet. Der 
Verfasser schliesst sich jenen Stimmen an, welche die Nothwendigkeit, zugleich mit dem 
Bergschadenrecht auch die bergbauliche Expropriation der Neuordnung zu unterziehen, 
vertreten, und hebt zugleich eine Reihe von Punkten hervor, die er als reformbedürftig 
bezeichnet. 

Das Schlusscapitel endlich handelt vom Berginspectorat. Bekanntlich hat der 
Abgeordnete Dr. Baernreither schon am 12. Juli 1592 im Abgeordnetenhause einen 
Gesetzentwurf, betreffend die Bestellung von Berghauinspectoren eingebracht, der seither 
vom Abgeordnetenhause mit unwesentlichen Aenderungen zam Beschlusse erhoben wurde, 
die Zustimmung des Herrenhauses aber nur mit erheblichen Modificationen fand, denen 
das Abgeordnetenhaus seinerseits nicht beitrat. Selbstverständlich handelt es sich hiebei 
lediglich um die Frage, ob die Berginspection, deren wirksame Durchführung als Be- 
dürfnis anerkannt ist, ausschliesslich den Bergbehörden zu belassen oder neben ihnen 
auch noch selbständigen Organen zu übertragen sei. Schneider spricht sich aus prak- 
tischen Gründen für die erstere Einrichtung aus; ich gebe ihm hierin vollkommen Recht 
und möchte seinen Ausführungen nur beifügen, dass die Verordnung des Ackerbaumini- 
steriums vom 17. October 1895, Z. 158 R.-G.-Bl., für eine intensive Gestaltung der Berg- 
inspection auch nach ihrer socialen Seite hin eine geeignete Grundlage bietet, wie dies 
die nun schon zum zweitenmale veröffentlichten Inspectionsberichte der Bergbehörden 


') Juristische Vierteljahresachrift, Bd. 25, S. 71. 

2) Stenographisches Protokoll, >. 3. 

3) Die nähere Begründung hiefür habe ich in der juristiachen Vicr.eljahresschrift, Bd. 25, S. 73—75 
ausgeführt. Vrgl. Leuthold „Oesterreichisches Bergrecht“ &. 221 u. ff. 
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beweisen. Bei der Bestellung selbständiger Inspectoren, deren Forderung eigentlich auf 
den Zweifel an voller Unabhängigkeit der Revierbeamten zurückzuführen ist, würde 
zunächst die Personenfrage Schwierigkeiten bereiten; bei der verhältnismässig geringen 
Zahl von Inspectoren, die bestellt werden könnten (für den böhmischen Kohlenbergbau 
käme wohl nur ein einziger Inspector in Betracht), würden sich bei uns zweifellos ähn- 
liche Zustände herausbilden, wie sie Spencer Baldwin!) von den englischen Kohlen- 
gruben berichtet; Conflicte zwischen den Inspectoren und den Revierbeamten und infolge 
dessen eine Schwächung der Autorität der letzteren wären wohl unvermeidlich. Dass 
aber, da das Schwergewicht der polizeilichen Ueberwachung der Bergbaue doch immer 
in der Thätigkeit der Revierbeamten beruhen wird, hierunter diese Ueberwachung nur 
leiden kann, ist evident. Viel wichtiger als die Rangstellung des Berginspectors ist es, 
dass er mit der Arbeiterschaft in innigen Contact trete, und darum wäre die Verordnung 
angezeigt, dass der Revierbeamte seiner Befahrung ein Mitglied des Localarbeiteraus- 
schusses des bezüglichen Werkes beizuziehen habe. 

In grossem Umfange wird die Reformbedürftigkeit des geltenden Bergrechts be- 
bauptet. Bei weitem nicht alle diesbezüglich aufgetauchten Fragen zieht die vorliegende 
Schrift, die ja einen concreten Ausgangspunkt hat, in den Kreis der Betrachtung, und 
was sie bietet, das ist zunächst zu Nutz und Frommen des Bergbaus geschrieben. Aber 
sie vertritt die Interessen dieses in sympathischer Weise, in wohlthuendem Gegensatze 
zu den über das Maass des Erfüllbaren weit hinausgehenden Forderungen der Grund- 
besitzer und sie wird darum auch die verdiente Beachtung finden, sobald die Aufgabe, 
zwischen dem Bergbau und der Landwirtschaft Frieden zu stiften, ernstlich in Angriff 
genommen wird. 

Prag. Frankl. 


Roscher Wilhelm: Grundlagen der Nationalökonomie, ein Hand- und Lesebuch 
für Geschäftsmänner und Studierende, XXII. vermehrte und verbesserte Auflage, 
bearbeitet von Robert Pöhlmann, I. Band, die Grundlagen der Nationalökonomie ent- 
haltend. 

Diese mit Roscher's Bildnis geschmückte Ausgabe seiner „Grundlagen“ hat den 
Zweck, dem Werke — wie der Bearbeiter selbst sagt — die Brauchbarkeit für den 
Lernenden dadurch zu erhalten, beziehungsweise zu erhöhen, dass offenkundige Versehen 
und Irrthüner oder überflüssig Gewordenes beseitigt, das historische und statistische 
Materiale ergänzt und die neueste Literatur berücksichtigt wurde. Bei dieser pietätvollen 
und dankenswerten Arbeit sollte die Eigenart des Werkes durchaus geschont werden, 
eine Rücksicht, die so sehr herrschend blieb, dass die Zusätze in Klammern gesetzt und 
hiemit deutlich als solche kenntlich gemacht wurden. Dieser Rücksicht entsprach es 
auch, dass ein so hervorragender Vertreter der antiken Socialgeschichte, wie Pöhlmann, 
mit der Bearbeitung betraut worden ist, ein Mann, der mehr als ein anderer in der Lage 
war, die vielfach der abgeschlossenen antiken Culturentwicklung entnommenen Beispiele 
Roscher's zu überprüfen und zu ergänzen. Man müsste auf den Geist von Roscher’s 
Werk eingehen, was doch wohl heute überflüssig und hier nicht am Platze ist, wenn 
man zeigen wollte, wieso dieses Moment thatsächlich für die Wahl des Bearbeiters 
entscheidender sein durfte, als irgend eine andere Rücksicht. — So haben wir nun einen 
verjüngten Roscher vor uns und kein neues Werk, ein Werk, ganz im Geiste, mit den 
Vorzügen und Nachtheilen des alten Roscher, eine Fundgrube massenhaften systematisch 
geordneten und im weltbekannten Geiste Roscher’s verarbeiteten Thatsachenmateriales. 

Von den grösseren Zusätzen Pöhlmann's sei auf den einen oder anderen besonders 
verwiesen. Was Pöhlmann im § 21b in Betreff der materialistischen Geschichtsauf- 
fassung sagt, ist besonders mit Rücksicht auf die Ausgestaltung. welche dieselbe nach 
Marx, beispielsweise durch Loria, erfahren hat — sehr wertvoll und es ist nur zu 
be lauern, dass sich Pöhlmann an dieser Stelle so gedrängt über eine Frage geäussert 
hat, für deren Durchforschung er so ausserordentlich qualificiert ist. Nur die nach dem 


') „Die englischen Bergwerksgesetze* (Stuttgart 1894), S. 161 u. ff, S. 237. 
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heutigen Stande unserer Hilfsmittel eingehendste Kenntnis und nur das tiefste Verständnis 
der historischen Entwicklung nämlich berechtiget zu einem — übrigens noch immer 
bedingten — Urtheil in dieser grundlegenden Frage. Die Literaturangaben zu diesem 
Paragraphen seien besonderer Beachtung empfohlen. 

Zu $ 40 gibt uns Pöhlmann einiges über die Frage der Abkürzung der Arbeits- 
zeit; zu § 78 Zusätze in Betreff des Begriffes und des Wesens von Socialismus und 
Communismus, zu $ 118 Daten über den Ursprung des Geldes (s. bes. S. 340 u. Anm. 7); 
der $ 205, betreffeud die gesunde Vertheilung des Nationaleinkommens, hat gleichfalls 
Erweiterungen und zwar im Texte und in den Anmerkungen erfahren, ebenso wie die 
Abschnitte über die Bevölkerungsgeschichte und die Auswanderung. Zahlreiche andere 
Ergänzungen und Verbesserungen seien nicht besonders erwähnt. 


ZEITSCHRIFTEN-ÜBERSICHT. 


Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, hgg. v. Conrad, Elster, Loening, Lexis, 111. F. 
XIIL. Band. 

2. Heft: O. Serck: Die Statistik in der alten Geschichte. — O. v. Gömöry: Der Preis als selbst- 
ständige Kategorie. — ZL. Elster: Die Gehälter der Universitätsprofessoren und die Vorlesungshonorare 
unter Berücksichtigung der in Aussicht genommenen Reformen in Preussen und Oesterreich. — K. Wicksell: 
Der Bankzins ala Regulator der Waarenpreise. — F. Kermauner und Prausaits: Statistische Untersuchungen 
über die Sterblichkeit der Säuglinge an Magen- und Darmerkrankungen. — Miscellen, Recensionen. 

3. Heft: 7. Seloch: Zur Bevölkerungsgeschichte des Alterthums. — FÀ. Mataja: Die Statistik der 
Arbeitseinstellungen. — L. Elster: Berichtigung, betreffend die Gehälter der bairischen Universitäts-Professoren. 
— Miscellen, Recensionen. 

4, Heft: F. Eulenburg: Ueber die Frequenz der deutschen Universitäten in früherer Zeit. — 
Gesetzgebung, Miscellen. 

5. Heft: R. FArenSerg: Der Ausstand der Hamburger Hafenarbeiter 1896/7. — F. Rachfahkl: Ueber 
die Theorie einer colleetivistischen Geschichtswissenschaft. -- P. Arlimann: Die landwirtschaftliche Ver- 
schuldung im Grossherzogthume Oldenburg. — Gesetzgebung. Miscellen, Recensionen. 


Finanzarchir, Zeitschrift für das gesammte Finanzwesen, hgg. von Georg Schanz, XIV. Jahrg. I. Bd. 

R. Sieghart: Die Steuerreform ia Oesterreich. — M. Menger: Der Österreichische Staatsvoranschlag 
für 1897. — S. M. Wickett: Studien über das Österreichische Tabakınonopol. — Ge’ger: Die baierische 
Malzaufschlagnovelle vom Jahre 1889 und ihre Wirkungen. — Kaufmann: Gemeindebesteverung und 
Massenconsum in den sieben grössten Städten des rechtarheinischen Baiern. — G. Schans: Moderne Formen 
der Steuereinziehung in Berlin und Oesterreich. — C. #. P. Inhulsen: Ans der englischen Steuerpraxis. — 
C. H. P, Inhülsen: Die finanziellen Beziehungen zwischen Grossbr.tannien und Irland. — Die fünf giossen 
Convertierungen in Deutschland. — Gesetze, Recensionen. 


Archiv für sociale Geretzgebung und Statistik, hgg. v. A. Braun. X. Band. 2. Heft. 

F. Tönnies: Hafenarbeiter und Seeleute in Hamburg vor dem Strike 1896,7. — Sf. Bauer: Die Heim- 
arbeit und ihre gepiante Regelung in Oesterreich. — Geseizgebung, Miscellen, Literatur. 

3. Heft: G. Schanz: Die neuen statistischen Erhebungen über Arbeitslosigkeit in Deutschland. — 
Z. Schüller: Die Wiener Enqu&te über Frauenarbeit. — Z. Braun: Das Frauenstimmrecht in England. — 
Gesetzgebung, Miscellen, Literatur. 

4. Heft: A. Weber: Das Sweatingsystem in der Confection und die Vorschläge der Commission 
für Arbeiterstatistik. — C. Newburg: Der Entwurf zur Abänderung der deutschen (Tewerbeordnung. — 
F. Redlich: Das Österreichische Heimatrecht und seine Reform. — Gesetzgebung, Literatur. 

Joarnal des Economistes. Revue mensuelle de la Science Economique et de la Statistique 
Cinquante-Sixieme année. Rédacteur en chef: M. G. de Molinari, Correspondant de l'Institut. 

Sommaire du numéro de Février 1897: La production des conipagnies Françaises et Americaines 
d’assurances sur la vie. — Comment périt une marine marchande. — Mouvement agricole. — Revue der 
principales publications économiques en langue francaise. — La cruauté envera lea faibles. — L'émigration, 
— Lettre d'Italie. — Le sacrifice du Brommoh. — Société d'Economie politique. (Discussion de la réunion 
du 5 février 1897). — Comptes rendus. — Chronique économique et bulletin bibliographique. 

Sommaire du numéro de Mars 1897: Du degré de bien-étre de l'ouvrier aux Etats-Unis. — Les 
chambres de compensation et les calsses de liquidation, — Mouvement scientifique et industriel. — Revue 
de l’'Académie des sciences morales et politiques. — Lettre d’Autriche-Hongrie. — Lettre de Pologne. — 
Notes sur lus Etats-Unis. — Soidté d’Economie politique (réunion du 5 Mars 1897). Discussion: Y a-t-il 
lieu de prendre des mesures pour restreindre ou empêcher le placement des capitaux en valeurs mobilières 
étrangères ? — Comptes rendus. — Chronique économique et bulletin bibliographique. 

Sommaire du numéro d’ Avril 1897: Le négro problem aux Etats Unis. — Les chambres de com- 
pensation et les cainses de liquidation (suite). — Le Referendum au point de vue économique. — Revue 
des principales publications économiques de l'Etranger. — Reflexions sur le „Socialisme scientifique. — 
Une variété de placement officiel, — Souvenirs du Siam. — Société d'Economie Politique (réunion du 
5 Avril 1897). Discussion: De la constitution de la dette publique de la chine et de ses conséquences 
économiques, — Comptes rendus, — Chronique économique et bulletin bibliographique. 

Sommaire du numéro de Mai 1897: L'Assemblée constituante et les biena du clergé. — Le soli- 
dariswe, la science éconcmique et les doctrines rociales. — Le mouvement agricole. — Revue des princi- 
pales pub’ications économiques en langue francaise. — Sur la théorie Marxiste de la valeur. — Sauvetages. 
— Socicté d'économie politique (réunion du 5 Mai 1897). — Discussion: Des lois successonales eu France 
et de leur influence sur l’accroissement de la population, — Comptes rendus. — Chronique économique et 
bulletin bibliographique. 


La Réforme sociale, bulletin de la société d'économie sociale et des unions de la paix sociale 
fondée par F. F. Le Play, XVI. année. 

No. 26: A. Leroy- beaulieu: Comité de défense et de progrès social. — C. Delesalle: Le privilège 
de la banque de France. — A. Delaire: Une enquête sur la question sociale. — A. /sanc: Le patronage 
à l'exposition de Lyon. — Mélanges et notices. — Chronique du mouvement social. — Bibliographie. 

No. 27: E. Rostand: Pourquoi la criminalité monte en France et baisse en Angleterre? - Dnjardine 
Beaumetz: La Chine dans ses rapports actuels avec l'Europe. — Société d'économie sociale. — Basin: La 
société des visiteurs des pauvres. — Unions de la paix sociale. — Chronique du mouvement social. — 
Bibliographie. 


336 Zeitschriften-Uebersicht. 


No. 28: Les catholiques francais, leurs bonnes oeuvres et leura devoirs d'état, — Æ. d’Eichtal: Le 
régime de la surenchère dlectorale. — Société d’&conomie sociale. — LZ. Le Foyer: Le minimum de salaire 
en Belgique. — Chronique du mouvement social. -- Bibliographie. 

No. 29: F. van den Heuvel: Une citadelle socialiste: Le vooruit de Gand. — Les catholiques 
francais (suite), — E. Kostand: Pourquoi la criminalité monte en France et baisse en Angleterre. — L. Le 
Foyer: Le minimum de salaire en Belgique. — Une proposition de loi pour faciliter la constitution et le 
maintien de la petite propricté rurale. — Chronique du mouvement social, — Bibliographie. 

No. 30: E. Rostand: Pourquoi la criminalité monte en France et baisse en Angleterre. — G. Blondel: 
Voyage social en Allemagne. — 7. van den Heuvel: Une citadelle socialiste, — Soeiéte d’écomie sociale. — 
A, Delaire: Union de la paix sociale. — %. Cazajeux: Chronique du mouvement social. 

No. 31: A, Delaire: La réunion annuelle de 1897. — A. Leroy-Beaulieuı L'antisémitisme, — 
F. Chailley-Bert: Comité de défense et de progrès social. — Paisant: Les marchés a livrer fictifs. — 
E. Cheysson: L’asaurance contre les accidents, Mélanges et notices. — F. Lasajeur: Chronique du mouve- 
ment social. — Bibliographie. 

No. 32: A. Gigot: Paternité et séduction. — PF. Le Play et G. Verstraete: La vie au Transvaal. — 
R, de Kerallain: L’impot global et linquisition fiscal dans l'état d’Ohio. — H. Desurmont: Une école 
ménagère avec ouvroir ouvrier. — J. Casayenx: Chronique du mouvement social. 


The Economic Journat, edit. by F. Y. Edgeworth and H. Higgs, Vol. VII., No. 25, March 1897. 

L. Brentano: The agrarian reform in Prussia. — K. B. Murray: M. Chamberlain and colonial 
commerce. — A. W. Flux: British trade and German competition. — F. J. Edgeworth: The pure theory 
of taxation, — Reviews, notes and memoranda. 


Annals uf the American Academy of pol. and soc. science, edit. by James, Falkner, Johnson. 
Vol. IX. No. 2. March 1897. 

In memoriam: F, A. Walker. — E. Levasseur: Concentration of industry and machinery in the 
United States. — C, G. Tiedeman: Silver free coinage and the legal tender decisions. — W. A. Scott: The 
quantity theory. — £.°D, Durand; Political and municipal legislation in 1896. — The american economic 
association meeting. — Personal notes, book department, notes on municipal government, sociological notes. 

No. 3. May 1897: C. H. Cooley: Genlus, fame and the comparison of races. — T: Williams: Silver 
in China. — W. C. Webster: State constitutions of the American Revolution. — Supplement: Handbook 
of the Academy. 


The Quarterly Journal of Economics, Vol. XII. No. 3. April 1897. 

C. F. Dunbar: The safety of the legal tender paper. — Z. S. Crum: The birth-rate in Masra- 
chusetts 1850-90. — Æ. Cummings: Co-operative stores in the United-States. — C. M. Walsh: The steadily 
appreciating standard. — C. S. Giffin: The taxation of negro in the United-States, 1789—1861. — Notes 
and Memoranda. 

Political Science Quarterly, Columbia College, Vol. XIT., No. 1, March 1897. 

A. C. Mac Luughlin: J. Wilson and the constitution. — A. Smita: 4 German Jurists. — C. H. 
Cooley: The process of social change. — C. C. Flehn: Classification in publ. finance. — C. F. Emerick: 
Agricul. Discontent, — W. F. Aslay: Journeymens club. 

The Journal of political Economy, Vol. V. No. 2. March 1897. 

W, C. Alitchell: Greenbacks and the Cost of the Civil war. — D. Kinley: Credit instruments in 
business transactions. — R. H. Whitten: The assessment of taxes in Chicago. — W. L. M. King: Trade- 
Union organisation in the United-States. — C. Zuedlin: Englands dominant industrial position. — Notes, 
Book reviews. 

Publications of the American Economic Association. Vol. II. 

No. 1: H. C. Adams: Economic and Jurisprudence. 

Supplement: Handbook of the American Economic Association, 1897 together with Report of the 
IXth annual meeting, John Hopkins University. 

No.2: Y. E. George: The Sa:oon question in Chicago. 


John Hopkins University Studies in histor. and pol. science, ed. by //. B. Adams, XV. series. 
HI—V: F. W. Speirs: The street-railway system of Philadelphia, its history and present condition. 


Studies in history, economics and public law, Co/umdia College, Vol. VIII. No. 1. 

Ch. E. Chadsey: The struggle between Pres. Johnson and Congress over reconstruction. 

Quarterly Publications of the American statistical Association, New Series Vol. V, No. 37, 
March 1897. ; 
Remarks of Pres. Walker at Washington. -- C. Z. Wilbur: Vital Statistics for the XIIth United 
States Census. — W. A, King: The Vital Statistics of the Census — General Fr. A. Walcker. — Reviews 
and Notices. — Report of the Secretary of the American statistical Association. — Miscellany. 


Giornaie degli Economisti. Direzione: Viti de Marco, Massola, Pantaleoni, Zorli 1897, 

Marzo: La situazione del mercato monetario. — K. Benini: Di alcune curve descritte da fenomeni 
economici aventi relazione colla curva del reddito e con quella del patrimonio. — F, Y. Edgeworth: La 
curva delle entrate e la curva di probabilità. — V. Fareto: Ultima risposta al Prof. Edgeworth. — Nota, 
previdenza, bibliografia, cronaca. 

Aprile: La situazione del mercato monetario. — V. Crocinı: L'elemento soggettivo wella teoria 
del valore. — L. Barberis: Le sviluppo della rete ferroviaria degli Stati Uniti. — A. Contento: Della base 
economica della storia, — Previdenza, Bibliografia Cronaca. 

Maggio: La situazione del mercato moncetsrio, — Z. Farderis: Lo sviluppo della rete ferroviaria 
degli Stati Uniti. — A. de Viti de Marco: Il programma dei liberali in materia di politica ecclesiastica. — 
Previdenza, Bibliografia, Cronaca. 


Rivista internazionale di scienze sociali e discipline ausiliarie. Anno V. Vol. XIII. 

Fasc. 50: G. Adorni: Alcune forme di coalizioni industriali e mercantili nell’eta presente. — 
G. Toniolo: Donde il progresso della scienza cconomica. — 4. Main: La storia dell'usura nel monde pagano 
e nel cristianesimo. — Sunto delle riviste, erame d'opere. 

Fasc. 51: G. Adorni: Alcune forme di coalizioni industriali nell'età presente. — Æ. Comstanct: 
L'idea cristiana del lavoro. — La bancarotta d-lla coscienza. — £. Murri: Le origini economiche del 
socialismo secondo I principi della scienza positiva. — Sunto delle riviste. — Esame d'opere. 

Fase. 5%: L. Caissotti di Chiusano: Le unioni rurali e le rappresentanze degli interessi tecnici, 
economici e rurali delle classi campagnole. — P. Dehon: L'evoluzione sociale in Francia. — L. Anzoletti: 
Gli astervidi della delinquenza. — Sunto delle riviste. — Esame d'opere. 


I.’Economleta, Direzione: A. %. de Johannis: A. XXIV. Vol. XXVIII. No. 1202. 
Statsekonomisk Tidsskrift, udgivet af bestyrelsen for den statsekonomiske forening: 1896, IV. 5 


Begrevat „Kapital“ i økonomien. — Beborlses-og indtaegtsforhold i Parie. — Mindre meddelelser. 
1897 I.: A. V. Kiaer: Nye undersøgelser avgaaende inutaegts-og formuesforhold i Norge. — 
E. Sundt: Om arbeidslennen. — P. Z’. Castéerg: Bør et Clearing-House oprettes i Kristiania og hvorledes 


vilde dette kunne ske? — Mindre meddelelser. 





DIE REFORM DER 
DIRECTEN PERSONALSTEUERN IN ÖSTERREICH. 


VON 


DR. RICHARD REISCH, 
MINISTERIALVICESECRETÄR IM K.K. FINANZMINISTERIUM. 


(FORTSETZUNG.) 


XII. 


Wie schon früher erwähnt, bilden die in je eine Steuerclasse einge- 
reihten Steuerpflichtigen je eines Veranlagungsbezirkes eine Steuergesell- 
schaft. Wir würden daher nach der gesetzlichen Regel z. B. in Nieder- 
österreich eine Steuergesellschaft erster und eine Steuergesellschaft zweiter 
Classe haben, welche sich über ganz Niederösterreich als den Sprengel der 
Wiener Handels- und Gewerbekammer zu erstrecken hätten; ferner für jede 
Bezirkshauptmannschaft und für jede Stadt mit mehr als 10.000 Einwohnern, 
daher auch für ganz Wien, je eine Steuergesellschaft dritter und vierter 
Classe. Es ist aber gar kein Zweifel darüber möglich, dass der Finanz- 
minister hier von der ihm zustehenden Befugnis der Zertheilung allzu grosser 
Sprengel Gebrauch machen und daher jedenfalls einige Steuergesellschaften 
zweiter Classe für Niederösterreich, und in Wien mindestens für jeden Ge- 
meindebezirk je eine Steuergesellschaft dritter und vierter Classe bilden wird. +) 

Hingegen dürfte es als wünschenswert erscheinen, wenn zunächst von 
der Ermächtigung, die Angehörigen der ersten und zweiten Classe innerhalb 
eines Veranlagungsbezirkes nach den einzelnen Kategorien der erwerb- 
steuerpflichtigen Unternebmungen zu abgesonderten Steuergesellschaften zu 
vereinigen, kein Gebrauch gemacht wird: Es ist geradezu ein Hauptvorzug des 
Gesetzes gegenüber dem Auspitz’schen Antrage, dass die Specificierung 
der Steuerträger nur nach der Höhe ihrer Steuerleistung, nicht auch noch 
nach den Kategorien ihrer Unternehmungen oder gar nach freiem Ermessen 
der Finanzverwaltung durchgeführt wurde. Ist nämlich schon jede Speci- 
ficierung eine Hemmung der so wünschenswerten Ausgleichung in der 
bisher gewiss nicht allzu gleichmässig vertheilten Steuerlast sämmtlicher 
Erwerbsteuerträger, so würde eine Specificierung nach Erwerbskategorien 
offenbar eine gegenwärtig etwa vorhandene Bevorzugung oder Benach- 
theiligung einzelner solcher Kategorien dauernd aufrecht erhalten, zumindest 


1) Dies ist nach dem mittlerweile erschienenen, die Sprengeleintheilung festsetzenden 
Finanzministerialerlasse vom 24. April 1897, R.-G.-Bl. Nr. 117 thatsächlich der Fall. 
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würde Aenderungen der Ertragsfähigkeit, welche sich rücksichtlich einer 
solchen Kategorie ergeben, viel schwerer — nämlich nur im Wege der Con- 
tingentcommission — Rechnung getragen werden können als sonst, wo sich 
diese Ausgleichung innerhalb der Steuergesellschaft selbst durch entsprechende 
Erhöhung oder Erniedrigung der Steuersätze dieser Kategorie von Unter- 
nehmungen gegenüber den unverändert gebliebenen Unternehmerkategorien 
“ herbeiführen lässt. Abgesehen hievon müsste die Creierung solcher Berufs- 
gesellschaften auch noch in anderen Beziehungen zu mannigfachen Schwierig- 
keiten führen — z. B. wenn ein Erwerbsteuerpflichtiger mehrere ver- 
schiedene Unternehmungen betreibt, daher in mehrere solche Steuergesell- 
schaften eingereiht und demnach etwa auch mit mehrfachem Wahlrechte 
ausgestattet werden mässte u. a. m. 

Die Verwandtschaft der gewerblichen Betriebe wird also voraussicht- 
lich vorläufig kein einigendes Band für die in eine Steuergesellschaft 
zu reihenden Steuerpflichtigen bilden. Ein solches wird vielmehr, abgesehen 
von der relativen Gleichheit ihrer Steuerleistungen, nur einerseits durch die 
gemeinsame Erwerbsteuercommission, anderseits durch das auf die Gesell- 
schaftsmitglieder zu repartierende gemeinsame Gesellschaftscontingent her- 
gestellt. 

Dass fortan nicht mehr für alle Erwerbsteuerträger je eines Territorial- 
sprengels, sondern für je eine Steuergesellschaft eine eigene Commission 
gebildet wird, stellt eine der wichtigsten Veränderungen der Erwerbsteuer- 
vorlage dar, da, wie wir schon bei der Erörterung der Regierungsvorlage betont 
haben, gerade ersterer Vorschlag auf den lebhaftesten Widerspruch gestossen, 
und als für die grossen Erwerbsteuerträger ausserordentlich gefährlich 
bezeichnet worden war. Gewiss dürfte auch die Gefahr dieser einheitlichen 
Erwerbsteuercommissionen erheblich überschätzt worden sein; immerhin 
wird aber zugegeben werden können, dass die in das Gesetz übergegangene 
Regelung vor der in der Regierungsvorlage vorgesehenen den Vorzug ver- 
dient. Dies gilt jedoch nur im Hinblicke darauf, dass gleichzeitig durch 
andere Bestimmungen des Gesetzes — namentlich durch die Bestimmung 
der Contingente nach Steuergesellschaften und nicht nach Steuerbezirken 
und durch die differenzielle Behandlung der Contingente der verschiedenen 
Steuergesellschaften in Rücksicht auf die Steuernachlässe — die andernfalls 
zu befürchtenden Gefahren aus dieser Regelung beseitigt oder doch wesent- 
lich eingeschränkt worden sind. 

Im Wesen der Sache sehen wir in den so heiss ersehnten abge- 
sonderten Commissionen für jede Steuergesellschaft die Wiederkehr des 
Wunsches nach einer Einschätzung inter pares. Diesem Wunsche konnte 
aber hier weit unbedenklicher zugestimmt werden als bei der Personal- 
einkommensteuer, weil es sich hier um eine contingentierte Steuer handelt, 
jeder Schichte dieser pares die von ihr insgesammt aufzubringende Summe 
von vornherein festgesetzt wird, daher sie sich selbst im Falle gegenseitiger 
zu niedriger Einschätzung der gesetzlichen Steuerleistung nicht zu entziehen 
vermögen. Bei dieser Sachlage kommen allein die Vorzüge einer derartigen 
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Steuereinschätzung zur Geltung. Dieselben bestehen darin, dass durch 
Zusammenfassung homogenerer Kreise von Steuerträgern das Veranlagungs- 
verfahren wesentlich erleichtert wird, weil die aus der Mitte wirtschaftlich 
ungefähr gleichgestellter Erwerbsteuerträger hervorgegangenen Commissions- 
mitglieder in der That im allgemeinen über die Erwerb- und Betriebsver- 
hältnisse dieser ihrer Mandanten besseren und sichereren Aufschluss zu geben 
in der Lage sein werden als über jene der ihnen an Erwerbsteuerleistung 
wesentlich über- oder untergeordneten Erwerbsteuerträger. 

Hingegen setzt die Annahme dieses Principes offenbar voraus, dass die 
Ermittlung der den Steuergesellschaften zugewiesenen Contingente in richtiger 
Weise erfolge. In dieser Beziehung erübrigt allerdings das Bedenken, dass, wie 
die Contingentierung nach Territorialbezirken überhaupt die Ausgleichung der 
vorhandenen Ungleichheiten erschwert, die Contingentierung nach Steuergesell- 
schaften überdies die Ausgleichung der Steuerungleichheiten zwischen den 
Steuergesellschaften eines und desselben Territorialbezirkes verhindert. 
Allein diesem Bedenken ist einerseits durch die der Contingentcommission 
allgemein ertheilte Ermächtigung einer Veränderung in dem Verhältnisse 
der Auftheilung der Erwerbsteuerhauptsumme auf die einzelnen Steuer- 
gesellschaften vorgebeugt, nachdem hienach auch eine Verschiebung zwischen 
den Steuergesellschaften der verschiedenen Steuerclassen eines und desselben 
Territorialbezirkes nicht ausgeschlossen ist; anderseits ist dieses Bedenken 
sowohl durch die Bestimmung des $ 12, Absatz 2, als durch die differenzielle 
Vertheilung des aus dem Personaleinkommensteuererträgnisse zu erhoffen- 
den Nachlasses auf die vier Erwerbsteuerclassen erheblich abgeschwächt. 

Der $ 12, Absatz 2, verfügt, dass ein Ausscheiden aus der bisherigen 
Steuerclasse in demselben Territorialbezirke erst dann stattfindet, wenn 
entweder a) die jährliche Steuerschuldigkeit eines Steuerpflichtigen in der 
ersten Classe weniger als 500 fl., in der zweiten Classe mehr als 1500 oder 
weniger als 100 fl., in der dritten Classe mehr als 225 oder weniger als 
20 fl., in der vierten Classe mehr als 45 fl. beträgt, oder 5) die jährliche 
Steuerschuldigkeit eines Steuerpflichtigen in zwei aufeinanderfolgenden 
Veranlagungsperioden mehr oder weniger als die für die betreffende Classe 
festgesetzte Grenze ausmacht. 

Die Bestimmung sub a) bringt die Ermächtigung der Commission 
zum Ausdrucke, auch höhere und niedrigere Steuersätze, als den für 
die betreffende Steuergesellschaft festgesetzten Grenzen entsprechen würde, 
zur Anwendung zu bringen und sucht der Anwendung derartiger Steuersätze 
dadurch Vorschub zu leisten, dass sie die Commission von der Besorgnis 
befreit, durch Anwendung solcher Steuersätze der künftigen Mitgliedschaft 
des betreffenden Steuerpflichtigen verlustig zu werden: Es ist ja klar, dass 
manche Commission Anstand nehmen würde, einem Steuerpflichtigen eine 
noch so begründete Erwerbsteuer-Ermässigung unter den Grenzsatz zuzu- 
erkennen oder aber eine angemessene Erhöhung über den Grenzsatz aufzu- 
erlegen, wenn damit auch dessen Ausscheiden aus der Gesellschaft verbunden 
wäre. Diese Besorgnis würde theils in gewissen collegialen und persönlichen 
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Rücksichten, theils aber wohl auch in der — wenngleich unbegründeten — 
Befürchtung wurzeln, dass die Gesellschaft fortan ihr Contingent ohne 
Mithilfe dieses Steuerträgers aufbringen müsse. Die Folge davon wäre eine 
Hemmung der wahrhaft gerechten Steuervertheilung unter allen Erwerbsteuer- 
pflichtigen. 

Ohne diese Bestimmung würde aber auch eine ausserordentlich grosse 
Fluctuation in der Zusammensetzung der Steuergesellschaften herbeige- 
führt, was eine bedeutende Vermehrung der technischen Schwierigkeiten bei 
der Gesellschaftsbildung und Contingentsberechnung zur Folge hätte; ja 
es könnte vorkommen, dass einzelne Steuerpflichtige continuierlich von 
beiden Commissionen der in Betracht kommenden Steuergesellschaften als 
zur anderen Steuergesellschaft gehörig erkannt würden und infolge dessen 
zwischen diesen beiden Steuergesellschaften hin und her pendeln müssten! 

Umgekehrt ist aber die Bestimmung sub b) bestimmt, einer allzu- 
grossen Stabilität in der Zusammensetzung der Steuergesellschaften vorzu- 
beugen, es soll nicht die vorübergehend erhöhte oder verringerte Steuer- 
leistung eines Steuerpflichtigen dauernd über seine Zugehörigkeit zu einer 
seiner normalen Steuerleistung nicht entsprechenden Steuergesellschaft ent- 
scheiden. | 

Viel wichtiger als die eben erörterte Bestimmung des § 12 ist aber 
die vorangedeutete differenzielle Vertheilung der Steuernachlässe auf die 
verschiedenen Steuerclassen. Nach der Regierungsvorlage sollten alle 
Erwerbsteuerträger nach Maassgabe der ihnen zugewiesenen Tarifsätze zu 
gleichen Theilen an den Nachlässen aus dem Erträgnisse der Personalein- 
kommensteuer participieren, während die Ausgleichung der vorhandenen 
Steuerungleichheiten zwischen den grossen und kleinen Erwerbsteuerträgern 
dadurch herbeigeführt werden sollte, dass sämmtliche &rwerbsteuertrager 
eines Bezirkes ein und derselben Commission zugewiesen wurden, wodurch 
diese Commission eben in die Lage versetzt worden wäre, eine gerechtere 
Vertheilung der Steuerlast zwischen den grossen und kleinen Steuerträgern 
herbeizuführen. 

Da letzteres Ziel unter allen Umständen im Auge behalten werden 
musste, war es selbstverständlich und unerlässlich, dass gegenüber dem 
Zugeständnisse der Bildung abgesonderter Steuergesellschaften für die ein- 
zelnen Steuerclassen in anderer Weise Garantien dafür geboten werden mussten, 
dass eine Aenderung der bisherigen Steuervertheilung in dem eben ange- 
deuteten Sinne herbeigeführt werden würde. Diesem Gesichtspunkte suchte 
schon der Auspitz’sche Antrag dadurch gerecht zu werden, dass er für 
die Höchstbesteuerten auf jeden Nachlass verzichtete und den mittleren 
Erwerbsteuerträgern einen geringeren Nachlass zugestand als den kleinen 
Erwerbsteuerträgern. Den hier angedeuteten und von den Vertretern der 
Grossindustrie acceptierten Weg hat auch das Gesetz eingeschlagen. Die 
Details der Durchführung dieses Gedankens werden wir bei Besprechung 
der Contingentberechnung zu erörtern haben, — hier soll nur der Grund- 
gedanke und dessen ziffermässige Unterlage dargelegt werden. 
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Der Grundgedanke geht dahin, die Ausgleichung zwischen der Be- 
steuerung der grossen und kleinen Steuerträger nunmehr dadurch herbei- 
zuführen, dass die grossen das zahlen, was sie bisher zahlten, die kleineren 
aber weniger und zwar verhältnismässig desto weniger, je weniger sie schon 
bisher an Erwerb- und Einkommensteuer zahlten; letzteres rechtfertigt sich 
durch die Erwägung, dass leider gegenwärtig in der That gerade die kleinsten 
Erwerbsteuerträger die am meisten überbürdeten waren, übrigens auch abge- 
sehen hievon ja eine der Hauptaufgaben der Steuerreform gerade dahingieng, 
die Entlastung der wirtschaftlich Schwächsten herbeizuführen. 

Für das Ausmaass der Ermässigung, welches den einzelnen Steuer- 
classen zuzuerkennen wäre, konnte natürlich ein absolut sicherer Maasstab 
nicht gefunden werden, man musste sich vielmehr über einen, der Billigkeit 
möglichst entsprechenden Schlüssel in der Auftheilung der Nachlässe einigen; 
schliesslich kam man dahin überein, der ersten Classe gar keinen Nachlass 
zu gewähren, sondern die ganzen Nachlässe zwischen der zweiten, dritten 
und vierten Classe im Verhältnisse von 1 zu 1!/, zu 2 zu vertheilen, — ein 
Auftheilungsschlüssel, der in der That als ein angemessener zu bezeichnen 
sein dürfte. Um nun die Höhe der auf die einzelnen Steuerclassen ent- 
fallenden Nachlässe ziffermässig zu ermitteln, galt es vor allem festzu- 
stellen, einerseits wie sich die Erwerbsteuerträger in die vier Steuerclassen 
eintheilen, und welche Erwerbsteuerbeträge auf jede dieser Classen entfallen 
werden, anderseits, wieviel an Nachlässen überhaupt verfügbar sei. In ersterer 
Beziehung legte die Regierung einen Ausweis vor, demzufolge sich für das 
Jahr 1892 nach der Höhe der Erwerb- und Einkommensteuerschuldigkeit 
der einzelnen Steuerträger nachfolgende Vertheilung ergeben hätte: 


Anzabl Procente Höhe der Procente 
Classe der Steuer- der Steuerschuldig- der Gesammt- 
pflichtigen Gesammtzahl keit in Gulden schuldigkeit 
| A ote ee abate, 1.382 0:19 5,008.837 25°34 
hss dt. de okt a dae A 13.375 1°83 4,117.429 20°84 
Mile 2-28. kc, a. 8% 81.058 11:11 5,155.553 26:09 
IVe oa 2% 633.957 86°87 5,481.162 27°73 
Summe . . . 729.772 100 19,762.981 100 


Unter Zurechnung eines jäbrlichen Zuwachses von 2 Proc. berechnete 
sich die Erwerbsteuervorschreibung für das Jahr 1895 (als dem nach dem 
damaligen Stande der Verhandlungen für die Einreihung der Steuerpflichtigen 
maassgebenden Jahre) auf 21,731.000 fl.; unter Annahme einer gleich- 
bleibenden procentuellen Vertheilung der Steuerpflichtigen auf die vier 
Classen entfiel daher auf die 


Classe eine Steuerleistung Hievon beträgt ein Nachlass 


von Gulden von Procenten in Gulden 

I. 5,506.000 — — 
I. 4,529.000 14 634.000 
Til. 5,670.000 21 1,191.000 
IV. 6.026.000 28 1,687.000 


Summe . .  21,731.000 — 3,512.000 
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Die Steuervorschreibung von 21.731.000 fl. ermöglichte gegenüber 
der Erwerbsteuerhauptsumme von 17,732.000 fl. insgesammt einen Nachlass 
von 3,999.000 fi.;1) bei vollständiger Ausnützung dieses Nachlasses hätte 
sich demnach für die Steuergesellschaften zweiter Classe ein Nachlass 
von 15, für jene dritter Classe ein solcher von 22'/,, für jene der vierten 
Classe ein solcher von 30 Proc. ergeben. Da der Steuerausschuss jedoch 
den Nachlass nicht zur Gänze erschöpfen, vielmehr der Contingentcommission 
zur Bestreitung der von ihr gewährten Nachlässe wegen constatierter Ueber- 
bürdung einzelner Steuergesellschaften einen Fonds reservieren wollte, und 
auch auf anderweitige Ausfälle (Erwerbsteuerbefreiungen etc.) und etwaige 
Verschiebungen in der Classenvertheilung u. s. w. Bedacht genommen 
werden musste, entschied man sich dahin, diese Nachlässe mit 14, 21 und 
28 Proc. festzusetzen, welchen Procentsätzen wir denn auch bei der Be- 
rechnung der einzelnen Gesellschaftscontingente wieder begegnen werden. 
Es braucht wohl nicht erst besonders hervorgehoben zu werden, dass diese 
ziffermässige Bestimmung der Nachlässe nur für die Gesellschaften als 
solche, nicht aber für jedes einzelne Mitglied derselben von unmittelbarer 
Bedeutung ist. Die Steuer der einzelnen Mitglieder wird ja vollkommen 
neu veranlagt, es kann ihnen daher ebenso gut ein weit höherer Nachlass 
zukommen, als es sich ereignen kann, dass ein oder der andere bisher zu 
gering Besteuerte in Hinkunft einer höheren Erwerbsteuer unterzogen wird. 


XIT. 


Die Durchführung dieser ebenerwähnten Neuveranlagung der Erwerb- 
steuer steht, wie gesagt, den für jede Erwerbsteuergesellschaft aufzustellenden 
Commissionen zu. Wie bei der Personaleinkommensteuer, so können wir es 
auch hier als einen grossen Fortschritt begrüssen, dass das Gesetz die 
Erwerbsteuerträger zur thätigen Mitwirkung bei der Erwerbsteuerveranlagung 
beruft. Alle Gründe, welche wir dort zu Gunsten dieser Einrichtung ange- 
führt haben, sind auch hier zutreffend; hiezu kommt aber, dass das finanzielle 
Interesse des Staates bei der allgemeinen Erwerbsteuer als einer contin- 
gentierten Steuer überhaupt nicht mehr betheiligt ist, die Vertreter des 
Aerares in diesen Commissionen daher keineswegs das fiscalische Interesse 
des Staatsschatzes, vielmehr ausschliesslich das Interesse an einer wahrhaft 
gerechten und billigen Steuervertheilung unter den Steuerträgern zu ver- 
folgen haben werden. Dieser Unterschied trat in der Regierungsvorlage 


1) Die Differenz zwischen dieser Zahl und dem auf S. 238 berechneten Nachlasse 
an der Erwerbsteuerhauptsumme per 4,433.000 fl. rührt daher, dass bei Berechnung der 
Erwerbsteuerhauptsumme der 2proc. Zuwachs für das Jahr 1896 mit 434.000 fl. einbe- 
zogen wurde. 

Wenn wir den bis zum Jahre 1897 zu gewärtigenden weiteren Zuwachs berück- 
sichtigen, ergibt sich zwischen dem zur Bestreitung obiger Procentualnachlässe erforder- 
lichen und dem gegenüber der gleichbleibenden Erwerbsteuerhauptsumme zu Nachlässen 
verfügbaren Betrag eine erheblich grössere Differenz; Professor Dr. Gustav Gross 
berechnet dieselbe in seinem vorzüglichen Artikel „Steuerreform“ im österreichischen 
Staatswörterbuche auf 1,073.000 fi., sicherlich ohne sie hiebei zu überschätzen. 
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auch äusserlich dadurch zutage, dass die Regierung sich der Majorität in 
den Commissionen begeben hatte. Nach dem Gesetze ist dies allerdings 
wieder beseitigt und dem Finanzminister die Ernennung der Hälfte der 
Commissionsmitglieder, sowie des Vorsitzenden zugestanden worden. Weiter 
ist auch auf die in der Regierungsvorlage und dem Auspitz’schen Antrage 
in Aussicht genommene Wahl eines Theiles oder aller übrigen Commissions- 
mitglieder durch die Handelskammern nicht eingegangen und an deren 
Stelle die unmittelbare Wahl durch die Erwerbsteuerträger gesetzt worden. 

Nach der gegenwärtigen gesetzlichen Bestimmung ist jeder Erwerb- 
steuerträger wahlberechtigt, doch finden nur die Wahlen für die Commissionen 
der ersten und zweiten Classe, ferner die Wahlen für die Commissionen 
der dritten und vierten Classe in den Städten und Industrialorten unmittelbar 
statt, während sie auf dem flachen Lande durch Wahl von Wahlmännern zu 
erfolgen haben. Im Uebrigen ist das Wahlrecht stets persönlich durch Abgabe 
eines unterfertigten Stimmzettels auszuüben, Stellvertretungen sind nur für 
minderjährige Kinder und unter Curatel stehende Personen zulässig. Es ist aber 
allgemein gestattet, den Stimmzettel durch die Post einzusenden. Letztere 
Bestimmung, sowie die Statuierung der indirecten Wahl für das flache Land 
haben unter Anrufung der Gewährung möglichster Wahlfreiheit und Sicherung 
des Wahlrechtes vor Missbräuchen mancherlei Anfechtung erfahren. Wenn 
wir uns aber die grosse Zahl von Wahlbefugnissen, die heute einem dster- 
reichischen Staatsbürger schon zustehen, vergegenwärtigen, wird man die 
hiedurch gewährte Erleichterung in der Ausübung des Wahlrechtes für eine 
nur zu sachlichen Arbeiten bestimmte Corporation wohl als unbedenklich, 
ja zweckmässig bezeichnen müssen ; ohne dieselbe wäre zu befürchten, dass 
die Betheiligung an diesen Wahlen eine allzu geringe würde. 

Bezüglich der Details dieser Wahlen, der Verpflichtung zur Annahme 
der Wahl und der Unentgeltlichkeit der Functionen der Commissions- 
mitglieder gilt das bei der Personaleinkommensteuer Bemerkte. 

Die von diesen Commissionen vorzunehmende Neuveranlagung der 
Erwerbsteuer erfolgt im Wege der Repartition der Gesellschaftscontingente 
auf die Gesellschaftsmitglieder. Zur Feststellung des Verhältnisses, in 
welchem diese Auftheilung erfolgen soll, weist die Erwerbsteuercommission 
jedem Steuerpflichtigen denjenigen Steuersatz des Schemas B zu, welcher 
nach ihrem Ermessen der mittleren Ertragsfähigkeit seines Gewerbes oder 
seiner Beschäftigung im Verhältnisse zur mittleren Ertragsfähigkeit der 
Gewerbe und Beschäftigungen der anderen Steuerpflichtigen der Steuergesell- 
schaft am besten entspricht (§ 32). 

Das Schema B beginnt mit 1 fl. 50 kr., (welcher Satz geringer ist 
als der gegenwärtig niedrigste Satz von 1 fl. 5 kr. plus 70 Proc. Zuschlag, — 
welcher zu dem nur für Tirol gilt; für alle anderen Länder beträgt der 
niedrigste Satz gegenwärtig 2 fl. 10 kr. plus 70 Proc. Zuschlag); die 
weiteren Steuersätze steigen zunächst um 50 kr., später um 1, 2, 3, 5, 10, 
20 fl. etc.; von 1000 bis 1300 fl. steigen sie um je 100, von da ab um 
je 200 fi. 
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Dem Schema B, welches merkwürdigerweise die für die Einreihung in 
die einzelnen Steuergesellschaften maassgebenden Grenzsätze von 30 und 
150 fl. gar nicht enthält, kommt eine verhältnismässig nur geringe meritale 
Bedeutung zu; denn die aus demselben entnommenen Steuersätze geben 
noch nicht die thatsächlich zu entrichtenden Steuerbeträge an, sondern 
stellen nur die für die Auftheilung des Gesellschaftscontingentes auf die 
Gesellschaftsmitglieder maassgebenden Verhältniszahlen dar. Das Schema B 
bezweckt also lediglich eine angemessene Abrundung, namentlich aber eine ent- 
sprechende Differenzierung der einzelnen Steuerbeträge, indem es verhindert, 
dass z. B. einem Steuerpflichtigen 999 fl., einem anderen 1001 fl. als 
Steuersatz zugewiesen und die Steuerbeträge dem entsprechend ähnlich 
geringe Unterschiede aufweisen. 

Die Auswahl der Steuersätze für die einzelnen Unternehmungen ist 
natürlich trotzdem für die Herbeiführung einer angemessenen, verhältnis- 
mässigen Steuervertheilung von ausschlaggebender Bedeutung, und das 
Gesetz, namentlich aber die Vollzugsvorschrift unterlassen auch nicht, der 
Commission für diese ihre schwierige Aufgabe zahlreiche Winke an die 
Hand zu geben. Die oberste Richtschnur wurde bereits vorstehend durch 
das Citat aus $ 32 wiedergegeben. Demnach ist in Hinkunft nicht mehr 
der ziffermässige Ertrag der Unternehmung, sondern nur mehr deren mittlere 
Ertragsfähigkeit zu erheben. Der Grund für diese Verfügung liegt in der 
gegenwärtig notorisch unrichtigen Einschätzung sämmtlicher Gewerbeerträge 
und der Gefahr einer Rückwirkung künftiger unrichtiger Einschätzungen 
zur Erwerbsteuer auf die Einschätzungen für die Personaleinkommensteuer. 

Nach dem Wortlaute der gesetzlichen Bestimmungen scheint diesem 
Gesichtspunkte gegenwärtig noch consequenter Rechnung getragen als in der 
Regierungsvorlage, welche für die sechste Abtheilung des Tarifes die Ver- 
anlagung der Erwerbsteuer nach dem ziffermässigen Ertrage vorgesehen 
hatte. Allein diese grössere Consequenz ist thatsächlich eine ziemlich proble- 
matische. Bei einzelnen Unternehmungen und Beschäftigungen lassen sich näm- 
lich ausser dem Geldumsatze irgend welche andere verlässliche Anhaltspunkte 
für die Bestimmung des Steuersatzes nicht finden; daher bestimmt denn auch 
die Vollzugsvorschrift in dem zwischen dem Ausschusse und der Regierung 
vereinbarten diesbezüglichen Theile für die gleichen Unternehmungen, 
welche seinerzeit in der sechsten Abtheilung des Tarifes angeführt waren — 
nämlich für einzelne Handelsunternehmungen und für die liberalen Berufe, — 
neuerlich den Geldwert des Umsatzes oder die Gesammteinnahme als 
besonders zu erhebende Merkmale. Wenn wir berücksichtigen, dass die 
Commission sich auf der anderen Seite auch die auflaufenden Betriebs- 
kosten gegenwärtig halten mus, so ergibt sich, dass die Vollzugsvorschrift 
sich hiemit indirect dem von der Regierungsvorlage beabsichtigten Zustande 
sehr stark nähert, — eine Erscheinung, welche uns in diesem Theile der 
Erörterung noch mehrfach begegnen wird! 

Was als die mittlere Ertragsfähigkeit anzusehen sei, ist im Gesetze 
nicht definiert. Der Ausschussbericht (Seite 110) identificiert die Ertrags- 
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fähigkeit mit einem vermuthlichen Durchschnittsertrage bei mittelgutem, 
gemeinüblichem Betriebe; hingegen construiert die Vollzugsvorschrift (Artikel 
34) den Begriff der mittleren Ertragsfähigkeit durch die Combination des 
constatierten objectiven Betriebsumfanges mit dem thatsächlich erzielten 
Betriebserfolge, wie letzterer sich aus den anderweitigen Betriebsverhältnissen, 
wie Conjuncturen, Concurrenzverhältnissen, factischer Ausnützung der vor- 
handenen Betriebseinrichtungen und den individuellen Verhältnissen des Be- 
triebsinhabers ergibt. Jedenfalls setzt die Beurtheilung der mittleren Er- 
tragsfähigkeit die Kenntnis des bestehenden objectiven Betriebsumfanges voraus 
und verschafft das Gesetz den Commissionen auch die Möglichkeit, sich 
diese Kenntnis zu verschaffen. 

Zu diesem Behufe wird der Steuerpflichtige vor allem verpflichtet, zu 
Beginn jeder Veranlagungsperiode, also alle zwei Jahre, -eine Erwerbsteuer- 
erklärung einzubringen,. welche die wesentlichsten Daten über den Geschäfts- 
betrieb und die für das betreffende Gewerbe im Verordnungswege fest- 
gestellten besonderen Betriebsmerkmale zu enthalten hat. Eine Angabe über 
den erzielten Ertrag und das verbleibende Einkommen hat in, keinem Falle 
zu erfolgen, nur bei den früher angedeuteten Gewerben und Beschäftigungen 
wird die Höhe des Geldumsatzes, beziehungsweise der Gesammteinnahme 
anzugeben sein. Diesen Angaben sind die Verhältnisse in der Zeit vom 
1. Juli bis 30. Juni des der Veranlagungsperiode vorausgehenden Jahres, | 
bei der ersten bis 1. August 1897 einzubringenden Erwerbsteuererklärung, 
daher jene aus der Zeit vom 1. Juli 1896 bis 30. Juni 1897 zugrunde 
zu legen. Hat das Gewerbe noch nicht ein Jahr bestanden, so ist der 
Durchschnittsstand während des kürzeren Zeitraumes und die voraussicht- 
lichen Aenderungen desselben während des nächstfolgenden Jahres anzugeben. 
Getreu dem Grundsatze, dass die Erwerbsteuer fortan für jede Betriebs- 
stätte ohne Rücksicht auf deren Selbständigkeit oder Unselbständigkeit ge- 
sondert zu bemessen und am Orte dieser Betriebsstätte vorzuschreiben sei, 
ist im allgemeinen auch für jede Betriebstätte eine separate Erwerbsteuer- 
erklärung einzubringen. Die im $ 40 enthaltene Gestattung einer einheitlichen 
Erwerbsteuererklärung für mehrere Betriebsstätten innerhalb desselben Ver- 
anlagungsbezirkes hat insoferne mehr formellen Charakter, als sie die Ver- 
pflichtung zur Nachweisung der Betriebsverhältnisse jeder einzelnen Betriebs- 
stätte aufrecht erhält. 

Die Steuerbehörde, der Commissionsvorsitzende, wie nicht minder die 
Commission sind berechtigt, diese Erwerbsteuererklärungen zu überprüfen, 
etwaige Bedenken durch den Steuerpflichtigen aufklären zu lassen, zu diesem 
Behufe Sachverständige und Auskunftspersonen zu vernehmen u. 8. w. Die 
den Commissionen in dieser Richtung zugewiesenen Rechte und Pflichten 
sind fast vollkommen identisch mit jenen der Einschätzungscommissionen 
bei der Personaleinkommensteuer, weshalb hier darauf verwiesen werden kann. 

Von weit grösserem Interesse sind die Weisungen darüber, auf welche 
Betriebsmerkmale die Commission ihr besonderes Augenmerk zu lenken haben 
wird. Das Gesetz begnügt sich in dieser Beziehung, da die in der Regierungs- 
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vorlage zur Erläuterung des Erwerbsteuertarifes gegebenen Weisungen durch 
die Beseitigung des Tarifes selbst hinfällig geworden sind, gegenwärtig 
damit, im $ 33 die allgemeine Weisung autzustellen, dass die Commission 
die wesentlichsten Merkmale des Betriebsumfanges jeder steuerpflichtigen 
Unternehmung oder Beschäftigung festzustellen hat. Die Bestimmung darüber, 
„in welcher Form die Erwerbsteuercommissionen Nachweisungen über die 
festgesetzten wesentlichen Merkmale des Betriebsumfanges und des Betriebs- 
erfolges anzulegen haben‘, wird dem Verordnungswege vorbehalten. Diese 
weittragende Ermächtigung wurde der Regierung jedoch erst ertheilt, nach- 
dem letztere dem Steuerausschusse die Grundzüge der diesfälligen, in die 
Vollzugsvorschrift aufzunehmenden Weisungen mitgetheilt und sich ver- 
pflichtet hatte, dieselben wesentlich unverändert in die Vollzugsvorschrift 
zu übernehmen, — welcher Verpflichtung sie auch durch die Verwertung 
der im Ausschussberichte (Seite 161—170) abgedruckten „Grundzüge der 
zu erlassenden Instruction in Bezug auf die bei der Repartition zu berück- 
sichtigenden äusseren Merkmale der der allgemeinen Erwerbsteuer unter- 
liegenden Geschäftsbetriebe* in den Artikeln 24—34 der Vollzugsvorschrift 
nachgekommen ist. 

Die dem Ausschusse mitgetheilten Grundzüge enthielten zunächst 
einige Andeutungen über den Geschäftsgang bei der Veranlagung, ver- 
breiteten sich aber sodann insbesondere über die von der Erwerbsteuer- 
commission zu berücksichtigenden Merkmale des Betriebsumfanges. Letztere 
werden vor allem unterschieden in solche, welche bei allen Arten, und in 
solche, welche nur bei bestimmten Arten von Unternehmungen zu erheben 
und festzustellen seien. Unter den ersteren werden angeführt die Hilfs- 
arbeiter, die Lastthiere und die mechanisch-motorischen Kräfte; unter den 
letzteren werden angeführt: besondere Arbeitsmaschinen, die Menge der 
verarbeiteten oder in den Verkehr gesetzten Güter, sowie die Gesammt- 
einnahmen. Die Vollzugsvorschrift führt darüber hinaus vereinbartermaassen 
in einer eigenen Beilage M diejenigen Unternehmungen, bei welchen derartige 
besondere Merkmale zu erheben sind, unter Angabe des betreffenden Betriebs- 
merkmales in einem alphabetischen Verzeichnisse auf. 

Wenn wir diese Bestimmungen einer näheren Prüfung unterwerfen, 
finden wir in denselben den Hauptinhalt der in der Regierungsvorlage und 
dem Erwerbsteuertarife gegebenen Vorschriften wieder; die in der Beilage M 
verzeichneten Unternehmungen sind jene, bei welchen der Tarif andere 
als die allgemeinen Betriebsmerkmale angeführt hatte, die daselbst ange- 
führten besonderen Betriebsmerkmale aber sind die vom Erwerbsteuer- 
tarife in Aussicht genommenen. Ebenso ist auch die Aufzählung der allge- 
meinen Betriebsmerkmale identisch mit den im Tarife für alle anderen als 
die in Beilage M aufgezählten Unternehmungen aufgestellten Maasstäben 
der Einschätzung. Allerdings ist hiebei manche Specialisierung des Erwerb- 
steuertarifes weggelassen und namentlich die Verbindung der einzelnen 
Betriebsmerkmale mit bestimmten Steuersätzen nicht aufgenommen, letztere 
vielmehr ausdrücklich als nicht obligat bezeichnet. Hingegen ist nicht unter- 
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lassen, speciell auf jene Momente aufmerksam zu machen, welche eine ver- 
schiedene Beurtheilung dieser Betriebsmerkmale je nach der Art der be- 
steuerten Unternehmung erforderlich machen und daher im Erwerbsteuer- 
tarife auch durchgeführt worden war. So wird hervorgehoben, dass bei 
Gewinnung von Rohproducten im Verhältnisse zu den motorischen Kräften 
eine geringere Ertragsfähigkeit anzunehmen ist als bei Erzeuguug hochent- 
wickelter Industrieproducte, bei Verwendung von billigeren Stoffen eine 
geringere als bei wertvollen u. 8. w. Auch die schon früher gewürdigten 
Weisungen der Regierungsvorlage wegen Berücksichtigung der Verwendung 
gebrechlicher oder alter Hilfsarbeiter, der genauen Untersuchung über die 
Gründe der Verwendung jugendlicher oder weiblicher Hilfsarbeiter u. Ae. m. 
finden wir in diesen Grundzfigen betont. Dieselben reproducieren daher alle 
einschlägigen meritalen Verfügungen der Regierungsvorlage und des Erwerb- 
steuertarifes mit Ausnahme der ziffermässigen Steuersätze, in welch letzteren 
jedoch, wie im Motivenberichte (S. 60) ausdrücklich hervorgehoben worden 
war, die Bedeutung dieses Tarifes niemals erblickt werden durfte. 

Die Beseitigung des Tarifes aus dem Gesetze hat daher den Grund- 
charakter der Erwerbsteuer durchaus nicht so radical geändert, wie dies 
äusserlich wohl scheinen mag, sie hat vielmehr nur vieles von demjenigen, 
was die Regierung der parlamentarischen Feststellung unterbreiten zu müssen 
glaubte, dem Verordnungswege fiberwiesen, — ein Vorgang, welcher meritorisch 
gewiss ganz unbedenklich ist, und formell das Verdienst für sich in Anspruch 
nehmen kann, das Zustandekommen der Steuerreform ermöglicht zu haben. 
Man stelle sich die parlamentarische Berathung eines mehr als 2000 Posten 
umfassenden Erwerbsteuertarifes in einem obstructionslüsternen Hause vor! — 
Der Vorgang hat aber in formeller Beziehung noch ein weiteres Verdienst; 
erst durch Ueberweisung der meritalen Bestimmungen des Erwerbsteuer- 
tarifes in die Vollzugsvorschrift ist es vielfach möglich geworden, dieselben 
einerseits ausführlicher und systematischer, anderseits unter Weglassung 
zahlreicher Details in wesentlich übersichtlicherer Form wiederzugeben und 
dadurch das Verständnis und die Handhabung dieser Bestimmungen zu 
erleichtern und zu fördern. Immerhin wird aber daran festzuhalten sein, dass 
diese Vorschriften materiell keinerlei neue Gesichtspunkte bieten; sie be- 
weisen dadurch, dass der der Regierungsvorlage zugrunde gelegte Gedanke 
ein vollkommen richtiger und die auf die Ausarbeitung des ungemein 
detaillierten Erwerbsteuertarifes verwendete Mübe und Arbeit keineswegs 
zwecklos war. — 

Nach Feststellung dieser allgemeinen und besonderen Betriebsmerk- 
male hat die Commission in der vorangedeuteten Weise den constatierten 
objectiven Betriebsumfang mit dem thatsächlich erzielten Betriebserfolge zu 
vergleichen, was durch Berücksichtigung aller übrigen objectiven und sub- 
jectiven Betriebsverhältnisse, jedoch ohne Festsetzung eines bestimmten 
ziffermässigen Ertrages zu geschehen hat. Das Resultat dieser Vergleichung 
hat die Commission in dem Ausspruche zusammenzufassen, dass die mittlere 
Ertragsfähigkeit dieses Gewerbes im Verhältnisse zu dem ermittelten Betriebs- 
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umfange grösser, gleich oder kleiner ist als die bei diesem Betriebsumfange 
gewöhnliche. Auf Grund dieser Feststellung wird die Commission sodann 
jedem Steuerpflichtigen den entsprechenden Steuersatz aus dem Schema B 
zuweisen. 

Letztere Aufgabe wird der Commission durch zwei Bestimmungen der 
Vollzugsvorschrift wesentlich erleichtert. Die erste derselben geht dahin, 
dass die Steuerveranlagung stets nach Erwerbsgruppen vorzunehmen sei. 
Zu diesem Behufe hat die Vollzugsvorschrift im Anschlusse an das vom 
Handelsministerium mit Erlass vom 8. März 1896, Z. 1062, hauptsächlich 
zu Zwecken der Gewerbestatistik herausgegebene systematische Verzeichnis 
der Gewerbe eine umfangreiche Eintheilung der erwerbsteuerpflichtigen 
Unternehmungen und Beschäftigungen vorgenommen, derselben ein alpha- 
betisches Verzeichnis sämmtlicher Gewerbe beigegeben und die Anordnung 
getroffen, dass die erwerbsteuerpflichtigen Unternehmungen in dem der Beamts- 
handlung der Commission zu unterziehenden Pemesnungsprotokolle in syste- 
matischer Reihenfolge verzeichnet werden. 

Die zweite Bestimmung geht dahin, dass die Commission jeweils mit 
der mindestertragsfähigen Unternehmung der betreffenden Erwerbsgruppe, 
wofür zumeist die letztvollzogene Besteuerung einen Anhaltspunkt gewähren 
wird, zu beginnen, für diese den angemessenen Steuersatz festzusetzen 
und sodann zu der Unternehmung mit der nächst höheren Ertragsfähigkeit 
vorzuschreiten hat. Durch Vergleichung der Betriebsverhältnisse und des 
Erfolges dieser Unternehmung mit den Betriebsverhältnissen und dem Betriebs- 
erfolge der erstveranlagten Unternehmung wird es nicht schwer fallen, den 
Steuersatz für die zweite Unternehmung in richtigem Verhältnisse zum 
Steuersatz der erstveranlagten Unternehmung festzusetzen. Eine gewisse 
Schwierigkeit wird sich dann allerdings jeweils bei Uebergang von der Veran- 
lagung einer Erwerbsgruppe zur Veranlagung einer andern Erwerbsgruppe 
ergeben; allein auch hier wird sich durch Vergleichung der mindestertrags- 
fähigen Unternehmungen der verschiedenen Erwerbsgruppen untereinander 
auf Grund der in der Commission vertretenen Kenntnisse der gewerblichen 
Verhältnisse des Bezirkes unschwer das richtige Verhältnis ermitteln lassen. 

Einen weiteren, sehr wichtigen Anhaltspunkt für die richtige Be- 
stimmung der Steuersätze wird der Commission aber endlich auch noch 
das Bewusstsein bieten, dass die Steuerleistungen aller Gesellschaftsmitglieder 
zusammengenommen das Gesellschaftscontingent ergeben müssen, welches 
die Steuerbehörde in der Zwischenzeit nach den weiter .unten erörterten 
Grundsätzen ermittelt und der Commission bekanntgegeben haben wird. 
Die Commission wird daher zweckmässig schon die Bemessung der 
Steuersätze derart vornehmen, dass deren Summe dem Gesellschafts- 
contingente möglichst nahekommt, um die Nothwendigkeit nachträglicher 
Erhöhung derselben im Wege der Erhebung eines Repartitionszuschlages zu 
vermeiden; denn es ist offenbar viel angemessener, den Steuerpflichtigen 
durch Zumessung eher zu hoher Steuersätze die angenehme Ueberraschung 
eines Repartitionsabschlages zu verschaffen, als sie durch Festsetzung all- 
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gemein zu niedriger Steuersätze der unangenehmen Enttäuschung eines 
Repartitionszuschlages auszusetzen. Die Commission wird sich zu diesem 
Behufe bei allen ihren Veranlagungen das aus denselben zu erwartende 
schliessliche Endresultat vor Augen halten. Sollte sie im Laufe der Zeit 
bemerken, dass ihre bisherigen Veranlagungen allgemein zu hoch oder 
niedrig ausgefallen sind, so hat sie von dem ihr in der Vollzugsvorschrift 
eingeräumten Rechte Gebrauch zu machen, die ganze Veranlagung zu 
reassumieren und entsprechend richtig zu stellen. Diese Berechtigung wird 
häufig der Gefahr vorbeugen, dass die Commission den zum Schlusse ver- 
anlagten Gewerben allgemein höhere oder niedrigere Steuersätze zuweist 
als den am Anfange veranlagten, wodurch die angestrebte gleichmässige 
Vertheilung der Steuerlast offenbar aufs neue vereitelt würde. 

Nach Beendigung ibrer diesfalligen Thätigkeit hat die Commission 
die von ihr festgesetzten Steuersätze der Steuerbehörde bekannt zu geben, 
welche auf Grund dieser Steuersätze die Repartition des Gesellschafts- 
contingentes auf die Gesellschaftsmitglieder zu besorgen hat. Dies geschieht 
in der Weise, dass sie die Summe der Steuersätze mit der Höhe des 
Gesellschaftscontingentes vergleicht und im Falle der Nichtübereinstimmung 
dieser beiden Grössen die entsprechende procentuelle Erhöhung oder Er- 
niedrigung sämmtlicher Steuersätze durchführt. 

Zur Erleichterung des Repartitionsgeschäftes verordnet das Gesetz, 
dass der hiedurch bedingte Repartitions-Zu- oder Abschlag zu den veranlagten 
Steuersätzen durch Vernachlässigung von weniger als halben und Auf- 
rundung von mehr als halben Procentsätzen stets mit ganzen Procentsätzen 
festzusetzen sei und die aus dieser Vernachlässigung resultierende Differenz 
in der Weise auf die Repartition des nächsten Jahres übertragen werde, 
dass das im ersten Jahre zu viel eingehobene (Contingentsüberschreitung) 
vom nächstjährigen Gesellschaftscontingente ab-, das zu wenig eingehobene 
(Contingentsunterschreitung) aber dem nächstjährigen Gesellschaftscontingente 
hinzugerechnet werde. 

Aus dem eben Gesagten ergibt sich schon, dass die Repartition des 
zweiten Jahres ein anderes Resultat ergeben kann, als jene des ersten Jahres. 
Die Steuersätze und das Gesellschaftscontingent werden nämlich allerdings 
jeweils für eine ganze Veranlagungsperiode, also für zwei Jahre, festgesetzt; 
dennoch sind aber kleine Veränderungen beider Grössen möglich, welche 
sodann bei der jährlich durchzuführenden Repartition zur Geltung kommen. 
Aenderungen der Steuersätze ergeben sich, da Zuwächse und Abfälle während 
der Veranlagungsperiode die Steuergesellschaft nicht berühren und ausserhalb 
der Contingentierung auf Rechnurg des Staatsschatzes durchzuführen sind. 
lediglich aus nachträglich vollendeten Veranlagungen und aus der Erledigung 
der Berufungen. Strenge genommen müssten die Berufungserledigungen der 
ersten Repartition vorausgehen, beziehungsweise aber eine Aenderung der etwa 
schon vollzogenen Repartition nach sich ziehen; zwingende Zweckmässigkeits- 
gründe führen jedoch dazu, die Resultate der nach Durchführung der ersten 
Repartition bekanntgewordenen Berufungserledigungen im ersten Jahre nur für 
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den Berufenden wirksam werden zu lassen und die hiedurch bewirkte 
Differenz gegenüber dem Repartitionsergebnisse, je nachdem die Berufung 
eine Ermässigung des Steuersatzes oder aber eine Erhöhung desselben 
zur Folge hatte, als Contingentsunter- oder -überschreitung auf die Re- 
partition des nächsten Jahres zu übertragen. (Vollzugsvorschrift Art. 40, 
ad A, Z. 2.) 

Die Aenderungen des Contingentes im zweiten Jahre können durch 
die bisher erwähnten Contingentsüber- und -unterschreitungen im ersten 
Jahre, durch die von der Behörde verfügten nachtraglichen Berichtigungen 
der Contingentsberechnungen, sowie durch die von der Contingentcommission 
getroffenen Aenderungen in der Höhe des Contingentes herbeigeführt werden. 
Contingentsüber- oder -unterschreitungen, welche sich bei der zweitjährigen 
Repartition ergeben, sind auf das Contingent der nächstjährigen Veranlagungs- 
periode zu übertragen. 

Nach Durchführung der Repartition hat die Steuerbehörde den Steuer- 
pflichtigen Zahlungsaufträge auszufertigen, welche den veranlagten Steuersatz, 
den Repartitionszu- oder -abschlag, sowie den hienach berechneten that- 
sächlich zu entrichtenden Steuerbetrag zu enthalten haben. Gegen die Fest- 
setzung des Steuersatzes kann nur im ersten Jahre der Veranlagungsperiode 
Berufung erhoben werden, da der Steuersatz für zwei Jahre bemessen wird, 
Aenderungen, die im Laufe der zwei Jahre eintreten, aber keine Aenderung 
in der Steuerbemessung zur Folge haben. Hingegen kann gegen die 
Festsetzung des Steuerbetrages, welcher im zweiten Jahre ein anderer sein 
kann als im ersten, alljährlich Berufung erhoben werden. 

Die Begründung der gegen die Höhe des bemessenen Steuersatzes er- 
hobenen Berufung wird im allgemeinen nur dahin gehen können, dass der- 
selbe im Verhältnisse zu den übrigen Steuersätzen zu hoch bemessen sei. 
Das Gesetz hat mit vollem Rechte unterlassen, auf den Auspitz’schen 
Antrag einzugehen und willfahrende Erledigung von Berufungen für den 
Fall vorzuschreiben, als der Steuersatz ein bestimmtes Procent des nach- 
gewiesenen Ertrages überschreite. Nach der ganzen Structur des Gesetzes 
musste jede Beziehung der allgemeinen Erwerbsteuer zum Ertrage principiell 
möglichst ausgeschlossen bleiben, daher sowohl der Antrag auf Festsetzung 
eines steuerfreien Ertragsminimums, als jener auf Festsetzung eines nach dem 
Ertrage berechneten procentuellen Steuermaximums unannehmbar erschien. Bei 
dieser Sachlage wird die Kenntnis der den übrigen Erwerbsteuerträgern vor- 
geschriebenen Steuersätze eine wichtige Voraussetzung für die Begründung 
der Berufung bilden. Diesem Gedanken trägt die auch hier vorgeschriebene 
Auflegung eines Erwerbsteuerregisters Rechnung, welches die den Gesell- 
schaftsmitgliedern bemessenen Steuersätze zu enthalten hat. Auch hier 
wurden einzelne Bedenken gegen diese Publicität erhoben, doch vermochten 
dieselben auch nicht annähernd jene Beachtung zu erringen, welche den ana- 
logen Einwendungen bei der Personaleinkommensteuer zutheil geworden ist. 

Ueber diese Berufungen entscheidet die Erwerbsteuer-Landes- 
commission, gegen deren Entscheidungen aus den bei der Personalein- 


Die Reform der directen Personalsteuern in Oesterreich. 351 


kommensteuer dargelegten Gründen die Beschwerde an den Verwaltungs- 
gerichtshof eingeräumt worden ist, obwohl auch bei der allgemeinen Erwerb- 
steuer die Mitwirkung des Laienelementes bis in die zweite Instanz vorgesehen 
ist. Im übrigen ist aber sowohl die Zusammensetzung, als die Competenz 
der Erwerbsteuer-Landescommissionen von jener der Berufungscommissionen 
wesentlich verschieden. 

Die Vorschriften für die Zusammensetzung bestimmen für jede Erwerb- 
steuer-Landescommission individuell die Gesammtzahl der Mitglieder, welche 
sich zwischen 9 und 25 bewegt, sowie die Anzahl der von dem be- 
treffenden Landtage und vom Finanzminister in gleicher Zahl zu wählenden, 
beziehungsweise zu ernennenden Mitglieder. Den Rest der Mitglieder haben 
die Handels- und Gewerbekammern des betreffenden Landes zu wählen und 
zwar in der Weise, dass jede Handelskammer ein Mitglied, die Wiener 
Handelskammer aber deren drei entsendet. Für diese Art der Zusammen- 
setzung waren hauptsächlich politische Erwägungen maassgebend: Die 
Wahlen durch die Handelskammern sollten verhindern, dass bei den von 
den Landtagen vorzunehmenden Wahlen aus politischen oder nationalen 
Motiven ganze Bevölkerungsclassen und -schichten von der Vertretung in 
den Erwerbsteuer-Landescommissionen ausgeschlossen bleiben. 

Dass diese Besorgnis gerade bei den Erwerbsteuer-Landescommissionen, 
nicht aber auch bei den Berufungscommissionen für die Personaleinkommen- 
steuer rege wurde, ist wohl auf die erweiterte Competenz dieser ersteren 
Commissionen zurückzuführen. Dieselben haben nämlich nicht nur über die 
Berufungen zu entscheiden, zu welchem Behufe ihnen die nämlichen Rechte 
und Pflichten zugewiesen sind, wie den Erwerbsteuercommissionen, sondern 
sie haben auch die Wahl in die Contingentcon.mission vorzunehmen und 
Gutachten an die Contingentcommission über Aenderungen in der Auf- 
theilung der Erwerbsteuerhauptsumme auf die einzelnen Erwerbsteuer- 
gesellschaften ihres Landes zu erstatten. Bei den wichtigen Befugnissen, 
welche der Contingentcommission zustehen, und bei der zweifellos hohen 
Bedeutung, welche diese letztere bei Vornahme etwaiger Contingents- 
änderungen den Gutachten der Erwerbsteuer-Landescommissionen beimessen 
wird, schien es räthlich, der Zusammensetzung der Erwerbsteuer-Landes- 
commissionen nach rein politischen oder nationalen Motiven vorzubeugen. 

Die Creierung der Erwerbsteuer-Landescommissionen, (welche in der 
Regierungsvorlage nicht vorgesehen waren, da letztere die Entscheidung der 
Berufungen den Finanzlandesbehörden zugedacht hatte) und namentlich deren 
erweiterte Competenz beruht übrigens ausser auf sachlichen Erwägungen auch 
auf politischen Gründen. Wie zu erwarten, war nämlich von Seite mancher 
Autonomisten neben der Schaffung einer Erwerbsteuerhauptsumme für die 
ganze Reichshälfte auch die Bildung sogenannter Landescontingente an- 
gestrebt worden. Diesem Verlangen konnte jedoch im Interesse einer 
möglichst ungehinderten Steuerausgleichung in der ganzen Reichshälfte 
nicht willfahrt werden. Durch Schaffung der Erwerbsteuer-Landescommissionen 
und Statuierung ihrer Mitwirkung bei Zusammensetzung der Contingent- 


359 Reisch. 


‘commission und ihrer Einflussnahme bei Fällung der Entscheidungen dieser 
letzteren wurde dem Wunsche nach einer wenigstens mittelbaren Ingerenz 
der Länder auf die Vertheilung der Erwerbsteuerhauptsumme nach Möglichkeit 
entsprochen und dadurch den vorerwähnten Ansprüchen der Autonomisten 
thunlichst Rechnung getragen. 


XIV. 


Nach Darstellung des Veranlagungs-, Repartitions- und Berufungsver- 
fahrens haben wir noch die Ermittlung der Gesellschaftscontingente nach- 
zutragen. Den Ausgangsspunkt für diese, im ersten Jahre der Wirksamkeit 
des Gesetzes allerdings recht complicierte Rechnungsoperation bildet, wie 
wir bereits auf Seite 241 bemerkt haben, die Summe der für die Ein- 
reihung der einzelnen Steuerpflichtigen in die Steuerclassen maassgebenden 
Steuerbeträge; und zwar ist bei dieser Rechnungsoperation immer von den 
Steuervorschreibungen innerhalb des Territorialsprengels der Steuergesellschaft 
vierter Classe auszugehen. Insoferne also die Steuergesellschaften erster, 
zweiter und dritter Classe mehrere Sprengel vierter Classe umfassen, sind 
die Steuervorschreibungen der Gesellschaftsmitglieder innerhalb jedes dieser 
Sprengel vierter Classe zu eruieren und alle folgenden Rechnungsoperationen 
rücksichtlich der Steuervorschreibungen innerhalb jedes dieser Sprengel ab- 
gesondert durchzuführen. Zu der Summe dieser Steuervorschreibungen ist 
aus den auf Seite 238 angeführten Gründen und mit der daselbst ange- 
gebenen Beschränkung die Hälfte jener Einkommensteuer erster Classe zu 
addieren, welche bisher von den Pachtzinsen der durch Angehörige dieser 
Steuergesellschaft innerhalb des betreffenden Veranlagungsbezirkes vierter 
Classe gepachteten Gewerbe entrichtet werden musste, — gleichgiltig, ob 
diese Steuer bisher im Veranlagungsbezirke oder aber infolge eines ander- 
weitigen Wohnsitzes des steuerpflichtigen Gewerbeverpächters ausserhalb des 
Veranlagungsbezirkes vorgeschrieben war. Die Steuerbehörden haben zu 
diesem Behufe die Ueberweisung der Steuer von den Pachtzinsen an den 
Ort des Betriebes des gepachteten Gewerbes zu veranlassen und sodann 
die Hälfte dieser Steuer dem Gesellschaftscontingente jener t N 
in welche der Pächter eingereiht wurde, zuzurechnen.') 

Von dieser Summe muss zunächst jener Betrag in Abzug gebracht 
werden, welcher von solchen vorläufig in diese Steuergesellschaft gereihten 
Personen entrichtet wurde, welchen späterhin seitens der Erwerbsteuer- 


') Es verdient hervorgehoben zu werden, dass das Gesetz in berechtigtem Gegen- 
satze zu dem Auspitz’schen Antrage die Einreihung des Gewerbepächters lediglich mit 
Rücksicht auf die für den Betrieb des gepachteten Gewerbes bezahlte Steuer und nicht 
auch mit Rücksicht auf die formell nicht von ihm, sondern vom Gewerbeverpächter 
gezahlte Steuer vom Pachtzinse vorschreibt. Hingegen beantwortet sich allerdings die 
Frage, welchem Gesellschaftscontingente die halbe Steuer vom Pachtzinse zuzurechnen 
sei, nach der Einreihung des Pächters dieses Gewerbes in eine bestimmte Steuer- 
gesellschaft. 

Ebenso verdient hervorgehoben zu werden, dass Gewerbeverpächter, da sie in 
Hinkunft eben der Rentensteuer und nicht der allgemeinen Erwerbsteuer unterliegen, 
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commission die Erwerbsteuerbefreiung im Sinne der $$ 2, 3 und 5 zu- 
erkannt wurde. Die §§ 2 und 3 betreffen gesetzliche Erwerbsteuerbefreiungen; 
derartige Befreiungen werden sich also nur in jenen seltenen Fällen ergeben, 
in welchen jemand bisher der Erwerbsteuer unterzogen gewesen und daher 
in eine Steuergesellschaft eingereiht worden ist, in Hinkunft aber kraft 
Gesetzes nicht mehr erwerbsteuerpflichtig sein wird, so z. B. wenn jemand 
wegen einer Nebenbeschäftigung, deren Ertrag 50 fl. nicht übersteigt, bisher 
als erwerbsteuerpflichtig behandelt worden sein sollte und ähnliches mehr. 
Wichtiger sind hingegen die Befreiungen nacn § 5, welche, wie wir gesehen 
haben, die Commission dürftigen Erwerbsteuerträgern gewähren kann und 
namentlich in der vierten Classe auch in grösserem Umfange gewähren 
dürfte. 


Für die erste Classe sind die dieser Art für die einzeluen Territorial- 
sprengel der vierten Classe ermittelten Beträge zu summieren; diese Summe 
bildet auch schon das künftige Gesellschaftscontingent der ersten Classe. 
Für die zweite, dritte und vierte Classe hingegen wird noch ein Nachlass 
gewährt, der auf die nachstehende Art zu berechnen ist: 


Es sind aus den auf Seite 341 dargestellten Gründen zunächst für 
die zweite Classe 14, für die dritte Classe 21 und für die vierte Classe 
28 Proc. der letztjährigen Steuerschuldigkeit ihrer Angehörigen innerhalb 
des Bezirkes zu berechnen. Diese Beträge werden sodann in eine Summe 
zusammengezogen und um jenen Betrag gemindert, welcher im Sinne des 
zweitvorstehenden Absatzes aus Anlass der an Steuerträger desselben Bezirkes 
ertheilten Steuerbefreiungen bereits in Abrechnung gebracht wurde. Durch 
diese Bestimmung wird also die den Steuergesellschaften im Sinne des eben 
citierten Absatzes gewährte vollständige Abrechnung der Steuerbefreiungen 
von ihren Contingenten bis zu einem gewissen Grade wieder rückgängig 
gemacht, indem diese Steuerbefreiungen von den ihnen hier zugedachten 
weiteren Procentual-Nachlässen in Abzug gebracht werden. Doch geschieht 
dies nicht der einzelnen Steuergesellschaft gegenüber, welche sie gewährt 
hat, vielmehr participieren hieran die Steuergesellschaften zweiter, dritter 
und vierter Classe innerhalb desselben Veranlagungsbezirkes zweiter Classe 
vereint. Hiedurch wird eine grössere Ausgleichung der durch die Befreiungen 
herbeigeführten Minderungen der Nachlässe, — und infoferne zweifellos die 
Befreiungen nach $ 5 in der vierten Classe weitaus am grössten sein werden, 
eine weitere Begünstigung der vierten Classe bezweckt. Zugleich dient 
diese Massregel dazu, die andernfalls zu befürchtende Engherzigkeit in der 


in dieser ihrer Eigenschaft überhaupt in keine Steuergesellschaft eingereiht werden, 
Ebenso wird auch bei ihrer etwa wegen Betriebes eines anderen Gewerbes erforderlichen 
Einreihung auf die vom empfangenen Pachtzinse gezahlte Steuer keine Rücksicht genommen. 
Aus diesen Gründen ist die Steuer vom Pachtzinse auch nicht dem Contingente de 
Steuergesellschaft, in welche der Verpächter wegen seines Gewerbebetriebes eingereiht 
wurde, sondern nur jenem der Steuergesellschaft, in welcher der Pächter eingereiht 
wurde, zuzurechnen, — welche Steuergesellschaften durchaus nicht immer identisch 
sein werden. 
Zeitschrift für Volkswirtschaft, Socialpolitik und Verwaltung. VI. Baad, 8. Heft. 28 
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Ertheilung derartiger Steuerbefreiungen zu beheben, ohne doch das Gefühl 
der Verantwortung für die Gewährung von Steuerbefreiungen allzustark abzu- . 
schwächen. 

Der hienach erübrigende Rest jener Summe wird zur Verminderung 
der in dem mehrcitierten Absatze bezeichneten Steuervorschreibungen der 
Angehörigen der Steuergesellschaft, und zwar in dem Maasse verwendet, 
dass von der Steuervorschreibung der Steuergesellschaft vierter Classe 
immer ein doppelt so hoher und von der Steuervorschreibung der Steuer- 
gesellschaft dritter Classe immer ein einundeinhalbmal so hoher Procentsatz 
in Abschlag gebracht wird, als von jener der Steuerpflichtigen zweiter Classe. 

Hierauf sind schliesslich noch die dieser Art für die Angehörigen 
der zweiten und dritten Classe in den Territorialsprengeln der vierten Classe 
ermittelten Beträge zusammenzurechnen. Die Schlussziffern ergeben das 
Gesellschaftscontingent der zweiten, dritten und vierten Classe. 

Dass sich diese in Worten nur umständlich auszudrückende Rechnungs- 
operation ziffermästig wesentlich einfacher darstellt, möge aus dem in der 
Anmerkung!) abgedruckten ziffermässigen Beispiele ersehen werden. 


1) Sowohl der Ausschussbericht (S. 141) als die Vollzugsvorschrift (Beilage S) 
erläutern die Contingentberechnung an einem ziffermässigen Beispiel; das Beispiel der - 
Vollzugsvorschrift ist durch die Berücksichtigung des Umstandes, dass die Veranlagungs- 
bezirke der 3. und 4. Classe territorial nicht zusammenfallen, erheblich erweitert worden 
und daher für unsere Zwecke zu weitliufig; wir bringen deshalb das Exempel des Aus- 
schussberichtes in einer zum Zwecke der Verdeutlichung nur unwesentlich veränderten 
Form — vgl. meine Gesetzesausgabe bei Manz, 1896, S. 69 ff.: 

„Ein Handelskammerbezirk umfasse zwei Veranlagungsbezirke niedrigster Classe 
A und B, welche zugleich Veranlagungsbezirke der IV. und der III. Classe seien. Die 
im Sinne des Absatzes 2 des $ 48 ermittelte bisherige Erwerb- und Einkommensteuer- 
schuldigkeit der sämmtlichen Steuergesellschaften des Handelskammerbezirkes (nach 
Zurechnung der halben Steuer verpachteten Gewerbe) betrage bei: 


der Steuergesellschaft 
IV. Classe in A... 15000, in B .. . 25000 f. 


Il. „ , A... 80000, , B... 20000, 
U ee ehh oe coo, aa na ss ce, So ee ee. ee eo 30000 Al. 
und zwar in A... 15000f1, in B ... 150004. 
TC lessee. 2 2 2 San Se ee ota 35000 „ (Bezüglich 


der ersten Classe ist die Unterscheidung nach territorialen Bezirken der IV. Classe 
nicht unbedingt erforderlich.) 

Erwerbsteuerbefreiungen im Sinne des Absatzes 3 des $ 48 kommen nur bei den 
Steuergesellschaften IV. Classe vor, und zwar: 


im Veranlagungsbezirke A... 2.2. 2 2 2 2000. 1000 fi. 
A 5 Dooe er ee ar 000 „ 
Die im Sinne des Absatzes 3 berichtigten Quoten betragen daher: 
IV. Classe in A . . . 14000 f, inB .. . 23000 A. 
IHM. „ , A... 80000, „DB... 20000, 
DI. ee gta Oe be Yee A ae ae Ee pe Sm ve 30000 fi. 
Ve Se ee. A. ea e a ee eS Se es 35000 „ 


Im Sinne des Absatzes 4 ist die Summe von 35000 fl. zugleich das Gesellschafts- 
contingent der I. Classe. 

Die weitere Berechnung der Nachlässe im Sinne des Absatzes 5 und der folgenden 
erfolgt in nachstehender Weise: 
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Die durch vorstehende Operation ermittelte Summe bildet aber noch 
nicht das definitive, sondern erst das provisorisch ermittelte Gesellschafts- 
contingent; die definitive Festsetzung desselben erfolgt erst durch die Con- 
tingentcommission. 

Die Contingentcommission ist ein mit allen Garantien der 
volisten Unabhangigkeit ausgestattetes Centralorgan, welches unter Vorsitz 
des Finanzministers oder seines Stellvertreters in Wien tagt. Nach der 
Regierungsvorlage hätte dasselbe aus 9 Mitgliedern zu bestehen gehabt, von 
welchen 3 vom Herrenhause, 3 vom Abgeordnetenhause, — in beiden Fällen 
jedoch nicht aus den Mitgliedern dieser Häuser — gewählt und 3 vom 
Finanzminister ernannt werden sollten. Der Ausschuss erhöhte die Zahl der 
Mitglieder auf 16, übertrug das Wahlrecht der Hälfte derselben an die 
Erwerbsteuer-Landescommissionen, concedierte hingegen die Ernennung der 
restlichen Hälfte dieser Mitglieder dem Finanzminister. Das Plenum des 
Abgeordnetenhauses vermehrte die Zahl der Mitglieder neuerlich auf 26 
(ausser dem Vorsitzenden), um auf diese Art möglichst jedem Kronlande 
einen eigenen Vertreter in der Commission zu gewähren, — was auch inso- 


Es sind zu berechnen: 
von der Steuerschuldigkeit der II. Classe für jeden Veranlagungsbezirk niedrigster Classe 


gesondert 
Veranlagungsbezirk A Veranlagungsbezirk B 


14 Proc. 15000 X -iy = 2100 4. 15000 X = 2100 f. 


III. Classe 21 „ 30000 X ae — 6300 f. 20000 X =m — 4200 fl. 


Iv. , 2 , 15000 X FO. = 4200 4. 25000 X = 7000 Al 





Zusammen . . . 12600 fi. 13300 fl. 
hievon ab die im Sinne des dritten Absatzes 
von den Gesellschaftscontingenten bereits abge- 
rechneten Befreiungen. . . . 2 2 2 22.02. 1000 fi. 2000 fi. 


verbleiben. . . . 11600 f. 11300 A. 


Diese Summen werden auf die Steuergesellschaften so aufgetheilt, dass auf die 
Gesellschaft der III. Classe ein eineinhalbmal so hoher und auf jene der IV. Classe ein 
doppelt so hoher Procentsatz entfällt, als auf jene der II. Classe. Die hiezu erforder- 
liche Rechnungsoperation ist eine Gesellschaftsrechnung folgender Art, z. B. für Ver- 
anlagungsbezirk A: 


Quote der II. Classe 15000 fl.; dieselbe ist einfach in Rechnung zu stellen, 
QADEr u. g va a ae Heise oe Wire Ar Ir er nek, hs, ee ek 15 Theile 
(scil. a 1000 fl.) 

Quote der III. Classe 30000 fl.; dieselbe ist ein und einhalbmal in Rechnung 





Zu: stellen, daher. „u... Gc ee. Bee ew ey A aR. ee ee 45 m 
Quote der IV. Classe 14000 fl.; dieselbe ist doppelt in Rechnung zu stellen, 
daher. u. ul a ee Ba ee aS ihe ay Yes. Secl se 28 „ 


zusammen. . 88 Theile; 
auf je einen der in vorstehender Art berechneten Theile der Vorschreibung kommt also 
der 88, Theil von der Nachlasssumme per 11600 fl. als Nachlass, 
und zwar für die II. Classe 15/88, für die III. Classe 45/88, für die IV. Classe 28/88; 
es ergibt sich daher: 


23* 
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ferne gelang, als nunmehr jedem Kronlande ohne Rücksicht auf seine Grösse 
je ein Vertreter zusteht, mit Ausnahme von Oberösterreich und Salzburg, 
dann Tirol und Vorarlberg, endlich Triest, Görz, Gradisca und Istrien, 
welche zusammen je einen Vertreter zu wählen haben. 

Dem so zusammengestellten Areopag steht die definitive Festsetzung 
der Gesellschaftscontingente zu. Er kann dies durch eine doppelte Function 
herbeiführen. Die erste, mehr mechanische Function besteht darin, die 
ziffermässige Uebereinstimmung zwischen der Summe der provisorisch er- 
mittelten Gesellschaftscontingente und der Erwerbsteuerhauptsumme herzu- 


Für die II. Classe: 15000 : 88000 = x : 11600 
15000 X 11600 __ 174000 





Ferguson ze teas 1977 fl. 27 kr. 
Für die III. Classe: 45000 : 88000 = x : 11600 

__ 45000 X 11600 _ ‚522000 = 
Für die IV. Classe: 28000 : 88000 = x : 11600 

28000 X 11600 324800 _ — 3690 f. 91 kr. 


*=— 8000 TBB 
Auf Grund der so durchgeführten Rechnung entfallen: 


Im Veranlagungsbezirk A auf die Quote der: 
ein Gesammtnachlass per oder in Proc. 


II. Classe per 15000 fi. 1977 fl. 27 kr. 13:18 

ll. , „ 90000 „ 5931, 82 „ 19:77 

Iv. , ., 14000, _ 8690, 91, _ 26:36 
11600 fl. — kr. 


Im Veranlagungsbezirk B auf die Quote der: 
ein Gesammtnachlass per oder in Proc. 


II. Classe per 15000 fi. 1862 fl. 64 kr. 12-42 

ll. , „ 20000 „ 3725 , 27, 18:63 

IV. „ „ 23000 „ 5712, 09, 24 84 
11300 fl. — kr. 


Im Sinne des neunten Absatzes sind nun noch die auf die Steuerpflichtigen 
II. Classe entfallenden Nachlässe in den beiden Veranlagungsbezirken niedrigster Ordnung 


zu summieren; dies ergibt: 
1977 fl. 27 kr. 


1862 „ 64 „ 
3839: 1 91 kr. 
oder 12:79 Procent von der Gesammtquote der Steuergesellschaft II. Classe per 
30000 fi. 
Die Gesellschaftscontingente berechnen sich daher schliesslich wie folgt: 


I. Classe 35000 fi. ' 
Ir. , 30000 „ — 3839 fl. 91 kr. — 26160 fl. 09 kr. 


E Veranlagungsbezirk A. 
III. Classe 30000 f. — 5931 fl. 82 kr. = 24068 fl. 18 kr. 
IV. „ 14000 ,„ — 3690, 91, = 10309 , 09 , 


» @ 6 8 


Veranlagung besik B. 
TIT. Classe 20000 fl. — 3725 fl. 27 kr. = 16274 fl. 73 kr. 
lv. , 23000, — 5712, 09 , = 17287 „ 91, 
Bei Nachrechnung wird man finden, dass die Procentverhältnisse der Nachlässe 
bei den einzelnen Quoten ganz genau dem Verhältnisse 2 : 1 !/, : 1 entsprechen.“ 
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stellen. Wie leicht begreiflich, wird die Summe der auf den thatsächlichen 
bisherigen Steuervorschreibungen beruhenden vorläufigen Gesellschafts- 
contingente mit der auf Grund von mehrfachen Suppositionen rechnungs- 
mässig ermittelten Erwerbsteuerhauptsumme nicht übereinstimmen. Die Aus- 
gleichung hat nun in der Weise zu geschehen, dass die Commission den 
Ueberschuss, beziehungsweise den Fehlbetrag auf sämmtliche. provisorisch 
ermittelte Gesellschaftscontingente auftheilt. Für letzteren Fall gibt das 
Gesetz der Commission die stricte Weisung, alle Contingente gleichmässig, 
d. h. offenbar um den gleichen Procentsatz zu erhöhen; für den ersteren 
Fall hingegen fehlt eine derartige stricte Weisung. Das Gesetz ermächtigt 
die Commission einerseits, den Ueberschuss zur Ermässigung der Contin- 
gente einzelner überbürdeter Steuergesellschaften zu verwenden, und war 
das Bestreben des Ausschusses auch stets darauf gerichtet, der Contingent- 
commission zu diesem Zwecke einen angemessenen Betrag zur Verfügung 
zu stellen; anderseits bestimmt das Gesetz nur, dass, wenn die Commission 
keine anderweitige Verfügung trifft, der Ueberschuss als Nachlass auf die 
Steuergesellschaften der zweiten, dritten und vierten Classe in der Art zu 
vertheilen ist, dass die Contingente der Steuergesellschaften zweiter Classe 
mit dem einfachen, jene der dritten Classe mit dem anderthalbfachen, endlich 
jene der vierten Classe mit dem doppelten Betrage der Auftheilung zugrunde 
gelegt werden. 

Das Fehlen einer stricten Weisung über die Vertheilung der Ueber- 
schüsse, welches wohl nur auf einen stilistischen Verstoss des Gesetzes 
zurückzuführen ist, muss als überraschend bezeichnet werden, da es sich 
hier um die Vertheilung oft sehr grosser Beträge handeln kann, welche 
zudem an gar keine qualificierte Majorität gebunden ist; theoretisch 
genommen, könnte daher z. B. der im ersten Jahr vorhandene sehr bedeu- 
tende Ueberschuss') zur Gänze den Steuergesellschaften erster Classe zu- 
gewendet werden. Mit Rücksicht darauf, beziehungsweise im Hinblicke auf 
die beträchtliche Höhe der zu Nachlässen verfügbaren Summe wurde auch 
schon mehrfach angeregt, im Wege einer Gesetzesnovelle eine Erhöhung 
der den Steuergesellschaften bei der Contingentberechnung zugestandenen 
Nachlassprocente zu verfügen. Es lassen sich für diese Maassregel allerdings 
gewisse Gründe anführen, doch dürfte eine zwingende Nothwendigkeit hiefür 
nicht bestehen, da die vorangedeutete Gefahr wohl nur in abstracto besteht 
und die Zusammensetzung der Contingentcommission hinlängliche Bürgschaft 
gegen ein derartiges, dem Geiste des Gesetzes widerstrebendes Vorgehen 
bietet.?) 

Neben dieser mehr mechanischen Function steht aber der Contingent- 
commission die viel einflussreichere und verantwortungsvollere Befugnis zu, 


1) Vgl. Aumerkung auf Seite 342. 

2) Die Vollzugsvorschrift Artikel 48, Zahl 4 interpretiert denn auch das Gesetz 
dahin, dass die Contingentcommission nur entweder Nachlässe an einzelne überbürdete 
Steuergesellschaften gewähren könne oder aber den Ueberschuss in der vorangedeuteten 
Weise procentuell vertheilen müsse. 
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auch Aenderungen in dem Verhältnisse der Auftheilung der Erwerbsteuer- 
hauptsumme zwischen den einzelnen Gesellschaftscontingenten eintreten zu 
lassen. Die Contingentcommission ist nämlich ermächtigt, für den Fall, dass 
eine sehr erhebliche Belastung der Angehörigen einer Steuergesellschaft 
unzweifelhaft dargethan ist, eine Ermässigung des Contingentes eintreten 
zu lassen. Das Gesetz hat die Beschränkung der Regierungsvorlage, dass 
derartige Ermässigungen ausser im Normalfalle nur einstimmig ertheilt 
werden können, fallen gelassen und verlangt keinerlei qualificierte Majorität 
für derartige Beschlüsse. Ebenso hat das Gesetz auch den von der 
Regierungsvorlage als Normalfall aufgestellten Grund derartiger Ermässi- 
gungen, — die Höhe der im Sinne der §§ 3 und 5 nachträglich erfolgten 
Ertheilung von Erwerbsteuerbefreiungen an Mitglieder der Steuergesellschaft 
— nicht übernommen und gestattet vielmehr ganz allgemein, wahrgenommene 
Ungleichmässigkeiten der Besteuerung durch Herabsetzung der Contingente 
zu beheben. Im Interesse der Ausgleichung unserer heutigen, gewiss in den 
einzelnen Bezirken recht ungleichmässigen Besteuerung wäre es sehr 
wünschenswert, dass die Contingentcommission von diesem ihren Rechte 
ausgiebigen Gebrauch machen würde, allein es ist zu befürchten, dass die 
Contingentcommission mangels ausreichender statistischer Nachweisungen 
und positiver Anhaltspunkte, wie nieht minder infolge der in dieser Be- 
ziehung widerstreitenden Interessen der Vertreter der einzelnen Länder 
durchgreifende Verbesserungen, wenigstens im ersten Jahre der Besteuerung 
nicht herbeiführen werde. Auch hier wird es erst Sache des Sicheinlebens des 
Gesetzes und der besseren Ausgestaltung der Erwerbsteuerstatistik sein, 
in den Folgejahren eine allmähliche Ausgleichung der Steuervorschreibungen 
anzubahnen. 


Die von der Contingentcommission gewährten Ermässigungen sind in 
erster Linie aus den früher erwähnten voraussichtlichen Ueberschüssen der 
provisorisch ermittelten Gesellschaftscontingente über die Erwerbsteuerhaupt- 
summe zu decken; die Commission kann aber auch dann Ermässigungen 
gewähren, wenn keine solchen Ueberschüsse vorhanden sein sollten. Sie 
wird sich in diesem Falle nur gegenwärtig halten müssen, dass jede ge- 
währte Ermässigung eine proportionelle Erhöhung sämmtlicher übriger 
Contingente bedingt, wozu das Gesetz die Commission ausdrücklich er- 
mächtigt. Hingegen vermied es das Gesetz mit Recht, der Commission die 
Befugnis zu geben, die Contingente einzelner Steuergellschaften zu erhöhen. 
Wenngleich bei der geschilderten Zusammensetzung der Commission sonst 
mögliche Missbräuche nicht zu befürchten wären, würden derartige indi- 
viduelle Erhöhungen dennoch stets den lebhaftesten Widerspruch und das 
Gefühl der Zurücksetzung bei den betroffenen Erwerbsteuerträgern her- 
vorrufen. 


XV. 


Wir haben vorstehend die Ermittlung der Gesellschaftscontingente im 
ersten Jahre der Wirksamkeit des Gesetzes besprochen; in den Folge- 
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jahren treten in dieser Materie mehrfache Aenderungen ein, welche aber der 
Natur der Sache nach insgesammt Vereinfachungen darstellen. Für die 
Ermittlung der Gesellschaftscontingente in den künftigen Veranlagungs- 
perioden bildet die Summe der Steuerbeträge, welche an einem vom Finanz- 
minister festzusetzenden Stichtage den nunmehrigen Mitgliedern dieser 
Steuergellschaften, einschliesslich der während der letzten Veranlagungs- 
periode bis zu dem Stichtage zugewachsenen, inzwischen von der Steuer- 
behörde besteuerten und nunmehr einzureihenden Erwerbsteuerpflichtigen 
an allgemeiner Erwerbsteuer vorgeschrieben sind, den Ausgangspunkt. 

Hiemit wird der Contingentierung der Erwerbsteuer die Gefahr der 
Petrificierung benommen und ihre Anpassung an die jeweiligen thatsäch- 
lichen Verhältnisse in einer wesentlich einfacheren Weise erreicht, als dies 
durch die Regierungsvorlage in Aussicht genommen war: Sind im Laufe der 
letzten Veranlagungsperiode grosse Unternehmungen weggefallen, so tritt von 
selbst eine Ermässigung des Gesellschaftscontingentes ein; sind derartige 
Unternehmungen zugewachsen, so ergibt sich die Erhöhung desselben gleich- 
falls von selbst. 

Eine Zurechnung der Steuer verpachteter Gewerbe hat selbstver- 
ständlich nunmehr, wo die Pachtzinse ja der Rentensteuer unterliegen, voll- 
kommen zu entfallen. Auch örtliche Verschiebungen der Steuervorschrei- 
bungen bei den einzelnen Steuerträgern kommen kaum mehr vor, ebenso ist, 
wie wir aus der Besprechung des § 12, Absatz 2 gesehen haben, möglichst 
dafür gesorgt, dass der Steuerpflichtige nicht schon wegen jeder gering- 
fügigen Ueber- und Unterschreitung der Grenzsätze für die einzelnen 
Steuerclassen aus seiner bisherigen Steuergesellschaft ausscheiden muss; 
daher werden die zu berücksichtigenden Veränderungen nicht allzu bedeutend 
sein. Da ferner die zukünftigen Steuerleistungen der einzelnen Steuergesell- 
schaften an jene der ersten Veranlagungsperiode anknüpfen und die vom 
Gesetzgeber beabsichtigte Differenzierung gegenüber den gegenwärtigen Steuer- 
leistungen der einzelnen Steuerclassen durch die Nachlassvertheilung der ersten 
Veranlagungsperiode schon vollständig herbeigeführt worden ist, hat eine 
Nachlassberechnung in Hinkunft nicht mehr stattzufinden. Bei der vorläufigen 
Contingentsermittlung kommen daher Nachlässe nur mehr insoferne vor, als 
jene Steuersätze, welche infolge der von der Steuergesellschaft bewilligten 
Steuerbefreiungen nach $ 5 im letzten Jahre der Veranlagungsperiode nicht 
zur Vorschreibung gelangten, bei der Feststellung ihrer Contingente ausser 
Betracht zu bleiben haben. (Vergleiche Vollzugsvorschrift, Artikel 46, Zahl 1, 
Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 21, Zahl 3, Absatz 4.) 

Das so provisorisch ermittelte Gesellschaftscontingent kann aber auch 
in den folgenden Veranlagungsperioden Aenderungen seitens der Contingent- 
commission unterliegen; denn diese hat auch in den Folgejahren die 
beiden früher dargestellten Functionen der Uebereinstimmung sämmtlicher 
Gesellschaftscontingente mit der Erwerbsteuerhauptsumme und der Aus- 
gleichung zwischen den Contingenten der einzelnen etwa unverhältnismässig 
belasteten Steuergesellschaften auszuüben. 
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Erstere Function wird sie in der Weise auszuüben haben, dass sie 
zunächst die Erwerbsteuerhauptsumme im Sinne des § 11 um 2:4 Proc. 
ihres letzten Betrages erhöht und hievon jene Erwerbsteuerbeträge, welche 
den in der letzten Veranlagungsperiode in Actiengesellschaften verwandelten 
Unternehmungen vorgeschrieben waren, in Abzug bringt. Die hieraus resul- 
tierende Summe ist mit den ausgewiesenen, provisorisch ermittelten Ge- 
sellschaftscontingenten zu vergleichen. Daraus ergibt sich, dass nicht die 
einzelnen Gesellschaftscontingente, sondern nur die Gesammtsumme der- 
selben dem durchschnittlichen Zuwachse unterworfen ist, wodurch dem 
Charakter des Zuwachsprocentes als Durchschnitt der erfahrungsgemäss im 
ganzen Reiche eintretenden Vermehrung der Steuerkraft Rechnung getragen, 
beziehungsweise vermieden wird, diese Durchschnittszahl für jede einzelne 
Gesellschaft als Norm aufzustellen. 

Der Ausgleich zwischen der Erwerbsteuerhauptsumme und der Summe 
der Gesellschaftscontingente hat in Hinkunft durch eine gleichmässige, pro- 
centuelle Erniedrigung oder Erhöhung sämmtlicher Gesellschaftscon- 
tingente zu erfolgen. Aus dem früher angeführten Grunde der bereits er- 
reichten Differenzierung findet eine weitere differenzielle Behandlung der ein- 
zelnen Steuerclassen, beziehungsweise der Ausschluss der Steuergesell- 
schaften erster Classe von einem Nachlasse nicht mehr statt. 

Die etwaige Ermässigung wegen Ueberlastung einzelner Steuergesell- 
schaften ist auf Grund der von den Erwerbsteuer-Landescommissionen dies- 
falls gestellten Anträge, sowie auf Grund der von der Contingentcommission 
gemachten Wahrnehmungen in erster Reihe aus den vorhandenen Ueber- 
schüssen über die Erwerbsteuerhauptsumme, in zweiter Reihe durch die 
procentuelle Erhöhung sämmtlicher Contingente zu bestreiten. Während 
jedoch in dieser Beziehung der Contingentcommission nunmehr nicht mehr 
volle Bewegungsfreiheit eingeräumt ist, und für Beschlüsse, durch welche 
das Gesellschaftscontingent um mehr als 20 Proc. seines ohne diesen 
Beschluss festgestellten Betrages hinauf- oder herabgesetzt werden sollte, 
eine Zweidrittelmajorität gefordert wird, räumt das Gesetz ihr in anderer 
Richtung grössere Bewegungsfreiheit ein, indem es ihr ausdrücklich auch 
die Emächtigung zur Erhöhung einzelner Gesellschaftscontingente zuspricht. 
Aus den früher angedeuteten Gründen wird die Commission von diesem 
ihren Rechte wohl nur in zwingenden Fällen Gebrauch machen. 


XVI. 


Trotz der Contingentierung der Erwerbsteuer wird dem Staatsschatze 
doch auch in Hinkunft nicht gerade der volle Betrag der Erwerbsteuer- 
hauptsumme zukommen, vielmehr werden sich Abweichungen von dieser 
Summe nach oben oder unten ergeben können. Aus zwingenden Gründen 
der Zweckmässigkeit wurde nämlich im Gesetz zur Vermeidung der andern- 
falls erforderlichen unzähligen Richtigstellungen in der Repartition der 
Contingente eine Reihe von Veränderungen, welche sich im Laufe der Ver- 
anlagungsperiode ergeben können, aus der Contingentgebarung ausge- 
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schieden und ausserhalb derselben auf unmittelbare Rechnung des Staats- 
schatzes gestellt. 

Hieher gehören einerseits die während einer Veranlagungsperiode ein- 
tretenden Erwerbsteuerlöschungen wegen Einstellung der erwerbsteuer- 
pflichtigen Betriebe und die Ausfälle wegen ausnahmsweise gewährter Er- 
mässigungen und Nachlässe, sowie die aus der Uneinbringlichkeit der 
Steuern sich ergebenden Ausfälle; anderseits die Zuwächse an Erwerbsteuer, 
welche sich durch Neuentstehen von erwerbsteuerpflichtigen Betrieben innerhalb 
einer Veranlagungsperiode ergeben, sowie die Erwerbsteuer von Wander- 
gewerben, welche wegen ihres nicht stabilen Charakters einer Einreihung in 
die stabilen Steuergesellschaften unzugänglich sind. 

Nach dem Gesetze beginnt die Steuerpflicht für den Betrieb einer 
Unternehmung mit dem Beginne des Kalendermonates, in welchem der 
steuerpflichtige Betrieb eröffnete wurde und endigt mit Ablauf des 
Kalendervierteljahres, in welchem die Einstellung des Betriebes erfolgt. Die 
Einreihung in die Steuergesellschaften hingegen geschieht für je eine Ver- 
anlagungsperiode (zwei Jahre), und ebenso berechnet sich das Gesellschafts- 
contingent nach jenen Steuerbeträgen, welche den Mitgliedern an dem vom 
Finanzminister zu bestimmenden Stichtage vorgeschrieben waren; alle Ver- 
änderungen, welche nach diesem Stichtage’) vor sich gehen, bleiben für den 
Stand der Steuergesellschaft während der Veranlagungsperiode, sowie für die 
Hohe des Gesellschaftscontingentes ausser Betracht. Dementsprechend werden 
auch alle hierauf bezüglichen Amtshandlungen nicht von der Erwerbsteuer- 
commission, sondern von der Steuerbehörde vorgenommen. Es obliegt der 
Steuerbehörde sohin insbesondere, für jene Unternehmungen, welche nach 
dem Stichtage entstehen, die Steuerbemessung nach jenen Grundsätzen 
vorzunehmen, welche für die Commissionen vorgezeichnet sind. Sie hat 
daher die mittlere Ertragsfähigkeit zu ermitteln und den derselben ent- 
sprechenden Steuersatz vorzuschreiben. Nach der Höhe dieses Steuersatzes 
bestimmt die Steuerbehörde, in welche Steuergesellschaft der betreffende 
Steuerpflichtige einzureihen wäre, und hat hienach auf den Steuersatz des 
Steuerpflichtigen den für diese Steuergesellschaft ermittelten Repartitions- 
Zu- oder Abschlag anzuwenden. 

Letztere Bestimmung dient der Erleichterung der künftigen Einreihung 
in die Steuergesellschaften und der Contingentberechnung. In der nächsten 
Veranlagungsperiode ist nämlich der Steuerpflichtige in jene Steuergesellschaft, 
zu welcher er nach der Höhe seiner letzten Steuerleistung gehört, einzu- 
reihen; ebenso ist die von ihm im Vorjahre entrichtete Steuer dem bisherigen 
Contingente dieser Gesellschaft zuzurechnen. 

Umgekehrt ist im Falle der Zurücklegung eines Gewerbes zwar die 
Erwerbsteuer zu löschen und vom Steuerpflichtigen nicht mehr einzuzahlen, 


1) Als dieser Stichtag wurde mit dem — nichtpublicierten — Finanzministerial- 
erlasse vom 11. Mai 1897, Z. 23.744, der 1. Juni 1897 bestimmt. 

Vgl. übrigens in dieser Beziehung auch die im Reichsgesetzblatte erschienene zweite 
Nachtragsverordnung zur Vollzugsvorschrift. 
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hingegen ist der Steuerpflichtige formell bis zum Ablaufe der Veranlagungs- 
periode in der Steuergesellschaft zu belassen und der ihm vorgeschriebene 
Steuersatz daher auch bei der Repartition des Gesellschaftscontingentes in 
Rechnung zu stellen. Der unter Anwendung des Repartitions-Zu- oder Ab- 
schlages entfallende Steuerbetrag ist jedoch nicht zur Einhebung zu bringen; 
daher vermindert sich das dem Staate von der betreffenden Steuergesellschaft 
zukommende Contingent um diesen Betrag. Erst nach Ablauf der Veranlagungs- 
periode ist der betreffende Steuerpflichtige auch formell aus der Steuer- 
gesellschaft auszureihen und die ihm bisher unter Berücksichtigung des 
Repartitions-Zu- oder Abschlages zugewiesene Steuer vom Gesellschafts- 
contingente abzurechnen, beziehungsweise ist dieser Betrag bei der neuen 
Contingents-Berechnung nicht mehr in Betracht zu ziehen. 

Wie Vergrösserungen des Betriebsumfanges während der Veranlagungs- 
periode keine Erhöhung des Steuersatzes nach sich ziehen, geben auch 
Verminderungen des Betriebsumfanges keinen Anspruch auf Steuerherabsetzung. 
Zwingende Billigkeitsgründe drängen jedoch auch hier zu der Inconsequenz, 
zu gestatten, dass ausnahmsweise bei wesentlichen Betriebsstörungen eine 
Ermässigung der Steuer durch die Finanzlandesbehörde bewilligt werde. 
Auch dieser Ausfall fällt dem Staatsschatze zur Last, ebehso wie die Aus- 
fälle, welche sich durch Uneinbringlichkeit der Steuer ergeben. Erwägt 
man, dass die Zuwächse an Erwerbsteuer infolge Neueröffnung von Unter- 
nehmungen die Steuerabfälle infolge von Betriebseinstellungen nicht sehr 
erbeblich überschreiten, dieser geringe Ueberschuss aber voraussichtlich von 
den zu gewährenden Ermässigungen und Nachlässen vollkommen aufgezehrt 
werden dürfte, so ergibt sich, dass der Staat von den Erwerbsteuerträgern 
um den ganzen Betrag der uneinbringlichen Steuern weniger erhalten wird, 
als ihm in der Erwerbsteuerhauptsumme zugewiesen worden ist. 

Ausser den Zuwächsen von neu enstandenen Unternehmungen fliesst 
dem Staatsschatze auch noch die Steuer von Wandergewerben zu. Dies 
stellt jedoch keine Erhöhung der Staatseinnahmen über den gegenwärtigen 
Betrag der von den Erwerbsteuerpflichtigen gezahlten Steuern dar, weil die 
Steuer von Wandergewerben nach der ausdrücklichen Bestimmung des § 11 
bei der Berechnung der Erwerbsteuerhauptsumme ausser Betracht gelassen, 
diese daher schon um den betreffenden Betrag kleiner ermittelt worden ist. 

Die Gründe für die Ausschliessung der Wandergewerbe von der 
Contingentberechnung wurden schon früher angedeutet. Denselben wäre 
hier nur der aus der Art der Einhebung dieser Steuer abzuleitende weitere 
Gesichtspunkt beizufügen, dass diese Steuer aus zwingenden praktischen 
Gründen stets bei Beginn des Geschäftsbetriebes für die ganze Zeit des 
Geschäftsbetriebes, beziehungsweise für ein Jahr voraus zu entrichten ist, 
was nicht möglich wäre, wenn auch rücksichtlich dieser Steuer das Re- 
partitionsergebnis abgewartet, beziehungsweise der Repartitions-Zu- oder 
Abschlag angewendet werden müsste. 

Im Einzelnen ist über die Besteuerung der Wandergewerbe, unter 
welche insbesondere der Hausierhandel und die anderen im Umherziehen 
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von Ort zu Ort betriebenen Gewerbe und Beschäftigungen, sodann die auf 
Grund besonderer Lizenzen erfolgenden Schaustellungen, musikalischen 
Aufführungen etc., endlich die fliegenden Ausverkäufe und Wanderlager 
eingereiht erscheinen, nur zu bemerken, dass das Gesetz der gegen diese 
Erwerbsgattungen herrschenden, wenig freundlichen Stimmung nur in 
mässigem Umfange Concessionen gemacht und im Allgemeinen die Grenzen 
der Billigkeit auch diesen Steuerpflichtigen gegenüber nicht überschritten hat. 
_ Als Besteuerungsgrundlage hat auch für diese Unternehmungen ihre 
mittlere Ertragsfähigkeit im Verhältnisse zu jener ähnlicher ständiger Gewerbe 
zu gelten, — eine Vorschrift, welche mangels entsprechender Vergleichsobjecte 
allerdings vielfach kaum wörtlich zu befolgen sein wird. Das Gesetz hat 
dies wohl selbst gefüblt und schreibt daher in § 78 vor, dass in jedem Falle 
für den Unternehmer selbst ein Betrag von 1 fl. 50 kr. bis 15 fi., für jeden 
Hilfsarbeiter ebenfalls 1 fl. 50 kr. bis 15 fl., für die Verwendung von 
Zug- oder Lastthieren (mit Ausnahme von Hunden) je 3 bis 32 fl. in 
Anschlag gebracht werden soll; diese Beträge können bis um die Hälfte 
erhöht werden, wenn der Betrieb sich auf mehrere Länder erstreckt. 
Wir finden also am Schlusse dieses Hauptstückes einen auch formell 
ganz unverhüllten Anklang an den so sehr verpönten, meritorisch aber, wie 
wir gesehen haben, fast voll recipierten Erwerbsteuertarif! 


XVII. 


D. Die Erwerbsteuer von den der öffentlichen Rechnungslegung 
unterworfenen Unternehmungen. 


Nach wesentlich anderen Gesichtspunkten als die allgemeine Erwerb- 
steuer ist die das zweite Hauptstück des Gesetzes bildende „Erwerbsteuer der 
der öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen Unternehmungen“ geregelt. 
Wiewohl das Gesetz diese beiden Steuern wiederholt unter dem Namen 
„Erwerbsteuer“ zusammenfasst und hiemit die im Zuge der Verhandlungen 
mehrfach ausgesprochene Absicht verbindet, diese beiden Steuern als 
Arten ein- und derselben Steuergattung zu kennzeichnen — was für die 
Frage der Umlagenerhebung von Bedeutung werden kann — wird es doch 
schwer fallen, einen anderen gemeinsamen Zug zwischen denselben zu 
entdecken, als den, dass eben beide Steuern den Ertrag aus Handel und 
Gewerbe und ähnlichen Erwerbsunternehmungen als solchen zu treffen 
bestimmt sind: In der Durchführung dieses Gedankens weicht die Erwerb- 
steuer nach dem II. Hauptstücke von der allgemeinen Erwerbsteuer in den 
wichtigsten Punkten ab, — sie ist nicht contingentiert, wird nicht von 
Steuercommissionen veranlagt und wird auch nicht nach der mittleren 
Ertragsfähigkeit, sondern nach dem im Vorjahre thatsächlich erzielten Ertrage 
erhoben. 

Die Gründe dieser Verschiedenheit sind theils historischer, theils 
steuerrechtlicher Natur, — sie beruhen ebensosehr auf der bisherigen 
Uebung der Steuerbehörden, als auf der künftigen Behandlung dieser Steuer- 
subjecte in Bezug auf die Personaleinkommensteuer. 
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Die bisherige Uebung hatte sich ohne eigentliche gesetzliche Grundlage 
herangebildet, — es gab, wenn wir von dem nur fir einen kleinen Kreis 
von Genossenschaften wirksamen Gesetze vom 27. December 1880, R.-G.-B. 
Nr. 151 absehen, für die der öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen 
Unternehmungen keine speciellen gesetzlichen Normen, ja es fehlte — und 
es fehlt merkwirdigerweise auch nach dem neuen Gesetze — sogar jede 
nähere Umschreibung des Begriffes der „der öffentlichen Rechnungslegung 
unterworfenen Unternehmungen“. Dass sich dessenungeachtet die Besteuerung 
dieser Unternehmungen zu einem ganz abgesonderten, in allen Ausweisen 
speciell angeführten und durch eine eigene Censursbehörde beim Finanz- 
ministerium überprüften Geschäftszweige der Steuerveranlagung heranbilden 
konnte, lag vielmehr bisher lediglich darin, dass die diesen Unternehmungen 
zumeist obliegende Verpflichtung zur Publicierung ihrer Bilanzen und 
Rechnungen den Steuerbehörden die Möglichkeit bot, bezüglich jeder 
einzelnen Einnahme- und Ausgabepost die bestehenden gesetzlichen Vor- 
schriften thatsächlich zur Anwendung zu bringen, während sie sich bei den 
anderen Unternehmungen, welche zur Vorlage ihrer Bilanzen und Conti 
nicht gezwungen werden konnten, damit begnügen mussten, eine vage 
Schätzung des Ertrages vorzunehmen. | 

Dass die Steuerreformvorlage nicht darauf verzichten wollte, den 
längsteingewurzelten steuerrechtlichen Unterschied zwischen den privaten 
und den zur Öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten Unternehmungen 
fallen zu lassen und vielmehr daran gieng, denselben in gesetzliche Formen 
zu kleiden, ist einerseits wegen der grossen financiellen Bedeutung, welche 
die Besteuerung dieser Unternehmungen in Oesterreich erlangt hat!), andrer- 
seits wegen der minderen Eignung dieser Unternehmungen zur Einreihung 
unter die projectierte Form der allgemeinen Erwerbsteuer leicht begreiflich; 
diesen beiden Gesichtpunkten konnte umso leichter Rechnung getragen 
werden, als gerade jene Momente, welche für die gründliche Umgestaltung 
der bisherigen Erwerb- und Einkommensteuervorschriften sprachen, bei den 
hier in Rede stehenden Unternehmungen nicht in Betracht zu ziehen waren. 


Es durfte hier nicht ausseracht gelassen werden, dass das Kriterium 
der „mittleren Ertragsfahigkeit* bei der colossalen Ausdehnung mancher 
moderner Grossbetriebe vielfach ganz versagt oder doch nur eine sehr unzu- 
verlässige Richtschnur der Einschätzung gegeben hätte; auch ist klar, dass 
es schon an sich durchaus unzweckmässig gewesen wäre, die Besteuerung 
auf das unbestimmte Moment der mittleren Ertragsfähigkeit aufzubauen, 
wenn Mittel und Wege vorhanden sind, in zuverlässigster Weise den that- 
sächlich erzielten Ertrag zu erheben. Der ziffermässigen Ermittlung dieses 
Ertrages stehen nun aber hier in der That keinerlei Bedenken entgegen: 
Einerseits ist der Regierung durch das staatliche Aufsichtsrecht über diese 
Unternehmungen die volle Möglichkeit gewährt, die Richtigkeit der Ertrags- 
nachweisungen zu prüfen; andererseits haben diese Nachweisungen hier aber 


1) Die Steuerleistung dieser Unternehmungen betrug im Jahre 1895 fl. 18,874.958. 
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auch nur der Bemessung der Erwerbsteuer nach dem II. Hauptstiicke zu 
dienen und bilden — im Gegensatze zu jenen der privaten Unternehmungen 
— nicht gleichzeitig auch das Substrat fir die Ermittlung der Personal- 
einkommensteuer: Die der öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen 
Unternehmungen sind ja ausnahmslos juristische Personen und als solche 
der Personaleinkommensteuer nicht unterworfen, es kann daher die Ermittlung 
der Besteuerungsgrundlage für die Erwerbsteuer keinerlei Einfluss auf die 
Personaleinkommensteuerveranlagung ausfiben; damit kommt aber der bei 
der allgemeinen. Erwerbsteuer in erster Linie angeführte Einwand gegen die 
ziffermässige Ermittlung des Ertrages in Wegfall. 

Es möge gestattet sein, in diesem Zusammenhange darauf hinzuweisen, 
dass die Nichteinbeziehung der juristischen Personen und speciell der hier 
iu Betracht kommenden Unternehmungen in die Personaleinkommensteuer 
keineswegs eine Bevorzugung gegenüber den privaten Unternehmungen 
bedeutet und vielmehr sowohl vom theoretischen wie praktischen Gesichts- 
punkte aus durchaus gerechtfertigt erscheint. . 

Wir haben oben wiederholt darauf. hingewiesen, dass die Personal- 
einkommensteuer nicht die Aufgabe hat, die aus einer bestimmten Ertrags- 
quelle erzielten Ueberschüsse zu erfassen, vielmehr diese Ueberschüsse 
in ihren weiteren Schicksalen innerhalb des Gütervertheilungsprocesses 
verfolgen und erst bei jenen Personen besteuern. soll, bei welchen sie sich 
zum wirtschaftlichen Einkommen derselben gestalten. Bei diesen Personen 
aber hat sie sodann unter Berücksichtigung der individuellen Verhältnisse 
derselben alles Einkommen ohne Rücksicht auf seine Provenienz zu erfassen. 
Es mag dahin gestellt bleiben, ob bei juristischen Personen überhaupt von 
einem Einkommen im technischen Sinne des Wortes gesprochen werden 
kann, da ja juristische Personen im Gütervertheilungs- und Güterconsumptions- 
processe als wirtschaftsführende Subjecte nicht in Betracht kommen. Zweifellos 
ist, dass bei juristischen. Personen von einer grösseren oder geringeren 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit in diesem Sinne nicht die Rede sein 
kann, weshalb auch die aus diesem Gesichtspunkte abgeleiteten Normen der 
Personaleinkommensteuer — die Progression und die Berücksichtigung der 
persönlichen Verhältnisse der wirtschaftsführenden Personen — bei juristischen 
Personen naturgemäss ausser Anwendung bleiben sollen. Andrerseits ergibt 
sich aus der Besteuerung des Gesammteinkommens der steuerpflichtigen 
physischen Personen, dass der diesen Personen zufliessende Theil aus dem 
Ertrage derartiger Unternehmungen bei. diesen letzteren der Personal- 
einkommensteuer ganz ebenso unterzogen wird, wie der einem Privat- 
unternehmer, Commanditisten. Gesellschafter etc. zufliessende Theil des 
Ertrages einer der allgemeinen Erwerbsteuer unterzogenen Unternehmung: 
Auch der Ertrag der der öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen Unter- 
nehmungen unterliegt also neben der Ertragsbesteuerung auch der Personal- 
einkommensteuer, die Befreiung dieser Unternehmungen von der Personal- 
einkommensteuer involviert- daher keine günstigere Behandlung der Actionäre 
gegenüber den Besitzern privater Unternehmungen, beugt aber einer anderenfalls. 
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schwer zu verbindernden dreifachen Besteuerung ein und desselben Ein- 
kommens vor. 

Um übrigens die letzten Zweifel darüber zu beseitigen, dass das neue 
Gesetz irgend eine Begünstigung der Actiengesellschaften beabsichtigt, sei 
schon an dieser Stelle hervorgehoben, dass das Gesetz dem oft hervor- 
gehobenen und gewiss auch zumeist zutreffenden Umstande, dass die der 
öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen Unternehmungen gegenüber den 
mit weit geringeren Mitteln arbeitenden privaten Erwerbsunternehmungen 
eine grössere Ertragsfähigkeit aufweisen, dadurch Rechnung trägt, dass die 
Erwerbsteuer nach dem II. Hauptstücke in einem erheblich grösseren Aus- 
maasse festgesetzt ist, als die allgemeine Erwerbsteuer. Während nämlich 
nach den von der Regierung vorgelegten Ausweisen (M. B. Seite 13) bisher 
eine Belastung der privaten Erwerbsteuerpflichtigen mit durchschnittlich nur 
31/, Proc. anzunehmen ist, wovon gegenwärtig noch ein 22°5proc. Nach- 
lass gewährt wurde, ist der Steuerfuss für die der öffentlichen Rechnungs- 
legung unterworfenen Unternehmungen in der Mehrzahl der Fälle mit 
10'/, Proc. — obne Nachlässe — festgesetzt. 


XVIII. 


Wenn wir uns nunmehr dem eigentlichen Inhalte der Erwerbsteuer 
nach dem II. Hauptstücke zuwenden, erwächst uns zunächst die Pflicht, 
den Kreis der unter diese Steuer fallenden Unternehmungen etwas näher zu 
umschreiben, zumal sich sowohl die Regierungsvorlage, als auch der schliess- 
liche Gesetzestext damit begnügte, nur die Hauptarten derselben exemplificativ 
aufzuzählen, wie folgt: 1. Alle Unternehmungen der Actiengesellschaften 
und Commanditgesellschaften auf Actien, 2. alle Unternehmungen der 
Gewerkschaften, 3. die Versicherungsunternehmungen mit Ausnahme der 
wechselseitigen Versicherungsanstalten, 4. öffentliche Creditinstitute, 5. Staats- 
eisenbabnen, 6. die Unternehmungen der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften, sofern sie ihren Geschäftsbetrieb nicht aufihre Mitglieder beschränken, 
7. die Genossenschaften, welche sich auf den Verkehr mit ihren Mitgliedern 
beschränken, 8. Sparcassen, 9. wechselseitige Versicherungsanstalten, 10. die 
aus Contributions- und Steuergeldfonden entstandenen Vorschusscassen und 
11. die Gemeindevorschusscassen. 

Die Schwierigkeiten der Definition ergeben sich zunächst daraus, dass 
der Begriff der Unternehmung im Gesetze gleichzeitig in subjectivem und 
objectivem Sinne verwendet wird. Das Rechtssubject ist eine juristische 
Person, „eine der Öffentlichen Rechnungslegung unterworfene Unternehmung‘, 
und diese juristische Person ist zumeist nur dann nach dem II. Hauptstücke 
steuerpflichtig, wenn sie eine „Unternehmung“ betreibt! 

Der öffentlichen Rechnungslegung unterworfen ist nun jenes Rechts- 
subject, welches gesetzlich oder statutarisch verpflichtet ist, in einer der 
Oeffentlichkeit zugänglichen Weise periodisch Rechnung zu legen, sei es, 
dass diese Rechnung der Vollversammlung der Theilnehmer der Unter- 
nehmung oder in einer öffentlichen Versammlung vorgelegt, sei es, dass 
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diese Rechnung einem öffentlich-rechtlichen Aufsichtsorgane zur Ueberprüfung 
unterbreitet werden muss. Aus dieser, im Wesentlichen der Vollzugs- 
vorschrift entnommenen Begriffsumschreibung ergibt sich, dass auch die 
öffentlich-rechtlichen Corporationen, wie der Staat, die Länder oder Gemeinden, 
sofern sie Unternehmungen betreiben und nicht ausdrücklich der Steuer- 
freiheit theilhaftig erklärt sind, nach dem II. Hauptstücke zu besteuern sind, 
weil die Rechnungen über diese Unternehmungen veröffentlicht, beziehungs- 
weise in den Landtags- oder Gemeinderathssitzungen vorgelegt werden. Es 
entspricht dies auch der bisherigen Gepflogenheit, wonach die meisten dieser 
Unternehmungen in der Kategurie ‘der der Öffentlichen Rechnungslegung 
unterworfenen Unternehmungen ausgewiesen wurden. Selbstverständlich 
erstreckt sich diese Besteuerung aber nur auf den Reinertrag der von 
diesen Corporationen betriebenen Unternehmungen, nicht auch auf ihre 
anderweitig erzielten, vielfach ja aus Öffentlich-rechtlichen Abgaben fliessenden 
Einnahmen. 


Mit derselben Beschränkung unterliegen auch Stiftungen der Besteuerung 
nach dem II. Hauptstücke. Hingegen unterliegen alle anderen der öffentlichen 
Rechnungslegung unterworfenen Unternehmungen, nämlich Actiengesell- 
schaften, Genossenschaften und Sparcassen hinsichtlich ihres Gesammt- 
einkommens, gleichgiltig ob dasselbe aus der von diesen Rechtssubjecten 
betriebenen Unternehmung oder aus sonstigen Capitalsanlagen herrührt, der 
Besteuerung nach dem II. Hauptstücke. (Vollzugsvorschrift Artikel I. Zahl 6.) 
Die nähere Begründung dieser aus § 92 abgeleiteten Bestimmung würde 
hier zu weit führen. 


Was als „Unternehmung“ im objectiven Sinne zu betrachten sei, ist 
im Gesetze gleichfalls nicht ausgesprochen. Nach Analogie der für die 
allgemeine Erwerbsteuer gegebenen Definition wird es sich um den Betrieb 
einer Erwerbsunternehmung oder einer auf Gewinn gerichteten Beschäftigung 
handeln müssen. Es ergibt sich aber schon aus den im Gesetze selbst ange- 
führten Beispielen, dass eine ausdrückliche oder in erster Linie auf Gewinn 
gerichtete Absicht nicht gefordert ist, da z. B. sowohl Sparcassen als 
Genossenschaften in erster Linie die Förderung anderer Zwecke als die 
Erzielung von Gewinn anstreben, den demungeachtet erzielten Gewinn aber 
doch versteuern müssen. 


Allerdings wird aber gefordert werden müssen, dass ein Geschäftsbetrieb 
mit einer derartigen Organisation stattfinde, dass sich aus demselben ein 
Gewinn ergeben kann; daher werden Vereine, welche ilıre Auslagen nur aus 
den Jahresbeiträgen ihrer Mitglieder bestreiten, oder Wohlthätigkeitsanstalten, 
welche zwar entgeltlich, aber in einer jede Gewinnabsicht ausschliessenden 
Weise Rechtsgeschäfte abschliessen, z. B. Reconvalescentenhäuser, mangels 
einer Unternehmung ungeachtet ihrer Verpflichtung zur öffentlichen Rechnungs- 
legung steuerfrei sein. Dasselbe gilt von sogenannten Verwaltungsanstalten, 
welche öffentlich-rechtliche Corporationen in Erfüllung der ihnen obliegenden 
Fürsorge zur Förderung des Gemeinwohles errichtet haben. 
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Nach dem Gesagten wird es vielleicht nicht selten zweifelhaft sein, 
ob nach dem Wortlaute des Gesetzes nicht etwa schon die Steuerpflicht 
einzutreten habe, wiewohl die von den betreffenden Rechtssubjecten verfolgten 
woblthätigen oder gemeinnützigen Zwecke die steuerfreie Behandlung gerecht- 
fertigt erscheinen lassen. In diesem Falle wird dem Finanzministerium die 
Befugnis zugesprochen werden können, auf Grund des § 4 des Gesetzes 
die Steuerfreiheit zuzugestehen. $ 4 des Gesetzes steht allerdings im I. 
Hauptstücke, dessen Bestimmungen keineswegs ohneweiters auch auf das 
Il. Hauptstück angewendet werden dürfen; allein § 4 spricht ganz allgemein 
von der Steuerbefreiung für solche von juristischen oder physischen Personen 
geführte Unternehmungen, welche auf die Förderung öffentlicher wohlthätiger 
oder gemeinnütziger Zwecke gerichtet sind, daher bezüglich dieser Bestimmung 
wohl eine Ausnahme von obiger Regel zulässig erscheinen dürfte. Die Be- 
stimmung des § 84 lit. b, welche dem Finanzminister das Recht einräumt, 
Vereinigungen zur Versicherung von Krankengeldern etc. unter Umständen 
die Steuerbefreiung zu ertheilen, beweist, dass die im § 4 ausgesprochene 
Tendenz dem II. Hauptstücke nicht fremd ist. Zugunsten obiger Interpretation 
spricht aber wohl auch noch der Umstand, dass z. B. auch die Bestimmung 
des $ 3 Z. 1, nach welcher Unternehmungen, welche der Staat auf Grund 
staatlicher Hoheitsrechte oder für Zwecke der Öffentlichen Verwaltung 
betreibt, steuerfrei sind, ganz zweifellos auch für das lI. Hauptstück Geltung 
haben muss, weil derartige Unternehmungen nach dem früher Bemerkten 
principiell unter die Besteuerung nach dem lI. Hauptstücke fallen würden, 
im II. Hauptstücke eine analoge Bestimmung nicht vorgesehen ist, dennoch 
aber die Besteuerung derartiger Unternehmungen, wie sich aus den Ver- 
handlungen des Abgeordnetenhauses ergibt'), gewiss nicht beabsichtigt 
wurde. Zugunsten dieser Auslegung spricht aber ganz insbesondere das 
Billigkeitsmoment und die Erwägung, dass diese Ermächtigung des Finanz- 
ministers schon deswegen als unbedenklich bezeichnet werden kann, weil 
das Gesetz die Gewährung derartiger Steuerbefreiungen an die Bedingung 
knüpft, dass diese Unternehmungen keinen oder einen wegen seiner verhältnis- 
mässigen Geringfügigkeit nicht in Betracht kommenden Ertrag abwerfen. 

Ergibt sich hingegen constant ein bedeutenderer Ertrag, so muss aller- 
dings die Steuerpflicht platzgreifen, gleichgiltig, welchen Zwecken derselbe 
zugewendet wird. Diese im Zuge der Verhandlungen leider vielfach ausseracht 
gelassene Consequenz liegt im Wesen der Ertragsteuer, welche den Ertrag zu 
erfassen hat, wo immer er sich ergibt ohne Beachtung der für seine Entstehung 
maassgebenden Motive und ohne Rücksicht auf die über seine Verwendung 
bestehende Absicht. In der That ist noch nie die Forderung erhoben worden, 
Grundstücke oder Häuser, welche im Besitze derartiger gemeinnütziger 
Unternehmungen sind, mit Rücksicht auf die Zweckbestimmung ihres Er- 
trägnisses von der Realsteuer zu befreien. Warum sollte der Ertrag einer 
Fabrik, welche ein wohlthätiges Institut, und das Ergebnis eines Geld- 
darlehensgeschäftes, welches eine Genossenschaft oder Sparcasse betreibt, 
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in Rücksicht auf die Erwerbsteuer anders behandelt werden? Diese Consequenz 
schliesst ja nicht aus, dass das Erträgnis aus anderen als steverpolitischen 
Gründen eine gewisse bevorzugte Behandlung erfährt, was denn auch schon 
in der Regierungsvorlage in mehrfacher Richtung vorgesehen worden war; 
allein diese vereinzelten Specialbestimmungen erfordern doch offenbar nicht, 
dass man deswegen auf die Statuierung allgemeiner Regeln über die Be- 
steuerung der der öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen Unternehmungen 
verzichte und für Genossenschaften, Sparcassen und ähnliche Anstalten ein 
Specialgesetz mache. Da die allgemeinen Grundsätze über die Ermittlung 
des Ertrages für alle diese Unternehmungen offenbar die gleichen sind, und 
die Specialbestimmungen leicht an passender Stelle des Gesetzes eingeschaltet 
werden können, wäre es durchaus unzweckmässig und unökonomisch gewesen, 
auf die vielfach begehrte Ausscheidung der mehrgenannten Unternehmungen 
aus dem II. Hauptstücke einzugehen. 

Wenngleich nun die Mehrheit sich schliesslich diesen Argumenten 
fügte, glaubte sie doch der Anschauung, dass Sparcassen, wechselseitige 
Versicherungsgesellschaften, Genossenschaften und ähnliche Institute in 
steuerrechtlicher Beziehung den speculativen Erwerbsunternehmungen nicht 
gleichgestellt werden dürfen, gleich im Einleitungsparagraphen Ausdruck 
geben zu müssen. Demnach verfügte der Ausschuss im Gegensatze zur 
Regierungsvorlage die Untertheilung der steuerpflichtigen Rechtssubjecte in 
I. Erwerbsunternehmungen und II. gemeinnützige Unternehmungen und Ver- 
einigungen der Selbsthilfe. Sub I wurden die vorhin unter 1—6, sub II 
die vorhin unter 7—11 angeführten Rechtssubjecte eingereiht. Diese Ein- 
theilung, welche den eben erwähnten ethischen und ästhetischen Rücksichten 
Rechnung zu tragen suchte, muss von allen anderen Gesichtspunkten aus 
als unzutreffend und unklar bezeichnet werden. Da sie jedoch für die that- 
sächliche Besteuerung keine unmittelbaren Consequenzen hat, kann hier 
darüber wohl mit der Bemerkung hinausgegangen werden, dass diese Ein- 
theilung eine gewisse orientierende Bedeutung insoferne besitzt, als die 
im Gesetze weiterhin vorgesehene günstigere Behandlung einzelner Unter- 
nehmungen in der Regel einem oder dem anderen der unter 7—11 
aufgezählten Rechtssubjecte zugute kommt. 

Der vorstehend umschriebene Kreis von Steuerpflichtigen erleidet 
mehrfache Durchbrechungen durch die im Gesetze ziemlich zahlreich vor- 
gesehenen subjectiven Steuerbefreiungen. In dieser Beziehung hält das 
Gesetz zunächst die auf Grund bisheriger Gesetze bereits erworbenen 
Steuerbefreiungen, unter welchen jene der Eisenbahnen die zahlreichsten 
sein dürften, im bisherigen Umfange aufrecht und dehnt dieselben 
auf Pensionsfonds und ähnliche auf dem Princip der Wechselseitigkeit 
beruhende Vereinigungen aus. Ferner gewährt das Gesetz Erwerbsteuer- 
freiheit auch den aus Contributions- und Steuergeldfonden entstandenen 
Vorschusscassen, welche ihren Geschäftsbetrieb nur auf die Verwertung 
ihrer eigenen Capitalien beschränken. Alle diese Vereine sind sodann 
bezüglich ihrer rentensteuerpflichtigen Bezüge der Rentensteuer nnter- 
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worfen: hingegen sind erwerb- und rentensteuerfrei die Raiffeisen’schen 
Cassen. 

Erwerbsteuerfrei zu behandeln sind dann auch gewisse landwirtschaftliche 
Genossenschaften, welche sich die gemeinschaftlicbe Beschaffung von land- 
wirtschaftlichen Productionserfordernissen zur Aufgabe stellen, ohne eine 
Vertheilung von Reinerträgnis vorzunehmen. Ferner sind erwerbsteuerfrei 
die Genossenschaften, welche die gemeinschaftliche Verarbeitung und Ver- 
wertung der selbstgewonnenen landwirtschaftlichen Erzeugnisse der Theil- 
nehmer besorgen, insolange ihre Thätigkeit eine derartige ist, dass sie von 
einem einzelnen Landwirte erwerbsteuerfrei ausgeführt werden könnte. 
Errichtet daher eine derartige Genossenschäft, z. B. eine Molkerei, eine 
Verschleisstätte an einem anderen Otre als am Sitze des land- und forst- 
wirtschaftlichen Betriebes, als welcher nach der Vollzugsvorschrift der Ort 
des grösseren Theiles der landwirschaftlichen Besitzungen der Theilnehmer 
zu betrachten ist, so wird sie nur von dem Mehrwerte, welchen die Molkerei- 
producte durch das Anbot an diesem Orte erlangen, die Erwerbsteuer nach 
dem II. Hauptstücke zu entrichten haben. Dies jedoch erst, wenn der 
hieraus erzielte Reinertrag mehr wie 300 fl. beträgt; denn das Gesetz 
gewährt ganz allgemein sowohl den aus Contributions- und Steuergeldfonden 
entstandenen Vorschusscassen, als auch jenen Genossenschaften, welche 
ihren Geschäftsbetrieb auf die eigenen Mitglieder beschränken, die Erwerb- 
steuerfreiheit, insolange der nach den Bestimmungen dieses Gesetzes erzielte 
Reinertrag 300 fl. nicht übersteigt. 

Diese zur Förderung des Genossenschaftswesens bestimmte Begünstigung 
war theilweise schon in dem früher erwähnten Gesetze vom 27. December 1880, 
R.-G.-Bl. Nr. 151 enthalten. Das neue Gesetz erweitert diese Bestimmung 
jedoch dadurch, dass es die in der Praxis aufgetauchten Zweifel über den 
Begriff der auf die eigenen Mitglieder beschränkten Geschäftsthätigkeit 
insgesammt zu Gunsten der Genossenschaften löst. In Durchführung dieses 
Gedankens hat die Vollzugsvorschrift im Wesentlichen den Standpunkt der 
preussischen Ausführungsanweisung eingenommen, nach welchem ein über 
den Kreis der Mitglieder hinausgehender Geschäftsbetrieb nicht schon dann 
anzunehmen ist, wenn die Genossenschaft mit Nichtmitgliedern überhaupt 
im Geschäftsverkehr tritt, sondern erst dann, wenn die Genossenschaft 
Nichtmitglieder an denjenigen Zwecken theilnehmen lässt, zu deren Erreichung 
sie gebildet wurde. Eine weitere wichtige Neuerung bildet die bedingte 
Einbeziehung der Productivgenossenschaften, welche gegenwärtig von allen 
Begünstigungen ausgeschlossen waren, in den Kreis der begünstigten 
Genossenschaften. Die Voraussetzung für diese Begünstigung ist entsprechend 
den 2 Hauptkategorien der Productivgenossenschaften eine alternative. Die 
Productivgenossenschaft muss sich entweder auf die Productivarbeit ihrer 
eigenen Mitglieder beschränken, in welchem Falle sie die zu verarbeitenden 
Stoffe von dritten Personen beziehen darf; — oder sie muss sich auf die 
Verarbeitung der Rohproducte ihrer eigenen Mitglieder beschränken, in 
welchem Falle sie im Productionsprocesse dritte Personen verwenden kann. 
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In beiden Fällen ist ausnahmsweise die Verwendung fremder Arbeiter. 
beziehungsweise fremder Rohproducte gestattet, worüber nähere Bestimmungen 
zu treffen der Vollzugsvorschrift überlassen war. Selbstverständlich durften 
diese Ausnahmen nicht allzu liberal gestaltet werden, damit nicht etwa 
Betriebe, welche ihrem inneren Wesen nach nicht mehr als genossenschaftliche 
Organisationen zu betrachten sind, unter dem Deckmantel von Productiv- 
genossenschaften anderen erwerbsteuerpflichtigen Betrieben eine steuer- 
rechtlich begünstigte Concurrenz bereiten können. — 

Die Abgrenzung der Steuerpflicht gegenüber dem Auslande erfolgt in 
analoger Weise wie beim ersten Hauptstücke: Die Besteuerung des Gewinnes 
ausländischer Filialen erfolgt nur insoweit, als letztere nicht im Auslande 
besteuert werden. Hiebei stellt das Gesetz aber über die Berechnung des 
Gewinnes ausländischer Filialen bestimmte Regeln auf: Es darf als Gewinn der 
ausländischen Filialen bei Handelsunternehmungen nicht mehr als die Hälfte, 
bei Productionsunternehmungen, welche in das Ausland veräussern, nicht 
mehr als '/, des Gesammtertrages der ausländischen Filialen gebucht 
werden. Diese Unterscheidung wird als volkswirtschaftlich voll begründet 
angesehen werden müssen. Beruht nämlich die Heranziehung eines Theiles 
des im Handelsverkehre mit dem Auslande erzielten Ertrages auf der wohl 
kaum anfechtbaren Erwägung, dass die Erzielung desselben ebensogut auf 
der Ausnützung der inländischen wie der ausländischen Marktverhältnisse 
beruht, so muss zugegeben werden, dass bei einem in das Ausland ver- 
kaufenden Productionsunternehmen die inländischen Marktverhältnisse für 
das schliessliche Resultat in höherem Maasse wirksam sind, als die aus- 
ländischen, weil in diesem Falle der ganze Productionsgewinn und überdies 
ein Theil des Handelsgewinnes im Inlande erzielt worden ist. 

Bei allen anderen Unternehmungen, z. B. Versicherungsgesellschaften, 
ist wenigstens ',, des Gesammtertrages als im Inlande erzielt zu betrachten 
während aber die vorstehenden Bestimmungen über die Berechnung des 
Handels- und Productionsgewinnes analog auch auf die ausländischen Unter- 
nehmungen, die hierlands Filialen haben, anzuwenden sind, ist im $ 90 
Absatz 2 leider unterlassen worden, auch letztere Bestimmung für die aus- 
ländischen Unternehmungen per analogiam an wendbar zu erklären; und doch 
wäre es vielleicht gerade den Bilanzierungskunststücken einzelner ausländischer 
Versicherungsanstalten gegenüber sehr erwünscht gewesen, eine Bestimmung 
zu schaffen, nach welcher ein gewisses Mindestausmaass des Gesammtertrages, 
als aus dem Österreichischen Geschäftsbetriebe herrührend, hierlands zur 
Besteuerung herangezogen werden könnte. 

Allerdings sorgt das Gesetz in dieser Beziehung allgemein dadurch 
vor, dass es für alle der öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen Unter- 
nehmungen mit Ausnahme der wechselseitigen Versicherungsgesellschaften, 
Sparcassen und begünstigten Genossenschaften, unabhängig von dem erzielten 
Betriebserfolge, die Entrichtung einer Minimalsteuer vorschreibt, welcher 
auch ausländische Unternehmungen rücksichtlich des auf den inländischen 
Geschäftsbetrieb entfallenden Theiles ihres Anlagecapitales unterliegen. Die 
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Berechtigung dieser Bestimmung liegt einerseits darin, dass alle diese 
Unternehmungen schon bisher der Erwerbsteuer unterworfen waren und 
diese Steuer gleichfalls ohne Rücksicht auf die thatsachlichen Betriebs- 
ergebnisse gezahlt werden musste, anderererseits aber darin, dass auch die 
Privatunternehmer ohne Rücksicht auf den Betriebserfolg jedenfalls die 
allgemeine Erwerbssteuer zu entrichten haben. 

Die Minimalsteuer ist regelmässig mit 1 per Mille des in der Unter- 
nehmung investierten Anlagecapitales bemessen; nur für Versicherungs- 
gesellschaften auf Actien ist die besondere Bestimmung getroffen, dass die 
Minimalsteuer nicht weniger als 1 per Mille der Summe der Jahresnetto- 
prämien nach Abzug der Prämien-Rückersätze betragen dürfe. Dies hängt 
damit zusammen, dass das Gesetz für wechselseitige Versicherungsanstalten 
eine von der normalen Besteuerungsgrundlage vollkommen abweichende 
Besteuerungsgrundlage festgesetzt hat. 

Die Regierungsvorlage wollte auch die wechselseitigen Ver- 
sicherungsgesellschaften nach dem erzielten Reinertrage besteuern; 
hiegegen wurde jedoch geltend gemacht, dass bei wechselseitigen Ver. 
sicherungsgesellschaften von einem Reinertrage im eigentlichen Sinne des 
Wortes nicht die Rede sein könne, da dieselben ja doch nur den ein- 
getretenen Schaden auf die Theilnehmer repartieren: Die Besteuerung der 
hiebei etwa zuviel eingehobenen Beträge würde zu einer möglichst niedrigen 
Bemessung der Prämien und Verminderung der Reservefondsdotierungen 
führen, was im Weiteren die durchaus unerwünschte Folge der Erhebung 
von Nachtragsprämien und die Gefährdung der Solidität und Liquidität 
dieser Unternehmungen herbeiführen könnte. Nach langen Verhandlungen 
wurde als Grundlage der Besteuerung die Höhe der eingezahlten Jahres- 
nettoprämien angenommen und der Steuerfuss ursprünglich mit 3 per Mille 
bestimmt, wonach noch immer eine geringere Belastung der wechselseitigen 
Versicherungsgesellschaften resultiert hätte als nach der gegenwärtigen 
Besteuerung dieser Gesellschaften in der 3. Classe der Einkommensteuer. 
Bei der Plenarberathung wurde der Steuerfuss dessenungeachtet auf 1 per Mille 
herabgesetzt; um jedoch auch noch der Möglichkeit vorzubeugen, dass eine 
Actienversicherungsgesellschaft selbst bei ungünstigem Geschäftsgange gün- 
stiger behandelt werde als eine wechselseitige Versicherungsgesellschaft, 
wurde bestimmt, dass die Minimalbesteuerung für Actienversicherungs- 
gesellschuften ausnahmsweise nicht nach ihrem Actiencapitale, sondern 
gleichfalls nach der Summe der Jahresnettoprämien zu erfolgen habe. 


XIX. 


Bei den wechselseitigen Versicherungsanstalten entfällt nach dem 
Gesagten die Nothwendigkeit, eine weitläufige Ermittlung der Besteuerungs- 
grundlage vorzunehmen, da bei denselben eben unter allen Umständen und 
ganz abgesehen von dem thatsächlichen Geschäftserträgnisse immer nur die 
Höhe der eingehobenen Jahresnettoprämien für die Höhe der Besteuerung 
maassgebend ist. Anders ist es bei allen übrigen Unternehmungen, bei 
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welchen die ebenbesprochene Minimalsteuer nur dann zur Erhebung gelangt, 
wenn die nach den allgemeinen Bestimmungen des Gesetzes entfallende 
Steuer einen geringeren Betrag ergeben sollte, als die Minimalsteuer abwerfen 
würde. Die allgemeinen Bestimmungen des Gesetzes stellen aber als die 
Normalbesteuerungsgrundlage der der öffentlichen Rechnungslegung unter- 
worfenen Unternehmungen den im letzten Geschäftsjahre erzielten Reinertrag 
der steuerpflichtigen Unternehmungen auf ($ 92). Gemäss § 93 bilden — 
vorbehaltlich der später zu erörternden näheren Bestimmungen — die bilanz- 
mässigen Ueberschüsse den Reinertrag, u. zw. ohne Unterschied, ob dieselben als 
Zinsen, Dividenden, Tantiemen oder unter welchem Namen und nach welchem 
Maasstabe immer zur Vertheilung gelangen, in Reservefonds hinterlegt, auf 
künftige Rechnung vorgetragen oder in anderer Weise verwendet werden. 
Die Uebereinstimmung zwischen den eben citierten beiden Paragraphen 
dürfte wohl in der Weise zu versuchen sein, dass die bilanzmässigen Ueber- 
schüsse grundsätzlich als der Ausgangspunkt für die Ermittlung des Rein- 
ertrages zu dienen haben sollen. 

In der That werden die unter einer gewissen staatlichen Aufsicht auf- 
gestellten Bilanzen der der Öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen 
Unternehmungen als der absolut geeignetste Ausgangspunkt für die Fest- 
stellung des Erträgnisses derartiger Unternehmungen anerkannt werden 
müssen, sobald das Gesetz des Weiteren sich damit einverstanden erklärt, 
den steuerpflichtigen Reinertrag im Allgemeinen nach denjenigen Grund- 
sätzen zu ermitteln, welche für die Ermittlung des Reinertrages in der 
kaufmännischen Buchführung maassgebend sind. Dies ist nun in dem vor- 
liegenden Gesetze in der That geschehen. 

Demnach wird es in Hinkunft nicht so sehr darauf ankommen, ob 
Verluste thatsächlich schon eingetreten, Gewinne wirklich schon realisiert 
wurden, sondern darauf, ob nach den Grundsätzen der kaufmännischen Buch- 
führung eine Post bereits als Einnahme- oder Ausgabepost zu verbuchen 
sel. Diese beiden Momente decken sich bekanntlich durchaus nicht immer, 
da die kaufmännische Buchführung ja dazu bestimmt ist, in jedem Augen- 
blicke über die wirtschaftliche Gesamıntlage eines Unternehmens Rechen- 
schaft zu geben; um dies zu können, muss sie aber den jeweiligen wirt- 
schaftlichen Gesammtzustand desselben ziffermässig zum Ausdruck bringen 
und zu diesem Behufe vielfach auch erst in Aussicht stehende, nach der 
Sachlage aber bestimmt zu gewärtigende Ereignisse anticipieren. 

Dieser principielle Anschluss an die kaufmännische Buchführung kann 
aber selbstverständlich nicht so weit gehen, dass der Staat auf eine ein- 
gehende Prüfung der Bilanzposten verzichtet und schlechthin die Aufstellungen 
der Partei als Besteuerungsgrundlage acceptiert. Auch machen es gewisse 
steuerpolitische Erwägungen unausweichlich, einzelne Bilanzposten steuer- 
rechtlich anders zu behandeln, als sich nach der kaufmännischen Buchführung 
ergeben würde. Mit Rücksicht hierauf stellt daher das Gesetz eine ganze 
Reihe von Bestimmungen darüber auf, wie einzelne Einnahme- und Aus- 
gabeposten unabhängig von ihrer Verrechnung in der Bilanz in steuer- 
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rechtlicher Beziehung zu behandeln seien. So unzweifelhaft in dieser Be- 
ziehung aber auch überall die Absicht des Gesetzgebers und der Zweck der 
bezüglichen Bestimmungen ist, so werden dieselben doch infolge ihrer nicht 
immer ganz glücklichen Textierung in der Praxis zu mancherlei Zweifel 
führen. Dies dürfte insbesondere durch zwei Momente verschuldet worden 
sein. Einerseits hat das Gesetz in dem Bestreben, möglichst kurz zu sein, 
unter denselben einleitenden Sätzen zwei voneinander wesentlich verschiedene 
Dinge vereint behandelt, indem es nämlich die meritorischen Bestimmungen, 
welche eine Abweichung von der kaufmännisch üblichen Bilanzierung bedingen, 
verknüpft hat mit den Bestimmungen von bloss belehrender und declara- 
torischer Bedeutung, welche die Unterschiede gegenüber den bisherigen 
Steuervorschriften hervorzuheben bestimmt sind; andererseits sah sich das 
Gesetz aus triftigen Gründen gendthigt, an gewissen Stellen von den bilanz- 
mässigen Ueberschüssen zu sprechen, und hat diesen Ausdruck sodann auch 
an Stellen beibehalten, wo richtig nicht mehr von der Gesammtbilanz, 
sondern nur von der Ertragsbilanz oder dem Gewinn- und Verlustconto zu 
sprechen gewesen wäre. Auf diese Momente kommen wir im Folgenden noch 
des Näheren zurück. 
XX. 

Einige der wichtigsten Abweichungen von der kaufmännischen 
Rechnungslegung ergeben sich als Consequenz des obersten Grundsatzes 
des Gesetzes, den im Vorjahre erzielten Reinertrag und nur den Reinertrag 
der Unternehmung zur Besteuerung zu bringen: Was als Reinertrag der Unter- 
nehmung erscheint, ist steuerpflichtig, wie immer es verrechnet sein mag. 
Was nicht Reinertrag der Unternehmung ist, kommt nicht zur Besteuerung, 
auch wenn es in den bilanzmässigen Ueberschüssen enthalten ist. 

Den Gesammtreinertrag der Unternehmung hat in aller Regel der Gewinn- 
und Verlustconto, die Ertragsbilanz, zum Ausdruck zu bringen. Das Saldo des 
Gewinn- und Verlustcontos erscheint in der Vermögensbilanz und bildet 
dortselbst zugleich auch den bilanzmässigen Ueberschuss, beziehungsweise 
Verlust. Allein dieser Vorgang ist kein unbedingt obligatorischer. Es 
ist ganz wohl möglich, dass gewisse Theile des Reinertrages nicht auf 
Gewinn- und Verlustconto, sondern unmittelbar auf die einzelnen Bilanz- 
posten verrechnet werden. So kommt es insbesondere häufig vor, dass die 
Zinsen der allgemeinen Reservefonds unmittelbar diesen Reservefonds 
zugute geschrieben werden, in welchem Falle diese Reservefonds einfach 
mit dem um die Zinsen erhöhten Betrage in die nächstjährige Bilanz ein- 
gesetzt werden u. A. m. Da das Gesetz aber die Zinsen der allgemeinen 
Reservefonds ausdrücklich der Besteuerungsgrundlage zugerechnet wissen 
will, sind auch diese unmittelbar auf die Vermögensbilanz verrechneten 
Zinsen zur Besteuerung zu ziehen. Um diesen und ähnlichen Möglichkeiten 
Rechnung zu tragen, hat das Gesetz nicht den Gewinn- und Verlustconto, 
sondern die bilanzmässigen Ueberschüsse, beziehungsweise die Bilanz als 
Ausgangspunkt für die Feststellung der Besteuerungsgrundlage bestimmt. 
Allein diese Bezeichnung ist einerseits zu eng, andererseits zu weit. 
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Zu eng ist sie, weil der Grundsatz der Besteuerung des Reinertrages 
erfordert, dass auch jener Theil desselben, welcher etwa überhaupt ausser- 
halb der allgemeinen Bilanz verrechnet wurde, zur Besteuerung heran- 
gezogen werde; und zu weit ist sie, weil die Bilanz ja auch die eigentliche 
Capitalsgebarung!) der Unternehmung umfasst, für die Besteuerung 
aber lediglich der Ertrag in Betracht kommt. So wird es meines Erachtens 
keine steuerpflichtige Einnahme bilden, wenn eine Unternehmung bei der 
Emission von Actien einen Agio- oder Coursgewinn erzielt und denselben 
als eigenen Reservefond in die Bilanz einstellt. Ebensowenig wird es aber 
eine anrechenbare Auslage bilden, wenn die Unternehmung an ihrem Stamm- 
capital einen nicht aus dem Geschäftsbetriebe herrührenden Verlust erlitten 
hatte, mögen die hier angeführten Umstände welchen Einfluss immer auf 
die bilanzmässigen Ueberschüsse ausgeübt haben. 

Nach dieser allgemeinen Andeutung, in welcher Richtung sich die 
Prüfung des Gewinn- und Verlustcontos, beziehungsweise der Bilanz zu 
bewegen haben wird, erübrigt noch die Erörterung der einzelnen vom Ge- 
setze speciell hervorgehobenen Einnahme- und Ausgabeposten. Als nicht 
anrechenbare Einnahmepost bezeichnet das Gesetz zunächst die bilanzmässigen 
Gewinnvorträge; mit demselben correspondieren als nicht anrechenbare Aus- 
gabepost die Verlustvorträge. Beide Bestimmungen beruhen auf der bereits 
hervorgehobenen Absicht des Gesetzes, den jeweiligen Jahresertrag der 
Unternehmung zu erfassen. Es wird daher der ganze Gewinn inclusive des 
auf das nächste Jahr übertragenen Theiles besteuert und daher im folgenden 
Jahre nicht neuerlich zur Besteuerung herangezogen. Hingegen kann auch 
dem etwaigen Verlust nur bei der Besteuerung im unmittelbar nächst- 
folgenden Steuerjahre durch Bemessung der Minimalsteuer, nicht aber auch 
bei jener der nächsten Steuerjahre Rechnung getragen werden. Eine Aus- 
nahme macht das Gesetz nur bei den nach $ 85 begünstigten Unternehmungen, 
welche schon nach der bisherigen Gesetzgebung berechtigt waren, den 
Verlust des Vorjahres in Abrechnung zu bringen. 

Eine weitere nicht anrechenbare Ausgabepost bilden die Reinerträge 
aus Grund- und Gebäudesteuerobjecten in demjenigen Betrage, in welchem 
sie der Bemessung der Grund- und (Gebäudesteuer zugrundeliegen. Diese 
Bestimmung bildet die einzige Ausnahme von dem Grundsatze, dass die 
sämmtlichen laufenden Einnahmen der Unternehmung, gleichviel ob dieselben 
bereits anderweitig besteuert wurden oder nicht, in die Besteuerungsgrund- 
lage einzubeziehen seien. Daher sind z. B. die Dividenden, welche eine 
Genossenschaft für die in ihrem Besitze befindlichen Actien bezieht, der 
Besteuerung bei der Genossenschaft zu unterziehen, obwohl die betreffenden 
Actiengesellschaften ihren Reinertrag bereits versteuert haben. Dasselbe gilt 
von den Coupons der Wertpapiere, mögen dieselben auch bereits im Wege 
des Abzuges der Rentensteuer besteuert oder ausdrücklich als steuerfrei 
erklärt worden sein u. A. m. Der Grund, warum bezüglich des Ertrages 


1) Die Abgrenzung dieses Begriffes gegenüber der „laufenden Gebarung“ ist 
allerdings sehr schwierig und wird der Judicatur überlassen werden müssen. 
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der Realitäten eine Ausnahme gemacht wurde, ist nicht recht einzusehen, 
und dürfte in der Praxis zu manchen Weiterungen Anlass geben. Eine 
solche liegt zunächst schon in der Beschränkung des auszuscheidenden 
Betrages auf den bei der Bemessung der Grund- und Gebäudesteuer als 
Basis angenommeneu Betrag, welche jedesmalige Erhebungen einerseits 
über den Catastralreinertrag u. s. w., andererseits über den hienach in die 
Besteuerungsgrundlage einzurechnenden Restbetrag erheischt. 

Sodann ist es aber auch zweifelhaft, wie denn die von diesen Realitäten 
zu entrichtenden Realsteuern zu behandeln seien; da das Gesetz nur die 
Erwerbsteuer nach dem II. Hauptstücke sammt Zuschlägen als nicht 
anrechenbare Ausgabepost anführt, muss angenommen werden, dass principiell 
alle anderen von der Unternehmung bezahlten Steuern sammt Umlagen als 
anrechenbare Ausgabeposten zu behandeln sind. Nun ist es aber offenbar 
eine unzulässige Doppelanrechnung, den Unternehmungen einerseits die 
Realitätenerträge aus den Einnahmen auszuseheiden, andererseits aber die 
von diesen Realitätenerträgen gezahlten Steuern unter den Ausgaben zu 
belassen, zumal ja die Realitätenerträge in dem der Bemessung der Grund- 
steuer zugrunde gelegten Betrage, also um die Realsteuer nicht gekürzt, 
ausgeschieden werden sollen. Man wird daher, wenngleich eine ausdrückliche 
Bestimmung des Gesetzes in dieser Beziehung nicht vorliegt, die Realsteuern 
sammt Umlagen aus den anrechenbaren Ausgaben ausscheiden müssen. Die 
Handhabe hiezu bietet das Gesetz, wenn es im § 95 verfügt, die Realitäten- 
erträge in die Besteuerungsgrundlage nicht einzubeziehen, beziehungsweise, 
„falls sie nicht ohnehin schon bei der Berechnung der bilanzmässigen 
Ueberschüsse als Abzugsposten in Betracht gekommen sind“, von den bilanz- 
mässigen Ueberschüssen in Abzug zu bringen. Die Realitätenerträge sind 
mit dem Betrage der von denselben zu zahlenden Realsteuern, welche eine 
Ausgabepost der Unternehmung bilden, bereits bei der Berechnung der 
bilanzmässigen Ueberschüsse als Abzugspost in Betracht gekommen, können 
daher nur mehr mit dem Restbetrage von den bilanzmässigen Ueberschüssen 
abgezogen werden; oder — was dasselbe ist — die Realitätenerträge sind 
mit dem der Realsteuerbemessung zugrunde gelegten Betrage voll in Abzug 
zu bringen, hingegen sind die Realsteuern nicht als anrechenbare Ausgabe- 
posten zu behandeln. In diesem Sinne hat denn auch die Vollzugsvorschrift 
die Entscheidung getroffen. (Art. XXI.) 

Als dritte nicht anrechenbare Einnahmepost zählt das Gesetz empfangene 
Garantiebeiträge und Staatsvorschüsse auf. Der Grund hiefür liegt offenbar 
darin, dass diese Einnahmen infolge ihrer Rückzahlbarkeit als Darlehen auf- 
zufassen sind, daher nur die Capitalsgebarung, nicht aber die Ertrags- 
berechnung zu tangieren vermögen. Aus dieser Bestimmung ergibt sich 
aber auch des Weiteren, dass nicht rückzahlbare Subventionen und Staats- 
unterstützungen als anrechenbare Einnahmen, hingegen Rückzahlungen auf 
empfangene Garantiebeiträge oder Staatsvorschüsse als nicht anrechenbare 
Ausgaben zu betrachten sind. Ersteres, weil hiedurch nur die laufende 
Gebarung berührt wird und das Gesetz eine Ausnalıme bezüglich dieser Post 
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nicht statuiert, letzteres, weil hiedurch eine Schuldtilgung herbeigeführt 
wird, welche das Gesetz, insoferne sie aus den laufenden Erträgnissen 
bestritten wird, ebenso als nicht anrechenbare Ausgabepost bezeichnet, wie 
die zur Vergrösserung des in der Unternehmung anliegenden Capitales und 
die zu Heimzahlungen auf die von den Theilnehmern in der Unternehmung 
angelegten Capitalien verwendeten Beträge. Der Grund für diese Bestim- 
mungen liegt darin, dass die Besteuerungsgrundlage durch die Art der Ver- 
wendung des erzielten Reinertrages nicht gekürzt werden darf. 

Eine lediglich aus steuerpolitischen Erwägungen abgeleitete, sehr 
wesentliche und einschneidende Abweichung von der kaufmännischen Buch- 
führung stätuiert das Gesetz in der Bestimmung, dass die zur Verzinsung 
der in der Unternehmung angelegten, sowie der gegen Prioritäten, Obliga- 
tionen oder sonstige Theilschuldverschreibungen oder gegen hypothekarische 
Sicherstellung dargeliehenen Capitalien, soweit sie Theile des Anlagecapitals 
sind, verwendeten Beträge nicht als anrechenbare Ausgabeposten behandelt 
werden dürfen. Dass die zur Verzinsung des eigenen Capitales verwendeten 
Beträge nicht in Abrechnung gebracht werden dürfen, ist bei einer Ertrag- 
steuer ziemlich selbstverständlich. Es soll eben der Ertrag, der aus der 
werbenden Verwendung des Vermögens erzielt werden kann, zur Besteuerung 
gebracht werden, — der aus der Verwendung dieser Capitalien erzielte 
Profit bildet geradezu den Hauptgegenstand der Besteuerung. Zweifelhaft 
hingegen erscheint dies dort, wo es sich nicht mehr um das eigene Capital 
der Theilnehmer, sondern um die von diesen bei dritten Personen aufge- 
nommenen und in der Unternehmung angelegten Capitalien handelt, welche 
daher von diesen mit fixen Procentsätzen verzinst werden müssen. Auch 
hier handelt es sich aber um die Verwendung eines in der Unternehmung 
werbend angelegten Capitales: Das von der Actiengesellschaft mittels 
Prioritäten, Obligationen und gegen hypothekarische Sicherstellung aufge- 
nommene fremde Capital dient ganz ebenso den Zwecken der Unternehmung 
wie das Actiencapital selbst. Es hiesse also die juristische Form über das 
wirtschaftliche Wesen setzen, wollte man eine verschiedene Behandlung 
dieser Capitalsbeträge gegenüber dem eigenen Capitale der Theilnehmer 
eintreten lassen. Soll die Erwerbsteuer den durch Verwendung des Capitales 
in der Unternehmung erzielten Ertrag treffen, so darf nicht ein Theil des- 
selben aus dem Titel einer anderweitigen juristischen Construction des dieser 
Capitalsbeschaffung zugrunde liegenden Rechtsgeschäftes aus der Besteuerungs- 
grundlage ausgeschieden werden. 

Für diese Art der Regelung sprechen auch noch zwei weitere Momente. 
Würde hier die Ausscheidung der Prioritätenzinsen aus der Besteuerungs- 
grundlage bewilligt, so müsste offenbar die Einbeziehung dieser Zinsen in 
die Rentensteuer verfügt werden, was vom Standpunkte einer richtigen Be- 
steuerung des Capitalseinkommens in der That als wünschenswert bezeichnet 
werden könnte. Wie würde sich aber diese Regelung in der Praxis gestalten ? 
Betrachten wir die Sache zunächst in abstracto, so ergiht sich, dass die 
Gestattung der Abrechnung der Prioritätenzinsen eine sehr erhebliche und 
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durchaus unbeabsichtigte Entlastung der Actiengesellschaften, welche ja auch 
gegenwärtig die Prioritätenzinsen mit versteuern müssen, herbeigeführt hätte; 
und da weiter die Einführung einer 10proc. Coupon-Rentensteuer für Prio- 
ritatenzinsen, wie das Schicksal der im Jahre 1878 vorgeschlagenen 10proc. 
Rentensteuer beweist, nicht durchzusetzen wäre, würde hieraus vermuthlich 
ein mit dem finanziellen Programme der ganzen Steuerreform unvereinbarer, 
sehr erheblicher Ausfall an der Gesammtsteuerleistung des industriellen 
Capitales resultieren. Betrachten wir die Sache aber in concreto, so ergibt 
sich, dass selbst die Einführung einer 10proc. Rentensteuer für Prioritäten- 
zinsen den beabsichtigten Erfolg in keiner Weise zu erzielen vermöchte. 
Eine Besteuerung der eigentlichen Prioritätenbesitzer wäre hiedurch nicht 
herbeigeführt worden, weil die betreffenden Theilschuldverschreibungen in 
Oesterreich fast ausnahmslos mit der Clausel versehen sind, dass sich der 
Schuldner verpflichte, die von diesen Zinsen etwa entfallende Steuer aus 
Eigenem zu tragen. Diese Sachlage macht es vorläufig unmöglich, die 
Prioritätenzinsen bei den Bezugsberechtigten durch die Rentensteuer zu 
treffen, vielmehr würde sich jede Rentensteuer auf Prioritätenzinsen ledig- 
lich zu einer Steuer der schuldnerischen Unternehmungen gestalten; und 
hier haben wir wieder zwei Möglichkeiten: Entweder würde hiedurch eine 
Erhöhung der Gesammtsteuerleistung der schuldnerischen Unternehmungen 
nicht herbeigeführt, indem sie, was an Actiensteuer weniger gezahlt wird, an 
Rentensteuer mehr zahlen würden; dann hätte diese ganze Regelung höchstens 
den praktischen Erfolg, dass die Actiengesellschaften weniger an Zu- 
schlägen zu entrichten hätten, weil für die im Wege des Abzuges 
erhobene Rentensteuer keine Zuschläge berechnet werden können — es 
wären demnach die autonomen Finanzen die Opfer dieser Regelung, was 
gewiss von Niemandem beabsichtigt war. Oder aber es würde sich eine 
thatsächliche Erhöhung der Steuerleistung eben nur der Actiengesellschaften, 
nicht aber der Prioritäre ergeben; dies erschiene aber angesichts der ohnehin 
ausserordentlich hohen bisherigen Steuerbelastung der Actiengesellschaften 
in keiner Weise gerechtfertigt. 

Brächte diese Art der Regelung sohin steuerpolitisch bestenfalls 
keinen Vortheil, so hätte sie — und hiemit kommen wir zum zweiten 
Momente — voraussichtlich wirtschaftlich den durchaus unerwünschten 
Erfolg, für die Unternehmungen einen Anreiz auf die Verwendung eines 
möglichst geringen eigenen, beziehungsweise auf die Verwendung möglichst 
viel fremden Capitales zu setzen: Die Zinsen des ersteren wären der Erwerb- 
steuer unterworfen, die Zinsen des letzteren aber nicht. Dass ein derartiger 
den wirtschaftlichen Verhältnissen offenbar nicht entsprechender Vorgang 
auch auf die Solidität unserer Unternehmungen einen ungünstigen Einfluss 
zu nehmen geeignet gewesen wäre, braucht wohl nicht erst des Näheren 
dargelegt zu werden. — 

Das Gesetz beschränkt das Verbot des Abzuges der Passivzinsen 
auf die nothwendigsten, eben angeführten Fälle und gestattet im Uebrigen 
principiell die Abrechnung aller anderen Passivzinsen. Unter letzteren werden 
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insbesondere angeführt die Zinsen von Pfandbriefen und Communal- 
Obligationen, wofür die Erwägung maassgebend war, dass diese Capitals- 
beschaffungsformen nicht zur Aufbringung des Unternehmercapitales, vielmehr 
nur zur Ueberleitung des Capitales auf die Hypothekarschuldner, beziehungs- 
weise schuldnerischen Corporationen dienen. 

Die übrigen Verbote der Abrechnung von Ausgabeposten (z. B. Garantie- 
beiträge, Vorschüsse oder Zuschüsse an andere Unternehmungen, Spenden, 
Geschenke etc.) sind von minderem Belange und beruhen hauptsächlich auf 
der Erwägung, dass es unzulässig sei, Acte der Liberalität Dritten gegen- 
über zu üben, bevor der höher stehenden staatsbürgerlichen Pflicht zur 
Beitragsleistung an die Allgemeinheit entsprochen wurde; demnach darf 
diese letztere einer Verkürzung infolge derartiger Acte nicht ausgesetzt 
werden. 

Während das Gesetz die vorstehend angedeuteten Ausgabeposten aus- 
drücklich als nicht anrechenhare Abzugsposten bezeichnet, erklärt es wieder 
andere Ausgabeposten expressis verbis für anrechenbar, selbst wenn sie von 
der Unternehmung bei der Berechnung der bilanzmässigen Ueberschüsse 
nicht als Abzugsposten in Betracht gezogen sein sollten. Als solche an- 
rechenbare Abzugsposten bezeichnet das Gesetz die eben besprochenen 
Passivzinsen für Pfandbriefe und Communalobligationen, ferner Zinsen für 
Sparcasseneinlagen, Escomptezinsen, Zinsen von Cassenscheinen u. 8. w., 
die Beitragsleistungen zu Versorgungszwecken der Angestellten, die den 
Angestellten vertragsmässig ausbezahlten Tantitmen, endlich — und das ist 
der weitaus wichtigste Punkt — die Abschreibungen, welche der 
Abnützung oder Entwertung des Inventars oder Betriebsmaterials sowie den 
im Geschäftsbetriebe eingetretenen Substanz-, Cours- oder anderen Verlusten 
entsprechen, ferner jene Theile des Ertragnisses, welche aus dem gleichen 
Anlasse in besondere Fonds hinterlegt wurden. Hiemit gelangen wir aber zu 
einer der früher erwähnten Betimmungen bloss belehrenden und declara- 
torischen Charakters. Nach dem gegenwärtigen Zustande sind nämlich 
weder Abschreibungen noch Reservefondsdotationen steuerfrei. Das Gesetz 
hielt es daher für nothwendig, ausdrücklich hervorzuheben, dass in Hinkunft 
ein gegentheiliger Vorgang einzuhalten sei. Dies ergibt sich aber im Allge- 
meinen schon als Consequenz des Principes, die Reinerträge nach den bei 
der Bilanzaufstellung zu beobachtenden kaufmännischen Grundsätzen zu 
ermitteln, welch’ letztere eben vielfach die Durchführung derartiger Ab- 
schreibungen fordern. Entschieden unrichtig aber und wohl nur ein stilistischer 
Verstoss ist es, wenn das Gesetz nach dem Wortlaute des $ 95 auch 
verfügt, dass Abschreibungen, falls sie bei der Berechnung der bilanzmässigen 
Ueberschüsse nicht als Abzugsposten in Betracht gekommen sind, von den 
bilanzmässigen Ueberschüssen in Abzug zu bringen seien: denn Abschreibungen, 
welche die Unternehmung selbst in ihren Büchern, beziehungsweise bei 
Aufstellung ihrer Bilanz nicht durchgeführt hat, können offenbar nicht als 
existent betrachtet werden, weil Abschreibungen begrifflich ihre Durchführung 
in den Büchern erfordern. Selbst wenn dies aber bestritten werden könnte, 
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müsste jedenfalls zugestanden werden, dass derartige imaginäre Abschreibungen 
unter gar keinen Umständen als „angemessen“ betrachtet werden können, weil 
die Unternehmung durch ihr Vorgehen eben selbst am deutlichsten dargethan 
hatte, dass sie dieselben als nicht nothwendig erachte. 


Die Berücksichtigung der Abschreibungen stellt sich vom volkswirt- 
schaftlichen Standpunkte nicht als eine meritale Ausnahme von der Regel, 
dass durch die Art der Verwendung des Reinertrages keine Kürzung der Be- 
steuerungsgrundlage herbeigeführt werden dürfe, dar; denn die Abschreibungen 
und Gewinnreservierungen, wie sie das Gesetz steuerfrei vorzunehmen gestattet, 
sollen ja nichts anderes sein, als die Deckung der zur Erzielung des Rein- 
ertrages wirtschaftlich aufgelaufenen, wenngleich noch nicht verausgabten 
Betriebskosten. Es entspricht eben nur einer richtigen wirtschaftlichen Ge- 
barung, die allmählich eintretende Abnützung der Betriebseinrichtungen 
als einen Bestandtheil der Productionskosten zu betrachten und dieselben 
daher in der Form der Abschreibung oder Gewinnreservierung dem Betriebe 
fortlaufend anzulasten. Dieser Gesichtspunkt rechtfertigt allein die Abrechnung 
der Abschreibungen und Gewinnreservierungen und nur von diesem Gesichts- 
punkte aus gestattet das Gesetz auch deren Abrechnung. Dies erhellt daraus, 
dass das Gesetz die Abschreibungen nur am Inventar- und Betriebsmaterial, 
nicht also auch an anderen Vermögensobjecten gestattet; es sollen eben nur 
die mit dem Geschäftsbetriebe in Zusammenhang stehenden Momente zur 
Berücksichtigung gelangen. 


Eine weitere Einschränkung ergibt sich aus der Forderung, dass die 
Höhe der vorgenommenen Abschreibungen angemessen sei. Hiedurch wird 
allen allzuweitgehenden Abschreibungen, welche über das durch die Sachlage 
gebotene Ausmaass hinausgehen, oder auch Abschreibungen, welche durch die 
Sachlage überhaupt nicht geboten sind, vorgebeugt. Unter letztere Bestim- 
mung werden insbesondere jene Abschreibungen fallen, welche zum Zwecke 
der blossen Amortisation investierter Capitalien zu dem Behufe gemacht 
werden, um neben der aufrecht bleibenden Investition das investierte Capital 
wieder verfügbar zu erhalten, so, wenn z. B. die Kosten der Einführung 
einer auf Jahrzehnte berechneten elektrischen Anlage binnen 3 Jahren zur 
Abschreibung gebracht werden. Derartige Abschreibungen dienen nicht dazu, 
einer durch den Betrieb der Unternehmung entstehenden Entwertung Rechnung 
zu tragen, sondern dazu, das der Unternehmung zur Verfügung stehende, 
aber theilweise immobilisierte Capital neuerlich zu ergänzen, beziehungs- 
weise zu erhöhen. 


Natürlich wird sich die Prüfung der Angemessenheit der Abschrei- 
bungen und Gewinnreservierungen auf die eben angedeuteten Ausnahmsfälle 
beschränken müssen, da es nicht Sache der Finanzverwaltung sein kann, 
mit den Unternehmungen in jedem einzelnen Falle über das Ausmaass der 
Abschreibungen zu rechten und für das Ausmaass der letzteren vielmehr 
regelmässig die kaufmännische Usance maassgebend sein muss. 
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Ganz ähnlich wie bei den Abschreibungen liegen die Verhältnisse 
bezüglich der Dotierungen der Reservefonds. Das Gesetz unterscheidet 
allgemeine Reservefonds und Specialreservefonds, welche zur Deckung von 
Abgängen und Verlusten bestimmt bezeichneter Art gewidmet sind. Erstere 
Reservefonds sind ihrem Wesen nach nichts anderes als eine Vergrösserung 
des Anlagecapitales der Unternehmung, daher können Dotierungen derartiger 
Reservefonds ebensowenig als Abzugsposten vom erzielten Reinertrage 
geltend gemacht werden, wie jene Beträge, welche aus einem anderen Titel 
aus dem,Reinertrage zur Verbesserung der Vermögenslage — zu Investitionen 
oder Schuldentilgungen — verwendet werden. Hingegen bilden Specialreserve- 
fonds kein frei verfügbares Vermögen der Unternehmung, da sie für bestimmte 
Zwecke reserviert werden müssen und zumeist so wie die Abschreibungen 
dazu dienen, künftig eintretenden, durch den Betrieb bedingten und daher 
aus den Betriebsergebnissen zu bestreitenden Verlusten, Entwertungen etc. 
Rechnung zu tragen. Daher gestattet das Gesetz, dass Hinterlegungen in 
Specialreservefonds steuerfrei erfolgen dürfen, wenn ihre Höhe eine ange- 
messene ist. Die Angemessenheit der Dotierung solcher Fonds wird eventuell 
unter Prüfung der Verlustwahrscheinlichkeit einerseits und der Höhe der 
bereits vorhandenen Reserven zur Ausdehnung des Geschäftsbetriebes und 
zum vorhandenen Anlagecapital andererseits, sowie auch unter Berücksichtigung 
des Umstandes festzustellen sein, ob die Unternehmung die etwa eintretenden 
Verluste aus dem Specialreservefond oder aber zu Lasten des letztjährigen 
Reinertrages zu decken pflegt. Sollte sich ergeben, dass eine Unternehmung, 
welche z. B. seit Jahren einen Schienenerneuerungsfond dotiert, die that- 
sächlich erforderlichen Schienenerneuerungen nicht aus diesem Fond, sondern 
zu Lasten des Reinertrages bestreitet, so wird — da das Gesetz leider 
eine strengere Handhabe nicht bietet — wenigstens jede weitere Dotierung 
dieses Fondes als in den bestehenden Verhältnissen nicht begründet verweigert 
werden können. 

Unter den Specialreservefonds nehmen die Cursverlustreservefonds, in 
welche die aus nichtrealisierten Cursgewinnen resultierenden buchmässigen 
Gewinne überwiesen werden, um dieser Art für einen etwaigen Cursrückgang 
der Papiere Vorsorge zu treffen, eine besondere Stellung ein. Im Allgemeinen 
wird zwar auch hier die Dotierung dieser Fonds mit Rücksicht auf ihre 
Angemessenheit zu prüfen sein, wenngleich es nicht gerathen wäre, durch 
häufige Bemängelung solcher Dotierungen einer vorsichtigen Gebarung der 
Unternehmungen entgegenzutreten. Bei Sparcassen, Versicherungsanstalten 
und nach $ 85 begünstigten Unternehmungen aber hat eine solche Prüfung 
überhaupt nicht stattzufinden, vielmehr sind Ueberweisungen der nicht 
realisierten Cursgewinne an einen Specialreservefond für Cursverluste stets 
anrechenbar zu behandeln. Durch diese Zusatzbestimmung wurde in der 
Plenarberathung einem der Hauptgravamina der Sparcassen, bei welchen 
derartige Cursgewinne eine sehr grosse Rolle zu spielen pflegen, Rechnung 
getragen. Inwiefern dieses Gravamen berechtigt war, und die Besteuerung nicht 
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realisierter Cursgewinne nicht vielmehr eine bloss selbstverstandliche Con- 
sequenz der gegentheiligen Gestattung ist, auch nicht realisierte Cursverluste 
zur Abrechnung zu bringen, soll hier nicht weiter untersucht werden. 

Als eine logische Consequenz der hier entwickelten Anschauungen 
stellen sich jene Bestimmungen des Gesetzes dar, welche fiber die stener- 
rechtliche Behandlung der Ertragnisse der Reservefonds und der aus den 
verschiedenen Reservefonds bestrittenen Auslagen handeln. Insoferne nach dem 
früher Gesagten die Reservefonds Vergrösserungen des Anlagecapitales dar- 
stellen, sind ihre aus einer etwaigen besonderen Anlage erwachsenden Erträgnisse 
ebenso wie die sonstigen Erträge des eigenen Vermögens in die Besteuerungs- 
grundlage einzubeziehen. Hingegen sind die Erträgnisse der Specialreservefonds 
nur insoferne einzubeziehen, als sie nicht zur Bestreitung der nach der 
speciellen Widmung dem betreffenden Fond zur Last fallenden Ausgaben 
verwendet werden. Selbstverständlich dürfen aber auch die aus diesen Er- 
tragnissen bestrittenen Auslagen nicht mehr unter den anrechenbaren Aus- 
gaben belassen werden. 

Werden Ausgaben aus den Beständen der Reservefonds bestritten, so 
ist zu unterscheiden, ob diese Reservefonds aus versteuerten oder nicht 
versteuerten Rücklagen gebildet wurden. Wurden sie aus versteuerten Rück- 
lagen gebildet — allgemeine Reservefonds — hat daher eine Schmälerung 
der Besteuerungsgrundlage durch die seinerzeitige Dotierung nicht statt- 
gefunden, so dürfen die aus diesen Reservefonds bestrittenen Auslagen unter 
den anrechenbaren Ausgaben belassen werden: die effectiv erlaufenen Aus- 
Jagen dürfen eben, soweit sie ihrer Natur nach bei der Besteuerung über- 
haupt in Betracht gezogen werden können, im Augenblicke ihres that- 
sächlichen Eintrittes eine Schmälerung der Besteuerungsgrundlage herbei- 
führen, ‚auch wenn sie nicht zu Lasten des letztjährigen Reinertrages ver- 
rechnet, sondern aus den in früherer Zeit angesammelten, bereits besteuerten 
Capitalien bestritten werden. 

Ist der betreffende Reservefond, aus welchem die Auslage bestritten 
wurde, jedoch durch nicht versteuerte Rücklagen gebildet — Specialreservefond, 
— hat daher die seinerzeitige Dotierung dieses Fonds bereits eine Schmälerung 
der Besteuerungsgrundlage herbeigeführt, so darf die aus demselben bestrittene 
Auslage nicht mehr unter den anrechenbaren Ausgaben belassen werden: 
Die Dotierung des Reservefonds erfolgte mit Rücksicht auf die bevorsteliende 
Ausgabe und führte schon in diesem Zeitpunkte zu einer Verringerung der 
Besteuerungsgrundlage; es darf daher die bereits seinerzeit in Rechnung 
gezogene Auslage nicht nochmals zur Minderung der Besteuerungsgrundlage 
führen. 

Aehnlich ist es selbstverständlich, wenn die Reservefonds späterhin 
eine Aenderung ihrer Zweckbestimmung erfahren oder zur Vertheilung 
gelangen. Sind die betreffenden Beträge bereits einmal versteuert worden; 
so hat eine nochmalige Besteuerung nicht platzzugreifen; wurden diese 
Beträge aber bei ihrer seinerzeitigen Hinterlegung mit Rücksicht auf ihre 
damalige Zweckbestimmung steuerfrei behandelt, so haben sie bei einer 
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Aenderung dieser letzteren eventuell nachträglich zur Versteuerung zu 
gelangen: Die Voraussetzung ihrer steuerfreien Behandlung, dass sie nämlich 
zur Deckung von Betriebsverlusten heranzuziehen sein werden, hat sich als 
nicht zutreffend erwiesen, es müssen daher diese Beträge, welche sich 
hienach thatsächlich als Theile der seinerzeitigen reinen Betriebsüber- 
schüsse qualificieren, auch demgemäss behandelt und nachträglich besteuert 
werden. | 

Eine besondere Regelung erheischte endlich noch die Frage, wie denn 
die Reservefonds, welche unter den bisherigen Steuergesetzen angesammelt 
wurden, künftighin in den vorangedeuteten Beziehungen zu behandeln sein 
werden. Da nach dem früher Bemerkten gegenwärtig Reservefondsdotationen 
regelmässig keine zulässigen Abzugsposten bildeten, wären dem ersten 
Anscheine nach diese Reservefonds als aus bereits besteuerten Rücklagen 
gebildete Reservefonds zu betrachten und die aus denselben bestrittenen 
Auslagen daher als anrechenbare Abzugsposten zu behandeln. Diese formell 
richtige Anschauung würde aber materiell zu grossen Ungerechtigkeiten 
führen, weil die bisherige Besteuerung nach. dem Einkommensteuerpatent 
eine derartig mangelhafte war, dass vielfach trotz der gesetzlich vorge- 
schriebenen Versteuerung der Reservefondsdotationen von einer effectiven 
Besteuerung derselben wegen der bestandenen zahlreichen fictiven Steuer- 
abzugsrechte gar nicht die Rede sein kann, ja vielfach noch weniger ver- 
steuert worden ist, als an Dividenden zur Ausschüttung gelangte. So ist 
es z. B. notorisch, dass fast alle Versicherungsgesellschaften bei den steuer- 
behördlichen Ertragsermittlungen sich als passiv darstellten, da sie fast ihre 
gesammten Einnahmen aus Realitäten oder Wertpapieren als nicht steuerpflichtig 
aus der Besteuerungsgrundlage ausscheiden durften, während die eingetretenen 
Schäden als anrechenbare Abzugsposten behandelt werden mussten. Daher 
hatten denn die Versicherungsgesellschaften bisher regelmässig nur die 
Erwerbsteuer sammt dem Drittel derselben, d. i. insgesammt höchstens 
4200 fl. zu bezahlen, während sie doch ganz erhebliche Dividenden aus- 
zahlten und dabei noch sehr beträchtliche Reservefonds ansammelten. Die 
Gleichstellung dieser Reservefonds mit den künftigen allgemeinen Reserve- 
fonds wäre also materiell nicht gerechtfertigt gewesen und hätte es den 
(Gesellschaften überdies ermöglicht, einerseits alle auflaufenden Verluste aus 
diesen Reservefonds zu bestreiten und trotzdem als Abzugsposten geltend zu 
machen, andererseits aber auch die neuerlichen Dotationen dieser Reserve- 
fonds, soweit sie Specialreservefonds sind, zur Ausscheidung aus der 
Besteuerungsgrundlage zu begehren; hiedurch wäre aber in den ersten Jahren 
der Wirksamkeit des Gesetzes eine ungemein weitgehende Schädigung des 
Erwerbsteuerertrages zu befürchten gewesen. 

Um diesem Gesichtspunkte gerecht zu werden und andererseits doch 
auch für den Fall einer thatsächlich erwiesenen Versteuerung dieser Fonds 
den Billigkeitsmomenten Rechnung zu tragen, beschloss der Steuerausschuss 
die Einschaltung des Parapraphen 98, welcher verfügt, dass die unter der 
Herrschaft des Einkommensteuerpatentes angesammelten Reservefonds nur 
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dann den nach dem neuen Gesetze versteuerten Reservefonds gleichzuhalten 
seien, wenn sie 1. Specialreservefonds sind und 2. ihrer speciellen Widmung 
gemäss verwendet werden; endlich muss 3. seitens der Unternehmung nach- 
gewiesen werden, dass die Dotationen dieser Fonds seinerzeit thatsächlich 
der Besteuerung unterzogen wurden. Letzterer Beweis gilt als nicht erfüllt, 
wenn aus dem seinerzeitigen Jahreserträgnisse nicht mindestens ein grösserer 
Betrag, als an Gewinn und Verzinsung des Anlagecapitals zur Vertheilung 
gelangte, in die Besteuerungsgrundlage einbezogen wurde: Nur dann kann 
offenbar davon gesprochen werden, dass wenigstens ein Theil der Reservefonds- 
dotationen effectiv versteuert worden ist. 

Für die Erbringung dieses Beweises ist den Unternehmungen durch 
die Vollzugsvorschrift ein sechsmonatlicher Termin vom Zeitpunkte ihrer 
sogleich durchzuführenden individuellen Aufforderung eingeräumt. Es steht 
selbstverständlich in dem Belieben jeder Unternehmung, diesen allerdings 
ziemlich complicierten Beweis anzutreten, oder aber auf die in Aussicht 
gestellten Vortheile der Anerkennung dieser Reservefonds als bereits ver- 
steuerte Fonds zu verzichten. (Schluss folgt.) 


DER TERMINHANDEL, 
SEINE VOLKSWIRTSCHAFTLICHE BEDEUTUNG 
UND REFORM. 


VON 


DR. JULIUS BUNZEL (PRAG). 


I. 


Am 24. Juni 1896 wurde das neue Börsengesetz im deutschen 
Reichsgesetzblatte publiciert. Eine Flut von wissenschaftlichen Arbeiten, 
Broschüren und Reden war während des Jahrzehntes, welches seit der ersten 
parlamentarischen Anregung zu einer Reform des Börsenwesens nahezu 
verstrichen war, entstanden, in grösster Erbitterung war „der Kreuzzug 
wider den Terminhandel* unternommen worden, in der Börsenenquöte- 
commission war Freund und Feind oft hart aneinandergerathen, aber als nun 
der Kampf mit einem glänzenden Siege der Agrarier und Börsenfeinde 
geendet hatte, trat die nüchterne Ueberlegung wieder in ihr Recht, man 
fieng an mit den voraussichtlichen Wirkungen des Verbotes des Termin- 
handels in Getreide und Mühlfabrikaten wie in Antheilen von Bergwerks- 
und Fabriksunternehmungen zu rechnen und da stellte sich heraus, dass 
man sie auf beiden Seiten stark überschätzt hatte. Man sah ein, dass weder 
der Preis des Getreides nunmehr sofort erheblich steigen, noch die Börse 
geschlossen werden müsse und Professor Cohn, ein warmer Vertheidiger 
des Terminhandels, meinte,!) es wäre vom Standpunkte der Wissenschaft 
sehr erfreulich, wenn sich die Wirkungen des neuen Verbotes recht rein, 
nicht durch Surrogatformen gestört geltend machen würden, da man dann 
umso deutlicher werde sehen können, wieviel Wahrheit in den Anklagen 
stecke. „Der Worte“, schrieb er „sind genug gewechselt“, und wenn man 
die Menge der vor und nach dem Zustandekommen des Börsengesetzes 
geschriebenen Bücher und Aufsätze überblickt, wird man wohl geneigt sein, 
sich dieser Ansicht anzuschliessen. Und doch! Nun da auch bei uns in 
Oesterreich zum Kampfe gegen den Terminhandel aufs neue gerüstet wird, 
dürfte es vielleicht nicht ganz nutzlos sein, eine streng objective Darstellung 


.1) In einem Aufsatze: Der Reichstag und der Terminhandel in der „Socialen Praxis“ 
vom 7. Mai 1896. 
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seiner Ausgestaltung, der wirtschaftlichen Vortheile und Misstände, die er 
im Gefolge hat, mit Rücksichtnahme auf specifisch österreichische Ver- 
hältnisse zu versuchen, zumal da auch in Deutschland das gewiss nicht 
befriedigende Resultat der jahrelangen Berathungen über diesen Gegenstand 
wohl nur dem Umstande zuzuschreiben ist, dass man anfangs die Anschuldi- 
gungen der Agrarier für zu unhaltbar hielt, als dass man es für nöthig 
gehalten hätte, denselben energisch entgegenzutreten, wobei man allerdings 
übersehen hatte, dass die „Öffentliche Meinung“ auch durch die unsinnigsten 
Schlagworte beeinflusst werden und der unrichtigsten Ansicht zum Siege 
verhelfen könne. 

Dabei war in Deutschland die Regierung dem Terminhandel verhältnis- 
mässig wohlwollend gesinnt gewesen und hatte in der Thronrede, in welcher 
die Einbringung .eines Börsengesetzes angekündigt worden war, zugegeben, 
dass „die entwickelten Formen des Börsenhandels bei der heutigen Aus- 
dehnung des Umsatzes von Waren und Werten nicht entbehrt werden 
können.“ Bei uns in Oesterreich aber scheint die Regierung keineswegs auf 
diesem Standpunkte zu stehen, denn obwohl zugegeben werden muss, dass 
speciell die Wiener Börse für landwirtschaftliche Producte sich selbst alle 
Mühe gab, den Misständen, die im Gefolge des Terminhandels zutage getreten 
waren, nach Möglichkeit abzuhelfen, sprach der Ackerbauminister Graf 
Ledebur sowohl bei seinem Amtsantritte den Beamten als auch gelegentlich 
der Beantwortung einer Interpellation der Abgeordneten Hauck, Dötz 
und Genossen dem Parlamente gegenüber sich ziemlich energisch gegen 
die „Auswüchse des Terminhandels“ aus, deren Bekämpfung umso noth- 
wendiger sei als das Termingeschäft in Getreide, wenn sich selbst überlassen, 
eine bisher in Europa kaum geahnte Bedeutung anzunehmen drohe. Diese 
Worte mussten hauptsächlich deshalb auffallen und die Agrarier zu ener- 
gischem Vorgehen ermuthigen,') weil die gleichzeitig abgegebene Erklärung 
des Ministers gegen das berüchtigte Cartell der Zuckerindustriellen, betreffend 
die Rayonierung der Rübenankäufe, wirklich bedeutend „sanftmüthiger und 
milder“ klang. So dürfte denn auch die in der „Zeit“*) ausgesprochene 
Annahme, die Österreichische Regierung würde gewiss nicht zögern, dem 
Beispiele Deutschlands zu folgen und den Terminhandel in Getreide gänzlich 
verbieten, wenn die Majorität des Abgeordnetenhauses dies verlangen sollte, 
sich gegebenenfalls wohl bewahrheiten. Nur glauben wir, hoffen zu dürfen, 
dass sich eine solche Majorität des Abgeordnetenhauses nicht finden wird, 
wenn die Bevölkerung durch eine ruhige leidenschaftslose Besprechung der 
Verhältnisse, wie sie in Deutschland leider erst nach Annahme des Gesetzes 
stattfand, über die Vorgänge an der Börse und deren vielfach stark über- 
schätzte Wirkungen informiert sein wird. Zu dieser Klarlegung der Ver- 
hältnisse ein Scherflein beizutragen, ist der Zweck der folgenden Zeilen, in 


1) Es soll denn auch sowohl von Seite der Ungarn als von Seite der Cechen die 
Bildung einer Agrarpartei in Aussicht genommen worden sein. 

”) In einem am 29. August 1896 erschienenen Aufsatze des Dr. R. Drill: „Die 
Agrarfrage in Österreich.“ 
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denen wir nach einem kurzen Ueberblicke über die Entwicklung des Termin- 
handels zunächst seine gegenwärtige Ausgestaltung darstellen wollen.') 


II. 


Die Geschichte des Terminhandels ist die Geschichte seiner Bekämpfung. 
Das erklärt sich leicht daraus, dass sich zuerst das Effectenterminge- 
schäft entwickelte, welches nicht nur im allgemeinen einen weit specula- 
tiveren Charakter hat als das Warentermingeschäft, sondern auch in der ersten 
Zeit mangels anderer Objecte speciell auf Staatspapiere oder wenigstens 
auf von den Regierungen favorisierte Werte angewiesen war und die Staaten, 
wenn ihre Papiere fielen, mit allerlei in der Regel allerdings gänzlich 
wirkungslosen Maassregeln gegen die Börsen als die vermeintlichen Uebel- 
thäter auftreten zu müssen glaubten. Schon im 13. Jahrhunderte ?) hatten 
es anscheinend die Kaufleute für nöthig erachtet, behufs Abschluss jener 
Geschäfte, deren nutzbringende Ausführung, sei es infolge ihrer internationalen 
Natur, sei es infolge der Schwierigkeiten in der Eruierung des jeweiligen 
Gegencontrahenten auf dem Wege geschäftlicher Correspondenz unmöglich 
war, regelmässige Zusammenkünfte zu veranstalten, bei denen es sich dann 
auch herausstellte, zu welchen Preisen gewisse häufig umgesetzte Werte 
(Wechsel auf bestimmte Plätze oder Valuten gewisser Länder) an dem 
betreffenden Orte jeweils gehandelt wurden. Die Vereinfachung des Verkehres, 
welcher aus diesen Zusammenkünften resultierte, brachte es dann mit sich, 
dass einerseits die Geschäfte in diesen Werten sich mehr und mehr auf 
diese Plätze concentrierten und andererseits die Regierungen und grossen 
Handelsunternehmungen sich an diese Plätze wandten, um ihre Anlehens- 
scheine und Schuldverschreibungen leicht zu einem eutsprechenden Preise 
unterbringen zu können. Sie hatten natürlich auch nichts dawider einzuwenden, 
wenn dieser Preis ein zu hoher war, dagegen erregte es begreiflicherweise 
ihr Missvergnügen, wenn die Börse ihre Papiere niedrig bewertete, und da 
sie, ob mit Recht oder Unrecht, bleibe unterdess dahingestellt, „die Börse 
nicht für das Barometer ansahen, sondern für eine Anstalt, welche das 


1) Es muss mir selbstredend fernliegen, hier eine erschöpfende Behandlung des 
Gegenstandes versuchen zu wollen, da, um mit Professor Cohn zu reden, über dieses 
Thema nicht in dem Umfange von wenigen Bogen, sondern — vorausgesetzt, dass man es 
im Zusammenhange mit den nothwendig sich daran knüpfenden weiteren Gesichtspunkten 
und an der Hand einer das historische und statistische Material genügend verarbeitenden 
Methode behandelt, — vielmehr in dem Umfange von ebensoviel Bänden zu reden ist. 

2) Bereits im 13. Jahrhundert soll. ja eine Art Börse in einem der Familie van 
der Beurse gehörigen Hause, über dessen Eingang dar in 3 Geldbeuteln (Börsen) 
bestehende Familienwappen sich befunden hätte, existiert haben und 1304 eröffnete Philipp 
der Schöne die Pariser Börse, welcher die von Antwerpen (1531), Toulouse (1549), 
Hamburg (1558), London (1556, doch wurde die Royal Exchange erst 1564 von Gresham 
gegründet), Rouen (1566), Bordeaux (1571), Amsterdam (1608), Wien (12. August 1771), 
Berlin (1805, obschon auch früher börsenähnliche Zusammenkünfte stattgefunden hatten) 
und Budapest (1863) folgte. Vgl. hierüber: Wirth: Geschichte der Handelskrisen. Frank- 
furt (1874); R. Ehrenberg: Die Fondsspeculation und die Gesetzgebung. Berlin 1883; 
und D. Kohn: Der Getreideterminhandel. 1891. 
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Wetter machte“, glaubten sie in diesem Falle gegen die Börse im allge- 
meinen und die ein Drücken des Courses begünstigenden Einrichtungen 
derselben im besonderen auftreten zu müssen. Zu den angeblich ein Drücken 
der Course herbeiführenden Einrichtungen rechneten die Regierungen aber 
vor..allem das Termingeschäft, welches sich nach und nach an den Börsen 
entwickelt hatte, wohl aus dem Bestreben heraus, die Schwankungen, welche 
die für die einzelnen Werte festgesetzten Preise zeigten, zu Vermögens- 
vortheilen auszunützen. Ein solches Ausnützen auch des Fallens der Papiere 
zu speculativen Zwecken war allerdings nur durch das Termingeschäft 
möglich, da nur dieses ein Verkaufen von Werten auf einen späteren 
Zeitpunkt zuliess, während die Speculation 4 la hausse auch, wenngleich unter 
Inanspruchnahme grösserer Geldmittel, durch effectiven Ankauf und Einsperren 
der Effecten durchzuführen war. So musste der Terminhandel, welcher die 
den Effectenemittenten stets unliebsame Baissespeculation ermöglichte, auch 
den Regierungen, welche selbst Anleihen machten oder die Anleihen 
gewisser Gesellschaften begünstigten, höchst unbequem erscheinen und 
erliessen denn auch die Generalstaaten, als sich in ihrem Bereiche seit 
1602 ein Terminhandel in den Antheilen der holländisch-ostindischen 
Handelscompagnie entwickelt hatte, schon am 27. Februar 1610 ein Edict, 
in welchem sie beklagten, „dass Leute, die gar nicht bei der ostindischen 
Compagnie betheiligt seien, trotzdem Actien auf Zeit verkauft hätten und 
noch verkauften, in der Absicht, sie bis zum Lieferungstage wieder einzu- 
kaufen, wobei sie Praktiken anwendeten, die den Credit der Compagnie 
gröblich schädigten, wie auch Witwen und Waisen, die ihre Actien gerade 
zu verkaufen gezwungen seien, in ihrer geringen Habe arg beeinträchtigten‘. 
Sie verboten daher den Verkauf von Actien jedem, der sie nicht besass, 
ohne aber die Speculation à la hausse irgendwie zu erschweren.!) Am 
15. Juli 1621 wurde dann ein verschärftes Ediet auch für die Actien der 
westindischen Compagnie erlassen, welches 1623 auf die Actien der ost- 
indischen ausgedehnt und 1624, 1630 und 1636 wieder aufgefrischt wurde. 
Im Jahre 1677 wurde auch gegen die Verbreitung falscher Gerüchte und 
die Pfuschmakler, die illegale Geschäfte vermittelten, Stellung genommen, 
ohne dass jedoch alle diese Maassregeln oder die in der Literatur?) gemachten 
Reformvorschläge irgend ein Resultat erzielt hätten. Es wurden einfach 
Clauseln in die Kaufcontracte aufgenommen, wornach die Parteien ausdrücklich 
im vorhinein darauf verzichteten, die ihnen durch die Edicte etwa erwachsenden 
Rechte gegeneinander geltend zu machen, und wurden so die Actien der 
westindischen Compagnie schon vor dem Perfectwerden der Gesellschaft in 
bianco verkauft. | 

Auch in Frankreich machte man mit dem Versuche der Unter- 
drückung der Baissespeculation ähnliche Erfahrungen. Dort war durch 


1) So forderte auch die Verordnung vom 7. August 1785 lediglich, dass der Ver- 
käufer zur Zeit des Geschäftsabschlusses mit den Stücken und nicht auch, dass der 
Käufer mit dem zur Anschaffung der Effecten nöthigen Kaufpreise versehen sei. 

2) Die Angaben über die Literatur dieser Zeit finden sich bei G. Cohn: „Zeitge- 
schäfte und Differenzgeschäfte“ in den Jahrbüchern für Nat. und Stat. VII. Band (1866). 
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die Manipulationen des tollkühnen Financiers Law, der im Schaffen fietiver 
Werte noch heute unerreicht dastehen dürfte, eine ganz ungeheure 
Ueberspeculation geschaffen worden. Unterstützt wurde das wahnsinnige 
Treiben der Course durch die ebenfalls von Law eingeführte Agiotage. 
Law kaufte z. B. — wie Wirth?) schildert — Posten von mehreren 100 
Actien auf Zeit mit der Verpflichtung, sie in Münze zu zahlen, obwohl sie 
am Kauftage zu demselben Preise in Papier zu haben waren; oder er kaufte 
z. B. 200 Actien al pari auf Zeit und machte sich anheischig die Differenz 
von 200 Livres per Actie zu verlieren, wenn sie zur Lieferungszeit unter 
500 stehen und er sie nicht übernehmen würde. So wurde das Prämien- 
geschäft eingeführt und das Publicum zum Spielen gereizt. Das Resultat 
war, dass, nachdem die Actien der Compagnie des Indes bis auf 13.500 
gestiegen waren, im Jahre 1720 eine Krisis eintrat, welche mit einem 
Deficit von 2500 Millionen für die Spieler endete und neben vielen anderen 
Existenzen auch die Laws vernichtete. Als nun alles vorüber war, erschien 
am 24. Septembar 1724 eine Verordnung, welche 1. Die Winkelbörsen durch 
eine staatlich anerkannte Fondsbörse ersetzte, 2. ein Maklerprivilegium für 
die Compagnie des Agents de Change schuf und 3. ein Verbot aller Zeit- 
geschäfte in Fonds aussprach. Die letzte Verfügung wurde allerdings nicht 
beachtet, doch blieb der Effectenmarkt ruhiger, bis es im Jahre 1776 zur 
Gründung der Caisse d’Escompte kam und eine verwegene Spielerclique 
mit dem Abbe d’Espagnac an der Spitze die Erinnerung an die Zeiten 
Laws wieder lebendig machte. Auch diesmal wurde, nachdem die Baisse 
sich wieder geltend gemacht hatte, am 7. August 1785 ein Decret erlassen, 
welches alle Käufe und Verkäufe über königliche und andere Effecten für 
nichtig erklärte, wenn sie auf Zeit und ohne Ueberlieferung oder ohne die 
wirkliche durch £inregistrierung von einem Wechselagenten bestätigte 
Einhändigung der Effecten im Augenblicke der Unterzeichnung des Vertrages 
geschlossen worden waren. Die Publication dieses Decretes, dessen Ueber- 
tretung mit 24.000 Pfund Sterling Strafe, Ausschliessung von der Börse 
und Streichung aus der Liste der Banquiers geahndet werden sollte, wurde 
zwar am 2. October desselben, am 22. September des folgenden und am 
14. Juli des zweitfolgenden Jahres wiederholt, ohne dass sich jedoch dadurch 
seine Wirkung wesentlich gesteigert hatte. Auch die „denonciation de 
J’agiotage au Roi et à l’assemble&e des Notables‘ des Grafen Mirabeau 
im Jahre 1787, in welcher dieser zwar eine treffliche Charakteristik der 
Speculation gab als Mittel zu ihrer Bekämpfung, aber im wesentlichen 
lediglich die Schaffung einer das Spiel bekämpfenden freien Presse «ınd 
öffentlichen Meinung empfahl, hatte keinen merklichen Erfolg. Doch wurde 
es während der französischen Revolution und der Regierung Napoleons auf 
dem französischen Effeetenmarkte stiller; die Speculation befasste sich meist 
mit englischen Consols. . | 

Trotzdem wurden in dieser Zeit in einer Verordnung vom 26. Prairial 
X alle Zeitgeschäfte verboten, im Code penal (Art. 421, 422) die — bei 


1) A. a. 0O., S. 19. 
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Unmöglichkeit der Disposition des Verkäufers über die Effecten präsumierten 
— Wetten auf das Steigen oder Sinken der öffentlichen Effecten bei 
schweren Strafen verboten, im Code civil (Art. 1965) die Börsendifferenzen 
für unklagbar erklärt und auch der Code de commerce (Art. 76, 86) enthielt 
dementsprechende Bestimmungen. Die Judicatur sprach sich jedoch im 
allgemeinen bis zum Jahre 1823 mehr für die Giltigkeit der Börsengeschäfte 
aus. Nach den Emissionen des Jahres 1823 bis zum Jahre 1830 wurde 
die Praxis strenger, von 1830—32 wieder milder. Seit 1849 wurden dann 
die Geschäfte im allgemeinen für giltig erachtet wenn 1. ihr Umfang im 
richtigen Verhältnis zum Vermögen des Contrahenten stand, 2. ein an- 
gemessener Theil durch effective Lieferung erfüllt wurde, 3. der Kläger 
glauben musste, die Operationen des Geklagten seien reelle gewesen, 
4. der Verkäufer durch Anerbieten der Lieferung erwies, dass die Stücke 
wirklich vorhanden seien, 5. eine erkennbare Absicht wirklicher Erfüllung 
vorlag und 6. Deckung gegeben worden war. Von 1852 (der Gründung 
der Credit mobiliers) bis zum Courssturz (1856) war die Praxis wieder eine 
sehr strenge, dann wurde sie aber wieder milder, und durch das Gesetz 
vom 28. März 1885 wurden alle die Zeitgeschäfte einschränkenden Be- 
stimmungen behoben, da man dieselben geradezu für die Grösse der 1882er 
Krisis verantwortlich gemacht hatte. 

In England waren zwar schon im Jahre 1697 die auf länger als 
3 Tage abgeschlossenen Zeitgeschäfte für nichtig erklärt worden, doch 
wurde das Prämiengeschäft erst gleichzeitig mit der Emission der Südsee- 
actien (1711) eingeführt und entwickelte sich erst um diese Zeit ein leb- 
hafteres Börsenspiel. Ihren Höhepunkt erreichte die Bewegung jedoch im 
Jahre 1720, wo sich ganz abnorme Coursschwankungen bei den Südseeactien 
zeigten. Sie waren Ende Mai 550 Proc., am 2. Juni 890 Proc., am 3. Juni 
640 Proc. gestanden und giengen als die Südseegesellschlaft selbst eine 
nachdrückliche Handhabung der gegen die schwindelhaften Gründungen 
gerichteten Bubblesacte forderte, am 29. September auf 175 herunter. Die 
Folge der hiedurch entstandenen Krisis war ein im Jahre 1733 eingebrachtes 
Gesetz, welches 1. alle Prämiengeschäfte in Fonds untersagte und mit 
schweren Strafen!) belegte, 2. die Reguliernng irgendwelcher Fondsgeschäfte 
durch Differenzzahlung verbot und 3. jeden Verkauf von Fonds, die der 
Verkäufer zur Zeit des Geschäftsabschlusses nicht factisch besass, für 
ungiltig und strafbar erklärte. Zur Begründung dieser strengen Maassregeln 
war u. a. auch angeführt worden, dass die Speculation sich über den Gang 
der Politik oft besser unterrichtet gezeigt hatte als die Regierung selbst, 
was der letzteren begreiflicherweise nicht angenehm sein konnte. Im übrigen 
war das ganze Vorgehen fast völlig wirkungslos, denn „da es ein Funda- 
mentalgrundsatz der Fondsbörse war, die Unanfechtbarkeit aller Börsen- 
geschäfte um jeden Preis aufrecht zu erhalten, duchte nie jemand daran, 

!) Die Prämie war doppelt zurückzuerstatten und ausserdem eine Geldstrafe von 


500 Pfund Sterling zu zahlen. Ein Handelsmann, der mehr als 5 Pfund Sterling in solchen 
Geschäften vorloren hatte, gieng überdies der Vortheile des Bankruttengesetzes verlustig. 
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Geschäfte deshalb in Frage zu stellen, weil sie gegen das Gesetz von 1734 
verstiessen*. Durch die Judicatur wurde überdies die Wirksamkeit des 
Gesetzes auf die Staatspapiere beschränkt und 1860 wurde es gänzlich 
aufgehoben. Auch die infolge der 1866 Bankkrisis im Jahre 1867 einge- 
brachte Leemannsbill, durch die alle diejenigen Geschäfte in Bankactien für 
nichtig und -rechtsungiltig erklärt wurden, bei deren Abschluss der Verkäufer 
nicht sofort ein vollständiges Nummernverzeichnis der gehandelten Actien 
mitliefern würde, blieb gänzlich wirkungslos — musste es auch bleiben, 
da es allen Mitgliedern der Fondsbörse nach den Statuten untersagt war, 
Forderungen gegen ein anderes Mitglied oder dessen Clienten gerichtlich 
einzuklagen. Vom 9. Juni 1877 bis in den April des Jahres 1878 tagte 
dann eine Enquöte, welche 53 Sachverständige vernahm, 8831 Fragen an 
dieselben richtete und am 31. Juli 1878 Bericht erstattete, ohne dass es 
jedoch zu einem Resultate gekommen wäre. Das Termingeschäft beherrscht 
heute vielmehr in England fast gänzlich den Markt und wer per Cassa 
kaufen will, muss sogar in der Regel „Façon“ bezahlen. +) 

In Preussen dürfte das Effectentermingeschäft zuerst im Jahre 1807 
einen grösseren Umfang angenommen haben.?) Es war das in der Periode 
der grossen Staatsanleihen (1800—1832), in welcher auch als Folge der 
Krisis im Jahre 1825 eine nach deutscher Art überaus gründliche theoretische 
Discussion über den Terminhandel sich entspann, die aber nur wenig prak- 
tisches Material zu Tage förderte. Als dann in der Periode der Eisenbahn- 
gründungen (1833—1850) die Speculation wieder allzusehr überhandnahm, 
wurde 1836 ein Verbot aller Zeitgeschäfte in spanischen Staatsanleihen 
erlassen, welches dann am 13. Mai 1840 auf die Zeitgeschäfte in allen aus- 
ländischen Wertpapieren und am 24. Mai 1844 auf alle Zeitgeschäfte in 
Actienpromessen, Interimsscheinen, Quittungsbogen oder in sonstigen die 
Betheiligung bei einem Eisenbahnunternehmen bekundenden aber vor Be- 
richtigung des vollen auf die Actien oder Obligationen einzuzahlenden 
Betrages ausgegebenen Papieren ausgedehnt wurde. Nun hatte aber zu den 
vielen Eisenbahnbauten, welche durch Privatunternehmungen vorgenommen 
worden waren, Geld gefehlt und dies war auf der Börse nicht anders zu 
beschaffen gewesen als durch den Ultimohandel; denn wer Actien zeichnen 
wollte, that dies nur, wenn er einen Ort hatte, wo er sein Geld jederzeit 
wieder haben konnte, wenn er es für andere Zwecke brauchte. Als nun das 
Zeitgeschäft in Quittungsbogen untersagt worden und damit denen, die sich 
an den Eisenbahnunternehmungen betheiligen wollten, die Möglichkeit be- 
nommen war, ihres zu erwartenden Actienbesitzes sich gegebenen Falles 
auch vor der Ausgabe der Actien entäussern zu können, stockten die 
Zeichnungen, der Ausbau vieler Eisenbahnen musste unterbleiben und ein- 
zelne Unternehmungen, die bereits Material gekauft hatten, mussten dasselbe 
wieder verkaufen. Bald allerdings begann man die verbotenen Geschäfte erst 


1) Vgl. die Aussage des Sachverständigen Goldschmidt in der Börsenenque£te- 
commission (Seite 1595 der Stenogr. Protokolle). 
2) Stenogr. Protokolle der B.-E.-C. Seite 657 und 1154. 
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auf Umwegen und dann offen weiter zu betreiben, so dass im Jahre 1860 
die Verordnungen wieder aufgehoben und auch in den folgenden Speculations- 
perioden, welche durch die Gründungen der Credit mobiliers (1851—1861) 
und die industriellen Massengründungen (seit 1862) charakterisiert sind, 
nicht erneuert wurden. Man versuchte nun die Speculation mit dem jedenfalls 
für den Staatsschatz rentableren Mittel der Börsensteuern zu bekämpfen, und 
auf die Vorlagen aus den Jahren 1869, 1871, 1875, und 1878 folgte in 
den 80er Jahren eine Reihe von Gesetzen, die mit dem vom 27. April 1894 
ihren vorläufigen Abschluss fand. Unterdess hatte jedoch das Börsengeschäft 
im allgemeinen und das Termingeschäft im besonderen an Ausdehnung nur 
zugenommen. In Berlin z. B. waren Termincourse am 8. Mai 1868 zum 
erstenmale amtlich (im nichtamtlichen Theile des Coursblattes) zur Notierung 
gelangt und 1892 hatten schon 40 Papiere einen regelmässigen Termin- 
verkehr. Unterdess war am 16. Mai 1889 an die verbündeten Regierungen 
eine Petition um Beschränkung oder Verbot des Terminhandels in Deutsch- 
land gelangt und es mehrten sich die Stimmen nach einer Reform des 
Börsenwesens überhaupt. So wurde denn am 6. Februar 1892 eine Enquéte- 
commission unter dem Vorsitze des Reichsbankpräsidenten Dr. Koch vom 
Reichskanzler einberufen, die aus 7 Beamten, 7 Kaufleuten, 3 Herren vom 
Bankfache, einem Fabriksbesitzer, 6 Landwirten, einem Müller und 3 
Gelehrten bestand.') Die Commission hielt in der Zeit vom 6. April 1892 
bis zum 19. November 1893 93 Sitzungen ab, bei denen sie 115 Sach- 
verständige, 39 aus der Effectenbranche, 16 aus der Getreidebranche, 10 
Landwirte, 10 Sachverständige aus dem Müllereigewerbe, 6 aus der Spiritus-, 
7 aus der Zucker- und 5 aus der Textilbranche, 8 Männer der Wissenschaft 
und Rechtspflege und 5 Börsenberichterstatter, einvernahm. Das Material, 
welches die Commission sammelte, ist in den Sachverständigenprotokollen?), 
in schriftliche Gutachten, statistischen Zusammenstellungen über die Aus- 
gabe von Wertpapieren, Auszügen aus der Gesetzgebung verschiedener 
Länder und der Rechtssprechung des deutschen Reichsgerichtes, sowie in 
dem Bericht der Commission an den Reichskanzler niedergelegt. Ihr Er- 
gebnis befriedigte die Gegner des Terminhandels jedoch durchaus nicht, 
und erklärte Graf Arnim-Muskau in der XIX. Generalversammlung der Ver- 
einigung der Steuer- und Wirtschaftsreformer °) „die Regierung hätte in 
sehr geschickter Weise dafür gesorgt, dass die manchesterliche Richtung 
bei den Abstimmungen die Oberhand behalte“. Als daher der Bundesrath 
am 3. December 1895 eine Vorlage, die sich im wesentlichen an die Vor- 
schläge der Bérsenenquétecommission hielt, an den Reichsrath geleitet und 
dieser dieselbe am 11. Jänner 1896 an die Commission gewiesen hatte, 
nahm schon die Commission in 27 Sitzungen mehrfache das Gesetz ver- 


1) Vgl. hierüber A. Endemann: „Das Börsengesetz“ in den Jahrbüchern für Nat. 
und Stat. 1896 (3. F., XII. Band, S. 386). 

2) Dieselben umfassen allein 4 Bände mit 3604 Seiten. 

3) Vgl. die Broschüre: Die Reform der Productenbörsen von Graf von Arnim 
Muskau und Landrath Geschen-Brömerhof. Berlin 1894. 
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scharfende Aenderungen an und in der zweiten Lesung im Plenum (die vom 
28. April bis zum 1. Mai dauerte) wurde dann auch das Verbot des Termin- 
handels in Getreide und Mühlfabrikaten, sowie einer bestimmten Art von 
Effecten angenommen. Die dritte Lesung erfolgte am 5. und 6. Juni 
die Verkündigung als „Börsengesetz vom 22. Juni 1896‘ erfolgte am 
24. Juni desselben Jahres. 

Ueber die Wirkung dieses in seinen wesentlichen Bestimmungen erst 
am 1. Jänner 1897 in Kraft getretenen Gesetzes können zunächst allerdings 
nur Muthmaassungen aufgestellt werden. Was aber speciell das Resultat 
des Verbotes des Terminhandels in den Antheilen von Bergwerks- und 
Fabriksunternehmungen anbelangt, so dürfte jene Schilderung der Sach- 
lage sich als zutreffend erweisen, die „Pluto“ in der Zukunft vom 
17. October 1896 entwirft, indem er sagt: Man fragt nicht mehr, wie geben 
sie Harpener oder Laura per Ultimo, sondern.man kauft per comptant und 
fragt wie geben sie Geld per Ultimo oder verständlicher ausgedrückt: 
man gibt einem Commissionär den Auftrag per Cassa zu kaufen, zahlt 
jedoch erst am Ultimo. Der Zweck des Termingeschäftes, ohne sein Capital 
zu binden speculieren zu können, wird auch hiedurch vollkommen erreicht. 
Der einzige Unterschied besteht darin, dass die Effecten nunmehr bei dem 
Commissionär — falls dieser sie wirklich kauft — statt bei irgendeinem 
Dritten liegen werden. Bei grösseren Posten, bei denen das Vermögen des 
Commissionärs zu einer derartigen Creditgewährung nicht ausreicht, wird 
an die Stelle dieser Manipulation eine andere treten, indem der Commissionär 
die Papiere für den Speculanten zwar per Cassa kaufen, sie aber bis zum 
Ultimo in Lombard geben wird, in welchem Falle er selbst nur einen Theil 
ihres Wertes zu bezahlen braucht. Dasselbe kann natürlich auch der 
Speculant selbst thun. Der Wege zur Umgehung eines Effectenterminhandels- 
verbotes gibt es im übrigen soviele, dass die Berliner Börsenenquöte- 
Commission von dem Vorschlag eines Registers für Effectentermingeschäfte 
hauptsächlich aus dem Grunde abstand, weil sie einsah, dass die Termin- 
geschäfte in diesem Falle einfach in andere Formen würden gekleidet 
werden.') So hat es denn nicht den Anschein als ob die Wirkung dieses 
neuesten deutschen Effectenterminhandelsverbotes von der seiner Vorgänger 
wesentlich abweichen würde. 

In Oesterreich, wo sich der Effectenterminhandel überhaupt spät 
entwickelte, ist es bisher zu einem Verbote des Terminhandels noch nicht 


1) Die Warrens’sche Wochenschrift brachte am 22. November 1896, die dem 
Berliner Börsencourier entnommene Nachricht, dass man nunmehr in Deutschland auf 
das Termingeschäft in Effecten überhaupt verzichten wolle. Das Cassageschäft würde 
sich alsdann — falls es für speculative Zwecke verwendet werden sollte — derart 
gestalten, dass die Käufer für die Stücke erkannt und für den Betrag belastet, die Ver- 
käufer für die Stücke belastet und für den Betrag erkannt würden. Nach ainer bestimmten 
Frist wären dann die Stücke gegen den valedierenden Betrag zu übernehmen respective 
zu liefen. Diese Art des (Geschäftsabschlusses hätte vor dem Terningeschäfte den 
Vorzug, dass die Geldbeschaffung auf der Börse über den ganzen Monat vertheilt, also 
wesentlich erleichtert würde. 
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gekommen. Ja nach der Krisis des Jahres 1873 wurde im Gegentheil durch 
das Gesetz vom 1. April 1875 bei der Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten 
aus Börsengeschäften !) die Kinwendung, dass dem Anspruche ein als Wette 
oder Spiel zu beurtheilendes Differenzgeschäft zu Grunde liege, für unstatt- 
haft erklärt.?) Doch ist es, wie schon in der Einleitung erwähnt wurde, 
durchaus nicht unmöglich, dass nunmehr das Versäumte eingeholt wird. 
„Der deutsche Landwirt“, das Organ des deutschen .landwirtschaftlichen 
Centralverbandes für Böhmen, meint diesbezüglich:°) „Die Reform der Börsen- 
gesetzgebung ist allerdings noch nicht vollzogen; doch dürfte nach den 
sowohl in den verschiedenen Landtagen als auch im Abgeordneten- 
hause*) vorausgegangenen diesbezüglichen Initiativanträgen und der muth- 
maasslichen Stellung der Regierung zu denselben zu schliessen, sowie weiter 
nach der Stellung, welche die Vertreter der Landwirtschaft in der letzt 
(am 1. und 2. September 1. J.) stattgefundenen Enquête betreffend die 
Warenumsatzsteuer eingenommen haben.) auch in Oesterreich die Ab- 
schaffung der Blancotermingeschäfte in Getreide nach deutschem Muster in 
absehbarer Zeit bevorstehen.“ Dass aber in diesem Falle auch das Verbot 
für eine Anzahl von Effecten bald folgen würde, unterliegt wohl keinem 
Zweifel. Allein an dem guten Willen, den Effectenterminhandel zu unter- 
drücken, hat es ja schliesslich nie gefehlt, wohl aber an der Kraft, diesen 
Willen zur That zu machen und an dem Verständnisse, hiebei die richtigen 
Mittel zu ergreifen. Denn dass die Repressivmaassregeln, mit welchen die 


1) Als Börsengeschäfte sind nach § 12 B.-G. anzusehen jene Geschäfte, die im 
öffentlichen Börsenlocal in der festgesetzten Börsezeit über solche Verkehrsgegenstände 
geschlossen worden sind, welche an der betreffenden Börse gehandelt oder notiert werden 
dürfen. 

2) Das Börsengesetz war zuerst im Herrenhause berathen und am 27. November 
1874 an das Abgeordnetenhaus geleitet worden, welches eine neungliedrige Commission 
wählte, die aus den Abgeordneten Dr. Brestel (Obmann), Dr. Menger (Berichterstatter), 
Göhl, Ladenburg, Lienbacher, Neuwirth, v. Seutter, Freiherr v. Tinti und 
Graf Wodzicki bestand. Die Commission erstattete nach Veranstaltung einer kleinen 
Expertise einen Bericht, den das Haus in zweiter und dritter Lesung fast unverändert 
genehmigte. Das Herrenhaus, an welches der Entwurf nochmals gelangen musste, da 
die Beschlüsse des Abgeordnetenhauses mit den früheren des Herrenhauses divergierten, 
änderte jedoch die die Börsenaufsicht und Börsendisciplin betreffenden §§ 11 und 17 
abermals ab und wurde der Entwurf schliesslich am 20. März 1875 mit den vom Herren- 
hause beantragten Abänderungen, „mit Rücksicht darauf, dass es im hohen Grade 
wünschenswert sei, dass das Gesetz perfect werde“, im Abgeordnetenhause in zweiter und 
dritter Lesung geuehmigt. 

5) In der Nummer vom 16. October 1896. 

4) In der Sitzung vom 29. September 1. J. wurde vom Abgeordneten Parish und 
Genossen folgender Antrag gestellt: Das hohe Haus wolle beschliessen: Die Regierung 
wird aufgefordert ehethunlichst dem Abgeordnetenhause des Reichsrathes einen Gesetz- 
entwurf zur Abschaffung des börsenmässigen Terminhandels mit landwirtschaftlichen 
Producten, soweit sich dieser nicht auf eflective Lieferung verpflichtet, vorzulegen. 

5) Bei der erwähnten Enquéte sprachen sich die Vertreter der Landwirtschaft wie 
des Müllereigewerbes allerdings fast durchwegs ziemlich scharf gegen den Terminhandel 
aus, ohne es jedoch für nöthig zu finden, ihre Ansicht auch zu begründen. Im übrigen 
wird von dieser Enquéte und ihren Ergebnissen noch die Rede Sein, 
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Regierungen bisher ihr Auskommen zu finden glaubten, die richtigen Mittel 
zur Bekämfung der Ausschreitungen des Terminhandels nicht waren und 
dass sie auch in Zukunft eine bessere Wirkung kaum haben werden, dürfte 
sogar aus diesem kurzen Ueberblick über seine Geschichte unschwer ent- 
nommen werden können. 

Ist aber der Effectenterminhandel aus dem Bestreben entstanden, der 
Speculation die Möglichkeit zu gewähren, auch aus dem Fallen der Course 
Gewinn zu ziehen und ist daher der Kampf gegen den Effectenterminhandel 
seiner Aussichtslossigkeit halber zwar sehr skeptisch, aber gewiss nicht 
unsympatisch zu beurtheilen, so liegen die Verhältnisse beim Waren- 
terminhandel ganz anders; denn dieser entstand aus den Bedürfnissen 
den „legitimen Handels“ und nicht aus denen der Speculation heraus. Seit 
sich ein selbständiger Handelsstand entwickelt hatte, dessen Aufgabe es 
war, den Producenten, die, sobald sie mehr producierten als sie selbst 
gebrauchten, neben der Gefahr der Erzeugung noch die der Verwertung 
der Producte trugen, den Absatz ihrer Producte zu erleichtern, war es klar 
geworden, dass der Handel, wenn er seine Aufgabe vollkommen erfüllen 
wollte, nicht nur jene Quanten kaufen durfte, wie sie den jeweiligen Be- 
dürfnissen der Consumenten entsprachen, sondern dass er auch Waren 
kaufen musste, bevor er sich die Consumenten definitiv gesichert hatte, da 
der Besitz verfügbarer Vorräthe die Geschäfte und die Erschliessung neuer 
Absatzgebiete erleichterte. Doch hatte der Handel damit dem Producenten 
zwar das Risico der Verwendbarkeit der fertigen Producte abgenommen, 
es blieb demselben jedoch das Verwertungsrisico noch bis zur erfolgten 
Fertigstellung der Producte, und um ihm auch dieses abzunehmen, musste 
der Handel dem Producenten für seine zukünftigen Producte einen be- 
stimmten Preis, der entweder auf der Basis einer Mindestqualität zu normieren 
oder je nach dem thatsächlichen qualitativen Ausfalle der zukünftigen 
Producte zu modificieren war, versprechen. Gegen das nun übernommene 
volle Verwertungsrisico musste sich der Händler aber zu versichern 
trachten und so suchte er die auf Lieferung gekauften, vielleicht noch gar 
nicht fertigen Producte wieder auf Lieferung zu verkaufen, um so das 
Risico auf die Schultern des Käufers zu wälzen. War z. B. früher der Königs- 
berger Exporteur!) gezwungen, mit seinen während des langen Winters 
gemachten Einkäufen von Ende November (dem gewöhnlichen Schlusse) bis 
Ende April (der gewöhnlichen Wiedereröffnung der Schiffahrt) zu speculieren, 
so war ihm mit der Möglichkeit des Abschlusses von Lieferungsverträgen 
mit dem Auslande nun die Möglichkeit der Beseitigung dieses Speculations- 
risicos gegeben. Ueberdies war der Lieferungshandel nicht nur für den 
Händler vortheilhaft, auch für den Producenten musste es bei wachsendem 
Verkehre und steigender Concurrenz wünschenswert erscheinen, sich einerseits 
das nöthige Rohmaterial zu sichern und andererseits etwas von seinen 
Producten unterzubringen. Und so erklärt sich die rasche Entwicklung des 


1) Vgl. S. Uron: „Ueber Lieferungsgeschäfte und kaufmännischen Schwindel.“ 
Berlin 1875, S. 6. | 
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Lieferungshandels vollkommen aus den Bedürfnissen des Handels und 
der Production. Damit sich aber für die Lieferungsgeschäfte auch immer 
die nöthigen Gegencontrahenten finden, suchte man dem ungebundenen 
Capitale die Betheiligung an dem Lieferungshandel zu ermöglichen. 
Aehnlich wie bei Lloyds in England jeder Capitalist für einen beliebigen 
Theil des Wertes eines beliebigen Schiffes oder der in. denselben be- 
findlichen Waren die Versicherung übernehmen kann, sollte ihm durch 
Schaffung einheitlicher Bedingungen (Standardmuster. Normen, Regulative) 
auch die Möglichkeit gegeben werden, sich vorübergehend oder dauernd 
mit dem Handel eines Artikels ohneweiters zu befassen und es dem 
Handler so ermöglicht werden, das Verwertungsrisico und damit allerdings 
auch die Gewinnstchance wenigstens zum Theile auf den Capitalisten zu 
übertragen.') Die Schaffung einheitlicher Bedingungen für die Lieferungs- 
geschäfte war aber nicht nur deshalb wünschenswert, weil sie die Be- 
theiligung an den Geschäften erleichterten und somit den Markt für die 
Waren. in denen diese abgeschlossen wurden, vergrösserten, sondern es drängte 
auch die Schnelligkeit, mit welcher die Nachrichten über die Lage der 
Artikel den anderen Märkten mitgetheilt werden konnten, zu einer gleich- 
förmigen Ausgestaltung des Geschäftsabschlusses an den verschiedenen 
Märkten. So entstanden denn für bestimmte Artikel die Börsenusancen,” auf 
deren Grundlage die Termingeschäfte in den betreffenden Waren abgewickelt 
werden. Obzwar sich also der Warenterminhandel lediglich infolge des 
Bestrebens, den Markt für die einzelnen Artikel zu vergrössern und den 
Warenumsatz zu erleichtern, entwickelt hat, glaubt man nunmehr doch auch 
gegen ihn den Kampf eröffnen zu müssen, da man meinte, dass er wie 
der Effectenterminhandel lediglich im Interesse der Speculation. geschaffen 
worden sei. Man übersieht dabei, dass auf dem Warenmarkte die. Speculation 
gar nicht in dem Maasse in den Vordergrund treten kann, wie auf dem 
Effectenmarkte; denn wenn auch die Effectenbörse nicht der Markt ist. 
auf dem sich Vorrath und Bedarf und die wechselseitigen Austausch- 
bedürfnisse miteinander treffen und ausgleichen, sondern die Gelegenheit, 
bei welcher ein kleiner Bruchtheil von sogenannten Kaufleuten zusammen- 
kommt, um die ausserhalb des Börsensaales aufgespürte Gelegenheit durch 
Geschäfte mit andern Leuten (dem sog. Publicum) Gewinn zu machen — 
zu realisieren, ?) so treffen doch auf der Warenbörse Producenten und Con- 
sumenten unmittelbar zusammen und können dort ihre wechselseitigen Aus- 
tauschbedürfnisse befriedigen. Dass der Warenterminhandel nicht den Bedürf- 
nissen der Speculation, sondern denen des Verkehrs entsprang, ist im 
übrigen auch daraus ersichtlich, dass er erst in neuerer Zeit, als der Waren- 
verkehr eine bestimmte Ausdehnung genommen hatte und nur in Artikeln, 
in denen ein grösserer Umsatz erzielt wird, entstanden ist. Wir finden 





1) Vgl. „Der Terminhandel“, Abdruck aus der „Hamburgischen Börsenhalle“. 
Hamburg 1895, S. 9 f. und S. 15 f. 

2) Vgl. A. Eschenbach: „Die Fondsbörse und ihre hauptsächlichen Beziehungen 
zur Landwirtschaft.“ Prenzlau 1894, S. 5. 5 
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allerdings schon in früher Zeit den Termingeschäften ähnliche Geschäfts- 
abschlüsse. So verbot im Jahre 1417 die Hansa Geschäfte mit noch nicht 
fertigen Waren mit der Bemerkung, dass man den Häring nicht verkaufen 
dürfe, ehe er gefangen, das Getreide,.ehe es gedroschen und das Tuch, ehe 
es fertig ist.!) Im Jahre 1621 gab es in Holland einen Lieferungshandel 
in Producten der Walfischfängerei (Thran und Walfischbarten) und im 
Jahre 1634 trieb die Tulpomanie ihre schönsten Blüthen. Wirth berichtet 
hierüber:?) „Die Speculation war bereits damals nach ähnlichen Principien 
geleitet (wie heute). Geschäfte wurden abgeschlossen auf die Lieferung 
gewisser Tulpenzwiebel und wenn — wie ein Fall vorkam — nur 2 Stück auf 
dem Markte waren, so wurde Herrschaft und Land, Pferde und Ochsen, 
Hab und Gut verkauft, um die Differenzen zu zahlen. Contracte wurden 
abgeschlossen und Tausende von Gulden für Tulpen bezahlt, welche weder 
der Makler, noch Käufer, noch Verkäufer gesehen hatte.“ Ein Gutsherr 
kaufte z. B. von einem Bürger eine Tulpenzwiebel, lieferbar in 6 Monaten, 
um den Preis von fl. 1000. War die Zwiebel auf fl. 1500 gestiegen, bekam 
er fl. 500, war sie gefallen, so zahlte er darauf. So wurden die unsinnigsten 
Spielgeschäfte abgeschlossen und die unglaublichsten Summen für Tulpen- 
zwiebeln gezahlt, bis schliesslich der Schwindel ein Ende nahm und die 
Contracte entweder überhaupt nicht eingehalten oder durch wirkliche Lieferung 
erfüllt wurden. Um das Jahr 1720 soll es in Amsterdam schon in Kaffee, 
Pulver, Salpeter, Cacao, Cochenille, Brantwein, Korn (hierin war es schon 
1693 verboten worden und 1757 wurde das Verbot wiederholt), Barten und 
Oel des Walfisches, Stärke, Borax und anderen Waren eine Art Termin- 
geschäft gegeben haben, doch sind diese Geschäfte, wie Fuchs?) ganz 
richtig bemerkte, nicht unter die modernen Termingeschäfte zu rechnen, 
weil bei ihnen weder die Qualität der gehandelten Waren usancenmässig 
festgestellt war, noch eine Coursnotierung erfolgte, was, wie wir sehen 
werden, ein wesentliches Merkmal der modernen Termingeschäfte ist. Dieses 
ist erst in diesem Jahrhundert auf den Warenbörsen, wo sich der Gross- 
handel concentrierte, entstanden. Der Warengrosshandel hatte zwar auch 
schon auf den früheren Wochen- und Jahrmärkten neben dem Detailhandel 
bestanden, er hatte sich an den grossen Warenauctionen‘) betheiligt und 
bei den Messen sich auch bereits des Lieferungsgeschäftes bedient, zur 
vollen Entfaltung war er jedoch erst auf den Börsen gelangt, die sich theils 
als Productenbörsen mit einer Reihe von Artikeln (Getreide, Mehl, Mahl- 
producte, Malz, Hülsenfrüchte, Oel, Rüb- und Leinöl und Spiritus), theils 
als Specialbörsen °) nur mit einzelnen Artikeln befassen. Auf diesen Börsen 

1) Vel. Roschera System, III, 93. 

2) L. c., S. 6. | 

3) Vgl. Stenogr. Protokoll der B.-E.-C., S. 3557. 

4) So finden grosse Kaffeeauctionen in Amsterdam und Rotterdam und Wollauctionen 
in London, Havre und Antwerpen statt. | 

5) Solche Specialbörsen existieren u. a. für Zucker in Paris und Magdeburg, für 


den Buchhandel in Leipzig, für Petroleum in Bremen und für Eisen und Baumwolle in 
Liverpool. | | 
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hat sich mit dem Grosshandel auch das Termingeschäft immer mehr ent- 
wickelt, und hat z. B. das Getreidetermingeschäft in Amerika den Effectiv- 
handel bereits fast völlig verdrängt und zwar in dem verhältnismässig 
kurzen Zeitraum von circa 25 Jahren.') In langsamen, fast unmerklichen 
Abstufungen hat es sich aus dem gewöhnlichen Lieferungsgeschäfte heraus 
entwickelt, ohne vor den 70er Jahren eine Bedeutung zu gewinnen. Im 
Jahre 1870 sollen in Millwanke einzelne Termincontracte. abgeschlossen 
worden sein; im grossen entwickelte sich das Termingeschäft jedoch erst 
1871 an der New-Yorker und 1879 an der New-Orleanser Börse. Schon im 
Jahre 1887 bildeten aber an der New-Yorker Börse die Termingeschäfte 
94°/, Proc. aller in Weizen abgeschlossenen Geschäfte und in Chicago 
sollen jährlich 7'/, Milliarden Bushels (das 16fache der Jahresernte der 
Vereinigten Staaten) umgesetzt werden. Zu einer derartigen Ausdehnung 
ist in Europa das Getreidetermingeschaft allerdings noch nicht gelangt, 
obwohl es hier schon vor längerer Zeit aufgekommen ist. Bereits im Jahre 
1824 setzte die niederländische Handels-Maatschappij allgemein giltige 
Regeln für den Lieferungshandel fest und in den 30er Jahren kam der 
Getreideterminhandel auch in Deutschland (und zwar in Stettin und dann in 
Berlin,?) das hinter den Seeplätzen nicht zurückbleiben konnte), sowie in 
Oesterreich (und zwar in Wien) auf und 1887 fasste er endlich auch in 
England festen Fuss.) In Wien war bis in die 30er Jahre der Getreide- 
handel auf den Marktverkehr beschränkt geblieben und war sogar der Kauf 
nach Muster angegriffen worden, weil man auch bei diesem ja nicht wissen 
konnte, ob der Verkäufer die Ware wirklich besass.*) . Doch wurde infolge 
des Ausbaues der Eisenbahnen dieser Kauf nach Muster allgemein, und als 
Getreide ein Welthandelsartikel geworden war, musste zur Schaffung eines 
Standard geschritten werden. Und so wurde denn auch in anderen Artikeln 
das Termingeschäft an den grösseren Börsen eingeführt, und heute finden 
wir es ausser in Getreide, das in Wien, Czernowitz, Pest, Berlin, Breslau, 
Stettin, Köln, Frankfurt a/M, Mannheim, Rotterdam, Amsterdam, Antwerpen, 
Paris, London, Liverpool, Chicago, New-York, Duluth und St. Louis auf 
Termin gehandelt wird, auch in Rüböl (in Wien, Berlin, Breslau, Stettin, 
Köln, Paris, London). in Spiritus (in Wien, Berlin, Hamburg, Stettin, Breslau, 
Paris); in Petroleum (in Wien, Hamburg, Antwerpen), in Baumwolle (in 
Hamburg, Bremen, Antwerpen, Havre, Liverpool, New-York), in Kaffee (in 


1) Vgl. hierüber H. Schuchmacher: „Die Getreidebörsen in den Vereinigten 
Staaten von Amerika‘ in den Jahrbüchern für Nat.-Oek. und Stat., XI. Band, 3. Folge, 
1896, S. 161 ff. / 

2) Ueber die Entwicklung des Getreideterminhandels in Berlin vgl. die Aussagen 
der Sachverständigen Kochhann und Baumann in den stenogr. Protokollen der 
B.-E.-C., S. 2084 ff. und S. 3416, 

3) Am 1. März wurde in London zum erstenmale indischer und russischer Weizen 
und am 14. September London maize auf Termin notiert. 

4) Vgl. die Denkschrift des Vorstandes der Wiener Frucht uud Mehlbörse, gerichtet 
an den Verband österr. Müller und Mühleninteressenten in Wien, „über die Bedeutung 
des Terminhandels für das Warengeschäft“. Wien 188. 





Der Terminhandel, seine volkswirtschaftliche Bedeutung und Reform. 399 


Hamburg, Antwerpen, Amsterdam, Rotterdam, Havre, Marseille, London, 
New-York), in Zucker (Wien, Prag, Magdeburg, Hamburg, Paris, London, 
Kiew), in Kammzug (in Leipzig, Antwerpen, Tourcoing), sowie in Eisen, 
Wolle, Raps, Hülsenfrüchte, Schweineschmalz, Mehl, Talg und Mais. Zur 
Erleichterung des Terminhandels wurden später  Warenclearinghäuser und 
Liquidationscassen, von denen später noch die Rede sein wird, gegründet, 
und zwar wurden das erste Warenclearinghaus 1876 in Liverpool nach den 
Plänen des M. Joseph B. Morgan und die ersten Liquidationscassen 
1882 in Havre für Kaffee, Indigo und Schweineschmalz und in New-York 
für Kaffee errichtet. 1887 folgten die Liquidationscassen in Paris für 
Weizen, Roggen, Mehl, Zucker, Spiritus. Rüb- und Leinöl und Kaffee, in 
Marseille, Hamburg und Antwerpen für Kaffee, 1888 die Liquidationscassen 
in Magdeburg für Zucker, in Rotterdam und Antwerpen für Kaffee, sowie 
das von Lane gegründete London Prod. Clearinghouse. So hat denn, 
wenngleich nicht in dem Maasse wie in Amerika, auch in Europa das 
Warentermingeschäft in kurzer Zeit seines Bestehens eine gewaltige Aus- 
dehnung erlangt, und es ist nicht zu verwundern, dass, zumal als sich auch 
unberufene Elemente desselben bedienten, der Kampf, den man gegen den 
Effectenterminhandel zu führen gewohnt war, sich auch gegen diesen neuen 
Machtfactor zu richten begann. Zuerst brachen die Feindseligkeiten in 
Nordamerika aus, wo am 20. Jänner 1890, also noch in der 51. Congress- 
periode, eine Antioptionsbill eingebracht wurde, die jedoch nicht mehr zur 
Verhandlung kam. In der 52. Congressperiode im Jänner 1892 wurde dann 
von Wastburn und Hatsch eine Antioptionsbill') eingebracht, welche die 
zu Tode-Besteuerung der Geschäfte in Waren, deren Eigenthum oder recht- 
liche Anwartschaft der Verkäufer nicht besitzt, zum Zwecke hatte. Es wurde 
dann vom 3. bis 18. Februar 1892 eine kleine Enquéte abgehalten, welche 
am 4. April einen vom Repr&sentantenhause am 6. Juni mit 168 gegen 
37 Stimmen genehmigten Entwurf ausarbeitete. Dieser kam am 9. Juni 
vor den Senat, welcher ihn der Justizcommission überwies, die am 7. Juli 
Bericht erstattete. Am 31. Jänner 1893 wurde er mit Abänderungen mit 
40 : 29 Stimmen angenommen, kam zurück ans Repräsentantenhaus, welches 
ihn am 3. Februar einer Commission überwies, die am 4. Februar Bericht 
erstattete. Da das Ende der Congressperiode nahte, wurde der Bericht, 
welcher Ablehnung der Senatsbeschlisse empfahl, unter Suspension der 
Regeln zur Verhandlung gebracht, und da in diesem Falle eine */,Majoritat 
nöthig war, wurde die Ablehnung mit 172: 124 Stimmen beschlossen. In 
der 53. Congressperiode (am 7. Februar 1394) wurde der Antrag wohl neu 
eingebracht, im Mai modificiert und nach erfolgter Commissionsberathung 
am 22. Juni mit 130: 89 Stimmen auch angenommen, doch ist er, seit die 
Senatscommission am 2. August über ihn Bericht erstattet hat, verschollen. 
Mehr Erfolg hatten, wie bereits erwähnt, die Gegner des Warenterminhandels 

1) Die Antioptionsbewegung ist im übrigen mehr gegen die Uebergriffe der 
Elevatorpools als gegen die Termingeschäfte und Getreidebörsen gerichtet. Vgl. Schuh- 
macher, l. c., S. 378. 
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in Deutschland, wo sie das Verbot des Getreideterminhandels und den 
Registerzwang für jene Personen, welche Termingeschäfte in anderen Waren 
abschliessen wollen, durchsetzten. Ueber die voraussichtliche Wirkung dieses 
Verbates wird an anderer Stelle zu reden sein. Hier sei nur erwähnt. dass 
die betheiligten Kreise eine wohl nicht allzu schwierige Umgehung des 
Verbotes und ein auch nicht allzu schwieriges ad absurdum Führen des 
Registerzwanges zu erreichen streben. Wie weit die Bestrebungen zur Unter- 
drückung des Getreideterminspieles in Oesterreich gediehen sind, wurde 
bereits gekennzeichnet; die sich langsam aber stetig vollziehende Um- 
gestaltung der nationalen und politischen Parteien in wirtschaftliche, 
welche wir jüngst beobachten konnten, wird diesen Bestrebungen nur förderlich 
sein. Einstweilen ist durch die Reden in den verschiedenen Versammlungen 
der Agrarier und bei der Warenumsatzsteuerenquéte die Frage in Fluss 
gekommen. Die Enquéte hatte allerdings ein geradezu klägliches Ergebnis. 
Nachdem man sich vergeblich bemüht hatte, das Unmögliche möglich zu 
machen und eine Definition des Terminspieles (im Gegensatze zum legitimen 
Termingeschäft) zu construieren!) löste sich die Verhandlung in einen 
Streit darüber auf, ob den Agrariern oder dem Handelsstand ein höherer 
Grad von Patriotismus zuzusprechen sei. Es zeigte sich im übrigen bei dieser 
Gelegenheit auch, wie Recht Professor Cohn hatte, als er gegen Vernehmung 
nach einem Fragebogen bei den Enquéten schrieb und meinte, einem solchen 
Verfahren sei sogar die Abforderung schriftlicher Gutachten vorzuziehen. 
Die Herren „Experten“, wie sie bei uns in Oesterreich, wo wir die fremd- 
klingenden Namen lieben, so schön heissen, sagten nämlich durchaus nicht, 
das was die Regierung von ihnen wissen wollte, sondern das, was sie auf 
dem Herzen hatten. Sollte daher noch eine Enquête über den Termin- 
handel — wie sie ja in Aussicht genommen wurde — stattfinden, dann 
stelle man in Gottes Namen einen Fragebogen zusammen, wähle aber auch 
eine Commission, der die „Experten“ auf ihre Fragen zu antworten haben, 
damit man nicht nur das erfährt, was sich die Herren vorher einstudiert 
und für die Oeffentlichkeit bestimmt haben, sondern auch das, was man 
mit einiger List aus ihnen herausbekommen muss und was meist das 
Interessanteste ist. Dann wird man auch beurtheilen können, ob der 
„Kreuzzug wider den Terminhandel“, zu welchem man sich jetzt in Oesterreich 
rüstet, einer gerechten Sache dienen soll oder nicht. Die Entwicklungs- 
geschichte des Terminhandels allein kann uns hierauf keine Antwort geben. 
Sie sagt nur, dass der Kampf gegen den Effectenterminhandel wohl ein 
gerechter aber ein aussichtsloser ist, und dass der Kampf gegen den aus 
den Bedirfnissen des Handels entsprungenen Warenterminhandel ein gerechter 
nur dann sein kann, wenn der Warenterminhandel der Volkswirtschaft im 
grossen und ganzen mehr Schaden bereitet hat, als er ihr durch die För- 
derung des Handels Vortheile brachte. Bevor aber hierüber ein Urtheil 


1) Vgl. stenographisches Protokoll der vom k. k. Finanzministerium abgehaltenen 
Enquête über die Einführung einer Warenumsatzsteuer. Wien 1896. 
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gefällt werden kann, muss erst untersucht werden, was ein Termingeschäft 
ist, wie es abgeschlossen wird und welche rechtliche Folgen ihm von der 
Gesetzgebung und Rechtsprechung eingeräumt werden. 


II. 


Die Handelsgeschäfte werden der Zeit ihrer Erfüllung nach eingetheilt 
in Prompt- und Lieferungsgeschäfte.!) Erstere sind z. B. auf der Wiener 
Effectenbörse, sofern sie an der Früh- oder Mittagsbörse abgeschlossen 
werden, an dem auf den Abschlusstag nächstfolgenden Werktage, sofern sie 
an der Abend- oder an einer Sonn- oder Feiertagsbörse abgeschlossen werden, 
am zweitfolgenden Werktage und auf der Wiener Börse für landwirtschaftliche 
Producte am zweitnächsten Tage zu erfüllen, während bei den Lieferungs- 
geschäften ein späterer Fälligkeitstermin vereinbart wird. Unter Lieferungs- 
geschäften werden also?) jene Verträge verstanden, durch die sich jemand 
verpflichtet, einem Anderen bestimmte Waren oder Effecten zur bedungenen 
Zeit und zu einem gewissen Preise (Course) zu verschaffen.?) Börsentermin- 
geschäfte sind aber nach dem § 48 des deutschen Börsengesetzes „Kauf 
oder sonstige Anschaffungsgeschäfte auf eine festbestimmten Lieferungs- 
zeit oder mit einer bestimmten Lieferungsfrist, wenn sie nach Geschäfts- 
bedingungen geschlossen werden, die von dem Bodrsenvorstande für den 
Terminhandel festgesezt sind und wenn für die an der betreffenden Börse 
geschlossenen Geschäfte solcher Art eine amtliche Feststellung von Termin- 
preisen erfolgt“, oder kurz gesagt, Börsentermingeschäfte sind durch Börsen- 
terminusancen in Bezug auf die Qualität, die Schlusseinheit und den Er- 
füllungsort geregelte Lieferungsgeschäfte. In dieser letzten Definition ist 
allerdings der Umstand, dass für jene Waren, die Gegenstand eines Börsen- 
termingeschäftes in technischem Sinne sein sollen, eine amtliche Termin- 
notiz bestehen muss, nicht hervorgehoben. Doch scheint dies aus dem Grunde 
nicht nothwendig, weil es Börsenterminusancen nur für jene Waren geben 
wird, in denen auch eine Terminnotiz besteht und umgekehrt. So wurde 
auch in den Definitionen D. Kohns und Leinkaufs von diesem Um- 


1) Die Triester Usancen unterscheiden Geschäfte per cassa, auf Lieferung in 
einigen Tagen (spätestens am 8. Tage zu erfüllen) und auf Termin. — Die Frankfurter 
Usancen ($ 15) unterscheiden wieder Geschäfte mit „fixem“ und mit „täglichem“ (vom 
Käufer zu wählenden) Erfüllungstag, mit Erfüllungstag auf Ankündigung (vom Verkäufer 
zu wählen) „fix und täglich“ (von Medio bis Ultimo täglich) oder „gegenseitig täglich“. 

2) Vgl. Frz. Frh. v. Sommaruga: „Die neue Wiener Borsenordnung.* Wien 
1855, S. 11. 

5) Saling definiert (in: „Börsenpapiere* I die Börse und die Börsengeschäfte Berlin 
1884, S. 87) die Zeitgeschäfte als solche Geschäfte, bei denen die Lieferung resp. Abnahme 
der Effecten nicht zur Zeit des Abschlusses, sondern an einem späteren Tage, dem sog. 
Stichtage erfolgt. 

Guillard bemerkt (in „Les opérations de bourse“ Paris et Lyon 1875, S. 46): 
Le marché a terme est une operation de bourse dans la quelle l'acheteur et le vendeur 
fixent un terme pour l’execution. Knies definiert (in der Tübingischen Zeitsschrift 
v. J. 1859, S. 571) das Lieferungsgeschäft als einen im voraus vereinbarten in einer 
zukünftigen Gegenwart durchzuführenden Barkauf. 
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stande abgesehen, indem der erstere!) das Termingeschäft als einen mit 
Rücksicht auf den zukünftigen Preis geschlossenen, in usancenmässig festge- 
stelltem zukünftigen Zeitraume zu effectuierenden, übertragbaren, in seinen 
Bedingungen typischen Kauf und Verkauf, dessen Object nach Quantität 
und Qualität vertheilbar oder durch geschäftliche Usance mit Hilfe kauf- 
männischer Fiction nach Möglichkeit dazu gemacht ist, definiert, während 
der letztere?) unter Termingeschäften Abschlüsse versteht, welche nach 
den von einer Börse aufgestellten obligatorischen, die Usancequalitäten, die 
Schlusseinheiten und den Ort der Erfüllung regelnden Bedingungen abge- 
schlossen werden, so dass es einer besonderen Vereinbarung nur mehr 
hinsichtlich des Preises. des Lieferungstermins und der Anzahl der von der 
Börse fixierten Schlusseinheiten bedarf. Von all diesen Definitionen weichen 
allerdings die der Gegner des Terminhandels erheblich ab. Diese suchen 
die Termingeschäfte mit Vorliebe in einen Gegensatz zu den Effectiv- 
gesthäften zu stellen, wobei sie übersehen, dass — wie sich gleich zeigen 
wird — auch die Termingeschäfte effective Lieferung und Uebernahme 
fordern. Drollig ist in dieser Hinsicht die Definition van Gülpens?), die 
ungefähr lautet: „Unsere heutigen Termingeschäfte sind erfahrungsgemäss 
nicht ernsthaft gemeinte, aber doch gesetzlich geschützte Lieferungsver- 
sprechen ohne reale Wertunterlage, welche beim Abschluss als Blanco- 
angebot den Wert des Artikels bei anderen herabsetzen und später 
meist auf der Wertbasis fremden Eigenthums erledigt werden. welche 
aber in jenen Fällen, wo eine eigene Wertbasis durch wirkliche Lieferung 
erzwungen wird, durch Erzeugung von Krisen gemeinschädlich sind.“ Herrn 
van Gülpen kann das Termingeschäft es nie recht machen: wird es nicht 
effectiv erfüllt, ist der aus ihm resultierende Gewinn „auf der Wertbasis 
fremden Eigenthums“ entstanden, und wird es effectiv erfüllt, dann „wirkt 
es durch die Erzeugung von Krisen gemeinschädlich“. Wie es sich hiemit 
in Wirklichkeit verhält, wird sich im übrigen wohl am besten bei Be- 
trachtung der Abwicklung der Termingeschäfte ergeben. Was zunächst das 
Effectentermingeschäft anbelangt, so können Zeitgeschäfte an der 
Wiener Börse entweder in Werten, die nicht in das Arrangement einbezogen 
sind, abgeschlossen werden, in welchem Falle sie an dem auf den Fällig- 
keitstag nächstfolgenden Werktag, der zugleich Börsetag ist, direct zu 
erfüllen sind oder sie können in ins Arrangement einbezogenen Werten ab- 
geschlossen werden, in welchem -Falle sie nach den Vorschriften der 
„Arrangementordnung für die Wiener Börse“ *) abgewickelt werden. Es 
wird jedoch die weitaus grösste Zahl der Geschäfte und zwar auch der 
Cassageschäfte durch das Arrangementbureau erledigt und kommt die Zahl 
der direct®) erfüllten Geschäfte gar nicht in Betracht. Alle für das be- 


') Vgl. David Kohn: „Der Getreideterminhandel.“ Leipzig 1891, S. 37. 

2) Vgl. stenogr. Protokoll der Warenumsatzsteuerenqudte. S. 3. 

3) A. van Gülpen: „Terminhandel und Börse.“ Berlin 1895, S. 105. 

t) Neuerlich kundgemacht durch die k. k. Börsenkammer 1. Jänner 1887. 

5) Die Erfüllung der directen Geschäfte erfolgt in Wien durch Ablieferung der 
Börsenwerte und Empfangnahme des entfallenden Geldbetrages, beziehungsweise durch 
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treffende Arrangement gemachten Geschäfte (sowohl Kauf und Verkauf wie 
Kostgeschäfte) sind mit genauer Angabe der zwischen den Contrahenten 
für die Aufgabe vereinbarten Course auf einem Arrangementbogen zu ver- 
zeichnen und die sich etwa ergebenden Effectenübernahms- oder Effecten- 
ablieferungssaldos hiebei anzuführen ($ 5 A. Q.). Diese Bogen sind an den 
hiefür festgesetzten Tagen und zwar, wenn am Fälligkeitstage keine Geschäfts- 
aufgabe stattfindet an dem zunächst vorangehenden, respective bei Prämien- 
geschäften an dem zunächt folgenden Aufgabstage bis 5 Uhr auch dann 
einzureichen, wenn sämmtliche Geschäfte sich bilancieren. Zu spätes Ein- 
reichen (bis 5'/, Uhr) wird mit einer Ordnungstrafe von 5 fl., Nichtein- 
reichen mit einem Pönale von 25 fl. bestraft und der Contrahent, wie bei 
jeder ihm zur Last fallenden Unregelmässigkeit, auch bei dieser zu dem 
vom Schiedsgericht zu bemessenden Schadenersatz verpflichtet (8 4). An 
dem dem Lieferungstage, welcher bei Beginn eines jeden Jahres für jeden 
Termin besonders bestimmt wird, vorangehenden Tage werden nachmittags 
zwischen 2 und 5 Uhr Jenen, die effectiv übernehmen, respective liefern 
wollen, die Adressen für die zu liefernden Effecten ausgefolgt und so den 
Contrahenten ihre Gegencontrahenten bekannt gegeben (§ 7). Die Lieferung 
erfolgt zum Liquidationscours und sind die vom Arrangementbureau ausge- 
gebenen und mit dessen Stampiglie versehenen Adressen bei der Ablieferung 
der Effecten mitzuliefern, worauf der Uebernehmer zu sehen hat, um im 
Streitfalle ein Beweismittel zu besitzen ($ 8). Die sich für die Theilnehmer 
am Arrangement ergebenden Differenzbeträge zwischen den Contractpreisen 
und den Liquidationscoursen sind an den Cassatagen zwischen 9—11 Uhr 
zu erlegen und werden an den folgenden Geschäftstagen zwischen 9—11 
ausbezahlt ($ 18‘. Hat z. B. A von B 25 Stück Creditactien zum Course 
von 363 gekauft und sie zum Course von 366 an C verkauft und der Liqui- 
dationscours beträgt 365, so hat bei Erfüllung des Geschäftes per Arran- 
gement zunächst B an C zum Course von 365 zu liefern. Da B jedoch zum 
Course von 363 also zu billig verkauft hatte, hat er die Diefferenz zwischen 
dem Liquidationscours (365) und seinem Contractscourse (363), d. i. 2 fl. 
per Actie an das Arrangementbureau zu zahlen und ebenso hat C, der zu 
366 zu theuer gekauft hat, die Differenz zwischen seinem Contractspreis (366) 
und dem Termincourse, (365) d. i. 1 fl. per Actie an das Liquidationsbureau 
zu zahlen. A aber, der mit 363 billig gekauft und mit 366 theuer verkauft 
hat, erhält als Käufer die Differenz zwischen dem Liquidationspreis (365) 
und dem Contractspreis (363), d. i. 2 fl. per Actie und als Verkäufer die 
Differenz zwischen dem Contractspreis (366) und dem Liquidationspreis (365), 
d. i. 1fl. per Actie, im ganzen also 3 fl. per Actie von dem Liquidations- 
bureau am folgenden Tage ausbezahlt. Auf diese Art werden im allgemeinen 


Uebernahme der Borsenwerte und Zahlung des entfallenden Geldbetrages. — Ausser in 
Wien werden Termingeschäfte in Oesterreich nur noch in Triest abgeschlossen, wo es 
allerdings ein Arrangementbureau nicht gibt und wo (vgl. Cap. 3 der Usancen der 
Triester Effectenbörse) lediglich der Schlussbrief über das Geschäft an dritte Personen 
weiter giriert werden kann. 

26* 
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die Termingeschäfte in Effecten an der Wiener Börse abgewickelt;?) die 
Modificationen, welche eintreten, wenn die Posten ,nicht in Ordnung gehen‘, 
sollen hier nicht weiter besprochen werden, da sie theils von geringem 
Interesse sind, theils von ihnen gelegentlich der Betrachtung über die Be- 
urtheilung der Termingeschäfte durch die Gesetzgebung und Rechtsprechung 
noch zu handeln sein wird. Ebensowenig sollen die Abänderungen dar- 
gestellt werden, welche beim Abschluss von Geschäften in Valuten ein- 
treten. Allein eins ist noch zu erwähnen. In die Arrangementbogen sind 
nur jene Geschäfte aufzunehmen, welche mit Börsenbesuchern gemacht 
wurden. Werden Geschäfte mit Personen, die nicht Börsenbesucher sind 
gemacht, so hat der Einreicher des Bogens dafür einzutreten, als ob er 
selbst die Effecten zu beziehen oder zu liefern hätte. Im ersteren Falle 
hat er gleichzeitig mit der Aufgabe des (Geschäftes auf einem separaten 
Zettel (Hand) anzugeben, an wen die Effecten zu liefern sind und im zweiten 
Falle muss der Einreicher die Hand vom Arrangementbureau holen lassen, 
als ob er selbst lieferte und selbe dem Nichttheilnehmer übermitteln. 
($ 6. A. O.). Infolgedessen erscheint es angemessener, dass die Nicht- 
börsenbesucher ihre Geschäfte durch Vermittlung von Börsenbesuchern 
(Banken und Commissionshäuser) abwickeln lassen, was denn auch fast aus- 
nahmslos geschieht. Zur Orientierung über die Art, wie diese Vermittlung 
erfolgt, seien hier die wesentlichen Bestimmungen der Geschäftsbedingungen 
eines Berliner Commissionshauses wiedergegeben. Dieselben lauten: „Bei Aus- 
führung aller uns ertheilten Aufträge treten wir gegenüber den Kunden 
selbst als Käufer, beziehungsweise Verkäufer auf. Bei Ultimoengagements 
ist ein Einschuss in bar oder börsengängigen Effecten als Sicherheit zu 
hinterlegen, und zwar wird derselbe je nach den Schwankungen, welcher 
die einzelnen Effecten unterworfen sind, zwischen 5 Proc. und 15 Proc. vom 
Nominalwert der betreffenden Effecten nominiert. Bei Prämienengagements 
ist lediglich die Prämie zu hinterlegen. Falls unserer Aufforderung zur 
Einschlussleistung nicht mit wendender Post entsprochen wird, sind wir 
nach unserer Wahl berechtigt, vom Geschäfte zurückzutreten oder für 
Rechnung des säumigen Committenten das Geschäft zu lösen (also z. B. 
die gekauften Effecten wieder zu verkaufen). Dasselbe geschieht, wenn ?/, 
des hinterlegten Einschusses absorbiert erscheinen und der Nachschuss nicht 
vor Beginn der zweiten auf das Ersuchen um Nachschuss folgenden Börse 
in unseren Händen ist. Alle Engagements werden, falls wir nicht spätestens 
am Morgen des dritten Werktages vor dem Liquidationstage anderweitige 
Dispositionen erhalten haben, nach bestem Wissen und Ermessen gelöst 


1) Der Terminhandel besteht in Wien in 10 Effecten und zwar werden per ultimo 
notiert: Oesterr. Kronenrente, ung. Goldrente, ung. Kronenrente, Busteh. Eisenbahnactien 
lit. B., Nordwestbahnactien lit. B., Staatseisenbahnactien (Franzosen), Südbahnactien, 
Creditactien und Actien der türk. Tabakregiegesellschaft; per medio werden türkische 
Eisenbahnanlehen notiert. Ausserdem werden noch auf Termin gehandelt: Deutsche 
Reichsbanknoten, 20-Francsstücke, Rubel, Cheques auf London und Paris. Als Schluss- 
einheiten gelten in der Regel 25 Stück, resp. bei Valuten 5000 Mark, 2500 Rubel und 
500 Nap. 
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oder auf den nächsten Monat prolongiert.“ Der Nichtbörsenbesucher ertheilt 
also zwar dem Commissionshause den Auftrag, das gewünschte Geschäft 
für ihn zu machen und leistet den vereinbarten Einschuss — auf den bei 
bekannter Creditwürdigkeit wohl auch verzichtet wird — doch schliesst der 
Commissionär seinem Gegencontrahenten auf der Börse gegenüber das 
Geschäft für eigene Rechnung ab, so dass es für das Arrangementbureau 
zwischen zwei Börsenbesuchern abgeschlossen erscheint. Durch diese Termin- 
geschäfte nun, welche in Wien auf die angedeutete Art abgewickelt werden, 
kann, wie schon aus der vorangegangenen Darstellung ersichtlich ist, ent- 
weder der effective Kauf respective Verkauf von Effecten!) oder lediglich 
eine Speculation auf die Differenz zwischen Tagespreis und Liquidations- 
preis bezweckt werden, und zwar speculiert der Verkäufer auf ein Fallen 
des Courses (à la baisse) der Käufer auf ein Steigen derselben (à la hausse). 
Will man lediglich die Differenz erzielen, so braucht man nur nach dem 
Abschluss eines Termingeschäftes ein demselben entgegengesetztes Reali- 
sierungsgeschäft mit gleichem Inhalte und auf den gleichen Termin abzu- 
schliessen, also z. B. nach einem Blancoverkauf einen Deckungskauf vorzu- 
nehmen. Auf dem Arrangementbogen wird sich dann weder ein Ablieferungs- 
noch ein Uebernahmssaldo ergeben und es wird lediglich die Differenz 
zwischen den Contractspreisen und dem Liquidationscourse zu begleichen 
sein. Will aber der Speculant die Speculation über den nächsten Termin 
hinaus fortsetzen, so kann er, wenn seine Speculation eine Baissespeculation 
war, er also verkauft hatte, am Lieferungstage die Quantität, zu deren 
Lieferung er verpflichtet war per Cassa kaufen und sie sofort wieder ver- 
"kaufen, oder wenn seine Speculation eine Haussespeculation war, er also 
gekauft hatte, am Lieferungstage die Quantität, zu deren Empfangnahme er 
verpflichtet ist, verkaufen und sie auf den nächsten Termin zurückkaufen. 
Das ist jedoch nicht nur umständlich, sondern auch kostspielig, weil man 
zweimal Courtage (Provision) zahlen muss und Gefahr läuft, beim Cassa- 
kauf einen besonders hohen oder beim Cassaverkauf einen besonders 
niedrigen Preis zu erzielen. Daher wird, wenn sich die Baissiers mit den 
Haussiers nicht direct verständigen und die ersteren für die letzteren den 
Kauf für den nächsten Termin übernehmen’), das Reportverfahren gewählt. 
Das Reportgeschäft (in Wien Kostgeschäft genannt) ist eine Combination 
zweier Zeitgeschäfte auf Lieferung und Wiederzurücklieferung, indem ein 
Geldbesitzer dem Haussier in Form eines Kaufes für diesen und eines 


1) So kann das Bestreben bestehen, sich ein bestimmtes Quantum von Effecten 
für eine bestimmte Zeit zu einem bestimmten Preise zu sichern oder umgekehrt sich für 
ein bestimmtes Quantum von Effecten für eine bestimmte Zeit einen bestimmten Preis 
zu sichern. 

2) Steht den Haussiers in gleicher Stärke eine Baissepartei gegenüber die zur 
Fortsetzung ihrer Operationen für den gegenwärtigen Termin kaufen und für den folgen- 
den verkaufen muss, so können sich beide Theile die gewünschte Prolongation gewähren. 
— Ist dies aber nicht der Fall, so müssen Capitalisten und Banken der schwächeren 
Partei bei der Prolongation behilflich sein, wofür sich diese natürlich eine Entschädigung 
(das Kostgeld) vergüten lassen werden. 
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Verkaufes für den nächsten Termin für die Zwischenzeit das Geld oder ein 
Effectenbesitzer dem Baissier in Form eines Verkaufes für diesen und eines 
Kaufes für den nächsten Termin für die Zwischenzeit die Effecten leiht.!) 

Beim ersten Termingeschäft geschieht das in Kostgeben der Stücke 
zum Liquidationscourse, dagegen werden die Stücke am nächsten Termin 
gewöhnlich zu einem etwas erhöhten (Report) oder erniedrigten (Deport) 
Course zurückgeliefert.*) Die Höhe des Reports oder Deports wird beim 
Abschluss des Kostgeschäftes von den Contrahenten vereinbart; wird ohne 
Deport oder Report in Kost genommen, so nennt man das „glatt herein- 
geben‘ (in Kost geben), bezw. „glatt hereinnehmen‘ (in Kost nehmen). 
Die Höhe des Reports, bezw. Deports hängt von der Stärke der Hausse, 
bezw. Baisseengagements ab. Besteht ein starkes Hausseengagement, wird 
also Geld benöthigt, so wird der Report ein hoher sein, besteht ein starkes 
Baisseengagement und werden Effecten benöthigt, so wird Geld billiger zu 
haben sein und eventuell ein Deport entstehen. Natürlich ist auf die Höhe 
des Reportsatzes auch die persönliche Creditwürdigkeit des Contrahenten, 
der Prolongationssatz der anderen Börsen, sowie hauptsächlich die Höhe 
der Zinsen der Effecten maassgebend. Jedenfalls ermöglicht das Report- 
geschäft dem Geld, resp. Effectenbesitzer eine gute Verzinsung seines 
Geldes, bezw. eine gute gefalırlose Verwendung seiner Effecten, wenn auch 
nicht zu leugnen ist, dass es auch dazu benützt werden kann, eine Hausse 
oder Baisse künstlich zu verlängern und so die schliesslich doch unauf- 
haltsame Cursänderung zu verschärfen.”) Für den Speculanten aber hat das 
Kostgeschäft den Vortheil, dass, falls gerade an dem entscheidenden Termine 
die Marktlage eine für ihn ungünstige ist, er die Realisierung seiner Speculation 
auf einen geeigneteren Moment verschieben kann. Allerdings muss er die 
Möglichkeit haben, die entstandenen Differenzen zu begleichen, und es ergibt 
sich daraus, dass man, um mit Erfolg speculieren zu können, die Mittel 


1) Vgl. Saling, l. c, S. 107 f. Unrichtig dürfte dagegen die Definition Brück- 
ners in seinem Buche „Der Differenzhandel an der Börse*, Berlin 1894, S. 15, welche 
lautet: „Das Report oder Kostgeschäft besteht aus einem Tageskauf und Lieferungs- 
verkauf oder aus einem Lieferungskauf und Tagesverkauf“ sein, da auch das erste 
Geschäft, wenn es vor dem ersten Termin abgeschlossen wurde als Lieferungsgeschäft 
anzusehen ist. — Weniger lässt sich meines Erachtens gegen die Behandlung der Kost- 
geschäfte als „verhülltes Darlehen“ sagen, da auch hier verbrauchbare Sachen jemandem 
unter der Bedingung übergeben werden, dass er zwar willkürlich darüber verlügen könne, 
aber nach einer gewissen Zeit ebensoviel von derselben Gattung und Güte zurückgeben 
soll (8 983 a. b. G.-B.), wobei das „ebensoviel“ nicht wörtlich zu rehmen ist, da § 984 
anerkennt, dass ein Darlehen auch gegen Zinsen gegeben werden kann. Ueberdies kennt 
unser bürgerliches Gesetzbuch einen Verkauf mit Vorbehalt des Wiederkaufs oder einen 
Kauf mit Vorbehalt des Rückverkaufs nur bei unbeweglichen Sachen (§§ 1070, 1071). 

2) Report heisst die Differenz der Course in ein und demselben Augenblick für 
verschiedene Termine, wenn der Cours für den späteren Termin höher, Deport, wenn er 
tiefer ist. 

3) Soll eine Hausse künstlich verlängert werden, so wird es sich als nöthig 
erweisen, möglichst viel Effecten in Kost zu nehmen, während, wenn eine Baisseposition 
gestützt werden soll, es erforderlich sein wird, möglichst viel Effecten auf den Markt 
zu werfen. 
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haben muss, längere Zeit zu warten, ohne deswegen irgendwie in anderen 
Operationen gehemmt zu sein. Formell wird das Kostgeschäft in der Weise 
geschlossen, dass man bei der Abwicklung eine Adresse (Hand), d. h. eine 
Bank oder eine andere Person angibt, welche bis zur nächsten Liquidation 
die Effecten in Kost nimmt, den Preis dafür nöthigenfalls bar bezahlt und 
dem in Kost-Geber eine zu vereinbarende Vergütung — das Kostgeld — 
berechnet. Umgekehrt können auch Jie Verkäufer eine Hand angeben, welche 
für sie gegen Leihgeld die verkauften Effecten liefert. Im übrigen kann 
sich der Speculant auch auf andere Weise das zur Fortsetzung der Speculation 
nothwendige Geld verschaffen, indem er nämlich Effecten lombardiert, d. h. 
in Versatz gibt, wobei er allerdings nur einen Theil ihres Wertes ausbezahlt 
erhält, welches Geld er dann natürlich zu verzinsen hat. 

Was nun die Warentermingeschäfte anbelangt, so erfolgt deren 
Abschluss auch auf der Börse für landwirtschaftliche Producte in Wien‘) 
durch den Austausch von Schlussbriefen, in denen ausser den durch die 
Usancen bestimmten Vertragsmodalitäten der Preis der Ware und die Zahl 
der Schlusseinheiten, sowie der Lieferungstermin festgesetzt erscheinen. 
Innerhalb dieses Lieferungstermines ist die Ware vom Verkäufer zu kündigen.?) 
Wer eine Kündigung erfolgen lassen will, hat das im Börsesecretariate zu 
erhebende Blankett auszufüllen, eigenhändig oder durch einen dem Secretariate 
der Börse namhaft zu machenden Bevollmächtigten zu fertigen und im Börse- 
secretariate behufs Protokollierung bis längstens 10 Uhr vormittags zu 
producieren, worauf der Kündigungsschein, mit dem Stempel der Börse und 
der Protokollnummer versehen, an den Einreicher zurückgegeben wird, um 
von demselben, bezw. von den Nachmännern unter Angabe der nach Stunde 
und Minute festgesetzten Tageszeit in Circulation gesetzt zu werden (§ 60 
der Usancen). Um diesen Kündigungsschein dann in Empfang nehmen zu 
können, ist jeder, der ein Engagement in börsenmässigen Termingeschäften 
hat, verpflichtet, während der Dauer des Termines bis zur erfolgten Abwicklung 
des Schlusses täglich von 11 bis 1 Uhr an der Börse anwesend oder durch einen 
dem Börsesecretariate bekannt zu gebenden Bevollmächtigten vertreten zu 
sein, widrigenfalls der Kündigungsschein im Börsesecretariate für ihn 
erlegt wird und er als Uebernehmer der gekündigten Ware zu gelten hat. 
Doch ist der erste Kündiger verpflichtet seinem Giratar den Kündigungsschein 
am Tage der Abstempelung präcise um 11 Uhr vormittags an der Börse zu 
behändigen. Will derjenige, dem ein Kündigungsschein behändigt wird, die 
Ware nicht selbst beziehen, so ist er verpflichtet, denselben mit seinem 
Giro versehen ohne Verzug seinem Giratar weiter zu geben. Sollte die 
Circulation des Kündigungsscheines während der Börsezeit des Tages der 
Abstempelung nicht beendet werden, so kann die Weiterbegebung am 
nächsten Tage zwischen 11 und 1 Uhr, jedoch nur an der Börse fortgesetzt 


1) Vgl. die Bestimmungen für den Geschäftsverkehr an der Wiener Frucht- und 
Mehlbörse (Usancen). In Wirksamkeit seit 1. December 1886. 

2) Es kann aber natürlich auch Lieferung „in Käufers Wahl“ bedungen werden, 
in welchem Falle der Käufer das Kündigungsrecht hat. 
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werden. Wer um 1 Uhr des dem Tage der Abstempelung des Kündigungs- 
scheines folgenden Werktages im Besitze des Kündigurgsscheines ist, gilt 
als Uebernehmer der gekündigten Ware ($ 61 der Usancen). An dem der 
Abstempelung des Kündigungsscheines folgenden Tage bis längstens 4 Uhr 
nachmittags ist der von allen Betheiligten ausgefüllte Kündigungsschein 
im Börsensecretariate gegen Bestätigung abzugeben. Daselbst erfolgt die 
Berechnung der Differenzbeträge, die bis am dritten Tage nach der Kündigung 
sämmtlicher Contrahenten mit der Aufforderung bekannt gegeben wird, zu 
einer bestimmten Stunde mit den Schlüssen behufs Austausch derselben 
und behufs Regelung der Guthaben im Liquidationsbureau der Börse zu 
erscheinen (8 62 der Usancen). Nach erfolgter Liquidation wird an die 
betreffende Partei vom Börsensecretariate ein Liquidationsschein ausgestellt, 
mit welchem derjenige, auf dessen Namen er ausgestellt ist, zur Uebernahme 
der Ware berechtigt und verpflichtet wird ($ 64 der Usancen). Die zu 
liefernde Ware ist auf Verlangen jedem Inhaber des Legitimationsscheines 
an dem der Uebernahme vorangehenden Tage bis 3 Uhr nachmittags, jedoch 
nur einmal vorzuzeigen und kann ihr ein gewisses Quantum als Probe ent- 
nommen worden (§ 65 der Usancen). Die Uebergabe und Uebernahme selbst 
muss am fünften Tage morgens begonnen werden ($ 66 der Usancen). 
Aehnliche Bestimmungen trefien die Pester Usancen in den §§ 93—106. 
Ueberhaupt ist die Art des Geschäftsabschlusses fast überall eine gleiche. 
So lauten auch die New-Yorker Schlussscheine für Weizentermingeschäfte 
ganz ähnlich wie die hiesigen folgendermaassen:!) 


New-York ..... 18 

In consideration of one Dollar in hand paid the receipt of which is 
hereby acknowledged ... have this day sold to ... or bought of... 
bushels of Contract Wheat (which shall be either No 2 Red Winter Wheat 
or No 1 Hard Spring Wheat) New-York Inspection ... at... cents per 
bushel of 60 pounds deliverable at sellers (or buyers) option... 18... .?) 

This contract is made in view of and in all respects subject to the 
By-Laws and Rules established by the New-York Produce Exchange in 
force at this date ........ 

Nur in der Art der Differenzbegleichung zwischen den nicht effectiv 
erfüllenden Contrahenten bestehen einige Unterschiede. Am einfachsten 
ist es wohl, wenn durch ein Mitglied der Börse am Kündigungstage der 
sogenannte Kfindigungspreis festgestellt, der Lieferungsschein auf diesen 
Passage- oder Compensationscours gestellt, daher vom letzten Verkäufer dem 
letzten Käufer zu diesem Course geliefert wird und die Zwischenglieder 
mit ihren Käufern resp. Verkäufern die Differenz zwischen dem Compensations- 
course und dem jeweiligen Contractspreise verrechnen. 


1) Vgl. Sonndorfer: „Die Technik des Welthandels.“ Wien und Leipzig 1889. 

2) Die Organisation des Getreidehandels in Amerika ist allerdings eine ganz andere 
und auch die Börseneinrichtungen sind dort viel ausgebildeter. Doch kann hier darauf 
nicht eingegangen werden. Vgl. diesbezüglich die überaus interessanten Darstellungen 
Schuhmachers, a. a. O. 
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Verkaufte bei einem Compensationscours von 80 


A an B zu 85, so erhält A von B 5, 

Be ge 0:6 88,5. 5 Bis C8, 

C. D a 8, , C,„D4, 

D. E, 8, , D, E32, 
und ausserdem zahlt E an A 80.!) Dies ist jedoch zwar ein sehr einfaches, 
aber unpraktisches Verfahren, da jedes der Mittelglieder sich mit jedem 
seiner Contrahenten extra auszugleichen hat. Es wurden daher Abrechnungs- 
häuser errichtet, bei welchen der letzte Käufer den Kündigungszettel, auf 
dem alle Parteien ihre Contractspreise angegeben haben, einreicht. Dieses 
Abrechnungshaus stellt durch einfache Subtraction Gewinn und Verlust 
jedes einzelnen fest, ziebt die sich ergebenden Differenzen von den Ver- 
lierenden ein und vertheilt sie an die Gewinner nach ihren Contractspreisen. 
Ist also der Compensationscours 80 und verkauft 


A an B zu 85, 
B,C , 88, 
C ,D, 84, 
D , E , 82, 
so erhält, respective zahlt 
A B C DE 
+5 —5 
+8 — 8 
+4 — 4 
+2 — 2 
+ 80 — 80 
+85 +3 —4 —2 — 82 
Diese Methode hat aber wieder den Fehler, dass die Parteien alle 
Contractspreise erfahren, und wurden daher die Liquidationscassen eingeführt, 
welche als Selbstcontrahenten eintreten und da bei ihnen die einzelnen 
Scheine eingereicht werden, es unnöthig machen, dass auf einem Kündigungs- 
scheine alle Contractpreise ersichtlich gemacht werden. In England cour- 
siert die sogenannte Weightnote, während die Ware selhst zu °/, des Nominal- 
wertes vom Eigenthümer in den Docks verpfändet ist und dies bleibt, bis 
jemand den Warrant auslöst und gegen Uebergabe beider Noten (des 
Warrant und der Weightnote) die Ware aus den Docks nimmt. Eine besondere 
interessante Bestimmung?) findet sich auch in den Usancen der Bremer 
Baumwollbörse. Wird nämlich die Ware nicht gekündigt, so hat der Käufer 
am vorletzten Tage der Lieferzeit den Verkäufer dazu aufzufordern und 
wenn dieser dann nicht am letzten Tage kündigt, wird der Kaufvertrag 
reguliert, indem die nichtgekündigte Baumwolle zum Marktpreise, zuzüglich 


1) In Paris gab es schon im Jahre 1861 übertragbare Scheine (filieres), deren 
Uebertragung gegen Zahlung der Preisdifferenz erfolgte. 

2) Vgl. A. Bayerdörfer: „Der Kaffeeterminhandel* in den Jahrbüchern für Nat.- 
Oek. und Stat. III. F., 1. Band (1891), S. 648 f. 
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einer Strafvergitung von 1 Pfennig pro '/, kr. gegen den Kaufpreis ge- 
rechnet wird. Fordert der Käufer den Verkäufer nicht zur Kündigung auf, 
so findet eine Abrechnung in gleicher Weise statt, nur ohne Strafvergütung. 
Ist aber Baumwolle auf einen bestimmten Termin verkauft und wird sie 
vom Verkäufer zurückgekauft oder kauft sie der erste Verkäufer von je- 
mandem, welcher Baumwolle auf denselben Termin vom ersten Käufer direct 
oder durch Zwischenkäufer indirect gekauft hat, so kann ebenfalls ein Ring 
gebildet werden, d. h. jeder an einem solchen Kaufe oder Verkaufe Be- 
theiligte hat das Recht, die Regulierung der zugrunde liegenden Partie 
Baumwolle zu beantragen. Kommt der Ring zusammen, so gilt als Regulierungs- 
preis der amtlich notierte Marktpreis für den betreffenden Termin. Mit der 
Auszahlung der Differenz ist dann das Geschäft abgewickelt und eine 
Lieferung findet selbstverständlich nicht mehr statt. Dass derartige Be- 
stimmungen zwar die Durchführung eines Corners erschweren können, indem 
sie eine Abwicklung der Geschäfte auch ohne Vorhandensein der Ware ermög- 
lichen, ist klar. Ebenso einleuchtend ist aber auch, dass sie das Differenzspiel 
wesentlich erleichtern, indem es den Contrahenten möglich gemacht wird, 
durch Nichtaufforderung zur Kündigung oder directen oder indirecten Rück- 
verkauf an den ersten Käufer die effective Erfüllung auszuschliessen. Im 
übrigen verläuft aber die Abwicklung der Termingeschäfte, wie bereits 
erwähnt, an den verschiedenen Terminmärkten ganz ähnlich. 

Was die Abrechnung über die Termingeschäfte anbelangt, so sei 
eine von einem Pariser Commissionär einer Wiener Firma!) über 2 Zucker- 
termingeschäfte (einen Kauf und das bezügliche Realisierungsgeschäft) er- 
theilte Abrechnung wiedergegeben: 


Monsieur .. . a Vienne. Paris le 17 Avril 1889. 
De compte a 2000 Sacs Sucre sur 4 de Mai 1889. 





1889 Achat 


2059 | Mars | 14 | 2000 sacs sucre . . . .| 44 | 125| 88.250) — 

Escompte .... 220| 60 

88.029} 40 

Vente 

12885 | Avril | 15 | 2000 sacs sucre ....! 56 | 625 113.250} — 
Escompte .... 283| 15 
112.966] 85 

Commission ...... 753| 75 

Balance . ... 0... ea 24.1838) 70 





112.966| 85 | 112.966} 85 
Solde crediteur 
du 18 avril 


Moins Interéts an 1 Juillet ~ 74 jours 


Solde net a votre credit 





S. E. & O. 


1) Vgl. Sonndorfer, a. a. O., S. 346. 
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Auch diese Termingeschafte wurden, wie ersichtlich, gleich den meisten 
anderen Warentermingeschaften durch einen Commissionär abgewickelt. 
Diese Commissionäre erhalten jedoch in der Regel keine speciellen Aufträge, 
sondern die Geschäfte werden meist auf Grund von Anstellungen abgeschlossen, 
welche ungefähr folgendermaassen lauten:!) „Nach unseren speciellen Ver- 
einbarungen notieren wir Ihnen auf Ihren morgen bis 12 Uhr vormittags 
dort abgehenden dringenden Drahtbescheid. . . . Alles Brief und Geld.‘ 
Der Börsenhändler tritt also gleichzeitig zu demselben Course selbst als 
Käufer und Verkäufer auf, ist also eigentlich gar nicht mehr Commissionär, 
sondern Eigenhändler, führt keinen Auftrag aus und hat nicht das Interesse 
seiner Kunden wahrzunehmen, sondern schliesst das Geschäft unmittelbar 
mit seinen Kunden ab und arbeitet lediglich in seinem eigenen Interesse. 
Von einem Coursschnitt kann hiebei natürlich nicht geredet werden. Das 
Commissionswesen ist eben heute durch das Recht des Selbsteintrittes 
wesentlich modificiert und tritt der Commissionär, auch wenn er auf Grund 
eines speciellen Auftrages Geschäfte schliesst, immer mehr als Eigenhändler, 
der lediglich die Verpflichtung hat, bei Ausführung des Auftrages den 
Börsenpreis innezuhalten, dem Committenten aber selbst als Käufer oder 
Verkäufer gegenübersteht, auf. Der Committent will auch mit gar keinem 
anderen zu thun haben als mit dem Commissionär, welcher der Mann seines 
Vertrauens ist und über dessen Creditfähigkeit er sich erkundigt hat. Im 
übrigen zwingt schon die Concurrenz den Commissionär zur sorgfältigsten 
Ausführung der Aufträge. Jedenfalls ändert aber der Eintritt eines Commissionärs 
an der formalen Abwicklung der Geschäfte fast gar nichts. — Grösser als 
bezüglich der Abwicklung der Termingeschäfte sind die Unterschiede bei 
den Bestimmungen der Börsenusancen der einzelnen Terminmärkte bezüglich 
der Feststellung der Qualität und der Schlusseinheiten der einzelnen Waren, 
sowie bezüglich der Lieferungstermine. Besonderes Gewicht wird von den 
Agrariern auf die Bestimmungen bezüglich der Lieferungsqualität gelegt, 
obwohl „anerkanntermaassen die Schwere des Getreides keineswegs ansschlag- 
gebend für seine Güte ist.“?) Allerdings haben aber die Agrarier in 
Deutschland mit ihrer Behauptung, dass eine zu geringe Usancequalität 
den Preis der Ware drücke und die Bedürfnisse des Consums nicht 
befriedige, insofern recht als „da niemand im kaufmännischen Leben der 
Börse mehr leistet, als er zu leisten verpflichtet ist, die Minimalgrenze in 
der Praxis als Maximalgrenze wirkt und jedes über sie hinausgehende 
Qualitätsplus von Lieferungsgetreide dadurch gesellschaftlich realisiert wird, 
dass es zur Aufbesserung schlechter an sich nicht lieferungsfähiger Ware 
verwendet wird. ... Mit solchem gemischten Termingetreide kann aber 
der Müller regelmässig nichts anfangen. Der Müller zieht es daher vor, aus 





1) Vgl. Grünwald & Lilienthal: „Zum Terminhandel an der Berliner Producten- 
börse.“ Berlin 1892, S. 12 ff. | | 

*) Vgl. Schuhmacher: „Der Getreidehandel in den Vereinigten Staaten von 
Amerika und seine Organisation“ in den Jahrbiichern für Nat.-Oek. und Stat. 3. F., 
X. Band (1895), S. 387. 
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dem noch nicht für den Terminhandel präparierten reichlich vorhandenen 
Getreidevorrath selbst die nöthige Mischung herzustellen. So sondert sich 
eine Quantität Getreide aus, die ruhelos immer ihren Kreislauf im Termin- 
markte zurücklegt.“') Inwieweit diese Behauptungen für Oesterreich gerecht- 
fertigt sind, soll im übrigen noch später untersucht werden. In Wien muss 
Usanceweizen mindestens 75°5 kg pro hl schwer, gesund, trocken, mercantil 
geputzt und von letzter Fechsung sein. Rauhweizen, entschieden spitzbrandige 
Rivets und Kubankaweizen, sowie alle Weizen, welche im Handel unter 
dem Namen Hartweizen vorkommen oder mit demselben vermengt sind, 
sowie Weizen, welcher mehr als 5 Proc. Weissweizen oder mehr als 1!/, Proc. 
ausgewachsene Körner oder 4 Proc. Beimengung enthalten, sind nicht 
lieferbar. Im übrigen soll, wie mir ein maassgebendes Mitglied des Wiener 
Börsenrathes mittheilte, „dem stetigen, wenn auch langsamen Fortschritte 
der Bodencultur in der Monarchie mit der Zeit mit einer Erhöhung des 
Effectivgewichtes um mindestens '/, kg Rechnung getragen werden.“ Aehn- 
liche Zusagen wurden auch von Seite der Börsenvertreter bereits Öffentlich 
gemacht. Usanceroggen muss 69!/, kg pro hl schwer, trocken, mercantil 
geputzt und von letzter Fechsung sein, wobei gedörrter Roggen ausge- 
schlossen ist. Aehnliche Bestimmungen bestehen bezüglich Hafer, welcher 
381/, kg pro hl wiegen muss, sowie bezüglich Mais. — 

Um überhaupt börsemässig gehandelt werden zu können, muss Mehl aus 
der bedungenen Getreidegattung trocken, gemahlen, gesund, rein und un- 
vermischt sein (§ 103 der Usancen.) Raffiniertes Rüböl muss 38!/,grädig aus 
gebautem Raps erzeugt, strohgelb, klar und rein sein, darf weder einen opali- 
sierenden Schimmer noch einen schwärzlichen Stich zeigen, muss bei Behandlung 
mit Salpetersäure sofort eine orangerothe Reaction bilden und darf keine 
Beimischung von anderen Oelen (Surrogaten) enthalten ($ 125 der Usancen). 
Rohes Oel muss 37grädig aus gebautem Raps erzeugt, rein abgezogen und 
satzfrei sein ($ 126 der Usancen). Der zu liefernde Spiritus muss mindestens 
einen Alkoholgehalt von 75 Proc. haben und kann sowohl Getreide- als 
Kartoffelspiritus, nicht aber Rübsen Melasse-Neuemethode oder Nachgangs- 
spiritus geliefert werden ($ 137 der Usancen). Bei Pflaumen muss (nach 
einem Nachtrag zu den Wiener Börseusancen) die zu liefernde Ware gesund, 
dem Jahrgange entsprechend, gut gedörrt und letzter Ernte sein. Im Termin- 
handel sind nicht lieferbar bosnische Pflaumen, welche mehr als 115 Stück, 
und serbische Plaumen, welche mehr als 120 Stück per '/, kg enthalten. 
Sonst ist das Maximalgewicht 


für Weizen für Roggen für Gerste für Hafer 


in: Best: a ae ah ee 750 69°2 60°0 38°5 
in Berlin und Breslau . . . 739 69 — 41'5 
in Hamberg ...... . 143 69.6 — — 
in Leipzig . . . 222... — 70 — 42 
in Paris . . oaa‘ 17 12 — 47 


1) Vgl. Schuhmacher in den Jahrbüchern fiir Nat.-Oek. und Stat. v. J. 1896, 
a. a. O. S. 167. 
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wobei an den 6st.-ung. und reichsdeutschen Plätzen immer ein gewisses 


Manco zulässig ist. — Was die Schlusseinheit anbelangt, so beträgt 
sie für Getreide 


in Wien ..... 500 M.-C. in Breslau . . . . . 1.000 Z.-C. 
in Pest ..... 1.000 , in Stettin . . . . . 1.000 , 
in Holland . . . . 60.000 kg in Danzig . .. . . 1.000 , 
in Triest. .... 500 Al in Hamburg . . . . 1.000 , 
in Paris . . . . . 25.000 kg in Bremen ..... 1.000 , 
in Berlin. . . . . 1.000 2.-C. in Leipzig ..... 500 , 
in Frankfurt .. . 500 , in Chigago. . . . . 5.000 Bush. 
in Köln ..... 25.000 kg in London . . . . . 5.000 w. 


für Spiritus beträgt die Schlusseinheit in Wien 5000 7, bei Reps, Hülsen- 
frichten und Mehl 500 M.-C., bei Rüböl 125 M.-C., bei Pflaumen und 
Pflaumenmus 100 M.-C. ($ 57 der Usancen). 

Bezüglich der Lieferungstermine endlich bestehen an den ver- 
schiedenen Plätzen die verschiedensten Bestimmungen. Bei Verkauf prompter 
Ware hat, wenn dieselbe ab Wien lieferbar ist, die Uebernahme am zweit- 
nächsten Tage morgens zu beginnen (§ 18 der Usancen). Als „rollend“ 
oder „schwimmend“ bezeichnete Ware muss zur Zeit des Verkaufes bereits 
der Eisenbahn bez. der Schiffahrtunternehmung übergeben sein (§ 17 der 
Usancen). Sonst bezeichnen die Ausdrücke „Anfangs des Monates,‘ die 
Zeit vom 1 bis einschliesslich 9. „Erste Hälfte des Monates“, die Zeit vom 
1. bis einschliesslich 15. „Zweite Hälfte des Monates* vom 16. bis ein- 
schliesslich letzten des Monates, „Mitte des Monates“ präcise den 15. des 
Monates, „Ende des Monates* präcise den letzten Tag des Monates „pro 
Frühjahr“ die Zeit vom 15. März bis 15. Mai, „pro Herbst“ die Zeit vom 
1. September bis zum letzten October. Ueberhaupt unterscheidet man Termine 
auf den laufenden Monat (per Ultimo) Monatstermine (per Februar), Doppel- 
termine (September, October) lange Termine (Dreimonatstermine in Antwerpen 
für Zucker, Viermonatstermine in Paris für Getreide, Mehl und Spiritus) und 
Termine mit bestimmten Namen (Frühjahrs-Herbsttermine). 

Ausser diesen einfachen Termingeschäften, deren Abwicklung und usance- 
mässig festgestellten Bestimmungen eben dargestellt wurden, gibt es jedoch 
noch combinierte Termingeschäfte, die sogenannten Prämiengeschäfte. 
Solcher Combinationen von zwei Zeitgeschäften zu einem dritten soll es nach 
Moser!) 51 geben. — Die Prämiengeschäfte definiert Moser?) als Geschäfte 
bei denen es dem einen Centrahenten freisteht gegen Zalılung eines Reugeldes 
(Prämie) zurückzutreten, und zwar hat der Käufer das Recht des Rücktrittes 
gegen Zahlung der Vorprämie (auch Lieferungsprämie genannt), der Ver- 
käufer das Recht des Rücktrittes gegen Zahlung der Rückprämie (auch 
Empfangsprämie genannt). Doch umfasst diese Definition eben lediglich die 


1) Vgl. James Moser: „Die Zeitgeschäfte und deren Combination‘, Berlin 
1875, S. 87. 


2 A.2.0.8.5. 
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Prämiengeschäfte im engeren Sinne. Umfassender ist die Definition 
Sommarugas!), die unter Prämiengeschäften jene Lieferungsgeschäfte 
versteht, bei denen sich ein Contrahent gegen Zahlung einer Vergütung ein 
bestimmtes Wahlrecht, sei es in Bezug auf die Erfüllung des Vertrages selbst 
(einfaches Prämiengeschäft) oder die Art der Erfüllung (zweischneidiges 
Prämiengeschäft oder Stellgeschäft) oder das Object der Erfüllung (Schluss 
auf fest und offen oder Nochgeschäft) oder die Zeit der Erfüllung (Wandel- 
geschäft) sichert. Juristisch klarer fasst Grünhut?) die Definition folgender- 
maassen: „Prämienvertrag ist ein von einer resolutiven Potestativbedingung 
abhängig gemachter Kaufvertrag mit einem pactum adjectum, welcher das 
Wahlrecht zum Gegenstand und Inhalt hat und neben dem Kaufvertrag 
als Prämienvertrag bezeichnet werden könnte“. Einfacher wäre es allerdings, 
den Prämienvertrag als einen Vorvertrag aufzufassen, bei welchem jemand 
gegen Zahlung eines bestimmten Betrages (der Prämie) das Recht erwirbt, 
von dem verabredeten Abschluss eines Kaufvertrages Abstand nehmen zu 
können.) A. (Der Prämienzahler) zahlt nämlich z. B. einfach an B. (den 
Stillhalter) 6 fl. per Actie, um das Recht zu haben, am ultimo des Monates 
25 Stück Creditactien zum Course von 377 fordern (Prämienvertrag) oder 
liefern (Rückprämienvertrag) zu können. Am sogenannten Erklärungstage 
(einem bestimmten dem Lieferungstermine vorangehenden Tage) hat dann 
der Prämienzahler zu erklären, ob er die Werte übernehmen, respective 
liefern wolle oder nicht.*) Beurtheilt werden diese Prämiengeschäfte natürlich 
in verschiedener Weise. Die Agrarier behaupten, das Prämiengeschäft sei 
nichts anderes als eine Wette und gehöre nicht zum soliden Handel. Dabei 
vermehre es die Preisfluctuationen, da oft die Preissteigerung einer Ware 
oder eines Effectes von den Erklärungen abhängt, welche die Empfänger 
oder Zahler der Prämie gemacht haben, indem hiernach die Grösse des 
Angebotes, beziehungsweise der Nachfrage beurtheilt wird. Der Börse nahe- 
stehende Kreise erklären wieder die Prämiengeschäfte nicht nur für den 
kleinen Capitalisten, der mit einem geringen Einsatz seine Speculationen, die 
er für zutreffend hält, versuchen möchte, für die allersichersten, da sie das 
Risico fixieren, sundern sie halten sie auch für die vollkommenste Ver- 
sicherung gegen Coursverluste, indem sich der Käufer einer Ware oder 


1) A. a. 0. 5.12f. 

2) In einem Aufsatze: „Das Börsen- und Maklerrecht und seine Neugestaltung in 
Oesterreich“ in der Zeitschrift für das Privat- und öffentl. Recht der Gegenwart. 
II. Band, S. 599. 

3) Vgl. § 936 a. b. G.-B. und Entsch. vom 8. Juli 1862, Z. 4187. Die Prämie ist 
dann als eine Art Reugeld anzusehen, nur dass sie auf jeden Fall — auch im Falle des 
Abschlusses des Kaufvertrages — gezahlt werden muss. 

4) Nach den Usancen fiir den Hamburger Effectenhandel ist die Erklärung über 
Prämien und Stellgeschäfte sowie über die mit Nachforderung oder Nachlieferung per 
ultimo eines Monates abgeschlossenen Geschäfte, abgesehen von einer besonderen Verein- 
barung, 3 Werktage vor dem Ultimoabrechnungstage bis 2'/, Uhr nachmittags schriftlich 
abzugeben. Die Zahlung einer durch die Erklärung verfullenen Prämie ist am nächsten 
Werktage zu leisten. 


Der Terminhandel, seine volkswirtschaftliche Bedeutung und Reform. 415 


eines Effectes gegen ein späteres Fallen und der Verkäufer gegen ein 
künftiges Steigen dadurch sichern kann, dass er als Käufer auf Grundlage 
des Contractcourses ein Rückprämien- als Verkäufer, ein Vorprämiengeschäft 
abschliesst. Dass allerdings das Prämiengeschäft auch für Speculations- 
geschäfte sehr geeignet ist, ist klar. Ist z. B. eine grosse Baissespeculation 
mit grossen Verlusten misslungen, eine Wendung noch nicht ersichtlich aber 
motiviert, so ist eine Fortsetzung der Speculation durch Zahlung einer 
‚Rückprämie mit Rücksicht auf den zu erwartenden Rückgang angezeigt.!) 
Der Prämienkäufer hat überhaupt mannigfache Vortheile; er kann nicht nur, 
wie beim regulären Zeitgeschäfte, über sein Engagement frei verfügen und 
sich seine Entschliessungen bis zum Stichtage vorbehalten, sondern auch 
von dem ganzen Geschafte zurücktreten und sich so gegen Käufe oder 
Verkäufe, die sein Geschäftsbetrieb mit sich bringt, decken, ohne hiebei 
durch gleichartige Gegenoperationen seinen Gewinn zu begrenzen. Der 
Prämienempfänger hat dagegen recht wenig Chancen. Denn bei ihm steht 
einem bei der geringen Höhe der durchschnittlichen Prämiensätze sehr be- 
schränkten Gewinne ein unbeschränkter Verlust gegenüber. Es wird sich 
ihm meist nur darum handeln, seinen Effecten- oder Capitalbesitz besser zu 
verwerten, als ihm das sonst möglich wäre, wogegen er allerdings auf grössere 
Verluste gefasst sein muss. Immerhin kann das Prämiengeschäft aber auch, 
wie angedeutet, im regulären Geschäfte für Zwecke der Versicherung ver- 
wendet werden, wiewohl andererseits kaum wird in Abrede gestellt werden 
können, dass diese Geschäfte, bei welchen es sich erst kurz vor dem 
Lieferungstermine entscheidet, ob und wieviel geliefert oder gefordert werden 
wird, eine gewisse Unsicherheit in den Verkehr zu bringen geeignet sind. *) 
An der Wiener Productenbörse sollen sie im übrigen in so vereinzelten 
Fällen vorkommen, dass sie kaum in Betracht zu ziehen sind. Diese einfachen 
Prämiengeschäfte können nun nicht nur auf Basis des Tagescourses, sondern 
auch auf schiefer Basis, d. h. auf Basis eines anderen als des Tages- 
courses abgeschlossen werden. 


Es kann z. B. jemand eine Rückprämie zahlen, um bei einem Tages- 
course von 9°75 per August Rohzucker in Hamburg zum Course von 10 
oder zum Course von 9!/, liefern zu können. Die Differenz zwischen dem 
Course, zu welchem die Prämie gekauft wurde (10 oder 9'/,) und dem 
Tagescourse (9°75) heisst Ecart. Solche Prämiengeschäfte auf schiefer 
Basis kommen nicht sehr häufig und meist nur dann vor, wenn ein Com- 
missär in einem Momente, wo ihm ein solcher Geschäftsabschluss infolge 
Entgegenkommens der Stillhalter günstig erscheint, eine Prämie in der 
Absicht zahlt, dieselbe an einen Committenten weiter zu verkaufen. Hat 
sich nämlich der Cours geändert, ehe ihm dies gelingt, so wird diese 
Prämie nicht mehr auf Grund des Courses vom Tage, an welchem er das 


1) Vgl. „Von der Börse“ I. Der Geist der Speculation von H. Hirschbach 
Leipzig 1866. 
2) Vgl. Bayerdörfer in den Jahrbüchern für Nat. und Stat. v. J. 1895, S. 858. 
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Prämiengeschäft mit dem Committenten abschliesst, sondern auf Grund des 
früheren Courses, also auf schiefer Basis abgeschlossen. Wenn sich der 
Cours zu seinen Gunsten geändert hat, also falls er eine Vorprämie gekauft 
hat, gestiegen oder falls er eine Rückprämie gekauft hat, gefallen ist, kann 
er dann natürlich eine höhere Prämie verlangen, während er sich im anderen 
Falle mit einer niedrigeren begnügen muss. Auch die Nochgeschäfte, bei 
denen der eine Contrahent das Recht hat zu verlangen, dass das Quantum 
des Vertragsobjectes um eine bestimmte Zahl vermehrt wird, also dass er 
als Käufer nachfordern, beziehungsweise als Verkäufer nachliefern kann, sind 
eigentlich nichts anderes als Prämiengeschäfte auf schiefer Basis, verbunden 
mit einem Fixgeschäfte. Verkauft man z. B. 1000 Metercentner Zucker per 
August zu 10°40 bei einem Tagescourse von 10°75 mit dem Rechte, weitere 
2000 Metercentner zu demselben Course (10°40) gegen Erklärung am 
1. August zu liefern (2mal noch), so ist dies ganz dasselbe, als ob man 
eine Rückprämie von 17'/, Pfennig zahlen würde für das Recht zum Course 
von 10°40 (statt 10°75) zu liefern. Man verkauft nämlich 35 Pfennig unter 
Cours und diese Differenz bildet die Prämie, welche man für das Recht der 
Lieferung zahlt. Da man aber das Recht auf Lieferung des doppelten 
Quantums hat als jenes ist, auf welches man die Differenz (von 35 Pfennig) 
verliert, so ist zur Ermittlung der einfachen Prämie diese Differenz zu 
halbieren. Vom Standpunkte des Prämienzahlers haben also die Noch- 
geschäfte dieselbe Berechtigung, wie die einfachen Prämiengeschäfte vom 
Standpunkte des Stillhalters, bieten allerdings die Nochgeschäfte eine noch 
viel grössere Gefahr als die einfachen Prämiengeschäfte, weil der Stillhalter 
eventuell die Engagements mehrfach zu erfüllen hat. Die Havreser Liqui- 
dationscassa verbucht denn auch Nochgeschäfte nicht. 

Eine Combination zweier Prämiengeschäfte (eines Vor- und eines Rück- 
prämiengeschäftes) ist das Doppelprämiengeschäft oder zweischneidige 
Prämiengeschäft, bei welchem es dem einen Contrahenten gegen Zahlung 
einer Prämie freisteht, zu einem bestimmten Course als Käufer oder Ver- 
käufer aufzutreten. A zahlt also z. B. fl. 12°— per Actie, um 25 Stück 
Creditactien zum Course von 377 kaufen oder liefern zu können. Dass 
diese Doppelprämiengeschäfte lediglich Spielzwecken dienen können, ist klar. 
Es kann doch im gewöhnlichen Geschäftsbetriebe niemand ein Interesse 
daran haben, sich gleichzeitig gegen eine Courssteigerung und einen Cours- 
fall zu versichern, denn kauft er, so kann ihm eine Courssteigerung 
doch nur erwünscht sein, und verkauft er, so braucht er sich wieder gegen 
einen Coursfall nicht zu versichern. Für den Spieler haben allerdings die 
zweischneidigen Prämiengeschäfte den Vortheil, dass er geringere Spesen 
hat als bei separatem Abschlusse eines Vor- und eines Rückprämiengeschäftes. 
Den Prämiengeschäften ähnlich sind die Dont- und Stellagegeschäfte. Bei 
den Dontgeschäften hat der wahlberechtigte Contrahent das Recht, zu .einem 
bestimmten Course zu kaufen oder gegen Zahlung einer Prämie von dem 
Vertrage zurückzutreten. A kauft also 25 Stück Creditactien zum Course 
von 383 dont 6 oder verkauft zu 371 dont 6 und hat dann das Recht 
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gegen Zahlung von 6 fl. per Actie von dem Geschäfte zurückzutreten. Das 
Geschäft unterscheidet sich von den Prämiengeschäften auf schiefer Basis 
nur dadurch, dass bei letzterem die Prämie unbedingt, bei ersterem nur im 
Falle des Rücktrittes zu zahlen ist. Dass sich die Dontgeschäfte vorzüg- 
lich für Zwecke der Versicherung gegen grössere Coursverluste eignen, 
ergibt sich ganz klar, indem der Käufer (oder Verkäufer) bei einer 6 fl. 
übersteigenden Coursermässigung (resp. Courssteigerung) vorziehen wird 
von dem Geschäfte zurückzutreten und statt dessen die Prämie zu zahlen. 
Stellagegeschäfte sind jene, bei denen sich ein Contrahent verpflichtet, ent- 
weder zu einem Course, der höher ist als der Tagescours Effecten zu über- 
nehmen oder bei einem Course, der niedriger ist als der Tagescours Effecten 
zu liefern. Stehen also Creditactien per ultimo Februar 377, so verpflichtet 
sich A 25 Stück Creditactien zu 365 zu liefern oder zu 389 zu übernehmen. 
Die Differenz zwischen den beiden Coursen (365 und 389), zu welchem die 
Stellage gekauft ist; heisst Spannung, die Mitte der Stellage (377) heisst 
der Stellcours, und stimmt dieser Stellcours nicht mit dem Ultimocourse 
überein (verpflichtet sich also z. B. A, wenn Creditactien 377 stehen, zu 368 
zu übernehmen, zu 392 zu liefern), so nennt man das eine „schiefe Mitte“. 
Bei diesen Stellagegeschäften lässt sich allerdings, ebenso wie beim Doppel- 
prämiengeschäft, nur in den seltensten Fällen irgend ein Zusammenhang mit 
dem reellen Geschäfte nachweisen und wenn ein solcher existiert, ist er so 
complicierter Natur, dass den Stellagegeschäften trotzdem eine wirtschaft- 
liche Berechtigung kaum wird zuerkannt werden können. Auch der Abge- 
ordnete Neuwirth meinte in einer Rede, die er am 27. Februar 1875 im 
Abgeordnetenhause hielt: das Stellagegeschäft ist kein gewöhnliches Kauf-, 
kein Verkaufgeschäft, sondern der Prämiengeber hat die Wahl: er kann 
entweder Käufer oder Verkäufer sein. Es wird dafür nur eine Prämie 
gezahlt, eine Prämie, die ich nach meiner unmassgeblichen Auffassung als 
einen Wettpreis zu bezeichnen nicht Anstand nehme und eine Prämie, von 
der ich nichts anderes sagen kann als dass sie eine Prämie für ein Spiel 
ist, so wie beim rouge et noir. Die Kriterien, welche für ein Handelsgeschäft 
(Kauf und Verkauf) gegeben sind, treffen hier nicht zu. Das Stellagegeschäft 
kann weder als ein ausgleichender Factor in der Preisbildung, noch als ein 
Mittel zur Verhütung gefährlicher Preisschwankungen angesehen werden. 
Allein das Stellagegeschäft ist nicht nur ohne nennenswerte, wirtschaftliche 
Bedeutung, auch als Spielgeschäft ist es sehr riscant, da grosse Schwankungen 
eintreten müssen, ehe für den Stellgeldzahler ein Gewinn resultiert. Von 
den Doppelpräniengeschäften unterscheiden sich die Stellagegeschäfte 
dadurch, dass bei letzteren die Zahlung einer Prämie überhaupt nicht statt- 
findet. Schliesslich seien noch die Wandelgeschäfte erwähnt, bei denen es 
dem wahlberechtigten Contrahenten freisteht, nach Belieben einen vor dem 
verabredeten letzten Lieferungstermine gelegenen Termin für die Erfüllung 
des Zeitgeschäftes zu bestimmen. Hat der Käufer die Wahl, so nennt man 
das Geschäft einen Kanf auf tägliche Lieferung, hat der Verkäufer die Wahl, 
nennt man es einen Kauf auf Ankündigung. | 
Zeitschrift für Volkswirtschaft, Socialpolitik und Verwaltung. VI. Band, 3. Heft. 97 
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Was den formalen Abschluss der Prämiengeschäfte anbelangt, so muss 
nach den Bestimmungen der Bedingungen für den Handel in Effecten, 
Devisen und Valuten, sowie den Escompte an der Wiener Börse in den 
Vormittagsstunden des dem Abschlusse des Geschäftes, respective bei Dont- 
geschäften des der Erklärung folgenden Werktages die Zahlung der bedungenen 
Prämie erfolgen (§ 6). Am Fälligkeitstage ist dann die Prämienerklärung 
abzugeben und zwar längstens bis ein Uhr beim Glockenzeichen; sonst gilt die 
Prämie als verfallen, ausser wenn der Cours des betreffenden Börsewertes 
derart steht, dass über die Erklärung kein Zweifel bestehen kann. Bei per 
ultimo oder per medio geschlossenen Prämiengeschäften, soweit sie per 
Arrangement abgewickelt werden, hat die Erklärung an dem dem Aufgabe- 
tage für per ultimo, respective per medio arrangierte Börsewerte voraus- 
gehenden Tage zu erfolgen. (§ 7.) Am Erklärungstage, respective dem diesem 
folgenden Tage, an welchem eine Geschäftsaufgabe stattfindet, sind dann 
diese Geschäfte — wie die übrigen Termingeschäfte — beim Arrangement- 
bureau einzureichen. „Per ultimo“ Geschäfte sind in Gemässheit der für 
Ultimogeschäfte geltenden Bestimmungen aufzugeben ($ 3 A.-O.). — Die 
weitere Abwicklung erfolgt dann wie bei den Termingeschäften überhaupt. 


IV. 

Gesetzgebung und Rechtssprechung standen dem Termingeschäfte nie 
sehr sympatisch gegenüber. Das beweist die in kurzen Zügen dargestellte 
Geschichte des Terminhandels wohl zur Genüge. Gegenwärtig allerdings ist 
der Standpunkt der Gesetzgebung ein weniger ablehnender. Nur Russland 
erklärt seit 1876 überhaupt alle Zeitgeschäfte für nicht klagbar. Sachsen ver- 
bietet lediglich (in den $ 1481/2 seines B.G.-B.) die reinen Differenzgeschäfte, 
schliesst aber die Rückforderung des geleisteten Einschlusses aus, und auch 
Belgien lässt nur dann die exception de jeu zu, wenn feststeht, dass die 
gemeinsame Absicht der Contrahenten darauf gerichtet war, die reale Lieferung 
auszuschliessen, wobei überdies die Rechtssprechung für den reellen Charakter 
der Zeitgeschäfte präsumiert. In Spanien wurden durch Gesetz vom 
14. Juni 1874, in Italien durch Gesetz vom 13. September 1876 die 
Termingeschäfte, soweit sie an der Börse abgeschlossen wurden, für giltig 
erklärt. In Oesterreich wurde durch Gesetz vom 1. April 1875 der Spiel- 
einwand für Börsengeschäfte!) aufgehoben und auch in Frankreich wurde 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 28. März 1885 der Art. 1956 des code 
civil, der Differenzgeschafte für ungiltig erklärte, aufgehoben. °) Allein dafür 
ist namentlich in Oesterreich und Deutschland die Rechtssprechung 
eine überaus schwankende geworden. Sie hat nämlich bei gewissen Geschäften 
den Einwand, dass nur ein (nach § 1270 a. b. G.-B.) klagloses Differenzspiel 


1) Obgleich doch eigentlich Zeit und Ort des Abschlusses für den sittlichen Wert 
eines Geschäftes nicht masssgebend sein sollte. 

2) Vgl. Gareis: „Die Klagbarkeit der Differenzgeschafte.“ S. 13 ff, und den 
Bericht der Commission der franz. Abgeordnetenkammer v. A. Naquet (Session 1882, 
Drucksache 1196). | 
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vorliege, zugelassen und so eine neue Art von Geschäften, welche die Börse 
nie kannte, die Differenzgeschäfte geschaffen. Was unter solchen Differenz- 
geschäften eigentlich zu verstehen sei, hat allerdings noch niemand ergründen 
können, und die einzige richtige Definition derselben dürfte bisher Cohn!) 
gegeben haben, welcher meinte: „Differenzgeschäfte sind eine Form des 
Handels, die öfter genannt als gekannt wird.“ Man hat zwar die ver- 
schiedensten Versuche gemacht, den Begriff der Differenzgeschäfte klar- 
zustellen, jedoch ohne Erfolg. Nach den Erklärungen des Ackerbauministers 
sollen nun aber in Oesterreich die reellen Termingeschäfte zwar gestattet 
bleiben, die Differenzgeschäfte jedoch verboten werden, und da wäre es doch 
immerhin ganz interessant zu wissen, was man sich unter diesen zu ver- 
bietenden Differenzgeschäften eigentlich vorzustellen hat. So kam es denn 
auch, dass bei der parlamentarischen Expertise über den Terminhandel die 
agrarischen Abgeordneten Parish und Steiner sich bei den geladenen 
Sachverständigen angelegentlichst darnach erkundigten, was denn das Differenz- 
geschäft sei, ohne jedoch, soweit sich dies nach den Zeitungsberichten 
beurtheilen lässt, eine befriedigende Antwort zu erhalten. Ursprünglich galt 
als Differenzgeschäft nur jenes, bei dem ausdrücklich ausgemacht worden 
war, dass nur die Differenz zu zahlen und reale Lieferung und Uebernahme 
ausgeschlossen sei. Da solche Geschäfte aber überhaupt nicht vorkamen, 
sollte später der Beweis, dass beide stillschweigend übereingekommen seien, 
nur die Differenz zu zahlen, genügen, um das Geschäft zu einem klaglosen 
Differenzgeschäft zu stempeln. In dieser Meinung bezeichnet auch Somma- 
ruga’) als Differenzgeschäfte alle jene, „welche unter der Form von Zeit- 
käufen und Verkäufen abgeschlossen werden, bei welchen aber von Seite der 
beiden Contrahenten erweisbar die Absicht nicht auf den wirklichen Kauf 
oder Verkauf der Papiere, sondern nur auf den Gewinn der Coursdifferenz 
gerichtet war, und welche unter dieser Voraussetzung in der That die recht- 
liche Natur einer Wette, somit eines Glücksvertrages annehmen und kein 
gerichtlich einklagbares Recht begründen ($$ 916, 1271 a. b. G.-B.). Doch 
muss die auf Seiten beider Contrahenten bestandene auf eine blosse Wette 
gerichtete Absicht erwiesen vorliegen.“ — Auch Grünhut?) definiert 
das Differenzgeschäft „als einen Kaufvertrag mit Hinzufügung eines bedingten 
Rückkaufs- oder Wiederverkaufsvertrages mit vertragsmässig festge- 
stellter Ausgleichung durch Compensation der gegenseitigen Verpflichtungen, 
soweit dieselben sich decken“. Da nun aber der Nachweis, dass bei beiden 
Contrahenten eine auf eine blosse Wette gerichtete Absicht vorlag oder die 
Ausgleichung durch Compensation vertragsmässig festgestellt worden sei, nie 
zu erbringen war, wurde eine Simulation angenommen, die bald auf Grund 
allgemeiner Erfahrung präsumiert wurde. So sagt z. B. die R.-G.-Entsch. vom 


1, Vgl. Gust. Cohn: „Die Börse und die Speculation“ in der Sammlung gemein- 
verständl. wissenschaftl. Vorträge herausgeg. von Virchov & Holtzendorff, III. Serie, 
Heft 57, Berlin 1868, S. 11. 

2 A.a.O., S. 19. 

3) A. a. 0O., S. 589. 

27* 


420 Bunzel. 


12. November 1892: „Eine stillschweigende Willenserklärung über ein reines 
Differenzgeschäft ist anzunehmen, wenn 1. die den Geschäftsabschluss 
begleitenden oder ihm vorangehenden Handlungen und Erklärungen eine 
andere Deutung überhaupt nicht zuliessen und 2. wenn nach den Lebens- 
erfahrungen diese Deutung als die regelmässige erscheinen müsse.“ Dies soll 
hauptsächlich der Fall sein, wenn dem einen Contrahenten die Vermögens- 
losigkeit des anderen bekannt sein musste, ferner bei einem Missverhältnisse 
zwischen der Höhe des zu leistenden Einschusses und des Engagements 
und endlich bei etwaigen die Erfüllung des Geschäftes lediglich durch 
Differenzzahlung betreffenden Aeusserungen der Agenten gegenüber den 
Kunden. In diesen Fällen soll also ein reines Differenzgeschäft vorliegen, 
bei welchem — wie die Entscheidung des rheinischen Senats des preussischen 
Obertribunals vom 16. März 1858!) sagt -— „das Kaufgeschäft nur die 
Form, die Gewinnung der Differenz aber das Wesen und der einzige Zweck 
des Geschäftes ist, wobei also auf die Differenz zwischen den Coursen des 
Schluss- und Verfallstages speculiert wird. Was nun zunächst den Fall 
anbelangt, dass die bezüglichen Geschäfte ausser Verhältnis zu der finanziellen 
Lage des einen der Contrahenten standen, so kann man doch einerseits den 
Gegencontrahenten nicht die Pflicht auferlegen, die finanzielle Position seines 
angeblich schlecht situierten Partners zu prüfen, andererseits braucht dieser 
letztere ja auch zur reellen Lieferung, beziehungsweise Uebernahme lediglich 
das zur Begleichung einer etwaigen Differenz nöthige Geld zu besitzen, 
da er dann die Ware ja auch wirklich übernehmen kann, indem er sie sofort 
wieder per Cassa verkauft, respective liefern kann, wenn er sie per Lieferungs- 
termin kauft. Wenn der Gegencontrahent aber weiss, dass sein Partner 
nicht einmal das zur Begleichung der Differenz nöthige Geld besitzt, wird 
er gewiss das Geschäft nicht mit ihm abschliessen. — Was nun das Ver- 
hältnis zwischen der Höhe des Einschusses zu der des Engagement anbe- 
langt, so hängt dasselbe lediglich von der Creditwürdigkeit des Gegen- 
contrahenten ab, und ist die Leistung eines Einschusses ja überhaupt nicht 
erforderlich. Es werden ja auch Immobilien oft gegen kleine Anzahlungen 
erworben. — Die Aeusserungen der Agenten für massgebend erklären zu wollen, 
geht aber gewiss nicht an, da $ 887 des a. b. G.-B. bestimmt. „Wenn 
über einen Vertrag eine Urkunde errichtet worden, so ist auf vorgeschützte 
mündliche Verabredungen, welche zugleich geschehen sein sollen, aber mit 
der Urkunde nicht übereinstimmen, oder neue Zusätze enthalten, kein 
Bedacht zu nehmen.“ — Da demnach die Rechtssprechung ein bestimmtes 
Kriterium für die Differenzgeschäfte nicht festhalten konnte, entstand natur- 
gemäss eine verwirrende Rechtsunsicherheit, indem die verschiedenen Gerichte 
über dieselben Fälle verschieden entschieden. Beim Berliner Landesgericht I 
kam es so weit, dass jener, dessen Namen mit X begann, denselben Process 
gewann, den der, dessen Namen mit Y begann, verlor, indem der Richter, 
den ersterer erhielt, den Differenzeinwand abwies, der Richter, den letzterer 


— 


1) Abgedr. bei Cohn in den Jahrbüchern fiir Nat.-Oek. und Stat. v. J. 1866, S. 387. 
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erhielt. demselben stattgab. Auch hat das Wiener Landesgericht!) einen auf 
Zahlung einer Börsendifferenz von 1097 fl. 23 kr. geklagten Kaufmann zur 
Zahlung des eingeklagten Betrages sammt Kosten unbedingt verurtheilt, 
indem es in den Entscheidungsgründen bemerkte: „Die Abschliessung eines 
solchen Scheingeschäftes — hier also einer „Wette“ — muss vom Beklagten 
erwiesen werden; er hatte zu beweisen, dass Recht und Pflicht auf die 
effective Uebergabe und Uebernahme überhaupt ... sei es durch die Par- 
teien selbst oder durch andere vertragsmässig ausgeschlossen ist,“ wogegen 
der Oberste Gerichtshof in einer im Justizministerial - Verordnungsblatte 
publicierten Entsch. vom 22. October 1895 die Klagbarkeit der Differenz- 
geschäfte entschieden zurückgewiesen hat. Dass aber eine derartige Rechts- 
unsicherheit zu den ärgsten Misständen führen kann, ist klar, denn, wie bei 
allen Culturvölkern eine geordnete und gesicherte Rechtspflege die Grund- 
bedingung aller persönlichen Sicherheit und zugleich der persönlichen Frei- 
heit ist, so ist beim Handel ein gesicherter Rechtszustand das Erfordernis 
jeder freien Bewegung, und die Berliuer Getreidecommissionsfirmen waren 
daher ganz im Recht, wenn sie im April 1892 den Beschluss fassten, 
wöchentlich eine Liste herauszugeben, in welcher die Namen derjenigen 
Privatpersonen veröffentlicht werden, die sich ihren Verpflichtungen dadurch 
zu entziehen suchten, dass sie bei Processen den Einwand des Differenzspiels 
erhoben. Und es ist ja auch klar, dass, um mit Mirabeau?) zu reden, 
Entscheidungen, die erklären, dass ein Versprechen kein Versprechen ist, 
nach denen es von schlecht oder recht aufgefassten momentanen Verhält- 
nissen abhängen soll, ob jemand eine freiwillig und rechtmässig einge- 
gangene Verpflichtung erfüllen will oder nicht, das Rechtsgefühl nicht 
befriedigen können. Es handelt sich hier ja nicht etwa um kleine Beträge. 
In Pest wurden in Getreide 


im Jahre effectiv verkauft auf Termin verkauft Differenzen gezahlt 
1884 . . . . 6,643.000 M.-C. 9,036.000 M.-C. 2,064.674 fi. 
1885 ... . 6,517.000 „ 8,808.000 „ 2,125.653 „ 
1886... . 6,512.000 , 6.474.000 , 1,362.847 , 
1887 . . . . 6,898.000 , 7.850.000 „ 1,793.688 , 
1888 . . . . 8,085.000 , 11,694.000 , 1,286.733 , 


ja es wurden überhaupt nur 11°68°', der abgeschlossenen Geschäfte durch 
effective Lieferung erfüllt. Bahr‘) meint freilich, bei der rechtlichen Be- 
urtheilung von Rechtsgeschäften, die aus wirtschaftlichen Gründen einer 
Beschränkung unterliegen, komme es nicht darauf an, wie die Parteien das 
Geschäft benennen, sondern darauf, was sein wirklicher Inhaltskern sei und 








t) Diese Mittheilung, in der es statt Landesgericht wohl Handelsgericht heissen 
soll, ist einer hiesigen Tageszeitung entnommen. 

2?) Comte de Mirabeau, Denonciation de l’agiotage au Roi et a l'assemblée des 
Notables 1787 (Deutsch von Rast, Berlin 1970, S. 24). 

3) Vgl. das Börsenspiel und die Gerichtspraxis von O. Bahr, Sonderabdruck aus 
dem Grenzboten 1893. 
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die Gerichte könnten nach dem wirtschaftlichen Sinne, in welchem ein 
Differenzgeschäft ein Spiel sei, entscheiden; allein die Sache liegt doch so, dass 
jeder, der in den üblichen Geschäftsformen der Börse Waren oder Wert- 
papiere auf Lieferung kauft oder verkauft, verpflichtet ist, diese Waren oder 
Wertpapiere am Termin zu übernehmen und zu bezahlen, resp. sie zu liefern 
und kann ja unter Umständen auch für den Speculanten effective Lieferung 
oder Uebernahme vortheilhafter sein. Die Parteien nennen daher das 
Geschäft nicht nur ein Kaufgeschäft, sondern es ist auch ein solches und 
bleibt es jedenfalls so lange, bis ein entsprechendes Gegengeschäft (also nach 
dem Kauf ein Verkauf oder umgekehrt) gemacht wird. Allein, auch wenn 
dies geschieht, kann man nicht unbedingt sagen, dass ein „Spiel“ oder eine 
„Wette“ vorliege, zumal da beide Parteien wissen, dass sie eventuell auch 
reell liefern, respective übernehmen müssen. Sogar Assesor Eschenbach 
muss Fälle von „reellen Differenzgeschäften“ anerkennen !). Hat z. B. der 
Kaufmann X in Russland grosse Roggeneinkäufe gemacht, welche er nach 
dem Ausdrusch in Deutschland erwartet, und dasselbe Quantum auf October- 
oder November-Lieferung verkauft, so muss er, wenn Frostwetter eintritt 
und die baltischen Häfen zufrieren, da er den Roggen nicht liefern und ihn 
auch anderweitig nur schwer beschaffen kann, den Unterschied zwischen 
dem Kaufpreis und dem Preise am Tage der Lieferung zalılen, es der 
Mühle überlassend, ob sie an diesem Tage sich auf seine Kosten ander- 
weitig Roggen kaufen oder mit der gedachten Differenz zufrieden sein will. 
Es sind also durchaus nicht alle Geschäfte, die durch Differenzzahlung ` 
erledigt werden, schlechthin als „Wetten“ zu bezeichnen und gegen die 
Abwicklung der Geschäfte durch Ueberweisung und Differenzzahlung statt 
durch reale Erfüllung ist a priori nicht das mindeste einzuwenden. An 
einem sicheren Kriterium, die realen Lieferungsgeschäfte von den reinen 
Differenzgeschäften zu unterscheiden, fehlt es aber gänzlich und kann man 
demnach auch die letzteren juristisch nicht anders behandeln als die ersteren. 
Als „Wette“ können im übrigen auch die reinen Differenzgeschäfte keines- 
falls angesehen werden. Eine „Wette“ entsteht (nach § 1270 a. b. G.-B.), 
wenn über ein beiden Theilen noch unbekanntes Ereignis ein bestimmter 
Preis zwischen ihnen, für denjenigen, dessen Behauptung der Erfolg entspricht, 
verabredet wird. Beim Differenzgeschäfte fehlt es aber nicht nur an den 
einander gegenüberstehenden Behauptungen, mit deren einer der Erfolg 
übereinstimmen könnte, sondern in der Regel auch an dem vorausbestimmten 
Wettpreise. Allerdings hätten die Personen, statt ein Differenzgeschäft abzu- 
schliessen, eine Wette eingehen können, allein da sie dies nicht thaten, liegt 
eben in der Wahl dieser Form die stillschweigend erklärte ernstliche Ver- 
zichtleistung der Contrahenten auf die ihnen etwa zugute kommende Klag- 
losigkeit. Es soll ja keineswegs geleugnet werden, dass die Differenzgeschäfte 
vielfach zu Spielzwecken verwendet werden, dass diese dann von den ver- 
derblichsten Wirkungen für die Volkswirtschaft sein können und dass deren 


3) Vgl. Eschenbach: „Termingeschäft und Börsenreform*, Vortrag, gehalten in 
der ökon. Ges. im Königr. Sachsen. Dresden 1892. 


Der Terminhandel, seine volkswirtschaftliche Bedeutung und Reform. 423 


Beseitigung gewiss wünschenswert ist. Und wie Dr. Eugen Ehrlich 
in der 53. Plenarversammlung der Gesellschaft österreichischer Volkswirte?) 
ganz richtig hervorhob, sind es die Differenzgeschäfte auf Credit, welche 
für den Spieler viel ruinöser wirken, als die Differenzgeschäfte auf Deckung, 
denn der Leichtsinnige denkt bei der Uebernahme einer Verpflichtung absolut 
an keine Gefahr, während er sich die Leistung einer Zahlung doch ernstlich 
überlegt, weswegen auch die Römer den Frauen jegliche Intervention bei 
fremden Schulden, aber nicht die Zahlung derselben verboten haben. 
Vielleicht hätten auch beim Mais- und Haferring seinerzeit, wenn sich die Com- 
missionäre gegen die Gefahren eines langen Rechtsstrittes hätten durch das 
Begehren einer Deckung schützen wollen, die Speculanten es sich überlegt, 
so ungeheuere Summen als Deckung zu deponieren, allein es ist anzu- 
nehmen, dass die Commissionäre damals auch dann keine Deckung verlangt 
hätten, wenn sie den Gefahren eines langwierigen Processes vor den ordent- 
lichen Gerichten ausgesetzt gewesen wären, in der Voraussetzung, dass ihre 
Clientel, die meistens aus reichen österreichischen und ungarischen Aristo- 
kraten bestand, auf jeden Fall das einmal gegebene Versprechen einhalten 
werde. Denn eine Ungiltigkeit wird bei diesen Geschäften wohl immer 
„nur von solchen Personen geltend gemacht werden, welche nicht einmal 
mehr der Spielerehre genügen.‘ *) 

Auch werden die Leute von der Eingehung von Differenzgeschäften 
vielleicht eher abgeschreckt, wenn sie wissen, dass die Erhebung eines 
Differenzeinwandes nicht möglich ist, als wenn sie glauben, dass sie ja 
im schlimmsten Falle nicht werden zahlen müssen, und setzt man durch 
die Möglichkeit der Erhebung des Differenzeinwandes, statt die Unsolidität 
aus dem Geschäft zu verbannen, eine Prämie auf die Unredlichkeit. Endlich 
ist aber „die vom Gesetze decretierte Nichtklagbarkeit für den Handel 
noch niemals ein Grund gewesen, Geschäfte zu unterlassen, die er zur 
Erfüllung seiner Aufgaben braucht.“ 

So hat denn auch der 16. deutsche Juristentag zu Cassel ausge- 
sprochen, dass es sich nicht empfehle, die Differenzgeschäfte gesetzlich 
zu verbieten oder zu beschränken; dagegen wäre es vielleicht angezeigt, 
Bestimmungen in den Börsenusancen zu beseitigen, die geradezu eine Ab- 
wicklung der Termingeschäfte durch Differenzzahlung provocieren. Leist 
hat in einem sehr interessanten Aufsatze*) diese Bestimmungen Differenz- 


1) Vgl. den IV. Band (1895) S. 261 ff dieser Zeitschrift. Ein Verbot der mit Inan- 
spruchnahme von Credit abgeschlossenen Differenz-, resp. Teriningeschäfte kann aber 
doch nicht für zweckmässig gehalten werden. Denn 99 Proc. der Kaufleute bleiben die 
Ware, welche sie kaufen, schuldig und ist es nicht zu verlangen, dass jemand, der sie 
auf Lieferung verkauft, dies anders halten soll. Der Kaufmann sucht eben durch Erwerbung 
und Weiterveräusserung von Waren einen Nutzen zu erzielen und dient sein Betricbs- 
capital lediglich zur Deckung etwaiger Verluste und nicht dazu, in den angekauften 
Waren gebunden zu bleiben. 

2) Vgl. Cohn: „Beiträge zur deutschen Börsenreform“. Leipzig 1895, S. 24. 

3) „Differenzgeschäfte und Differenzclausel* in den Jahrbüchern für Nat.-Oek. und 
Stat. 3. F. I. Band (1891), S. 801 ff. 
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clausela genannt und dieselben ungefähr in folgender Weise gekennzeichnet. 
Nach Art. 354 H. G. B. hat, wenn der Käufer im Verzuge ist, der Ver- 
käufer die Wahl, 1. die Erfüllung des Vertrages und Schadenersatz zu 
verlangen und 2. die Ware auf Rechnung des Käufers zu verkaufen und 
Schadenersatz zu fordern oder endlich 3. von dem Vertrage abzugehen. 
Nach Art. 355 H. G. B. hat, wenn der Verkäufer im Verzuge ist, der 
Käufer die Wahl, 1. Erfüllung nebst Schadenersatz zu verlangen oder 
2. Schadenersatz zu fordern oder endlich 3. vom Vertrage abzugehen. Nun 
ist es nicht auffallend, dass Punkt ‘2 (die Forderung von Schadenersatz) 
um häufigsten zur Anwendung gelangt, da sich dieser auch civilprocessual 
am leichtesten durchführen lässt. Auch ist es nicht auffallend, wenn man 
die Pflicht zum Ersatz des wirklich enstandenen concreten Schadens aus- 
schliesst und nur den Ersatz des abstracten, durch die Differenz zwischen 
dem Kauf- und dem Marktpreise zur Zeit der geschuldeten Lieferung ge- 
gebenen Schadens fordert, weil diese Differenz sich schnell feststellen und 
sich der concrete Schaden durch Abschluss eines Deckungsgeschäftes auch 
immer auf diese Differenz beschränken lässt. Es kommt jedoch vor, dass 
die Börsenusancen für Fälle, in denen der Vertrag ohne besondere Be- 
stimmungen zu einem Ergebnis nicht geführt hätte [z. B. bei keinerseitiger 
Erfüllungsbereitschaft!) oder bei einem Abstehen vom Vertrage durch den 
Gegner des Säumigen?)] eine Verpflichtung zur Zahlung der Differenz und 
zwar ohne Rücksicht auf den Verzug des Verpflichteten statuieren, und 
diese Bestimmungen nennt Leist Differenzclauseln und für deren Be- 
seitigung tritt er ein. Hiedurch würde natürlich das bezügliche Lieferungs- 
geschäft nicht ungiltig, sondern man würde nur den Gegner zur Erfüllungs- 
bereitschaft zwingen. In Wien besteht nun zwar eine solche Differenzclausel 
nicht, doch werden thatsächlich die Differenzen auch ohne nachgewiesene 
Erfüllungsbereitschaft geleistet. An der Wiener Effectenbörse kann der 
Gegencontrahent des Säumigen bei directen Geschäften entweder a) auf 
Erfüllung bestehen oder b) vom Vertrage abgehen oder c) einen 
executiven Kauf, respective Verkauf vornehmen und den Ersatz einer even- 
tuellen Differenz zwischen dem vereinbarten und dem Deckungscourse, 
sowie des sonstigen Schadens verlangen, oder es hat endlich d) der Käufer 
das Recht, von dem an der Ablieferung Säumigen Schadenersatz wegen 
Nichterfüllung zu begehren ($ 11 der Bestimmungen). Bei Geschäften per 
Arrangement ist der Rücktritt vom Geschäfte ausgeschlossen 


1) So bestimmt § 68 der schon citierten Usancen der Bremer Baumwollbörse: 
„Wenn der Käufer nicht, wie vorgeschrieben, den Verkäufer zur Andienung auffordert und 
der Verkäufer nicht .... das verkaufte Quantum Baumwolle vollständig andient, so soll 
der Kaufvertrag für das nicht angediente Quantum reguliert werden, indem die Baum- 
wolle zum Marktpreise am letzten Geschäftstage der Lieferzeit gegen den Kaufpreis abge- 
rechnet wird.“ Es erfolgt also die Regulierung auch für den Fall, dass weder der Ver- 
käufer angedient, noch der Käufer zur Andienung aufgefordert hat, dass also kein Theil 
den anderen in Verzug gesetzt hat. 


2) Vgl. Leist a. a. O. S. 830 ff. 
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und hat der Gegencontrahent des Säumigen nur das Recht, sofortigen 
Executionsverkauf, respective Kauf zu verlangen oder nachträgliche Erfüllung 
des Geschäftes zuzugestehen ($ 10 A. O.). An der Wiener Börse für land- 
wirtschaftliche Producte hat der vertragstreue Theil nach Feststellung der 
Nichterfüllung des Vertrages durch Protest innerhalb 14 Tagen das Recht, 
a) die Erfüllung des Vertrages und den Ersatz des aus dem Verzuge ent- 
standenen Schadens zu verlangen oder b) vom Vertrage abzugehen 
oder c) die Ware executiv kaufen, respective verkaufen zu lassen und den 
Ersatz der Differenz zwischen dem im Vertrage bedungenen Preise und dem 
erzielten höheren Ankaufs-, respective dem geringeren Verkaufspreise zu 
fordern oder «) die Vergütung des Unterschiedes, welcher sich aus dem 
Vertragspreise und dem Durchschnittspreise des Protesttages ergibt, zu 
fordern oder endlich e) den Ersatz eines nachweislich verursachten Schadens 
oder die Vergütung eines nachweislich entgangenen Nutzens zu beanspruchen 
($ 47 der Usancen). Eine „Differenzclausel* findet sich jedoch in den Be- 
stimmungen für die Wiener Börsen nicht. 


Speciell in Oesterreich-Ungarn hat aber die Rechtssprechung den 
Termingeschäften ausser durch die häufige Zulassung des Differenzeinwandes 
noch auf eine andere Weise Schwierigkeiten bereitet. Wie schon erwähnt 
wurde, kommt es nämlich vor, dass Termingeschäfte auf mehrere Monate 
z. B. per März-April oder per August-September-October abgeschlossen 
werden, in welchem Falle die Lieferung bis längstens Ende des letztge- 
nannten Monates, also den 30. April oder 31. October zu erfolgen hat. 
Die österreichischen Gerichte erkennen nun diese Geschäfte nicht als Fix- 
geschäfte im Sinne des Art. 357 H. G. B. an und gewähren daher nach 
Art. 356 H. G. B. dem säumigen Contrahenten eine angemessene Frist zur 
Nachholung des Versäumten. Dass das zu argen Misständen führen kann 
ist klar.) Denn hat z. B. jemand eine Ware per August, September, 
‚October gekauft und sie auf denselben Termin ins Ausland verkauft, so 
muss er dieselbe längstens bis 31. October liefern, und nützt es ihm nichts 
mehr, wenn er sie z. B. am 2. November geliefert erhält. Auch kann bei 
Gewährung einer derartigen Nachfrist für den vertragstreuen Contrahenten 
in Folge der Coursschwankungen ein Verlust resultieren. Die Praxis der 
Gerichte ist daher wirtschaftlich gewiss nicht gerechtfertigt, sie ist es aber 
auch juristisch nicht, da in dem angeführten Falle die Ware wirklich 
„binnen einer bestimmten Frist“ geliefert werden muss und daher der 
Art. 356, welcher dem säumigen Contrahenten eine Nachfrist gewährt, nicht 
zur Anwendung zu kommen hat. Jedenfalls zeigte es sich aber, dass es 
sehr wünschenswert wäre, wenn wenigstens die Rechtssprechung — da 
die gesetzgeberischen Maassregeln eher verschärft werden dürften — ihren 
den Termingeschäften nicht gerade sympatischen Standpunkt ein wenig 
ändern würde. 


1) Vgl. darüber auch: „Was ist Fixgeschaft?“ Zum Art. 357 des Handelsgesetzes. 
Von einem Kaufmanne (Josef Bunzel) im „Prager Tagblatt“ vom 3. Februar 1895. 
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V. 

Die Nationalökonomie stand meist auf der Seite der Freunde des 
Terminhandels. Die Stellungnahme Schmollers, Cohns, Conrads, 
Lexis, Fuchs u. a. beweist das zur Genüge, und ist die Erklärung 
hiefür auch nicht schwer zu finden. Denn dass die Termingeschifte dem 
Handel gegenwärtig vielleicht unentbehrlich, jedesfalls aber überaus för- 
derlich sind, können auch die verbissensten Gegner des Terminhandels nicht 
leugnen; allein sie sehen, da sie auf ein Blühen des Handels recht wenig 
Gewicht legen, hierin keinen grossen Nutzen für die Volkswirtschaft, wo- 
gegen ihnen die Nachtheile, welche der Terminhandel unleugbar im Gefolge 
hat, viel grösser erscheinen als sie in Wirklichkeit sind. Wer hingegen 
die Bedeutung des Handels für die Volkswirtschaft erkennt und genügend 
ungetrübten Blick hat, um zu sehen, dass der Terminhandel an dem Noth- 
leiden der Landwirtschaft unmöglich in solchem Maasse Schuld tragen kann 
wie dies behauptet wird, muss begreiflicherweise zu ganz anderen Resultaten 
kommen. Denn wenn der Handel der gewerbsmässige Betrieb des Ein- 
tausches oder Ankaufes und der Weiterveräusserung von Gütern zur Er- 
zielung von Gewinn ist, so gelangt im Terminhandel die Aufgabe des 
Handels zu ihrer vollkommensten Entwicklung. Durch den Terminhandel 
wird ja der Eintausch oder Ankauf und die Weiterveräusserung der Waren 
besonders erleichtert, da der Terminhandel nicht nur die Absatzfähigkeit, 
sondern auch die Umsatzfähigkeit der Waren überaus erhöht. 

Die Absatzfähigkeit erhöht sich dadurch, dass im Terminhandel die 
Märkte überaus vergrössert werden, indem nicht nur gerade vorhandene, sondern 
auch noch nicht zur Verfügung stehende Waren Gegenstand des Geschäftes sein 
und weit mehr Personen sich an diesen Geschäften betheiligen können. wodurch 
natürlich überhaupt eine weit grössere Anzalıl von Geschäften abgeschlossen 
wird. Nur dadurch, dass auch nicht zur Verfügung stehende Werte ge- 
handelt werden können, war es überhaupt möglich, die grossen Staats-, 
anlehen, sowie die Actienemmissionen grosser, finanzieller und industrieller 
Unternehmungen unterzubringen, indem die Käufer sich gleich bei dem 
Kaufe durch Verkauf auf einen späteren Termin der Papiere wieder ent- 
ledigten und so ihr Geld nicht dauernd zu binden brauchten. Jetzt dürfte 
es allerdings — wenngleich mit einiger Schwierigkeit — für einen besser 
situierten Staat möglich sein, seine Renten auch ohne Hilfe der Börse zu 
begeben, bei der Begebung von Actien vielleicht sehr vortheilhafter Grün- 
dungen würde sich aber auch heute schwerlich das Publicum gleich bereit 
finden, alle Actien aufzunehmen, wenn es nicht die Möglichkeit hätte, sich 
dagegen zu sichern, dass es das Capital dauernd in dem betreffenden Werte 
investiert lassen müsse. Ueberdies ist auch jenen, die an einem bestimmten 
Zeitpunkte den Eingang von Capitalien zu erwarten haben, die Möglichkeit 
geboten, für diesen Termin schon vorher das Capital auf die ihnen geeignet 
scheinende Weise anzulegen. Für bestimmte Waren ergibt sich aber die 
Nothwendigkeit des Handels mit noch nicht verfügbaren Waren schon aus 
der Lage des betreffenden Artikels. Will man z. B. in Weizen und Roggen, 
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in denen sich der Exporthandel meist auf die Zeit unmittelbar nach der 
Ernte concentriert, erfolgreich den Concurrenzkampf aufnehmen, so müssen, 
ehe man noch im Besitze der betreffenden Waren ist, sofort nach der Ernte 
die Exportverkäufe abgeschlossen werden. Soll nun dieser Handel nicht ein 
einfaches Spiel sein, so muss dem Exporteur die Möglichkeit gegeben sein, 
sich den Preis für die zu exportierende Ware zu sichern, was ohne einen 
regelmässigen Terminhandel unmöglich wäre. Beim Spiritus wieder be- 
schränkt sich — für Deutschland wenigstens — die Production auf 2—6 
. Monate. Würde der Consum daher nicht durch den Terminhandel, welcher 
dem Producenten die Ware abnimmt, versorgt werden, so müsste der 
Producent die Ware einlagern, wozu ein grosses Capital gehört und wobei 
er überdies das ganze Risico eines eventuellen Preissturzes der Ware tragen 
müsste. Die Folge wäre, dass sich die Preise des Spiritus einestheils wegen 
des erhöhten Risicos, anderentheils wegen der durch die Nothwendigkeit 
eines grösseren Capitals bedingten Verminderung der Concurrenz wesentlich 
erhöhen würden. In keinem Artikel könnte aber jemand — wie dies jetzt 
z. B. die Militärlieferanten thun — die Verpflichtung übernehmen, für eine 
bestimmte Zeit einen anderen mit Ware zu versorgen, wenn die Leute nicht 
die Möglichkeit hätten, durch Terminkäufe sich die Waren auf die Con- 
tractszeit hinaus zu sichern. Ueberhaupt hat aber der Handel mit noch 
nicht verfügbaren Waren für den Käufer den Vortheil, dass er für die 
Zwischenzeit den Zins für die Capitalsanlage, die Aufbewahrungs- und Ver- 
sicherungskosten der Ware sparen kann und für den Verkäufer hat diese, 
Art Handel den Vortheil, dass er auch über Waren, deren Einlangen er noch 
erwartet, schon verfügen kann. 

Noch mehr wie durch die gebotene Möglichkeit des Handels mit 
noch nicht verfügbarer Ware erweitert der Terminhandel die Absatzfähigkeit 
der Waren aber durch das Heranziehen einer grösseren Anzahl von der 
betreffenden Branche sonst vielleicht fernestehenden Personen zu diesen 
Geschäften, indem das Feststehen aller wesentlichen Geschäftsbedin- 
gungen auch demjenigen die Theilnahme am Geschäfte ermöglicht, der eine 
nähere Kenntnis des betreffenden Warenhandels nicht hat. Das Heranziehen 
dieser Personen hat gewiss seine Nachtheile, die noch erörtert werden 
sollen, es hat aber ebenso gewiss den grossen Vortheil, dass auch dem 
Capital und sogar auch dem auswärtigen Capitale die Möglichkeit geboten 
wird, sich an dem bezüglichen Warengeschäfte zu betheiligen, so dass auf 
dem Markte stets ein jeder einen Gegencontrahenten findet, was für den 
regelmässigen Gang des Geschäftes gewiss nur vortheilhaft sein kann. 
Ueberdies ermöglicht der Terminhandel aber dadurch, dass zum Termin- 
geschäfte infolge der Möglichkeit des Erfüllens durch Differenzzahlung 
ein grosses Capital richt nothwendig erscheint, die Betheiligung der intel- 
ligenten, wenn auch capitalsarmen Kaufmannschaft, welche insofern wertvoll 
ist, als sie eine richtigere Bewertung des betreffenden Artikels verbürgt. 
Dass aber eine Steigerung der Absatzfähigkeit der Waren auch für den 
Producenten derselben, der sie verkaufen will, vortheilhaft ist, erscheint 
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wohl selbstverständlich und werden ja zur Erringung grösseren Absatz- 
gebietes sogar Colonialkriege geführt. l 

Ausser der Absatzfahigkeit wird aber auch die Umsatzfahigkeit 
der Waren durch den Terminhandel schon dadurch erhöht, dass der Umsatz 
im Terminhandel leichter ist, indem viele der wesentlichen Geschäftsbedin- 
gungen gegeben sind und also nicht jedesmal von neuem vereinbart zu 
werden brauchen. 

Ein weiterer Vortheil des Terminhandels ist die durch die Möglichkeit 


des Abschlusses von Deckungsgeschäften dem Händler gewährte Vermin- - 


derung des Risicos. Für den Händler ist eine solche Möglichkeit der 
Deckung zur Zeit umso nothwendiger, als der Momente, welche auf den Preis 
der Waren von Einfluss sind und die der Kaufmann zu berücksichtigen hat, 
vielmehr geworden sind. Bezüglich des Kornhandels hat die Nothwendigkeit der 
Deckungsmöglichkeit schon Roscher!) überzeugend dargestellt. Er begründet 
die Thatsache, dass die Preise des Korns bei weitem stärkeren Schwankungen 
unterworfen sind, als die der meisten anderen Waren u. a. in folgender 
Weise: „Viel mehr als sich sattessen, kann der Mensch doch selbst beim 
grössten Ueberfluss nicht. Aber auch umgekehrt, wenn Mangel eintritt, so 
brechen wir uns lieber von allen übrigen Consumtionen etwas ab, als dass 
wir am Korne sparten. So hat Toocke zu wiederholtenmalen beobachtet, 
dass die Kornpreise Englands um 100—200 Proc. in die Höhe giengen, 
wenn der Erntebetrag um 1/,—!/, unter dem Durchschnitt gewesen war 
und fremde Zufuhren auch dieses Minus noch gemildert hatten. Auch wirkt 
die blosse Furcht eines zukünftigen Mangels gewaltig auf die Preise, wes- 
wegen eine Theuerung ohne wirklichen Mangel entstehen kann, indem ein 
Ausfall an den gewöhnlich zu Markte kommenden Vorräthen allgemeine 
Besorgnis erregt. Wer mit einem solchen Geschäfte nicht Lotterie spielen, 
sondern einen soliden Handel treiben will, der muss ihm nothwendig eine 
so grosse Ausdehnung geben, dass die Menge der Operationen jede einzelne 
assecuriert.* Jetzt hat diese Assecuranz der Terminhandel übernommen, indem 
er es ermöglicht, die gekaufte Ware sogleich wieder auf Termin zu ver- 
kaufen und sich so vor etwaigen Coursänderungen in der Zwischenzeit zu 
decken. Allerdings ist diese Assecuranz eben nur in jenen Waren und 
Sorten möglich, die Gegenstand des Terminhandels sind, und in anderen 
Sorten nur dann, wenn deren Preisschwankungen denen der Terminsorten 
gleichen. In diesem Falle kann man bei dem Kaufe dasselbe Quantum in 
der Terminsorte auf Lieferung verkaufen und gleicht sich dann im Falle 
eines etwaigen durch die Coursschwankungen herbeigeführten Verlustes 
dieser mit dem Gewinne beim Termingeschäfte aus, während der aus dem Ge- 
schäfte an und für sich resultierende Nutzen erübrigt. Allerdings sind von 
diesem Nutzen dann die Spesen des Termingeschäftes in Abzug zu bringen. 
Am vollkommensten ist im übrigen die Versicherung bei den Prämien- 


1) Vgl. „Ueber Kornhandel und Theuerungspolitik* von Dr. W. Roscher. Stutt- 
gart und Tübingen 1852, S. 8 f. 
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geschaften, indem man gegen Zahlung eines Betrages das Recht erwerben 
kann, zu dem Kaufpreise wieder zu verkaufen. So vortheilhaft die Deckungs- 
möglichkeit aber für den Händler ist, so stark angefeindet wurde ihre An- 
wendung für den Producenten, besonders für den Landwirt. So meint z. B. 
Assessor Eschenbach?), der Landwirt solle sich des Terminhandels zur 
Deckung nicht bedienen, da er nicht wissen könne, ob sein Korn auch die 
volle Lieferqualität haben werde, und da auch der kleine Landwirt meist 
nicht 50 Tonnen (das Mindestquantum, welches im Terminhandel geliefert 
werden könne) produciere. Nun ist es zunächst auffällig, dass das Bestreben 
der Agrarier einerseits auf eine Verbesserung der Usancequalität gerichtet 
ist, und andererseits wieder der einzelne Landwirt befürchten soll. dass sein 
Getreide nicht einmal die als zu gering angesehene Lieferqualität haben 
werde. Selbst, wenn dies aber der Fall wäre, so kann der Landwirt ja dem 
Terminverkauf einen Terminkauf folgen lassen, die beiden Termingeschäfte 
durch Differenzzahlung erfüllen und dann mit seinem producierten Getreide 
nach Belieben verfahren. Er wird dies ja auch dann immer thun, wenn die 
Qualität seines Getreides besser ist, als die Lieferungsqualität. Was aber 
den Einwand betrifft, dass der kleine Landwirt nicht 50 Tonnen produciere, 
so gilt dieser einestheils für den grossen Landwirt, um dessen Wohl es 
den Agrariern ja doch zunächst zu thun ist, überhaupt nicht und anderen- 
theils können sich auch die kleinen Landwirte zusammenthun, um das 
nöthige Quantum aufzubringen. Von der Bestimmung eines Einheitsquantums 
könnte im übrigen ja leicht abgesehen werden. Dass es sonst aber auch 
für den Producenten vortheilhaft sein muss, wenn er sich gegen einen 
Preisfall seines Productes sichern kann, ist doch wohl klar und ist es ein- 
fach unsinnig zu behaupten, ein sachverständiger Landwirt verkaufte erst, 
wenn er sein Getreide geerntet hat. Ausser dem Producenten und Händler, 
bedarf aber auch der Industrielle oft des Termingeschäftes, einestheils um 
sich den Absatz seines Productes, andererseits um sich den Erwerb seines 
Rohmaterials zu sichern. So kann z. B. der Müller sich sowohl durch An- 
kauf von Termingetreide auf lange Zeit voraus die Ware für seinen Betrieb 
sichern, als auch für sein bereits auf Lieferung verkauftes Mehl sich die 
Deckung in Termingetreide verschaffen, als auch, wenn der Preisstand des 
Termingetreides einerseits und des Terminmehles andererseits einen ge- 
nügenden Fabricationsgewinn ergibt, sich für die Zeiten den Mihlenbetrieb 
sichern, in welchen in der Regel der Mehlabsatz zu stocken pflegt. Ueberdies 
sind die Müller bei Abschluss von Getreidetermingeschäften gegen heftige 
Schwankungen des Rohproductes bis zum Momente des Vermahlens des- 
selben geschützt, ersparen den Zinsverlust für das auszulegende Capital, die 
Lagerspesen, die Kosten des Schaufelns und der sonstigen Manipulationen 
und vermeiden grössere Käufe, welche sich auf dem Effectiomarkte auf 
einmal nicht ohne Zahlung eines höheren Preises vollziehen lassen, indem 
sie durch Terminschlüsse auf jeden Fall gedeckt, den Einkauf von Effectiv- 
getreide auf mehrere Wochen oder Monate vertheilen können. „Gerade der 


1) Zu seinem Vortrage: „Termingeschäft und Börsenreform*®. S. 10 . 
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solide Handler und Miller also, die sich bisher durch Deckung auf Termin 
in sachgemässer Weise für den künftig eintretenden Bedarf versorgen 
konnten, müssten nach Beseitigung des Terminhandels nothwendigerweise 
zu Speculanten werden“ !) 

Die Wahrheit dieses Satzes haben denn auch die Gegner des Termin- 
handels im Grossen nnd Ganzen zugegeben. Nur fragten sie, wenn sich 
der Producent decken kann, der Händler decken kann, der Müller decken 
kann, der Bäcker decken kann, wer trägt denn dann eigentlich das Risico 
und als man ihnen antwortete: „Die Speculation“, hielten sie es für ein 
grosses Unrecht, dass die capitalsstarken Händler ihr Risico auf die 
schwachen Schultern der armen, zum Spiele verleiteten kleinen Gewerbs- 
leute, Officiere, Beamten, Bürgermeister und Nachtwächter wälzen. Nun ist es 
ja vollkommen richtig, dass das am Terminhandel betheiligte fremde Capital 
das Risico mitübernimmt, es ist ferner ganz richtig, dass auch die genannten 
Stände sich mit ihren mehr oder minder grossen Capitalien an dem Termin- 
handel betheiligen — wenngleich dies mehr beim Effecten- als beim Waren- 
geschäft der Fall sein dürfte — es ist endlich auch richtig, dass diese 
Betheiligung nicht nur für die Einzelnen, sondern auch für die ganze 
Volkswirtschaft von grossem Nachtheil sein kann, es ist aber ganz falsch, 
wenn man deshalb den Terminhandel und damit die Deckungsmöglichkeit 
für den „nothleidenden“ Landwirt, den Händler, Müller und Bäcker be- 
seitigen will, wo man doch einerseits die Betheiligung der genannten Stände 
am Terminhandel zu verhindern versuchen und anderentheils, soweit dies 
nicht möglich sein sollte, sich mit dem Gedanken trösten kann, dem auch im 
englischen Parlamente gelegentlich der Berathung über eine Börsenreform 
Ausdruck gegeben wurde, dem Gedanken, dass kein Gesetz der Welt das 
Publicum vor Schaden schützen kann. 

Weiters hat das Termingeschäft den Vortheil, dass es die richtige 
Vertheilung der Waren über Raum und Zeit begünstigt. 
So nimmt es z. B. unmittelbar nach der Ernte vom Producenten die 
grossen Massen Getreide, ohne die Preise wesentlich zu drücken, auf und 
gibt sie am Terminmarkte nach und nach an den Consum oder Ex- 
port ab. Griffe der Terminhandel nicht ein, so würde das grosse Angebot 
der eben geernteten Ware die Preise ganz abnorm drücken, da dem 
Erzeugnisse eines ganzen Jahres uur der Consumbedarf eines Theiles 
des Jahres entgegensteht, während, wenn dann die Producenten verkauft 
haben und der niedrigen Preise halber mehr als gerechtfertigt exportiert 
sein würde, die Preise ungebürlich steigen würden. Ebenso spielt, wie schon 
Mirabeau?) richtig bemerkte, der Banquier, der mit Anlehen handelt, 
dem Emittenten gegenüber die Rolle des grossen Magazinsbesitzers, der 
die Abnahme der Papiere auf sich nimmt, bis der eigentliche Consum ihm 
wieder die Ware nach und nach abnimmt. Auch für die richtige örtliche 


1) Vgl. „Ein Wort in letzter Stunde an Bundesrath und Reichstag am 30. April 
1896“ vom Vorstand der freien Vereinigung der Berliner Productenbörse. 
2) A. a. O. Ñ. 14. 
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Vertheilung sorgt aber der Terminhandel, indem er natirlich dort kanft, 
wo die Ware am billigsten, also im Ueberfluss vorhanden, und dort verkauft, 
wo sie am theuersten, also am meisten benöthigt ist. Dadurch, dass die 
wesentlichen Vertragsbedingungen auf dem Markte gegeben sind, ist es nun 
möglich, dass die Ware, nachdem sie an verschiedenen Plätzen Gegenstand 
des Geschäftes war, nach erfolgter Production direct vom Producenten an 
jenen Ort gebracht wird, wo gerade der höchste Preis, also der grösste 
Bedarf ist und durch die Publicierung der Terminpreise an den verschiedenen 
Märkten wird auch die Eruierung dieser Orte wesentlich erleichtert. Wenn 
daher Klapper’) die Thätigkeit des Handels, dass er „die beim Produ- 
centen und in einem bestimmten Productionsgebiete überschüssige Ware 
an den Ort des Verbrauches fihit‘, als eine „wirtschaftlich wichtige, ja 
unentbehrliche* bezeichnet, so muss er logischerweise den Terminhandel 
für ganz besonders „wichtig, ja für unentbehrlich“ halten. 

Die Gefahren der aus diesen Geschäften entstehenden inter- 
nationalen Verbindlichkeiten werden auch wieder durch den 
Terminhandel beschränkt. Ohne Termingeschäfte enthielte nämlich jedes 
auf Zeit geschlossene Geschäft eine Speculation in der Valuta des Staates, 
in welchem das Geschäft zu erfüllen ist, in sich, indem diese Valuta ja 
bis zum Zahlungstage den mannigfachsten Schwankungen ausgesetzt ist. 
Durch den Terminhandel ist es dem Contrahenten aber möglich, sich die 
nöthige Valuta für den Tag des Bedarfes zu einem bestimmten Preise zu 
sichern, respective die zu erwartende Valuta zu einem bestimmten Preise 
zu verkaufen. So ist der Terminhandel in Valuten und internationalen 
Werten ein nothwendiges Requisit gerade des soliden Hande!s geworden. 

Den vielleicht grössten Vortheil gewährt aber der Terminhandel durch 
seinen Einfluss auf die Preisbildung der Waren und Werte, indem 
er durch Publicierung der Preise an allen grösseren Märkten und die 
Möglichkeit des raschen Abschliessens von Geschäften auf allen diesen 
Märkten für alle Termine einen überall ziemlich gleichen Weltpreis, welcher 
natürlich in der Regel so ziemlich dem wirklichen Werte der Ware ent- 
sprechen wird, schafft. Zu diesem Behufe wurde?) z. B. für Getreide einer- 
seits eine so ziemlich in allen Ländern gleiche Type geschaffen, welche 
der Durchschnittsproduction und dem Durchschnittsconsum jedes Landes 
entspricht und deren Wert sohin als richtiger Wertmaasstab für den 
Getreidepreis gelten kann, und auf der anderen Seite ein Lieferungstermin 
festgesetzt, in welchem erfahrungsgemäss der grösste Theil der Producte 
auf den Markt gebracht wird und der Consum zur regelmässigen Ver- 
sorgung schreitet. Zeigen nun die Preise an den einzelnen Centren zu den 
bezüglichen Terminen Verschiedenheiten, so werden diese durch die Arbi- 
trage, welche die Coursdifferenzen an den verschiedenen Märkten auszu- 


') „Zur Reform des Getreidehandels* von Edm. Klapper. Leipzig 1896, S. 17. 

*) Vgl. die „Aeusserung der Börse für landwirtschaftliche Producte in Wien über 
Anfrage des löbl. Magistrates der k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien“ vom 
10. März 1892. 
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nützen bestrebt ist, ausgeglichen werden, indem dort, wo der Preis ein 
höherer ist, viel angeboten, dort wo der Preis ein niedriger ist viel 
verlangt werden wird. Es kann daher ein Localereignis (grosse Käufe 
u. dgl.) nie auf lange einen wesentlichen Einfluss auf den Preis auch nur 
dieses Ortes ausüben. 

Bestehen also die Vortheile, welche der Terminhandel bietet, in der 
Vergrösserung der Absatzfähigkeit und Umsatzfähigkeit der Waren und 
Werte und der hiedurch ermöglichten Verwendung der Geschäfte zu 
Sicherungszwecken, in der Regulierung des Waren- und Effectenabsatzes im 
internationalen Verkehre, sowie in der richtigeren und gleichmässigeren Be- 
wertung der Waren und Werte im Welthandel, so steht diesen gewiss nicht 
gering zu achtenden Vortheilen eine Fülle von volkswirtschaftlichen Nach- 
theilen, welche der Terminhandel direct oder indirect zur Folge hat, gegen- 
über, zunächst die nicht zu leugnende vom Terminhandel herbeigeführte 
Heranziehung von ungeeigneten Personen, wie Objecten zur Speculation. 
Durch den Terminhandel ist ja Personen die Möglichkeit geboten, sich an der 
Speculation in Waren zu betheiligen, die sie nicht nur nicht besitzen, sondern 
von deren Aussehen sie vielleicht keine Ahnung haben, und sind überdies 
die zu diesen Speculationen erforderlichen Barmittel im Verhältnisse zu den 
übernommenen Engagements geradezu lächerlich klein, können aber durch 
Creditgewährung, Reportierung etc. doch noch um ein erhebliches verringert 
werden. Nun mag die Betheiligung solcher kenntnisloser und capitalsarmer 
Personen für den Handel in einer Hinsicht ja vielleicht recht vortheilhaft 
sein, indem sie die Zahl der an dem betreffenden Warengeschäfte Theil- 
nehmenden erhöht und es ermöglicht, dass man an der Börse jeden Augenblick 
grosse Quanten ein- oder verkaufen kann, ohne Preisschwankungen erheblicher Art 
herbeizuführen, allein andererseits kann doch die Betheiligung solcher Personen 
ohne jede Sachkenntnis und Urtheilsfähigkeit, sowie ein aus dieser Be- 
theiligung sich etwa ergebender Abschluss von Nothgeschäften zur Feststellung 
des richtigen Preises der bezüglichen Ware unmöglich beitragen und 
streitet somit auch den Interessen des Handels, welcher ja auf die richtige 
Bewertung der Waren ein Hauptgewicht legen muss, entschieden zuwider. Für 
diese Art von Speculanten selbst aber hat die Betheiligung am Termin- 
geschäfte mit verschwindenden Ausnahmen natürlich stets weit verderblichere 
Folgen. Ohne Kenntnis von der Marktlage des betreffenden Artikels, ohne 
genügendes Capital, auch nur vorübergehende Differenzverluste zu tragen 
und einen besseren Zeitpunkt zur endgiltigen Abwicklung ihrer Engagements 
abzuwarten, sind diese Personen ein Spiel des Zufalles, der sie vielleicht 
einmal begünstigen kann, dem sie aber endlich umso sicherer zum Opfer 
fallen müssen, als mit dem Gewinn die Spielwuth erfahrungsgemäss immer 
mehr wächst und es dazu bringt, dass endlich nicht nur der etwa erzielte 
Gewinn, sondern auch das ganze, ohnehin nicht grosse Capital des Speculanten 
aufgezehrt erscheint. Dabei ist die Spielwuth bei diesen Speculationen noch 
weit gefährlicher als bei den gewöhnlichen Hazardspielen, da man bei letzteren 
wenigstens der Grösse der Summe, über deren Gewinn oder Verlust man 
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den Zufall entscheiden lässt, vorher kennt, während bei ersteren die Grösse 
des etwaigen Verlustes sich von vornherein gar nicht bestimmen lässt. Dass 
nun die durch das Termingeschäft begünstigte Spielwuth vieler Personen 
gerade des Mittelstandes, selbst wenn sie von Erfolg begleitet wäre, der 
nutzbringenden Thätigkeit dieser Personen bedeutenden Abbruch thun und 
eine gefährliche moralische Verwilderung herbeiführen muss, ist klar. Ein 
günstiger Erfolg ist aber bei diesen Börsenspeculationen fast geradezu aus- 
geschlossen, denn bei dem derzeitigen übermächtigen Einflusse des Gross- 
capitales hält es auch für den geschicktesten Speculanten, falls er nicht zu 
den ,Eingeweihten* gehört, schwer, seine Bilanz mit einem Gewinn abzu- 
schliessen. Der so mächtige Einfluss des Grosscapitales erklärt sich ja 
vollkommen daraus, dass es einerseits ungünstige Situationen länger ertragen 
kann und auch Credit zum etwaigen Prolongieren hat und dass es anderseits 
sich die Communicationsmittel leichter dienstbar machen und Nachrichten 
wenn auch auf Umwegen oft früher erhalten kann als gewöhnliche Sterbliche. 
üben, da immer die Arbitrage ausgleichend eingreifen wird. Auch liegt 
dem einzelnen Markte immer das ganzjährige Ausgebot und die ganzjährige 
Nachfrage aller übrigen Märkte vor, so dass das einzelne Geschäft weniger 
Einfluss hat, wenngleich es natürlich nicht ganz wirkungslos ist, indem 
es als Probe auf die angestellte Berechnung über die Weltmarktlage ange- 
sehen werden muss. Durch die Veröffentlichung nun der auf Grund des 
ganzjährigen Angebotes und der ganzjährigen Nachfrage gebildeten Preise 
für die verschiedenen Termine kann sowohl der Producent, als der Con- 
sument sich ein Bild nicht nur von der gegenwärtigen, sondern auch von 
der zu erwartenden Marktlage machen und darnach seine Maassnahmen 
treffen. Allerdings üben auf Angebot und Nachfrage, kurz auf die allgemeine 
Marktlage nicht nur elementare und sonstige Wahrscheinlichkeiten, wie 
Witterungs-Zollverhältnisse u. dgl., sondern auch die Stärke der sich jeweil 
gegenüberstebenden Capital- und Creditmächte, sowie die mannigfachsten 
Nachrichten und Gerüchte ihren Einfluss, allein dauernd kann der Einfluss 
noch so grosser Capitalsmächte bei Welthandelsartikeln niemals sein, und sogar 
Eschenbach musste eingestehen, dass, „würden wir das Zeitgeschäft — 
das Termingeschäft — nicht haben, die Preisbildung noch viel mehr ver- 
wirrt werden würde, als es schon heute der Fall ist, und das Trust- und 
und Ringcapital noch viel allgewaltiger werden müsste, als wir es heute in 
Wirklichkeit an der Arbeit sehen.“ Das ist auch klar, denn bei Bar- 
umsätzen kann zufälliges Ueberwiegen von Angebot und Nachfrage die 
heftigsten Coursschwankungen erzeugen, ja nicht selten sogar ein völliges 
Versagen des Marktes hervorrufen, der Terminhandel hingegen zieht die 
Zukunft für den Bedarf der Gegenwart heran und übt eine die Coursaus- 
schreitungen corrigierende Thätigkeit. 

Ja es zeigt sich, dass bei dem Terminhandel die Schwankungen der 
Preise geringer wurden, wenn auch zugegeben werden muss, dass sie da- 
gegen häufiger geworden sind. Allein das kann niemanden wundernehmen, 
da die Zahl der Umsätze und somit die Zahl der auf den Preiswechsel 
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Einfluss habenden Geschäfte so sehr gestiegen ist. Trotzdem muss, wie 
Roscher für das natürlichste und wirksamste Heilmittel gegen die Korn- 
theuerungen einen lebhaften capitalreichen und intelligenten Kornhandel 
hielt, als bestes Mittel gegen jede extreme Preisschwankung der Termin- 
handel gelten, welcher den Weltmarktpreis der Waren und Werte bestimmt 
und ihn vermittelst der Arbitrage überall durchzusetzen vermag. 


Jedenfalls ist es sicher, dass endlich, wie Wirt!) meint, „die Grossen die 
Kleinen rupfen und dass das Publicum der Provinz unter allen Umständen 
der ausgeplünderte Theil ist“. Trotzdem werden durch ein Heer von Commis- 
sionären, Agenten und Reisenden gerade die kleinen Leute und hauptsächlich 
die in der Provinz zum Börsenspiele — meist in Effecten — zu verleiten ge- 
sucht. Haben diese Verführer ihren Zweck einmal erreicht, dann suchen sie 
einerseits ihre Clienten zu einem möglichst häufigen Wechsel ihrer Papiere zu 
bewegen, um möglichst oft Provisionen zu verdienen, andererseits wählen sie 
nach Möglichkeit unsolide Papiere mit unsicheren Coursen, da ihnen bei diesen 
ein Coursschnitt leichter wird. Der Bericht des Linzer Comites für Ge- 
werbeangelegenheiten „betreffend die Erlassung eines gesetzlichen Verbotes 
des Differenzspieles an den Getreidebörsen* betrachtet es allerdings auch 
bezüglich des Getreidegeschaftes als eine notorische Thatsache, dass 
mehrere Commissionsgeschäfte, namentlich in der Haupt- und Residenzstadt 
in dem Zustandebringen von aleatorischen Geschäftsabschlüssen ihren Haupt- 
erwerb suchen und finden, allein dies dürfte doch nicht richtig sein. da die 
bereits erwähnte Denkschrift des Vorstandes der Wiener Frucht- und Mehl- 
börse über die Bedeutung des Terminhandels für das Warengeschäft das 
Bestehen von Getreidebörsencomptoirs. Agenten und Reisenden leugnet, was 
sie wohl nicht thun würde, wenn solche wirklich existieren würden, da die 
Geschäftsgebarung dieses Agententhums auch für den Handel keineswegs 
vortheilhaft ist. Diese Leute sehen eben mehr auf die Quantität, als auf 
die Qualität der Geschäftsabschlüsse, welche sie zustandebringen, da sie ja 
auch, selbst wenn sich ihre Kunden nicht als zahlungsfähig erweisen, höchstens 
ihre Provision verlieren. Ueberdies geben diese Agenten auch oft Kunden 
bei verschiedenen Häusern auf, wenn ein Haus denselben nicht soviel Credit 
geben würde, leiten auch die Beamten der Informationsbureaux irre und 
suchen so die Händler über die Creditwürdigkeit seiner Gegencontrahenten 
zu täuschen, um nur einen Geschäftsabschluss erzielen zu können. Aus 
diesem Grunde rathen sie auch ihren Kunden, im Verlustfalle den Differenz- 
einwand zu erheben, und verlangen, wenn der Händler sich auf einen lang- 
wierigen Process nicht einlassen will, von ihnen auch noch die Provision, 
unter dem Vorwand, dass eventuell Geld zu haben gewesen wäre. Neben 
diesen Commissionären, Agenten und Reisenden lockt noch die Tagespresse, 
die uhne Unterschied welcher Parteirichtung sie in ihrem politischen Theile 
folgt, mit sehr wenigen Ausnahmen in ihrem finanziellen Theile vom Gross- 
capitale abhängig ist, das Publicum zur Speculation an, ebenso wie die 
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weit hinaus versendeten Circulare, die Annoncen’), die Remessieıs an den 
Provinzbörsen und selbst die Directoren der Bankfilialen, welche die ihnen 
gewordenen vertraulichen Mittheilungen weiter verbreiten, direct oder indirect 
die Spielsucht des Publicums reizen. So kommt es endlich dahin, dass, wie 
der Berliner Volksmund bei einer bekannten, mit grosser Reclame ins Werk 
gesetzten Gründung erzählte, Arbeiter in die Wechselstuben kommen, um 
sich auch für 50 Pfennig von dem Schwindel zu kaufen. 


Allein nicht nur ungeeignete Personen werden so zur Betheiligung an 
dem Terminhandel herbeigezogen. die Sucht, möglichst viel Objecte zu haben, 
bei denen man der Spiellust fröhnen kann, führt dazu, auch in völlig un- 
geeigneten Waren Terminhandel zu treiben. Der Terminhandel ist 
doch aber offenbar nur bei Waren nothwendig, bei denen die Production 
sich auf einen kurzen Zeitraum beschränkt, während der Consum während 
einer langen Zeit versorgt sein will, oder bei Waren, die zur Production 
anderer Waren benöthigt werden, und an welchen der Producent sich daher 
seinen Bedarf sichern muss. Jedenfalls ist es aber eine Hauptbedingung 
für einen volkswirtschaftlich nützlichen Terminhandel, dass der betreffende 
Artikel in grossen Massen produciert und consumiert wird, da nur hier 
eine Beherrschung der Preise durch das speculierende Grosscapital aus- 
geschlossen ist. Es entstand aber aus blosser Spielwuth ein Terminhandel 
in Artikeln, bei denen ein Bedürfnis hiezu absolut nicht vorlag. So ergibt 
sich aus dem, wie ich glaube, im Buchhandel nicht erschienenen stenographischen 
Protokolle der im Reichsamt des Inneren über den Terminhandel in Kammzug 
am 28. und 29. October 1895 abgehaltenen Besprechungen ganz klar, dass 
die Einführung des Terminhandels in diesem Artikel den Betheiligten keinen 
Nutzen, sondern höchstens Schaden gebracht hat. Eine Versicherung gegen 
Coursschwankungen des fertigzustellenden Kammzuges ist nämlich aus zwei 
Gründen nicht möglich. Einmal ist es fast nie möglich, dass man in dem 
gleichen Augenblicke, wo man die Wolle einkauft, auch das daraus zu- 
erwartende Product an Kammzug so verkaufen kann, dass sich die Herstellung 
des Kammzuges rentieren würde, und dann wird der Terminzug aus einer 
ganz bestimmten Wolle (der Laplata-Wolle) hergestellt und ist daher, 
wenn der Zug aus einer anderen Sorte hergestellt werden soll, eine Deckung 
umsoweniger möglich, als gerade infolge des Terminhandels zwischen den 


1) So sah sich auch die Kammer der Wiener Börse für landwirtschaftliche Pro- 
ducte genöthigt, in einem am 16. December 1893 herausgegebenen Verordnungsblatt 
folgendes zu verlautbaren: „Aus Anlass eines vorgekommenen Falles, in welchem ein 
Besucher der Börse trotz erfolgter Ermahnung bemüht war, im Wege der Zeitungsannoncen 
das grosse Publicum ohne Rücksicht auf Beruf, sociale Stellung und kaufmännisches Ver- 
ständnis zu Speculationsgeschäften in Verkehrsgegenständen der Börse für landwirt- 
schaftliche Producte zu animieren, sieht sich die Börsenkammer veranlasst, bekanntzugeben, 
dass ein solcher Vorgang — wie überhaupt das Abschliessen von Termingeschäften mit 
Personen, welche notorisch die Tragweite derartiger Speculationsgeschäfte zu - ermessen 
nicht imstande sind — als den Zwecken und dem Ansehen dieser Börse widerstreitend 
unstatthaft ist und von der Börsenleitung mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln 
geahndet werden wird. 
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verschiedenen Sorten eine Spannung bis zu einer Mark besteht. Auch gieng 
ja, wie der Sachverständige Ehret in der erwähnten Besprechung bemerkte, 
der Händler, wie der Spinner das Risico vor Einführung des Terminhandels, 
trotzdem die deutsche Wolle den doppelten, ja fast dreifachen Wert hatte, 
wie jetzt, auch für lange Zeit (man deckte seinen Bedarf an Wolle auf das 
ganze Jahr) ungeniert ein und befand sich ebenso wie der Züchter dabei 
wohl, da er nicht ausgesetzt war den künstlichen Fluctuationen, den fremden 
Einflüssen, unter denen er heute leidet und unter denen er unter allen Um- 
ständen nicht vorwärtskommen kann. Zufrieden sind mit dem Terminhandel 
überhaupt höchstens die Weber, weil sie infolge der Preisnotierungen den 
Spinnern in die Karten gucken können. In England wurde denn der Termin- 
handel in Kammzug auch nicht eingeführt und „wer davon spräche, würde 
hinausgeworfen werden‘, in Reims ist er durch die Handelskammer als 
unlegitim wieder abgeschafft worden und in Roubaise und Tourcoing hat 
sich auch ein grosser Widerstand gegen ihn bemerkbar gemacht, da er sich 
in den Händen weniger befindet, die alle Statistiken haben und die anderen 
ausbeuten können. So wird wohl auch in Leipzig dieses Object wüstesten 
Jobberthums, mit Hilfe dessen die Conjunctur ohne Rücksicht auf die Lage 
des Artikels den Gang der Industrie und Angebot und Nachfrage willkürlich 
beeinflusst und die Unsicherheit besonders mit Rücksicht auf den legitimen 
Handel begründet, mittelst dessen eine bedeutende Ueberproduction und eine 
Verbilligung der Wolle von 4 Mark 80 Pfennig auf 2 Mark 85 per kg 
herbeigeführt wurde, abgeschafft werden, zumal sich der ganze Handel um 
deutsche Producte dreht, so dass man nicht im geringsten zu fürchten 
braucht, dass mit Beseitigung des Terminhandels auch der Effectivhandel 
sich ins Ausland wenden wird. Auch die Einführung des Terminhandels in 
Kaffee hat wohl nicht sehr viel Nutzen gestiftet; doch lässt sie sich als 
nothwendiges Uebel damit entschuldigen, dass, nachdem Havre den Termin- 
handel einmal eingeführt hatte, auch die anderen Märkte folgen müssten. 
Im Effectenhandel kann freilich vor der Zulassung zur Terminnotiz kein 
Mensch mit Sicherheit sagen, ob ein Papier gut ist, oder gar, ob es gut 
bleiben und daher zum Terminhandel geeignet sein wird oder nicht. Bei 
uns in Oesterreich sind aber, wie auch Bittner!) bemerkt, die Bedingungen, 
an welche Cotebewilligung geknüpft sind, so streng, dass es kaum möglich 
ist, ein Non-Valeur überhaupt zur officiellen Notiz zu bringen, und wird 
wohl auch ein zum Terminhandel ungeeignetes Papier nie zur Terminnotiz 
zugelassen werden. Nach dem „Compass“ wurden an der Wiener Börse 
überhaupt notiert 


im Jahre Staatsschuld öffentl. Anlehen Bankpapiere Industriepapiere im ganzen 


1880 ... 14 40 34 58 409 
1881 ... 32 18 36 9 417 
1882 ... 3l 25 36 95 424 


1883... 31 27 36 54 429 


1) Vgl. E. Bittner: Die an der Wiener Börse notierten Effecten. Wien 1893. 
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im Jahre Staatsschuld öffentl. Anlehen Bankpapiere Industriepapiere im ganzen 


1884... 32 32 36 55 437 
1885 ... 35 32 33 54 442 
1886 ... 43 38 33 57 459 
1887... 45 40 33 59 471 
1888 ... 45 42 33 60 478 
1889 ... 45 43 32 60 475 
1890 ... 4 49 32 13 500 
1891 ... 42 52 32 17 503 
1892 ... 47 52 33 77 501 
1896 58 58 38 95 992 


Ein übertrieben starkes Anwachsen der Zahl der notierten Papiere 
überhaupt und der „Speculationspapiere* insbesondere lässt sich also gerade 
nicht constatieren und ist eine Zulassung einer hiezu nicht geeigneten 
Effecten zum Terminhandel kaum zu befürchten. 

Dass aber der Terminhandel, in hiezu nicht geeigneten Waren oder 
Werten betrieben, auch durchaus von keinem Nutzen für die Volkswirtschaft 
wäre, erhellt schon daraus, dass er selbst dort, wo er nothwendig ist, man- 
nigfache Nachtheile im Gefolge hat. Zunächst wird der Preis der Waren, 
in welchen Terminhandel existiert, auf einer ganz anderen Grundlage ge- 
bildet, als bei jenen Waren, bei welchen nur per Cassa Preise notiert 
werden. Zwar, dass die Cassapreise den Terminpreisen sofort folgen, kann 
nicht behauptet werden. Noch weniger folgen natürlich die Detailpreise den 
Engrospreisen a tempo, und dass speciell die Brotpreise den Getreide- 
preisen nicht schnell folgen, zeigt schon ein Blick auf folgende Tabellen. 
Im Jahre 1895 betrugen in Berlin 


per 100 kg per 100 kg 

die Roggenpreise die Brotpreise 
im Jänner ..... 11:40 19°97 
» Februar. .... 11°40 19°70 
a- MOTE: poa hoe ae A 11°83 19'33 
= April... 12°45. 20°10 
„ Ma 4:8: ce Se 13°39 20°74 
i AUDI 2 tg SO 13°17 21:03 
U. ec cae 12°07 21°31 
» August ..... 11°33 21°33 
„ September. ... 11°58 21:07 
„ October. .... 11:56 21°05 
» November... . 11°69 21°83 
„ December... . 11°84 21°44 


und!) in den Jahren 


1) Vgl. Conrad: „Die Preisentwicklung im Jahre 1895 und den Vorjahren in den 
Jahrbüchern für Nat.-Oek. und Stat. 1896, S. 602 ff. Bezüglich der Jahre 1878—1883 
hat Hirschfeld in denselben Jahrbüchern (Jahrgang 1887, S. 297) ebenfalls ziffermässig 
nachgewiesen, dass den hohen Roggenpreisen der Brotpreis nur zögernd folgt. Die 
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per 100 kg per 100 kg 
die Brotpreise die Roggenpreise 
1886 ....... 20°80 13°06 
TSS?) a. Sie ae Se = 20°60 12°09 
1888 ....... 21°22 13°45 
1889 « 2.4 2% 8-4 24°69 15°55 
1890 @ 26. 0.8.8.8 27°18 17 — 
TSO) ww ur un SA 31°66 21°12 
1892 4 22085 4 29-52 17°60 
1893: 6.220% & BSS x 21:89 13:37 
1894: a a a oa 20°43 11°77 
EI gao ee ea 20°63 11°98 


Allein jedenfalls nimmt der Terminhandel durch den Einfluss der 
Reporteure, welche die Preise fir Gegenwart und Zukunft nivellieren, auch 
auf den Cassahandel Einfluss, zumal ja auch der Terminmarkt effective Ware 
benöthigt, die er dem Locomarkte entnehmen muss. Ueberdies werden sich 
die Preise des Cassamarktes insofern nach denen des Terminmarktes richten, 
als wenn die Terminpreise steigen, auf dem Cassamarkte mit dem Angebot 
zurückgehalten werden wird, während wenn die Terminpreise sinken, die 
Nachfrage auf dem Cassamarkte eine geringere sein wird. Umgekehrt beein- 
flusst natürlich auch der Cassamarkt den Terminmarkt. Nun halten aber 
die Preise, welche der Terminhandel bildet, doch wesentlich anders aus als 
die, welche der Cassamarkt schafft. Die Agrarier suchen das so zu erklären, 
dass sie behaupten, der Terminhandel richte sich nach Angebot und Nach- 
frage, der Cassamarkt nach Vorrath und Bedarf. Dass dies aber ganz 
unrichtig ist, liegt auf der Hand. Denn schliesslich muss sich ja doch das 
Angebot nach dem gegenwärtigen oder zu erwartenden Vorrathe und die 
Nachfrage nach dem gegenwärtigen oder zu erwartenden Bedarfe richten, 
indem, was angeboten wird, doch vorhanden sein, und wenn Nachfrage nach 
einer Sache herrscht, doch auch ein Bedarf für dieselbe bestehen oder in 
Aussicht sein muss. Es könnte freilich auch angeboten werden, was nicht 
vorhanden ist, und Nachfragen entstehen, ohne dass ein Bedarf vorhanden 
ist; wird aber das Angebot acceptiert, oder der Nachfrage Rechnung 
getragen, dann muss eben doch wirkliche effective Ware vorhanden sein, 
die geliefert, respective übernommen werden kann, und darf sich niemand 
darauf verlassen, dass sein Gegencontrahent nicht auf effective Erfüllung 
bestehen werde. Es muss also endlich das Verhältnis des Angebotes zur 
Nachfrage immer gleich sein dem Verhältnisse des Vorraths zum Bedarf. Ob 
aber, wenn 1000 M.-C. Ware hundertmal umgesetzt werden, 99 Geschäfte 


Behauptung Klappers, dass der Brotpreis dem Aufwärtssteigen des Roggenpreises sofort 
und in vollem Umfange folgt, ja mehrfach sogar in steigender Progression ihm voraneilt, 
ehe noch das theuer gewordene Korn vermahlen und verbacken sein kann, und dass er 
dagegen einer fallenden Tendenz des Kronpreises sehr zögernd und unvollkommen nach- 
gebe, dass also die Speculation lediglich eine brotvertheuernde Wirkung habe, findet somit 
keine Bestätigung. 
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durch Differenzzahlung und nur eins durch effective Lieferung und Ueber- 
nahme erfüllt werden, oder ob alle 100mal die Ware wirklich aus der Hand 
des Verkäufers in die des Käufers übergeht, muss für die Preisbildung 
gänzlich gleichgiltig sein. Dass aber dennoch der Terminhandel beziehungs- 
weise die von ihm begünstigte Speculation die Preise der Waren und Werte 
vorübergehend wesentlich beeinflusst, kann und soll nicht geleugnet werden. So 
können, wenn die Speculation sich geirrt hat und z. B. die Haussepartei 
mit einemmale in Deroute geräth und sich a tout prix durch entgegen- 
gesetzte Operationen decken muss, auch leicht grössere Schwankungen vor- 
kommen, während es an kleinen Schwankungen natürlich nie fehlen wird, 
da die Speculation ein stetes Oscillieren der Preise braucht und daher 
begünstigt, überdies in dem fortwährenden Kampfe zwischen Producenten 
und Consumenten, wie zwischen der Hausse- und Baissepartei sich stets 
kleine Preisveränderungen ergeben müssen.!) Allein gerade der Terminhandel 
hat die Inthiimer der Speculation und damit wenigstens die grossen Preis- 
schwankungen vermindert. So fiel an der Berliner Kornbörse in den letzten 
40 Jahren der Irrthum der Speculation von 15 Proc. auf 5 Proc. und betrug 
nach den Ausgaben des preussischen statistischen Bureaus vom Jahre 1880 


in den Jahren der possitive Fehler der negative Fehler 


Uebernotiz Unternotiz 
1851—70 + 14:57 Proc. 11:37 Proc. 
1871—80 + 822 , 2°00 , 


und nach den Angaben Cohns. 


in den Jahren der negative der possitive der durchschnittliche 


1850—58 — 12°41 + 17°58 + 14:35 
1859—66 ... — 10°92 + 11'06 + 10°65 
1867—71 — 822 + 203 + 6:38 


ist also seit Einführung des Terminhandels kleiner geworden. Auch könnten 
grosse Preisschwankungen nie von langer Dauer sein, falls sie sich nicht 
aus der wirklichen Marktlage ergeben, und hat man es da meist lediglich 
mit einem Strohfeuer zu thun, an dem sich der eine Speculant seine Suppe 
kocht, der andere sich die Finger verbrennt, von dem aber die Allgemeinheit 
keine Notiz zu nehmen braucht. In der Regel wirkt der Terminhandel 
jedoch mehr auf die Stetigkeit und die Ausgleichung der Preise als auf 
grosse Schwankungen. Dies ergibt sich aus der Vergleichung der Cours- 
schwankungen von Papieren mit und ohne Terminhandel. So schwankten 


die Actien im Jänner 1895 im November 1895 

der Länderbank . . . . 2... 28750—276°00 26625 —226°00 
Creditanstalt . ...... 416°60—401:00 392°25—361°00 
Nordwestbalın lit. A... .. 245°50—241°00 271:°00—242°00 


Nordwestbahn lit. B.. . . . 


türk. Tabakregie 


Brüxer Bergbaugesellschaft 


275°50—271°50 
236°50—229°00 
245°25—183°00 


272°50—243-00 
220°25—155°00 
375'00—293°00 


1) So waren auch im Jahre 1896 die Preisschwankungen in Gerste, in welcher 


kein Terminhandel stattfindet, weniger häufig als beim Roggen. 


440 Bunzel. 


wobei in den Actien der Creditanstalt, der Nordwestbabn lit. B und der 
türkischen Tabakregie Terminhandel besteht, während dies bei den anderen 
Papieren nicht der Fall ist. Da zeigt es sich nun, dass auch im November, 
in welchem Monat bekanntlich der „schwarze Samstag“ fiel, die Papiere, in 
denen Terminhandel bestand, durchaus keine grösseren Schwankungen auf- 
wiesen, als andere Speculationspapiere, und dasselbe zeigt sich bei Ver- 
gleichung der Course der österreichischen Goldrente, in welcher kein Termin- 
handel besteht, und denen der österreichischen Kronenrente, die per ultimo 
gehandelt werden. Es notierte am 
österr. Goldrente österr. Kronenrente 


1. November 1895 . . . — we 

2 a a .. . 12085 10120 
3. ; a — _ 

4. P > ...  121:10 101°85 
5 > a ... . 12015 101°80 
6 P : . . . 12110 101°60 
7 > R 121°05 101°80 
8. 2 i 120°85 101°70 
9, 3 Š 120°45 99°75 
10. . ; u u 

11. A 119°95 100 — 
12. j B 2. 19 - 99-40 
13. A Š >... 1950 99°85 


_ Auch die Vergleichung der Weizen- und Roggendurchschnittspreise 
in den einzelnen Monaten der Jahre 1894 und 1895 an der Börse von 
Wien, an der Terminbandel besteht, und der von Prag, an welcher dies 
nicht der Fall ist, ergibt ähnliches. Es notierte: 


Wien Prag Wien Prag Wien Prag Wien Prag 
Weizen 1894 Weizen 1895 Roggen 1894 Roggen 1895 


im Jänner . 825 883 7274 7:39 645 729 590 610 
Februar . 815 886 720 7:37 645 733 590 5:94 
Marz .. 816 867 746 7:55 638 7:21 6:34 6:07 
April . . 920 878 7:70 7:93 645 733 6623 6:43 
Mai .. 777% 852 810 792 590 699 690 6:62 
Juni .. 788 861 7:86 7:72 584 7:02 662 6:37 
Ai .. 755 850 750 7:55 542% 678 6274 6:07 


August . 7274 812 718 748 5424 638 624 6:19 
September 7:08 795 7124 763 576 639 640 6°65 
October . 7074 804 725 785 590 699 6671 7:10 
November 725 &14 754 804 6— 682 706 747 
December 7°24 749 750 812 594 622 690 7:61 


Sogar bei aussergewöhnlichen Ereignissen zeigt der Terminhandel 
seine preisausgleichende Wirkung. Als infolge des Einfuhrverbotes russischen 
Getreides der Getreidepreis sich enorm zu erhöhen drohte, milderte der 


= e s s» 3 s s s “ s $ 


Der Terminhandel, seine volkswirtschaftliche Bedeutung und Reform. 441 


Terminhandel diese Steigerung, indem der Terminpreis unter den Effectiv- 
preis sank. Allerdings auch die Regel, dass der Terminhandel die Preise 
ausgleiche, ist nicht ohne Ausnahmen, und kommt es gewiss vor, dass die 
Speculation die Preisschwankungen verschärft, dass künstliche Einwirkungen 
die Preise beeinflussen, und dass eine solche Wolke von Schwindelei, welche 
die reellen Handelsgeschäfte umhillt, entsteht, dass sie das wahre Ver- 
hältnis von Bedarf und Vorrath sehr zu verdunkeln und so die gesunde 
Preisbildung zu erschweren vermag.') Dafür wird durch Verbreitung falscher 
Nachrichten, Beeinflussung der Presse, Abschluss von Scheingeschäften und 
dergleichen schon gesorgt. Die Wirkungen dieser Börsenmanöver sind aber 
nie so schlimm, als dies gewöhnlich dargestellt wird. Wenn z. B. in einer 
Broschüre?) behauptet wird: „Eine einzige Berliner Firma Cohn & Rosen- 
berg warf die Getreidepreise an der Berliner Börse, wie sie sie haben 
wollte. Sie hatte 40—50000 Tonnen Getreide nach Berlin bringen lassen 
nur zu dem Zwecke, um durch diesen Ueberfluss eine grosse Preisentwertung 
künstlich herbeizuführen... So hatten 2 Berliner Juden es in der Hand 
zu bestimmen, was den deutschen Roggenbauern für die ganze 6 Millionen 
Tonnen betragende Ernte gezahlt werden sollte“, so ist das gerade in diesem 
Falle ganz unrichtig. Der wahre Sachverhalt dieser Begebenheit, welche so 
viel Staub aufgewirbelt hat, wurde vielmehr in einem Artikel der National- 
zeitung vom 6. März 1896 unter dem Titel: „Die Wahrheit über Ritter 
und Blumenfeld-Cohn und Rosenberg“ ungefähr folgendermaassen 
dargestellt: Der Winter 1894/95 war ein langer und ausserordentlich schnee- 
reicher gewesen. Aus dem Inlande liefen von Beginn des Jahres 1895 
Klagen über die Saaten ein, welche von den officiellen Regierungsberichten 
durchaus bestätigt wurden. Da auch Nordamerika, sowie Argentinien über 
wesentlich geringe Ausbeute an Weizen und Russland über den Stand des 
Roggens klagte, trat eine Steigerung von etwa 25 Mark per Tonne 
ein. Nun wurden auch die Baissiers, unter ihnen Cohn & Rosenberg 
ängstlich und deckten sich, zu welchem Behufe ausländisches Getreide 
eingeführt wurde. Als sich dann herausstellte, dass alle Welt einschliesslich 
der amtlichen Berichterstattung sich geirrt hatte, kam der Rückschlag, der 
so gross war, nicht weil die Cohn und Rosenberg ursprünglich so 
stark a la baisse engagiert gewesen waren, sondern — wenn schon Cohn & 
Rosenberg die Schuldtragenden sein sollten — höchstens weil sie diese 
Baisseengagements, den Irrthum der anderen theilend, gelöst und daher 
keine Deckungskäufe mehr vorzunehmen hatten, welche das Sinken der 


1) Vgl. Roscher System IV. S. 607. 

2) Kaufmann oder Schmarotzer. Eine Anklageschrift gegen den Handelsstand 
unserer Zeit von M. Uhlenhorst. Neubrandenburg 1896. Zur Illustrierung der Qualität 
dieser Broschüre sei angeführt, wie der Verfasser den allerdings schwer zu erbringenden 
Beweis führt, dass die Concurrenz vertheuere. Er meint: Wenn in einem Dorfe ein Kauf- 
mann bei einem bestimmten Absatze eine bestimmte Summe verdiene, so müsse, wenn 
ein zweiter Kaufmann in das Dorf komme, da sich der Absatz nicht steigern lasse, der 
Preis der Waren gesteigert werden. Ergo vertheuert die Concurrenz, damit beide ver- 
dienen können. 
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Preise etwas aufgehalten hätten. Immerhm muss aber zugegeben werden, 
dass, allerdings nur für kurze Zeit, durch die Speculation, namentlich wenn 
infolge von beim Zusammenbruch der Hausse oder Baissepartei eintretenden 
Insolvenzen Nothgeschäfte (executive Käufe, respective Verkäufe) vorgenommen 
werden müssen, erhebliche Preisschwankungen hervorgerufen werden können. 
Erleichtert wird die Manipulation der Preise bei Waren durch Festsetzung 
einer hohen, engbegrenzten Standardqualität und durch Ausschluss eines 
Ersatzes derselben durch eine andere bei mangelhafter Berücksichtigung 
von Ereignissen der force majeur. Die Folgen dieser grossen Preisschwankungen 
sind dann allerdings nicht so schlimm, als man dies anzunehmen pflegt, 
aber immerhin für die Production, den Consum, wie den Handel recht 
unangenehm, weil der Production ihre Producte plötzlich zu einer Zeit 
entwertet werden können, wo sie zum Verkaufe schreiten muss, während 
der Consum den Coursschwankungen nicht so rasch folgen kann und dem 
Handel jede Operationsbasis entzogen wird, indem sich nach dem Einkaute 
herausstellen kann, dass die Concurrenten für diesen Termin bereits früher 
billiger eingekauft haben und nunmehr eine Concurrenz unmöglich ist. Auch 
kann es dem Müller z. B. geschehen, dass, wenn er zum Einkaufe schreiten 
muss, die Getreidepreise hoch sind und dann fallen, wenn die Mühle mit 
grossen Getreidevorräthen versehen ist. Allein auf dem Cassamarkte ist eine 
Beeinflussung der Preise noch viel leichter und gerade dort bildet die . 
Macht, die Geschicklichkeit und Verwegenheit der gerade siegreichen Specu- 
lantenpartei einen wichtigen Factor in der Preisbildung, da dort einzelne 
grössere Geschäfte, namentlich wenn sie als von eingeweihten Personen 
abgeschlossen gelten, viel mehr Eindruck zu machen vermögen als auf dem 
Terminmarkte. Man wird also sagen müssen, dass im Termin- 
handel geringere Preisschwankungen, welche die Speculation 
ja benöthigt, zwar häufiger, grössere aber seltener werden 
als im Cassahandel, und grössere Preisschwankungen, selbst wenn sie 
vorkommen, schnell vorübergehen und auf den Verkehr 
einesengen Kreises von Speculanten beschränktbleiben, 
obne im allgemeinen die Effectivpreise wesentlich zu beeinflussen. Dass 
allerdings bei Waren, in denen Terminhandel besteht, die durch die Specu- 
lation beeinflussten Preise der Orte, an welchen sich die Börsen befinden, 
für das ganze Land maassgebend sind, ist richtig, doch ist die Forderung, 
die der Sachverständige v. Grass in der deutschen B.-E.-C. stellte,!) dass 
die Preise in Laves und Schievelbein für Laves und Schulbein gebildet 
werden sollen, auch durchaus nicht gerechtfertigt, da die Preise einer 
Ware sich doch nicht lediglich nach localen Verhältnissen, und wären 
es selbst die von Laves oder Schievelbein, sondern nach der in den 
Terminpreisen vermöge der Arbitrage zum Ausdruck gelangenden Lage des 
Artikels auf dem Weltmarkte richten sollen. 

Allein nicht nur die Preise, auch die Qualität der Waren soll 
der Terminhandel beeinflussen. Indem nämlich für den Terminhandel ein 





1) Vgl. Stenogr. Protokoll der B.-E.-C. S. 2302. 
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bestimmtes Standardmuster festgesetzt wird, soll die Qualität der Ware, die 
in den Handel kommt, auf dieses Niveau herabgedrückt oder wenigstens 
der Preis der Standardqualität’ für den der Ware überhaupt maassgebend 
werden, somit, wenn die Standardqualität eine geringe ist, einen niedrigen 
Preis begünstigen. Für Europa wenigstens ist nun aber sicher keines von 
beiden richtig. Denn dass im Falle einer niedrigeren Standardqualität auf 
die Gewinnung einer besseren Qualität als der für den Terminhandel erfor- 
derlichen kein Gewicht gelegt und bei Getreide dadurch sogar eine Ver- 
ringerung der dem Boden nöthigen Pflege herbeigeführt würde, kann schon 
deshalb nicht richtig sein, weil ja speciell bei Getreide einmal die bessere 
Qualität mit einer schlechteren gemischt werden und durch sie also nicht- 
lieferungsfähige Ware lieferungsfähig gemacht werden und dann durch eine 
bessere Bodenbearbeitung auch die Quantität der zu erzielenden Ware 
vermehrt werden kann. Aus dem ersten Grunde müsste auch der Preis 
der besseren Qualität immer ein entsprechend höherer sein. Damit ist 
allerdings noch nicht gesagt, dass es nicht wünschenswert sein kann, die 
Standardqualität einer Ware so festzustellen, dass die Ware in dieser 
Qualität zu Consumzwecken geeignet ist. Wenn es wahr ist, und es war 
wenigstens vor noch nicht langer Zeit wahr, dass, wie Armin behauptet, 
speciell bei Getreide, „das was man jetzt noch in Berlin an der Börse 
handele, oft nur Hühnerfutter und Dr... sei“, so sind das allerdings Zustände, 
welche der Abhilfe dringend bedürfen. In Oesterreich sind diese Zustände 
nun nicht so schlimm. Im Allgemeinen ist der Terminweizen wohl für 
Mahlzwecke ohne Beimischung mit anderen Weizen unverwendbar. Doch 
kommt es häufig auch vor, dass die im Terminhandel gelieferte Ware eine 
bessere ist und auch ohne Beimischung zur Vermahlung gebracht werden 
kann. Selbst wenn letzteres aber nicht der Fall ist, so hat dies weniger zu 
bedeuten, da ja in der Regel überhaupt nicht unvermischtes Getreide zu 
Mahlzwecken verwendet wird. Der Handel hat, wie die letzten Enquéten 
ergaben, in Oesterreich gegen eine Erhöhung der Usancequalität auch gar 
nichts einzuwenden und ist an der Wiener Börse solche auch durchgeführt 
worden. Doch fragt es sich, ob sie empfehlenswert ist, da mit ihr eine 
Begünstigung der Grossgrundbesitzer gegenüber den kleinen verbunden ist, 
inden erstere leichter eine höhere Qualität ihres Getreides erzielen können. 
Die Festsetzung verschiedener Usancequalitäten für die verschiedenen Pro- 
ductionsgebiete oder je nach dem Ausfall der Ernte ist jedoch keinesfalls 
zu befürworten, da sie der für den Handel nothwendigen Gleichartigkeit der 
Geschäftsabschlüsse widerstreitet. Es kommt jedoch auch vor, dass Ware 
geliefert wird, welche nicht einmal der Usancequalität entspricht, wodurch 
der Kaufmann belästigt und die Baisseposition gefördert wird. Die Agrarier 
behaupten sogar, dass es in der Natur des unsoliden Termingeschäftes 
liege, dass der Speculant es vorzieht, mit lieferungsunfähiger minderwertiger 
Ware zu arbeiten, damit der Käufer sie nicht abnimmt, sondern lieber das 
Geschäft durch Differenzzahlung abwickelt oder die Sachverständigen, denen 
lauter schlechte Ware vorgelegt wird, sich vielleicht endlich dazu entschlössen, 
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auch minderwertige Ware für lieferungsfähig zu erklären. Das ist aber 
natürlich wieder nicht richtig, da derjenige, welcher die Ware wirklich über- 
nehmen will, weil er sie benöthigt, auch dann auf wirkliche Lieferung dringen 
wird, wenn er einmal uncontractliche Ware angeboten erhalten hat, und 
niemand uncontractliche Ware anbieten wird, wenn er befürchten muss, dass 
sie nicht genehmigt und übernommen wird, da dies ja Kosten verursacht. 
Auch muss der Anbieter lieferungsunfähiger Ware innerhalb fünf Tagen eine 
neue Vorlage machen, welche umso gewisser der Usancequalität entsprechen 
muss als der Lieferer sonst riskiert dass der Empfänger im Sinne der Usancen 
ermächtigt wird, sich auf Kosten des Lieferers, der natürlich ausserdem die 
Schiedsgerichtskosten zahlen muss, in effectiver zweifellos guter Ware zu 
decken. Doch werden allerdings zum Zwecke des Drückens der Preise oft 
Scheinkündigungen vorgenommen, bei denen überhaupt keine effective 
Lieferung oder die uncontractliche Ware!) in Aussicht genommen ist, und bei 
denen lediglich, um den Anschein grossen Angebotes zu erwecken, Kündigungs- 
scheine in den Umlauf gesetzt werden, die dann wieder an den Aussteller 
oder einen Vertrauensmann zurückgiriert werden. Solche Scheinkündigungen 
können übrigens ebenso wie das Anbieten lieferungsfähiger Waren leicht 
dadurch erschwert werden, dass der Kündigungsschein wie in Amerika das 
Warehousereceipt, auf das er sich basiert, mit Nummern und Inhalt anführen 
muss, wobei ein Warehousereceipt nur über lieferungsfähige Ware ausgestellt 
werden durfte. Man brauchte dann kein compliciertes Verfahren zur Fest- 
stellung der Lieferungsfähigkeit einer Ware durch Sachverständigen- 
commissionen, denen womöglich noch Vertreter der Landwirtschaft zuzuziehen 
und deren Gebüren vom Staate zu bemessen und auszuzahlen wären, sondern 
das Magazin, welches das Warehousereceipt ausstellt, hätte einfach vor der 
Einlagerung die Lieferungsfähigkeit der anzudienenden Ware zu prüfen. 
Das würde allerdings eine gänzliche Umgestaltung des derzeitigen Lagerhaus- 
wesens ?) voraussetzen. Es müssten bestimmte, vielleicht staatliche Lager- 
häuser ermächtigt werden, Warehousereceipts auszustellen, welche die Ware 
vollkommen repräsentieren und gleich bei der Andienung den Käufern zu 
übergeben wären, die sie dann mit den Kündigungsscheinen weiterzugeben 
hätten. Die Vornahme von Scheinkündigungen sowie von Andienungen 
lieferungsfähiger Waren wäre hiemit aber jedenfalls unmöglich gemacht. 

Wie aber der angebliche Nachtheil, den der Terminhandel hervorbringen 
soll: Dass er nämlich durch Festsetzen einer geringeren Usancequalität 
für den Consum unbrauchbare Ware schaffen und die Qualität wie den 
Preis der betreffenden Ware überhaupt herabdrücken soll, theils nicht vor- 
handen, theils ebenso leicht zu beseitigen ist, wie die Vornahme von Schein- 


1) So wurde nach dem Berichte der B.-E.-C. im Jahre 1892 von 60.500 ange- 
kündigten Tonnen Weizen 47.000 und von 62.000 angekündigten Tonnen Roggen 23.000 
für nicht lieferbar erklärt. 

%) Vgl. „Die Silobanken“ von Carl Hugo v. Hagen. Erfurt 1854 und Schuh- 
macher im Aufsatze über den Getreidehandel in den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika uud seine Organisation. S. 383. 
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kündigungen und das Anbieten lieferungsunfähiger Ware. so ist dies auch 
mit einer Menge anderer angeblicher Nachtheile der Fall. Was z. B. die 
Behauptung der schlechten Stellung des Käufers gegenüber 
dem Verkäufer anlangt, so wurde diese damit begründet, dass der Ver- 
käufer den Tag wählen könne, an dem er realisieren wolle, wobei er natürlich 
den wählen werde, an dem ihm der Cours am besten passe, und damit, dass 
der Käufer während des ganzen Termins das Geld, die Lagerräume u. s. w. 
bereit halten müsse. Das letztere ist aber nicht richtig, weil der Käufer 
von der Kündigung bis zur Uebernahme noch fünf Tage, in welchen er 
seine Vorbereitungen treffen kann, Zeit hat, und das erstere ist zwar richtig, 
hat aber keinen Nachtheil für den Käufer im Gefolge, da, wenn auch der 
Verkäufer an dem Tage des Termins, an welchen die Ware am billigsten 
ist, sie kaufen und dem Käufer andienen wird, dieser doch hievon keinerlei 
Schaden hat. Denn entweder er braucht die Ware wirklich zu eigenem 
Bedarf, dann wird er sie behalten, und es muss ihm gleichgiltig sein, an 
welchem Tage innerhalb des verabredeten Termins er sie erhält, da er sonst 
das Geschäft eben nicht so abgeschlossen hätte, oder aber er hat die Ware 
weiterverkauft und nur auf den Coursgewinn speculiert, dann wird er eben 
die angediente Ware sogleich wieder seinem Käufer andienen. 

Was ferner die Behauptung der angeblichen Untergrabung der 
kaufmännischen Moral anbelangt, so kann diese wohl kaum ernst 
gemeint sein. Unmoralisch kann vielleicht die Speculation im allgemeinen 
den Kaufmann machen, wenn er auch sonst Anlagen hiezu hat, aber warum 
speciell der Terminhandel dies thun soll, ist gänzlich unerfindlich. Dass 
weiters der Terminhandel die Industrien durch steigende Nachfrage 
und höhere Course zur Ueberproduction durch sinkende Nachfrage 
und niedere Course zur Unterproduction zwingt, kann im allgemeinen 
wohl auch nicht behauptet werden, denn wenn die Nachfrage steigt, ist 
eben in der Regel wenigstens eine erhöhte, und wenn sie sinkt, eine ver- 
minlerte Production gerechtfertigt, und kann somit nicht von einer Ueber-, 
beziehungsweise Unterproduction gesprochen werden. Die Behauptung aber, 
dass durch den Terminhandel das gute Einvernehmen zwischen 
Unternehmern und Arbeitern gestört wird, indem die letzteren 
bei wenn auch nicht durch die Marktlage, so doch durch die Speculation 
hervorgerufenen Preissteigerungen erhöhten Lohn verlangen könnten, wobei 
es vielleicht zu Reibereien käme, kann vollends nur als Ironie aufgefasst 
werden. Die Arbeiter sind leider noch lange nicht so gut organisiert, um 
bei jeder Preissteigerung der von ihnen erzeugten Producte auch eine 
Lohnaufbesserung durchsetzen zu können. Auch der Vorwurf, dass der 
Terminhandel das Zustandekommen von Corners, Schwänzen 
und Ringen begünstige, trifft wohl nicht zu. Zunächst sind die 
Corners überhaupt nicht so gefährlich, als man glaubt. Sie berühren im 
Allgemeinen den Effectivhandel selır selten und richten meist nur unter den 
Baissespeculanten Unheil an. Auf keinen Fall können sie jedoch von langer | 
Dauer sein. Ein Blick auf den Verlauf der wichtigsten dieser Speculations- 
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manöver zeigt das sogleich. Bezüglich des Maisringes sagt z. B. der Bericht 
der niederösterreichischen Handels- und Gewerbekammer über das Jahr 
1888 ungefähr folgendes: Die schlechte ungarische Ernte veranlasste einige 
ausserhalb der Branche stehende Personen zu einer Coalition, welche nichts 
weniger bezwecken wollte, als durch Ankäufe riesiger Quantitäten Mais auf 
Lieferung pro Mai, Juni, Juli und August sowie durch Bestehen auf effectiver 
Lieferung einerseits die Verkäufer zur Zahlung grosser Differenzen zu 
nöihigen, andererseits den Consumenten die Preise zu dictieren. Der Versuch 
_ war jedoch für die Arrangeure ein sehr verlustbringender, da durch Ein- 
schränkung des Consums und die Veranlassung von Zufuhren aus Serbien, 
Bulgarien und selbst Rumänien der Warenmangel gemildert wurde. Aehnlich 
war auch der Verlauf des Haferringes im Jahre 1890 und bei dem Kaffee- 
corner in Hamburg im Jahre 1888 wirkte die Steigerung sogar auf die 
Course der späteren Termine schon in sehr abgeschwächtem Maasse ein. 

Aber, wenn auch die Comers für die Arrangeure, selbst falls die 
gebundenen Vorräthe von der haute finance belehnt werden, der Unver- 
käuflichkeit der Waren zu hohen Preisen halber und auch wegen der 
Schwierigkeit der Isolierung des betreffenden Marktes gegen neue Zufuhren 
sehr gefährlich sind und daher nicht häufig veranstaltet werden und wenn 
auch ihr Einfluss auf den Effectivhandel selten ein grosser und fast 
nie ein nachhaltiger ist, so sind ihre Wirkungen doch oft recht schädlich 
für die Volkswirtschaft. Von Nutzen sind sie aber auch für die Producenten, 
welche doch sonst an der Steigerung ihrer Producte ein Interesse haben, 
nicht, da sie meist dann stattfinden, wenn das Product in den Händen der 
Händler ist und die Preissteigerung sich auch auf isolierte Punkte und meist 
kurze, stets völlig unberechenbare Fristen beschränkt. Die Corner kommen im 
übrigen auch im Effectenhandel vor, namentlich wenn neue Papiere emittiert 
werden, aber eine grössere Anzahl derselben heimlich untergebracht wird, 
so dass die Blancoverkäufer denken, dass mehr Papiere vorhanden seien, 
als wirklich verfügbar sind. Es ist dann natürlich leicht, durch Bestehen 
auf effectiver Lieferung einen Stückmangel und somit eine grosse Preis- 
steigerung herbeizuführen. Wie man aber auch über die Gefährlichkeit der 
Corner denken mag, dass durch den Terminhandel ihre Bildung begünstigt 
werde, wird man nicht behaupten können. Denn wenn es auch möglich 
wird, denen, welche sich bei einer anderen Marktlage zur Leistung ver- 
pflichteten, die Erfüllung durch unterdes vorgenommene Operationen zu 
erschweren, so wird es durch die Gleichheit der Lieferungsbedingungen den 
Verkäufern doch wiederum möglich, durch Kauf jeder irgendwo befindlichen 
Ware ihren Verpflichtungen nachzukommen. Je grösser der Markt wird, 
desto grösser wird natürlich das Capital werden müssen, das ihn beherrschen 
kann, bis endlich, wie z. B. beim Getreidemarkte, auch das grösste nicht 
mehr genügt und die Monopolisierung des betreffenden Warenhandels 
gänzlich ausgeschlossen ist. So kann denn auch dadurch, dass — wie dies 
in Hamburg bei Kaffee der Fall ist — gegen Zahlung einer Vergütung die 
Lieferung einer anderen Sorte oder — wie dies in Havre der Fall ist — 
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an einem späteren Termine erfolgen darf, die Bildung eines Corners sehr 
erschwert werden. 


Endlich kann auch die Behauptung, welche namentlich von Seite der 
Agrarier aufgestellt wird, dass nämlich der Terminhandel die Preise der 
Waren, insbesondere des Getreides drücke, nicht ffir richtig erkannt 
werden. Die Unterstützung der Baisseposition durch den Terminhandel soll 
darin begründet sein, dass er es ermöglicht, mehr Ware zu verkaufen, als 
thatsächlich vorhanden ist, da man auch verkaufen kann, was man nicht 
hat. Klapper drückt das geschmackvoller folgendermaassen aus: „Seit 
vermöge der Institution des Terminhandels auf den Weltbörsen in einem 
Monat mehr „Getreide* in Gänsefüsschen gekauft und in Gänsefüsschen 
verkauft wird, als in 10 Jahren auf der ganzen Welt wachsen kann, von 
Tausenden von Leuten, die Naturroggen von Naturweizen nicht zu unter- 
scheiden vermöchten, die daher zum effectiven Kornhandel genau so reale 
Beziehungen haben, wie der Storch zum Kinderkriegen, seitdem ist hier 
ein Factor wirksam geworden, der alle natürlichen Bedingungen der Preis- 
bildung vollkommen, über den Haufen wirft.“ Nun bemerkt aber schon 
Mirabeau in seiner denunciation de l’agiotage!), er kenne keinen Handels- 
zweig, bei dem es nicht geschehe, dass Dinge heute verkauft werden, 
welche man sich erst morgen mit Nutzen zu verschaffen sucht, und wenn 
die einen verkaufen, was sie nicht haben, kauften die anderen, was sie nicht 
zahlen können. Man könne doch nicht jemandem, der z. B. für 100000 Pfund 
Sterling Obligationen der 125Millionenanleihe zu einem bestimmten Termine 
verkaufe, vorwerfen, er verkaufe Papiere, die gar nicht vorhanden sind, weil 
wenn man sämmtliche für was immer für Termine gemachte Abschlüsse 
addiert, die (jesammtsumme der verkauften Papiere mehr als 125 Millionen 
beträgt. Auch absorbiere ja der Baissespeculant, wenn er, um seine Rechnung 
zu begleichen, zurückkauft, die Ueberfülle wieder, die er verursachte.“ 
Damit ist denn auch wirklich alles Wesentliche gegen die falsche Ansicht, 
dass im Terminhandel dadurch, dass mehr verkauft werde, als vorhanden 
sei, die Warenpreise dauernd gedrückt werden, gesagt. Freilich ist auch 
ein momentaner Preisfall für den Producenten sehr unangenehm, wenn er 
gerade im Momente des niedrigeren Preisstandes sein Product verkaufen 
muss, und ist es gewiss zu begrüssen, wenn die Agrararier um gegen diese 
Nothwendigkeit gedeckt zu sein, mit Vorschusscassen verbundene Getreide- 
absatzgenossenschaften*) errichten. Die Agrarier behaupten aber noch immer. 


1) S. 24 ff. 


2) Vgl. Dr. Hans Crüger: „Getreldeabsatzgenossenschaften* Berlin 1896 und 
Wygodzinski, Der gemeinschaftliche Absatz landwirtschaftlicher Erzeugnisse. Oftenbach 
1895. Bei diesen Absatzgenossenschaften wäre von den Producenten das Getreide zu 
belehnen und der Verkauf durch Agenten etc. zu veranlassen, so dass die Landwirte 
zum Theil wenigstens ihr Geld erhalten und nicht zum Verkauf bei ungünstiger Preislage 
zenöthigt sind. Durch Mischung des Getreides liesse sich überdies leicht auch ein 
Qualitätsplus erzielen, indem besonders gutes Getreide mit schlechterem vermengt werden 
und somit auch letzteres gut verwendet werden könnte. Im Rheinthale haben, wie 
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an dem gegenwärtigen niedrigen Stande der Getreidepreise sei der Termin- 
handel oder, wie sie sagen, das Differenzspiel Schuld. Nun ist es ja zunächst 
sehr fraglich, ob hohe Getreidepreise für die Volkswirtschaft im Allgemeinen 
und die Landwirtschaft im Besonderen wünschenswert seien. Ricardo 
bemerkt!) ganz richtig: „Wenn, wie sicher wahr ist, der Arbeitslohn mit 
dem Steigen des Getreidepreises in die Höhe geht, dann müssen ihre (der 
Landleute und Gewerbsleute) Gewinnste nothwendigerweise fallen.“ So sind 
es im Gegentheil billige und stetige Getreidepreise, welche reichliche und 
gute Volksnahrung zu Folge haben. Aber angenommen, wenn auch nicht 
zugegeben, die Landwirtschaft bedürfe hoher Getreidepreise und das der- 
zeitige Sinken derselben bringe ihr grossen Schaden, so ist durch nichts 
bewiesen, dass gerade der Terminhandel ihr diesen Schaden bereite. 


Jedenfalls vollzog sich der Preissturz, wie folgende Conrad?) ent- 
nommene Tabelle beweist, vollkommen international, so dass von einem 
Einfluss einzelner Speculantenkreise kaum gesprochen werden kann. Es 
betrug der Preis von Weizen 


im Jahre Deutschlaud Wien Paris London New-York 


1892 18983 166 188 142 137 
1893 15745 141 169 123 112 
1894 138°24 125 156 107 92 
1895 144'28 125 155 108 109 


Wenn man diese Karten — bemerkt Conrad hiezu — vorurtheilsfrei 
ansieht, wird man sich der Thatsache nicht zu entziehen vermögen, dass 
in der That die Feststellung der Preise für das Brotgetreide sich durchaus 
international vollzieht und dass ein willkürliches Vorgehen der einzelnen 
Börsen sich wohl von Tag zu Tag eventuell von Woche zu Woche annehmen 
lässt, aber in keiner Weise von Monat zu Monat oder darüber hinaus. Die 
Annahme, dass die Berliner Börse mittelst des Terminhandels einseitig 
à la baisse zu speculieren geneigt sei und zu Ungunsten der Landwirtschaft 
die Preise herabgedrückt habe, ist gegenüber diesen Darstellungen absolut 
nicht aufrecht zu erhalten. Man thut den einzelnen Börsenmännern in dieser 
Beziehung zu viel Ehre an und überschätzt ihre Macht in Deutschland in 
geradezu kindischer Weise. Ganz dieselbe Schlussfolgerung erscheint uns 
aber unausbleiblich in Bezug auf die Wirkung des Terminhandels in Ge- 
treide und die Männer die gerade gegenwärtig auf dessen Unterdrückung 
hinarbeiten, folgen einem Vorurtheile, aber nicht dem Drucke der That- 
sachen.“ Und wirklich ist der Preisfall des Getreides gerade in Europa 
leicht erklärlich, da eben die Transportmittel bessere und die Frachten 


Wygodzinski berichtet, die Winzer, welche früher den Händlern fast wehrlos ausgeliefert 
waren, durch die Absatzgenossenschaften recht schöne Erfolge erzielt. Dort werden die 
Trauben den Betheiligten zu einem von der Generalversammlung zu bestimmenden Preise 
abgekauft und erfolgt die Kelterung, Gährung und Kellerbehandlung gemeinsam. 

1) In seinem Grundges. der V.-W. I. 6. Hauptst. 

2) A. a. O. 
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billiger wurden’), so dass der Import aussereuropäischer Ware sehr er- 
leichtert wird. Ob allerdings der internationale Preisfall sich durch eine in- 
folge Ausdehnung der Anbauflache und Fortschreiten der Technik ent- 
standene Ueberproduction ausreichend erklären lässt, ist fraglich und lässt 
sich diese Frage umso schwerer entscheiden, als sich die Daten der Ernte- 
statistiken schwer prüfen lassen. Nach Klappers Aufsatz über das Ge- 
treidespieiverbot in der „Zukunft“ betrug das Verhältnis der Weizenernten 
zur Bevölkerung der Consumptionsgebiete 


1880 56 :54 1885 54°5:58 1890 58 :62 
1881 56 :54°8 1886 59°5:55 1891 60 :62°8 
1882 61°5:55°7 1887 63°5:597 1892 62'5:63°6 
1883 56 :565 1888 59 :60°5 1893 65°7: 65 
1884 61 :57°7 1889 58 :61°3 1894 62 :65°8 








Durchschnitt 58°1:55°7 Durchschnitt 58°1:59°7 Durchschnitt 61°9 : 63-9 


was allerdings einen Preissturz von 260 auf 108 nicht rechtfertigen wiirde. 
Nach einer anderen Angabe wären aber, obwohl der Bevölkerungszuwachs 
in 5 Jahren nur eine Mehrproduction von 1°/, Millionen erfordert hätte, 
4!/, Millionen mehr produciert worden. Jedenfalls lässt sich aber schwer 
glauben, dass der Terminhandel an dem internationalen Preisfall schuld 
sein soll. Denn einmal ist ja oft der Terminpreis höher als der Effectivpreis 
und wirkt somit preissteigernd, und dann kam es auch in Russland, wo es 
bekanntlich keinen Terminhandel gibt, vor einigen Jahren vor, dass drei 
Millionen Tonnen ausgewachsenen Getreides auf dem Felde verfaulen mussten, 
weil der Preis so niedrig war, dass sich der Ausdrusch nicht lohnte. Allein 
selbst wenn in den hohen Getreidepreisen das Heil für den Landwirt 
liegen sollte und selbst wenn nicht Umstände, auf die der Handel keinen 
Einfluss hat, sondern die Termingeschäfte, denen früher allgemein und auch 
jetzt noch von den Müllern eine verthouernde Wirkung zugeschrieben wurde, 
die Preise gedrückt hätten, so wären die Agrarier doch nicht berechtigt, 
allen Segen von einer Gesetzgebung gegen den Terminhandel zu erwarten. 
Sie werden sich vielmehr auch in Oesterreich und Deutschland mit den 
niedrigen Preisen, welche den Consum verbilligen, abfinden müssen, da die 
ausländische, namentlich die überseeische Concurrenz, welche billiger pro- 
duciert, sie dazu zwingt, und der Satz, den die Agrarier aufgestellt haben, 
dass der Consument nur auf den Preis Anspruch habe, der den Gestehungs- 
kosten der Ware in dem Productionsgebiete, in welchem er wohnt, ent- 
spricht, so ungerecht wie möglich ist. Der Consument hat vielmehr das 
Recht, die Ware zu dem Weltmarktpreise zu erhalten. Damit muss die 
Landwirtschaft rechnen, ob der Terminhandel besteht oder nicht. 





1) Nach Soetbeer (in den Jahrbüchern für Nat.-Oek. und Stat. XI. Band, S. 866), 
betrug die Fracht von New-York nach Hamburg 1888 65 Pf. pr. 100 Lbs (= 45.359 kg), 
1895 37 Pf.; die Fracht von der unteren Donau nach Hamburg 1870 37 M. pr. Tonne, 
1895 11 M. pr. Tonne. 

Zeitschrift für Volkswirtschaft, Socialpolitik and Verwaltung VJ. Band, 3. Heft. 29 
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So stehen denn, um die anfangs festgehaltene, später des Zusammenhangs 
wegen aufgelassene Scheidung zwischen Effecten- und Warenterminhandel 
wieder aufzunehmen, den Vortheilen des Eftectenterminhandels, wie denen des 
Warenterminhandels mannigfache Nachtheile gegenüber. Es muss jedoch, 
sollen die Vortheile und die Nachtheile gegen einander abgewogen werden, 
zuerst über die volkswirtschaftliche Bedeutung der Börse und der Specu- 
lation Klarheit herrschen, damit endgiltig festgestellt werden kann, inwie- 
weit sich die Einwirkung der Börsengeschäfte und der Speculation auf die 
Preise der Waren und Effecten überhaupt rechtfertigen lässt. Denn, wenn- 
gleich wohl bewiesen wurde, dass der Terminhandel auf die Preisbildung 
insofern wohlthätig einwirkt, als er einen Weltpreis schafft und die grösseren 
Preisschwankungen verringert, so musste doch zugestanden werden, dass 
er die Preisschwankungen infolge der durch ihn geförderten Speculation 
verméhre. Auf die Börse und die Speculation ist nun bekanntlich die 
öffentliche Meinung sehr schlecht zu sprechen, da sie den Erwerb an der 
Börse als ohne jede Arbeit erlangt ansieht. Und da, um mit Lassalle!) zu 
reden, die Summe der nicht wissbaren Umstände jederzeit unendlich die 
Summe der wissbaren Umstände überwiegt, so basiert der Gewinn auf der 
Börse wirklich zum Theil auf Glück oder stellt sich, wie die Motive des 
neuen deutschen Börsengesetzentwurfes es ausdrücken, wenigstens nicht als 
ein adäquates Entgelt für eine geistige Thätigkeit dar. Das Volk nun, 
welches nicht beurtheilen kann, dass neben dem Glück doch auch der 
denkende Verstand bei den Börsengeschäften eine Rolle spielt, hält sie 
lediglich für Spielgeschäfte, und zwar, da es eben der mangelnden Kennt- 
nisse halber bei der Antheilnahme an diesem Spiele meist verliert, für 
unmoralische. Dabei wird dann übersehen, dass die Börse doch auch grosse 
volkswirtschaftliche Aufgaben zu erfüllen hat. „Die mächtige Centralisierung 
der Preise, nicht für ein Land allein, sondern für ganz Europa, am Ende 
für den ganzen Erdkreis, die rapide Ausgleichung derselben nach allen 
Richtungen, die Verbindung von Vergangenheit und Zukunft in blitzschneller 
Vorausberechnung kommender Dinge aus dem Zusammenwirken einer Menge 
von Nachrichten und Meinungen, die einander bekämpfen und am Ende 
sich ins Ebene setzen, mit allen diesen ist die Börse ein gekürztes Bild 
des Handelg überhaupt.“ Und mit allen diesen ist sie ein ebenso unentbehr- 
licher Factor im heutigen Wirtschaftsleben, wie Eisenbahn, Telegraph, 
Telephon und all die anderen in der fortschreitenden Entwicklung des 
modernen Verkehrswesens entstandenen Institutionen. Die Bedeutung der 
Börse wurde denn auch von denkenden Meuschen mehr oder weniger stets 
anerkannt und selbst bei der deutsclien Bérsenenquéte. wo sich doch starke 
Interessengegensätze gegenübertraten, fand sich niemand, der dem Bestande 
der Börse eine Berechtigung abgesprochen hätte. Auch der Motivenbericht 
zum Österreichischen Regierungsentwurfe über das Börsengesetz vom Jahre 
1874 erkennt an, dass der Zweck der Börse sei, „den Verkehr zu con- 


') Vgl. Capital und Arbeit, S. 18. 
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centrieren, ihn dadurch zu erleichtern und zu regeln und zu ermöglichen, 
dass die für Acte der öffentlichen Verwaltung, wie für die ausserhalb der 
Börse stehenden Handelskreise und für das Effecten besitzende Publicum 
wichtigen wahren Course constatiert werden.“ Im Artikel „Börsenwesen“ im 
Supplementband des Handbuches für Staatswissenschaften wurde die Er- 
haltung und Steigerung der internationalen Machtstellung der deutschen 
Börsen und die Wahrung der correcten Functionierung der Börse als Verkehrs- 
regulator, insbesondere in der Marktpreisbildung als im Interesse des Staates 
gelegen anerkannt und sagten die Motive der ‘preussischen Regierung zum 
Gesetze vom 1. Juni 1860 geradezu: „Die Geldverhältnisse der Regierungen 
sowohl als der Privatverkehr machen die Existenz grosser Fondsbörsen zu 
einem Bedürfnisse, und es ist ein Glück für Preussen, dass es in Berlin 
eine derartige Börse. besitzt und nicht auf ausländische Capitalmärkte ange- 
wiesen ist. Wenn ein derartiger Markt aber überhaupt seine Aufgabe er- 
füllen soll, so kann derselbe sich ebensowenig wie ein Weltmarkt für 
andere Handelsgüter in seinen Beständen auf Gegenstände des localen und 
unmittelbaren Bedürfnisses beschränken, noch kann er für seine Umsätze 
das Lieferungsgeschäft entbehren. Das erste nicht, weil..... der Ueber- 
fluss oder Mangel der verschiedenen Börsen eine beständige Ausgleichung 
nothwendig macht, das letzte nicht, weil alle grossen Geldoperationen Vor- 
bereitungen erfordern, die mit den erschöpfendsten Zeitverlusten verbunden 
sein würden, wenn man sich nicht im voraus auf einen bestimmten Tag 
eines Käufers (oder Verkäufers) für einen bedungenen Preis versichert halten 
könnte.“ Ist hier also nicht nur die Nothwendigkeit der Börse, sondern 
auch die des Lieferungshandels an denselben von gewiss unverdächtiger 
Seite anerkannt, so kann es nicht zweifelhaft sein, dass wegen der mannig- 
fachen Auswüchse, welche sich an der Börse zeigten, nicht der ganzen 
Institution als solcher das Todesurtheil gesprochen werden darf, ebensowenig, 
wie wegen des Zinswuchers, welchen das moderne Creditwesen zeitigte, 
dieses selbst zu verdammen ist. Und wenn jetzt in den Volksvertretungen 
statt des Strebens nach einer Reform, sich ein wüthender Kampf gegen die 
Börse unter Berufung auf das Volksgefühl entwickelt, so ist dieses Volks- 
gefühl nichts anderes „als die Summe der unreifen Instincte, die aus der 
Interessensphäre der Wählerschaften hervorgehen und durch die Vertreter 
in möglichst treuer Uebertragung der Reichsgesetzgebung zugemuthet 
werden.“ Diese Instincte beruhen auf dem ja gewiss gerechtfertigten Un- 
willen über den aleatorischen Charakter der heutigen Einkommens- und Ver- 
mögensvertheilung und die Uebermacht des Grosscapitals, welche Umstände 
eben an der Börse am sichtbarsten an den Tag treten, obwohl sie sich 
auch sonst z. B. beim Grundbesitz stark genug geltend machen. Doch ist 
es klarerweise ganz ungerechtfertigt, die Börse, welche ja nur ein an 
sich nützliches Organ des gegenwärtigen Gesellschaftszustandes ist, für 
diesen büssen zu lassen. Weniger klar scheint es mit der Berechtigung 
der Speculation zu sein. Zunächst steht der Begriff der Speculation 
keineswegs fest und lässt sich die Grenze, an der der reelle Handel aufhört 
29* 
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und die Speculation anfängt, nicht leicht festsetzen. Proudhon definiert ') 
die Speculation folgendermaassen: „La speculation n’est autre chose que 
la conception intellectuelle des differents procédés par lesquels le travail, 
le credit, le transport, l’ échange peuvent intervenir dans la production“, für 
Lexis ist die Speculation „die Regelung des geschäftlichen Verhaltens 
oder Verfahrens nach der Vorausschätzung der künftigen Conjunctur, insbe- 
sondere der künftigen Preisgestaltung der für den Speculierenden in Betracht 
kommenden Gegenstände“ und Cohn sagt in seinem schöngeschriebenen 
Buche über die Börsenreform: „Die zukünftige Entwicklung der Production 
und des Bedarfes zu erblicken, gegenwärtige und künftige Vorräthe in Ein- 
klang zu setzen, aus den Anzeichen der Gegenwart die vermuthliche Ge- 
staltung der Zukunft zu berechnen — es ist der leitende Gedanke des 
Handels oder was dasselbe bedeutet, es ist Speculation. Auch der Bericht 
der Börsenenqu&tcommission versteht unter Speculation diejenige „geistige 
Thätigkeit?), welche aus der Erfahrung der Vergangenheit und aus der 
Beobachtung der Gegenwart einen Schluss auf die Zukunft zieht und auf 
Grund dessen wirtschaftliche Handlungen vornimmt.“ Darnach wäre die 
Speculation zwar, da die Preise der Zukunft ja doch nicht feststehen, 
aleatorischen Charakters, aber doch volkswirtschaftlich nützlich, da sie, so- 
ferne nur die Zukunft von ihr richtig geschätzt wird, auf eine Ausgleichung 
der Preise in der Zeit hinwirkt, indem die Berücksichtigung der künftigen 
Marktlage auch auf die Preise der Gegenwart im Sinne der künftigen 
Preisentwicklung einwirken wird. Dafür aber, dass die Speculation die 
Zukunft fast immer richtig schätzt, sorgt schon das Privatinteresse der 
Speculanten, welches nach möglichst richtiger Berechnung der zukünftigen 
Verhältnise strebt und selten von der Halsstarrigkeit, die gegen besseres 
Wissen an der einmal vorgefassten Meinung festhält, besiegt wird. Vom 
Standpunkte der Theorie wäre somit gegen eine Beeinflussung der Preise 
durch die Speculation gewiss nichts einzuwenden, zumal nach dem Darge- 
stellten, wie auch in den Verhandlungen des 16. deutschen Juristentages 
hervorgehoben wurde, die Speculation ja eigentlich darauf basiert, dass der 
effective Warenumsutz an dem künftigen Abwicklungstermine eine Preis- 
änderung bewirken wird. Allein in der Praxis liegen die Dinge wesentlich 
anders. Da betheiligen sich an der Speculation nicht nur Leute von denen 
man eine richtige Schätzung der zukünftigen Verhältnisse erwarten kann, 
sondern Personen, die weder von der früheren noch von der gegenwärtigen, 
geschweige denn von der künftigen Marktlage der Effecten oder der Ware, 
in denen sie speculieren, eine Ahnung haben. Diese Leute, zieht lediglich 
der Sporn des Ungewissen mit der Hoffnung auf Gewinn und nicht das 
Bedürfnis ihres Geschäftes in der Getriebe der Speculation. Mirabeau 
schildert die Perioden erhöhter speculativer Thätigkeit folgendermaassen 
sehr lebendig: „In diesem allgemeinen Taumel sucht jeder sich schnell 


1) In seinem „Manuel du speculation a la bourse“ p. 4. 
2) Also doch nicht lediglich eine durch ein dem „Spürsinn des Thieres“ vergleich- 
bares Moment hervorgerufene Tbätigkeit. 
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zu bereichern, jedes neue Anlehen wird als gute Beute betrachtet, sehn- 
süchtig erwartet, als ein Nahrungsmittel für Habgier und Gewinnsucht herbei- 
gewünscht. Da gibt es keine ehrliche Berechnung, Klugheit, Zurückhaltung. 
Um zu betrügen, damit einer dem anderen die Last, die er sich in der 
Hoffnung auf Gewinn aufgebürdet hat, mit einer anderen vermehrt, von 
Schulter zu Schulter walze, um den ehrlichen oder leichtgläubigen Zu- 
schauer dieses unerklärlichen Gewinnes ins Garn zu locken, damit er der 
Versuchung unterliege, werden trügerische Erfindungen gemacht, Lügen- 
gewebe gesponnen, falsche Nachrichten verbreitet. So wird das Geld dem 
Handel, dem Ackerbau und der Industrie entzogen und theuere und die 
schlechtesten Papiere der hohen Zinsen wegen für die besten gehalten.“ 
Dass der Einfluss, den diese Speculation auf die Papiere ausübt, kein 
günstiger sein kann, liegt auf der Hand. Und doch sind nicht nur die 
Waren-, sondern auch die Effectenpreise für die Volkswirtschaft von grosser 
Wichtigkeit. Denn der Capitalsanlage an der Börse bedienen sich der höheren 
Zinsen wegen immer weitere Kreise und sollen bereits 17 Proc. des deutschen 
Nationalvermögens an der Börse angelegt sein. Bedenkt man nun, dass 
sogar die „Neue freie Presse“ !) zugeben muss, dass bei Speculationspapieren 
und natürlich auch bei Waren, in denen speculiert wird, „die Frage kaufen 
oder verkaufen es ist, welche den Cours dominiert, und diese Frage mit 
Ausschluss jeder anderen“, so wird man die Perspective, die sich eröffnet, 
wenn man annimmt, dass Speculationen, hinter denen keine vernünftige 
Calculation vermuthet werden kann, Einfluss auf die für die Volkswirtschaft 
und den Nationalvolksstand so wichtigen Waren- und Effectenpreise erhalten 
für keine sehr erfreuliche halten können. Zum Glück ist der Einfluss der 
geschilderten Art von Speculationen jedoch kein maassgebender. Die ge- 
fährlichen Irrthümer der Speculation geschehen vielmehr ganz spontan und 
können durch die gedankenlosen Speculanten vielleicht in ihren Wirkungen 
verschärft, aber nicht hervorgerufen werden. Man wird daher im Allgemeinen 
nicht behaupten können, dass der Einfluss der Speculation ein volkswirt- 
schaftlich nicht zu rechtfertigender ist, da er von tüchtigen und kenntnis- 
reichen Speculanten erzeugt wegen der Ausgleichung der Preise und der 
dadurch hervorgerufenen Verkleinerung der Preisschwankungen ein nütz- 
licher, von gedankenlosen Spielern hervorgerufen, ein verderblicher, aber 
auch beim Effectenhandel wenig wirksamer ist. Beim Warenhandel ist der 
Einfluss der Speculation jedoch ein noch beschränkterer, denn einmal sind 
die Wirkungen der Speculation hier lange nicht so weitreichend wie im 
Fondsverkehr, weil die Detailpreise unabhängig sind von den täglichen 
und wöchentlichen Schwankungen der Börsenpreise, mögen dieselben auch 
noch so stark sein. Denn diese Detailpreise werden bestimmt durch die 
Durchschnittspreise während langer Perioden, welche Preise wieder das 
Ergebnis der Warennachfrage und des Warenangebotes sind und durch 
Ausschreitungen der Speculation, welche künstliche Marktverbältnisse 


1) In einem Citybericht am 25. November 1896. 
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erzeugen könnten, nicht beeinflusst zu werden vermögen. Dann ist die 
Speculation im Warenhandel aber namentlich in Oesterreich viel weniger 
von Bedeutung als im Effectenhandel. Selbst der Vicepräsident der deut- 
schen Section des böhmischen Landesculturrathes musste in der Waren- 
umsatzsteuerenquéte zugeben, dass es bei uns keine so arge Speculation 
gibt, wie sie noch vor kurzem die deutschen Warenbörsen erfüllte und 
zu gewissen Katastrophen führte. 


So stehen denn den in der namentlich bei Neuemissionen wichtigen 
Erhöhung der Absatzfähigkeit und Umsatzfähigkeit, sowie der Erleichterung 
in der Abwicklung internationaler Verbindlichkeiten bestehenden Vortheilen, 
wenn man die Beeinflussung der Course durch die Speculation für gerecht- 
fertigt anerkannt, beim Effectenterminhandel lediglich die Heran- 
ziehung ungeeigneter Subjecte zur Speculation, sowie die Verwendung hiezu 
ungeeignete Papieren zu Speculationsgeschäften als Nachtheile gegenüber. 
Doch überwiegen die Nachtheile die erwähnten Vortheile so gründlich, dass 
gewiss auch einem Verbote des Effectenterimhandels das Wort 
geredet werden müsste, wenn ein solches die genannten Nachtheile beseitigen 
würde, zumal der Terminhandel in Effecten rein speculativer Natur ist, was 
sich am besten daraus ersehen lässt, dass in den sogenannten soliden 
Papieren ein Terminhandel nur deshalb nicht aufkam, weil bei den kleinen 
Coursschwankungen dieser Werte zu grosse Engagements nöthig gewesen 
wären, um diese Coursschwankungen speculativ auszunützen. Es wurde aber 
schon früher erwähnt, dass die jetzt in die Form des Terminhandels gekleidete 
Speculation nach dem Verbote des Terminhandels in anderer Form auftreten 
würde. Kürzlich wurde denn auch der „Zeit“!) berichtet, dass nunmehr in 
Deutschland ein Theil des Publicums seine Montanpapiere per Cassa handelt 
und sie dann bei derselben Bankvermittlung lombardiert, dass aber auch zahl- 
reich Abschlüsse auf Lieferung gemacht werden. Statt des Ultimo werde irgend 
ein kurzer Termin vorher gewählt, statt der Börsenusancen heisse es nunmehr 
„auf handelsrechtlicher Grundlage“ und so lasse sich der ganzen Reform ein 
nahezu vollständiger Misserfolg definitiv bescheinigen. So wird und muss es 
aber mit jedem Verbote des Effectenterminhandels gehen. Denn „die Börse 
ist der Ansicht von jeher gewesen, dass der lebende Strom des Verkehrs 
an den finanziellen Mittelpunkten sich immer neue Wege zu Öffnen, und wenn 
er irgendwo gehemmt wird, immer neue Formen anzunehmen vermag.?) 
Ueberdies würden auch durch ein wirkungsvolles Verbot des Terminhandels 
in Wirklichkeit nur grosse oder unsolide Häuser unterstützt werden. Denn 
das Publicum speculiert, wenn es zu gewinnen hofft, trotz aller Verbote. 
Da aber zum Cassageschäfte mehr Geld als zum Termingeschäft gehört, sind 
bei Einhaltung des Verbotes nur die grössten Banken und Häuser in der 
Lage, Speculationsgeschäfte für ihre Kunden zu machen, und zur Umgehung 
des Verbotes werden sich nur die unsoliden Häuser bereit finden. So ist 


1) Vgl. „Von den deutschen Börsen“ von S. v. H. in der „Zeit“ vom 23. Jänner 1897. 
2) Vgl. „Die Nationalzeitung“ vom 2. Mai 1896. 
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denn ein Verbot des Effectenterminhandels vom theoretischen Standpunkte 
aus gewiss zu rechtfertigen, vom praktischen seiner Nutzlosigkeit halber 
kaum zu empfehlen. Anders ist es beim Warenterminhandel. Hier 
stehen dem in der Heranziehung kenntnisloser Personen zum Warengeschifte, 
«sowie in der Verwendung ungeeigneter Waren zu speculativen Geschäften 
bestehenden Nachtheile weit schwerer wiegende Vortheile gegenüber. Ausser 
der hiebei infolge der Wichtigkeit der richtigen Vertheilung der Ware 
über Raum und Zeit weit mehr in Betracht kommenden Erhöhung der 
Absatzfähigkeit und Umsatzfähigkeit der Waren kommt hier noch die Er- 
möglichung der Risicovermeidung für Producenten und Händler beim Umsatz 
der Ware hiezu, und da wäre denn ein Verbot des Terminhandels auch vom 
theoretischen Standpunkte kaum zu rechtfertigen. „Denn wollte man alles, 
was missbraucht wird, trotz seines evidenten Nutzens verbieten, so hiesse 
das die Cultur aufheben und die Menschen zu unmändigen Kindern machen.“ 
Früher wollten das die Agrarier freilich nicht einsehen. Sie verlangten: totales 
Verbot des Blancoverkaufes bei Agrarproducten aller Art mit strafrechtlicher 
Ahndung der Zuwiderhandlung und zu diesem Zweck Declarationszwang 
für jeden Geschäftsabschluss, er sei loco oder auf Zeit entriert, unter 
Nachweis der Vorrathsquelle, auf welche der Lieferungsabschluss sich basiert, 
oder wenn sie weniger bescheiden auftraten: Verbot der Ansammlung von 
Interessenten zum Abschluss von Getreidegeschäften überhaupt und Ver- 
hinderung einer solchen Ansammlung durch Staatsgewalt. Jetzt aber wollen 
die Agrarier in Ungarn von einer Abschaffung des Terminhandels überhaupt 
nichts mehr wissen und auch in Oesterreich richtet sich die agrarische 
Agitation nur gegen das Differenzspiel, und wenn der Abgeordnete Seféik 
noch kürzlich im mährischen Landtage!) einen Antrag auf Verbot der 
Termingeschäfte mit Bodenproducten einbrachte, so wusste er eben ganz 
wohl, dass dies ohne jede weitere Consequenz bleiben werde. Denn nach 
den Erfahrungen, die sie in Deutschland machten, sind die Agrarier in 
ihrem Ankämpfen gegen den Terminhandel bedeutend ruhiger geworden. 
Dort zeigte sich nämlich sofort, dass das erzielte Verbot des Terminhandels 
in Getreide ein Schlag ins Wasser sei. Zuerst sank der Getreidepreis statt 
zu steigen, dann stieg er wohl, aber es tauchte als handelsrechtliches 
Lieferungsgeschäft auch der Terminhandel wieder auf. Schon im September- 
heft der preussischen Jahrbücher hatte Schuhmacher?) klargelegt, 
dass es nichts Leichteres gebe, als das neue Börsengesetz zu umgehen. Das 
neue Börsengesetz verbietet ja nur Börsentermingeschäfte und als solche 
gelten nur diejenigen, welche gemäss den Börsenusancen in Waren oder 
Werten abgeschlossen worden sind, die auf Termin notiert sind.*) Eine 
Terminnotiz aber ist, wie der Vorgang an den amerikanischen Börsen beweist, 


1) In der Sitzung vom 10. Februar 1897. 

2) In einem Aufsatze: „Das Verbot des Getreidetermingeschäftes“. 

3, Daran ändert auch Gustav Ruhland durch seine Broschüre: „Zur Ausführung 
des 8 50, Abs. 3 des Börsengesetzes vom 22. Juni 1896, betreffend die Aufhebung der 
Termingeschäfte in Getreide und Mühlfabrikaten“, Berlin 1896, nichts. 
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durchaus nicht erforderlich. Dort werden die jeweils an der Börse erzielten 
Preise durch einen im Börsenraume befindlichen Beamten an die verschiedenen 
Bureaux, in welchen die „Tickers“ (eine Art Telegraphenapparate) sie selbst- 
thätig registrieren, mitgetheilt. Mit der Beseitigung der öffentlichen Termin- 
notiz wird jedoch dem Zwischenhandel, und zwar dem capitalskräftigen 
Zwischenhandel, ein Monopol auf die Informationsmittel ertheilt, so dass 
dieser die Kosten für seine Agenten leichter einbringen kann, welche dem 
Publicum überdies einreden können, dass man durch die neue Gesetzgebung 
weniger leicht betrogen werden und verlieren kann. Dass aber nicht nur 
die Terminnotiz, sondern auch die Börsenusancen leicht entbehrt werden 
können, zeigt das Vorgehen der freien Vereinigung der Productenbörse in 
Berlin. Diese hat einen Schlusschein festgestellt, dessen sich die Getreide- 
händler immer bedienen und der folgenden Wortlaut hat: X kaufte von Y 
unter Ausschluss aller Börsengebräuche so und soviel Tonnen gesunden, 
trockenen und für Müllereizwecke gut verwendbaren Weizen (Roggen frei 
von Darrgeruch und wenigstens 712 g per Liter wiegend; Hafer frei von 
Darrgeruch und wenigstens 450 g per Liter wiegend; Futtergerste Durch- 
schnittsqualität und wenigstens 573 g per liter wiegend. Mais, weiss oder 
roth, wenigstens 755 g per Liter wiegend). Ausgeschlossen sind: 1. Rauh- 
weizen, Kubanka, syrischer, ägyptischer und La plata-Hartweizen. 2. Künst- 
liche Mischungen von weissem und rothem (gelbem) Weizen. Lieferung 
per (folgt Termin) in Verkäufers Wahl, Preis so und soviel Mark, frei 
Berlin vom Kahne (oder) vom Boden, Erfüllungsort für beide Theile Berlin. 
Der Verkäufer ist verpflichtet, dem Käufer den Weizen durch Uebergabe 
eines Dispositionsscheines innerhalb der bedungenan Lieferungszeit zu über- 
weisen. Der verkaufte Weizen darf dem Käufer nur in Mengen von mindestens 
zehn Tonnen geliefert werden. Bei Geschäften unter 50 Tonnen muss das 
gehandelte Quantum in einer Partie geliefert werden und ist innerhalb 
fünf Tagen nach Andienung zu empfangen. Bei Geschäften von 50 Tonnen 
und darüber ist der Käufer berechtigt, jede 50 Tonnen von zwei ver- 
schiedenen Orten auf einmal zu liefern, und ist der Käufer verpflichtet 
dieselben innerhalb acht Tagen zu empfangen; falls der Käufer bei Ge- 
schäften von mehr als 50 Tonnen solche ungetheilt liefern will, hat er 
dem Käufer davon einen Tag vorher schriftlich Mittheilung zu machen 
und demselben auf sein Verlangen Dispositionsscheine über je 50 Tonnen 
(so weit das gehandelte Quantum durch 50 theilbar ist) und einen über 
den Rest auszustellen. Die solcherart angewiesenen Posten sind ebenfalls 
innerhalb acht Tagen zu empfangen. Endet die Lieferungsfrist an einem 
Feiertage, so muss die Abnahme am vorhergehenden Werktage geschehen. 
Beide jüdischen Neujahrstage und der jüdische Versöhnungstag werden als 
Feiertage gerechnet. Der Käufer ist verpflichtet, für jede Lieferung bare 
Zahlung zu leisten. Der Aussteller des Dispositionsscheines hat denselben 
seinem Käufer an einem Werktage zwischen 9 und 10 Uhr vormittags zu- 
zustellen. Letzterer ist berechtigt, die Ware an einen Dritten zu überweisen. 
Macht er von diesem Reclite Gebrauch, so muss er dem Ueberbringer des 
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Dispositionsscheines sofort den Namen seines Käufers aufgeben. Die Umlaufs- 
zeit des Dispositionsscheines endigt am Tage der Andienung nachmittags 
6 Uhr.“ Es ist nun klar. dass in dieses Schlusscheinformular, dessen Be- 
nützung kaum jemandem wird verboten werden können, ganz beliebige 
Bestimmungen aufgenommen werden können und dass die von der „Berliner 
freien Vereinigung* acceptierte Unterwerfung unter die ordentlichen Gerichte 
statt unter das Schiedsgericht ein Luxus ist, den man sich in Oesterreich 
infolge der bereits gekennzeichneten Rechtssprechung der Gerichte kaum 
wird erlauben können. Auch die Verpflichtung zur Gewährung einer Nach- 
frist wird wohl aus schon angeführten Gründen ausgeschlossen werden 
müssen. Doch das ist alles von untergeordneter Bedeutung. Jedenfalls ist 
das Termingeschäft in Getreide in Deutschland trotz des Verbotes wieder 
da und es ist dies, wie der Preisfall beweist, der eintrat, als im ersten 
Schrecken über das neue Gesesetz der Terminmarkt versagte, ein Glück für 
die Agrarier. Denn sie hatten allen Grund zu befürchten, dass Endemanns 
Prophezeihung sich bewahrheiten und das Verbot des Terminhandels die 
Getreidepreise nicht nur nicht um eine Mark per Tonne erhöhen, sondern 
dass die Schwächung des Getreidemarktes, die Unmöglichkeit für den 
Händler, an der heimischen Börse sein Risico zu versichern und die dadurch 
herbeigeführte Erhöhung des Risicos seinen Ausdruck und seinen Ausgleich 
darin finden werde, dass dem Landwirt niedrigere Preise gesetzt werden 
müssen, als ihm sonst hätten bewilligt werden können. Die Zeiten, in denen 
Coffinieres!) sagen konnte: „Zu allen Zeiten haben die Gutgesinnten 
den Kauf auf Zeit als eine der Moral znwiderlaufende, dem Ackerbau, dem 
Handel und der Industrie schädliche Speculation kurz als einen gefährlichen 
Missbrauch bezeichnet, dessen Unterdrückung höchst wichtig ist“ sind eben 
längst vorüber. Solch eine Ansicht kann seit dem Inslebentreten des deutschen 
Börsengesetzes kaum mehr aufgestellt werden. Die Prager Handelskammer 
kam sogar schon im Jahre 1885 zu der Anschauung, dass, wenn man den 
Terminhandel vollständig aufheben wolle, der Getreidehandel nie einen Auf- 
schwung nehmen könne. Freiherr von Berlepsch erwähnte in seinem 
Berichte an das k. k. Ackerbauministerium über die landwirtschaftlichen 
Verhältnisse in Nordamerika im Jahre 1886: „Welchen wohlthätigen Einfluss 
diese Einführung einer Weltmarke auch für Getreide auf den Handel in 
Amerika ausübt, ist begreiflich und würde derselbe ohne diesen Usus niemals 
jene colossale Entwicklung und Ausdehnung genommen haben, die er heute 
factisch erlangt hat“ und auch die Wiener Börse für landwirtschaftliche 
Producte wusste schon im Jahre 1893, dass, wenn Oesterreich etwa einseitig 
mit einer Behinderung des Terminhandels vorgehen wollte, der Getreide- 
handel, welcher in den letzten 25 Jahren speciell in Wien einen ungeahnten 
Aufschwung genommen hatte, für immer unterbrochen werden, Wien in 
jeder Beziehung im Getreidehandel wirtschaftlich von Budapest abgängig 
gemacht und endlich die österreichische Mühlenindustrie, die ohnedies 


1) In seinem Werke: „De la bourse et des speculations sur les effects publics“ 
S. 130. 
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schwer die Concurrenz mit der übermächtigen ungarischen Müllerei erträgt, 
ihr vollkommen ausgeliefert werden würde. Und wirklich ist der Termin- 
handel heute infolge des wachsenden Risicos, welches der Handel zu tragen 
hatte, zu einer Nothwendigkeit geworden, da er, abgesehen von allen anderen 
Vortheilen, dieses Risico zu vermindern vermag. Dass England ohne Termin- 
handel auskomme, sagt gar nichts. Denn über England gehen die Offerten 
der fernsten Welttheile und so ist es möglich, auch ohne Terminhandel die 
Geschäfte abzuwickeln. Im Uebrigen werden von Engländern die Deckungs- 
geschäfte einfach in Amerka und Berlin abgeschlossen. 

Auch die Vorschläge, welche gemacht wurden, um den Terminhandel 
durch andere Handelsformen zu ersetzen, sind völlig unacceptierbar. Beim 
Cassageschäfte eine längere Lieferzeit einzuführen, geht deshalb nicht an, 
weil man ja oft auch sofortiger Ausführung bedarf, und das einfache 
Lieferungsgeschäft genügt ebenfalls nicht, weil es nur direct zwischen Produ- 
centen und Consumenten, die sich nicht immer direct zu verständigen vermögen, 
möglich ist. So ist denn der Terminhandel in Waren vom theoretischen 
Standpunkte heute gewiss nothwendig und unersetzlich. Allein auch wenn 
man auf dem praktischen Standpunkte steht, würde sich ein Verbot des 
Warenterminhandels kaum empfehlen, denn einmal würde die Speculation 
sich nur mit doppelter Gewalt auf den Effectenterminhandel stürzen und 
sich somit auf ein noch gefährlicheres Gebiet begeben, da die Preis- 
schwankungen bei Wertpapieren viel grösser sind und ein Effect auch 
völlig wertlos oder unanbringlich werden kann.') Andererseits könnte sich 
aber die Speculativn auch dem Cassahandel zuwenden, was noch schlimmere 
Folgen hätte und auch nach Klappers Ansicht die Gefahr eines Getreide- 
wuchers ausserordentlich naherücken würde. Ueberdies haben sogar Agrarier 
vom Schlage des Grafen Arnim-Muskau einsehen müssen, „dass ein Ver- 
bieten des Terminhandels in Getreide schon deshalb kaum ausführbar ist, weil 
das Termingeschäft international ist und nur im Wege internationaler Ab- 
machungen aufgehoben werden könnte, was auch wohl einem radicalen Reformer 
kaum aussichtsvoll erscheinen dürfte“. Wie recht sie damit hatten, beweist ein 
Bericht des „Syndicat General de la bourse de Commerce de Paris“, welcher 
lautet: „Die Nachricht von dem Votum des deutschen Reichstages, welches die 
Operationen auf Termin in Getreide und Mehl unterdrückt, beeinflusste die 
heutige Festigkeit und man glaubt, dass ein Theil der Geschäfte, die nicht 
mehr in Berlin gemacht werden können, auf unseren Markt übertragen 
werden“ und eine Zeitungsnotiz, welche berichtet: „Die Berliner Börse 
wurde in den letzten Tagen neuerdings von Abgesandten der Pariser, 
Amsterdamer und anderer Börsen besucht. Der Zweck ihrer Studien ist 
die Einführung des Getreideterminhandels an jenen Plätzen. Auch in London 
wird nach dortigen Berichten ein regelmässiger Terminhandel geplant. 


t) Ein freilich nicht ernst zu nehmendes kaufmännisches Blatt hat allerdings die 
Entdeckung gemacht, dass das Spielen an der Effectenbörse weniger gefährlich wäre, 
weil der sofortige Verkauf von Effecten zu jeder Zeit leichter (??) und mit geringeren 
Kosten erfolgen kann. 
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Schliesslich ist auch speciell für den Fiscus ein Verbot des Terminhandels 
insoferne nachtheilig, als er doch unmöglich den Schlussnotenstempel 
für Geschäfte einheben kann, die kein Gericht als vorhanden aner- 
kennen darf. 


VI. 


Die Nothwendigkeit einer Reform des Terminhandels aber 
braucht nicht bewiesen zu werden. Zunächst bedarf der Umstand, dass unge- 
eignete Personen zur Speculation herangezogen werden, dringend der Ahhilfe 
und wurden diesbezüglich auch bereits die meisten Vorschläge gemacht; 
einerseits indem man die Geltendmachung der aus Termingeschäften ent- 
stehenden Forderungen überhaupt oder mit einer bestimmten Classe von 
Personen insbesondere erschweren und so vor dem Abschluss solcher Ge- 
schäfte überhaupt oder mit dieser bestimmten Classe von Personen insbe- 
sondere abschrecken wollte, andererseits indem man die directe Verlockung 
von Personen zum Abschlusse von speculativen Termingeschäften unter Strafe 
stellte. Dass sich die Zulassung des Differenzeinwandes, der das be- 
treffende Termingeschäft als Spiel oder Wette unklagbar macht, nicht empfiehlt, 
wurde bereits klarzulegen versucht. Allein auch dem bezüglich des Waren- 
terminhandels gemachten Vorschlage, nach dem nur jene Lieferungsgeschäfte 
giltig sein sollen, die Waren zum Gegenstande haben, welche der Verkäufer 
entweder besitzt oder auf Grund eines Kaufes bis zur angegebenen Lieferungs- 
zeit zu empfangen hat, oder bis dahin voraussichtlich produciert haben 
wird und welche der Käufer für seinen Consum oder Handelsbetrieb be- 
nöthigt, kann nicht zugestimmt werden. Der Abgeordnete Parish hat in 
seinem in der Herbstsession des Jahres 1896 im Reichsrathe eingebrachten 
Antrage diesen Vorschlag in folgender Weise formuliert: „Findet der Ab- 
schluss eines durch die Gesetzvorlage als solchen bezeichneten Termin- 
geschäftes auf landwirtschaftliche Rohproducte an einer Warenbörse statt, 
so ist derselbe nur gestattet, wenn der Verkäufer bei Abschluss des Ge- 
schäftes in Gegenwart einer hiezu gesetzlich berufenen Person (Börsen- 
commissär) nachweist, dass er die verkaufte Ware als sein Eigenthum in 
den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern in der beim Ab- 
schluss des Geschäftes festgesetzten Qualität und Menge lagern hat, oder 
das zum Verkaufe bestimmte landwirtschaftliche Rohproduct innerhalb der 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder in einer nach fach- 
männischer Schätzung die Quantität des Verkaufes deckenden Menge, als 
sein Eigenthum derart im Wachsen oder in der Bildung begriffen ist, dass 
es zur Zeit des ausbedungenen Lieferungstermines übergeben werden kann. 
Terminabschlüsse auf landwirtschaftliche Rohproducte, bei welchen eine 
oder mehrere dieser Bedingungen nicht erfüllt sind, werden als nicht ver- 
klagbar erklärt und unterliegen sowohl der Verkäufer, als auch Käufer den 
in diesem Gesetzentwurfe näher zu bestimmenden Strafen.“ Zunächst ist 
nun die Formulierung allerdings durchaus keine glückliche. Die Hinzu- 
ziehung des Börsencommissärs ist gänzlich überflüssig, die Erschwerung 
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des Verkaufes noch am Felde befindlichen Getreides durch Nöthigung zur 
Vornahme einer besonderen fachmännischen Schätzung ungerechtfertigt, da 
hier wohl auch der Nachweis der bisher durchschnittlich erzielten Menge 
genügen würde, während consequenterweise wohl auch die Deponierung 
einer Probe der zu liefernden Ware gefordert werden müsste. Allein 
auch principiell ergeben sich viele Bedenken. Wird nämlich der Antrag 
Parish Gesetz, so werden die Speculanten einfach 1000 Metercentner 
Getreides einlagern und dieses als ihr Eigenthum in den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern lagernde Getreide als Grundlage 
für Tausende von Terminschlüssen benützen können, ganz abgesehen 
davon, dass sich auch mehrere Speculanten zusammen diese 1000 Meter- 
Centner einlagern und sich das Higenthum behufs Abschlusses von Termin- 
geschäften jeweilig cedieren können. Ueberdies ist aber der Vorschlag, der 
nicht einmal den Reiz der Neuheit für sich hat, indem er sogar in 
wesentlich besserer Form schon im vorigen Jahrhundert in Frankreich und 
Holland ohne Erfolg verwirklicht und in Nordamerika in der 52. Congress- 
periode in Vorschlag gebracht worden ist, höchst unbillig, denn warum 
soll z. B. der Händler, der infolge eines abgeschlossenen Contracts zum Liefer- 
termin in den Besitz allerdings zur Zeit des Abschlusses vielleicht in Nord- 
amerika lagernder Ware zu kommen hat, diese Ware nicht auch auf Lieferung 
verkaufen dürfen? Der Antrag Parish würde denn auch, im Falle er Gesetz 
würde, nicht nur die Abschaffung des börsenmässigen Terminhandels mit 
landwirtschaftlichen Rohproducten, soweit sich dieser nicht auf effective 
Lieferung verpflichtet, sondern auch die nahezu vollständige Unterdrückung 
des kaum entbehrlichen Lieferungshandels in effectiver Ware im Gefolge 
haben, da doch niemand ein Interesse daran hat, Ware vom Abschlusse 
des Geschäftes bis zur Lieferung nutzlos eingelagert zu lassen, so dass nur 
den Landwirten, die nach dem Rathe der Agrarier dies aber nicht thun 
sollen, ein Lieferungsverkauf ihrer am Halme befindlichen Ware möglich wäre. 

Einen richtigeren Standpunkt als die die Geltendmachung der An- 
sprüche aus den Termingeschäften überhaupt beschränkenden Vorschläge 
nehmen jene ein, welche lediglich solchen Termingeschäften die Klagbarkeit 
überhaupt oder vor dem Schiedsgerichte versagen wollen, welche mit einer 
bestimmten Classe von Personen abgeschlossen worden sind. 

Ueberhaupt unklagbar sollen z. B. in Deutschland jene Geschäfte 
sein, die von nicht in das Terminregister eingetragenen Personen abge- 
schlossen wurden, und wollte Freiherr von Huene, nach einer Aeusserung 
in der Bérsenenquétcommission, die Eintragung erst nach Bescheinigung 
einer Sachverständigencommission, Handelskammer oder ähnlichen, zulassen. 
Die Schaffung eines besonderen Terminregisters kann jedoch nicht als 
praktisch angesehen werden, denn ein solches legt auch dem Händler, der 
in seinem Gewerbebetriebe Termingeschäfte abzuschliessen hat, durch die 
ziemlich hohe Eintragungsgebühr ganz ungerechtfertigterweise neue Lasten 
auf und stempelt ihn zum Spieler, wo er doch nichts anderes als sein 
Geschäft betreibt. Denn wie das Terminregister gedacht ist, ist es, wie Senats- 
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Präsident Wiener in der Bérsenenquétcommission ganz richtig bemerkte, 
nichts anderes, als wenn maa verlange, dass wer termingeschäftsfähig werden 
wolle, einige Stunden während einer bestimmten Zeit auf offenem Markte 
ein Schild an der Stirne mit der Aufschrift tragen müsse: „Ich bin 
Speculant.“ Für den Händler hat aber das Terminregister keinen Sinn und 
der Spieler wird sich nicht eintragen lassen, weil er gewiss Leute finden 
wird, die auch, ohne dass er eingetragen ist, mit ihm Geschäfte abschliessen 
werden. Jene aber, welche gelegentlich einmal Termingeschäfte zu Deckungs- 
zwecken abschliessen müssen, werden nicht wissen, ob sie sich eintragen 
lassen sollen oder nicht. Die Eintragung verursacht ihnen unverhältnis- 
mässig grosse Kosten und stempelt sie zum Spieler. Die Nichteintragung 
setzt sie der Gefahr aus, dass sie keinen Rechtsschutz finden. So ist denn 
die Bewegung, welche sich in Deutschland gegen das Terminregister er- 
hoben hat, wohl verständlich. Nicht nur die Berliner auch die Dresdner 
Finanzkreise beschlossen, sich in das Terminregister nicht eintragen zu 
lassen und dasselbe thaten die Würzburger und Bamberger Banquiers. So 
kam es, dass bis Ende Februar 30 Bankfirmen und ein Fischer in das 
Terminregister eingetragen erscheinen und die Stempelvereinigung, welche 
die ersten Berliner Bankfirmen umfasst, die löbliche Absicht, vom ersten März 
ab Termingeschäfte nur mit ins Register Eingetragenen abzuschliessen, wieder 
aufgeben musste. Eine Reihe von Banquiers hat denn auch nach einer Meldung 
des „Frankfurter Actionärs* ihre Kunden gleich davon verständigt, dass sie 
auch unter der Herrschaft des Terminregisters Ultimogeschäfte für sie ausführen 
werden, selbst wenn eine Eintragung seitens der Kunden aus irgend einem 
Grunde nicht gewünscht werden sollte. Sie konnten dies umso leichter 
thun, als die Stände, welche geschützt werden sollten (Officiere, Beamte etc.) 
den Einwand des Nichteingetragenseins nie werden erheben können. 
Trotzdem ist diese ganze Bewegung gegen das Register eigentlich doch über- 
flüssig, da das Terminregister durch die Eintragung weniger achtbarer 
Firmen leicht nobilitiert werden kann und — wenn erst einmal eine grosse 
Anzahl von Personen eingetragen ist — gar keinen Wert nıehr hat, da sich 
niemand die Mühe geben wird, nachzusehen, ob der X eingetragen ist oder 
nicht, wenn er nicht ein Termingeschäft mit ihm abschliessen will und zu 
dieser unangenehmen Arbeit gezwungen ist. Einen Vortheil aber würden, 
wie Kühnemann!) richtig bemerkt, wieder nur die grossen Commissions- 
häuser haben, welche die neuen Unkosten umso leichter tragen können, 
als ihnen dafür eine kleine Menge Leute vom Halse geschafft würden, 
die billiger arbeiteten und ihre Kunden vielleicht objectiver über das Ge- 
triebe der Parteien orientierten, und als ihnen weiters die Möglichkeit 
geboten ist, die neuen Unkosten auf ihre Kunden abzuwälzen. So wertlos 
und ungerecht namentlich für den kleinen Händler aber die Schaffung eines 
Terminregisters ist, so sehr empfiehlt es sich, die Klagbarkeit nur für jene 
Termingeschäfte zu statuieren, die zwischen im Handelsregister einge- 


1) Otto Kühnemann: „Die agrarischen Angriffe auf den Handel, insbesondere 
den Getreidehandel“. Volksw. Zeitfragen, XVII. Heft 130, 131, Berlin 1896. 
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tragenen Personen abgeschlossen wurden. Auch die Aeltesten der Magde- 
burger Kaufmannschaft empfahlen'), den Abschluss rechtsgiltiger Termin- 
geschäfte nur solchen Personen zu gestatten, die als Kaufleute in das 
Handelsregister eingetragen sind, da Leute, welche gewerbsmässig Börsen- 
geschäfte betreiben, als Kaufleute im Sinne des Handelsgesetzbuches zu 
betrachten sind und somit auch deren Pflichten, wie Buchführung u. s. w. 
zu erfüllen haben. Die Eintragung wäre vielleicht auch im Falle des Ab- 
schlusses von Speculationsgeschäften in der Form von Cassageschäften 
durch hohe Ordnungsstrafen und strafrechtliche Ahndung zu erzwingen. Für 
jene, welche nur gelegentlich Termingeschäfte abzuschliessen haben, wäre 
ein besonderes Börsenterminreyister zu errichten, in welches gegen Erlag 
einer mässigen Gebür (vielleicht 10 fl.) die einzelnen Geschäfte einzutragen 
wären. Hat jedoch jemand jährlich mehr als drei Termingeschäfte abge- 
schlossen, so müsste, wenn er nicht nachweist, dass der Abschluss dieser 
Termingeschäfte für seinen Geschäftsbetrieb nothwendig war, die Eintragung 
ins Handelsregister erfolgen. Die Einwendungen, die gegen die Verpflichtung 
zur Eintragung ins Handelsregister gemacht wurden, sind kaum stichhältig. 
Lexis meinte, man dürfe den Capitalisten, der sich am Termingeschäfte 
betheiligen wollte, nicht als Kaufmann betrachten und ihn zur Buchführung 
zwingen, doch erscheint das Bedenken kaum gerechtfertigt. Auch wenn 
Arnim meint, es würde, wenn der kleine Kaufmannn derartige Geschäfte 
durch Eintragung in das Handelsregister zu machen in der Lage wäre, für 
manchen, der mit ihm Geschäfte macht, die Frage entstehen, ob es über- 
haupt rathsam ist, mit einem Manne Geschäfte einzugehen, der durch ge- 
wagte Termingeschäfte sich ruinieren könnte, ist das ebenfalls kaum ein 
ernst zu nehmender Einwand. Denn wenn sich ein Kaufmann durch Specula- 
tionen ruinieren will, braucht er den Terminhandel nicht dazu, und wenn 
er dies nicht will, braucht er die sich ihm bietende Gelegenheit nicht zu 
benützen, da er als Kaufmann die Gefahren des Terminhandels wohl kennt 
und nicht zu jenen Personen gerechnet werden kann, die zu einem Spiele 
verleitet werden können, dessen Regeln sie nicht verstehen. 


Wären also nur jene Personen, die im Handels- oder Börsentermin- 
register eingetragen sind, fähig, überhaupt klagbare Termingeschäfte abzu- 
schliessen, so dürften vor den Börsenschiedsgerichten nur mit einem 
noch beschränkteren Kreis von Personen abgeschlossene Geschäfte eingeklagt 
werden. In Oesterreich gelten diesbezüglich nunmehr folgende Bestimmungen: 
„Streitigkeiten aus Börsengeschäften müssen, wenn die Parteien nichts 
anderes schriftlich vereinbart haben, durch das Schiedsgericht der Börse 
ausgetragen werden. In Streitigkeiten aus Warengeschäften, welche ausser- 
halb der Börse geschlossen wurden, entscheidet das Börsengericht jedoch 
lediglich unter nachstehenden Voraussetzungen: 1. Jeder der Streittheile 
muss entweder ein Organ der öffentlichen Verwaltung oder eine Handels- 


1) Vgl. die „Denkschrift der Aeltesten der Kaufmannschaft zu Magdeburg, betreffend 
die Ergebnisse der deutschen Börsenenquöte“. Magdeburg 1894. 
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gesellschaft oder Erwerbsgenossenschaft oder ein Mitglied oder Besucher 
einer Börse oder eine solche Person sein, die sich berufsmässig mit der 
Production, dem Handel oder der Verarbeitung jener beweglichen Sache 
beschäftigt. die den Gegenstand des Geschäftes bildet. 2. Das Geschäft, 
welches Gegenstand des Streites vor dem Schiedsgerichte ist, muss sich 
auf Waren beziehen, die an der Börse gehandelt werden dürfen. 3. Beide 
Theile mössen sich beim Abschlusse oder vor Abwicklung des Geschäftes 
in einem schriftlichen Schiedsvertrage dem Ausspruche des Schiedsgerichtes 
unterworfen haben. Protokollierte Kaufleute und Mitglieder oder Besucher 
einer Börse. sowie Ausländer werden dem Schiedsgerichte schon durch die 
unbeanständet gebliebene Annahme eines Schlussbriefes oder einer Factura 
unterworfen, in denen die Bestimmung enthalten ist, dass die Rechtsstreitig- 
keiten aus dem Geschäfte von dem Börsenschiedsgerichte zu entscheiden 
sind. Falls eine der Parteien den landwirtschaftlichen Berufskreisen angehört, 
hat das Schiedsgericht die erhobene Klage auf Antrag oder von amtswegen 
als zum schiedsgerichtlichen Verfahren nicht geeignet zurückzuweisen. 
wenn das Warengeschäft, das den Gegenstand des Streites bildet, in offen- 
barem Missverhältnis zum landwirtschaftlichen. Betriebe der betreffenden 
Partei steht.“ Da nun auch jetzt noch die Rechtssprechung von dem Schieds- 
gerichte eine viel kürzere, billigere und — nach kaufmännischen Begriffen 
wenigstens — gerechtere ist, als die vor den ordentlichen Gerichten, so ist die 
Frage, welche Streitigkeiten vor das Schiedsgericht kommen und somit die 
Frage. wer Mitglied oder Besucher einer Börse sein kann, eine sehr wichtige. 
Die Organisation der Börsen ist in dieser Hinsicht eine verschiedene. 
Während nach den $$ 2 und 3 der Hamburger Börsenordnung vom 
24. December 1880 der Zutritt zum Börsenraume dem gesammten anstän- 
digen männlichen Pubiicum von 8 Uhr morgens bis 10 Uhr abends freisteht 
und vom Besuche der Börse während der Geschäftszeit nur ausgeschlossen 
sind 1. Personen, welche sich nicht im Vollbesitze der bürgerlichen Ehre 
befinden, 2. Personen, über deren Vermögen der Concurs eröffnet ist, bis 
zur Aufhebung oder Einstellung des Verfahrens und 3. Personen, welche 
ihre Zahlungen eingestellt haben, bis zur Wiederaufnahme derselben, steht 
nach $ 3 der revid. Berliner Börsenordnung der Zutritt zu den Börsen- 
versammlungen nur denjenigen Personen frei, welche von den Aeltesten 
der Kaufmannschaft von Berlin eine Börseneintrittskarte erhalten haben. 
In London können wieder nur Mitglieder und Gebilfen die Börse besuchen. 
Die Mitglieder zahlen als Beitrag 100 Guineen einmal und 20 Guineen 
jährlich, die Gehilfen 60 Guineen einmal und 12 Guineen jährlich. Wer 
als Mitglied eintreten will, muss von drei Personen, welche bereits 4 Jahre 
Mitglieder sind, empfohlen sein und müssen sich diese drei verpflichten, 
je 50 Pfund Sterling zu zahlen, wenn ihr Schützling innerhalb zweier Jahre 
falliert. Gehilfen bedürfen allerdings wohl keiner Bürgschaft, doch bedürfen 
die nicht autorisierten (solange sie noch nicht 20 Jahre alt sind und noch 
nicht 2 Jahre lang Gehilfen waren) der Specialvollmacht der Principale 
zum Abschluss ihrer Geschäfte. Wirklich haben auch in den Jahren 1867 
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bis 1877 nur 161 Makler (mit 1,286.776 Pfund Sterling) und 104 Händler 
(mit 405.445 Pfund Sterling Passiven) falliert, was ausser den strengen 
Aufnahmsbedingungen vor Allem dem Umstande zuzuschreiben ist, dass die 
Mitglieder einen anderen Geschäftszweig als den Effectenhandel nicht be- 
treiben dürfen und dass die Börsenleitung durch die gesetzgeberischen, 
administrativen und richterlichen Maassnahmen, die sie zu treffen vermag. 
die einzelnen völlig in ihrer Gewalt hat!), wodurch ein enges Verhältnis 
begründet wird, das ein Gefühl genossenschaftlicher Ehre und Pflicht zu 
erzeugen vermag. Es ist nun wahr, dass diese Londoner Börsenorganisation 
mannigfache Vortheile hat. Die Aufnahme nur passender Elemente, die 
strengen Satzungen und die feste Geschlossenheit begründen eine allgemeine 
Solidarität in der Wahrung kaufmännischer Ehre, welche etwaigen Aus- 
schreitungen einzelner Mitglieder wirksam entgegenzutreten vermag. Anderer- 
seits aber schliesst eine derartige Organisation vielleicht manchen, der 
Termingeschäfte abzuschliessen hat, vom Börsenbuche aus und macht den 
Handel zum Monopol einzelner, welche einen unbestreitbaren Einfluss auf 
die Preisbildung, die für Millionen von Wichtigkeit ist, haben. Auch müssen 
solche Organisationen sich aus sich selbst herausbilden und können nicht 
etwa durch die Staatsgewalt den Betheiligten aufoctroyiert werden. Man 
wird sich daher wohl im grossen Ganzen mit der jetzigen continentalen 
Organisation der Börsen begnügen müssen und höchstens eine Er- 
schwerung der Zulassung zum Börsenbesuche, sowie eine 
Verschärfung der Disciplin statutieren können. Doch wird man 
einerseits vermeiden müssen, die Börse allzu exclusiv zu gestalten und 
schliesslich, was z. B. bei der Forderung einer Realcaution der Fall wäre, 
nur dem Grosskaufmanne deren Besuch zu gestatten, und andererseits wird 
man es vermeiden müssen fremde Elemente (wie Staatscommissäre oder 
Vertreter anderer Berufszweige) in das Disciplinarverfahren eingreifen zu 
lassen. Immerhin könnte der Zulassung zur Börse eine ernstliche Prüfung 
der Würdigkeit des Aufzunehmenden vorangehen, indem von drei Gewährs- 
männern protokollarische Erklärungen abzufordern und für den Fall der 
Fahrlässigkeit bei Abgabe dieser Erklärung Disciplinarstrafen anzudrohen 
wären, und könnte auch ein Disciplinarrath sowie eine zweite Instanz 
eingesetzt werden, welche Kündigungsmanöver, den Anstand verletzende 
Geschäftsbedingungen, Coursbeeinflussungen (insbesondere durch Schein- 
geschäfte, Abschiebungen, unter der Hand Regulierungen, Verbreitung 
falscher Gerichte, Pressbestechung Verleitung insbesondere Handelsange- 
stellter zum Börsenspiele und andere der kaufmännischen Ehre wider- 
sprechende oder den Börsenstatuten zuwiderlaufende Handlungen mit 
Verwarnung, Rüge, zeitlicher oder dauernder Ausschliessung zu bestrafen 
hätten. Auch gegen eine strafrechtliche Ahndung der Ver- 
leitung zum Börsenspiel wird sich wenig einwenden lassen, 
obwohl man sich nicht verhehlen darf, dass die Voraussetzungen sich ge- 


1) Das Nähere vgl. bei Struck: „Die Effectenbörse“. Eine Vergleichung deutscher 
und englischer Zustände. Leipzig 1881. 
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gebenenfalls schwer werden beweisen lassen, denn die bezügliche Bestimmung 
wird wohl nur ungefähr folgendermaassen lauten können: „Wer gewohnheits- 
mässig in gewinnsüchtiger Absicht den Leichtsinn oder die Unerfahrenheit 
eines anderen dadurch ausbeutet, dass er ihn zu Börsenspeeulationen ver- 
leitet, die nicht zu seinem Gewerbebetriebe gehören und offenbar seinen 
Vermögensverhältnissen nicht entsprechen und infolge dessen sein wirt- 
schaftliches Verderben herbeiführen oder befördern können, wird mit Ge- 
fängniss bis zu einem Jahre bestraft. Ausserdem kann eine Geldstrafe bis 
zu 9000 fl. verhängt und der Verleitende zum Ersatze des Schadens an den 
Verleiteten verhalten werden. Ueberdies verliert der Verleitende das Klage- 
recht bezüglich der aus dem strafbaren Geschäfte sich für ihn etwa erge- 
benden Forderungen und ist der Verleitende zur Rückzahlung des etwa 
vorweg Empfangenen zu verhalten‘. 


Im Falle diese Maassnahmen getroffen werden sollten, könnte man 
wohl beruhigt von einer Verschärfung der staatlichen Aufsicht, an den 
Borsen'), die so wie so kaum wirkungsvoll wäre, absehen und ein wenig 
Vertrauen auch in die Ehre der Kaufmannschaft setzen. In aristokratischen, 
militärischen und bureaukratischen Kreisen ist man freilich gewohnt, den 
Handelsstand ein wenig von oben herab anzusehen — ob mit Recht oder 
Unrecht ist aber noch sehr fraglich. „Man gebe dem Handelsstande nur 
die Achtung, die er in England geniesst, und er wird sie verdienen.“ 


Die Zulassung von Waren und Effecten zum Termin- 
handel sollte allerdings an die Bewilligung des Finanzministers, der sich 
diesbezüglich mit dem Handelsminister ins Einvernehmen zu setzen hätte, 
gebunden sein. Doch hätte der Finanzminister vorher eine aus den ver- 
schiedenen Interessentengruppen zusammengesetzte Commission zu hören. 
Die Zulassung von Papieren zum Terminhandel vor ihrer Zutheilung an 
die Subscribenten wäre grundsätzlich auszuschliessen. Die Untersagung eines 
bereits bestehenden Terminhandels müsste jedoch der Reichsgesetzgebung 
vorbehalten bleiben. 


Die Bindung der Rechtsgiltigkeit der Termingeschäfte an die Eintragung 
der Contrahenten in das Handels- oder Börsenterminregister, die Erschwerung 
der Zulassung zum Börsenbesuche und Verschärfung der disciplinären Maass- 
nahmen unehrenhaften Handlungen der Speculanten gegenüber, endlich die 
Prüfung der zum Terminhandel zuzulassenden Waren und Effecten dürften 
wohl genügen, die ärgsten Missbräuche, welche der Terminhandel im Gefolge 
hat, abzuschwächen, wenngleich selbstredend eine Unterdrückung jeglicher 
Ausschreitung der Speculation weder hiedurch noch überhaupt auf irgend 
eine Weise wird erzielt werden können. „Gegen diese verhängnissvollen 
Uebel muss man die Wissenschaft, die Freiheit der Presse als einziges 
Heilmittel anrufen. . . . Denn man braucht nur die öffentliche Meinung so 
zu leiten, dass sie jene Strafe ausspricht, welcher noch niemand getrotzt 


!) Die Forderung der gänzlichen Verstaatlichung der Börsen braucht wohl nicht 
ernstlich discutiert zu werden. 
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hat, die allgemeine Verachtung“. t) Erfahrung und Aufklärung mögen dann 
ein Uebriges thun. 

Vorschläge zur Beseitigung von nicht in der Natur des Terminhandels 
begründeten, sondern lediglich als Folgen der — in Europa wenigstens — bisher 
höchst unvollkommenen Organisation des Terminhandels erscheinenden Nach- 
theile wurden bisher nur bezüglich des Agentenunwesens, der 
Kündigunglieferungsunfähiger Waren und der Möglichkeit 
der Vornahme von Scheinkündigungen erstattet. Ueberdies haben 
sich jedoch noch bei der Feststellung der Course, beim Commissionswesen 
und bei der Abrechnung der Termingeschäfte mannigfache 
Misstände ergeben. Den letzteren glaubte der Ackerbauminister, wie sich aus 
seiner Beantwortung einer im Reichsrathe vom Abgeordneten Krumbholz 
und Genossen eingebrachten Interpellation ergibt, „durch eine entsprechende 
Einrichtung der für Warengeschäfte errichteten Liquidationscassen*® 
steuern zu können. Nun sind allerdings Liquidationscassen bisher in 
Oesterreich noch nicht errichtet worden, was in der Hitze des Abschreibens 
der reichsdeutschen Reformvorschläge übersehen worden sein dürfte, allein 
es fragt sich, ob sich vielleicht die Neueinführung von Liquidationscassen 
hierzulande empfehlen würde. Die wichtigsten Bestimmungen der Satzungen 
der Hamburger Liquidationscassa lauten z. B. folgendermaassen: Die Ge- 
sellschaft garantiert beiden Contrahenten die ordnungsmässige Erfüllung 
derjenigen Geschäfte, welche die bei ihr als Makler zugelassenen Personen 
ihr aufgegeben haben und welche sie in ihr Eingangsbuch eingetragen hat 
dadurch, dass sie sich jedem der Contrahenten gegenüber als Gegencontrahentin 
bezeichnet. Der Makler ertheilt auch sofort nach Abschluss des Geschäftes 
jedem Contrahenten gestempelte Schlussnotenformulare, in deren jedem die 
Gesellschaft als Gegencontrahentin zu bezeichnen und deren für die Ge- 
sellschaft bestimmte Hälfte zum Zeichen der Unterwerfung unter das 
Regulativ vom Contrahenten zu fertigen ist. Zugleich mit der Schlussnote 
ist von jedem der Contrahenten zur Sicherung für die der Gesellschaft ihm 
gegenüber etwa erwachsenden Aussprüche ein Einschuss (von 3 Mark per 
Sack bei Kaffee, 1 Mark per Sack bei Zucker und 6 Mark per Ballen bei 
Baumwolle) zu hinterlegen, welche Einschuss auf Conto gut geschrieben 
und mit 3 Proc. verzinst wird. Nach Erledigung der Einschussverpflichtung 
erfolgt die Eintragung ins Eingangsbuch der Gesellschaft und übersendet 
dieselbe jedem Contrahenten für jeden „Schluss“ einen Liquidationsschein, 
welcher den bedungenen Preis und die Lieferzeit enthält, mit der Geschäfts- 
nummer versehen ist und auf welchem die Gesellschaft erklärt, dass sie 
nach Maassgabe ihres Regulatives hafte. Ein Nachschuss ist über Auf- 
forderung spätestens am folgeuden Tage zu leisten, doch ist der Vorstand 
verpflichtet, von der Einforderung abzusehen, falls und soweit andere Ge- 
schäfte, welche mit demselben Contrahenten auf denselben Monat abgeschlossen 
sind, gegen die Tagesnotierung einen Gewinn für den betreffenden Contrahenten 


) Vgl. Mirabeau a. a. O. S. 52. 
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ergeben und wenn der Verkäufer einen indossierten Lagerschein oder ein 
indossiertes Connossament nebst den erforderlichen indossierten Polizzen über 
eine zur Erfüllung des entsprechenden Contractes geeignete Ware bei der 
Gesellschaft deponiert. Drei Werktage vor dem letzten Werktage des be- 
treffenden Monates ist dann der Verkäufer verpflichtet, die Ware anzudienen 
und der Käufer ist verpflichtet, bis spätestens am 3. (oder 8.) Werktage 
nach der Andienung die Ware zu empfangen. Wenn jedoch ein Contrahent 
2 auf denselben Lieferungstermin lautende Liquidationsscheine, in deren 
einem er als Käufer und in deren andern er als Verkäufer erscheint, der 
Gesellschaft zur Abrechnung einreicht, so ist das sich auf Grund der von 
der Gesellschaft sofort aufzumachenden Abrechnung ergebende Guthaben 
dem Contrahenten umgehend zu creditieren oder auf Verlangen auszuzahlen. 
Wie also ersichtlich ist, bieten die Liquidationscassen den Vortheil, dass sie 
durch ihr Dazwischentreten beiden Contrahenten einen leistungsfähigen 
Gegencontrahenten garantieren und dass sie jene, denen die Leistung des 
Ein- und Nachschusses nicht möglich ist, vom Geschäfte ausschliessen, 
bringen aber anderseits auch mannigfache Nachtheile mit sich. So vermögen 
ihre Directoren einen Ueberblick über alle Engagements und Contractspreise 
zu gewinnen, was sie natürlich ausnützen können, und haben überdies die 
Leiter auch ein Interesse daran, Speculanten anzulocken, da mit der Zunahme 
der Geschäfte auch die Provisionen und somit die Einkünfte der Gesellschaft 
und ihre Tantitmen wachsen. Diese Anlockung wird nun umsomehr von 
Erfolg begleitet sein, als den Speculanten die Erfüllung durch den Gegen- 
contrahenten garantiert und ihnen auch noch die Möglichkeit geboten wird, 
durch Abschluss eines Gegengeschäftes sofort die Abrechnung des Ge- 
schäftes und die Herauszahlung des etwaigen Guthabens zu erzielen. Den 
kleineren Speculanten wird wieder die Theilnahme dadurch erleichtert, dass 
die Makler mit ihren Kunden auch Geschäfte auf geringere Quanten als 
einen Schluss abschliessen, ilınen gegenüber als Selbstcontrahenten auftreten 
und dann der Gesellschaft alle ‚Geschäfte als eins aufgeben können. Diesen 
Misständen könnte man auch nicht durch eine strenge Beaufsichtigung, ja nicht 
einmal durch eine Verstaatlichung der Liquidationscassen mit Erfolg ent- 
gegentreten, ebensowenig wie eine natürlich unerlässliche Vorlegung der 
Statuten und Regulative hier Hilfe schaffen könnte. Eher würde sich vielleicht 
die Schaffung einer Verrechnungsstelle empfehlen, wie sie nach 
amerikanischem Muster, wo die Einrichtung jedoch facultativ ist, Grünwald 
und Lilienthal!) in Vorschlag bringen. Hier hat der Makler, wenn er 
die Aufgeber nicht bereits früher an der Börse einander benannte, dies im 
Laufe desselben Tages zu thun. Bis zum nächsten Vormittag haben beide 
Contrahenten (A und B), und zwar auch wenn einer von ihnen Commissionär 
ist, einen für den betreffenden Artikel fixierten Einschuss im Baren oder 
sicheren Papieren an den Cassenverein zu erlegen; A zur Verbuchung auf 
Einschussconto B, B zur Verbuchung auf Einschussconto A. Die Bescheinigung 
über den Einschuss wird an der nächsten Börse mit den Schlussnoten zu- 


1) A. a. O. S. 43 f 
30* 
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sammen ausgewechselt. Wird die Leistung des Einschusses von einer Seite 
refusiert, so wird das Geschäft glattgestellt. Die Aufrechnung der Einschuss- 
conten, respective Rückgabe der deponierten Papiere kann nur mit Zustimmung 
beider Contrahenten, respective auf richterliche Verfügung erfolgen. Bei Ab- 
sorbierung von zwei Dritteln des Einschusses durch Coursdifferenz kann der 
zum Empfang der Nachzahlung Berechtigte beim Cassaverein eine Differenznote 
zur Einbeziehung bei dem Verpflichteten, der sie am nächsten Vormittag 
präsentiert erhält, überreichen und kann sie letzterer bis 4 Uhr nachmittags 
einlösen. Thut er das nicht, so erhält der Berechtigte das Papier zurück, 
kann die Nachzahlung vor Börsenbeginn nochmals urgieren und dann even- 
tuell das Geschäft glattstellen. Sonst erfolgt die Rückgabe des Einschusses 
nach Abwicklung des Geschäftes unter beiderseitiger Zustimmung. Diese 
Art der Abwicklung hätte wenigstens den Vortheil, dass die Verrechnungs- 
stelle keine Uebersicht über die Contractspreise erhält und deren Leiter dies 
daher nicht ausnützen können. Die Frage, ob der Gedanke, welcher beiden 
Einrichtungen der Liquidationscassa wie der Verrechnungsstelle zugrunde 
liegt, nämlich die Verpflichtung zu Einschuss-, beziehungsweise Nachschuss- 
leistung ein richtiger ist, bleibt allerdings eine offene. Beinahe scheint es, 
als wäre das ganze System ein falsches. Denn entweder ist der Einschuss 
ein hoher, dann fällt seine Leistung auch dem soliden Handel beschwerlich, 
oder er ist ein niedriger, dann zieht er die Speculation eher an, statt sie 
abzuschrecken, indem er dem Speculanten die Leistung von Seite des Gegen- 
theiles garantiert. Die Nachschusspflicht wieder nöthigt auch den soliden 
Händler zum Mitmachen aller Preisschwankungen und ermöglicht es dem 
Grosscapitalisten, den Schwächeren „aus dem Engagement zu werfen.“ Im 
Falle des Nachweises der Möglichkeit rechtzeitiger Lieferung müsste jeden- 
falls bei dem betreffenden Contrahenten von der Verpflichtung zur Leistung 
eines Ein- und Nachschusses abgesehen werden. Am vortheilhaftesten wäre 
es aber vielleicht, lediglich dem Wiener Arrangementbureau ähnliche Ab- 
rechnungsstellen zu schaffen, zumal die Commissionäre convernierendenfalls 
die Ein- und Nachschüsse einfach den Committenten creditieren werden. — 

Die Uebelstände endlich, welche sich beim Commissionshandel 
und der Coursfeststellung ergeben haben, sind in ihren Wirkungen 
nicht auf das Termingeschäft beschränkt geblieben. Hier könnte nur durch 
Umgestaltung des Börsenverkehres eine gründliche Abhilfe geschaffen werden, 
indem man vielleicht nach dem Muster des neuen Baseler Börsengesetzes die - 
Makler verpflichten könnte, alle — auch ausserhalb der Börse abgeschlossenen — 
Geschäfte mit genauer Angabe der Zeit des Abschlusses und der näheren 
Vertragsbestimmungen in ein Öffentlich aufliegendes Buch einzutragen, so 
dass sich der jeweilige Cours stets leicht berechnen liesse. Ueberdies 
könnten nur bestimmte Makler, denen dann das Abschliessen von Geschäften 
für eigene Rechnung zu verbieten wäre, für berechtigt erklärt werden, 
Eintragungen in dieses Buch vorzunehmen. !) Gegenwärtig kann aber derartigen 


1) Näheres vgl. bei Löb in den Jahrbüchern für Nat.-Ock. und Stat. 3. F. 
XI. Band (1896), S. 237 ff. 
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in das Börsentreiben so tief einschneidenden Maassnahmen umsoweniger das 
Wort geredet werden, als sich erst in jüngster Zeit wieder gezeigt hat, auf 
wie schwachen Füssen gerade hierzulande die Börsen stehen. Und darauf 
wird man wohl oder übel Rücksicht nehmen müssen, solange nicht durch 
eine radicale Aenderung der gesellschaftlichen Productionsweise die Börsen 
und der Handel überhaupt überflüssig gemacht worden sind. Bis dahin aber, 
und das wird wohl noch recht lange währen, wird man auch den Termin- 
handel, der als die höchste Stufe in der Entwicklung des Handels angesehen 
werden kann, zumindest als „nothwendiges Uebel‘ betrachten müssen, ohne 
dass man deswegen den Nachtheilen gegenüber, die er im Gefolge hat, 
blind zu sein und einer auch weitgehenden Reform desselben zu wider- 
streben braucht. Reformieren aber heisst zu deutsch umgestalten und 
nicht unterdrücken. !) 


!, Das werden sich vor allem auch die Leiter der vom Ackerbauminister ange- 
kündigten Enquete vor Augen zu halten haben. Bisher wurde sowchl bei der Waren- 
umsatzsteuerenqucte als auch bei der parlamentarischen Expertise über den Terminhandel 
fast nur über Sein oder Nichtsein des Terminhandels oder , Differenzspieles* gesprochen. 
Von concreten Reformvorschlägen wurde eigentlich nur der Antrag Parish und der 
Vorschlag auf eine Verbesserung der Usancenqualität einer Discussion unterzogen. Das 
ist allerdings ziemlich erklärlich, denn die anwesenden Vertreter der Börsen wollen keine 
Reformen, weil ihnen der Terminhandel so ganz recht ist, und die Agrarier wollen auch 
keine Reform, weil ihnen kein Terminhandel recht ist. Sie könnten aber auch gar keinen 
brauchbaren Reformvorschlag machen, da sie — in Unkenntnis über die Art und Weise des 
Abschlusses und der Abwicklung der Termingeschäfte, kurz der Technik des Termin- 
handels — nicht wissen, was reformiert werden muss, um die Nachtheile, welche der 
Terminhandel für sie hat, zu beseitigen. So kam es, dass, als der Abgeordnete v. Gnie- 
wocz schliesslich nach langer Verhandlung fragte, welche Missbräuche an der Frucht- 
börse denn eigentlich vorkämen, er auf diese Frage ohne Antwort blieb. Aufgabe der 
angekündigten Enquéte wird es also zunächst sein festzustellen, welche Missbräuche 
speciell an den österreichischen Börsen sich aus dem Terminhandel ergeben haben, und 
dann erst wird man erörtern können, ob diese Missbräuche wirklich so himmelschreiend 
sind und wie ihnen abzuhelfen sei. Bisher wissen wir noch gar nicht, ob in Oesterreich 
ungeeignete Personen oder Waren zum Terminhandel herangezogen wurden, wir wissen 
nicht, ob der Preis und die Qualität der Terminwaren durch den Terminhandel ungünstig 
beeinflusst wird, wissen nicht, ob die Stellung des Käufers dem Verkäufer gegenüber ver- 
schlechtert. die Bildung von Corners begünstigt, die kaufmännische Moral untergraben 
und die Industrie zur Ueber- beziehungsweise Unterproduction gezwungen wird, all dies 
wird erst eine künftige Enquéte festzustellen haben; die bisherigen haben auf all diese 
Fragen keine Antwort gegeben, und zwar meist aus dem einfachen Grunde, weil diese 
Fragen gar nicht gestellt wurden. Bis jetzt hat man sich damit begnügt, Fragen zu stellen, 
die entweder niemand beantworten kann (wie z. B. die nach der Definition des „Differenz- 
geschäftes“) oder Fragen, die jeder beantworten kann, der eine Zeitung liest (wie z. B. 
die, ob an der Börse nur Usanceweizen notiert wird) oder endlich Fragen, deren Beant- 
wortung ganz irrelevant ist (wie z. B die nach dem Verhältnisse der Abschlüsse, bei 
welchen wirkliche Warenablieferung zu denen, bei welchen ein Differenzausgleich statt- 
findet). Will man daher bei einer künftigen Enquéte zu einem besseren Resultate kommen, 
so wird man, wie bereits bei Besprechung der Geschichte des Terminhandels auseinander- 
gesetzt wurde, einen anderen Modus der Einvernahme der „Experten“ einhalten müssen 
wie bisher. 
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Das in der Ueberschrift bezeichnete Buch gilt heute als die beste Geschichte der 
englischen Gewerkvereine. 

Ueber einige Punkte seiner Darstellung hat sich L. Brentano in Brauns „Archiv 
für sociale Gesetzgebung und Statistik“ (1895, Heft I) mit den Autoren auseinandergesetzt. 

Unter Berücksichtigung seiner Ausführungen wollen wir nun vor allem das Er- 
gebnis dieses Werkes mittheilen. 

Das Alter der Gewerkvereine, welche auf der Grundlage der Coalitionsfreiheit 
zu Blüte und Bedeutung gelangt sind, reicht weiter zurück, als die Coalitionsfreiheit 
selbst: sie dürften sogar älter sein, als der Maschinenbetrieb. Brentano erblickt ihre 
Vorgänger in den alten Gesellenladen Englands, die bei Beginn der Differenzierung 
der Interessen von Meistern und Knechten ins Leben traten, um die besonderen Standes- 
ansprüche der Arbeiter zu wahren. Mit dem Fallen der zünftigen Ordnung boten sie 
das Vorbild für die modernen Gewerkvereine. — Den fruchtbarsten Boden zur Entstehung 
dieser bildete die Hausindustrie — aus welcher der moderne Industriebetrieb zumeist seinen 
Ursprung nahm, sofern er nicht in neuen Industriezweigen entstand. Die Vorbedingung 
für das Entstehen der Gewerkvereine war: die Trennung der Interessen der Arbeiter 
als einer Classe von jener der Arbeitgeber. Die Gewerkvereine selbst sind der Versuch 
der lohnerhaltenden Bevölkerungsschichten, sich nach Gewerben als Körperschaft zu 
organisieren. Sie erfassen die Gesammtheit der Interessen des Lohnarbeiters, nicht 
allein die Hochhaltung oder Verbesserung der Arbeitsbedingungen, wenn auch dies seine 
erheblichsten Interessen sind. 

Ueber diese Arbeitsbedingungen trafen im XVIII. Jahrhundert Coalitionsverbote 
Fürsorge, Vorschriften, welche die Anschauung verkörperten, dass die Gesetzgeber selbst 
die Arbeitsbedingungen zu regeln haben; sie verfolgten daher die Arbeitseinstellung zur 
Erlangung besserer Arbeitsbedingungen wie eine Auflehnung gegen den Staat selbst. 

Mit dem 18. Jahrhundert wurde jedoch das Princip der Gewerberegelung ver- 
lassen, und der Gesetzgeber proclamierte die Freiheit des Arbeitsvertrages. Anstatt 
indes nun jede Vereinigung frei wirken zu lassen, welche sich zum Ziele setzte, die Arbeits- 
bedingungen zu bestimmen, wurde die Coalitionsfreiheit nach wie vor als „Beeinträchtigung 
der Gewebefreiheit“ verfolgt. Die physiokratische Doctrin fasste eben jede Vereinigung 
von Verkäufern oder Käufern, von Arbeitern oder Arbeitgebern als eine Störung der 
„natürlichen“ Vorgänge auf. Daher wurden im Jahre 1791 in Frankreich mit der 
Aufhebung der Zünfte und Corporationen auch alle Associationen von Arbeitern, Arbeit- 
gebern und Wareninhabern, sowie jedwede Coalition von Gewerbegenossen verboten, und 
ähnlich behielt die liberale preussische Gewerbegesetzgebung der ersten Zeit die Cualitions- 
verbote des Polizeistaates bei. In England aber wurden die Coalitionen noch nach 1814 
als dem gemeinen Rechte zuwiderlaufend angesehen, nachdem ein drakonisches Coalitions- 
verbot wider sie schon 1799 erlassen worden war. Jede Verbindung war darin für 
criminell erklärt, und die Gründe hiezu lagen wohl in der bereits merklichen Zunahme 
der Gewerkvereine unter den Textilarbeitern von Yorkshire und Lancashire. Denn die (im 
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Jahre 1800 amendierten) Coalitionsgesetze wurden als absolut nothwendig betrachtet, 
um ruinöse ,Erpressungen“ der Arbeiter zu verhindern, von denen man den Untergang 
von Gewerbe, Handel und Landwirtschaft befürchtete. Ein beständiges Misstrauen und 
Uebelwollen herrschte daher gegenüber den Arbeitern; die Angeklagten wurden von 
den doctrinären Richtern nur selten angehört, und niemals ohne Zeichen von Ungeduld 
oder Beleidigung. 

Gleichwohl war es infolge der äusserst unwirksamen Organisation der englischen 
Polizei unmöglich, die Gewerksvereinsbildung zu unterdrücken. Die Folge war nur 
äusserste Willkür in der Behandlung der Vereinigungen, und deren Folge die Ver- 
wilderung der Arbeiter. Die Praxis war so, dass es einerseits Arbeiterclubs erlaubt 
wurde, miteinander „ein geselliges Glas Porter zu trinken“ und in Zeiten des indu- 
striellen Friedens sogar für auf Wanderschaft befindliche Mitglieder zu sorgen, anderseits 
aber der Priucipal das Recht hatte, allen Forderungen durch eine Strafverfolgung zu 
begegnen! Noch im November 1817 ereignete es sich, dass die Polizeibeamten von 
Bolton, die zufällig erfuhren, das zehn Delegierte der Kattundrucker aus den verschiedenen 
Districten Englands am Neujahrstage zusammenkommen würden, Vorkehrungen trafen, 
die Delegierten zu verhaften und ihre Papiere mit Beschlag zu belegen; diese Arbeiter 
batten drei Monate Gefängnis zu erleiden, trotzdem sie damals in keinem Streit mit 
ihren Unternehmern standen. Aehnlich wurden 1819 einige Graveure einer Kattundruckerei 
in Manchester, welche gegen die ungehörige Vermehrung der Lehrlinge protestierten 
und dabei die Arbeit einstellten, für diese „Verschwörung“ mit Geldbussen und Gefängnis 
bestraft. Die Eintragung einer Vereinigung als ,Unterstiitzungsgesellschaft“ half wenig; 
es wurde vom Gericht geltend gemacht, dass „alle Vereine, ob Unterstützungsgesellschaften 
oder nicht“ für das Volk von England nur ein Deckmantel seien, gegen den Staat zu 
conspirieren. 

Eine andere Folge dieser Lage der Gesetzgebung war aber, dass die innere Disciplin 
der Gewerkvereine strenger wurde; die alten Arbeiterorganisationen verwandelten sich 
zu geheimen Verschwörungen, der Einfluss der Vertrauensmänner wuchs unumschränkt 
und geheimnisvoll, und furchtbare Eide wurden eingeführt, um gegen Verrath zu schützen. 

Die raschen Aenderungen im Productionsverfahren, häufige Lohnherabsetzungen 
und die Ersetzung erwachsener männlicher Arbeiter durch Frauen und Kinder in den 
neuen Maschinenindustrien drückten indes die Arbeiter allmählich in die elendeste Armut 
hinab. Die Berichte der parlamentarischen Comites bilden von 1800 an ein trostloses 
Verzeichnis stetiger Herabdrückung der Lebenshaltung der in den Textilindustrien 
beschäftigten Bevölkerung. „Die Leiden der in der Baumwollmanufactur beschäftigten 
Personen“, schreibt Francis Place von dieser Periode, „überschreiten alle Begriffe; sie 
wurden in Verbindungen hineingezogen, verrathen, verfolgt, angeklagt und erduldeten 
ungeheuerliche Strafen; sie wurden zur elendesten Existenz herabgedrückt und darin 
festgehalten.“ 

Die Organisation machte jedoch dabei ständige Fortschritte. Die Solidarität der 
Arbeiter verbreitete sich von Gewerbe zu Gewerbe. Im zweiten Decennium des Jahr- 
hundertes klagen die Meister, ein Gewerbe unterstütze das andere, und alle Rechnungs- 
bücher der Gewerkvereine weisen massenhafte Eintragungen von Beträgen auf, die zur 
Unterstützung von Kämpfen in anderen Gewerben — derselben Stadt wie anderwärts — 
beigesteuert wurden. Desgleichen thaten sich die verschiedenen gewerblichen Vereine 
einer bestimmten Stadt zusammen, um Zeugen an die parlamentarischen Ausschüsse zu 
senden, Petitionen an das Haus der Gemeinen aufzusetzen, Advocaten für die Erhebung 
von Anklagen gegen Unternehmer aufzunehmen, Beiträge zur Unterstützung von Strikes 
zu sammeln. Die vor den parlamentarischen Ausschüssen aussagenden gewerblichen 
Meister und die Richter, wenn sie Arbeiter verurtheilen, citieren beständig Beispiele 
gegenseitiger Hilfeleistung, um damit das Vorhandensein einer weit verbreiteten Ver- 
schwörung gegen die herrschenden Classen zu beweisen. 

Die Preise waren aber infolge des langen Krieges gesunken; das Handwerk und die 
Hausindustrie traten in vielen Gewerben in ihren Todeskampf gegen den aufkommenden 
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Fabriksbetrieb ein. 1816 verbanden sich daher die Meister vielfach ausdrücklich, in 
offener Missachtung des Gesetzes, welches Coalitionen schlechtweg verbot, um niedrige 
Löhne durchzusetzen. Jin ganzen Lande wurden die Löhne ermässigt und Strikes 
geführt, welche einen Ausbruch von Verfolgungen und ungeheuerliche Strafen nach 
sich zogen. Und als infolgedessen die Arbeiter 1819 einige krampfhafte Versuche 
politischer Agitation machten, wurden durch sechs Gesetze mit einem Schlage geradezu 
alle öffentlichen Versammlungen unterdrückt; die Polizeirichter erhielten das Recht, 
nach Waffen Haussuchung zu halten; alle Publicationen der Arbeiter wurden der 
erdrückenden Stempelsteuer unterworfen, sowie die Bestimmungen wider aufrührerische 
Schmähschriften verschärft. 

Die Arbeiter hingegen wollten in ihrem ökonomischen Programme festhalten an 
der Beschränkung der Lehrlingszahl, am Ausschluss nicht richtig gelernter Arbeiter, am 
gesetzlichen Lohnminimum der alten Zeit und am Verbote arbeitsparender Maschinen. 
Dies ihre Ziele. Und als ihr Protest gegen die Maschinen im Zerschlagen dieser sich 
äusserte, wurde ein besonderes Gesetz erlassen, das die Zerstörung von Maschinen mit 
dem Tode bestrafte. So schloss aie erste Epoche der Geschichte der Gewerkschaften, die 
Zeit ihrer Bedrückung und Verfolgung. 

Bald aber sollten die Arbeitercoalitionen in dem Schneidermeister Francis Place 
einen wirksamen Helfer erhalten. Place war orthodoxer Oekonomist und radicaler 
Politiker, und einer der thatkräftigsten und geschicktesten Agitatoren. In seinem 
consequenten individualistischen Doctrinarismus setzte er voraus, dass nur die Coalitions- 
verbote es seien, welche die Arbeiter in ihren Verbänden zusammenhalten; sobald 
man die Coalitionsverbote aufhebe, meinte er, würden auch die Coalitionen von selbst 
ein Ende nehmen. Daher brachte Place alle Fälle haarsträubender Ungerechtigkeit in 
der Anwendung der Coalitionsgesetze zur öffentlichen Kenntnis. In Verbindung mit dem 
Parlamentsmitgliede Josef Hume versuchte er sodann, ein Gesetz durchzubringen, welches 
die Aufhebung aller Gesetze wider Coalitionen bezweckte. Dank seiner hervorragenden 
politischen Geschicklichkeit, und indem Hume von den Verhandlungen des parlamentarischen 
Ausschusses Place benachrichtigte, welcher seinerseits wieder die zu vernehmenden Dele- 
gierten ausserhalb des Parlamentes beeinflusste, gelang es den beiden unauffällig, ein Gesetz 
durchzubringen, das die Abschaffung aller Coalitionsgesetze aussprach und 
somit den gewerblichen Verbindungen eine rechtliche Grundlage verlieh. Es wurde 
ohne Debatte und Abstimmung, gleichzeitig mit der Aufhebung der Verbote der Aus- 
wanderung gelernter Arbeiter wie der Maschinenausfuhr, durch das Parlament geschmuggelt; 
die wenigen Mitglieder, welche die Lage begriffen, wurden privatim überredet und zum 
Schweigen bestimmt, und die Entwürfe wurden angenommen, ohne dass das Haus oder 
die Presse sich der Maassregel recht bewusst wurden. Nicht nur verurtheilten noch die 
Polizeirichter einer Stadt in Lancashire einige Wochen, nachdem die Gesetze gegen 
dieses Verbrechen aufgehoben waren, in ihrer Unwissenheit einige Baumwollweber wegen 
einer „Verbindung“ zu Gefängnisstrafen — selbst der Ministerpräsident Lord Liverpool 
und der Lordkanzler Lord Eldon erklärten in der Parlamentssession 1825 feierlich, sie 
hätten gar nicht bemerkt, dass die Coalitionsverbote aufgehoben worden seien. 

Die Arbeiter aber machten nun ausgiebigen Gebrauch von der Freiheit, sich zu 
verbinden. Es war nämlich eine Zeit des wirtschaftlichen Aufschwunges und des gleich- 
zeitiren Steigens der Lebensmittelpreise, zwei Anlässe, welche schon an sich zur 
Forderung höherer Löhne anreizen. Von einem Ende des Landes zum anderen fanden 
daher Arbeitseinstellungen statt, um Lohnerhöhungen zu erzielen. Die Arbeitgeber 
wurden von Schrecken erfüllt und verlaugten stürmisch den Wiedererlass der Coalitions- 
verbote. Allein die Arbeiter, ohne deren Unterstützung die Coalitionsverbote beseitigt 
worden, hatten die Bedeutung dieser erkannt und bestürmten jetzt ihrerseits das Parlament 
mit Petitionen, und im Jahre 1825 erfolgte wohl eine gewisse Einschränkung der 
Coalitionsfreiheit, aber die Emancipation der Arbeiter wurde dadurch nicht berührt: 
die Verschwörungsverbote des gemeinen Rechtes wurden nämlich aufs neue bestätigt, 
jedoch alle Verbindungen zur Regelung der Löhne und Arbeitszeit von dem 


Literaturbericht. 473 


Verbote ausgenommen. Das Recht, über die Arbeitsbedingungen gemeinsam Verträge 
zu schliessen und die Arbeit auf Grund gemeinsamen Vorgehens vom Markte 
zurückzuziehen, wurde ausdrücklich anerkannt; eine moralische Umwälzung der Ansichten 
war erfolgt. 

S. und B. Webb bemerken bei Schilderung dieser Periode, dass der Fabrikant 
nicht gänzlich im Unrecht war, wenn er protestierend behauptete, dass die Coalitions- 
freiheit die Arbeiter zum zuletzt entscheidenden Factor in der Industrie machen müsse; 
doch habe die Entwicklung die kleinliche Furcht gänzlich widerlegt, dass das Capital 
und das kaufmännische Geschick durch die Coalitionen vertrieben und die Nation auf 
ein todtes Gleichmaass anarchischer Armut herabgedrückt würde. — 

Somit tritt eine neue Epoche, die Aera der Coalitionsfreiheit, in der Geschichte 
der Gewerkvereine ein. Zunächst fielen freilich die hochgespannten Hoffnungen der 
Arbeiter in sich zusaminen. Starke Versuche waren gemacht worden, um die Gewerk- 
vereinsorganisation in alle Industrien einzuführen und um einer Anzahl von Ideen wohl- 
unterrichteter Arbeiter Einfluss auf die politischen Verhältnisse des Tages zu eröffnen, 
allein die ökonomische Grundlage der Entwicklung verschob sich alsbald, denn das Jahr 1825 
schloss mit einer finanziellen Panik. Auf allen Seiten erfolgten geschäftliche Zusammen- 
brüche und in allen Bezirken wurden Tausende von Arbeitern beschäftigungslos; überall 
sanken die Löhne, und in vielen Bezirken wurden die Arbeiter nur durch öffentliche 
Sammlungen vor dem Verhungern bewahrt. Die freigegebenen Coalitionen waren nicht 
imstande gewesen, Lohnabzügen unbedingt Widerstand zu leisten; die übermächtige 
Gewalt der Conjunctur hatte sich spielend durchgesetzt, und hie und da nahmen die 
Arbeiter wieder ihre Zuflucht zu Gewaltthätigkeiten und zum Zertriimmern von Maschinen. 
Anderseits schlossen sie sich mit Inbrunst der politischen Bewegung an, von welcher 
sie das allgemeine Wahlrecht erhofften. 

Auf dem Gebiete des Gewerkvereines aber wird eine neue Bewegung geplant, 
welche von 1829—1834 im Anlauf den Himmel zu stürmen hofft. Bis dahin waren 
nämlich die Gewerkvereine nur locale Organisationen gewesen, von den Arbeitern Eines 
Gewerbes gebildet. Damit waren nothwendig die Mittel eines jeden Vereines sehr 
begrenzt, und die Nachtheile davon hatte man in dem Fehlschlagen der Bewegung von 
1825 empfindlich kennen gelernt. Um diesen Fehler zu beheben und mächtiger dazustehen, 
verlangte man daher jetzt nach Organisationen, die das ganze Land umfassen sollten: 
nach nationalen Gewerkschaften. Allein anstatt, wie es später geschah, diese Organisationen 
zunächst für jedes Gewerbe besonders zu schaffen, verfolgte man das Ideal einer nationalen 
Organisation der Lohnarbeiter ohne Unterschied der Gewerbe. 

Eine derartige Zusammenfassung der Kräfte konnte sich aber nur als Resultat 
einer Entwicklung ergeben, wenn einmal die Arbeiter in Sonderorganisationen nach den 
einzelnen Gewerben gegliedert waren. Mit der nationalen Organisation zu beginnen, 
war, wie sich ball zeigte, unpraktisch. Allerdings hatte der grosse nationale Gewerk- 
verein bald zahlreiche Mitglieder, allein er gieng gleichwohl an innerer Schwäche, an 
Mangel an Disciplin, Opferwilligkeit und Mitteln, sowie an Streitigkeiten der Ortsver- 
eine zugrunde. 

Den ersten Ansatz zur nationalen Organisation hatte eine Delegiertenconferenz 
von zwanzig organisierten Gewerben im Februar 1830 in Manchester gebildet, welche 
fünf Monate später die „Nationale Association zum Schutze der Arbeit“ gründete und 
ein Wochenblatt ins Leben rief. Sofort wurde ein grosser Strike der Baumwollspinner 
in Ashton veranstaltet. Die Zeitungen befassten sich mit der Vereinigung und bauschten 
die Sache auf, die Unterneclimer wurden beunruhigt, die Phantasie der Bourgeois in 
klägliche Aufregung versetzt, die Regierung gezwungen, dem Verbande Aufmerksamkeit 
zuzuwenden. In Wirklichkeit war dieser jedoch infolge des Mangels an genügenden Mitteln 
sehr schwach und beschränkte seine Thätigkeit für die Folge auf die Agitation um ein 
Gesetz zur Verkürzung der Arbeitszeit. 

An seine Stelle traten einige Allgemeine (gemischte) Gewerkvereine, von welchen 
derjenige der Bauarbeiter der bedeutendste war. Dieser setzte sich aus den Organisationen 
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von sieben Baugewerben zusammen: der Bautischler und Zimmerer, der Maurer, Stein- 
metze, Stuckarbeiter, Spängler, Maler und Bauhandlanger. Ihre Forderungen wurden 
den Unternehmern durch Briefe zugestellt, die in dictatorischer Form und in beleidigenden 
Ausdrücken abgefasst waren. „Wir finden Euch“, so wird geschrieben „da Ihr unsere 
Statuten nicht mit derjenigen Hochachtung behandelt habt, wie Euch geziemt hätte, 
höchst schuldig und halten dafür, dass Ihr es verdient habt, streng gezüchtigt zu werden.“ 
Und: „weiter sollt Ihr allen und jedem, die an solchem Strike betheiligt sind, für jeden 
Tag, wo Ihr euch weigert, unsere Forderungen zu erfüllen, die Summe von vier Schillingen 
zahlen“. Diese Manier brachte die Unternehmer aller Gewerbe in Keih und Glied. 

Die Arbeiter ihrerseits versuchen 1833 neuerlich eine allgemeine Gewerkschaft 
aller Gewerbe zu gründen, die „Grand National Consolidated Trades Union.“ Sie wurde 
im Jänner 1834 ins Leben gerufen und von Robert Owen organisiert. Die neue 
Körperschaft sollte die Form beruflich organisierter Logen annehmen, wobei in der 
Regel jede Loge nur aus Mitgliedern Eines Gewerbes sich zusammensetzen sollte, aber 
an Orten, wo die Mitgliederzahl gering ist, gemischte Logen, ebenso wie für das weib- 
liche Geschlecht allgemein, erlaubt sein sollten. In wenigen Wochen waren der Union, 
einschliesslich zehntausender von Landarbeitern und Frauen, eine halbe Million Köpfe 
angegliedert, ein Umstand, der zum Theile wohl daher rührt, dass kein regelmässiger 
Beitrag für die Ausgaben erhoben wurde; die Erregung der Massen war aber auch 
dadurch gefördert worden, dass das Reformgesetz von 1832 nicht das allgemeine Wahl- 
recht gebracht hatte, wodurch die politisch-revolutionären Bestrebungen lebhaft genährt 
wurden. 

Wanderagitatoren durchzogen das Land, welche die Neophyten unter mystischen 
Riten aufnahmen, und eine wahre Manie des Trades-Unionismus griff um sich. In 
entlegenen Grafschaften wurden sogar Unionen der Ackerknechte oder der Schnitter 
gegründet. Vier Beamte in London bildeten das Executivcomite, dessen Ziel war, 
einen Generalstrike aller Lohriarbeiter des ganzen Landes zustande zubringen; aber vom 
ersten Tage an fand sich die Förderation unaufhörlich in locale Gewerbeconflicte ver- 
wickelt, und nachdem durch einen Strike der Gasarbeiter ein Theil von London in 
Finsternis gesetzt worden war, gieng die Gerichtspflege gegen die Förderation vor. Im 
März 1835 wurden denn auch sechs Arbeiter von Dorchester für den blossen Act der 
Abnahme eines Eides zu sicben Jahren Deportation verurtheilt. Diese Verurtheilung traf 
alle Gewerkvereine Englands schwer. Das Whigministerium hatte zwar nicht den Muth, 
ein Ausnahmsgesetz einzubringen, es liess jedoch die Verfolgung der Gewerkschaften, 
als Verschwörungen, auf Grundlage des gemeinen Rechtes organisieren, worunter die 
Gewerkvereine während Decennien leiden sollten. Das ganze Räderwerk ihrer Organisation 
wurde nun zur Verbreitung von Petitionen und zur Abhaltung öffentlicher Versammlungen 
zum Protest gegen diese Praxis in Gang gesetzt und eine Aufwallung der öffentlichen 
Sympathien hob die schwindende Energie der Mitglieder. Freundschaftliche Beziehungen 
wurden mit den fünf grossen Organisationen, die ausserhalb der Förderation geblieben 
waren, angeknüpft, eine Riesenprocession sämmtlicher Gewerkschaften am 21. April 1834 
veranstaltet. R. Owen und seine Freunde führten diese Angelegenheit mit vielem 
Geschick. Man hatte, um die Einmischung der Polizei zu verhindern, ein unbebautes 
Grundstück auf den Copenhagen Fields, woselbst die Theilnehmer der Procession sich 
versammelten, in aller Form gemietet; die Gewerkschaften wurden hinter dreiunddreissig 
Bannern aufgestellt, und jeder Theilnehmer mit einem rothen Band decoriert. An der 
Spitze der Procession ritt, in vollem Ornat und mit dem rothen Aufschlag des Doctors 
der Theologie, der corpulente Kaplan der Metropolitan Trades Union, Dr. Arthur S. 
Wade. Die Schneider waren in einer Stärke von 5000 bis 7000 Mitgliedern aufgezogen; 
die Baumeister klagten, dass durch die Theilnahme ihrer Leute die Arbeit auf allen 
Bauten total still gesetzt sei. Sogar die „Times* gab zu, dass 30.000 Personen 
an dem Aufzug theilgenommen hatten; die Petition selbst, welche im Staatsamte des 
Innern überreicht wurde, hatte mehr als eine Million Unterschriften erhalten. Die radicalen 
Politiker beeilten sich, ihrerseits Hilfe zu leisten; anderseits hatte die Verurtheilung 
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in Dorchester die Wirkung, dass der Eid aus dem Trade-Union-Ceremoniell demonstrativ 
entfernt wurde. Indessen gieng der Lohnkampf ungehemmt vor sich, so seitens eines der 
bedeutendsten Glieder der Förderation, der Londoner Schneider, im Mai 1834. Die 
himmelstürmende Strikebewegung hatte jedoch nur Niederlagen im Gefolge, und der 
Nationale Gewerkverein brach wieder in sich zusammen. Allgemeine Apathie stellte sich 
nun in der Gewerkschaftswelt ein; die Hunderttausende von Recruten aus den neuen 
Industrien und den ungelernten Berufen fielen rasch in Desorganisation zurück, und die 
organisierten Elemente verfielen auf dem Lande überall wieder in ihre localen gewerb- 
lichen Clubs. 

Jetzt erhielten Robert Owens Anschauungen die Oberhand. Seine Theorien vom 
Recht des Arbeiters auf solche Löhne, welche für acht- oder zehnstündige Arbeit ihm 
und den Seinen ein behagliches Dasein gewähren, vom Rechte auf Beschäftigung zu 
solchen auskömmilichen Löhnen u. s. w., wurden in kleinen Flugschriften, die von bekannten 
Persönlichkeiten verfasst waren, in grossen Massen, zu 12 Stück für einen Penny, ver- 
kauft, und die Folge dieser Agitation war, dass ein grosser Theil der Arbeiter die Ueber- 
zeugung gewann, dass sie sich nur zu verbinden brauchten, um nicht nur eine beträchtliche 
Erhöhung der Löhne, sondern auch Beschäftigung für jeden, der sie braucht, Mann oder 
Weib, zu erzwingen. 

Die politischen Interessen wurden beiseite geschoben; die utopistischen 
Ideen, welche Owen durch die Gewerkvereine verwirklichen wollte, gewannen die 
Herrschaft. In den Textilstädten wurden Vereinigungen zur Erlangung einer Verkürzung 
der Arbeit gebildet, und das Ergebnis war schliesslich die Durchsetzung des Zehnstunden- 
gesetzes im Jahre 1850 für jugendliche Arbeiter und Frauen. Als Ziel der Gewerkschaften 
wurde aber ihre Umbildung zu „nationalen Gesellschaften“ angesehen, welche alle 
Fabrication zu besorgen hätten: Die Verbindung der Landarbeiter sollte vom Boden 
Besitz nehmen, jene der Bergarbeiter von den Bergwerken, die der Textilarbeiter von 
den Spinnereien und Webereien u. s. w. Jedes Gewerbe sollte also von seiner Gewerkschaft 
geleitet werden, die in einer Grossloge centralisiert wäre und die localen Fachvereine 
dirigieren würde. Die Frage, wie die Industrie aus den Händen der Capitalisten 
in die der Gewerkschaften gelangen sollte, beantwortete Owen damit, dass die über- 
wältigende Zahl der Mitglieder der Verbindungen einen Zusammenstoss mit der Regierungs- 
gewalt unndthig machen würde. Wie die ersten Christen, pflegte Owen so zu sprechen, 
als ob der jüngste Tag der bestehenden Gesellschaftsordnung schon da wäre; nach seiner 
Ansicht sollten jedesmal die nächsten sechs Monate die Entstehung der neuen moralischen 
Welt sich vollziehen sehen. 

Die Gewerkvereine ergiengen sich infolge dieser Pläne bereits, voller Siegesgewissheit, 
in den übermüthigsten Reden. 

Anderseits bestanden jedoch die Unternehmer, weil sie die unbedingte Herrschaft 
über das Verhalten ihrer Arbeiter als die Grundbedingung der gewerblichen Entwicklung 
ansahen, auf despotischer Machtvollkommenheit in der Fabrik oder Werkstatt. Es sind 
noch Verträge erhalten, welche von den grossen Bauunternehinern in den 1830er Jahren 
allen jenen, die bei ihnen in Arbeit traten, zur Unterzeichnung vorgelegt wurden. Ein 
solches Exemplar vom Jahre 1837 aus Liverpool verpflichtet die Angestellten, für den 
Bauunternehmer zu einem bestimmten Lohn eine lange Reihe von Jahren zu arbeiten. 
Die durch Krankheit oder andere Verhinderungen verlorene Zeit sollte nicht bezahlt, 
sondern dem ausbedungenen Termin hinzugefügt, — allen „gesetzlich zulässigen An- 
ordnungen* nachgekommen und ohne Einwilligung des Arbeitgebers keinem der bestehenden 
oder zu gründenden Clubs oder Vereine beigetreten werden. Es scheint durchgängig 
angenommen worden zu sein, dass der Arbeiter nicht nur seinem Arbeitsvertrage zu 
genügen, sondern auch in den Einzelheiten seines Arbeiterdaseins dem Willen des Unter- 
nehmers Folge zu leisten habe. 

Als alle Kräfte der Gewerkvereine in einer Reihe von Angriffstrikes rasch abgezehrt 
wurden, erfolgte von selbst der Zusammenbruch der Owen'schen utopistischen Gewerk- 
schaftsbewegung. Trotzdem liess aber Owens meteorartiges Erscheinen in der Gewerk- 
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vereinswelt einen tiefen Eindruck zurück. Die Statutenbücher und andere Urkunden der 
nächsten zehn Jahre sind voll von Owen’schen Redewendungen, wie z. B. die Eintheilung 
der Gesellschaft in „müssige* und arbeitsame Classen, mit welch letzteren augenscheinlich 
nur die Handarbeiter gemeint waren. Wichtiger ist das beharrliche Festhalten an der 
Idee, dass die Trade-Union die Herrschaft über die Productionsmittel in die Hände 
bekommen sollte. Seit dieser Zeit sind, bald von dieser, bald von jener Gewerkschaft, 
unzählige Versuche gemacht worden, ihre Mitglieder in productiven Genossenschafts- 
unternehmungen zu beschäftigen. 

Das Ende dieser ganzen von 1829—1842 reichenden revolutionären Epoche war 
indes eine neuerliche Bedrohung der Gewerkvereine durch die Gesetzgebung! Einige 
Baumwollspinner von Glasgow wurden wegen Einschüchterung von Arbeitsgenossen zu 
sieben Jahren Deportation verurtheilt, was zur Einsetzung eines parlamentarischen 
Comites zur Untersuchung der Gewerkvereinsfrage führte. Der Untersuchungsausschuss 
sammelte 2 Bände Zeugenaussagen, es kam jedoch zu keinem weiteren Resultat; als 
die nächste Session herankam, wurde die Sache fallen gelassen. Freilich hatten die 
30er Jahre mit den drei magersten Jahren geschlossen, welche England je gekannt hatte. 
Ueberall herrschte das grösste Elend, und die Reden der Antikornzoll-Liga vermehrte die 
Unzufriedenheit. Die Arbeiter verzweifelten, auf dem Wege verfassungsmässiger Reforınen 
Erfolge zu erringen, und wennauch die Gewerkvereine als solche keinen Antheil nahmen 
an der Chartistenbewegung, welche zur Durchführung von sechs grundlegenden politischen 
Forderungen, eben des , Charters“, an die physische Gewalt appellierte, so wendeten sich die 
Mitglieder der Gewerkvereine, als Privatpersonen, infolge des Fehlschlagens der übrigen 
Bestrebungen doch der politischen Bewegung, also dem Chartismus zu, welcher von der 
Eroberung der politischen Gewalt durch die Arbeiterclasse eine wirtschaftliche und sociale 
Emancipation erhoffte. Diese Bewegung rüttelte die Arbeiter auf und veranlasste sie, 
ihre politische Emancipation dauernd im Auge zu behalten. Nirgends fand man aber dass 
die Gewerkvereine für den Chartistenfond Beiträge oder für die chartistischen Opfer Geld 
gesammelt hätten. Der Insurrectionismus hatte allmählich seine Anziehungskraft verloren, 
sowohl der Insurrectionismus ökonomischer (owentischer) als der politischer (chartistischer) 
Natur. 1844 gründeten hingegen die „Pioniere von Rochdale“ ihre erfolgreiche Genossen- 
schaft, und die von Owen hinterlassenen Keime einer ökonomischen Reformbewegung 
begannen von da ab langsam zu spriessen. Auch war eine neue Arbeitergeneration 
herangewachsen, der die schlimmsten Beispiele des alten Druckes unbekannt waren und 
welche die ökonomische und politische Lehre der bürgerlichen Reformclassen — seit 
1832 herrschte politisch die Bourgeoisie — in sich aufgenommen hatte. Zugleich schwand, 
unter dem Einflusse der wirtschaftlichen Besserung, nach 1842 der Chartismus dahin. 

Die Gewerkvereine nahmen einen neuen, praktischen, Geist an; sie schufen das 
sogenannte neue Muster des Gewerkvereines. 1846 war auch ınit der Aufhebung der Kornzölle 
der Freihandel zum Siege gelangt. Praktische Gesichtspunkte breiten sich unter der Masse 
aus; die Bildung steigt durch Arbeiterbildungsschulen und eine wohlfeile Belehrungs- 
literatur. Und in den Gewerkvereinen tritt die Herrschaft einer industriellen Diplomatie 
auf. Sie machten nunmehr einen hartnäckigen Widerstand gegen gerichtliche Verfolgungen 
geltend. Sie beauftragten einen fähigen und energischen Anwalt, jeden einzelnen Fail 
vor den localen Gerichtshöfen zu verlechten, und die Friedensrichter im ganzen Lande 
- sahen sich zum erstenmale einem nicht abzuschüttelnden juristischen Sachverständigen 
gegenüber, der ebensowenig Anstand nahm als die Unternehmer, aus jeder Formalität 
des Gesetzes Vortheil zu ziehen. Daher wurde in der Parlamentssession von 1844 versucht, 
die Befugnisse der Friedensrichter zu erweitern, sowohl in der Richtung einer Verhaftung 
von Arbeitern, gegen die seitens der Unternehmer Klage erhoben worden, als in Hinsicht 
der Strafbefugnis wider „jede schlechte Aufführung“ in Bezug auf seine Dienststellung 
oder Beschäftigung“; durch einen Sturm von Petitionen wurde dieser Anschlag abgewehrt. 
Zu Ostern 1845 wurde sodann eine neue Vereinigung gegründet, die „Nationale Association 
vereinigter Gewerkschaften zum Schutze der Arbeit“. Diese Association bildete jedoch 
keinen gemeinsamen nationalen Gewerkverein, sondern ein gemeinsames Comité zur 
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Förderung gewerkschaftlicher Zwecke. Es war übrigens von untergeordneter Bedeutung: 
ein Uebergangsglied zwischen den allgemeinen Gewerkvereinen der dreissiger Jahre, 
und der nach 1863 beginnenden gemeinsamen politischen Action der Gewerkschaften. 
Der concrete Geist der Arbeiter bildet sich mehr und mehr aus. Anstatt der rhetorischen 
Schmähung aller Unternehmer als unproductive Classe sehen wir die Setzer sich mit 
concreten Beschwerden befassen und jede wichtige Frage einem besonderen Comité 
zur Untersuchung und Berichterstattung überweisen. „Alle Leute von Erfahrung stimmen 
darin überein“, erklären die Eisenformer auf einem Congress im Jahre 1847, „dass die 
Löhne am besten gehoben werden durch Nachfrage nach Arbeit“. Deshalb seien Strikes 
zu verwerfen und das Hauptgewicht auf Lehrlingsbeschränkungen, Abschaffung der 
Ueberzeit und Vorkehrungen für den Auswanderungsfond zu richten. Auch in allen anderen 
Gewerben wuchs die Einsicht in die industriellen Verhältnisse. 

Dies der neue Geist, der um das Jahr 1850 die Gewerkvereine beherrscht, die 
inzwischen zu Vereinigungen erwachsen waren, welche je ein Gewerbe im ganzen König- 
reiche zu erfassen strebten. 

Eine Gewerkschaft jedoch griff die Probleme der inneren Organisation mit be- 
sonderem Geschick an, und schuf in der „Vereinigten Gewerkschaft der Maschinenbauer“ 
(Amalgamated Society of Engineers) ein für die weitere Vereinsbewegung höchst wichtiges 
Vorbild. Der Zweck der Verschmelzung der Gewerkschaften in jene der Maschinen- 
bauer war die Erreichung einer einheitlichen Politik und die Ausgleichung der realen 
Löhne im ganzen Lande. Die Schöpfer dieses Gewerkvereines waren überzeugte Oweniten, 
die einen unverbrüchlichen Glauben an die Zukunft einer communistischen Organisation 
der Volkswirtschaft besassen, allein in der Praxis stellten sie diese Feiertagsideen zurück, 
um sich äusserst opportunistisch den Verhältnissen des Augenblickes anzupassen. 

Der bedeutendste Nachahıner des Gewerkvereines der Maschinenbauer war 1860 
die „Vereinigte Gewerkschaft der Zimmerer“, und 1866 schlossen sich die Schneider in 
einen amalgamierten Verein zusammen; kaun ein Gewerbe existierte, das nicht in den 
Jahren 1852—1857 den Versuch machte, entweder die ganze Verfassung der Maschinen- 
bauer oder den einen oder andern seiner charakteristischen Züge nachzuahmen. Im 
Zuge realer Politik, welcher die Arbeiter ergriffen hatte, hatten die Gewerkschafts- 
zeitungen in den Jahren 1848—1852 ihren Mitgliedern auch stets die genossenschaftliche 
Production anempfohlen; allein die productivgenossenschaftliche Bewegung kam rasch 
zu einem Ende und hörte auf, eine Frage der praktischen Gewerkvereinspolitik zu sein. 

Die Gründung grosser Gewerkschaften hatte aber die Folge, dass eine Schule von 
Gewerkvereinsbeamten geschaffen wurde. Der Umstand, dass der Sitz dieser Vereine in 
London war, brachte diese besoldeten Beamten in einen engeren persönlichen Verkehr 
miteinander. Dieser Umstand, sowie der glückliche Zufall, dass dieser kleine Kreis von 
Secretären Männer von besonderen Charakter- und Geisteseigenschaften zählte, welche 
auch in Hinsicht auf Erfahrung und Temperament vorzüglich geeignet waren, die Be- 
wegung zu führen, war für die sich entwickelnde concrete, praktische Politik von grosser 
Bedeutung. Das Ergebnis war, dass man sich schliesslich auf den Standpunkt der bürger- 
lichen Sconomischen Lehren stellte, und den Gewerkverein zur natürlichen Ergänzung 
des Systems wirtschaftlicher Freiheit ausbildete,. Auf Seite der Gewerkvereine entstand ein 
allgemeines Verlangen, die für die Lage der Arbeiter maassgebenden wirtschaftlichen und 
socialen Thatsachen kennen zu lernen, und auf Grund dieser Thatsachen sollten die Schieds- 
und Einigungsämter alle Arbeitsbedingungen und insbesondere die Löhne festsetzen. 
Politisch waren die Gewerkvereinler für das allgemeine Wahlrecht eingenommen, allein 
man hielt streng auf die Fernhaltung aller Politik und aller Religion von den Gewerk- 
vereinen als solchen. Und indem man das Hilfscassenwesen wit der Kampforganisation ver- 
band und diese Verbindung weiter ausbildete, schuf man ein äusserst wirksames Mittel, 
um diejenigen, welche die Begeisterung des Kampfes den Gewerkvereinen zugeführt 
hatte, auch in den Zeiten des Friedens bei der Falıne zu erhalten. Auch gewannen An- 
gehörige der höheren Classen an der Arbeiterbewegung Interesse, und die Gewerkvereine 
erhielten eine Anzahl der glänzendsten Federn Englands zu Vertheidigern, welche überall, 
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so oft eine Arbeitsstreitigkeit die öffentliche Meinung aufregte, in den Blättern, die bis 
dahin vorherrschend den einseitigen Standpunkt der Arbeitgeber vertraten, die Darstellung 
der wirklichen Lage durch entsprechende Mittheilungen über alle Thatsachen des Streit- 
falles ergänzten. Zugleich wuchsen auch ausserhalb Londons hervorragende Führer heran, 
so unter den Grubenarbeitern, unter den nordenglischen Eisenarbeitern u. 8. w. 


Die ganze Leitang der Gewerkvereine durch diese Männer war von einem tiefen 
Bewusstsein der Verantwortlichkeit ihrer Stellung getragen. Sie erkannten, dass äusserste 
Vorsicht das erste Erfordernis sei, um Erfolge zu erringen; sie waren daher Gegner 
gewagter Strikes und verweigerten energisch denen ihre Unterstützung, welche sich 
sträubten, den Streitfall einem Schiedsgerichte unter einem wohlwollenden Unparteiischen 
zu unterbreiten. 


So entwickelte sich das Gewerkvereinswesen weiter, nur einmal noch bedroht 
durch die Gesetze, zu Ende der sechziger Jahre. 


Die rückständigen Verbindungen der Ziegelstreicher von Manchester und der 
Sägenschleifer in Sheffield hatten damals im Lohnkampfe eine Anzahl nichtswürdiger Ver- 
brechen gegen Nichtgewerkvereinler begehen lassen und die Vollzieher der Befehle aus 
Vereinsimitteln dafür bezahlt. Ein Ruf der Entrüstung gieng durch das Land, und die 
Arbeitgeber verlangten ungestiim nach Unterdrückung aller Gewerkvereine durch ein 
Gesetz. Anderseits erklärten die Gerichte aus Anlass eines Falles, dass die Gewerkvereine 
kein Recht hätten, Beamte, wenn sie Gewerkvereinsgelder unterschlagen, gerichtlich zu 
verfolgen, womit das gesammte Vereinsvermögen von den Gerichten lediglich der per- 
sönlichen Ehrenhaftigkeit der Gewerkvereinsbeamten preisgegeben war. Aber je mehr 
die Arbeitgeber alle Gewerkvereine für die Missethaten von Manchester und Sheffield 
beschuldigten, desto glänzender zeigte sich deren Unschuld, als die parlamentarische 
Untersuchung die Grundsätze der gesetzlichen und strikefeindlichen Politik der grossen 
Gewerkvereine nach „neuem Muster“ offenbarte. Sie erschienen als grossartige Hilfs- 
cassen, die durch Versicherung der Arbeiter gegen Krankheit, Invalidität, Alter und 
Arbeitslosigkeit einem wesentlichen Mangel der auf Freiheit beruhenden Gesellschafts- 
ordnung entgegen kam. 

Anfangs 1869 arbeitete sodann der bekannte Philosoph Harrison einen Gesetz- 
entwurf aus, welcher die von der Minorität des parlamentarischen Ausschusses vertretenen 
Vorschläge in Bezug auf die Gesetzgebung enthielt. 


Die Leitung der Gewerkvereine erliess ihrerseits im Juli 1868 ein Circular, worin 
sie den Arbeitern eindringlich die Wichtigkeit auseinandersetzte, ihre Namen in die 
Wählerlisten eintragen zu lassen und jeden Candidaten zu nöthigen, zu den Fragen, an 
denen sie als Classe am meisten interessiert seien, Stellung zu nehmen. Aus allen Wähler- 
kreisen des Landes wurde nun auf die Parlamentsmitglieder ein Druck ausgeübt, und 
eine Maassnahme, die den Cassen der Gewerkschaften bis zur Einführung eines voll- 
ständigen Gesetzes Schutz gewährte, wurde gegen das Ende der Session durchgesetzt.!) 


1871 kam sodann die gänzliche Regelung der Verhältnisse der Gewerkvereine an 
die Reihe. Zwei Gesetze wurden geschaffen: eines um die Existenz der Gewerkschaften 


1) Noch im Jahre 1867 war es Lord Elcho gelungen, ein Gesetz durchzubringen, das — der erste 
positive Eıfolg der Gewerkvereine auf gesetzgeberischem Wege — eine Abänderung des alten Gesetzes 
über „Meister und Kuechte“ vollzog. Wena ein Unternehmer einen Arbeitscontract brach, konnte er bis 
dahin civilrechtlich auf Schadenersatz geklagt werden. Der Arbeiter hingegen setzte sich durch dasselbe 
Vorgehen einer kriminellen Verfolgung und Bestrafung mit drei Monaten Gefängnis aus. Infolge dieses 
Unterschiedes konnte auch ein von einem „Diener“ verklagter „Herr“ zu seinen eigenen Gunsten Zeugnis 
ablegen, der vom Unternehmer geklagte Arbeiter hingegen in seiner Sache nicht Zeuge sein. Auf die 
eidlich abgegebene Aussage des Unternehmers konnte der Fricdeusrichter den Arbeiter sofort verhaften 
lassen und die Verhandlung selbst in seinem eigenen, des Friedensrichters, Privathause vornehmen, und 
gegen die Strafe dieses Einzelrichters gab es keine Berufung. Auch wird behauptet, dass es nach englischen 
Gesetzen zulässig war, einen Arbeiter fiir denselben Contractbruch, auch nach Abbüssung der Strafe, 
immer wieder in das Gefängnis zu bringen. (Webb, deutsche Ausgabe Seite 204.) Diesen groben Ungerechtig- 
keiten hatte das 1867er Gesetz abgeholfen und den Unterschied zwischen ,Meister’ und ,Knechten* 
beseitigt. 
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zu legalisieren, und ein zweites, worin die ihre Action beschränkenden Strafgesetz- 
paragraphen zu einer Gesetznovelle zusammengefasst wurden. Das Oberhaus verschärfte 
zwar die Bestimmungen der letzteren gegen das „Ausstellen von Schildwachen*, gegen 
die ,Ueberwachung und Belagerung seitens Strikender“ u. s. w., allein nun wurden die 
Gewerkvereine förmlich anerkannt und somit des Rechtsschutzes sicher. 

Ihre weitere Agitation richtete sich jetzt auf den Widerruf der Strafgesetz- 
änderung. Dieses Kampfobject forderte eine Organisation von mehr repräsentativem 
Charakter, als die formlose Vereinigung der Londoner Gewerkschaftsführer, und diese 
gieng auf das sogenannte parlamentarische Comité, eine zur Beeinflussung der Gesetz- 
gebung eingesetzte offlicielle Vertretung der Gewerkvereine, über. Die Regierung und 
das Parlament betrachtete allerdings die 1871 erlassenen Gesetze als die endgiltige 
Lösung eines Problems, das sie lange beschäftigt hatte, und Gladstone weigerte sich 
bis zu seinem 1874 erfolgten Sturze beharrlich, selbst nur die Möglichkeit einer Aenderung 
der Strafsätze in Betracht zu ziehen, trotzdem die Ausübung eines Zwanges auf die 
Unternehmer bei einem an sich völlig gesetzlichen Strike leicht als Verschwörung 
bestraft werden konnte, die Unternehmer hingegen die Freiheit hatten, sich „schwarzer“ 
Listen und Führungslisten zu bedienen und es dadurch dem Arbeiter unmöglich 
zu machen, Beschäftigung zu erlangen. Die Gewerkschaften vermehrten jedoch infolge 
des flotten Geschäftsganges in der Industrie ihre Organisation und Mitgliederzahl; 
auch hatten die Arbeiter infolge der Ausdehnung des Wahlrechtes anfangs der siebziger 
Jahre erhöhte politische Bedeutung erlangt. Unter solchen Umständen hörten die Can- 
didaten der conservativen Partei die Forderungen der Arbeiter verbindlich an und ver- 
pflichteten sich, für den Widerruf des verhassten Gesetzes einzutreten. Damit trat eine 
neue Phase in der Gewerkschaftsbewegung ein; die politische Agitation wurde wieder 
lebendig, und es wurden gegen die beiden grossen Parteien unabhängige Arbeiter- 
candidaten aufgestellt. Bei den Wahlen im Jahre 1874 traten auch die zwei leitenden 
Beamten der Bergarbeitergewerkschaft, Alexander Macdonald und Thomas Burt, als 
die ersten Arbeitermitglieder in das Haus der Gemeinen ein. 1875 wurden sodann 
zwei (Gesetze erlassen, welche den Forderungen der Gewerkschaften voll entsprachen 
und die Zusatzbestimmungen von 1871 zum Strafgesetze in aller Form widerriefen. 
Keine von einer Gruppe von Arbeitern begangene Handlung war von nun an strafbar, 
wenn sie nicht auch strafbar war, falls sie von einer einzelnen Person verübt wurde: das 
„Collective Markten“ war nach fünfzigjährigem Kampfe schliesslich als zulässig erkannt 
worden. — Eine andere Folge des wirtschaftlichen Aufschwunges, welcher nach dem deutsch- 
französischen Kriege eingesetzt und in England bis 1874 gedauert hat, war die Neun- 
stundenbewegung. Sie begann bei den Maschinenbauern, setzte sich dann im Londoner 
Baugewerbe durch und ergriff die Baumwollarbeiter; sie hatte zum Zwecke, die Arbeitszeit 
erwachsener Männer auf 63 Stunden die Woche herabzusetzen. 

Mit der gesetzlichen Anerkennung der Gewerkvereine schliesst eine weitere Epoche. 
Nunmehr werden die Gewerkvereine alsbald auch gesellschaftlich angesehen. Ihr grund- 
legendes Princip blieb die zwangsweise Aufrechthaltung einer auskömmlichen Lebens- 
haltung des Arbeiters. Da aber in den Kohlengrubenbezirken, sowie unter den Baumwoll- 
arbeitern zwei besonders hervorragende Gewerkschaften erwuchsen, verschob sich jetzt 
der Schwerpunkt der Bewegung von London in die Provinzen. Die rein geschäftlichen 
Arbeiten nahmen in den rasch anwachsenden Gewerkschaften bald einen enormen Umfang 
an, und der Generalsecretär hatte seine ganze Aufmerksamkeit darauf zu verwenden, 
eine Unmenge von Angelegenheiten brieflich zu bewältigen. Die Besorgung des gewalti,n 
Unterstützungswesens brachte die Sorge um das Vereinsvermögen mit sich, und während 
die Berg- und Baumwollarbeiter ihre Vereine vor allem als Schutzorgane in gewerblichen 
Angelegenheiten betrachteten, bildete sich in den alten Gewerkschaften der Eisenarbeiter 
und der Bauhandwerker imme: mehr der feste Glaube aus, dass der wirkliche, „wissen- 
schaftliche Trade-Unionismus“ in einem wohlorganisierten Unterstützungswesen und vor- 
sichtig angelegtem Alterspensionsfonds bestehen müsse. Infolge der Depossedierung des 
bisherigen Executivcentrums, Londons, und da infolge der localen Zersplitterung kein neues 
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ähnliches Centralorgan entstand, machte sich ein particularischer Geist und die Forderung 
von allerhand Arten von Sonderpolitik geltend. 

Im Jahre 1874 kam jedoch die geschäftliche Pıosperität plötzlich zu einem Ende, 
und die Jahre bis 1878 sind durch grosse wirtschaftliche Kämpfe zwischen Arbeitern 
und Unternehmern ausgefüllt. Die Strikes sind, der Natur der Verhältnisse entsprechend, 
Vertheidigungsstrikes zur Erhaltung der früheren Lohnsätze; sie endigen jedoch infolge 
des Rückganges der Conjunctur meist mit völliger Niederlage der Arbeiter. Das Jahr 1879 
markiert ausgesprochen den Tiefstand der Bewegung. Der geschäftliche Druck hatte wieder 
Hunderte von Gewerkvereinen in Vergessenheit gefegt; die mit pilzartiger Geschwindigkeit 
emporgewachsenen Vereine der Landarbeiter waren entweder ganz zusammengebrochen 
oder sanken zu unbedeutenden Unterstützungsvereinen herab. Nationale Organisationen 
schrumpften zu Vereinen von localem Einfluss zusammen, deren Wirkungskreis nicht über 
die grossen Centren ihrer Industrie hinavsreicht. Erst von 1880 ab, namentlich während 
des vorübergehenden Aufschwunges bis 1*33, konnten die verschiedenen Vereine ihre 
Mitgliederzahl und ihren Vermögensstand wieder in die Höhe bringen. 

Die gemeinsamen Forderungen, welche die Gewerkschaften von 1875—1885 
geltend machten, hatten auf die Demokratisierung des Wahlrechtes, des Verwaltungs- 
organismus und der richterlichen Organisation abgezielt. Andere Pläne wollten den aus- 
nahmsweise sparsamen und besonders fleissigen Arbeiter in den Stand setzen, sich aus 
der Lohnarbeiterclasse herauszuheben. Eine dritte Gruppe von Vorschlägen bezweckte die 
gesetzliche Regelung der Arbeitsbedingungen in gewissen Industrien. Die in den späteren 
achtziger Jahren neuerlich einsetzende Depression brachte jedoch eine bedeutsame 
Wendung in der Gewerkschaftspolitik zutage. 

Waren bis dahin alle Beobachter darin einig, dass die Gewerkvereine einen un- 
durchdringlichen Schutzwall gegen die socialistischen Pläne bilden würden, so ist in 
dieser Ansicht ein Umschwung eingetreten. Den Anstoss hiezu gab, wie die Webb 
glauben, die Schrift von Henry George „Fortachritt und Armut“. Sie erlangte in den 
Jahren 1320 — 1832 eine beispiellose Verbreitung in England, und ihr optimistischer und 
kampfmuthiger Ton schlug. im Gegensatze zur Beschaulichkeit der englischen Arbeiter- 
bewegung in diesem Zeitraum, den Grundton an für den „Neuen Unionismus“ wie für 
die socialistische Bewegung in England. Anderseits hatten die Socialisten, zwischen 1881 
und 1883, sich in London neu organisiert und traten nun, anstatt bloss für die Ver- 
staatlichung von Grund und Boden, für weitere Gedanken ein: für die Bildung einer 
organisierten demokratischen Gemeinschaft, in der die Kraft der Gesammtheit und das 
sämmtliche Einkommen planmässig für das gemeinsame Wohl Aller verwendet werden 
sollten. Die eindrucksvollen Schilderungen, die Karl Marx in seinem „Capital“ von den 
Wirkungen der industriellen Umgestaltung Englands gegeben, begannen in die Kreise 
der weiter denkenden gewerblichen Arbeiter zu dringen und ihnen die Erscheinungen 
des Lebens zu erklären. Hyndmann und andere Schüler von Marx übten zu diesem 
Zwecke eine unausgesetzte Vortragsthätigkeit und trugen bei zur Revolutionierung der 
Arbeiter, welche trotz ihrer Gewerkvereine geschäftlicher Panik und Krisen gegen- 
über machtlos waren und durch diese sammt ihren Familien oft in tiefes Elend ge- 
schleudert wurden. Die gerade obwaltenden wirtschaftlichen Zustände lieferten zu den 
socialistischen Vorträgen dramatische Illustrationen. Auf die acute Geschäftsstockung von 
1378—1879 war nur ein kurzer und partieller Aufschwung gefolgt, von 1881—1883. An 
ihn schloss sich eine Periode längerer, wennauch nicht aussergewöhnlich intensiver 
Stockung an, während welcher gewisse Stapelindustrien die unerwartetsten und über- 
mässigsten Schwankungen erfuhren. So war z. B. in der grossen Schiffbauindustrie auf 
die schlechte Zeit von 1879 eine Periode gefolgt, in der das Geschäft sprungweise sich 
ausdehnte, so dass 1883 mehr als zweimal soviel an Tonnengehalt gebaut wurde, wie im 
Jahre 1879. Gleich im darauffolgenden Jahre nahm diese enorme Production ein Ende; 
viele Schiffswerften wurden geschlossen, und ganze Städte an der Nordostküste sahen 
sich für den Moment ihrer Beschäftigung beraubt. Der Gesammttonnenwert der Production 
fiel von 1,250.000 im Jahre 1883 auf 750.000 im Jahre 1684, auf 510.000 im Jahre 1885 
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und auf 473.000 im Jahre 1886. Der Jahresbericht der Kesselbauer für 1886 bemerkt: 
„In jedem Schiffbauhafen sind tausende unbeschäftigter Arbeiter zu sehen, die vergeblich 
nach einem Tage ehrlicher Arbeit ausschauen.“ Der Arbeiter ist aber nicht blind, sagen 
unsere Verfasser; er sieht die verschwenderische Entfaltung von Reichthum, an dem er 
keinen Antheil hat, er sieht eine grosse und immer mehr anwachsende Classe ererbten 
Ueberfluss geniessen, sowie Meilen kostspieliger Wohnhäuser, deren jedes von weniger 
Menschen bewohnt wird, als einzelne Zimmer der Mietskasernen. Auf dem internationalen 
Gewerkschaftscongress von 1886 bemerkt daher der vorsichtige Führer der Baumwollspinner, 
„er verstünde nichts vom Socialismus, er habe ihn nicht studiert, wie er hätte vielleicht 
sollen. Die englischen Arbeiter seien nicht so vorgeschritten, wie jene auf dem Continent. 
Trotzdem besässen sie zum mindesten Eine klare Vorstellung: sie sehen ein, dass die 
eigentlichen Producenten nicht den von ihnen geschaffenen Theil der Reichthümer 
erhalten.“ i 

Derselbe Geist breitet sich in den conservativsten und ausschliesslichsten Berufen 
aus. Die Unzufriedenheit wird noch geschürt durch Philanthropen, welche ihre in den 
grosstādtischen Gewerben gesammelten Erfahrungen veröffentlichen. Das Pamphlet 
„Ihe Bitter Cry of Outcast London“ und andere grauenerregende Erzählungen enthüllen 
Domänen des gewerblichen Lebens, in welchen weder die Gewerkvereine, noch die 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften die Verhältnisse zu bessern hoffen könnten. 
čine königliche Commission über die Wohnungsverhältnisse der ärmeren Classen bringt 
nichts Entscheidendes zu Wege; eine solche Untersuchung der Geschäftsstockung 
bleibt absolut unfruchtbar; ein Comité des Oberhauses zur Prüfung der Armengesetze 
vermag nicht einmal festzustellen, welches die zu lösenden Probleme sind. Ein anderes 
über die Schwitzarbeit endet nach jahrelanger Verschleppung mit unzulänglichen Fest- 
stellungen und dem Eingeständnis der Unfähigkeit, dem studierten Uebel zu begegnen. 
Wichtiger als all dieses ist aber, dass ein Grosskaufmann und Rheder, Charles Booth, 
1886 auf seine eigenen Kosten eine systematische statistische Erhebung über die that- 
sächlichen socialen Verhältnisse der Londoner Bevölkerung ins Werk setzte, deren ein- 
drucksvollen Ergebnisse dann von einem Ende des Königreiches zum anderen weithin ver- 
kündet wurden. 

Die Wirkung all dieser Erhebungen war ein fruchtbarer Anstoss zu socialen Re- 
formen. Zur allgemeinen Ueberraschung wurden die Schwarzmalereien der Sensations- 
schriftsteller wie der Socialisten durch die statistische Aufnahme im ganzen als gerecht- 
fertigt erwiesen. Die Fälle unverdienten Elends erschienen aber auch als typische Bei- 
spiele aus der Durchschnittsexistenz grosser Massen der Bevölkerung. War es doch 
richtig, dass 32 Proc. der Gesammtbevölkerung Londons in einem Zustande chronischer 
Armut lebten, welcher unvereinbar war mit den Vorbedingungen physischer Gesundheit 
und gewerblicher Leistungsfähigkeit. Während einer ganzen Generation hatten die ge- 
lernten Arbeiter immer nur erwogen, welche günstigen Bedingungen sie ihren Unter- 
nehmern abringen könnten durch collectives Verhandeln und mit Hilfe eines Reserve- 
fondes; gegenüber einer sich in die Länge ziehenden Arbeitslosigkeit erwiesen sich aber 
das erweiterte Wahlrecht, der Freihandel und die Gewerkschaften gleich hilflos. 

Eine liberale Regierung war im Amte und verfügte über eine enorme Majorität, 
legte aber kein e.friges Verlangen an den Tag, den Wirkungen der ökonomischen Un- 
gleichheit abzuhelfen. Die Frage, ob von dem Reichthum der Gesammtbevölkerung ein 
Theil dazu verwendet werden soll, für die grosse Masse der Bevölkerung auskömmlichere 
Existenzbedingungen zu schaffen, wurde nicht zur Debatte gestellt; die weitere Aus- 
dehnung des Stimmrechtes, der Freihandel und der Volksschulunterricht bildeten das 
alleinige sociale und ökonomische Heilmittel, das die liberale Partei darzubieten hatte. 
Aber die Billigkeit der Lebensmittel war für den ausser Beschäftigung geworfenen 
Arbeiter von keinem Nutzen, und die Ausdehnung des Unterrichtswesens diente nur 
dazu, seine Unzufriedenheit mit den bestehenden socialen Verhältnissen zu vermehren 
und seine Fähigkeit zu erhöhen, die theoretischen Erklärungen und praktischen Vor- 
schläge der neuen Schule von Reformatoren zu verstehen. Der Arbeiter fand keinen 
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Trost im Trade Unionismus oder am politischen Kampf der Parteien. Der Steinmaurer, 
der Zimmerer, der Eisengiesser erblickte in seine n alten, mächtigen Gewerkverein wenig 
mehr als einen Kranken- und Beerdigungsverein, zumal er jede Unterstützung von Strikes 
verweigerte, selbst wenn sich diese gegen Lohureductionen und Vermehrung der Arbeits- 
stunden richteten, und seine Arbvitslosenunterstiitzung nur dadurch aufrecht erhielt, 
dass er sich bei besser situierten Mitgliedern in schwere Schulden stürzte. Die „Hilfs- 
cassengewerkschaft* gerieth rasch in Misscredit. „Wie lange noch“, ruft bereits 1886 Tom 
Mann den gewerkvereinten Arbeitern zu, „werdet Ihr Euch mit der gegenwärtigen 
schwachmiithigen Politik Eurer Gewerkvereine zufrieden geben? Keiner hat eine andere 
Politik, als die Arbeitslöhne im Fall zu veıhindern, und die walıre Politik der Gewerk- 
schaft, die des Angriffs, scheint völlig aus dem Gesiclitskreis geschwunden zu sein.“ 

Das Ergebnis dieser Bewegung war, dass sich der Trade Unionismus wieder 
änderte. Die neue Agitation richtete sich gegen die Zusammenkoppelung von Unter- 
stützungseinrichtungen mit gewerblichen Schutzbestrebungen; es sollten bloss Angriffs- 
und Kampfvereine, die „neuen“ Gewerkvereine gegründet werden. Hieran waren die 
Socialisten betheiligt welche an die Arbeiter mit einem fertigen Programm socialer 
Reformen herantraten, das vom Achtstundengesetz bis zur Verstaatlichung der Productions- 
mittel recht. 

Der Versuch zur Organisierung der ungelernten Arbeiter, welcher nun in grossem 
Maasse erfolgte, erreichte in dem Dockerstrike 1889 seinen Höhepunkt. Ein Geist der 
Hoffnungsfreudigkeit wurde durch die Propaganda der Socialisten unter den Arbeitern 
geweckt, welcher zur Bildung von grossen Gewerkvereinen ungelernter Arbeiter zunächst 
in London führte. Schon 1888 hatte die larte Behandlung der mit der Erzeugung von 
„Lucifer“ - Zündhölzchen beschäftigten Arbeiterinnen den Unwillen der Frau Besant 
erregt, welche damals ein kleines Wochenblatt herausgab und durch einen Leitartikel 
die Fabriksmädchen der Zündhölzererzeugung zur Auflehnung brachte; ihrer 672 traten 
ohne Mittel und Organisation in Ausstand; Angehörige der Mittelclassen und vor allem 
die genannte Schiiftstellerin selbst wussten aber durch unermüdliche Energie die Theil- 
nahıne des Publicums in einer nie zuvor dagewesen Weise zu erwecken Aus allen Classen 
flossen Beiträge zu, welche 400 Pfund Sterling ergaben, und nach einem l4tägigen 
Widerstand waren die Unternehmer durch den blossen Druck der Oeffentlichkeit ge- 
zwungen, ihren Arbeiterinnen einige Zugeständnisse zu machen. 

Damit war für die Schwachen die ganz neue Erfahrung gemacht, dass sie durch 
die Intervention des Publicums gerade ihrer Schwäche wegen imstande seien, zu siegen. 
Die im Mai 1889 gegründete Union der Gasarbeiter und deren Hilfsarbeiter gewann in 
kurzer Zeit Tausende von Mitgliedern, die in den ersten Tagen des August die plötzliche 
Herabsetzung der Arbeitszeit von 12 auf 8 Stunden verlangten und zur allgemeinen 
Ueberraschung wurde der Achtstundentag nach einer Zwischenzeit acuter Spannung olıne 
Kampf bewilligt und sogar durch eine kleine Aufbesserung der Wochinlöhne ergänzt. 
An den Strike der „Zündholzmädchen* knüpfte sich die Ausdehnung der Gewerkschafts- 
bewegung unter den weiblichen Arbeitern Englands; den Höhepunkt der Bewegung 
bildete aber, wie schon erwähnt, der Dockerstricke von 1889, bei dem im Laufe von 
drei Tagen zehntausend Arbeiter einmüthig die unsichere und schlecht bezahlte Arbeit, 
um die sie bis dahin jeden Morgen an den Dockthoren gekämpft hatten, niederlegten. 
Die zwei starken Vercine der Schiffslader machten mit den Dockern gemeinsame Sache 
und nach Verlauf einer weiteren Woche hatten Dank der energischen Agitation der 
Führer Ben Tillet, Tom Mann und John Burns alle am Themseufer beschäftigten 
Arbeiter sich dem Strike angeschlossen. Die Missbilligung der Oeffentlichkeit, welche 
auf die Verhältnisse der Docker gelenkt wurde, machte es den Dockcompagnien un- 
möglich, selbst für ihre ungelerute Arbeit Hilfskräfte zu finden. Eine öffentliche Bei- 
steuer von nahezu 50.000 Pfund setzte nämlich Burns in den Stand, ein ausgedehntes 
System der Vertheilung von Unterstützungen zu organisieren, welches nicht bloss den 
Dockarbeitern Unterhalt gewährte, sondern auch das Strassengesindel bestach, seine 
Arbeitskraft den Compagnien zu versagen. In allen Hauptstädten Australiens wurden 
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öffentliche Subscriptionen zu Gunsten der Docker erdffaet, und mehr als 30.000 Pfund 
wurden aus Australien telegraphisch nach London geschickt. Und schliesslich versetzte 
der Druck von Redacteuren, Geistlichen, Actionären der Gesellschaften, Schiffseigenthiimern 
und Kaufleuten, sowie das Anbot des Cardinals Manning und des Parlamentsmit- 
gliedes Buxton, als Vermittler.zu fungieren, die Dockdirectoren in die Nothwendigkeit, 
alle Forderungen zu bewilligen. 

Die Politik der Gewerkvereine begann nun auch in hohem Maasse socialistisch 
zu werden. Man begann lebhaft dafür zu agitieren, dass die öffentlichen Behörden, sofern 
sie Unternehmer sind, dadurch ein gutes Beispiel geben, dass sie Gewerkvereinslühne 
bezahlen und darauf bestehen, dass ihre Lieferanten. das gleiche thun. Bis 1894 
hatten sich denn auch 150 Localbehörden in irgendeiner Form, wie die Webb sagen: 
„auf rechtschaffene Löhne verpflichtet“. Im Jahre 1890, noch ausdrücklicher 1893, fand 
es die Regierung für nothwendig, sich vom alten Principe loszusagen, wonach die öffent- 
lichen Behörden auf dem wohlfeilsten Markte einkaufen mussten, und bekannte sich zum 
Princip, dass sie beim Abschluss von „Regierungsgeschäften“ mit Lieferanten ihren Einfluss 
dazu aufzuwenden hätten, die von den betreffenden Gewerkvereinen durchgesetzten und 
geforderten Normallöhne und Normalarbeitszeiten aufrecht zu erhalten. 

In allen Theilen des Landes bildeten sich nun neue locale gemischte Gewerkschafts- 
ausschüsse (Trades-Councils), während viele Gewerkschaften, die ausgetreten waren, in 
die schon bestehenden derartigen Comites wieder zurückkehrten. Als Mitglied des Lon- 
doner Grafschaftsrathes hatte John Burns von 1889 an Gelegenheit, einen bureau- 
kratischen Municipalsocialismus in Bezug auf die Angestellten und auf die locale Ver- 
waltung zu begründen. Ueberall forderten die Führer der neuen Gewerkvereine ihre An- 
hänger auf, aus den eigenen Kreisen Vertreter in die Kirchspiel- und Städtevertretungen 
zu entsenden und ihren Einfluss als Wähler so zu benützen, dass dadurch in regelrechter 
und gesetzlicher Weise die ihnen besonders am Herzen liegenden Veränderungen her- 
beigeführt werden. — 

Wieder war somit die englische Arbeiterbewegung in die Bahn praktischer Er- 
wägungen gelenkt. Anstatt an eine gewaltsame Revolution zu denken, strebt sie in ein- 
zelnen praktischen und concreten Fragen dahin, die vorhandenen Kräfte der Gesellschaft 
ihren Idealen dienstbar zu machen, und diese Schritt für Schritt im Bereiche der Mög- 
lichkeit zu verwirklichen. — 

Die Geschichte der Gewerkvereinsbewegung in England zeigt uns somit den 
Zusammenhang, in dem Aufschwung und Verfall der Arbeiterverbände mit der allge- 
meinen wirtschaftlichen Conjunctur steht. Sie weist daneben auch jene Verschiebungen 
auf, welche in den Organisationszielen dieser Verbände häufig eingetreten sind. Die 
Frage der Trennung des Hilfscassenwesens vom Kampfvereine wurde wiederholt als 
Neuerung erörtert. 1833 beklagte es Place als schädliche Aenderung, dass man den 
Gewerkverein von Hilfscassenzwecken befreie, 1852 wieder, als die Maschinenbauer das 
„neue Muster“ eines Gewerkvereines geschaffen, bezeichnet es ein den Arbeitern wohl- 
gesinnter Professor, Beesly, als eine neue Einrichtung, dass man den Unterstützungs- 
verein mit den Kampfvereinen innig verbindet. 1889 hinwieder besteht der „neue“ 
Unionismus neuerlich darin, die Kampfvereine von dem „entnervenden Unterstützungswesen 
zu befreien“. 

Das fernere bemerkenswerte Ereignis: die Bildung grüsserer Gewerkschaften unge- 
lernter Arbeiter ist ebenfalls kein unerhörtes Vorkommnis; man kann auf die frühzeitige 
Ausdehnung der Gewerkvereinsbewegung auf die Landarbeiter hinweisen! Im Jahre 1852 
war zu Glasgow ein Taglöhnerverein gebildet worden, und der im Jahre 1572 ge- 
schaffene Taglöhnerbund für London und die Grafschaften hat sich bis heute zu erhalten 
gewusst. 

Neue Erscheinungen der Neunzigerjahre sind indes, dass der selbstsüchtige Geist 
der Abschliessung, den die verhältnismässig gut bezahlten Maschinenbauer, Zimmerer 
und Kesselbauer noch 1880—1885 oft zur Schau trugen, einer weitherzigeren Aner- 
kennung der wesentlichen Solidarität der lohnarbeitenden Classen Platz gemacht hat. 

31* 
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Die Verfassung der Gewerkschaft der Maschinenbauer z. B. wurde 1892 ausdrücklich 
zu dem Zweck einer Aenderung unterzogen, die Reihen dieses „aristokratischesten* der 
Gewerkvereine allen Arbeitern der zahllosen Zweige des Maschinenbaugewerbes zu eröffnen. 
Auch werden jetzt hier sowie in den anderen grösseren Gewerkschaften allen Leuten 
und Arbeitern, deren Lohn nicht zur Zahlung hoher Untersttitzungsbeitrage ausreicht, 
besondere Erleichterungen gewährt. Und die Klempner wetteifern jetzt mit den 
Maschinenbauern, die Zimmerleute mit den Schiffbauern in der Hilfeleistung bei 
der Gründung von Gewerkvereinen für die unqualificierten Arbeiter, die mit oder 
unter ihnen arbeiten. Und ebenso erkennen die Gewerkvereine weiblicher Arbeiter, die 
ursprünglich nur mit einiger Schwierigkeit Zulassung zu den Trades-Coucils und den 
Gewerkschaftscongressen erlangt hatten, nunmehr dankbar an, dass sich die Haltung 
ihrer männlichen Arbeitsgenossen völlig verändert hat. Nicht bloss, dass man ihnen 
jetzt bei der Bildung besonderer Arbeiterinnenvereine jeglichen Beistand leistet, in Einzel- 
fällen haben sogar Vereine gelernter Arbeiter Frauen als Mitglieder willkommen geheissen. 

Desgleichen wuchs endlich das Solidaritätsgefühl der englischen und der fest- 
ländischen Arbeiter, und diese Thatsache schliesst die Erweiterung der Gewerkvereins- 
bewegung heute ab. — 


Nach der Darstellung des Inhaltes des Werkes haben wir die Leistung seiner 
Verfasser zu würdigen. 

Sic haben mit grossem Fleisse aus öffentlichen wie privaten Archiven das Material 
für ihre Darstellung beigebracht. Hiebei, sowie bei der Verarbeitung, kam ihnen die 
nahe Fühlung zustatten, welche sie mit der Arbeiterwelt besitzen. In ihrer Darstellung 
bestrebten sie sich indes vollkommener Objectivität. — Zu beklagen ist bloss, dass sie 
nach zweifacher Richtung nothwendige Ausführungen unterlassen haben. 

Einmal enthält das Buch zu wenig Mittheilungen über die jeweilige politische 
Geschichte Englands — namentlich über die Wahlrechts-Reformbewegungen, ihre Ziele, 
Erfolge und die politischen wie socialen Folgen der Reformgesetze. Die politischen 
ireignisse werden als vollkommen bekannt vorausgesetzt, wodurch die Benützung des 
Buches für den nichtenglischen Leser erschwert wird, 

Ein zweiter Mangel ist, dass die Organisation und Thätigkeit der Gewerkschaften 
lange nicht anschaulich genug geschildert ist. Zwar findet sich eine anzichende Schilderung 
des Lebens im Gewerkverein aus der Feder eines ehemaligen Arbeiters und jetzigen 
Hilfs: rbeiters der Verfasser im Buche, allein das „neue Muster“ eines Gewerkvcreines, 
von dem so viel die Rede ist, wird nicht genügend und nicht in Gegenüber- 
stellung zum früheren Vereinstypus geschildert. Auch im Uebrigen ist von „Sectionen®, 
„Distrietsdelegierten“, vom „Gewerkschaltscongress* und „parlamentarischem Comité“ 
wie von voruherein bekannten Organisationen gesprochen, wodurch der Anschaulichkeit 
neuerlich Abbruch geschieht. Die letztere wird daher nur dort vollkommen erreicht, wo 
die psychologische Erfassung der Arbeiterfiihrer in Betracht kommt. 

Nach diesen beiden Richtungen hätten die Uebersetzerin und Herr E. Bernstein, 
welcher die deutsche Ausgabe, wie das Titelblatt besagt, mit „Noten(!) und einem Nach- 
wort“ versah, mit einigen Anmerkungen Wichtiges leisten können. 

Hingegen ist, umgekehrt, das erste Capitel für festiändische Leser, welche sich nicht 
speciell mit der Frage der Entstehung und der Vorbilder der englischen Gewerkvereine 
befassen, etwas zu weitläufig gehalten. Diese Weitläufigkeit ist überhaupt den ersten 
Capiteln eigen, trotzdem darin anderseits der seitens anderer Autoren erwähnte Terro- 
rismus, den die verzweifelten Arbeiter häufig geübt zu haben scheinen, nicht zur 
Darstellung kommt. 

Trotz dieser Mängel ist aber dem Webb'schen Werke, als einer des Gegenstandes 
würdigen Darstellung der Geschichte der englischen Arbeitergewerkschaften, hohes Lob 
zu zollen. 

Ebenso muss die Grösse der von der Uebersetzerin geleisteten Arbeit anerkannt 
werden, wenngleich ihre Sprache von Anglicismen wimmelt und stellenweise reines 
Englisch-Deutsch ist. Schwiedland. 
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Bibliographie der Socialpolitik von Josef Stammhammer. Jena, Gustav 
Fischer 1897. 

Das vorliegende Werk wird vom Verfasser selbst als ein Gegenstück zu dessen 
im Jahre 1893 publicierten Bibliographie des Socialismus und Communismus bezeichnet. 
In der That weisen beide Bände die grossentheils gleichen Vorzüge uud Mängel auf. 

Was die ersteren anlangt, so kann auf das im 3. Bande dieser Zeitschrift S. 328 
befindliche Referat über die Bibliographie des Socialismus verwiesen werden. Zweifellos 
hat der Verfasser, als er den Plan zu seinem Unternehmen fasste, ein dringendes 
Bedürfnis der gelehrten Welt richtig erkannt, und diesem Bedürfnisse helfen die beiden 
Bände trotz der zahlreichen ihnen anlıaftenden Mängel doch theilweise ab. 

Leider aber hat der Verfasser die vielfachen Winke und Bemängelungen nicht 
verwertet, die ihm gelegentlich der Besprechung des ersten Bandes von so vielen Seiten 
zugekommen waren. Und so wiederholen sich die an der älteren Publication gerügten 
Fehler auch hier wieder. 

Zunächst drängt sich schon bei Betrachtung des Titels des Werkes die Frage auf, 
was der Verfasser denn unter „Socialpolitik* versteht, wie also der Gegenstand abge- 
grenzt ist, dessen Bibliographie uns da geboten werden soll. Ueber diese grundlegende 
Frage sucht man in der Vorrede vergebens Aufschluss. Es wird daselbst nur mitgetheilt, 
dass das Arnıenwesen einbezogen sei, und dass eine Bibliographie der Volkswirtschafts- 
politik vorbereitet werde. Wo aber ist die Grenze zwischen dieser und der Socialpolitik? 
Eine solche Grenze ist schon begrifflich schwer zu ziehen; ganz unmöglich ist es, die 
Literatur in eine social- und eine volkswirtschaftspolitische zu trennen. Aber auch wenn 
man es versucht, aus dem Inhalte des Sachregisters sich ein Bild davon zu machen, 
was denn der Verfasser unter „Socialpolitik“ verstanden habe, gelangt ınan zu keinem 
Resultat. Die Agrarpolitik und Gewerbepolitik ist jedenfalls eingeschlossen; die soge- 
nannte Handelspolitik, ferner die Verkehrs-, Geld- und Creditpolitik scheinen dagegen 
vom Verfasser nicht zur Socialpolitik gerechnet zu werden; wenigstens fehlen die entspre- 
ohenden Schlagworte wie „Handelspolitik“, ,Schutzzoll*, „Freihandel“, „Zollwesen“ u. s. w.; 
während allerdings wieder „Getreidezölle“*, „Landwirtschaftlicher und Gewerblicher Credit“ 
in die Bibliographie Aufnahme gefunden haben; eLenso „Mässigkeitsbestrebungen“ 
„Cartelle“, „Erziehung“, „Findelkinder“, „Schule“ und dergl. Die Gemeinheitstheilungen 
sind in der Bibliographie enthalten, nicht aber die damit auf das genaueste zusammen- 
hängenden Commassationen. Solcher Willkürlichkeiten könnten mehr aufgezählt werden. 
Kin einheitlicher Gesichtspunkt für die unter den Begriff Socialpolitik subsumierter 
Materien ist nicht zu entdecken. 

Fragen wir nunmehr, in welcher Weise die eine Materie behandelnden Bücher 
und Aufsätze vom Verfasser aufgefunden wurden. Der Bienenfleiss desselben muss hier 
rühmend hervorgehoben werden. Insbesondere ist es sehr verdienstlich, dass auch der 
Inhalt der wichtigsten Zeitschriften vielfach Berücksichtigung fand. Dagegen ınuste die 
Art der Auffindung zu vielen Missverständnissen und Unrichtigkeiten führen. Der Verfasse 
hat zwar alle ihm zugänglichen bibliographischen Behelfe und sogar eine sehr grosse 
Zahl von Antiquarkatalogen hiezu benützt, aber nicht die Werke selbst. Er konnte 
daher stets nur mit dem Tite), nicht aber mit dem Inhalt der Publication arbeiten; wo 
beides sich nicht genau deckt, mussten Fehler in der Aufnahme vou Schriften in die 
Bibliographie oder in deren Einreihung unter die einzelnen Schlagworte entstehen. Um 
nur zwei krasse Fälle anzuführen: die Wirtschaftsgeschichte umfasst die Bibliographie 
im Allgemeinen nicht; man würde daher vergebens die grossen historischen Arbeiten 
von Lamprecht, Jnama u. a. darin suchen. Wohl aber ist des letzteren Autors 
Schrift über die Ausbildung grosser Grundherrschaften in Deutschland während der 
Karolingerzeit angeführt. Warum? Weil sie in den „staats- und socialwissenschaftlichen 
Forschungen“ erschienen ist! Ebenso sind sämmtliche Bände der Schriften des Vereines 
für Socialpolitik aufgeführt; auch z. B. Band 3 über Personalbesteuerung, Band 8 über 
Einkommensteuer, Band 12 über Communalsteuern, Band 16 über Zolltarife, Band 34 
über Voibildung zum höheren Verwaltungsdienste, Band 35 über Zwischenhandel, Band 
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37 über Preise, Band 44 über das ländliche Gemeindewesen u. £. w., — durchaus Werke, 
die Materien behandeln, welche der Verfasser sonst nicht zur Socialpolitik rechuet, und 
die nur dadurch hereinkommen, dass der Verein, der sie herausgab, in seinem Namen das 
Wort „Socialpolitik“ führt. 

Ein anderes instructives Beispiel ist Grünbergs Aufsatz in Schmollers Jahr- 
büchern XX. Jahrgang, 1. Heft. Dieser Artikel ist rein historisch und behandelt aus- 
schliesslich die Frage des bäuerlichen Erbrechtes. Er hätte daher entweder überhaupt 
wegbleiben sollen oder wäre unter dem Schlagworte „Erbfolge, bäuerliche” anzuführen 
gewesen; statt dessen findet er sich unter „Agrarpolitik* u. z. deshalb, weil die Serie 
(von der bis dahin blos dieser eine Aufsatz erschienen war) „Studien zur Österreichischen 
Agrargeschichte und Agrarpolitik“ benannt ist. Wer übrigens meint, er werde desselben 
Autors Buch über die Bauernbefreiung unter diesem Schlagworte finden, der irrt. Knapps 
Werk ist allerdings dort untergebracht; das vollkommen analoge Buch Grünbergs 
dagegen unter dem merkwürdigen Schlagworte „grundherrlich-bäuerliche Verhältnisse“. 
Wieder ist es der Titel, der Zusammengelöriges trennt, Verschiedenartiges vereinigt. 


Die Schaffung einer Bibliographie ist eben keine banausische, sonderu eine 
wissenschaftliche Arbeit; sie ist nicht Aufgabe eines Bibliothekars, sondern eines 
Fachgelehrten. Damit hängt ein weiteres grosses Gebrechen des Werkes zusammen. 
Eine wahre Bibliographie müsste die Bücher in systematischer Gliederung anführen; 
nur so wird sie für praktische und wissenschaftliche Zwecke brauchbar. Das vorliegende 
Werk bringt dagegen die Schriften in alphabetischer Reihenfolge ihrer Autoren: das ist 
also in Wahrheit keine wissenschaftliche Bibliographie, sondern ein Bücherkatalog nach 
Autoren. Vergebens sucht der Verfassr diesem constitutiven Mangel durch Beigabe 
eines „Sachregisters* abzuhelfen. Auch dieses ist aber wieder nicht systematisch geordnet 
— dazu wäre eben wirkliche Kenntnis der Bücher erforderlich —, sondern es enthält 
nur viele hundert vom Verfasser willkürlich gewählte Schlagworte in alphabetischer 
Ordnung, unter welche Schlagworte die einzelnen Autoren nach dem Titel ihrer Schrift 
angeführt werden. Es ist von vorneherein gar nicht zu errathen, welche Schlagworte in 
dem Sachregister enthalten sind, und unter welches davon die einzelnen Werke eingestellt 
sind. Wer sich also über die Literatur einer bestimmten Materie orientieren will, dem 
bleibt nichts übrig, als folgenden Leidensweg durchzumachen: er liest das ganze Sachregister 
von A bis Z durch, d. h. 72 doppelspaltige Lexikonseiten; notiert die Schlagworte, 
unter welchen er vermuthet, ihn interessierende Werke zu finden, und schlägt die dort 
angeführten Autoren in dem alphabetischen Autorenverzeichnisse nach. Dieses compli- 
cierte und langwierige Verfahren wird noch dadurch erschwert, dass eine Reihe allgemein 
gehaltener, nichtssagender und wertloser Schlagworte vorkommen; wie z. B. „Frauen“ 
(neben „Frauenarbeit“, „Frauenfrage“, „Frauenstudium“), „Nothlage“, „untere Volksclassen“ 
u. dergl Andererseits leisten wieder andere Schlagworte das Aeusserste an Detaillierung 
wie „Gothenburger Ausschanksystem“. 


Was endlich die Vollständigkeit des hier gebotenen Büchermateriales anlangt, so 
kann von einer solehen kaum gesprochen werden. Das geht schon aus dem früher 
Gesagten hervor. Wenn überdies so epochale Werke, wie z. B. Laveleye: de la propriété 
et de ses formes primitives und die vervollständigte deutsche Ausgabe von Bücher 
fehlen, was soll man dann von Autoren zweiten Ranges erwarten? Speciell für die 
Auswahl der Aufsätze in Zeitschriften ist keinerlei Princip zu entdecken. Auch von 
denjenigen Zeitschriften, die berücksichtigt wurden, sind ganz willkürlich einige „social- 
politische“ Aufsätze citiert, andere wichtigere nicht, trotzdem der betreffende Autor mit 
anderen minder wichtigen Artikeln in der Bibliographie figuriert. Beispiele liessen 
sich dafür massenhaft erbringen. Sie anzuführen hat wohl keinen Zweck. Sollte der 
Verfasser sein reiches Material für eine zweite Auflage vervollständigen wollen, was 
sehr zu wünschen wäre, so würde der Vorschlag Sombart's (Archiv für sociale Gesetz- 
gebung und Statistik), er möge sich direct an die noch lebenden „socialpolitischen* 
Autoren um das Verzeichnis ihrer Schriften wenden, schr zu beherzigen sein. 
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Hier wollte ich dagegen mit meinen Ausfiihrungen nur eines bezwecken. Der 
Gedanke liegt nahe, sich dieses Werkes zu bedienen, um sich das sehr miihevolle Suchen 
nach den Quellen und der Literatur für eine socialpolitische Frage gänzlich zu ersparen. 
Davor sollten die Leser dieser Zeitschrift gewarnt werden. 

Dagegen lag es dem Referenten gewiss ferne, bestreiten zu wollen, dass die 
„Bibliographie der Socialpolitik“ ein durchaus unentbehrliches Hilfsmittel für jeden 
Socialpolitiker ist. Wenn auch die riesige Arbeit, die in diesem Werke aufgestapelt ist, 
leicht hätte ein noch wertvolleres Resultat liefern können, so ist damit nicht gesagt, 
dass wir das vorliegende Resultat missen wollten. Wir können dasselbe zwar nicht als 
eine Bibliographie, wol aber als eine sehr wertvolle Vorarbeit zu einer solchen betrachten. 
Auch damit hat sich der Autor grosses Verdienst um die Gelehrtenwelt erworben. 

Schiff. 

Die Arbeits- und Lebensverhältnisse der Wiener Lohnarbeiterinnen. Er- 
gebnisse und stenographisches Protokoll der Enquête über Frauenarbeit, abgehalten in 
Wien vom 1. März bis 21. April 1896. 

Das vorliegende, fast 700 Seiten starke Werk, muss von jedem, der sich für 
sociale Verhältnisse interessiert, auf das freudigste begrüsst werden. Ist es doch die 
erste gross angelegte Erhebung über die ökonomischen und socialen Zustände der 
arbeitenden Classen Oesterreichs, welche den Anforderungen strenger Sachlichkeit und 
Unparteilichkeit vollauf genügeleistet. Den parlamentarischen Versuchen auf diesem 
Gebiete fehlt fast durchwegs das erstgenannte Requisit, während die sonst so aus- 
gezeichnete, von den Gewerkschaften Wiens im Jahre 1892 veranstaltete gewerbliche 
Enquête den Verdacht socialdemokratischer Tendenzen nicht von sich abschüttelu kann. 

Hier dagegen ist über Anregung der ethischen Gesellschaft in Wien eine Schar 
von Männern und Frauen an das Werk gegangen, die, den verschiedensten Parteirichtungen 
und Berufsständen angehörend, sich nur die Constatierung der objectiven Thatsachen 
zum Ziele gesetzt hat, Gelehrte und Abgeordnete, staatliche und städtische Beamte, 
Angestellte der Wiener Handelskammer und der Gewerkschaftscommission, Unternehmer 
und Arbeiter, Liberale, Demokraten, Christlichsociale, Socialdemokraten und Juugtschechen 
sassen da friedlich bei gemeinsamer Arbeit und vernahınen in 35, oft bis tief in die Nacht 
reichenden Sitzungen mit einer Gesammtdauer von 118 Stunden 181 weibliche, 59 männ- 
liche Arbeiter und 20 Unternehmer aus 58 verschiedenen Branchen. Die Sitzungen waren 
zwar nicht Öffentlich, weil man mit Recht Maassregelungen der aussagenden Experten 
durch ihre Principale befürchten musste; doch wurde jedem Unbetheiligten auf Wunsch 
der Zutritt gestattet, von welcher Möglichkeit denn auch reichlich Gebrauch gemacht 
wurde. Die Objectivität der Enquéte wurde auch dadurch erhöht, das jedem Commi- 
sionsmitgliede freistand, Experten namhaft zu machen, dass ferner jede freiwillig sich 
meldende Auskunftsperson vernommen wurde, auch durch Zeitungen, Mittheilungen in 
der Handelskammer u. s. w. öffentliche und private Aufforderungen an Arbeiter und 
Unternehmer ergiengen, vor der Commission als Experte zu erscheinen. 

Trotz all dieser die völlige Unparteilichkeit der Enyuéte sichernden Momente, 
blieben indes der Commission die heftigsten Angriffe von Seite mancher Unternehmer- 
organe nicht erspart. Dies will indessen nicht viel besagen. Auf solche Angriffe von 
Seite interessierter Personen ınuss jeder gefasst sein, der vorhandene Ucbelstinde mit 
Rücksichtslosigkeit aufzudecken sucht. 

Dass die Aussagen der vernommenen Arbeiterinnen — mit sehr wenigen, meist 
von Unternehmerseite geführten Ausnahmen — völlig der Wahrheit entsprachen, darüber 
könnte ein Zweifel selbst dann nicht obwalten, wenn nicht eine Reihe von Bestätigungen 
durch die Unternehmer selbst und durch amtliches Material vorlage. Man muss nur 
bedenken, unter welchen Verhältnissen die Befragung der Expertinnen erfolgte. Eine 
vorherige Vorbereitung der letzteren auf die ihnen gestellten Fragen war ganz ausge- 
schlossen; sie hätte auch bei den zahllosen Kreuz- und Querfragen, die von allen 
anwesenden Commissionsmitgliedern an jede Expertin gerichtet wurden, nicht vorhalten 
können. Der Befragurg wurde nämlich ein sehr sorgfältig ausgearbeitetes und ins 
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Detail gehendes Questionär zugrunde gelegt, das die Expertinnen jedoch vorher nicht 
zu Gesicht bekamen. Ausser diesen 54 Fragen, die vom Vorsitzenden an jede Auskunfts- 
person gestellt wurden, hatte aber auch jedes andere Commissionsmitglied das Recht 
zur Stellung weiterer Fragen, und dieses Recht ist so sehr ausgenützt worden, dass im 
Durchschnitte auf jede Vernehmung fast eine halbe Stunde entfällt. Einem solchen 
Kreuzverhöre sind einfache Arbeiterinnen nicht gewachsen. Da sich die verschiedenen 
Antworten gegenseitig grösstentheils controlieren, so wäre das Vorbringen falscher 
Behauptungen ohne innere Widersprüche kaum möglich gewesen. Ueberdies musste sich 
aber jedem Zuhörer die Ueberzeugung aufdrängen, dass den Expertinnen alles andere 
näher lag, als zu schwarz zu malen. Im Gegentheile, in den meisten Fällen schämten 
sie sich ihrer elenden, gedrückten Lage; nur mit Mühe konnten viele dazu gebracht 
werden, auf Fragen, welche ibre Noth klar beleuchteten — wie z. B. die Häufigkeit des 
Fleischgenusses —, präcise Antworten zu geben, und dann erfolgten sie oft auch unter 
mehrfachen Entschuldigungen. 


Bedenkt man nun noch, dass zum grössten Theile gerade die bestentlohnten 
Arbeiter der betreffenden” Unternehmungen vor der Enquéte-Commission erschienen, 80 
darf man sicher annehmen, das ein zu ungünstiges Bild aua den Protokollen der Enquéte 
nicht hervortritt. 


Auf den Inhalt dieser Protokolle selbst einzugehen, ist in dem engen Rahmen 
einer blossen Anzeige nicht möglich. Gewiss ist, dass Gelehrte und Politiker in ihnen ein 
reiches und zuverlässiges Material finden, um sich über die im Wiener Gewerbe 
herrschenden Arbeitsverhältnissse zu belehren. Schiff. 


Dr. Josef Schmöle, Privatdocent an der Universität Greifswald. Die Social- 
demokratischen Gewerkschaften in Deutschland seit dem Erlasse des Socialisten- 
gesetzes, I. vorbereitender Theil, Jena 1896, Gustav Fischer, XVIII und 211 S. 


Wir haben in diesem Buche ein wertvolles Stück Arbeit vor uns, ein zu Ver- 
gleichen anregendes Seitenstück zu dem prächtigen Werke des Ehepaares Webb über die 
englischen Gewerkvereine. Verfasser schildert uns die Anfänge der Bewegung seit 1868 
und deren Zusammenhang mit den Bestrebungen der politischen Parteien, welche die 
Arbeiterschaft durch Schaffung von Berufsorganisationen an sich ziehen wollten. Er führt 
uns die wechselnden Phasen der Gewerkschaftsbewegung vor, leider meist nur der social- 
demokratischen, obwohl gerade in Deutschland auch andere Organisationen von Belang 
bestehen. Aehnlich wie in England, zeigt sich dabei die Tendenz, von localen zu 
centralisierten Organisationen, zu Branchenvereinigungen und Verbänden über das ganze 
Reich fortzuschreiten, doch führen die Versuche selten zu einem dauernd günstigen 
Resultat. Die mit der Erlassung des Socialistengesetzes von 1878 zusammenhängende 
Zerstörung der Organisationen und ihr Wiederaufbau bilden den Kern der geschichtlichen 
Darstellung, an welche sich eine kritische Erörterung der auf die Gewerkschaften bezug- 
habenden polizeilichen Maassnahmen und gerichtlichen Erkenntnisse knüpft. 


Nach des Verfassers Anschauung müsste die gewerkschaftliche Bewegung als 
diejenige Form der Arbeiterbewegung, welche sich mit der bestehenden Wirthschafts- 
ordnung abfindet, eher befördert werden, wobei aber die Schwierigkeiten nicht ver- 
kannt werden sollen, die bei dem innigen Zusammenhange der Gewerkschaften mit 
der Socialdemokratie der Bethätigung dieser Auffassung auf Seite der Behörden ent- 
gegenstehen. Das scheint des Verfassers Meinung zu sein. Wir müssen uns nun fragen, 
ob eine solche Argumentation in einem zweifellos wissenschaftlich angelegten Buche 
zulässig ist, oder ob nicht von einem solchen verlangt werden kann, dass es die rein 
parteipolitischen Auffassungen von der „Staatsgefährlichkeit“ der Socialdemokratie, von 
„Umsturz“ u. dgl. beiseite setze. Mag man auch zugeben, dass das Verlangen nach einer 
von persönlichen und Partei-Meinungen losgelösten wissenschaftlichen Behandlung actueller 
socialer Probleme beinahe unerfüllbare Anforderungen an jeden Autor stellt, so wird 
man sich doch mit einer so offenkundigen Unterordnung des Untersuchungsobjektes unter 
politische Schlagworte kaum befreunden können. Wenn Schmödle beispielsweise S. V 
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sagt, dass die socialdemokratischen Fübrer den Verzicht auf jede Reform innerhalb 
der bürgerlichen Gesellschaft betonen, dass sie jeden als Verräther hinstellen, der 
Neigung hat, zu einer solchen Reform die Hand zu bieten, so stehen diese seine Be- 
hauptungen in dem grellsten Widerspruch mit den offenkundigsten Thatsachen, mit den 
Debatten und Beschlüssen der Parteitage, mit der Haltung der socialdemokratischen 
Fraktion im Reichstage und mit den alltäglichen Discussionen in Vereinen, Versammlungen 
und in der Presse. Bei einem überzeugten Anhänger der antisocialistischen Meinungen — 
für welchen wir den Verfasser halten müssen — erscheint uns eine solche Behauptung 
befremdlich. Derartige, aus der Rüstkammer eigennütziger Interessenvertreter leicht- 
fertigerweise übernommene Anschuldigungen mögen ein nothwendiges Requisit der ge- 
werbsmässig.:n „Gesellschaftsretter“ sein. Diese bedürfen allerdings zur Behauptung ihrer 
Stellung einer solchen Verdunkelung, denn, wir wissen es ja, wenn der Uinsturzdunst ver- 
flogen ist, liegt das breite Thal sozialer Reform vor uns, durch welches conservative 
Socialreformer und Socialdemokraten nothgedrungen gemeinsam wandeln müssen. Gesetz- 
iche Regelung der Arbeitszeit, Eingreifen gegen oder bei Erwerbslosigkeit, Schutz gegen 
Benutzung der socialen Noth in ausbeuterischer oder unsittlicher Absicht, sowie gegen 
Uebervortheilung der Schwachen als Consumenten, und hundert andere Dinge sind 
zugleich Forderungen der Socialdemokratie und ibrer socialreformerischen Gegner. Ja, 
noch mehr, was beide trennt, sind fast ausschliesslich Dinge, die heute ausserhalb des 
Wirkungskreises der Gesetzgebung liegen, Ideen über eine zukünftige Entwicklung, zu 
der heute nichts gethan werden kann, was über das Gebiet der socialen Reform hinaus- 
geht. „Auch wenn eine Gesellschaft dem Naturgesetz ihrer Bewegung auf die Spur ge- 
kommen ist, kann sie naturgemässe Entwicklungsphasen weder überspringen, noch weg- 
decretieren“. Dieses Wort, welches Karl Marx nicht gelegentlich geäussert, sondern an 
die Spitze seines „Capital* gestellt hat, zeigt uns klar, wie die Socialdemokratie über 
diese Sache denkt; und danach muss die wissenschaftliche Kritik sie beurtheilen. Mögen 
lärmende Versammlungsredner hundertmal das vieldeutige Wort Revolution gebrauchen, 
für die wissenschaftliche Kritik kann nur die thatsächliche Gestaltung der Dinge und 
die Auffassung der wissenschaftlichen Socialdemokratie maassgebend sein, welche die 
historische Entwicklung als oberste Norm betrachtet. Ganz unwissenschaftlich ist aber 
unter allen Umständen die Identificierung von Socialdemokratie mit Umsturz, von Reform 
der bestehenden Gesellschaftsordnung mit friediicher Entwicklung. Wer den Gang der 
Geschichte ohne Voreingenommenheit überschaut, wird sich bald klar werden, dass viele, 
unzweifelhaft auf der Grundlage der herrschenden Gesellschaftsordnung mit Privateigenthum 
stehende Reformen kaum ohne elementare Ausbrüche zur Durchführung kommen werden, 
wie ja auch die Reform unseres Agrarrechtes auf dem Boden des revolutionären, um- 
stürzlerischen Jahres 1848 erwachsen ist. Und ebenso sicher wie diese Thatsache, dass 
es gewaltsame Erhebungen zur Erlangung von Reformen gegeben hat, geben wird, und, 
wenn die reactionären Kräfte nicht durch die Waffen des Geistes gebrochen werden, 
schliesslich auch geben muss, ebenso sicher ist es, dass der „Umsturz“, d. h. ein unver- 
mittelter und gewaltsamer Ucbergang von der gegenwärtigen zu einer anderen Wirthschafts- 
ordnung ein Ding der Unmöglichkeit, ein Hirngespinnst ist; vielmehr können wir davon 
überzeugt sein, dass die meistdiscutierte Doctorfrage späterer Jahrhunderte die sein wird, 
wann der socialistische Staat begonnen habe und durch welche Ereignisse seine Ent- 
stehung markiert sei. 

So hätten wir denn auch gewünscht, dass Schmöle sich von den conventionellen 
Unterscheidungen und Redensarten der politischen Tagespublicistik freigehalten hätte. 
Indem wir bei diesem Punkte länger verweilt haben, wollten wir aber das Buch keineswegs 
mit widerwärtigen Tendenzschriften, etwa a la Julius Wolf, in Vergleich setzen, wohl 
aber fühlten wir das Bedürfnis, gerade an einer Schrift, die bei aller Vorsicht in der 
Ausdrucksweise, an zahlreichen Stellen den Willen kundgibt, die Dinge nach objectiver 
wissenschaftlicher Erkenntnis darzustellen, den verheerenden Einfluss des allgemein 
herrschenden Parteigeistes aufzuzeigen, der selbst an den Pforten der Hochschulen nicht 
Halt macht. 
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Das Detail der Darstellung wird auch den nicht im deutschen Reiche lebenden 
Socialpolitiker zu ernsten Betrachtungen anregen Der vom Verfasser geschilderte Auf- 
wand einer grossen Summe geistiger Kraft bei Auslegung oder Anpassung von Gesetzen, 
nur zu dem Zwecke, um gesunde Organisationen zu zerstören, neben einer geringen 
Initiative der Verwaltung bei positiver Förderung wirthschaftlicher oder socialer Auf- 
gaben, ist keine singuläre, nur in Deutschland sichtbare Erscheinung. Der Mangel 
staatswissenschaftlicher Ausbildung der Juristen in einem grossen Theile des Reiches 
dient immerhin für manchen Richter oder Verwaltungsbeamten als Entschuldigung. Ist 
aber auch der Staat von der Verantwortung loszusprechen, der eine so mangelhafte 
Ausbildung seiner wichtigsten Functionäre eingerichtet hat? Aus diesem Umstande, der 
ungenügenden Schulung der Beamten, lässt sich allein die rein juristische Auffassung 
von Thatsachen erklären, die obne Kenntnis der modernen staatlichen, wirtschaftlichen 
und socialen Entwicklung kaum richtig beurtheilt werden können. Dass z. B. der Begriff 
des „Politischen“ eine vollkommene Umwandlung erfahren, demnach die in den meisten 
Gesetzgebungen stereotype Unterscheidung von politischen und nichtpolitischen Vereinen 
ihre alte Grundlage vollkommen verloren hat, vermag der nur privatrechtlich geschulte 
Jurist nicht zu erkennen. Daher die schwankende Judicatur, welche z. B. die Einleitung 
eines Strikes behufs Besserung der Arbeitsbedingungen als Aufgabe der Gewerkvereine 
zulässt, die Absendung einer Petition an das Parlament zum gleichen Zwecke aber als 
eine Ueberschreitung des Wirkungskreises erklärt. Einen weniger naiven Charakter, als 
solche Fälle, tragen allerdings die Bemühungen einzelner Behörden, die Gewerkvereine 
wegen ihrer Unterstützungsthätigkeit als Versicherungsanstalten zu erklären und der 
Staatsaufsicht zu unterwerfen. Die Kämpfe auf diesem Gebiete finden in dem vorliegenden 
Buche eine eingehende Darstellung. 

Dem ersten Bande sollen zwei weitere folgen, in welchen die Geschichte der ein- 
zelnen Organisationen, die neueste Entwicklung, die Statistik und die künftige Stellung 
der Gesetzgebung zu den Gewerkschaften behandelt werden. Man kann dem Erscheinen 
derselben mit grossem Interesse entgegensehen. Otto Wittelshöfer. 


Dr. W. Wygodzinski (Bonn), Die Vererbungdes ländlichen Grundbesitzes 
im Königreich Preussen. I. Oberlandesgerichtsbezirk Köln. Im Auftrage des 
königlichen Ministeriums für Landwirtschaft, Domänen und Forsten herausgegeben von 
Professor Dr. M. Sering. Berlin, 1897. 

Im Jahre 1894 wurden durch den damaligen preussischen Landwirtschaftsminister 
Erhebungen über die Vererbung des ländlichen Grundbesitzes durch Befragung der Land- 
räthe und Amtsrichter angestellt. Die Fragen erstreckten sich nur auf die Art des 
Besitzwechsels, nicht auf deren wirtschaftliche Bedeutung und Folgen. Bei der Be- 
arbeitung wurde jedoch der Versuch unternommen, im Anschluss an die Darstellung der 
Erbgewohnheiten, deren Entstehung, ihren Zusammenhang mit der Rechtsentwicklung und 
Wirtschaftsverfassung, ihre ökonomischen und socialen Folgen insoweit darzustellen, als 
es die Literatur und Statistik, die Bemerkungen und Urtheile der Berichterstatter sowie 
eigene Beobachtungen und Erkundigungen der Bearbeiter gestatteten. 

Der vorliegende erste Theil des Werkes dürfte ein besonderes Interesse insofern in 
Anspruch nehmen, als der Oberlandesgerichtsbezirk Köln identisch mit dem Geltungsbereich 
des — durch die spätere Gesetzgebung nur wenig modificierten — Code civil in Preussen 
ist. Die Erhebungen ergaben nun, dass im grössten Theil des Regierungsbezirkes Düssel- 
dorf, d. h. im Gebiete der Weidewirtschaft (jener Form der Viehwirtschaft, bei 
welcher das Vieh, dank einem günstigen Klima, den weitaus grösseren Theil des Jahres 
auf den Weiden verbringt) und Hofbesiedelung des Niederrheins die Vererbung des 
ländlichen Grundbesitzes auf einen Erben der Sitte und Rechtsanschauung der Bevölkerung 
gleichwie den wirtschaftlichen Bedürfnissen entspricht, da die Weidewirtschaft grösserer 
zusammenhängender Flächen unbedingt bedarf. Das gleiche ist der Fall in dem (im 
Regierungsbezirke Aachen liegenden) Kreise Eupen, wo, wie in der benachbarten holl- 
ändischen Provinz Limburg, fast nur Wiesencultur (also Stallwirtschaft) besteht und 
der Ackerbau fast ganz verschwindet. In diesen Gebieten bleibt der Hof, wenn irgend 
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möglich, ungetheilt; der Uebernehmer wird meist durch milde Werttaxierung des Hofes, 
bisweilen auch durch eventuelle Zuweisung des dem Pflichttheil nicht angehörigen Vermögens 
unterstützt: Das Voraus bildet da das Entgelt des Anerben für die Wirtschaftsführung, dem 
die Abfindlinge eventuell als nicht-arbeitende Rentenbezieher gegenüberstehen. Immerhin 
ist indes an einzelnen Orten die Tendenz nicht zu verkennen, den Uebernehmer den 
anderen Erben gleichzustellen. Abgeschwächt wird aber die Wirkung dieser Tendenz 
dadurch, dass die Grundstückpreise sich dort dem Ertragswert noch ziemlich anpassen. 

Im übrigen (grössten) Theile der Provinz ist — mit Ausnahme eines Uebergangs- 
gebietes schwankender Tendenz — stete Theilung im Erbfalle, meist sogar Theilung 
jeder einzelnen Parcelle das Uebliche. Vor Einführung des Code war die Geschlossenheit 
des Hofes auch im Bergischen Lande und in der Westeifel, wo sie durchaus angebracht 
scheint, herrschend. In der Westeifel ist der Code erst in den Sechzigerjahren ganz durch- 
gedrungen; vielfach ist jedoch an Stelle des alten „Stockerbenrechtes“ (einer strengen 
Form des Anerbenrechtes) nicht die Naturaltheilung eingetreten, sondern die unver- 
heirateten Geschwister bleiben mit dem einen eventuell verheirateten in gemeinsamer 
Hausung auf dem Hofe sitzen. 

Bezüglich der Frage der Entstehung des Anerbenrechtes schliesst sich W. 
nicht der zuletzt von Brentano scharf behaupteten Ansicht an, dass die Geschlossenheit 
der Höfe auf die Politik der Grundherren zurückzuführen sei. Für das Rheinland 
wenigstens ergebe sich nach den Forschungen Gotheins, deren Resultate durchaus 
zu bestätigen sind, dass alle Versuche der Grundherrschaft, die Höfe zu schliessen, 
scheiterten, wenn die wirtschaftlichen Voraussetzungen (Hofansiedlungen, Weidewirtschaft 
etc.) fehlten, und dass umgekehrt, wo diese vorlagen, die freien Höfe ganz ebenso ge- 
schlossen blieben wie die grundherrlichen. 

Was die wirtschaftlichen und socialen Folgen der Naturaltheilung betrifft, 
so sind diese nach den vorliegenden Untersuchungen für den bäuerlichen Besitz mit Aus- 
nahme des kleinsten, nur auf Spatencultur und Milchwirtschaft gestellten, überwiegend 
schädlich. Die Zersplitterung des Bodens hat technische und wirtschaftliche Nachtheile 
aller Art zur Folge und steigert die Grundstückpreise; die Reactionen dagegen (Be- 
schränkung der Kinderzahl, Abwanderung, Umwandlung des Eigenthums in Pacht) sind 
wenig erbaulich. Trotzdem ist an eine Aenderung des Erbrechtes, ausser im Sinne einer 
erweiterten Verfügungsfreiheit des Vaters, nicht zu denken, da die Rheinländer äusserst 
zäh an dem bisherigen Rechte festhalten. Schwiedland. 

Third annual Report of the Labour Department of the Board of Trade 
(1895—1896) with Abstract of Labour Statistics, London 1896, price 1s. 

Im vorigen Jahrgange dieser Zeitschrift haben wir auf den zweiten Jahresbericht 
des Labour Department verwiesen und seine Bedeutung hervorgehoben. Diesmal genügt 
es, das Erscheinen des dritten Jahresberichtes zu constatieren, da derselbe im Wesent- 
lichen in der Anordnung des Inhaltes mit dem zweiten übcreinstimmt; einige Zusätze 
sind allerdings gemacht worden, sie betreffen die Production von Kohle, Eisen und anderen 
Mineralen, den Tonnengehalt der von Stapel gelaufenen Schiffe, die Zahl der Kohlen- 
minenarbeiter, die Aenderungen in den Kohlen- und Eisenpreiseu, den Kohlenexport, die 
Aenderungen in den Löhren der Kohlenarbeiter u. s. w. Auch in Betreff der Strikes, der 
Unglücksfälle im Lohnverhältnis etc. sind neue Tabellen aufgenommen und überdies ist 
Sorge getragen, stets möglichst neue, definitive Ziffern zu bringen. Eine vorausgeschickte 
zusammenfassende Darstellung der Arbeiterverhältnisse in Grossbritannien erleichtert 
ausserordentlich die Benützung dieser überaus wertvollen Publication. 

Von im Laufe des Jahres durchgeführten Separaterhebungen des Labour Depart- 
ment sind bier, insoweit darüber bereits Publicationen vorliegen, zu nennen: der zweite 
und dritte Jahresbericht on changes in wages and hours of labour, 1894 und 1895, mit 
vorläufigen Daten über das Jahr 1895 respective 1896. Diese!ben schliessen sich als 
Fortsetzungen an den „Report on Wages and Hours of Labour“ an, der seinerzeit drei- 
theilig erschienen war und über den wir auch bereits berichtet haben. 

Als eine neue Publication ist zu bezeichnen der „Report on contracts given out 
by public authorities to associations of workmen“, verfasst von Schloss. Dieses Werk 
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bietet umsomehr Interesse, als darin nicht nur grossbritannische Verhältnisse dargestellt 
sind, sondern auch die einiger Colonialgebiete (New Zealand und Victoria) und jene 
Russlands, Frankreichs und Italiens. Eine Zusammenfassung seiner Ergebnisse bieten die 
Seiten 1—7. Es soll hier nar von dem Erscheinen der Publication Erwähnung gethan 
werden. Für eine Besprechung ihres Inhaltes ist hier nicht Gelegenheit; ibre Wichtigkeit 
aber ist jedem evident, dem die socialpolitischen Probleme der Gegenwart bekannt sind. 

Ausser den genannten Werken ist im abgelaufenen Jahre die „Labour Gazette“ fort- 
gesetzt worden, deren Hauptwert in der raschen Information über einschlägige Tages- 
fragen liegt, die sie gewährt, und sind die fortlaufenden Erhebungen über die Trade- 
Unions, Strikes und Aussperrungen weitergeführt und noch eine Reihe anderer neuer 
Untersuchungen, z. B. über die Lohnverhältnisse der landwirtschaftlichen Arbeiter, über 
die Geschichte der Frauenarbeit in einigen Industrien, über Dienstbotenlöhne u. s. w. in 
Angriff genommen worden. 

Dr. Joh. Matern. Um Milliarden! Das internationale Währungs- und 
Geldsystem der Zukunft. Leipzig 1896, S. S. XIII, 397. 

Unter den zahllosen währungspvlitischen Werken und Schriften der letzten Zeit, 
verdient die Arbeit Matern's unter dem Titel „Um Milliarden“ eine besondere Erwähnung. 
Das Werk gehört allerdings seinem ganzen Inhalte nach zu den bekannten reformatorisch- 
utopistischen Arbeiten, unterscheidet sich aber von diesen und zwar zu seinem Vortheile 
dadurch, dass es nicht a s agitatorischen Motiven geschrieben wurde, sondern die Frucht 
einer ernsten, kritischen, auf wissenschaftlicher Basis beruhenden Arbeit ist. Was den Inhalt 
betrifft, so lässt sich darüber sehr viel und sehr wenig sagen. Es handelt sich um 
Principienfragen, deren Ausführung erst von secundärer Bedeutung ist. Eine umfassende 
Recension des circa 400 Seiten umfassenden Werkes ist daher zunächst nicht nöthig. 
Wir beschränken uns auf die Skizzierung der Grundgedanken und knüpfen daran einzelne 
allgemeine Bemerkungen. 

In den heftigen, mit scharfen Waffen geführten Währungskampf zwischen Mono- 
und Bimetallisten tritt jetzt Matern ein, ohne ein Anhänger dieser oder jener Richtung 
zu sein. Er bekämpit den Bimetallismus, tadelt die Goldwährung und will an die Stelle 
des bisherigen Geldsystemes ein ganz neues einführen. 

Bei der Aufstellung seines Systems neigt er allerdings der Goldwährung zu, indem 
er allein das Gold für fähig halt, als Wertmaasstab und Währungsmetall zu dienen, er 
entkleidet es aber gleichzeitig der Function als Zahlmittel. Das Motiv, welches Matern 
zur Arbeit bewogen hat, sind die niedrigen Warenpreise und die daraus hervorgegangene 
Nothlage der Landwirtschaft. Der einzige Zweck seiner Reformprojecte ist — gleich den 
Bimetallisten — coute que coute die Hebung der Preise. Er unterscheidet sich aber von 
den Bimetallisten dadurch, dass während die letzteren von der Vermehrung des Geld- 
materials die Verbilligung des Geldes erhoffen, Matern die Herabsetzung des Geldwertes 
durch unbedingte und allgemeine Aufhebung der Freiprägung anstrebt. Die Goldwährung 
an sich ist in der That — nach Matern — unschuldig an jeder wirtschaftlichen Noth. 
Die Münzpolitik hat aber in der ganzen Welt zwei Giundfehler begangen, welchen auch 
alle Uecbelstände, unter welchen die Menschheit leidet — zugeschricben werden müssen. 
Diese principiellen Irrthümer sind: 

1. Die freie Prägung für Private. 

2. Die Verwendung des Währungsmetalles (Goldes) als Zahlınittel. Werden diese 
beiden Fehltritte beseitigt, dann werden auch die Preise sämmtlicher Waren und Producte 
steigen und die allgemeine Noth wird in eine allgemeine Prosperität umschlagen. 

Die freie Prägung ist ein Privilegium, welches zwei schädliche Wirkungen nach 
sich ziehen muss: 

Erhaltung eines zu hohen Wertes des Geldes und unbegrenzte Vermehrung des 
Metallgeldes. 

Die Zulassung der freien Prägung in allen Staaten mit Goldwährung entsprang 
nach Matern der unrichtigen Auffassung über den Geldwert. Der Geldwert ist das Reci- 
procum des allgemeinen Warenwertes und steigt oder fällt mit demselben, ohne jede 
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Veränderung von seiner Seite, umgekehrt proportional. (S. 11.) Wenn beide, d. h. der 
Geld- und der Warenwert, in gleicher Richtung verschoben werden, dann compensieren 
sich diese Verschiebungen gegenseitig. Wenn aber auf Seiten des Goldes eine Wert- 
änderung künstlich verhindert ist, dann kommt die Werterhöhung des Goldes aus dem 
Preisfall der Waren zum vollen Ausdruck. Durch die freie Prägung, wodurch der Absatz 
des Goldes gesichert ist — konnte eine sinkende Tendenz des Goldwertes nicht ein- 
treten und die den Goldwert erhöhende Wirkung des Fallens der Warenpreise nicht 
compensieren. Die letztern sind nicht deshalb gefallen, weil das Gold von seiner Seite 
im Preise gestiegen wäre; im Gegentheil die Gründe des Preisfalles liegen allein auf 
Seiten der Waren. Sie sind gefallen, weil der Goldwert wegen der freien Prägung nicht 
gleichzeitig sinken konnte. Das Gold muss immer die Preistendenz der Waren mitmachen 
und nur dann kann man von einer Stabilität seines Wertes sprechen. Bei einer Tendenz 
zu allgemeiner Aenderung der Warenwerte kommt es für die wirkliche Stabilität des 
Goldwertes allein auf eine entsprechende Veränderung der Wertbedingungen von Seite 
des Goldes an. Eine solche ist aber bei der freien Prägung unthunlich. Wäre das Gold 
nicht frei prägbar, dann hätte es in demselben Maasse sinken müssen, wie alle anderen 
Warenpreise, und das Verhältnis der letzteren zum Gelde wäre compensiert. Durch die 
freie Prägung wird das Gold im Preise gehalten. Entgegen allen Grundsätzen über die 
Preisbildung, hängt sein Preis von anderen Momenten ab. Der Goldwert soll sich wie 
jede andere Ware auf Grund der Productionsrerhältnisse entwickeln; er soll allein durch 
den Gebrauchswert in seiner gewerblichen Verwendung begründet und von seiner 
Anwendung als Münzmetall unabhängig sein. 

Der Bedarf der Edelmetalle für gewerbliche Zwecke ist ziemlich stabil; wäre die 
Production nur auf diesen Bedarf angewiesen, dann würde sie sich im gleichen Schritte 
entwickeln. Die Wertentwicklung des Goldes würde frei sein und temporäre Fluctuationen 
des Bedarfes, welche jetzt durch das Privilegium der freien Prägung hervorgerufen werden, 
würden vermieden werden. Zu diesem Zwecke muss der weiteren Vermehrung des Geldes 
durch Ausprägung von Währungsmetall unbedingt ein Ende gemacht werden. 

Die grösstmögliche Stabilität des Wertmaasses ist zu erreichen, wenn der Wert 
des Währungsmetalles allein durch seine gewerblichen Verwendungen bedingt wird und 
von einer Anwendung als Münzmetall ganz unabhängig ist. Das Währungsmetall darf deshalb 
bei einem rationellen Geldwesen nicht als Hauptzahlmittel verwendet werden. (pag. 168.) 

An Stelle des Metallgeldes, welches als Zahlmittel überhaupt nicht mehr in 
Betracht koınmen kann, sollen mit Pfandbriefen gedeckte, auf Gold lautende und 
in Gold jederzeit einlösbare Banknoten in Circulation gesetzt werden. Diese 
Noten werden Pfandbrief-Noten und das Geldsystem das Pfandbrief-Noten-Geldsystem 
genannt werden. Das Gold bleibt als Zahlmittel im internationalen Verkehre aufrecht 
bestehen. Aber nicht unter der Form einer geprägten Münze, sondern als ein bestimmtes 
Gewichtsquantum (10 Gramm). Die Ersetzung des Metallgeldes mit fundierten Noten und 
die Aufhebung der freien Prägung müssten nach Matern ohnedies über kurz oder lang von 
allen Staaten der Welt eingeführt werden, da schon gegenwärtig ein Ucberfluss an 
Goldgeld besteht. 

Bei der Fortdauer des Abnahmezwanges würde eine Uebersättigung der Länder 
mit Metallgeld eintreten. Diese massenhafte Verwendung des Goldes zu Münzzwecken 
ist ein unnöthiger Luxus; das Pfandbrief-Notensystem entspricht dem Gebote der Oeko- 
nomie, da es der Menschheit Milliarden ersparen wird. Die Aufhebung der freien 
Prägung, wodurch der Goldwert von der Nachfrage zu Geldzwecken vollständig unab- 
hängig gemacht wird, ermöglicht erst die freie, natürliche Wertformation des Goldes, 
welches auch weiterhin als Währungsmetall, als Wertmaasstab dienen soll. Die Gold- 
währung Matern's, „bei welcher die Freiheit für die Abnahme des Goldes hergestellt 
wird, heisst „zwangslose Goldwährung“. 

Als Folge der beantragten Reformen wird eine Reduction des Goldwertes in dem 
Maasse eintreten, als dieselbe durch die Zwangsabnahme unterdrückt gewesen ist, ganz 
in derselben Art, wie der Preis aller übrigen Producte gesunken ist. 
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Wie beim Silber ein grosser Preissturz eingetreten ist, dessen Folge bisher die 
Reduction der Silbergeldbestände, ungefähr auf die Hälfte des ehemaligen Wertes ist, 
so wird auch bein Golde die Aufhebung der freien Prägung eine gleichartige Wirkung 
haben; es wird damit ein Sinken des Geldwertes, das so lange nicht möglich war, ein- 
treten und balb in einem allgemeinen Steigen der Producte und Warenpreise zum Aus- 
drucke kommen. 

Aus dieser kurzen und nur die Hauptgedanken wiedergebenden Darstellung des 
Matern’schen Geldsystems erhellt, dass der Verfasser alle diejenigen Grundsätze, welche 
bisher als Dogmen und selbstverständliche Grundbedingungen eines rationellen Geldwesens 
gegolten haben, als fulgenschwerste Grundfehler bezeichnet. Von der Richtigkeit seines 
Projectes, ist der Verfasser so fest überzeugt, dass er an die Nichtrealisierung seiner 
Reformpläne gar nicht denkt. Wir sind einer anderen Meinung und glauben, dass an 
die Durchführung der zwanglosen Goldwährung und des Pfandbrief-Notensystems niemand 
ernst denken kann. 

Der Ausgangspunkt des Verfassers ist nicht richtig. Den Preisfall aller Waren 
nimmt er ohne jede nähere Begründung als gegeben an, während er bei Aufstellung 
eines so tief einschneidenden Systems selbständig den Fall der Preise nachweisen sollte. 
Die Hebung der Preise bildet den Kernpunkt der Matern’schen Arbeit; dabei übersieht 
aber der Verfasser, dass er einem Uebel abhelfen will, welches seine Grundursache nicht 
im Geldwesen hat. | 


Wenn das Wertverhältnis des Geldes zu anderen Gütern sich verschoben hat, so 
bleibt immer die Frage offen, ob die Ursache der Aencerung auf Seiten des Geldes oder 
der Waren zu suchen ist. Die Bimetallisten, welche die Hebung des Preisniveaus durch 
Geldreformen anstreben, behaupten klar und offen, dass die Ursachen der Preiscalamitäten 
auf Seiten des Geldes d. h. des Goldes liegen. Matern sagt aber ausdrücklich, dass „das 
Gold von seiner Seite nicht im Preise gestiegen sei“ (pag. 12), er bekennt ja ganz offen 
(auf S. 108), dass nur das Verhältnis der Warenwerte sehr empfindlich geändert wurde, 
dass aber der Goldwert von seiner Seite unverändert geblieben ist. Wenn daher die 
Ursachen des Preisfalles auf Seiten der Waren liegen und nicht auf Seiten des Geldes, 
so fragt es sich, wieso Matern die Abhilfe gegen diese Uebel in der Reform des Geld- 
wesens suchen kann? Mit dein ausdrücklichen Bekenntnis, dass der Goldwert nicht geändert 
wurde, hat Matern unwillkürlich die bestehende Goldwährung als die allerbeste anerkannt, 
da es doch zum Wesen eines guten Geldwesens gehört, dass es im Werte möglichst 
stabil bleibt. Wenn dem so ist, dann entfällt auch die Nothwendigkeit jeder Reform. 
Das Verdienst Matern’s beruht deshalb nicht in der Aufstellung seines Systems, sondern 
darin, dass er die bestehende Goldwährung vor den Angriffen der Bimetallisten geschützt 
hat. Mit dieser einzigen Bemerkung könnte eigentlich geschlossen werden, nachdem das 
ganze Werk auf die bezeichnete, unrichtige Basis gestellt ist. Der Vollständigkeit 
halber wollen wir aber noch ein paar Worte hinzufügen. 

Matern will der erste sein, welcher den Begriff des Geldwertes wichtig erfasst 
hat. Er gibt indessen keine Definition des Geldwertes, welcher doch nichts anderes ist 
als die Kaufkraft des Geldes gegenüber allen anderen Gütern. In Betreff des von Matern 
so stark angegriffenen Privilegiums der freien Prägung, sei nur soviel bemerkt, dass es 
allgemein anerkannt und durch die Erfahrung bewiesen ist, dass nur bei der Freiheit 
jedes Quantum des Währungsmetalles in Münzen umzuwandeln, möglich ist, ein voll- 
wertiges Geld zu erhalten und den Markwert des Edelmetalles mit dem Münzwert in 
Verbincung zu bringen. Nur unter diesem Systeme repräsentiert die freiprägbare Münze 
einen reellen, d. h. weder einen grösseren noch einen niedrigeren Wert, als das darin 
enthaltene Metallquantum 

Nur bei freier Prägung ist es möglich, dass die Geldmittel den thatsächlichen 
Bedürfnissen des Verkehres gemäss vermehrt werden. Wenn Matern behauptet, dass bei 
freier Prägung die Geldmenge ins unendliche vergrössert werden kann, und ein Siuken 
des Wertes des Geldes unmöglich sei, so ist er im Irrthum. 
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Sobald nämlich ein Ueberfluss an geprägtem Geld besteht, wird es auch im Werte 
sinken, trotz und infolge freier Prägung. Die Silbergeschichte lehrt uns, dass das Silber 
trotz freier Prägung wegen der ungeheueren Mengen des Materiales immer mehr im 
Werte gesunken ist, so dass man den Wert des Silbergeldes vom Metallwerte erst durch 
Einstellung der Prägung loslösen musste. 

Es ist aber ganz erklärlich, dass Matern die freie Prägung aufgehoben baben 
will, sobald er an Stelle ües Metallgeldes ein Papiergeld setzt. 

Dieses Papiergeld — welchem er die Eigenschaft der Banknote vindiciert — ist 
im Grunde genommen ein ganz gewöhnliches uneinlösliches Papiergeld. Zur Deckung 
sollen zugleich Gold, Wechsel und Pfandbriefe dienen; allerdings sollen nach Matern 
die auf Grund und Boden sichergestellten Noten der Hauptbestandtheil der Circulation 
bilden, während die in Gold beziehungsweise Wechseln gedeckten Noten nur in einem sehr 
beschränkten Umfange zur Emission gelangen sollen. Die Idee, Noten auf Immobilien zu 
fundieren, ist nicht neu; die traurigen Erfahrungen, die in dieser Richtung gemacht 
worden sind, sind bekannt, schrecken aber den Verfasser nicht ab, an seinem Projecte 
festzuhalten, indem er seinen Vorschlag als einen ganz originellen betrachtet und sein 
Notengeld als eine ganz neue Erfindung bezeichnet. In Wirklichkeit unterscheidet sich 
aber das Pfandbriefnotengeld von ähnlichen auf Hypotheken sichergestellten Geldzeichen 
nicht. Das Eigenthümliche beruht nur darauf, dass die Matern'schen Noten auf Gold 
lauten und alternativ in Gold oder in Pfandbriefen einlösbar sein sollen. Wie die Einlösung 
in Gold für alle Fälle sichergestellt sein soll, hat Matern nicht erwiesen, was aber 
insoferne nicht wundern kann, als es nach Ansicht des Verfassers auf die Goldeinlösung 
gar nicht ankommen kann, nachdem das Publicum zweifelsohne immer die Einlösung in 
Pfandbriefen der Goldeinlösung vorziehen wird. Für das Publicum — sagt Matern 
pag. 17 — sind Pfandscheine auf Immobilien weit vertrauenswürdiger, wegen des denselben 
zugrunde liegenden nicht vernichtbaren Realwertes. Für die Pfandbriefeinlösung wird 
aber doch eine womöglich sehr starke Emission der Pfandbriefe gesorgt. 

Wir können der Ansicht Matern’s nicht beipflichten, obwohl wir nicht bestreiten 
wollen, dass der Immobilarwert nicht vernichtbar ist; es fehlt aber den Immobillien die 
Haupteigenschaft, auf welche es bei der Nutendeckung ankommt, nämlich die leichte und 
sofortige Realisierbarkeit. Aehnlich wie mit der Einlösbarkeit verhält es sich mit dem 
Werte der Mat-rn’schen Noten. Es ist nach diesem Projecte in keiner Richtung für eine 
organische und bankmässige Elastitität der Circulation gesorgt. Der Verfasser ist ein 
offener Anhänger der Inflation; er sagt ausdrücklich (pag. 198), dass die Unbeschränktheit 
der Notenemission an sich ohne Nachtheil sei; er glaubt nicht dass eine unbegrenzte 
Notenvermehrung zu deren Entwertung führen muss. Im Gegentheil behauptet der 
Verfasser, ein recht reichlicher Geldumlauf sei nur fördernd und nützlich. Alle diese 
Ansichten sind für den Leser seines Buches wohl erklärlich, weil der Verfasser auch die 
Begriffe des Capitales, des Preises, des Wertes etc. auf neuen Grundlagen aufbaut. Er 
übersieht aber dabei, dass er sich in dieser Richtung mit den ökonomischen Grundlehren 
in Widerspruch setzt. Ein charakteristisches Licht auf die Matern’schen Geldtheorien 
wirft seine Polemik mit Prof. Menger, betreffend die Ursachen der Ueberwertung der 
österreichischen Papiervaluta. Während Menger diese Erscheinung der strengen Contingen- 
tierung der Umlaufsmittel zuschreibt, behauptet Matern auf S. 266, dass dies auch bei 
jeder dem jeweiligen Bedarf entsprechenden Vermehrung des Papiergeldumlaufes hätte 
geschehen müssen. 

Zum Schlusse seien noch einzelne Bemerkungen aus Matern's Buche herausgegriffen, 
welche seine Anschauungen am besten charakterisieren. Auf S. 181 lobt Matern die 
Zeiten der österreichischen Papiervaluta und behauptet, dass zu jener Zeit die Valuta- 
schwankungen „nur gering“ waren; dagegen erzielt die österreichische Goldvaluta nach 
der Reform einen sehr schlechten Cours (pag. 267). 

Fs scheint dem Verfasser unbekannt zu sein, dass die Valutaschwankungen früher 
innerhalb kurzer Zeitabschnitte immens gross waren und dass die Valuta seit April 1896 
fast regelmässig unter Pari notiert. Matern verwechselt den Begriff der Zahlungsbilanz 
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und kennt nur die Handelsbilanz; so sagt er auf S. 263, dass man in Oesterreich schon 
lange zur Barzahlung schreiten konnte, weil dic Bilanzabschliisse seit vielen Jahren positiv 
waren. Offenbar denkt er hier nur an die Handelsbilanz. 

Hinzufügen müssen wir aber, dass dem Verfasser die richtige Erkenntnis nicht 
fehlt, dass ein Staat wie Oesterreich für sich allein auf eine so grundstürzende Aenderung 
des Geldsystems niemals einzugehen vermöchte. Er wendet sich denn auch zunächst an 
die Adresse des deutschen Reiches; wir fürchten für den Verfasser vergeblich. 

Bedeutung kommt dem besprochenen Werk in der Richtung zu, dass in demselben 
die allgemeine Unzufriedenheit mit dem irrationalen Zustande der internationalen 
Währungsverhältnisse zu einem gewiss nicht geistlosen Ausdruck kommt. 

Dr. M. Szarski. 
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XXII. 


Mit den im III. Hefte enthaltenen Ausführungen haben wir die für die 
Ermittlung der Besteuerungsgrundlage geltenden allgemeinen Normen von 
erheblicherer Bedeutung erschöpft. Für einzelne Kategorien von Unternehmungen 
bestimmt das Gesetz noch specielle Ausnahmen, welche theils — wie bei den 
Pramienreserven der Versicherungsgesellschaften und bei den Productivgenossen- 
schaften!) — in der besonderen Buchführung dieser Unternehmungen ihren 
Grund haben, theils aber eine besondere Begünstigung derselben bezwecken. 
wie z. B. die Bestimmungen über die Remunerationen der Vorstandsmitglieder 
bei den Sparcassen u. a. m. Diese geringfügigen Abweichungen in der 
Ermittlung der Besteuerungsgrundlage, auf welche einzugehen uns hier aus 
Rücksicht auf den Raum versagt bleiben muss, dürfen uns aber darin 
nicht beirren, dass die Ermittlung der Besteuerungsgrundlage in Hinkunft 
für alle unter das II. Hauptstück fallenden Unternehmungen mit einziger 
Ausnahme der wechselseitigen Versicherungsgesellschaften principiell nach 
denselben Grundsätzen zu erfolgen haben wird. Dies bedeutet nun einen 
wesentlichen Unterschied gegenüber dem bisherigen Zustande, welchem diese 
Einheitlichkeit völlig fremd war. 

Bisher wurden die nach $ 85 begünstigten Unternehmungen grössten- 
theils nach dem Specialgesetze vom 27. December 1880, die Actiengesellschaften 
in der Einkommensteuer erster Classe, die Sparcassen in der Einkommen- 
steuer dritter Classe besteuert. Dass dieses Vorgehen zu den verschiedensten 
und vielfach ausserordentlich irrationellen Besteuerungsergebnissen führte, 
manche Unternehmungen ausserordentlich überlastet, andere ungemein leistungs- 
fähige fast ganz steuerfrei behandelt wurden, ist notorisch. Gut besteuert 
waren bisher nur die Genossenschaften, welche das Glück hatten, unter 





1) Vgl. hierüber meinen Aufzatz in der österreichischen Zeitschrift für Verwal- 
tung, Nr. 9 ex 1895. 
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das vorcitierte Specialgesetz zu fallen und daher bereits gegenwärtig nach 
den durch das neue Gesetz allgemein acceptierten Grundsätzen über die 
Berechnung der Besteuerungsgrundlage zur Steuerleistung herangezogen 
worden sind. Hingegen hatten z. B. Genossenschaften, welche infolge der 
Ausdehnung ihres Geschäftsbetriebes auf Nichtmitglieder oder aber auch 
nur infolge ungeschickter Stilisierung ihrer Statuten nicht unter das Gesetz 
vom 27. December 1880 gereiht werden konnten, nicht selten mehr zu 
zahlen, als ihr ganzer Reinertrag ausmachte, da sie einerseits die Passiv- 
zinsen nicht abrechnen, andererseits alle von nicht erwerbsteuerpflichtigen 
Genossenschaften empfangene Activzinsen versteuern mussten. Inwiefern weiter 
die bisherigen gesetzlichen Bestimmungen auch sehr zum Vortheile der 
Unternehmungen ausschlagen konnten, haben wir schon früher bei Besprechung 
der Besteuerung der Versicherungsanstalten gesehen. Sparcassen endlich 
hatten die Höhe ihrer Besteuerung vielfach sozusagen ganz in ihrer Hand: 
da sie in der Einkommensteuer dritter Classe nach denı Stande ihres Ver- 
mögens am 31. December des dem Steuerjahre vorangehenden Jahres be- 
steuert wurden, war es ihnen bei der grossen Auswahl ganz steuerfreier 
Capitalsanlagen ein leichtes, an diesem Tage etwa unter dem Jahre vorhandene 
steuerpflichtige Einnahmsquellen verschwinden zu lassen, sich z. B. an 
diesem Tage ihrer steuerpflichtigen Wertpapiere zu entledigen, das Wechsel- 
portefeuille durch Reescompte zu verringern etc. Nur jene Sparcassen, 
welche einen mehr bankmässigen Betrieb des Creditgeschäftes eingerichtet 
hatten, vor allem aber jene Sparcassen, welche durch äussere Verhältnisse 
gezwungen waren, Hypothekarcredite auf steuerfreie Häuser zu gewähren, 
konnten von diesem Hilfsmittel nicht Gebrauch machen und wurden dann 
durch die gegenwärtige Besteuerung ausserordentlich hart getroffen, da sie 
von diesen ganzen Zinsen ohne Gegenrechnung der .Passivzinsen 10 Proc. 
Steuer zahlen mussten. Mit einem Worte, die gegenwärtige Sparcassen- 
besteuerung zeigte, ganz abgesehen von dem ausserordentlich umständlichen 
Verfahren, welches bei grösseren Sparcassen zu einer Art vertragsmässiger 
Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen nöthigte, auch materiell die aller- 
gröbsten Unzukömmlichkeiten und Ungleichmässigkeiten. 

Die Zurückführung aller dieser disparaten Verhältnisse auf die ein- 
heitliche Basis der Besteuerung nach dem bilanzmässig ausgewiesenen, 
beziehungsweise dem thatsächlich erzielten Reinertrage wird natürlich auch 
ziemlich bedeutende Verschiebungen in der künftigen Steuervertheilung mit 
sich bringen. Die Besteuerung aller der öffentlichen Rechnungslegung unter- 
worfenen Unternehmungen zusammengenommen wird allerdings, wie die 
rücksichtlich jeder einzelnen derartigen Unternehmung durchgeführten Probe- 
bemessunzen ergeben haben, unter Annahme eines 10procentigen Steuer- 
fusses fast genau das gleiche Resultat ergeben, wie die bisherige Besteuerung. 
Dies erklärt sich im Wesentlichen einerseits daraus, dass die nunmehr 
beabsichtige Passierung der Passivzinsen eine etwas geringere Schmälerung 
der bisherigen Besteuerungsgrundlage zur Folge haben wird, als die durch die 
künftig platzgreifende Einbeziehung aller Activzinsen herbeigeführte Erhöhung 
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der bisherigen Besteuerungsgrundlage beträgt, — während andererseits die 
Abrechnung der Abschreibungsbeträge und Reservefondsdotationen einen 
etwas grösseren Ausfall herbeiführen wird, als die bisher geübte Passierung 
der thatsächlichen Nachschaffungen und Verluste. Allein dieses Schluss- 
ergebnis riicksichtlich der Gesammtheit der Unternehmungen ergibt sich 
erst als Resultante wesentlicher Verschiebungen, welche zwischen den ein- 
zelnen Kategorien von Unternehmungen stattfinden. In dieser Beziehung ist 
das Verhältnis im Allgemeinen ganz richtig dahin gekennzeichnet worden, 
dass die Verkehrsunternehmungen ungefähr gleich, die Banken und Ver- 
sicherungsactiengesellschaften stärker, die industriellen Unternehmungen 
geringer besteuert werden als bisher.!) ~ 


Neben diesen Verschiebungen unter den verschiedenen Kategorien von 
Unternehmungen werden sich aber auch Verschiebungen der Steuerleistung 
innerhalb ein und derselben Kategorie von Unternehmungen ergeben und 
dies wird zufolge der früher angedeuteten Misstände der bisherigen Be- 
steuerung ganz besonders bei den Sparcassen eintreten, von welchen 
ein Theil ziemlich bedeutend mehr, ein durchaus nicht unbedeutender Theil 
aber auch erheblich weniger zahlen wird als bisher. Die hervorragende 
Rolle, welche die Frage der Besteuerung der Sparcassen im Zuge der Ver- 
handlungen gespielt hat, rechtfertigt es wohl, dass wir mit einigen Worten 
auf dieselbe eingehen. 

Der Anspruch, die Sparcassen von der Besteuerung völlig auszunehmen, 
entbehrt, wie schon früher erwähnt, innerhalb des Rahmens eines Ertrags- 
steuersystems offenbar der Berechtigung, und konnte umsoweniger ernstlich 
geltend gemacht werden, als ja den Sparcassen auch in der gegenwärtigen 
Steuergesetzgebung keinerlei Steuerprivilegium eingeräumt war, und dieselben 
vielmehr so wie jeder andere Rentenbezugsberechtigte der Einkommensteuer 
in der dritten Classe unterlagen. In der nunmehr durchgeführten Exemption 
der Sparcassen von der Rentensteuer und deren Einreihung unter das zweite 
Hauptstück, das ist unter die Besteuerung nach dem Ueberschusse der 
Activzinsen über die Passivzinsen, liegt meines Erachtens ein wesentlicher 
Fortschritt der Steuertechnik, weil die Besteuerung der einzelnen Activ- 
zinsposten ohne Bedachtnahme auf die ihnen gegenüberstehenden Passiv- 
zinsposten die Möglichkeit der Berücksichtigung eines etwa verlustbringenden 
Geschäftsbetriebes ausschliesst, während umgekehrt allein die Besteuerung 
nach dem Ueberschusse die Sparcassen in die Lage setzt, in legaler Weise 
einen Einfluss auf das Ausmaass ihrer Besteuerung zu üben, indem sie es 
eben in der Hand haben, die Höhe des von ihnen erzielten Reinertrages zu 
regulieren. Je geringer sie nämlich die Spannung zwischen Activ- und 
Passivzinsen gestalten, desto geringer wird für sie auch die Steuerlast 
werden. Vergegenwärtigen wir uns nun, dass die Sparcassen neben der 
Hebung des Sparsinnes der Bevölkerung gewiss auch auf die Gewährung 
möglichst billiger Credite hinzuwirken berufen sind, so werden wir die in 
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diesem Sinne wirkende Besteuerung nach dem Keinertrage der Sparcassen 
auch von einem höheren volkswirtschaftlichen Standpunkte aus nur begrüssen 
und der Hoffnung Ausdruck geben können, dass die Sparcassen diesen von 
der Steuerreform mittelbar gegebenen Fingerzeig auch beachten und die 
Erzielung eines Reinertrages den Rücksichten auf die Schuldner hintansetzen 
werden. 

Es soll hiemit keineswegs gesagt sein, dass die Sparcassen bisher 
etwa aus selbstischen Motiven auf die Erzielung eines zu hohen Reinertrages 
bingewirkt haben, — müssen doch die erzielten Reinerträge gemeinnützigen 
Zwecken zugeführt werden. Allein bekanntlich hat auch das Wohlthaten- 
erweisen einen verführerischen Reiz und namentlich ist es sehr verlockend, 
wenn man diese Wohlthaten der ganzen Gemeinde erweisen kann. So ist 
es in der That an vielen Orten dazu gekommen, dass die Sparcassen aus 
ihren Ueberschüssen ausserordentlich wohlthätige Institute gegründet, aber 
auch vielfach Aufgaben auf sich genommen haben, deren Erfüllung in den 
Wirkungskreis der Gemeinden gehört. So haben Sparcassen Spitäler erbaut, 
Darlehen auf Wasserleitungen zu äusserst geringen Zinsfüssen dargeliehen, 
Gewerbeschulen gegründet und subventioniert u. a. m. So gemeinnützig solches 
Wirken auch ist, so darf doch nicht übersehen werden, dass dieses Wirken 
fiber den eigentlichen Schaffenskreis der Sparcassen hinausgeht. Dem 
Staate kann daher wohl nicht verargt werden, wenn er von einem zu solchen. 
dem Sparcassenwesen nicht inhärenten Zwecken verwendeten Reinertrag auch 
für sich jenen Beitrag fordert, welcher ihm von allen, einen Ertrag 
abwerfenden Unternehmungen geleistet werden muss! 

Die Regierungsvorlage freilich hatte diesen Standpunkt vielleicht etwas 
allzu schroff hervorgekehrt, wenn sie die Sparcassen rücksichtlich ihres 
ganzen Ertrages demselben Steuerfuss von 10 Proc. unterwerfen wollte, wie alle 
sonstigen Unternehmungen. Hienach hätte sich die Steuerlast der Sparcassen 
ohne Berücksichtigung der Rentensteuer von den Sparcasseeinlagezinsen 
von circa 393.000 fl. im Jahre 1891 auf circa 1.200.000 fl. im Jahre 1892 
erhöht. Gegen diesen Vorschlag wendeten sich denn auch die Sparcassen 
alsbald mit der grössten Leidenschaftlichkeit. Aber nur die eigenthümliche 
Stellung, welche die Sparcassen dank der eben skizzierten Verwendung ihrer 
Ueberschüsse für die Gemeinden besitzen, und der gewaltige Eiufluss, 
welchen sie eben hiedurch mittelbar auf die Politik nicht nur innerhalb der 
Gemeindestube, sondern weit darüber hinaus erworben haben, erklärt es, 
dass dieser Einspruch der Sparcassen eine so ausserordentliche Bedeutung 
gewinnen und die Besteuerung der Sparcassen nicht nur zum Hauptgegenstande 
der Erörterung in dem ganzen zweiten Hauptstück, sondern geradezu zu einer 
der Hauptfragen der ganzen Steuerreform gestalten konnte. Schon die General- 
debatte, nicht minder aber die Debatte über die Rentensteuer, drehte sich 
zum allergrössten Theile um die Frage der Besteuerung der Sparcassen. 
wozu allerdings auch die Verquickung der Frage der Besteuerung der Spar- 
cassen mit der Frage der Besteuerung der Sparcasseneinlagezinsen die Ver- 
anlassung bot; letztere Verquickung beruhte aber auf der ganz willkürlichen 
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und durchaus unzutreffenden Voraussetzung, dass irgend eine Nötligung 
der Sparcassen bestehe, die Rentensteuer von den Einlagezinsen zu über- 
nehmen. — wovon nuch im dritten Hauptstücke zu sprechen sein wird. 

Die Heftigkeit des Kampfes über die Sparcassenbesteuerung war der 
sachlichen Erörterung der Steuerreform gewiss nicht förderlich und muss 
umso lebhafter bedauert werden, als schon die Ausschussanträge allen 
billigen Forderungen der Sparcassen Rechnung getragen haben. Der Ausschuss 
hatte nämlich nach unzähligen, diesen und jenen localen Interessen Rechnung 
tragenden Versuchen eine Scala vorgeschlagen, wonach die Sparcassen je 
nach der Höhe des Reinertrages mit verschiedenen Procentsätzen zu belegen 
wären und zwar bei einem Reinertrage bis einschliesslich 10.000 fl. 5 Proc., 
bis einschliesslich 20.000 fl. 6 Proc., bis einschliesslich 40.900 fl. 7. Proc., 
bis einschliesslich 100.000 fl. 8 Proc., bis einschliesslich 200.000 fl. 9 Proc., 
über 200.000 fl. 10 Proc. 

Die Besteuerung nach dieser Scal:. hatte eine erheblich geringere Gesammt- 
steuerleistung der Sparcassen ergeben wie die bisherige Besteuerung; trotzdem 
wurde sie vom Plenum des Hauses verworfen, hauptsächlich aus dem Grunde, 
weil im Falle der Uebernahme der Rentensteuer von den Sparcasseneinlage- 
zinsen sich für die Sparcassen eine unbedeutende Mehrleistung gegenüber 
der bisherigen Stener der Sparcassen ergeben hätte. Das Plenum nahm 
daher eine weitere Herabsetzung der Scala vor, nach welcher nunmehr Spar- 
cassen mit einem Reinertrage bis zu 10.000 fl. 3 Proc., bis zu 100.000 fi. 
5 Proc., bis zu 200.000 fl. 7'/, Proc., über 200.000 fl. 10 Proc. zu ent- 
richten haben. 

Hienach wird die Gesammtbesteuerung der Sparcassen nach dem 
zweiten Hauptstücke bedeutend weniger betragen als bisher; freilich wird 
aber diese Steuerlast auf die einzelnen Sparcassen ganz anders vertheilt 
sein als bisher. Viele Sparcassen, welche bisher fast gar nichts an Steuer 
gezahlt haben, werden in Zukunft erheblich mehr, dafür aber auch gar 
manche Sparcassen, die bisher thatsächlich überlastet waren, bedeutend 
weniger zu entrichten haben. Abgesehen hievon wird die künftige Besteuerung 
fast allen Sparcassen aber auch insoferne empfindlicher sein, als bisher die 
Sparcassen ihre Steuerlast gewöhnlich auf den Schuldner überwälzt hatten 
und die ihnen zugedachte Steuer daher bis nun zumeist nicht selbst ge- 
tragen haben, während eine solche Steuerüberwälzung in Zukunft für die 
Sparcassen nicht mehr möglich sein wird. 

Bisher waren nämlich die Sparcassen, wie bemerkt, rücksichtlich jeder 
einzelnen steuerpflichtigen Zinspost der Einkommensteuer dritter Classe 
unterworfen und konnten sich daher, da sie sich in den Darlehensverträgen 
den Rückersatz jeder von diesen Zinsen entfallenden Steuer ausbedungen 
hatten, diese ihnen vorgeschriebene Steuer vom Schuldner ohne Schwierig- 
keiten wiederersetzen lassen. In Hinkunft ist ihnen diese Möglichkeit dadurch 
genommen, dass die künftige Steuer nicht mehr von den einzelnen Zins- 
posten, sondern von dem erzielten Reinertrage im Ganzen bemessen wird, 
daher jede Beziehung zu einer bestimmten Activ-, beziehungsweise Passiv- 
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zinspost fehlt und eine proportionale Auftheilung der Steuer auf diese letztere 
von den Schuldnern gewiss mit Recht nicht anerkannt würde. 

Hiedurch wird aber nicht nur eine sehr dankenswerte und bis nun 
noch viel zu wenig gewürdigte Entlastung der Schuldner vieler Sparcassen 
eintreten,!) sondern auch eine vermuthlich sehr wirksame Einschränkung 
der Ueberwälzung der künftigen Rentensteuer auf die Schuldner überhaupt 
bewirkt werden. Da nämlich die Sparcassen und ebenso die Pfandbrief- und 
sonstigen Hypothekarinstitute als nach dem zweiten Hauptstücke besteuert von 
der Rentensteuer ausgenommen sind ($ 125 Z. 14) und daher nach dem 
eben Gesagten alle diese Institute ihre Schuldner, selbst wenn diese sich ver- 
pflichtet haben, die von den Zinsen ihrer Schulden entfallenden Steuern zu 
ersetzen, nicht mehr zum Ersatz der Steuer von den entfallenden Schuld- 
zinsen verhalten können, wird es bei der ungeheueren Höhe der gerade von 
solchen Unternehmungen dargeliehenen Capitalien gewiss auch den Privaten 
weit schwerer fallen wie bisher, ihre Schuldner zum Ersatze der die privaten 
Darlehensgeber treffenden 2proc. Rentensteuer zu verhalten. 

Auch von diesem Standpunkte aus muss die Einbeziehung der Spar- 
cassen unter die Erwerbsteuer nach dem zweiten Hauptstücke als eine 
wesentliche Verbesserung gegenüber dem bisherigen Zustande bezeichnet 
werden. 


XXIII. 


Nach den in der Einleitung dargelegten Gesichtspunkten musste der 
Steuerausschuss bestrebt sein, für den durch die bedeutende Entlastung der 
Sparcassen gegenüber dem Finanzprogramme der Regierungsvorlage zu ge- 
wärtigenden Ausfall noch innerhalb des Rahmens des II. Hauptstückes selbst 
Ersatz zu finden. In der That fand er denselben in der Zusatzsteuer fir 
höhere Dividendenauszahlungen. Es sollen nämlich Actiengesellschaften, 
welche höhere als 10proc. Dividenden auszahlen, ausser der Normalsteuer 
der Actiengesellschaften für jene Betiäge, welche für das 11—15 Proc. 
der Dividende erforderlich sind, 2 Proc. und von den darüber hinaus zur 
Vertheilung gelangenden Beträgen 4 Proc. entrichten. Diese Steuer, welche 








1) Nur in diesem Zusammenhange kann die Bestimmung des Artikels III des 
Gesetzes, dass in Hinkunft bei der Bemessung der 5proc. Steuer von hauszinssteuerfreien 
Gebäuden die gezahlten Passivzinsen nicht mehr in Abrechnung gebracht werden dürfen, 
gewürdigt werden: Gegenwärtig zahlte nämlich der Hauseigenthümer vom Betrage dieser 
Passivzinsen keine 5proc. Steuer, hingegen musste er in aller Regel seinem Gläubiger 
die 10proc. Einkommensteuer dritter Classe ersetzen; in Hinkunft wird er vom Betrage 
der Passivzinsen die 5proc. Steuer und entweder — eben bei den so zahlreichen Spar- 
cassenschulden u. a. — gar keine, oder aber — bei Privatgläubigern, welchen die Renten- 
steuerüberwälzung gelingen sollte — eine höchstens 2proc. Itentensteuer, usa 
daher noch immer weniger zahlen als bisher. 

Freilich ist hiebei vorausgesetzt, dass der Gläubiger sich nicht durch das Kansi 
stiickchen der Simultanpfändung auch einer steuerpflichtigen Realität schon gegenwärtig 
die factische Steuerfreiheit der Hypothekarzinsen zu verschaffen gewusst hatte: In diesem 
Falle wird die eintretende Mehrbelastung aber lediglich durch eine gegenwärtig unbe- 
gründet genossene Steuerfreiheit verursacht! | 
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das Princip der Progression in das Ertragsteuersystem einzuführen bestrebt 
ist, wird kaum als innerlich begriindet, und vielmehr nur als durch den 
eben gekennzeichneten Bedarf gerechtfertigt erkannt werden können! 

Der Normalsteuerfuss der Erwerbsteuer beträgt nach dem II. Haupt- 
stücke wie bisher bei der Einkommensteuer I. Classe 10 Proc. Die Re- 
gierungsvorlage hat ihn unter Hinweis darauf gerechtfertigt, dass sich der 
Curs der Papiere schon den nach Abzug einer derartigen Besteuerung ver- 
bleibenden Erträgnissen angepasst habe. Die Beibehaltung desselben ergibt 
sich aber von selbst aus dem der ganzen Steuerreform zugrunde gelegten 
Finanzplane. welcher eine einseitige Entlastung gerade dieser so steuer- 
kräftigen Elemente nicht zugelassen hätte. 

Der Normalsteuerfuss wird übrigens vorläufig nur ausnahmsweise zur 
Anwendung gelangen, da er für alle nicht einer besonderen Begünstigung 
theilhaftigen Unternehmungen für solange auf 10'/, Proc. erhöht worden 
ist, als dies zur Erreichung der im Artikel IX, Z. 1—3 normieiten Steuer- 
nachlässe und Ueberweisungen nothwendig ist. Die Steigerung des Steuer- 
fusses um !/, Proe. ist übrigens nicht als Erhöhung der bisherigen Steuer- 
leistung, sondern als Compensation für die diesen Unternehmungen aus dem 
teilweisen Wegfalle der Einkommensteuer 2. Classe, beziehungsweise aus 
der Ermässigung der von den Dienstbezügen entfallenden Steuer erwachsenden 
Ersparnisse gedacht, weil notorisch eben diese Unternehmungen die Steuer 
von den Bezügen ihrer Bediensteten zu tragen pflegten. Die Erörterung des 
Finanzplanes wird uns Gelegenheit geben, davon noch des Nähern zu sprechen. 

10 Proc. zahlen vorläufig nur die meisten der sogenannten Landes- 
institute, dann die auf dem Principe der Wechselseitigkeit beruhenden 
Hypothekarinstitute und die Propinationsfonds, endlich die nicht begünstigten 
Genossenschaften. Die begünstigten Genossenschaften und Vorschusscassen 
erhielten durch einen unvermutheten Beschluss des Plenums eine wohl kaum 
gerechtfertigte weitere Entlastung gegenüber ihrer schon gegenwärtig sehr 
mässigen Besteuerung: In Hinkunft werden, wie bisher, das erste Tausend des 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes ermittelten Reinertrages mit 3, und 
das zweite Tausend mit 5/,. in die Besteuerungsgrundlage einbezogen. Während 
aber bisher die weiteren Tausend voll zu besteuern waren, sind in Hinkunft 
auch die weiteren Tausend nur mit °/,, in die Besteuerungsgrundlage ein- 
zubeziehen. Und zwar ist der Steuerfuss für diese Genossenschaften, falls der 
so erzielte Reinertrag 600 fl. nicht übersteigt, 8°5 Proc., sonst 10 Proc., 
wodurch die bisherige Steuer per 5 Proc. in ordinario mit dem (je nach 
der 30 fl. nicht erreichenden oder aber übersteigenden Höhe des Ordinariums) 
70, beziehungweise aber 100 Proc. Extraordinarium aufrechterhalten wird. 
— Für die Sparcassen endlich gilt die früher dargestellte besondere 
Steuerscala. 

XXIV. 

Neben der Frage der Sparcassenbesteuerung bot noch die Frage des 
Ortes der Steuervorschreibung den Anlass zu langwierigen Verhandlungen, 
da hier die einander vielfach widerstreitenden Interessen der autonomen Körper 
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Berücksichtigung erheischten. Schon die Regierungsvorlage hatte eine 
weitgehende Decentralisation der Steuervorschreibung in Vorschlag gebracht, 
indem sie zwar im Allgemeinen die vereinte Besteuerung mehrerer Unter- 
nehmungen desselben Steuersubjectes, sohin aber die Auftheilung der vereint 
bemessenen Steuer auf sämmtliche Unternehmungen nach Maassgabe ihrer 
verhältnismässigen Wichtigkeit zur Erzielung des Gesammtertrages und die 
Vorschreibung dieser Steuerbeträge am Betriebsorte beantragte, ohne die 
bisherige, durchaus unglückliche Unterscheidung von selbständigen und 
unselbständigen Etablissements aufrecht zu erhalten; an den Sitz der Unter- 
nehmung sollte jedenfalls eine nach der Art der Unternehmung verschieden 
hoch bemessene Präcipualquote überwiesen werden. 

Diesen Grundsätzen stimmte das Abgeordnetenhaus im Allgemeinen 
auch zu, restringierte jedoch die eben erwähnte Präcipualquote ganz er- 
heblich: Bei Bergwerken, Fabriken und anderen auf Production gerichteten 
Unternehmungen verbleibt es bei der bisherigen Quote von 20 Proc. Bei 
Handelsunternelimungen, Creditinstituten und Versicherungsanstalten, welche 
bisher ohne Rücksicht auf den Bestand von Filialen zur Gänze im Orte des 
Sitzes des Unternehmens besteuert wurden, beantragte die Regierungsvorlage 
eine Präcipualquote von 80 Proc.; das Abgeordnetenhaus setzte dieselbe aber 
auf 50 Proc. herab, während die restlichen 50 Proc. in jenen Orten, in 
welchen Betriebsstätten (inclusive der Hauptanstalt) vorkommen, vorzu- 
schreiben sind. 

Bei Eisenbahnunternehmungen, — und das war der eigentliche Streit- 
punkt — sollen, wie bisher, unter allen Umständen 10 Proc. am Sitze des 
Unternehmens vorgeschrieben werden. Während aber bisher von der rest- 
lichen Steuer weitere 30 Proc. am Sitze des Unternehmens vorgeschrieben 
wurden, falls die Eisenbahn das betreffende Kronland durchzog, und die 
Regierungsvorlage die Beibehaltung dieses Theilungsschlüssels beantragte, 
setzte der Steuerausschuss diese Quote auf 15 Proc. herab. Endlich soll 
die nach Maassgabe der Kilometerlänge auf die einzelnen Kronländer auf- 
getheilte Steuer auch nicht mehr, wie bisher, zur Gänze am Sitze der 
Betriebsleitung, beziehungsweise in der Landeshauptstadt vorgeschrieben 
werden, vielmehr soll 1/, dieser Steuer auf alle Gemeinden, welche die 
Bahn berührt (Streckengemeinden), aufgetheilt werden. 

Durch diese Bestimmungen werden naturgemäss am meisten die Landes- 
hauptstädte, vor allem aber die Reichshaupt- und Residenzstadt Wien 
getroffen, in welcher fast alle österreichischen Transportunternehmungen und 
insbesondere die oberste Leitung der Staatsbahnen ihren Sitz haben: Da 
die Staatsbahnen als ein einheitliches Netz, daher alle Staatsbahnen als 
Nieder-Oesterreich berührend betrachtet werden, wurde bisher eine 40proc. 
Tangente der Gesammtsteuer der Staatsbahnen in Nieder-Oesterreich zur 
Vorschreibung gebracht; ferner hatte auch jede Verstaatlichung selbst solcher 
Bahnen, welche Nieder-Oesterreich nicht durchziehen, eine bedeutende Er- 
höhung der Steuervorschreibung m Wien und eine ebenso bedeutende 
Verminderung der Steuervorschreibung in dem betreffenden Kronlande zur Folge. 
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Der Ausfall infolge der vom Ausschusse vorgeschlagenen Aenderung 
beziffert sich für Wien — auf das Jahr 1898 berechnet — mit circa 355.500 fl., 
wovon die 21 proc. Gemeindeumlage circa 74.600 fl. beträgt. Es ist begreiflich, 
dass die Vertreter Wiens diesen Bestimmungen nachdrücklich entgegentraten, 
drohten doch der Gemeinde Wien auch aus der geänderten Steuervorschreibung 
der Bank- und Creditinstitute, wie nicht minder aus dem Wegfalle der 
Einkommensteuer 2. Classe etc. noch weitere Ausfälle, welche für das 
Jahr 1898 insgesammt auf circa 362.000 fl., beziehungsweise unter Anrechnung 
der Nachlässe bei der allgemeinen Erwerbsteuer auf 649.000 fl. berechnet 
werden können, während diesen Ausfällen nur unbedeutende und schwer 
berechenbare Mehreinnahmen insbesondere aus der neu einzuführenden 
Rentensteuer gegenüberstehen. Da die Vertreter Wiens aber für ihren 
Standpunkt tiefere Postulate der Gerechtigkeit und Billigkeit nicht anzuführen 
in der Lage waren und sich, wenn wir von politischen Erwägungen der 
Bevorzugung der Reichshaupt- und. Residenzstadt Wien absehen, im Wesent- 
lichen nur auf den status quo, auf den Standpunkt des beatus possidens zu 
berufen vermochten; — und da es auf der anderen Seite nicht an radicaleren 
Stimmen fehlte, welche selbst das Zugeständnis einer l5proc. Präcipualquote 
als unbegründet anfochten und die Auftheilung der Gesammtsteuer nur 
nach Maassgabe der Kilometerlänge verlangten, verblieb es schliesslich nach 
langwierigen Verhandlungen bei dem vom Ausschusse vorgeschlagenen Auf- 
theilungsschlüssel. Nur wurde durch die Bemühungen des damaligen Finanz- 
ministers v. Plener zu Gunsten Wiens ein 6jähriger Uebergangstermin 
von dem bisherigen zum künftigen Zustande festgesetzt und überdies eine 
Entschädigung Wiens durch das mit der Steuerreform connex behandelte 
Gesetz vom 4. November 1896 R.-G.-Bl. 224 betreffend die Betheilung 
Wiens aus dem Ertrage der Linienverzehrungssteuer in Wien eingeleitet. 
Da der Antheil Wiens an der Verzehrungssteuer mit mindestens 400.000 fl. 
veranschlagt wird, dürfte der Ausfall aus der Steuerreform für Wien schon 
durch diese Maassregel vollständig gedeckt sein, übrigens durch die noch 
bei Erörterung des Finanzplanes zu besprechenden Maassregeln jedenfalls 
vollkommen wettgemacht werden können. 

Die zweiterwähnte Aenderung, die Auftheilung des letzten Viertels 
der Eisenbahnsteuer auf alle Streckengemeinden, entspricht einem seit Jahr- 
zehnten immer von neuem wiederholten Wunsche, auch diese Gemeinden 
in die Lage zu versetzen, von der Steuer der Eisenbabnunternehmungen 
Zuschläge erheben zu können. Meiner Ueberzeugung nach dürften die den 
Gemeinden hieraus erwachsenden Vortheile so geringfügiger Natur sein. 
dass sie die aus dieser Regelung sich ergebenden bedeutenden Complicationen 
des ganzen Besteuerungsverfahrens nicht verlohnen dürften. Noch viel weniger 
aber dürfte die Wichtigkeit dieser Angelegenheit den langwierigen Streit 
über den Maasstab, nach welchem die Steuervorschreibung in diesen Ge- 
meinden durchzuführen sei, rechtfertigen. Die Regierungsvorlage hatte als 
Maasstab das Flächenmaass der in jeder Gemeinde befindlichen Eisenbahn- 
grundstücke vorgeschlagen. Im Ausschusse wurde dem gegenüber die Höhe 
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der Bruttoeinnahmen der Stationen und die Höhe der Steuerleistung in den 
von der Balın durchzogenen Gemeinden als Theilungsmaasstab in Antrag 
gebracht. Der Herrenhausbericht hingegen verfocht mit Nachdruck die Höhe 
der in den einzelnen Stationen und Werkstätten ausgezahlten Besoldungen 
und Löhne als den richtigsten Theilungsschlüssel. Das Gesetz hat schliesslich 
die von 5 zu 5 Jahren zu ermittelnde Höhe der directen Steuerleistung in 
den Streckengemeinden als Theilungsmaasstab angenommen in der Erwägung, 
dass hiedurch eine möglichst gleichmässige Entlastung aller an derselben 
Eisenbahnstrecke gelegenen Steuerträger an Umlagen herbeigeführt wird 
und gerade diese Entlastung ja das einzige Motiv für die angeordnete 
Steuertheilung bildet. 

In analoger Weise wie bei Eisenbahnen ist die Steuertheilung auch 
bei Schiffahrtsgesellschaften durchzuführen; nur findet hier eine noch weiter- 
gehende Zerplitterung der Umlagebasis statt, indem nur 10 Proc. der Ge- 
sammtsteuer auf jene Gemeinden, in welchen sich Stationen und Werkstätten 
befinden, aufgetheilt werden. 


XXV. 

Ueber das Verfahren bei der Bemessung der Erwerbsteuer nach dem 
I]. Hauptstück ist Weniges zu sagen, indem es dem bisherigen Rechts- 
zustande gegenüber nur geringfügige Abweichungen zeigt: Die Bemessung 
erfolgt auf Grund des von der Partei einzubringenden Bekenntnisses durch 
die Steuerbehörde, welcher nunmehr ein Rechtsanspruch auf die Vorlage 
der Bilanz und des Generalversammlungsprotokolles eingeräumt wurde. Die 
gegen das Bekenntnis, beziehungsweise gegen die Bilanz oder die sonstigen 
Nachweisungen auftauchenden Zweifel sind der Partei zur eventuellen Auf- 
klärung vorzuhalten; die Steuerbehörde ihrerseits hat das Recht, alle zur 
Aufklärung der Bilanzangaben erforderlichen Erläuterungen zu verlangen und 
hierüber eventuell Sachverständige einzuvernehmen. Wird das Bekenntnis 
oder die geforderte Aufklärung innerhalb der bestimmten Frist nicht abge- 
geben, so kann mit der Bemessung von amtswegen vorgegangen werden. 

Neu ist die Einführung einer provisorischen Besteuerung für das 
1. Jahr des Bestandes des Unternehmens (gewöhnlich im Ausmaasse der 
Minimalsteuer), beziehungsweise die gewiss nur zu billigende Bestimmung, 
dass die eventuell höhere provisorische Besteuerung späterhin nach Maass- 
gabe des definitiven Betriebsergebnisses richtig zu stellen ist. 

Die Steuerpflicht beginnt mit dem Beginne der Unternehmung, be- 
ziehungsweise aber schon mit jenem Zeitpunkte, von welchem an die Unter- 
nehmung auf Rechnung des der öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen 
Unternehmers betrieben wird. Hingegen erlischt die Steuerpflicht mit dem 
Ende jenes Steuerquartales, in welchem die Unternehmung aufgegeben wird. 
Handelt es sich um den Uebergang einer der öffentlichen Rechnungslegung 
unterworfenen Unternellmung an eine andere derartige Unternehmung, so 
hat letztere für das laufende Steuerjahr die dem früheren Unternehmer vor- 
geschriebene Steuer zu übernehmen; erfolgt dieser Uebergang aber im 
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Wege der Verpachtung, so hat der Verpächter die ihm vorgeschriebene 
Steuer weiter zu entrichten, weil die Verpachtung eine Aenderung in der 
Besteuerung nicht herbeiführt, indem der Reinertrag die Besteuerungsgrundlage 
bildet, gleichgiltig, ob er durch eigenen Betrieb oder durch Verpachtung 
erzielt wird. Der Pächter aber wird mit Beginn der Pachtung nach Maassgabe 
des ihm verbleibenden Reinertrages in die Besteuerung einbezogen. 


E. Rentensteuer. 
XXVI. 


Wohl die schwierigste und undankbarste Aufgabe bei Durchführung der 
österreichischen Steuerreform bot die Besteuerung des Capitaleinkommens. 
Der bisherige Rechtszustand in dieser Beziehung war der denkbar unglück- 
lichste: Allerdings hatte das Einkommensteuerpatent principiell die Be- 
steuerung des Capitaleinkommens ausgesprochen; allein die gleichzeitig 
getroffene Bestimmung, nach welcher die Passivzinsen durch die übrigen 
Ertragsteuern getroffen werden sollten und dem Schuldner nur das Recht 
eingeräumt wurde, sich hiefür durch Abzug der Einkommensteuer bei Aus- 
zahlung der Zinsen an den Glanbiger schadlos zu halten; — die Verall- 
gemeinerung des Principes der Erhebung der Einkommensteuer durch den 
Schuldner rücksichtlich der Zinsen von Staats-, Landes- und ständischen 
Obligationen in der kaiserl. Verordnung vom 28. April 1859, R.-G.-Bl. Nr. 67; 
— die Sonderbesteuerung mit 16, beziehungsweise 20 Proc., welcher in den 
Zeiten finanzieller Noth die Zinsen der einheitlichen Staatsschuld unter- 
worfen wurden; — die zahllosen Steuerbefreiungen, welche der Staat noch 
späterhin behufs Erzielung besserer Emissionscurse theils seinen eigenen, 
theils aber allen jenen Titres einräumte, welche irgendwie einem gemein- 
nützigen Unternehmen zu dienen bestimmt waren; — endlich eine überaus 
laxe Steuermoral, welche das Verschweigen hienach noch einkommensteuer- 
pflichtiger Capitalsbezüge zur Regel erwachsen liess, in Verbindung mit einer 
unglücklichen Judicatur des Verwaltungsgerichtshofes, welcher in engherziger 
und durchaus nicht zwingender Auslegung des Wortlautes des Einkommen- 
steuerpatentes eine trotz alledem etwa noch zustande gebrachte Besteuerung 
von Renteneinkommen verhinderte: — Alle diese Umstände brachten es mit 
sich, dass die gegenwärtige Besteuerung des Capitaleinkommens zu einem 
wahren Zerrbilde der ursprünglichen Intentionen des Gesetzgebers wurde. 


Nach dem schliesslichen Stande der Gesetzgebung und Judicatur 
unterlagen der Besteuerung nach der Einkommensteuer dritter Classe gegen- 
wärtig lediglich die Zinsen von Darlehen auf ganz hauszinssteuerfreien 
Gebäuden und die Zinsen der hypothekarisch nicht sicher gestellten und 
auch nicht an erwerbsteuerpflichtige Unternehmen gewährten Darlehen. 
endlich einzelne wenige Rentenbezüge. Aber selbst diese Kategorien ge- 
langten nur in Ausnahmsfällen zur thatsächlichen Versteuerung, da es 
zahlreiche Mittel und Mittelchen gab, sich dieser Steuerleistung sogar auf 
vollkommen legalem Wege zu entziehen. So genügte es z. B., die grössten 
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Darlehen auf hauszinssteuerfreie Gebäude simultan auch auf einer Grund- 
parcelle, von welcher einige wenige Kreuzer Grundsteuer zu entrichten 
waren, sicher zu stellen. um hiedurch nach der Judicatur des Verwaltungs- 
gerichtshofes das fictive Steuerabzugsrecht des Schuldners rücksichtlich der 
gesammten Schuldzinsen zu begründen und demnach den Gläubiger von 
der Fassionspflicht zu befreien. In ähnlicher Weise erwarben in neuerer 
Zeit die meisten Städte-, ja auch Landesanlehen die Einkommensteuerfreiheit 
ihrer Coupons, indem irgend eine städtische oder dem Lande gehörige 
kleine Realität zur „Sicherung“ dieses Anlehens verhaftet wurde. Auch die 
Pfandbriefanstalten wussten ihren principiell fassionspflichtigen Pfandbriefen 
die factische Steverfreiheit zu erwirken, indem sie in ihre Statuten einen, 
wenngleich noch so geringfügigen erwerbsteuerpflichtigen Geschäftszweig 
aufnahmen, dieser Art für sich die Erwerbsteuerpflicht und hiedurch das 
natürlich nicht ausgeübte Steuerabzugsrecht rücksichtlich der Pfandbrief- 
zinsen erwirkten u. Ae. m. 

Dieser höchst unerquickliche Zustand erheischte umsomehr eine 
Abhilfe, als ja alles anderweitige Einkommen in Oesterreich bereits bisher 
einer Ertragsteuer unterworfen war und es allseits als höchst ungerecht 
empfunden werden musste, dass gerade das mühelos erworbene Rentenein- 
kommen von einer solchen Besteuerung ausgenommen war. Allerdings bietet 
die Einführung der Personaleinkommensteuer schon für sich allein in dieser 
Beziehung eine gewisse Abhilfe, indem sie eben auch jedes Renteneinkommen 
erfasst, und dieser Art das bisher genossene Steuerprivilegium desselben 
praktisch ausser Wirksamkeit setzt. Allein dem steht die Erwägung gegen- 
über, dass ja auch alles übrige Einkommen der Personaleinkommensteuer 
unterworfen wird und infolge dessen trotz der nur den bisher besteuerten 
Einkommenszweigen zugute kommenden Nachlässe an den bestehenden 
Ertragstenern eine hinlängliche Stenuerausgleichung zwischen den verschie- 
denen Einkommenkategorien durch die Personaleinkommenstéuer allein nicht 
herbeigeführt würde. Demmach erschien es sowohl vom Standpunkte der 
Gerechtigkeit und Billigkeit, wie nicht minder auch vom Standpunkte der 
Theorie unbedingt geboten, unser bisheriges Ertragsteuersystem durch Ein- 
fügung einer wirkungsvolleren Ertragsteuer vom reinen Capitalsertrag aus- 
zugestalten. 

Diesem allseits gefühlten Bedürfnisse Rechnung zu tragen, ist nun 
die gegenwärtige Rentensteuer bestimmt. Sie wird ihrer Aufgabe allerdings 
vielleicht nicht in vollen Umfange gerecht; nichtsdestoweniger kann dem 
Gesetze hieraus kaum ein Vorwurf gemacht werden, weil die vollständige 
Lösung dieser Aufgabe im gegenwärtigen Momente und unter den gegen- 
wärtigen Verhältnissen einfach undurchführbar war, das gegenwärtig Erreich- 
bare aber im Grossen und Ganzen durch das gegenwärtige Gesetz auch 
thatsächlich erzielt wird. 

Die allgemeinen Schwierigkeiten, welche sich jeder Lösung der 
Besteuerungsfrage des Capitaleinkommens entgegenstellen, sollen hier gar 
nicht erörtert werden. Wie schwer es ist, in unserer heutigen Wirtschafts- 
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ordnung unter der Herrschaft eines vielverzweigten Ertragsteuersystems das 
reine Capitaleinkommen vom landwirtschaftlichen oder gewerblichen Ein- 
kommen, demnach das noch nicht versteuerte Einkommen von dem bereits 
durch andere Ertragsteuern getroffenen Einkommen auseinander zu halten, 
das ist nicht nur bei der österreichischen, das ist bei jeder Einführung 
einer Capitalrentensteuer zur Sprache gekommen. Namentlich ein Theil dieses 
Problems wurde auch bei uns neuerlich vielfach erörtert, — nämlich die 
Frage, ob obige Unterscheidung vom Standpunkte des einzelnen Bezugs- 
berechtigten oder aber vom Standpunkte der Allgemeinheit beurtheilt werden 
solle, ob demnach z. B. die Dividenden, namentlich aber die Zinsen der 
Prioritäten, als ein beim Bezugsberechtigten noch nicht besteuertes Ein- 
kommen der Rentensteuer zu unterziehen, oder aber als ein bereits von der 
Actiensteuer getroffener Ertrag von der Rentensteuer frei zu lassen seien. 
Ich glaube, dass das Gesetz durch die im $ 124 gegebene und noch später 
zu erörternde allgemeine Abgrenzung des Gebietes der Rentensteuer, mit 
welcher es sich der letzt-ren dieser beiden Auffassungen angeschlossen hat, 
im Wesentlichen das Richtige getroffen hat. 

Nicht hierin lagen aber recht eigentlich die früher angedeuteten 
Schwierigkeiten der Reform der österreichischen Rentenbesteuerung; letztere 
entspringen vielmehr daraus, dass es auf dem Gebiete der Rentensteuer 
weniger wie irgendwo anders möglich ist, mit der Vergangenheit vollständig 
zu brechen, dass hier mehr wie anderswo die Notliwendigkeit sich geltend 
macht, den in früherer Zeit geschaffenen Rechtszustand zu achten und mit 
der gegenwärtigen Steuermoral zu rechnen. So musste auf der einen Seite 
die in wiederholten Gesetzen ausgesprochene feierliche Versicherung des 
Staates respectiert werden, von der einheitlichen Staatsschuld niemals eine 
höhere als die früher erwähnte 16- beziehungsweise 20proc. Couponsteuer 
zu erheben, und andere Kategorien der Staatsschuld, wie die Goldrente, 
Kronenrente und zahlreiche Eisenbahn-Staatsschuldverschreibungen, über- 
haupt nicht mit der Einkommensteuer oder einer an deren Stelle tretenden 
Steuer zu belasten. Auf der anderen Seite musste auch damit gerechnet 
werden, dass die Bevölkerung im weitesten Umfange sich an das Ver- 
schweigen des Renteneinkommens gewöhnt hat und es nicht möglich sein 
dürfte, in dieser Beziehung plötzlich einen völligen Umschwung der 
Gesinnung der Bevölkerung zu erzielen; von einer bloss auf Fassionen auf- 
gebauten Rentensteuer wären daher von vornherein nur geringe Erfolge zu 
erwarten gewesen. 

Aus dem Gesagten ergab sich ein Doppeltes: Die Unmöglichkeit der 
Erfassung aller Rentenbeziige, da eine grosse Gruppe von Bezügen theils 
bereits einer nicht erhöhbaren, unveränderlichen Couponsteuer unterworfen. 
theils aber von jeder künftigen Rentensteuer gesetzlich ausgenommen ist: 
und die Nöthigung, das Gebiet der Bekenntnispflicht soweit thunlich einzu- 
schränken, und den bei Capitalseinkommen ja bereits wiederholt in An. 
wendung gebrachten Abzug der Steuer bei der Zinsenauszahlung durch 
den Schuldner eintreten zu lassen. Diese beiden Consequenzen hat das 
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Gesetz denn auch gezogen; sie bilden das charakteristische Gepräge, 
zugleich aber auch die schwächsten Punkte des ganzen Rentensteuer- 
Hauptstückes. 


XXVII. 


Es ist begreiflich, dass die grossen Schwierigkeiten, denen dem Gesagten 
zufolge die Einführung einer Rentensteuer in Oesterreich begegnete, mehrfache 
Anträge zeitigten, welche eine gründliche Umwandlung des ganzen III. Haupt- 
stückes herbeiführen sollten. Wohl der weitestgehende unter ihnen ist der 
von dem um die Steuerreform hochverdienten Vicepräsidenten und Referenten 
über das II. und III. Hauptstück, David R. v. Abrahamovicz, im Steuer- 
ausschusse, und — nachdem ersterer sich von der Undurchführbarkeit seines 
Vorschlages überzeugt hatte — in etwas geänderter Form vom Abgeordneten 
Professor Dr. Kaizlim Plenum vertretene Antrag, an Stelle einer besonderen 
Rentensteuer eine Surtaxe auf Renteneinkommen in der Weise einzuführen, 
dass jener Theil des der Personaleinkommensteuer unterzogenen Einkommens, 
welcher aus Capitalvermögen herrührt, von einem besonderen Zuschlag zur 
Personaleinkommensteuer getroffen werde. So bestechend dieser Antrag auf 
den ersten Blick ist, so wenig geeignet erweist er sich bei näherer Prüfung 
speciell unter Bedachtnahme auf die bei der österreichischen Steuerreform 
zu beachtenden Gesichtspunkte. 

Es taucht in dieser Beziehung zunächst die Streitfrage auf, ob eine 
derartige Surtaxe in der That als ein blosser Zuschlag zur Personaleinkommen- 
steuer und nicht etwa als eine selbständige Steuer aufgefasst werden müsse. 
Gegen erstere Anschauung spricht offenbar der Umstand, dass die Surtaxe 
eben nur einen Theil des Einkommens erfassen soll, während die Personal- 
einkommensteuer begrifflich das Gesammteinkommen des Steuerpflichtigen 
umfasst. Hiemit im Zusammenhange steht die weitere Frage, wie denn die 
Schuldzinsen, die ein derartig Steuerpflichtiger hat, zu behandeln seien, ob 
sie nämlich ausschliesslich vom Capitalseinkommen, ausschliesslich vom 
anderweitigen Einkommen, proportional von beiden ober aber mit Rücksicht 
auf ihren wirtschaftlichen Ursprung u. dgl. m. abzuziehen seien. Diese Frage 
kann allerdings auch bei der Besoldungssteuer auftauchen, welch’ letztere 
wir ja als eine Surtaxe auf das Einkommen auf Dienst- und Lohnbezügen 
kennen gelernt haben. Nach der Natur der hiebei in Betracht kommenden 
Bezüge, wie nicht minder nach der wirtschaftlichen Lage der Bezugsbe- 
rechtigten ist diese Frage jedoch dort von weit untergeordneterer Bedeutung 
als bei den Capitalisten mit ihren verwickelten Vermögensverhältnissen. 
Konnte man bezüglich der Besoldungssteuer im Allgemeinen die Regelung 
dieser Frage der Vollzugsvorschrift überlassen, so hätte bezüglich der Surtaxe 
auf Capitalseinkommen angesichts der weitaus grösseren Wichtigkeit und 
Compliciertheit dieser Frage eine ausdrückliche Entscheidung im Gesetze 
und zwar aus Gründen der Billigkeit und praktischen Durchführbarkeit 
offenbar in dem Sinne erfolgen müssen, dass die Schuldzinsen mindestens 
proportional auch vom Capitalseinkommen in Abzug gebracht werden dürfen. 
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Hiemit hätten wir dann aber auch eine besondere Ermittlung der Besteuerungs- 
grundlage für die Surtaxe und sohin ein neuerliches Argument dafür, dass 
die Surtaxe als eine selbständige Steuer zu betrachten sei. 

Im Zusammenhange mit dem eben Erörterten steht aber die weit 
wichtigere Frage, welche Natur denn einer derartigen Surtaxe — ob sie nun 
als selbständige Steuer oder als Zuschlag zur Personaleinkommensteuer 
aufgefasst wird — zukomme, ob sie nämlich noch als eine Personaleinkommen- 
steuer im technischen Sinne (Subjectsteuer) aufgefasst und nicht vielmehr 
schon als eine gewöhnliche Ertragssteuer (Objectsteuer) angesehen werden 
müsse. Wenn wir als wesentlichen Unterschied der Ertragssteuer gegenüber 
der Personaleinkommensteuer festhalten, dass erstere den Ertrag der einzelnen 
Objecte zu erfassen, letztere hingegen stets die persönlichen Verhältnisse 
des Steuersubjectes in ihrer Gesammtheit ohne Bedachtnahme auf die 
einzelnen Einkommensquellen zu berücksichtigen bestimmt ist, werden 
wir nicht anstehen können, dieser Surtaxe den Charakter einer Ertragssteuer 
zuzusprechen, da sie in erster Linie nach der Provenienz des einzelnen 
Einkommentheiles und — soweit dies hier überhaupt der Fall wäre — erst 
in zweiter Linie nach den subjectiven Verhältnissen des Steuerpflichtigen 
selbst erhoben werden sollte. 

Mit dieser Feststellung oder — um uns vorsichtiger auszudrücken — 
schon allein durch diese Zweifelsanregung ist aber das ausserordentlich 
heikle Thema berührt, ob jene Capitalseinkommen, welchen durch die bisherigen 
Gesetze die Steuerfreiheit von der gegenwärtigen „Einkommensteuer dritter 
Classe und jeder an deren Stelle tretenden Steuer“ gewährleistet wurde, von 
dieser Surtaxe getroffen werden könnten oder nicht. Die Einführung einer 
selbständigen Rentensteuer neben der Personaleinkommensteuer bietet in 
dieser Beziehung — mag diese Rentensteuer im übrigen noch so mangelhaft 
sein — immer den einen, steuerpolitisch gewiss nicht zu unterschätzenden 
Vorzug, unzweifelhaft als Nachfolgerin der Einkommensteuer dritter Classe 
aufzutreten und hiedurch jeden Zweifel darüber zu beseitigen, dass die 
Personaleinkommensteuer ihrerseits nicht die Nachfolgerin der bisherigen 
Einkommensteuer dritter Classe ist, daher die Zinsen und Renten jener 
Papiere, welche von den bisherigen und den an deren Stelle tretenden Ertrags- 
steuern befreit waren, ganz unzweifelhaft der Personaleinkommensteuer unter- 
worfen werden können. Wird eine solche Rentensteuer aber nicht eingeführt, 
so wird angesichts der Thatsache, dass sich die Besteuerungsgrundlage der 
Rentensteuer und der Personaleinkommensteuer im Wesentlichen decken, 
stets dem Zweifel Raum gelassen, ob nicht die Personaleinkommensteuer 
etwa doch als jene Steuer zu betrachten sei, welche die bisherige Einkommen- 
steuer dritter Classe ersetzt. 

Diese Zweifel würden aber offenbar potenziert, wenn für einen Theil 
des der Personaleinkommensteuer unterworfenen Einkommens, und zwar 
eben für jenen Theil, welcher auch das Object einer eventuellen Ertragssteuer 
auf Capitalseinkommen wäre, ein Separatzuschlag, eine Surtaxe erhoben 
werden sollte. Es stellt dies nämlich zweifellos eine Prägravierung des aus 
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diesen Papieren bezogenen Einkommens gegenüber anderen Einkommen dar, 
welche Prägravierung der gegebenen Zusicherung, von den Zinsen dieser 
Wertpapiere eine solche besondere Steuer nicht erheben zu wollen, offenbar 
zuwiderläuft. Ich glaube daher nicht, dass ein Staat, welcher den Vorwurf 
der Wortbrüchigkeit vermeiden und selbst den Schein eines solchen von 
sich zu weisen in der Lage sein will, seine Zustimmung dazu geben könnte, 
dass die gesetzlich steuerfreien Zinsen und Renten einer derartigen Surtaxe 
unterzogen werden. 

Würde man nun aber die bisher steuerfrei erklärten Papiere von der 
Surtaxe ausnehmen, so würden offenbar auch die gerühmten Vortheile der 
Surtaxe gegenüber der eingeführten Rentensteuer wesentlich verringert, 
gleichzeitig aber die praktische Durchführbarkeit einer solchen ausserordentlich 
eıschwert. Birgt nämlich schon jede Surtaxe infolge ihres grösseren Steuer- 
druckes einen gewissen Anreiz zur Verschweigung des derselben unterworfenen 
Einkommens in sich, so würde eine nur auf gewisse Kategorien von Capitals- 
einkommen umgelegte Surtaxe offenbar die willkommenste Gelegenheit zu 
umfassenden Steuerverschweigungen gewähren, da einerseits die Angabe der 
Steuerpflichtigen, ob sie surtaxepflichtiges oder aber surtaxefreies Capitals- 
einkommen haben, nicht näher überprüft. andererseits aber bei der Einschätzung 
des Einkommens zwar vielleicht das Vorhandensein von Capitalseinkommen 
mit ausreichender Sicherheit constatiert, gewiss aber fast niemals angegeben 
werden könnte, welcher Kategorie die einzelnen vorhandenen Capitalien oder 
Wertpapiere angehören; es wäre zu befürchten, dass fast gar kein surtaxe- 
pflichtiges Einkommen einbekannt, ja vielleicht manche der Surtaxe unter- 
zogene Einkommen überhaupt verschwiegen würden. 

In letzterem Punkte liegt zugleich der praktisch wichtigste Unterschied 
zwischen der Surtaxe auf Capitalseinkommen und der Surtaxe auf höhere 
Dienstbezüge. Die Dienstbezüge liegen offen zutage, eine Verheimlichung 
ist hier nicht nur nach der Natur der ihnen zugrunde liegenden Rechts- 
verhältnisse, sondern insbesondere auch mit Rücksicht auf die doppelte 
Controle, — Anzeige des Dienstgebers, Bekenntnis des Dienstnehmers — 
verhältnismässig nur schwer möglich. Das Capitaleinkommen hingegen ist 
nur allzuleicht zu verheimlichen; hier ist die Steuerverwaltung in erster 
Linie auf die loyale Mitwirkung der Steuerträger selbst angewiesen,und sie 
wird daher — namentlich bei der Neueinführung einer Steuer und bei stark 
erschütterter Steuermoral der Bevölkerung — gut daran thun, den Steuer- 
pflichtigen die Erfüllung ihrer gesetzlichen Verpflichtungen nicht allzu schwer 
zu machen, nicht gerade dort viel zu fordern, wo die Verheimlichung am 
leichtesten durchzuführen ist. 

Man mag ja hiegegen einwenden, dass hiemit der alte fiscalische 
Fehler vertheidigt wird, das offen zutage liegende Einkommen härter zu 
erfassen als jenes, welches sich zu verbergen weiss. Allein es darf doch 
auch nicht übersehen werden, dass unsere gegenwärtige Steuerreform 
nicht eine revolutionäre Umgestaltung, sondern nur eine allmähliche Aus- 
gleichung der bestehenden Besteuerungsverhältnisse intendieren konnte. Wie 
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sie daher die Surtaxe auf Dienstbezüge nur im Hinblicke auf die bisher 
bestehende, weit höhere Belastung dieses Einkommenszweiges aufrecht 
erhalten hat, so musste sie auch bei der Erfassung des bisher gar nicht 
besteuerten Renteneinkommens mit nur mässigen Sätzen vorgehen; da nun 
schon die Personaleinkommensteuer für die Capitalisten eine ganz neue und 
ungewohnte Last ist, wäre es wohl durchaus nicht räthlich gewesen, diese 
neue Last durch Einführung einer Surtaxe gerade auf Capitalseinkommen 
besonders empfindlich zu gestalten. 

Mag daher der dem erwähnten Antrage zugrunde liegende Gedanke 
theoretisch auch richtig sein, ja vielleicht die richtigste Form der Besteuerung 
des Renteneinkommens darstellen, praktisch setzen sich seiner Durchführung 
denn doch ganz. ausserordentliche Schwierigkeiten entgegen; speciell bei der 
Neueinführung einer Personaleinkommensteuer würde er voraussichtlich nicht 
nur zu keinem günstigen Ergebnisse der Surtaxe, sondern möglicherweise 
sogar nur zu einer Schädigung des Personaleinkommensteuererträgnisses 
selbst führen. Ganz besonders wäre die Statuierung einer Surtaxe nach 
dem eben Gesagten aber nicht geeignet gewesen, die der Einführung einer 
Rentenbesteuerung in Oesterreich entgegen stehenden Hindernisse zu beheben. 

Diese Hindernisse ganz zu beheben, wäre vielleicht nur eine Vermögen- 
steuer in Form der preussischen Ergänzungssteuer geeignet, da eine solche 
ihrer äusseren Form und wohl auch ihrer inneren Natur nach von einer 
Ertragssteuer so wesentlich verschieden ist, dass ihr gegenüber selbst die 
Besitzer unserer steuerfrei erklärten Wertpapiere keinen Anspruch auf 
Exemption erheben könnten. Da es aber in Oesterreich, wo es zunächst 
galt. die bisher steuerrechtlich privilegierten Classen der weitaus wichtigeren 
Personaleinkommensteuer zu unterwerfen, selbstverständlich nicht möglich 
war, gleichzeitig auch an das schwierige Problem der Vermögensbesteuerung 
zu schreiten, so erübrigte wohl nichts anderes, als zur Rentensteuer in der 
im Gesetze ausgestalteten Weise zu greifen. 

Im folgenden wollen wir die wesentlichsten Bestimmungen derselben 
in möglichster Kürze erörtern. 


XXVII. 


Subject der Rentensteuer sind sowohl physische als juristische Personen. 
Die Abgrenzung der subjectiven Steuerpflicht dem Auslande gegenüber ist 
wesentlich gleich jener bei der Personaleinkommensteuer, nur unterliegen 
die im Inlande wohnhaften Ausländer, falls sie sich nicht des Erwerbes 
wegen hier aufhalten, nicht der Rentensteuer, auch wenn sie sich Jahre 
lang hierlands befinden. Ein innerer Grund dieser Bestimmung ist wohl 
nicht einzusehen. — 

Object der Rentensteuer sind die nicht schon durch die Grund-, 
Gebäude-, Erwerb- oder Besoldungssteuer unmittelbar getroffenen Bezüge. 
Eine taxative Aufzählung der hienach rentensteuerpflichtigen Bezüge ist 
bei der grossen Mannigfaltigkeit, in welcher heutzutage Nutzungen aus 
Capitalien gezogen werden können, absolut unmöglich, und beschränkt siclı 
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das Gesetz auch darauf, eine längere exemplicative Aufzählung zu geben. 
Ein klares Bild über die subjective und objective Rentensteuerpflicht kann 
bei dieser Sachlage wohl nur dadurch gewonnen werden, dass man die vor- 
stehend gegebene allgemeine Begriffsbestimmung des rentensteuerpflichtigen 
Subjectes und Objectes in Verbindung bringt mit den leider allerdings sehr 
zahlreichen subjectiven und objectiven Ausnahmen von der Rentensteuerpflicht. 
Der Zweck dieser Ausnahmen ist, wie der M. B. Seite 78 bemerkt, theils 
ältere, durch Specialgesetze gewährleistete Befreiungen aufrecht zu erhalten. 
theils gewisse Öffentliche, humanitäre oder sonstige gemeinnützige Interessen 
zu berücksichtigen, theils das Existenzminimum zu schonen, theils endlich 
eine doppelte Besteuerung nach Möglichkeit zu vermeiden. 

Subjectiv befreit sind der Staat und die Länder rücksichtlich aller 
ihrer Bezüge, die Bezirke und Gemeinden hinsichtlich der Zinsen von zeit- 
weilig angelegten Steuergeldern und empfangenen, jedoch nicht sofort ver- 
wendeten Anlehensvaluten, — und dies in der Erwägung, etwaige Privat- 
vermögen der Gemeinden nicht günstiger zu behandeln wie das der Privaten, 
hingegen das aus öffentlich-rechtlichen Abgaben erzielte Nebeneinkommen 
an Zinsen diesen ersteren gleich steuerfrei zu behandeln, — beziehungsweise 
der aus der Aufnahme einer Schuld hervorgehenden Verpflichtung zur 
Bezahlung von Passivzinsen Rechnung zu tragen. Befreit sind ferner 
Anstalten und Fonds, welche vom Staate unterstützt werden; die cumulativen 
Waisencassen ; Wohlthätigkeitsanstalten und ähnliche Institute; die Post- 
sparcassa, ferner die wegen des 300 fl. nicht erreichenden Ertrages erwerb- 
steuerfrei behandelten Genossenschaften ; endlich Personen, deren renten- 
steuerpflichtige Bezüge weder für sich allein, noch auch in Verbindung mit 
ihrem anderweitigen Einkommen den Betrag von 600 fl. jährlich übersteigen. 
Die Regierungsvorlage hatte letzteren Befreiungsgrund im Allgemeinen 
auf Einkommen von nur 300 fl. beschränkt, hingegen Witwen, elternlose 
Minderjährige und erwerbsunfähige Personen insoferne rentensteuerfrei be- 
handeln wollen, als sie der Personaleinkommensteuer nicht unterliegen. 
Gegen die vom Plenum beschlossene aligemeinere und einfachere Formu- 
lierung ist wohl, insofern man nicht gegen die Uebertragung des Principes 
des steuerfreien Existenzminimums auf Ertragsteuern überhaupt Bedenken 
hegt, nichts einzuwenden; genau zu beachten ist jedoch, dass diese For- 
mulierung nicht etwa alle rentensteuerpflichtigen Bezüge unter 600 fl., 
sondern nur jene an sich rentensteuerpflichtigen Bezüge von der Renten- 
steuer befreit, die Bestandtheile eines Gesammteinkommens unter 600 t. 
bilden: Die Geringfügigkeit eines Rentenbezuges bildet keinen Befreiungs- 
titel, insofern sich derselbe einem höheren Einkommen als 600 fl. zugesellt. 

Viel wichtiger als die bisher erörterten subjectiven sind die in 
objectiver Hinsicht gewährten Befreiungen. In ihnen spiegeln sich alle, der 
gedeihlichen Durchführung einer wirksamen Rentenbesteuerung in Oester- 
reich entgegen stehenden Hindernisse wieder! Der Rentensteuer unterliegen 
hienach unter anderem nicht die durch das Gesetz vom 20. Juni 1868, 
R.-G.-Bl. Nr. 66, einer 16- oder 20proc. Couponsteuer unterworfenen Zinsen 
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und Renten von Staatsschulden, vielmehr bleiben die durch dieses Gesetz 
eingeführten Couponabzüge unverändert aufrecht. Der Rentensteuer unter- 
liegen ferner aber auch nicht alle Zinsen und Renten, welchen die Steuer- 
freiheit mittels Specialgesetzes zugesichert wurde, weil der Staat derlei 
wohl erworbene Rechte zu schützen, das gegebene Versprechen einzuhalten 
verpflichtet ist. Hierunter fallen, wie bereits erwähnt, alle neueren Staats- 
schulden, die Goldrente, Kronenrente und die Eisenbahn-Staatsschuldver- 
schreibungen. 

Dem gleichen Gesichtspunkte entspringt die Befreiung der Zinsen und 
Dividenden von Actien der ausdrücklich für erwerbsteuerfrei erklärten Unter- 
nehmungen: Es hiesse die gewährte Steuerfreiheit in sophistischer Weise 
illusorisch machen, wollte man wegen der Exemption dieser Unternehmungen 
von der Erwerbsteuer nunmehr die von ihnen ausbezahlten Dividenden als 
„von der Erwerbsteuer noch nicht getroffen“ in die Rentensteuer einbe- 
ziehen: Die Steuerbefreiung bezweckt ja nur die steuerfreie Behandlung des 
Reinertrages und der Reinertrag der Unternehmungen ist es ja, der als 
Dividende unter die Actionäre vertheilt wird. 

Keine eigentliche Ausnahme von der Rentenstener enthält die unter 
den Rentensteuerbefreiungen aufgezählte ausserordentlich wichtige Bestim- 
mung des $ 125, Z. 14, der zufolge die von einer zur Öffentlichen Rech- 
nungslegung verpflichteten Unternehmung ausgezahlten Zinsen, welche auf 
Grund des § 94 lit. c vom steuerpflichtigen Erträgnisse derselben nicht 
abgezogen werden dürfen, der Rentensteuer nicht unterliegen. Denn die 
hiemit für rentensteuerfrei erklärten Zinsen, — in erster Linie die Zinsen 
aller Prioritäten, Theilschuldverschreibungen und hypothekarisch sicher- 
gestellten Theile des Anlagecapitales der nach dem II. Hauptstücke steuer- 
pflichtigen Unternehmungen — sind durch ihre Nichtausscheidung aus der 
Besteuerungsgrundlage bereits unmittelbar von der Erwerbsteuer nach dem 
II. Hauptstücke getroffen und daher schon nach der allgemeinen Begriffs- 
bestimmung der rentensteuerpflichtigen Objecte nicht mehr rentensteuer- 
pflichtig zu behandeln. Nichtsdestoweniger wurde gerade diese Bestimmung, 
wie wir schon oben erwähnt haben, im Abgeordnetenhause vielfach und 
ıwar insbesondere aus dem Grunde angefeindet, weil hienach die Prioritäten- 
zinsen bezüglich der Rentensteuer günstiger behandelt werden als die 
Pfandbriefzinsen. 

Diese differenzielle Behandlung ist vom Standpunkte der Bezugs- 
berechtigten aus in der That nicht gerechtfertigt, da ja die Prioritäten- 
inhaber ebenso wie die Pfandbriefbesitzer lediglich Gläubiger einer sicher- 
gestellten Capitalsforderung dritten Personen gegenüber sind und als solche 
eine fire Verzinsung derselben erhalten. Vom Standpunkte der Allgemein- 
heit aber stellt sich diese Regelung als eine logische Consequenz der ver- 
schiedenen Behandlung dieser Zinsen bei der Besteuerung der emittierenden 
Unternehmung dar. Die Gründe dieser letzteren haben wir auf Seite 377 
ausführlich besprochen und hiebei auch gesehen, dass der Versuch, die 
Prioritätenbesitzer der Rentensteuer zu unterwerfen, dermalen praktisch 
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misslingen und lediglich zu einer Erhöhung der Steuerlast der emittierenden 
Unternehmung führen müsste. Dass man aber die wenigen Prioritäten, bei 
welchen die Unternehmungen die Verpflichtung zur Tragung der die Zinsen 
treffenden Einkommensteuer nicht übernommen haben, nicht anders behandeln 
durfte als die grosse Masse der Prioritäten, und daher auch einen hierauf 
gerichteten Antrag des Abgeordneten Dr. Steinwender ablehnen musste, 
erhellt wohl selbst abgesehen von der allgemeinen Erwägung, dass diese 
Prioritätenzinsen ja schon bei der Actiengesellschaft besteuert sind, ins- 
besondere auch daraus, dass‘ ein Steuergesetz seine Wirksamkeit doch 
nicht wohl von einer zwischen den Parteien getroffenen Privatübereinkunft 
abhängig machen kann. 

Aus den für die Rentensteuerfreiheit der Actien erwerbsteuerfreier 
Unternehmungen angeführten Gründen mussten schliesslich auch die Zinsen 
der Prioritäten erwerbsteuerfreier Unternehmungen, bei welchen von einer Be- 
steuerung in der Besteuerungsgrundlage der Unternehmungen nicht gesprochen 
werden kann, von der Rentensteuer ausgenommen werden; anderenfalls wäre 
aus der beabsichtigten Privilegierung dieser Unternehmungen ein privilegium 
odiosum der betreffenden Prioritätenbesitzer gefolgt! — Aehnliche Motive 
sprechen für die Befreiung des Ertrages der von der Gebäudesteuer aus 
dem Titel der Widmung befreiten Gebäude: Diese Befreiung umfasst eben- 
sowohl die hier etwa vorkommenden Naturalbezüge, welch’ letztere im All- 
gemeinen gleich wie Geldbezüge der Rentensteuer unterworfen sind, als 
namentlich das Entgelt für die auf Grund des Gesetzes vom 11. Juni 1879, 
R.-G.-Bl. Nr. 93, erbauten und gebäudesteuerfrei erklärten Kasernen. 

Die Bestimmung, dass die Zinsen und Renten, welche nachweislich 
einen Theil eines der Erwerbsteuer nach dem II. Hauptstücke unterliegenden 
Geschäftsertrages bilden, nicht der Rentensteuer unterliegen, beugt ange- 
sichts der Bestimmungen des II. Hauptstückes einer sonst unvermeidlichen 
Doppelbesteuerung dieser Bezüge vor. Die ausserordentliche Bedeutung, 
welche dieser Bestimmung mittelbar ala Hindernis der Rentensteuer-Ueber- 
wälzung zukommt, haben wir bereits bei Erörterung der Sparcassenbesteuerung 
(S. 501 u. 502) gewürdigt. !) 

Wenn das Gesetz endlich im Art. II hinsichtlich jener Theilschuld- 
verschreibungen und Hypothekaranlehen, deren Zinsen bei einer der öffent- 
lichen Rechnungslegung unterworfenen Unternehmung dem steuerpflichtigen 
Ertrage zugerechnet werden, diesen Unternehmungen das Steuerabzugsrecht, 
soferne sie ein solches nach den bisherigen Steuergesetzen besessen haben, 
im bisherigen Ausmaasse walrt und dementsprechend unter den Renten- 
steuerbefreiungen auch noch jene Bezüge aufführt, welche dem im Art. II auf- 
rechterhaltenen Steuerabzugsrechte des Schuldners unterliegen, so entspringt 
diese letztere Bestimmung mehr einem theoretischen, denn einem praktischen 
Bedürfnisse. Theoretisch besteht allerdings ein Unterschied, ob die neu ein- 





') Diese vom Gesetze mitten unter den objectiven Befreiungen aufgezählte Be- 
freiung wäre eigentlich wohl richtiger als eine subjective Befreiung zu bezeichnen. In 
der That stellt sie § 126 den übrigen subjectiven Befreiungen gleich. 
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geführte Rentensteuer nicht erhoben wird, weil von diesen Bezügen bereits 
seitens des Schuldners auf Grund des ihm nach den bisherigen Steuergesetzen 
zustehenden Steuerabzugsrechtes ein Abzug thatsächlich gemacht wird oder 
doch gemacht werden könnte, — oder ob diese neueingeführte Rentensteuer 
nicht erhoben wird bloss aus dem Grunde, weil die betreffenden Bezüge 
bereits in anderer Weise von Steuern getroffen sind. Praktisch bildet aber 
diese Befreiung keine Erweiterung des Gebietes der rentensteuerfreien 
Bezüge, weil die unter diese Bestimmung fallenden Titres ausnahmslos 
bereits unter den früher angeführten Befreiungsgrund des § 125, Z. 14, fallen. 
Die Aufrechterhaltung des eben erwähnten Abzugsrechtes selbst aber erschien 
deswegen nothwendig, weil anderenfalls sehr erhebliche Eingriffe in bestehende 
Privatrechtsverhältnisse unvermeidlich gewesen wären. Man denke nur an 
die Prioritäten der Süd- und Westbahn und ähnliche Papiere, bei welchen 
ein Couponabzug bisher thatsächlich erfolgte, mangels einer derartigen 
Bestimmung aber hätte in Wegfall kommen müssen: Dies hätte zu einer 
kaum zu rechtfertigenden plötzlichen Steigerung der Zinsenlast dieser Unter- 
nehmungen um 10 Proc., andererseits zu einem ebenso ungerechtfertigten 
Coursgewinn, beziehungsweise Vermögenszuwachs bei den Prioritätenbesitzern 
geführt ! 

Dass man aber nicht nur das schon bisher ausgeübte Abzugsrecht 
aufrecht erhielt, erklärt sich daraus. dass man doch wohl nur einen recht- 
lichen, nicht aber einen oft schwer constatierbaren (oder, wie z. B. bei den 
3proc. Staatsbahn-Prioritäten, sogar in Streit befangenen) thatsächlichen 
Zustand der gesetzlichen Neuordnung zugrunde legen konnte. Hiefür 
sprachen endlich auch noch staatsfinanzielle Erwägungen, insofern bei einer 
anderen Regelung unter Umständen einzelnen Eisenbahnunternehmungen 
gegenüber eine Erhöhung der Garantieverpflichtung, welche sich auf die 
durch die Nichtausibung des Steuerabzugsrechtes entstehenden Mehraus- 
lagen nicht erstreckt, hätte eintreten können. — 

Den bisher aufgezählten Rentensteuerbefreiungen hat das Abgeordneten- 
haus endlich noch die Befreiung jener Beiträge angefügt, welche ein 
Ehetheil von dem anderen oder die Kinder von ihren Eltern und umgekehrt 
empfangen. Diese Bestimmung entspringt einerseits Erwägungen der Billigkeit 
und der Absicht, derartige zumeist abgeleitete Einkommen nicht nochmals 
mit Ertragsteuern zu treffen, andererseits dem Bedürfnisse, die Bestimmungen 
der Rentensteuer mit jenen der Personaleinkommensteuer zu harmonisieren, 
nach welch’ letzteren aber eine Besteuerung derartiger Beiträge beim 
Empfänger in der Regel nicht stattzufinden hat. ($ 157, Abs. 5.) — 

Wir können die Erörterung der Befreiungen von der Rentensteuer 
nicht abschliessen, ohne der wesentlichen Modificationen zu gedenken, welche 
dieselben mit Rücksicht darauf erfahren, dass die Rentensteuer nicht immer 
auf Grund eines vor der Steuerbehörde durchgeführten Bemessungsverfahrens, 
sondern vielfach durch blossen Abzug bei der Auszalılung des rentensteuer- 
pflichtigen Bezuges durch den Schuldner stattzufinden hat. Wir haben schon 
in der Einleitung angedeutet, dass und warum die Regierungsvorlage es für 
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räthlich erkannt hat. die Rentensteuer vielfach unmittelbar durch den zur 
Auszahlung Verpflichteten einheben zu lassen. Nun kann man dem Schuldner 
allerdings, ähnlich wie dem Dienstgeber bei der Personaleinkommensteuer, 
die Verpflichtung auferlegen, einen bestimmten Procentsatz der auszu- 
zahlenden Bezüge in Abzug zu bringen; man darf ihn aber doch wohl 
nicht verpflichten, in jedem einzelnen Falle umständliche Berechnungen oder 
gar Erhebungen darüber einzuleiten, ob und welche Gründe subjectiver 
Natur. aus denen der einzelne Empfänger des Bezuges etwa steuerfrei oder 
steuerbegünstigt zu behandeln sei, vorliegen. Daher ist mit der Erhebung 
der Steuer im Wege des Abzuges nothwendig der Verzicht auf eine unbe- 
dingte Durchführung der gesetzlich in Aussicht genommenen subjectiven 
Befreiungen verbunden. $ 126 zieht denn auch diese Folgerung, indem er 
allgemein verfügt, dass die voraufgezählten subjectiven Befreiungsgründe 
inclusive des auf S. 516, Anmerkung 1 bezeichneten nur insoferne Geltung haben, 
als es sich nicht um eine im Wege des Abzuges zu erhebende Rentensteuer 
handelt. Der Abzug der Rentensteuer durch den Schuldner hat vielmehr 
ohne jede Rücksicht auf die subjectiven Verhältnisse des Gläubigers zu 
erfolgen: Der Gläubiger muss die in dieser Form erhobene Rentensteuer 
erdulden, mag er auch ein principiell nicht steuerpflichtiger Ausländer 
oder eine steuerrechtlich privilegierte Corporation sein, ein Einkommen von 
weniger als 600 fl. haben oder der Besteuerung nach dem lI. Hauptstücke 
unterliegen u. Ae. m. 

Diese unvermeidbare Consequenz bot in Verbindung mit der von der 
Regierungsvorlage vorgeschlagenen Einbeziehung der Sparcasse-Ein- 
lagezinsen in die Rentensteuer Anlass zu eingehenden Erörterungen. 
Bisher waren nämlich die Sparcasseeinlagezinsen steuerrechtlich begünstigt, 
indem sie gemäss $ 7 des Einkommensteuerpatentes — behufs Hebung 
des Sparsinnes der Bevölkerung — von der Einkommensteuer dritter Classe 
befreit waren. Die Regierungsvorlage hatte in Anbetracht des Umstandes, 
dass ein derartiges Steuerprivilegium angesichts der geänderten wirtschaft- 
lichen Verhältnisse im Allgemeinen und der vielfach geänderten Natur 
der oft sehr hohen Sparcasseeinlagen im Besonderen heute nicht mehr noth- 
wendig, und es vielmehr durchaus ungerechtfertigt wäre, durch Befreiung 
der Sparcasseeinlagezinsen ein weiteres ausgedehntes Gebiet der Capital- 
zinsen von der Rentensteuer auszunehmen, die Sparcasseeinlagezinsen der 
im Wege des Abzuges durch die Sparcassen zu erhebenden Rentensteuer 
unterworfen. Um aber doch wenigstens den kleinen Sparern das bisher 
genossene Privilegium nicht zu entziehen, war in der Regierungsvorla:e 
($ 159, Z. 12) die Bestimmung aufgenommen worden, dass die Zinsen von 
Spareinlagen bei Sparcassen und Spar- und Vorschussvereinen, wenn die 
Finlage den Betrag von 525 fl. nicht erreicht, rentensteuerfrei zu behandeln 
seien. Die Objectivierung auf die Höhe der Einlage statt auf die persön- 
lichen Verhältnisse des Sparers entsprang den vorangedeuteten Gesichts- 
punkten, fand aber weder die Zustimmung der Sparcassen, noch die des 
Steuerausschusses, indem diese Bestimmung einerseits aus technischen 
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Gründen für undurchführbar, andererseits auch als nicht ausreichend und 
zu Steuerhinterziehungen verleitend bezeichnet wurde. Da nämlich kein 
Verbot besteht, Sparcasseeinlagen pseudonym oder anonym durchzuführen, 
oder aber bei einer oder mehreren Sparcassen mehrere Einlagebücheln zu 
lösen. wäre die Möglichkeit der Vermeidung der Rentensteuer durch Häufung 
von Einlagen unter 525 fl. gegeben gewesen. 

Es kann hier auf die Stichhältigkeit dieser Einwendungen und auf 
all’ die verschiedenen Phasen der ungemein langwierigen Ausschussver- 
handlungen über diese Frage nicht näher eingegangen werden. Erwähnt sei 
nur, dass im Steuerausschusse unter der Annahme, dass die Sparcassen die 
Rentensteuer von Einlagezinsen auf sich nehmen müssen, und unter der 
Einwirkung der schon bei Erörterung der Sparcassenbesteuerung angedeuteten 
mannigfachen Rücksichten schliesslich die Eliminierung der eben erwähnten 
Rentensteuerfreiheit der Einlagen unter 525 fl., hingegen eine verschiedene 
Abstufung der Höhe der Rentensteuer nach der Höhe der von den einzelnen 
Sparcassen ausgezahlten Gesammteinlagezinsen beschlossen wurde. Es sollte 
nämlich die Rentensteuer von den Einlagezinsen 1 Proc. betragen, wenn die 
Sparcasse nicht mehr als 60.000 fl., hingegen 1!/, Proc., wenn sie mehr 
als 60.000 fl., aber nicht mehr als 300.000 fl., endlich 2 Proc., wenn sie 
mehr als 300.000 fl. an Einlagezinsen ausbezahlt oder gutgeschrieben hatte. 
Die Tendenz dieser allerdings etwas seltsamen Steuerscala gieng dahin, die 
kleinen Sparcassen einerseits überhaupt durch günstigere Behandlung ihrer 
Einlagen zu protegieren und ihnen womöglich eine grössere Zahl von Ein- 
lerern zuzuführen; andererseits bezweckte diese Scala vor allem, die kleineren 
Sparcassen für den Fall, dass sie die Rentensteuer der Einleger aus Eigenem 
zu tragen beschliessen sollten, günstiger zu behandeln als die grossen. 

Das Abgeordnetenhaus vermochte sich diesem Antrage des Steueraus- 
schusses nicht anzuschliessen, und vereinfachte diese gleichfalls zu unver- 
hältnismässiger Wichtigkeit aufgebauschte Besteuerungsfrage vielmehr ganz 
erheblich dadurch, dass es den Procentsatz für Sparcasseeinlagezinsen all- 
gemein auf 1!/, Proc. herabsetzte. Das Gesetz kennt daher keine Steuer- 
freiheit kleiner Sparer, ermässigt hingegen die Rentensteuer für alle Sparer 
von 2 Proc. auf 1'/, Proc. Da die 1'/,proc. Rentensteuer von den 4proc. 
Zinsen von 525 fl. nur 31'/, kr. jährlich beträgt, wird man von einer 
drückenden Besteuerung der kleinen Sparer wohl nicht sprechen können. 


XXIX. 


Wir haben schon vorstehend des Umstandes gedacht, welcher eine 
vollständige Zweitheilung der Bestimmungen über die Rentensteuer erfordert, 
nämlich des Unterschiedes, ob die Rentensteuer im Wege des Abzuges durch 
den Schuldner erhoben oder aber auf Grund von Bekenntnissen durch die 
Steuerbehörde bemessen wird. Dass es bei der ersteren Besteuerungsform 
kein eigentliches Bemessungsverfahren gibt, haben wir gleichfalls bereits 
erwähnt. Es erübrigt rücksichtlich derselben also nur die Frage, durch 
wen, bei welchen Bezügen und in welchem Ausmaasse abzuziehen ist, wie 
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die Abfuhr an die Staatscassen erfolgt und die Haftung für den richtigen 
Vollzug des Gesetzes geregelt ist. 

Der durchgreifende Unterschied gegenüber dem bisherigen Zustande. 
nach welchem die Einkommensteuer ja auch vielfach durch den Schuldner 
bei Auszahlung der Zinsen eingehoben werden sollte, ist einerseits dadurch 
begründet. dass in Hinkunft nicht mehr alle Schuldner, sondern nur mehr 
der Staat, die Länder, Bezirke und Gemeinden, endlich die der öffentlichen 
Rechnungslegung unterworfenen Unternehmungen zur Durchführung des 
Abzuges berufen sind, andererseits aber auch dadurch, dass (mit Ausnahme 
der Fälle des im Art. II aufrechterhaltenen bisherigen Steuerabzugsrechtes) 
der Abzug nicht mehr für eigene Rechnung des Schuldners, welcher sich 
durch denselben für die von ihm bereits ausgelegte Steuer von Passiv- 
zinsen entschädigen soll, sondern für Rechnung des Staates durchzu- 
führen ist, an welchen die Steuer abgeführt werden muss. 

Auch der Kreis der Objecte, bei welchen der Abzug durchzuführen 
ist, wurde erheblich beschränkt, und zwar rücksichtlich der öffentlich- 
rechtlichen Corporationen auf alle von diesen Cassen ausbezahlten renten- 
steuerpflichtigen Bezüge mit einziger Ausnahme der Pachtschillinge gepachteter 
Gewerbe, — rücksichtlich aller übrigen Abzugsverpflichteten aber auf renten- 
steuerpflichtige Zinsen und Renten der von ihnen emittierten Wertpapiere 
und auf die Zinsen von Spareinlagen, mögen dieselben ausbezahlt oder nur 
gutgeschrieben worden sein. Durch letztere Bestimmung werden die bisher 
ganz befreiten Spareinlagezinsen, ferner aber auch die bisher theils durch 
nur fictive Steuerabzugsrechte getroffenen, theils aber der ganz regelmässig 
nicht erfüllten Fassionspflicht unterliegenden Zinsen von Pfandbriefen, 
Communal-Obligationen und in Theilschuldverschreibungen zerlegten Stadt- 
anlehen in wirksamer Weise der Rentensteuer unterworfen und hiedurch eine 
sehr erhebliche Ausdehnung des Gebietes der Rentensteuer bewirkt. 

Leider konnte sich das Abgeordnetenhaus nicht zu dem Entschlusse 
aufraffen, zugleich mit der Statuierung der Abzugsverpflichtung für den 
Schuldner auch das anderwärts doch gut bewährte Verbot der Uebernahme 
der Rentensteuer durch den Schuldner auszusprechen. Massgebend für diese 
im Zuge der Verhandlung kaum erörterte Unterlassung war wohl der 
gegenwärtige Rechtszustand, wonach eben bei fast allen bestehenden Schuld- 
verhältnissen eine solche Uebernahme seitens des Schuldners selbst rück- 
sichtlich zukünftiger Rentensteuern bereits vorhanden ist und wohl auch 
respectiert werden musste. Allein das hätte doch nicht gehindert, wenigstens für 
alle künftigen Schuldverträge derartige Steuerübernahmsclauseln zu verbieten 
und so wenigstens für die Zukunft bessere Verhältnisse anzubahnen. Solange 
hier nicht wirksame Schutzvorkehrungen getroffen werden, dürfte irgend 
eine wirksame Rentenbestenerung, welche ja ohnehin Schwierigkeiten genug 
begegnet, von vorneherein absolut unerreichbar sein. In der That sehen 
wir, dass bereits eine grosse Anzahl von Pfandbriefinstituten und Sparcassen 
ohne jede innere Nöthigung und lediglich aus Festhaltung an der bisherigen 
Gepflogenheit den Beschluss gefasst hat, die künftige Rentensteuer dem 
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Gläubiger nicht in Abzug zu bringen, dieselbe vielmehr aus Eigenem zu 
tragen! — 

- Die Höhe der abzuziehenden Rentensteuer ist bei den wenigen bereits 
bisher einem factischen Steuerabzuge unterliegenden Papieren in der gegen- 
wärtigen Höhe von 10 Proc., bei den Einlagezinsen der Sparcassen, begün- 
stigten Genossenschaften und Vorschusscassen, ferner bei den Pfandbriefen 
von Landeshypothekaranstalten, auf Wechselseitigkeit beruhenden Hypothekar- 
instituten und Sparcassen, endlich bei den Zinsen von Communalobligationen 
der Landescreditinstitut e mit 11/, Proc., — bei allen übrigen hieher gehörigen 
Bezügen mit 2 Proc. festgesetzt. Unter letztere fallen also die Zinsen der 
bisher steuerfrei behandelten Salinenscheine, ferner jene der Pfandbriefe von 
Actienhypothekaranstalten, der Stadtanlehen und endlich jene der erst nach 
der Wirksamkeit des Gesetzes emittierten Landesanlehen. Die Zinsen der 
vor der Wirksamkeit des Gesetzes emittierten Landesanlehen hingegen unter- 
liegen nach wie vor einer 10proc. Steuer, welche regelmässig vom Lande 
selbst übernommen worden ist; um nun zu verhindern, dass zum Zwecke 
der hieraus resultierenden Möglichkeit einer 8proc. Steuerersparnis etwa 
eine allgemeine Conversion der Landesanlehen stattfinde, wurde in das Gesetz 
die weitere Bestimmung aufgenommen, dass die 10proc. Rentensteuer von den 
nach den bisherigen Tilgungsplänen auszuzahlenden Zinsen auch dann zu 
entrichten sei, „wenn das Darlehensverhältnis mit den bisherigen Gläubigern 
durch mittelbare oder unmittelbare Convertierung in neue Landesanlehen 
vorzeitig gelöst oder umgewandelt“ werde. 

Die Rentensteuer ist bei der Auszahlung oder Gutschreibung der 
Zinsen in Abzug zu bringen und innerhalb eines Vierteljahres an das Steuer- 
amt abzuführen. Der Finanzminister kann aber auch längere Abfuhrtermine 
bewilligen. Der Abzugsverpflichtete haftet dem Staatsschatze gegenüber für 
die richtige Berechnung und rechtzeitige Abfuhr der Rentensteuer; behufs 
Ermöglichung der Ueberprüfung der Richtigkeit dieser Abfuhr hat er 
gleichzeitig mit derselben einen Ausweis über die ausbezahlten und abge- 
zogenen Beträge vorzulegen. Ergibt sich aus der vorerwähnten Ueberprüfung 
oder anderen Erhebungen, dass ein Abzugsverpflichteter nicht oder zu wenig 
abgezogen, beziehungsweise abgeführt hat, so wird dieser Abzugsverpflichtete 
zum Ersatze herangezogen. Das Gesetz statuiert jedoch nur eine subjective, 
nicht auch eine objective Haftung, d. h., die entfallende Rentensteuer wird 
dem Abzugsverpflichteten vorgeschrieben und von ihm wie eine eigene 
directe Steuerleistung eingehoben; es darf ihm aber nicht die Zurückhaltung 
der Rentenbezüge zur Deckung der Rentensteuerschuld auferlegt werden 
(§ 152)') 

Wenn wir vorstehend von der Vorschreibung der Rentensteuer gesprochen 
haben, so war dies ein sehr verfänglicher Ausdruck, welcher im Zuge der 





1) Das Gesetz spricht immer nur von abgezogenen Beträgen. Da es aber die 
Steueriibernrhme seitens des Schuldners nicht verbietet, sind darunter offenbar immer nur 
jene Beträge zu verstehen, welche der Abzugsverpflichtete abzuziehen hätte. Für die 
Haftung ist nur die Abfuhr maassgebend, mag die Rentensteuer nun thatsächlich abgezogen 
oder aber aus eigenem getragen werden. 
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Verhandlungen zu wiederholten Erörterungen Anlass geboten hat. In 
Wirklichkeit wird nämlich die im Wege des Abzuges erhobene Rentensteuer 
den Steuerpflichtigen offenbar nicht individuell vorgeschrieben, weil sie ja 
sofort bei der Auszahlung in Abzug gebracht und sodann vom Abzugsver- 
pflichteten nur summarisch und ohne vorhergehende Aufforderung an das 
Steueramt abgeführt wird. Dieser formelle Mangel einer eigentlichen Vor- 
schreibung hat nun die meritorisch sehr wichtige Consequenz, dass die im 
Wege des Abzuges erhobene Rentensteuer den Zuschlägen der autonomen 
Körper nicht unterliegt und nur mit den gesetzlich festgestellten Procentsätzen 
der Staatssteuer erhoben werden kann. Diese Consequenz ist im Gesetze 
allerdings nicht ausdrücklich ausgesprochen, weil ja dem Reichsrathe die 
Competenz zu Bestimmungen über die Umlagenerhebung mangelt; sie wurde 
daher im Zuge der Verhandlungen einerseits vielfach bezweifelt, andererseits 
aber im Interesse der autonomen Körper auch vielfach angefochten. Dennoch 
ist die Sache ganz unzweifelhaft und weder neu noch vermeidbar. 

In der ersteren Beziehung genügt es, auf den Wortlaut der gesetzlichen 
Bestimmungen zu verweisen, welche bezüglich dieser Rentensteuer aus- 
drücklich keinen Ort der Vorschreibung festsetzen und den Schuldner aus- 
drücklich nur zum Abzuge der gesetzlich bestimmten Procentsätze berechtigen. 
(SS 132 und 133.) In letzterer Beziehung ist darauf zu verweisen, dass ja 
auch gegenwärtig schon die Passivzinsen dem Steuerabzugsrechte des 
Schuldners unterliegen, ohne dass diesem die Verpflichtung obliegen würde, 
Zuschläge zu Gunsten der autonomen Körper zu erheben. Ebenso wird die 
Couponsteuer nach dem 1868iger Gesetze und die Einkommensteuer. im 
Sinne der kaiserlichen Verordnung vom 28. April 1859, R.-G.-Bl. 67 ohne 
Berechnung von Zuschlägen erhoben. Es wäre aber auch ganz unmöglich, 
Zuschläge zu der in dieser Form erhobenen Rentensteuer einzufordern. In 
erster Linie ist diese Form der Steuererhebung offenbar nur für eine stabile, 
keinerlei Veränderungen des Ausmaasses ausgesetzte Steuer verwendbar, 
welche Voraussetzung bei Hinzutritt von variablen autonomen Zuschlägen zur 
Staatssteuer hinfällig würde. Sodann fehlt zur Bemessung solcher autonomen 
Zuschläge aber auch die gesetzliche, beziehungsweise thatsächliche Basis, 
weil, wie schon bemerkt, eine Vorschreibung dieser Steuer gar nicht statt- 
findet, nach den Landesordnungen aber nur von „vorgeschriebenen“ Steuern 
Zuschläge erhoben werden dürfen. Endlich wäre selbst abgesehen von diesem 
formellen Hindernisse die Umlagenerhebung auch meritorisch nicht zu be- 
gründen. 

Nach den allgemeinen Grundsätzen über den Ort der Rentensteuer- 
vorschreibung wäre nämlich nicht der Wohnort des Schuldners, beziehungs- 
weise der Ort der Zinsenauszahlung, welcher ganz willkürlich gewählt 
werden kann und mit der Production und namentlich Consumption dieser 
Beträge in gar keinem Zusammenhang stehen muss, sondern nur der Wohnort 
des Bezugsberechtigten zur Umlagenerhebung berechtigt. Dieser Wohnort ist 
aber dem Abzugsverpflichteten, der sich um die persönlichen Verhältnisse 
des Bezugsberechtigten nicht kümmern kann, unbekannt, und selbst wenn 
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er ihm bekannt wäre, wüsste derselbe die Höhe der dort erhobenen Zuschläge 
nicht. Den Abzugsverpflichteten aber zu verhalten, diesen Wohnort oder 
diese Umlagen zu erheben, sodann für jeden Bezugsberechtigten eine separate 
Rechnung anzustellen und die Zuschläge schliesslich an die verschiedenen 
Gemeinden abzuführen, wäre denn doch nicht nur höchst unbillig, sondern 
auch praktisch absolut undurchführbar. 

So erübrigt nur die umlagenfreie Behandlung der im Wege des Ab- 
zuges erhubenen Rentensteuer. Diese muss daher auch platzgreifen, wenn 
der Bezugsberechtigte zum Ersatze der von ihm nicht rechtzeitig abgeführten 
Rentensteuer verhalten wird. Es kann also auch hier eine Vorschreibung im 
technischen Sinne nicht erfolgen, mit anderen Worten, es darf die zum Er- 
satze auferlegte Rentensteuer in dieser Beziehung nicht wie eine eigene 
Steuerschuldigkeit des Abzugsverpflichteten behandelt und kann nur ohne 
Zuschläge der autonomen Körper eingehoben werden.') 


XXX. 


Falls der Abzug der Rentensteuer durch den Schuldner nicht platzgreift, 
hat die Bemessung der Rentensteuer auf Grund von Steuerbekenntnissen 
durch die Steuerbehdrde zu erfolgen. Die Objecte der in dieser Form er- 
hobenen Rentensteuer sind weit mannigfacher als jene der im Wege des 
Abzuges erhobenen Rentensteuer. Hieher gehören zunächst die Zinsen und 
Dividenden aller ausländischen Wertpapiere, soweit sie nicht schon im 
Auslande von einer gleichartigen Steuer, d. h. einer Specialsteuer vom 
Capitalsertrage oder Capitalsbesitze, getroffen sind. Steuerprivilegien des 
Auslandes geben naturgemäss keinen Anspruch auf rentensteuerfreie Be- 
handlung dieser Papiere, weil die vorgedachte Bestimmung nur eine Doppel- 
besteuerung verhindern will, keinesfalls aber die Respectierung der aus- 
ländischen Privilegien intendiert. Ferner gehören hieher die Zinsen von allen 
Privatforderungen, namentlich auch von allen auf steuerpflichtigen Objecten 
sichergestellten Hypothekarforderungen; und dies auch dann, wenn sie im 
Auslande elociert sind, falls dortselbst nicht eine Specialsteuer von diesen 
Zinsen erhoben werden sollte. 

Rentensteuerpflichtig sind ferner Escomptegewinne, dann Renten aller 
Art, soweit letztere nicht das Entgelt für geleistete Dienste bilden oder 
aus Fonden und Cassen bezogen werden, in welche von den Dienstgebern 
Beiträge geleistet wurden. In letzterem Falle sind diese Renten eben wie 
Pensionen zu behandeln, d. h. nur der Personaleinkommensteuer, beziehungs- 
weise bei Beträgen über 3200 fl. auch der Besoldungssteuer zu unterziehen. 

Hieher gehören ferner die Bezüge für die Unterlassung der Ausübung 
oder für die Gestattung der Ausübung von Berechtigungen, Patenten, Er- 
findungen etc., welchen Bezügen die Beträge, die cartellierte Unternehmungen 
für die Nichtausibung des Betriebes erhalten, mit Recht gleichgestellt 


!) Vgl. in diesem Sinne auch die mittlerweile publicierte Vollzugsvorschrift zum 
III. Hauptstücke d. d. 28. Juli 1897, R.-G.-Bl. Nr. 171 (Artikel 12, Z. 6.) 
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wurden. Schwierigkeiten boten sodann insbesondere auch noch die sogenannten 
Urheberrechte, bei welchen eine Grenze gezogen werden musste, inwieweit 
die hiefür gezahlten Beträge als blosser Arbeitsverdienst des Urhebers, 
beziehungsweise als Ertrag einer Erwerbsunternehmung des Verlegers etc., 
und inwieweit sie als Ertrag eines Vermögensrechtes zu betrachten seien. 
Artikel 21, Z. 2 der V. V. zum IV. Hauptstück!) hat diesen Unterschied in 
wohl zutreffender Weise dahin fixiert, dass derartige Bezüge nur bei den 
Erben des Autors und dritten Personen, welche aus der Ausübung solcher 
Rechte keine gewinnbringende Beschäftigung machen, als Einkommen aus 
Vermögensrechten zu betrachten und daher der Rentensteuer zu unterziehen 
seien. In den übrigen Fällen sollen diese Bezüge als Einkommen aus selb- 
ständigen Unternehmungen (des Urhebers, bei welchem das Entgelt für die 
Erfindung etc. als Arbeitsverdienst, beziehungsweise aber des Verlegers, 
bei welchem diese Rechte eben einen Theil seines Geschäftscapitales bilden) 
behandelt und daher nur der Personaleinkommensteuer, eventuell aber auch 
der Erwerbsteuer unterzogen werden. 


Endlich unterliegen der Rentensteuer auch die Pachtzinse aus der 
Verpachtung von Gewerben und Gewerbsrechten und anderen, weder der 
Grund- noch der Gebäudesteuer unterliegenden Objecten, worüber theilweise 
schon bei der allgemeinen Erwerbsteuer gesprochen wurde. 


Die vurgenannten rentensteuerpflichtigen Bezüge sind vom Bezugs- 
berechtigten durch die Abgabe eines speciellen Rentensteuerbekenntnisses 
der Steuerbehörde anzuzeigen. Auch diese Bekenntnisse sind auf Grund 
einer von der Finanzlandesbehörde zu erlassenden allgemeinen Kundmachung 
zu erstatten und ist den Steuerbehörden hier zwar das Recht, nicht aber 
die Pflicht auferlegt, individuelle Aufforderungen zur Einbringung dieses 
Bekenntnisses zu erlassen. Die Befreiung von der Bekenntnispflicht rück- 
sichtlich der Bezüge unter 1000 fl. ist bei der Rentensteuer nicht zugestanden, 
und müssen daher alle, wenngleich noch so geringfügigen Rentenbezüge, 
soweit sie nicht im Wege des Abzuges der Rentensteuer durch den Schuldner 
getroffen werden oder sich nicht etwa einem Gesammteinkommen von unter 
600 fl. zugesellen, einbekannt werden. Es kann daher ein Steuerpflichtiger 
leichtmöglicherweise von der Bekenntnispflicht zur Personaleinkommensteuer 
befreit, hingegen zur Abgabe des Rentensteuerbekenntnisses verpflichtet 
sein, — nämlich dann, wenn er bei einem Einkommen unter 1000 fl. Bezüge 
geniesst, welche der Rentensteuer auf Grund von Bekenntnissen unterliegen. 


Hingegen wurde bei der Rentensteuer eine andere, im Ausschusse 
vielfach bestrittene Erleichterung der Fassionspflicht in der Richtung ge- 
währt, dass Personen, welche bereits im Vorjahre Rentensteuer zahlten, 
ihren Wohnsitz inzwischen nicht änderten und auch keine Vermehrung ihrer 
Bezüge erlangt haben, im Folgejahre von der Wiedereinbringung des Be- 
kenntnisses befreit und derart zu besteuern sind, als ob sie den Fortbestand 
ihrer Bezüge ausdrücklich einbekannt hätten ($ 139). Diese Bestimmung dürfte 


!) Beziehungsweise jetzt Artikel 2, 7. 7 der V. V. zum ITI. Hauptstück. 
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die Einbürgerung des Bewusstseins, treu und redlich fatieren zu müssen, kaum 
fördern und bringt auch für die Parteien als Gegenstück zu der hiedurch 
beabsichtigten Ersparnis an Schreiberei zwei missliche Consequenzen mit 
sich; einerseits empfiehlt es sich nunmehr für die Parteien, der Steuerbehörde 
das eventuelle Erlöschen ihrer Bezüge anzuzeigen, da sie anderenfalls weiter 
besteuert und gegen diese Vorschreibung zu recurrieren genöthigt wären; 
andererseits setzt sich die Partei aber auch viel leichter der Verfolgung 
wegen Steuerverheimlichung aus. Unterlässt sie nämlich im Falle einer 
eingetretenen Vermehrung ihrer Bezüge die Einbringung eines neuen, ihr 
eben durch diese Bestimmung ungewohnt gewordenen Bekenntnisses, so 
macht sie sich, da die Einbringung des alten Bekenntnisses fingiert wird, 
einer falschen Fatierung schuldig und ist dafür mit dem 2—6fachen der 
verkürzten Steuer zu bestrafen ($ 243, Z. 4).!) 

Was den Inhalt dieses nach bestem Wissen und Gewissen zu erstattenden 
Bekenntnisses betrifft, so kann rücksichtlich der zeitlichen Begrenzung der 
Besteuerungsgrundlage auf das bei der Personaleinkommensteuer Bemerkte 
verwiesen werden. Auch hier finden wir die Besteuerung nach dem Vorjahre, 
beziehungsweise aber nach dem dreijährigen Durchschnitt, je nachdem es 
sich um feststehende oder schwankende Bezüge handelt. Diese bereits bei 
der Personaleinkommensteuer als wenig glücklich gekennzeichnete Unter- 
scheidung ist hier offenbar noch viel weniger zutreffend, zumal ja bei der 
Rentensteuer Fälle, in welchen Verluste eintreten, nur schwer construierbar 
sind und in der Praxis nur äusserst selten — etwa bei unglücklichen Escompte- 
geschäften oder passiven Contocorrentgeschäften — vorkommen werden. 

Abzüge von den Einnahmen dürfen bei der Rentensteuer in der Regel 
nicht geltend gemacht werden, insbesondere dürfen Passivzinsen nicht in 
Abrechnung kommen. Lastet aber auf einem bestimmten Bezuge eine auf 
privatrechtlichem Titel beruhende, mit demselben in unmittelbarem Zusammen- 
hange stehende Last, z. B. auf einer testierten Rente die Verpflichtung zur 
Erhaltung einer dritten Person oder des Grabdenkmals des Verstorbenen; 
oder kommen bei Escompte- und Contocorrentzinsen auch Reescompte- und 
Passivcontocorrentzinsen vor; — so dürfen diese Posten bei der Ermittlung 
der Besteuerungsgrundlage abgerechnet werden. Ebenso dürfen bei Pacht- 
zinsen die dem Verpächter verbleibenden Lasten für die Erhaltung und 
Amortisation des Pachtobjectes abgerechnet werden. Hiebei ist nur zu 
beachten, dass Pachtzinse für Realsteuerobjecte keine Rentensteuerobjecte 
bilden, daher auch bei den mit Realitäten verbundenen Gewerbepachtungen 
die auf die Realitäten entfallenden Erhaltungs- und Amortisationskosten 
nicht von den auf die Gewerbepachtung entfallenden Theilen der Pachtzinse 
abgerechnet werden dürfen. 

Die Pachtzinse nehmen auch insoferne noch eine besondere Stellung 
ein, als von ihnen eine 3proc. Rentensteuer erhoben wird, während die auf 

1) Nach der vorcitierten Textierung des Schlussabsatzes des $ 139 wäre eigentlich 


logischer Weise zu erwarten gewesen, dass diese Nichtfatierung als falsche Fatierung, 
sohin als Steuerverkiirzung (§ 239) bebandelt und mit dem 3—9fachen bestraft werde, 
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Grund von Bekenntnissen erhobene Rentensteuer von allen übrigen Bezügen 
nur 2 Proc. beträgt. Diese Bestimmung ist das Ergebnis wechselvoller Ver- 
handlungen. Die Regierungsvorlage hatte die Pachtzinse der 2proc. Renten- 
steuer unterworfen, hingegen die Verpächter mit der Haftung für die allge- 
meine Erwerbsteuer ihrer Pächter belegt. Im Ausschusse wurde auf der 
einen Seite geltend gemacht, dass hiedurch dem Staatsschatze ein nicht 
unbeträchtlicher und durch die Contingentberechnung, beziehungsweise Be- 
rechnung der Erwerbsteuerhauptsumme nur theilweise behobener Ausfall 
verursacht, den Verpächtern aber eine ganz unbegründete Entlastung zuge- 
wendet werde, da sie ja gegenwärtig 8°5, beziehungsweise 10 Proc. Einkommen- 
steuer erster Classe zahlen mussten. Auf der anderen Seite wurde die 
Haftungsverpflichtung der Verpächter für ihre Pächter lebhaft angefochten. 
Das schliessliche Resultat der Ausschussverhandlungen war die Streichung 
der Haftungsverpflichtung und die Erhöhung der Rentensteuer auf 5 Proc. 
Das Plenum des Hauses acceptierte diese Vorschläge jedoch nicht, sondern 
restituierte die Bestimmung über die Haftung der Verpächter für ihre 
Pächter, setzte dafür aber gewissermaassen im Compromisswege die Renten- 
steuer von den Pachtschillingen von 5 auf 3 Proc. herab. 

Für die Fixierung des gewiss sehr mässigen Normalsteuerfusses von 
2 Proc. war, wie der Motivenbericht Seite 35 erwähnt, die Erwägung maass- 
gebend, durch eine bedeutende Ermässigung des bisherigen Steuerfusses 
die thatsächliche Heranziehung der bisher der Versteuerung vorenthaltenen 
`- Bezüge zu erleichtern. Auch wir haben schon mehrfach darauf hingewiesen, 
dass es bei der erschütterten Steuermoral einerseits und der leichten Ver- 
schweigbarkeit der rentensteuerpflichtigen Bezüge andererseits ein unbedingtes 
Gebot der Klugheit war, durch die Mässigkeit der Steueranforderung dahin 
zu wirken, dass die Bevölkerung sich leichter zu einer Aenderung ihres 
bisherigen Verhaltens in dieser Beziehung entschliesse. Inwieweit die Aus- 
dehnung des Kreises der rentensteuerpflichtigen Objecte und namentlich 
die Einführung einer das ganze Einkommen umfassenden Personaleinkommen- 
steuer die Ermittlung der rentensteuerpflichtigen Bezüge erleichtern und die 
Gefahr der Entdeckung eventueller Steuerhinterziehungen erhöhen wird,!) ist 
gleichfalls bereits an anderer Stelle (S. 204, 215) angedeutet worden. Hoffentlich 
wirkt diese Erkenntnis in Verbindung mit der beträchtlichen Herabsetzung des 
Steuerfusses einer —, und der erheblichen Verschärfung der auf die Steuer- 
hinterziehung und Steuerverschweigung gesetzten Strafen andererseits auf 
die Erstattung richtiger Steuerbekenntnisse hin. 

Die auf Grund von Bekenntnissen bemessene Rentensteuer ist regel- 
mässig am Wohnsitze des Steuerpflichtigen vorzuschreiben und unterliegt 
daher den daselbst erhobenen Zuschlägen. Lebt der Steuerpflichtige nicht 
im Inlande, so erfolgt die Vorschreibung, wenn der Steuerpflichtige ein 
Angehöriger dieses Landes ist, in seiner Heimatsgemeinde, in allen anderen 


1) So wird z. B. die Durchsicht der Grundbücher den Steuerbehörden ein ausser- 
‚ordentlich wirksames Mittel in die Hand geben, etwaigen Verschweigungen der so zahl- 
reichen Hypothekarforderungen auf die Spur zu kommen. 


Fein: 
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Fallen in der Gemeinde, in welcher der Schuldner wohnt. Diese Bestimmungen 
tragen dem Wunsche Rechnung, jener Gemeinde, welcher durch die Existenz 
des Steuerpflichtigen Kosten erwachsen können, beziehungsweise aber jener 
(Gemeinde, in welcher das Renteneinkommen vermuthlich wirtschaftlich zur 
Entstehung gelangt ist, die Möglichkeit der Umlagenerhebung einzuräumen. 


Zahlungstermin und Evidenzhaltungsvorschriften (Bestimmungen über 
Beginn und Ende der Steuerpflicht und die Berücksichtigung der im Laufe 
des Steuerjahres eintretenden Veränderungen) sind wesentlich gleich wie 
bei der Personaleinkommensteuer. Es erübrigt daher hier nur noch, der für 
die hier besprochene, auf Grund von Bekenntnissen bemessene Rentensteuer 
eingeführten objectiven Haftung zu gedenken. Das Gesetz gewährt dieser 
Rentensteuer ein Pfandrecht an den ihr unterliegenden Bezügen; dasselbe 
ist in der Weise geltend zu machen, dass der zur Auszahlung der Bezüge 
Verpflichtete von der Steuerbehörde zur Zurückhaltung und Abfuhr der 
Bezüge an das Steueramt für insolange aufgefordert wird, als die Renten- 
steuerrückstände nicht gedeckt sind. Der Auszahlungsverpflichtete haftet für 
die Durchführung des ihm gewordenen Auftrages; durch sein Verschulden 
nicht zurückbehaltene Beträge können bei ihm selbst wie eine eigene Steuer- 
schuldigkeit eingehoben werden. Zur Verhinderung der Umgehung dieser 
Bestimmungen verfügt das Gesetz noch, dass Forderungen, welche der 
Auszahlungsverpflichtete erst nach Bekanntgabe des Rentensteuerrückstandes 
gegenüber dem Bezugsberechtigten erwirbt, mit den Zinsen der rentensteuer- 
pflichtigen Schuld nicht compensiert werden dürfen. 


Das Gesetz hat darauf verzichtet, dieses Pfandrecht zu einem gesetz- 
lichen Vorzugspfandrecht auszugestalten; sein Rang bestimmt sich daher 
lediglich nach dem Zeitpunkte seiner Entstehung, d. i. nach dem Zeitpunkte 
der Rückhaltungsaufforderung an den Zahlungsverpflichteten. In objectiver 
Hinsicht erstreckt sich das Pfandrecht auf die Rentensteuer sammt Zuschlägen, 
weil die auf Grund von Bekenntnissen bemessene Rentensteuer eben factisch 
vorgeschrieben, das heisst sammt Zuschlägen erhoben wird. 


F. Strafbestimmungen. 
XXXI. 


Im V. Hauptstücke statuiert das Gesetz für eine Reihe von Ueber- 
tretungen der in demselben enthaltenen Verpflichtungen mehr weniger em- 
pfindliche Strafen. Hiebei unterscheidet das Gesetz eigentliche Steuerdelicte, 
Uebertretungen der im Gesetze aufgestellten sonstigen Verpflichtungen und 
Ordnungswidrigkeiten. Die eigentlichen Steuerdelicte werden in Steuer- 
hinterziebungen und Steuerverschweigungen unterschieden. Der Thatbestand 
beider Steuerdelicte setzt die Absicht einer Steuerverkürzung voraus. Wird 
diese Absicht durch falsche Angaben zu verwirklichen gesucht, so wird 
eine Steuerhinterziehung (Commissivdelict) —, wird sie aber durch blosses 
Nichtangeben zu verwirklichen gesucht, so wird eine Steuerverschweigung 
(Ommissivdelict) begangen. Diese Delicte können sowohl vom Steuerpflichtigen 
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selbst, als auch (rücksichtlich der von den Dienstbezügen entfallenden Steuer) 
vom Dienstgeber des Steuerpflichtigen, sowie endlich von den Machthabern 
der Steuerpflichtigen begangen werden. Im letzteren Falle haftet sowohl der 
Machthaber als auch der Steuerpflichtige für die Strafe, doch bestimmt 
die V. V., dass in erster Linie versucht werden solle, die Strafe vom Macht- 
haber einzubringen. 

Die Steuerhinterziehung wird mit dem 3—-9fachen, die Steuerver- 
schweigung im Allgemeinen mit dem 2—6fachen, bei der allgemeinen 
Erwerbsteuer aber nach einem Abänderungsbeschlusse des Steuerausschusses 
nur mit dem 1—3fachen des verkürzten oder der Verkürzung ausgesetzten 
Betrages bestraft. Warum bei der allgemeinen Erwerbsteuer eine mildere 
Bebandlung platzzugreifen hat, ist wohl nicht einzusehen: Der Charakter 
der Contingentsteuer, welche das wahre Wesen jeder Steuerverkürzung, 
nämlich die mittelbare Schädigung der übrigen Steuerträger, in voller 
Reinheit zum Durchbruch kommen lässt, hätte wohl eher eina grössere als 
die sonst angedrohte Strafe gerechtfertigt! — 

Fehlt die Absicht der Steuerverkürzung, so kann der objective That- 
bestand der Steuerhinterziehung mit Strafen bis zu 50 fl., jener der Steuer- 
verheimlichung mit Strafen bis zu 20 fl. belegt werden. — Die Strafbarkeit 
kann durch thätige Reue, d. i. durch die Berichtigung, Vervollständigung 
oder Abgabe der Angaben noch vor Einleitung der Strafamtshandlung durch — 
die Steuerbehörde, ausgeschlossen werden. Die Verjährungsfrist ist auf fünf 
Jahre festgesetzt. Der Tod des Steuerpflichtigen schliesst nach unserem 
Gesetze im Gegensatze zu manchen auswärtigen Gesetzgebungen die Ver- 
hängung einer Strafe aus, doch gehen bereits rechtskräftig verhängte Strafen, 
sowie die neben allen Strafen bestehende Pflicht zur nachträglichen Bezahlung 
der hinterzogenen Steuerbeträge auf die Erben über, — was eine wesentliche 
Neuerung und Besserung gegenüber dem bisherigen Rechtszustande bedeutet. 

Die anderen mit Strafe bedrohten Delicte sind: unterlassene Ausfüllung 
der Haus- oder Wohnungslisten, die Nichtübernahme der Mitgliedschaft 
einer Steuercommission und wiederholtes, unentschuldigtes Fernbleiben von 
Commissionssitzungen, welche Delicte mit von der Steuerbehörde zu ver- 
hängenden Geldstrafen bis zu 200, beziehungsweise 25 fl. bedroht sind; die 
Verweigerung der Besichtigung der Gewerberäume; wissentlich unwahre 
Angaben der Sachverständigen und Auskunftspersonen, auch wenn sie nur 
vor der Steuerbehörde abgegeben und nicht beeidigt worden sind, — durch 
welche Bestimmungen eine ausserordentlich dankenswerte Förderung des das 
Gesetz durchdringenden Strebens nach materieller Wahrheit geschaffen wird; 
ferner die Verletzung der Pflicht zur Geheimhaltung der in den Veranlagungs- 
verhandlungen bekannt gewordenen Bekenntnisse oder Vermögens- und 
‚Einkommensverhältnisse der Steuerpflichtigen seitens der bei der Veranlagung 
thätigen Organe, Commissionsmitglieder, Beamten, Diurnisten und Diener; 
endlich der Missbrauch mit den aus den Öffentlich aufgelegten Steuerregistern 
entnommenen Daten. Letzteres Delict wird durch die Verwendung der aus 
den Registern der allgemeinen Erwerbsteuer und der Personaleinkommen- 
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steuer zu entnehmenden Umstände über den Erwerb oder das Einkommen 
eines Steuerpflichtigen zu gehässigen Angriffen gegen einen Steuerpflichtigen, 
eine Steuercommission oder ein Mitglied derselben in einer öffentlichen Ver- 
sammlung oder in einer Drucksehrift begangen und ist als Uebertretung, 
in letzterem Falle aber sogar als Vergehen zu bestrafen. Die Feinde der 
Publicität der Steuerregister glaubten in diesem Strafparagraph ein ausser- 
ordentlich wichtiges Gegengewicht gegen die von ihnen gefürchteten Folgen 
der Publicität gewonnen zu haben. Ich habe meiner Meinung schon ge- 
legentlich der Erörterung des Publicitätsparagraphen dahin Ausdruck gegeben, 
dass diese Folgen keinesfalls in dem gefürchteten Umfange eintreten werden, 
anderenfalls aber auch durch diesen ausserordentlich dehnbaren Strafparagraph 
gewiss nicht in dem gehofften Ausmaasse verhindert werden könnten. 

Die letzterwähnten Delicte sind von den Strafgerichten mit Arrest bis 
zu 2, 3 und 6 Monaten und mit Geldstrafen bis zu 100, 200 beziehungs- 
weise 1000 fl. zu ahnden. 

Durch eingehende Formalvorschriften sorgt das Gesetz weiter dafür, 
dass der Steuerpflichtige auch dort, wo das Strafverfahren von der Steuer- 
behörde durchgeführt wird, in seinen Vertheidigungsrechten geschützt und in 
keinem Falle ungehört verurtheilt werde. Letztere, vom Steuerausschusse 
wesentlich erweiterte Vorschriften weisen dem bisherigen ganz ungcregelten 
Steuerstrafverfahren gegenüber zweifellos sehr beträchtliche Fortschritte auf; 
nichtsdestoweniger wurden dieselben im Abgeordnetenhause noch vielfach als 
ungenügend bezeichnet und die Ueberweisung des ganzen Steuerstrafverfahrens 
an die ordentlichen oder aber an eigens aufzustellende Gefällsstrafgerichte 
verlangt. Ersteres dürfte nach den in anderen Ländern gesammelten Er- 
fahrungen nicht als im Interesse einer strengen Verfolgung von Steuer- 
verkürzungen gelegen erscheinen und würde, da dann doch auch strengere 
Strafmittel, nämlich die Arreststrafen, für Steuerbetrug nicht wohl vermieden 
werden könnten, dem gegenwärtigen erschütterten Rechtssbewusstsein der 
Bevölkerung in Steuersachen kaum entsprechen. Die Errichtung von Gefälls- 
strafgerichten aber könnte wohl nur in Verbindung mit der schon seit 
Jahrzehnten auf der Tagesordnung stehenden Reform unseres ganzen Gefälls- 
strafverfahrens ins Auge gefasst werden. Da letztere keinesfalls ver Beginn 
der Wirksamkeit der Steuerreform hätte durchgeführt werden können, während 
Strafbestimmungen doch schon gegenwärtig unerlässlich schienen, begnügte 
sich das Abgeordnetenhaus schliesslich mit der vom gegenwärtigen Finanz- 
minister Dr. R. v. Bilitiski in Aussicht gestellten Einbeziehung des 
directen Steuerstrafverfahrens in das zu reformierende Gefällsstrafrecht. 

Bemerkenswert für das dieser Frage entgegengebrachte Interesse ist 
es aber jedenfalls, dass auch das Herrenhaus — abweichend von seiner 
sonstigen Gepflogenheit — in dieser Beziehung eine Resolution dahin gehend 
gefasst fiat, dass die Reform des Steuerstrafverfahrens mit möglichster 
Beschleunigung in Angriff zu nehmen und hiebei die Durchführung des 
Grundsatzes anzustreben sei, dass dolose Steuerverkürzungen anderen nach 
dem allgemeinen Strafrechte zu alındenden Vermögensdelicten, insbesondere 
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auch in Bezug auf die Anwendung von Freiheitsstrafen principiell gleich- 
gestellt werden sollen. Vom Standpunkte der Finanzverwaltung nicht nur, 
sondern auch im Interesse aller redlichen Steuertriger wäre diese Regelung 
gewiss nur auf das freudigste zu begrüssen; allein nach den bisherigen 
Erfahrungen wird man gut daran thun, die Hoffnungen auf die Realisierung 
dieses Gedankens nicht allzu hoch zu spannen! 

Um die Mängel des viel angefeindeten Administrativverfahrens in 
Steuersachen doch schon gegenwärtig möglichst zu mildern, hat das Ab- 
geordnetenhaus eine Bestimmung in das Gesetz aufgenommen, welche die 
Zuziehung von richterlichen Beamten wenigstens bei Fällung der Straf- 
erkenntnisse in zweiter Instanz anordnet: Es sind bei den Finanzlandes- 
behörden Spruchsenate zu bilden, welche aus zwei richterlichen Beamten 
des betreffenden Oberlandesgerichtssprengels und zwei Finanzbeamten zu 
bestehen haben. Nach der in der V. V. gegebenen Weisung hat einer der 
beiden Finanzbeamten den Vorsitz zu führen und gilt bei Stimmengleichheit 
jene Meinung als angenommen, welcher der Vorsitzende beigetreten ist. 
Hiedurch hat sich die Finanzverwaltung wohl mit Recht die ausschlaggebende 
Stimme auch in der zweiten Instauz gewahrt. 

Gegen die Entscheidung dieses Spruchsenates ist die Beschwerde an 
den Verwaltungsgerichtshof offen gehalten, obwohl § 3, lit. h des Gesetzes 
vom 22. October 1875, R.-G.-Bl. 36 ex 1876 verfügt, dass von der Zu- 
ständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes Beschwerden gegen Entscheidungen 
ausgeschlossen sind, welche von einer aus Verwaltungsbeamten und Richtern 
zusammengesetzten Instanz geschöpft worden sind. Gemildert wird diese 
nicht ganz gelöste Dissonanz durch die Bestimmung der V. V., dass die 
Entscheidungen dieses Spruchsenates, welche vom Gesetze ausdrücklich als 
Entscheidungen der Finanzlandesbehörde bezeichnet werden, im eigenen 
Namen der Finanzlandesbehörde ohne Berufung auf den Beschluss des 
Spruchsenates auszufertigen sind. 

. Auf die im Gesetze weiter erörterten Uebertretungen anderer im 
Gesetze aufgestellter Verpflichtungen und auf die daselbst vorgesehenen 
Ordnungswidrigkeiten brauchen wir hier wohl nicht näher einzugehen; die- 
selben sollen die Commissionen und Steuerbehörden in die Lage versetzen, 
ihren auf Grund des Gesetzes ergangenen Weisungen und Aufforderungen 
den gehörigen Nachdruck zu verleihen. Bemerkt sei nur noch, dass die auf 
Grund des Gesetzes verhängten Strafen in der Regel in den Armenfond der 
betheiligten Gemeinden fliessen. Nur die bei Steuerverkürzungen und Steuer- 
verheimlichungen ausgesprochenen Strafen fallen ebenso wie die Steuer- 
nachzahlungen stets dem Staatsschatze zu. 


G. Allgemeine Bestimmungen. 
XXXII. 
Im VI. Hauptstūcke fasst das Gesetz mehrfache Bestimmungen allge- 
meiner Natur zusammen, welche sich in gleicher Weise auf alle voraus- 
gehenden Hauptstücke beziehen. Sie betreffen nähere Weisungen darüber, 
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inwiefern die Steuerpflichtigen sich, wenn die Veranlagungsorgane nicht 
ausdrücklich das persönliche Erscheinen verlangen, im schriftlichen oder 
mündlichen Verkehre durch dritte Personen vertreten lassen können oder 
müssen, an wen Zustellungen giltig erfolgen können, in welcher Weise die 
Besichtigung der Gewerberäume, die Einbringung von Rechtsmitteln, die 
Einhebung der Steuer u. dgl. m. zu erfolgen hat, und wie die Frage der 
Verjährung zu entscheiden ist. Von allgemeinerem Interesse sind, da wir 
die Bestimmungen über die Wahrung der Reeiprocität dem Auslande gegen- 
über bereits vorweg genommen haben, nur die Bestimmungen über die 
Verpflichtung zur Auskunftsertheilung an die Bemessungsorgane und die 
Bestimmungen über die Bucheinsicht. 

In letzterer Beziehung haben wir gleichfalls bereits bemerkt, dass das 
Gesetz unter gar keinen Umständen einen Zwang zur Vorlage der Bücher 
ausübt und nur die Steuerbehörde verpflichtet, im Falle des Anerbietens 
seitens des Steuerpflichtigen die Bucheinsicht vorzunehmen. Allerdings ist 
aber in letzterem Falle der Steuerpflichtige verpflichtet, alle seine zur 
Erbringung des von ihm angebotenen Beweises erforderlichen Aufschreibungen 
vorzuweisen, widrigenfalls der Buchbeweis eben als nicht erbracht angesehen 
werden müsste. Die weiteren Bestimmungen betreffen das hiebei zu be- 
obachtende Verfahren, welches bezweckt, dem Steuerpflichtigen bei Vornahme 
der Büchereinsicht die Gelegenheit zu bieten, alle etwa noch erforderlichen 
Aufklärungen zu geben. Ueber den Erfolg der Bucheinsicht haben die 
Bemessungsorgane nach freiem Ermessen und unter freier Beweiswürdigung 
zu erkennen. | 

Von einschneidenderer Bedeutung sind die Bestimmungen über die 
Auskunftsertheilung. Das Gesetz statuiert für jedermann die Verpflichtung, 
nicht nur die zur Vervollständigung oder Berichtigung seiner Bekenntnisse 
und Anzeigen erforderlichen Auskünfte und Nachweisungen zu liefern, 
sondern auch in Besteuerungsangelegenheiten anderer Steuerpflichtiger 
Zeugnis zu leisten oder als Sachverständiger auszusagen. Diese Bestimmung 
ist vielfach angefochten worden, ist aber zur Erreichung des von der Steuer- 
reform angestrebten Zieles, die materielle Wahrheit zu erforschen, ganz 
unerlässlich und liegt gewiss ebenso im Interesse der Steuerpflichtigen 
als der Finanzverwaltung. Bedenkliches kann in dieser Bestimmung ins- 
besondere nach den in der Vollzugsvorschrift getroffenen näheren Weisungen 
wohl nichts mehr gefunden werden. Nach dieser letzteren ist nämlich speciell 
das Erforschen der Aufwandsverhältnisse und das Eindringen in die Privat- 
und Familienverhältnisse der Steuerpflichtigen untersagt und die Feind- 
seligkeit der Auskunftspersonen als Ablehnungsgrund der Aussage erklärt. 
Hiedurch dürfte den Besorgnissen vor rücksichtslosem Spitzelthum Rechnung 
getragen und auch böswilligen Denunciationen vorgebeugt sein. 

Gleichfalls hier zu erwähnen sind jene Bestimmungen, nach welchen 
die Nöthigung zur Beeidigung der Aussagen nicht allzu häufig eintreten 
wird. Mit Recht hat sich die V. V. hier von dem Gedanken leiten lassen, 
dass auf die Erstattung richtiger Aussagen einerseits schon das Bewusstsein, 

34* 


532 Reisch. 


die Aussage eventuell beschwören zu müssen. andererseits aber auch der 
früher erwähnte Strafparagraph, welcher selbst nicht-beschworene falsche 
Aussagen vor der Steuerbehörde mit Strafe bedrolit, hinwirken wird; demnach 
hat sie die Beeidigung der Zeugenaussagen, die übrigens stets im Wege 
des Gerichtes zu erfolgen hat, nur auf besonders wichtige Fälle beschränkt. 

Die Zeugnispflicht ist übrigens auch keine unbedingte, indem alle in der 
Strafprocessordnung vorgesehenen Entschuldigungsgründe gleicherweise für das 
Steuerverfahren Geltung haben. Weiter schliesst das Gesetz noch die ehe- 
maligen Bediensteten des Steuerpflichtigen von der Zeugenschaft in Steuer- 
angelegenheiten desselben aus, falls nicht der Steuerpflichtige seine Zustimmung 
zu deren Einvernahme ertheilt. Endlich anerkennt das Gesetz als Ablehnungs- 
grund der Aussage, wenn durch dieselbe eine dem Zeugen oder Sachver- 
ständigen obliegende, staatlich anerkannte Pflicht zur Verschweigung verletzt 
oder ein Kunst- oder Gewerbegeheimnis offenbart würde. Nach dieser Be- 
stimmung sind z. B. die Advocaten der Zeugnispflicht in Angelegenheiten 
ihrer Clienten enthoben. Nach der Bestimmung der V. V. zum VI. Haupt- 
stücke, Artikel 6, Z. 2!) entfällt hienach aber auch für die Banken die 
Zeugnispflicht über die Depöts ihrer Kunden. 

Letztere Bestimmung, welche die Finanzverwaltung scheinbar aller- 
dings eines ausserordentlich wichtigen Hilfsmittels zur Erforschung des 
mobilen Capitales beraubt, trägt in Wirklichkeit nur unabweislichen Zweck- 
mässigkeitsgründen Rechnung. Zunächst war in die Allgemeinheit dieser 
Zeugnispflicht schon dadurch Bresche geschossen, dass das Privilegium der 
österreichisch-ungarischen Bank ausdrücklich die Bestimmung enthält, dass 
die Bank „über bei ihr liegende Gelder und Effecten nur deren Eigen- 
thümern Auskünfte“ ertheilt (Artikel 98 der Statuten), und ihre Be- 
amten verpflichtet sind, „über die Namen der Eigenthümer der bei der 
Bank liegenden Gelder, Pfänder und Depositen und über Zahl, Beschaffenheit 
oder Wert der letzteren Verschwiegenheit zu beobachten“. (Artikel 48 ib.) 
Alle nicht fatierungswilligen Rentiers hätten daher von vornherein hier ein 
Refugium für ihre Depöts gefunden! — 

Weiter konnte sich das Finanzministerium aber auch der nahe 
liegenden und von vielen Seiten geäusserten Erwägung nicht verschliessen, 
dass bei unserem heutigen entwickelten Creditwesen im ausgedehntesten 
Umfange eine Auswanderung der Depöts in das Ausland platzgreifen 
könhte, — während die internationale Rechtshilfe wohl auf lange hinaus 
noch nicht jene allerdings wünschenswerte Ausbildung erfahren dürfte, dass 
sie in dem hier nötbigen weiten Umfange in den Dienst der Steuerveran- 
lagung gestellt werden könnte. Die Aufrechterhaltung der übrigens noch 
dureh andere Mittel und Wege illusorisch zu machenden Auskunftspflicht 





1) „Unter Gewerbegeheimnissen sind nicht nur geheim gehaltene technische Processe, 
sondern auch solche, die Kunden der Gewerbetreibenden betreffende Thatsachen zu ver- 
stehen, in deren Kenntnis der Zeuge nur mit Beziehung auf ein zwischen den Kunden 
und den Gewerbetreibenden bestehendes Vertrauensverhälinis (Mandat, Verwahrungs- 
vertrag) gelangt ist.“ 
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der Banken über die bei ihnen erliegenden Depöts hätte daher lediglich 
zu einer einseitigen Begünstigung der dsterreichisch-ungarischen Bank, 
beziehungsweise zu einer Schädigung des Depötgeschäftes unserer Banken 
zu Gunsten der ausländischen geführt, ohne doch die Steuerveranlagung 
erheblich zu fördern. 

Durch diese Erwägungen müssen wir uns daher mit dieser allerdings 
unerfreulichen Bestimmung abzufinden trachten in der Hoffnung. dass die 
Redlichkeit der Fatenten und die den Veranlagungsorganen sonst zu Gebote 
stehenden Hilfsmittel zur Eruierung des Einkommens der Steuerpflichtigen 
den Verzicht auf die Zeugnispflicht der Banken verschmerzen lassen werden. 


H. Der Finanzplan. 
XXXIII. 


Mit der Schlussfassung über die vorstehend erörterten Bestimmungen 
des Gesetzes war, wie bereits in der Einleitung bemerkt, erst der kleinere, 
der leichtere Theil der Aufgabe der österreichischen Steuerreform gelöst. 
Auf dieser Grundlage musste uunmehr das schwierigere Problem der Ver- 
theilung der durch die Personaleinkommensteuer über das bisherige Steuer- 
erträgnis hinaus gewonnenen Ueberschüsse gelöst werden. Wir haben schon 
in der Einleitung auf die mannigfachen Veränderungen gerade dieses Theiles 
der Steuerreform verwiesen. Im folgenden sollen die wichtigsten Phasen 
dieser Verhandlungen skizziert werden. — 


Die Regierungsvorlage enthielt einen Finanzplan im engeren 
Sinne des Wortes, welcher alle Bestimmungen fiber die Verwendung der 
Mehrertragnisse aus der Steuerreform auf Jahre hinaus enthalten hatte, noch 
nicht. Erstens regelte sie ja die Ueberweisung an die Landesfonds nicht 
in den Einführungsartikeln des Gesetzes, sondern im § 271 des Hauptstückes 
über die Personaleinkommensteuer und zwar in der Weise, dass jene Länder, 
in welchen durch die Landesgesetzgebung die Befreiung der Personal- 
einkommensteuer von den Zuschlägen der autonomen Körper festgesetzt 
wurde, 20 Proc. des in dem betreffenden Lande erzielten Erträgnisses der 
Personaleinkommensteuer zu Landeszwecken überwiesen erhalten sollten. 
Weiter traf sie aber auch über die Verwendung der hienach verbleibenden 
Mehrerträgnisse nur für die 2 ersten Jahre der Wirksamkeit des Gesetzes 
Bestimmungen. Mit letzterer Beschränkung lautete das finanzielle Progıanım 
der Regierungsvorlage kurz und bündig. dass dem Staatsschatze auch nach 
der Steuerreform nur dasjenige verbleiben solle, was ihm schon bisher aus 
den directen Personalsteuern zugekommen war, daher der ganze verbleibende 
Mehrertrag in der Form von Steuernachlässen auf die vom Gesetze be- 
zeichneten Ertragsteuern repartiert werden sollte. 

Die postulierte Aufrechterhaltung des bisherigen Erträgnisses der 
directen Personalsteuern involvierte jedoch die Forderung, dass dem Staate 
aus dem Erträgnisse der Personaleinkommensteuer vorweg die mit 1,200.000 fi. 
pauschalierten erhöhten Veranlagungskosten der neuen Steuern ersetzt, sowie 
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das bisher bei den Personalsteuern constatierte Zuwachsprocent gewahrt 
bleibe: Ergab die Statistik, dass in den Jahren 1880—1892 durchschnittlich 
eine jährliche Erhöhung der directen Personalsteuern um 2°6098 Proc. 
eintrete, so musste dem Staate, sollte er durch die Steuerreform nicht 
schlechter gestellt werden als bisher, dieser Zuwachs auch nach der Steuer- 
reform gesichert werden, zumal ja dieser Zuwachs seine naturgemässe Er- 
klärung in der Zunahme der Bevölkerung und des Volkswohlstandes, sowie 
der stetigen Entwicklung von Handel und Industrie, sein Gegengewicht aber 
in den stetig steigenden Ausgaben der Staatsverwaltung findet ! 

Um die Höhe der aus der Steuerreform resultierenden Nachlässe an 
den bisherigen Ertragsteuern wenigstens annäherungsweise berechnen zu 
können, hatte der M. B. einen umfassenden Voranschlag über die Ergebnisse 
der Steuerreform aufgestellt. Nach demselben sollte der Ertrag der in der 
Regierungsvorlage vorgesehenen 4 Specialertragsteuern (allgemeine Erwerb- 
steuer, Erwerbsteuer nach dem II. Hauptstücke, Besoldungssteuer und 
Rentensteuer) ungefähr jenen Ertrag abwerfen, welchen die bisherige Erwerb- 
steuer und Einkommensteuer erster, zweiter und dritter Classe ergab. Be- 
züglich der allgemeinen Erwerbsteuer ergibt sich dies leicht aus der vor- 
geschlagenen Contingentierung mit dem bisherigen Ertrage der Erwerb- und 
Einkommensteuer zuzüglich des Zuwachses. Bezüglich der Erwerbsteuer 
nach dem II. Hauptstücke haben wir die Erklärung bereits auf Seite 498 
angedeutet. An der Besoldungssteuer ergab sich allerdings schon nach der 
Regierungsvorlage gegenüber der bisherigen Einkommensteuer zweiter Classe 
ein namhafter Ausfall, weil ja ein Theil der bisherigen Einkommensteuer 
zweiter Classe in Hinkunft als Personaleinkommensteuer zur Erhebung 
gelangen sollte und daher nach den Dispositionen der Regierungsvorlage 
nicht für Zwecke der Staatscasse verfügbar gestanden wäre. Dieser Ausfall 
wurde jedoch durch das Mehrerträgnis der projectierten Rentensteuer gegen- 
über der bisherigen Einkommensteuer dritter Classe vollkommen aufgewogen, 
denn letztere warf (abgesehen von der Steuer der in Hinkunft unter das 
II. Hauptstiick fallenden Unternehmungen) nur 777.000 fl. ab, während 
erstere nach den allerdings nur annäherungsweisen, aber vorsichtigen 
Schätzungen mit 2,966.000 fl. veranschlagt wurde. Unter Berücksichtigung 
dieser und einzelner kleinerer Differenzen hätte sich bei einem bisherigen 
Gesammtertrage der directen Personalsteuern von über 40 Millionen durch 
die Steuerreform eine Differenz zu Gunsten des Staates von nur 110.000 fl. 
ergeben (M. B., Seite 37.) 

Viel schwieriger als die Ermittlung des Erträgnisses der reformierten 
Ertragsteuern gestaltete sich natürlich die Berechnung des voraussichtlichen 
Erträgnisses der Personaleinkommensteuer, für welche es an positiven und 
sicheren Daten absolut fehlte. Hier nun hatte der Motivenbericht, Seite 142 
in ausserordentlich glücklicher Weise das Ergebnis im Nachbarlande Preussen 
als Grundlage einer Wahrscheinlichkeitsberechnung verwertet. Zunächst 
wurde das Erträgnis der preussischen Personaleinkommensteuer unter An- 
wendung der vorgeschlagenen gesetzlichen Bestimmungen über die Steuer- 
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scala, Steuerbegünstigungen und Steuerbefreiungen berechnet, was angesichts 
der die Anzahl der Steuerpflichtigen in jeder einzelnen Einkommensstufe 
aufweisenden preussischen Einkommensteuerstatistik keinen Schwierigkeiten 
begegnete. Dieses Ergebnis wurde sodann im Verhältnisse der Bevölkerungs- 
zahl Preussens zu jener Oesterreichs umgerechnet und endlich noch dem 
Umstande Rechnung getragen, dass der Volkswohlstand in Preussen wohl 
mit Recht im Allgemeinen als ein bedeutend höherer angenommen wird, als 
in Oesterreich. 

Es wurde daher von der Voraussetzung ausgegangen, dass der Volks- 
wohlstand in Oesterreich schlimmsten Falles nur die Hälfte, besten Falles 
3/, des Volkswohlstandes in Preussen erreichen dürfte. Unter allen diesen 
Voraussetzungen ergab sich nach den Ergebnissen der preussischen Einkommen- 
steuerveranlagung für das Steuerjahr 1890/91 die Zahl der voranssichtlich 
personaleinkommensteuerpflichtigen Personen in Oesterreich mit 1,097.000 
und die Höhe des Personaleinkommensteuererträgnisses mit dem Mindest- 
betrage von 14,325.000 fl. und dem Höchstbetrage von 21,480.000 fl. Dass 
diese Ziffern wohl kaum zu hoch gegriffen sind, sucht der M. B. mit Recht 
durch die weitere Darlegung zu bekräftigen, dass hienach das personal- 
einkommensteuerpflichtige Gesammteinkommen Oesterreichs 826, beziehungs- 
weise 1239 Millionen fl. und das auf den Kopf der Bevölkerung entfallende 
Einkommen nur 72, beziehungsweise 108 fl. betragen würde. 


Die hier aufgestellten Grundlagen der Berechnung des künftigen 
Personaleinkommensteuererträgnisses erfuhren denn auch im Laufe der Ver- 
handlungen keinerlei ernstliche Anfechtungen, vielmehr gewöhnte sich der 
Steuerausschuss nachgerade daran, mit den dieser Art berechneten Minimal- 
und Maximalziffern nicht mehr als blossen Wahrscheinlichkeitsziffern, sondern 
als mit absolut feststehenden Ertragsgrössen zu rechnen, — eine Thatsache, 
welche nicht ohne erheblichen Einfluss auf die weitere Entwicklung des 
Finanzplanes geblieben ist! 

Von dem berechneten Personaleinkommensteuererträgnisse wäre nach 
der Regierungsvorlage, wie bereits erwähnt, eventuell eine 20proc. Quote, 
d. i. ein Betrag von 2,860.000, beziehungsweise 4,296.000 fi., an die 
Länder zu überweisen gewesen. Für Nachlasszwecke wären daher nach Abzug 
von 1,200.000 fl. als Ersatz für die erhöhten Veranlagungskosten und Zu- 
rechnung von 110.000 fl. als Mehrertrag der reformierten Ertragsteuern 
verfügbar gewesen 10,370.000, beziehungsweise 16,094.000 fl. Zur Partici- 
pation an den Steuernachlässen sollte naclı der Regierungsvorlage (Artikel VIII) 
die nachstehend genannten Steuern nach folgendem Theilungsschlüssel berufen 
sein: Die Grundsteuer, die Hausclassensteuer und die 26?/,proc. Hauszins- 
steuer mit dem einfachen, die sonstige Hauszinssteuer mit dem halben, die 
allgemeine Erwerbsteuer mit dem 2fachen ihres Betrages.!) 








!) Zur Begründung dieses verschiedenen Theilungsmaasstabes bemerkt der aus der 
Feder des nachmaligen Finanzministers Ritter von Böhm-Bawerk stammende ausge- 
zeichnete Motivenbericht Seite 41—43: 
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Hienach berechnete die Regierungsvorlage je nach dem Erreichen des 
Mindest- oder des Höchstbetrages des Personaleinkommensteuererträgnisses 
die Steuernachlässe mit 10—15°4 Proc. an der Grund-, Hausclassen- und 
26?/, proc. Hauszinssteuer, mit 5—7'7 Proc. an der sonstigen Hauszins- 
steuer und mit 20—30°8 Proc. an der allgemeinen Erwerbsteuer. Diese 
Art der Vertheilung sollte sich auf die beiden ersten Jahre der Wirksamkeit 
der Steuerreform erstrecken. Nach Ablauf dieses Zeitraumes hätte durch 
ein neuerliches Gesetz eine (definitive Herabsetzung des Ausmaasses der 
Ertragsteuern stattfinden sollen; falls ein solches Gesetz nicht zustande kommen 
sollte, wären die Ertragsteuern unbeschadet des bei der allgemeinen Erwerb- 
steuer vorgesehenen Zuwachses in dem im letzten Jahre bestandenen 
tatsächlichen Ausmaasse fort zu erheben gewesen. Die Ueberweisungen an 
die Länder wären unverändert mit 20 Proc. des jeweiligen Ertrages der 
Personaleinkommensteuer erfolgt. 


d 

„Einen Gegenstand besonders sorgfältiger Erwägung musste die gerechte Aus- 
mittlung des verhältnismässigen Ausmaasses bilden, in welchem die einzelnen Steuer- 
gattungen zur Theilnahme an den Nachlāssen zu berufen sind. 

In dieser Beziehung muss nach der Ansicht der Regierung auf zwei Umstände das 
entscheidende Gewicht gelegt werden: einerseits auf den Grad, in welchem schon bisher 
eine Ueberlastung stattfand, und anderseits insbesondere auf den Einfluss, welchen die 
neu hinzutretende Personaleinkommensteuer auf die Gesammtbelastung des betreffenden 
Erträgniszweiges ausüben wird. 

Aus der ersteren Rücksicht ist ohne Frage die nach § 6 des Gesetzes vom 9. Februar 
1882, R-G.-Bl. Nr. 17 nach Abzug 30proc. Erhaltungs- und Amortisationskosten vom 
Bruttomietzinse mit 20 Proc. zu bemessende Hauszinssteuer mit einer erheblich geringeren 
Nachlassquote zu bedenken als die unter Abzug von nur 15proc. Erhaltungskosten mit 
262', Proc. zu bemessende Hauszinssteuer. 

Letztere wird der die ländliche Bevölkerung betreffenden Hausclassensteuer sowie 
der mit einem nominellen Steuerfusse von 227/,, Proc. erhobenen Grundsteuer ungefähr 
gleichgestellt werden können. Dagegen muss in Berücksichtigung aller maassgebenden 
Umstände bei der allgemeinen Erwerbsteuer zur Herstellung eines materiell gerechten 
Ebenmaasses die Nachlassbetheiligung nach einem wesentlich verschiedenen Maasstabe 
erfolgen. 

Vorerst ist zu bemerken, dass die bisherige Steuerlei.tung der Individualgewerbe, 
nach welcher das Contingent für die allgemeine Erwerbsteuer ausgemessen wurde, aus 
der Anwendung eines nominellen Steuerfusses von etwa 10 Proc. hervorgegangen ist, 
welcher allerdings ... in der grossen Mehrzahl der Fälle einem erheblich geringeren 
reellen Steuerfusse entspricht. Es erscheint somit zunächst die allgemeine Erwerbsteuer 
allerdings bedeutend niedriger, als die mit erheblich höheren Procentsätzen belastende 
Grund- und Hauszinssteuer. 

Dem gegenüber kommt jedoch zu beachten, dass die Erwerbsteuer, ungeachtet 
ihrer geringeren percentuellen Höhe deshalb besonders empfindlich zu wirken geeignet 
ist, weil sie grossentheils nicht auf einem Vermögensbesitze, sondern lediglich auf der 
persönlichen Arbeitskraft des Gewerbetreibenden lastet, und weil ferner bei ihr auch 
jene eigenthümliche Ueberwälzung auf den Verkehrsweit nicht eintritt, welche bei dauernd 
belasteten Vermögensobjecten, wie Grundstücken, Häusern oder Wertpapieren sich einzu- 
stellen pflegt und geeignet ist, wenigstens für die späteren Besitzer jener Objecte, die 
dieselben schon zu einem der Steuerbelastung angepassten Verkehrswert übernominen 
haben, die Härte der Steuer zu verwischen. 

Auch darf nicht übersehen werden, dass wohl auch bei der Grundsteuer in jenen 
sehr häufigen Fällen, in denen der Catastralreinertrag hinter den factisch erzielbaren 
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XXXIII. 


So sympathisch der Grundgedanke dieses Finanzprogrammes begrüsst 
wurde, erfuhren doch mancherlei Punkte desselben auch lebhafte Anfechtung. 
Eine der lautesten und trotzdem vielleicht am wenigsten begründeten Klagen 
richtete sich gegen die Unbestimmtheit der Nachlässe, durch welche der 
Steuerträger in völliger Ungewissheit über die von ihm zu entrichtende 
Steuer gelassen werde. Vergeblich wurde darauf verwiesen, dass die Regierungs- 
vorlage zu diesem Auswege gegriffen hatte, weil nur er die volle Sicherheit 
des Staatsschatzes zugleich mit der Zuwendung der grösstmöglichen Nach- 
lässe an die Steuerträger garantiere. Immer wieder wurde mit allem Nach- 
druck die ziffermässige Fixierung der Nachlässe wenigstens in ihrem 
Mindestausmaasse begehrt, — vermuthlich wohl hauptsächlich in der Absicht, 
sich hiedurch einen grösseren Einfluss auf das Ausmaass dieser Nachlässe 
überhaupt zu sichern, eine Erhöhung derselben durchzusetzen und der 
Bevölkerung gegenüber sodann hierauf verweisen zu können! 


Erträgnissen zurückbleibt, der effective Steuerfuss vom nominellen sich wesentlich unter- 
scheidet, und dass nach der ganzen Anlage der vorgeschriebenen Catastralschätzungen, 
bei welchen sämmtliche Culturkosten, einschliesslich der etwa vom Landwirt und seinen 
Familiengliedern selbst geleisteten Arbeit, als Abzugsposten vom Reinertrage behandelt 
werden, die Schätzung und somit auch die Steuer lediglich auf den objectiven Ertrag 
des Grundstückes und der in der Landwirtschaft investierten Capitalien abzielt, während 
der Ertrag der persönlichen Arbeit des Landwirts — anders als bei den Gewerbetreibenden 
— von der Steuer frei bleibt. 


Ausser den eben besprochenen Momenten, die sich auf die vergleichsweise 
Empfindlichkeit der bisherigen Belastung beziehen, und die sich, alles in allem genommen, 
gegenseitig ungefähr die Wage halten dürften, kommt aber noch, und zwar mit ent- 
scheidendem Gewicht, die zweite der oben angedeuteten Rücksichten zur Geltung: nämlich 
die Rücksicht auf den Belastungseffect der neu hinzukommenden Personaleinkominensteuer. 


Dieser Belastungseffect ist, da die Personaleinkommensteuer alles reine Einkommen 
ohne Rücksicht auf die Provenienz mit den gleichen, nur nach der Höhe des Bezuges ab- 
gestuften Steuersätzen trifft, für die gewerblichen Einkünfte das gleiche wie für die Ein- 
künfte des Grund- und Hausbesitzes. Die Billigkeit erfordert daher, dass auch die die 
Compensation für die neue Personaleinkommensteuer bildende Entlastung an den Ertrag- 
steuern für die gewerblichen Einkünfte denselben Effect erreiche, wie für die Realeinkiinfte. 
Dies wird der Fall sein, wenn die betreffenden Ertragsteuern um die gleiche oder doch 
wenigstens annähernd gleiche Zahl von Procenten des steuerpflichtigen Ertrages herab- 
gemindert werden. Da aber die Steuerfüsse dieser Steuern ungleich sind (bisher 10 Proc. 
für die gewerblichen Einkünfte gegenüber mehr als 20 Proc. bei den Grund- und Gebäude- 
erträgen), so findet ihre Reduction um einen gleichen Procentsatz vom Ertrage ihren 
ayuivalenten Ausdruck in einer Reduction um einen ungleichen Procentsatz von der 
nach einem verschiedenen Verhältnisse bemessenen Steuer. Eine Reduction um 2 Proc. 
vom Ertrage stellt zum Beispiel bei einer 10proc. Steuer eine Ermässigung um ein Fünftel 
oder um 20 Proc. dieser Steuer dar, während eine 20proc. Steuer im gleichen Falle nur 
um ein Zehntel oder 10 Proc. ihres bisherigen Belaufes ermässigt zu werden braucht. 


Da nun die Nachlässe naturgemäss auf Basis der vorgeschriebenen Steuern 
berechnet werden müssen, so ergibt sich, dass, um eine äquivalente Entlastung der 
gewerblichen Einkünfte herbeizuführen, an der bisher nur 10proc. Erwerbsteuer eine 
annähernd doppelt so hohe Quote nachgelassen werden muss, als an den mehr als 20proc. 
Rea'steuem ..... = 
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Nicht minder lebhaft wurde auch die Beschränkung des Finanzplanes 
auf zwei Jahre bekämpft, weil hiedurch dem Staate alle Vortheile der 
Entwicklung der Personaleinkommensteuer gesichert würden, und zwar nicht 
nur die Vortheile aus dem natürlichen Zuwachs an Personaleinkommen- 
steuer, sondern namentlich auch alle Vortheile aus der Entwicklung der 
Steuertechnik. welche in den ersten zwei Jahren den an sie gestellten An- 
sprüchen nicht genügen, in den Folgejahren aber zu einem erheblich 
besseren Resultate der Einschätzung führen werde. Dies involviere, meinten 
die Gegner dieses Finanzprogrammes, eine Umgehung des an die Spitze 
der Regierungsvorlage gestellten Satzes, dass der Staat aus der Steuerreform 
keinerlei Vortheil haben solle. 

Die wichtigste Einwendung gegen das Finanzprogramm der Regierungs- 
vorlage war jedoch wohl jene, welche sich gegen den $ 271 der Regierungs- 
vorlage kehrte und die Unwirksamkeit desselben in sichere Aussicht stellte. 
Dies zu verhindern lag aber nicht nur im Interesse aller Personaleinkommen- 
steuerpflichtigen, sondein ebensosehr auch im Interesse der Freunde der Reform 
unseres staatlichen Steuersystems und der autonomen Finanzverwaltungen. 
Die Einhebung der vielfach ausserordentlich holen Zuschläge zur Personal- 
einkommensteuer hätte nicht nur die einzelnen Steuerpflichtigen auf das 
empfindlichste bedrückt und durch die hiedurch bewirkte Unverlässlichkeit 
der Bekenntnisse das Schicksal der Personaleinkommensteuer von vorn- 
herein besiegelt, — diese Einhebung von Zuschlägen hätte vielmehr auch 
verhindert, dass die autonomen Finanzverwaltungen endlich einmal von der 
Zuschlagserhebung zu staatlichen Steuern emancipiert, und in den Besitz 
selbständiger Einnahmsquellen, seien dies nun Antheile an der Personal- 
einkommensteuer oder Ueberweisungen anderweitiger Staatssteuern, gesetzt 
würden. 

Die Befürchtung nun, dass die in $ 271 in Aussicht gestellte Ueber- 
weisung eines 20proc. Antheiles der im Lande erhobenen Personaleinkommen- 
steuer die Länder zum Verzichte auf die Erhebung von Umlagen zur 
Personaleinkommensteuer nicht bestimmen werde, kann in dem Momente 
nicht mehr als unbegründet bezeichnet werden, in welchem wir uns ver- 
gegenwärtigen, dass die meisten der Österreichischen Kronländer bereits 
mehr als 20proc. Landesumlagen erheben, einem stetig steigenden Bedarfe 
gegenüberstehen und ausserdem vielleicht eher zur Herabsetzung der Umlagen 
auf die anderen Steuern, — namentlich auf die Realsteuern —, denn zu 
einem Verzicht auf die Heranziehung der Personaleinkommensteuer zur 
Deckung der Landeserfordernisse bereit gewesen wären. Und dies umsomehr, 
als durch die Belastung der Personaleinkommensteuer mit Landeszuschlägen 
implicite auch dem lebhaften Wunsche der Gemeinden, die Personal- 
einkommensteuerpflichtigen zur Bestreitung der Gemeindeausgaben heran- 
ziehen zu dürfen, Rechnung getragen worden wäre. 

Die Bestimmung des $ 271 bildete schon in der ersten Lesung der 
Steuerreformvorlage den Gegenstand vielfacher Erörterungen und es war 
für das Schicksal der Steuerreform vielleicht von entscheidendem Einfluss, 
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dass sich hiebei der Abgeordnete v. Plener, welcher später als Finanz- 
minister zu einer so hervorragenden Mitwirkung bei Durchführung der 
Steuerreform berufen war, mit einem nicht minder eifrigen Förderer der 
Steuerreform, dem bereits erwähnten Vicepräsidenten des Abgeordnetenhauses, 
v. Abrahamovicz, in dem Gedanken begegneten, anstatt mit der Ueber- 
weisung einer Quote der Personaleinkommensteuer mit der successiven 
Ueberweisung der Realsteuern an die Länder vorzugehen. In der That ist 
denn auch dieser Gedanke nicht mehr von der Tagesordnung verschwunden 
und schliesslich im Gesetze zum siegreichen Durchbruch gelangt. Der erste 
detailliert ausgearbeitete Vorschlag in dieser Richtung findet sich, soweit 
mir bekannt, in dem schon in Capitel X. angeführten Referate des Wiener 
Handelskammerrathes Rudolf Auspitz, — wobei es dahin gestellt bleiben 
mag, inwiefern etwa die Darlegung Auspitz auf die Schlussfassung 
des Hauses oder umgekehrt die im Hause und in Abgeordnetenkreisen laut 
gewordenen Stimmen auf die Darlegungen Auspitz Einfluss genommen 
haben. 

Geleitet von dem Bestreben, den Klagen über die Unbestimmtheit der 
Steuernachlässe bei der allgemeinen Erwerbsteuer zu begegnen, gelangte er 
dazu, den Vorschlag auf ziffermässig bestimmte Nachlässe bei allen in 
Betracht kommenden Steuerkategorien zu machen und die Gewährung der- 
selben bei den Realsteuern, sowie die Ueberweisungen an die Landesfonds 
von der Zuschlagsfreiheit für die Personaleinkommensteuer abhängig zu 
machen. Bei Aufstellung seiner Berechnungen gieng Auspitz von der 
Annahme aus, dass das mittlere Erträgnis der Personaleinkommensteuer 
bestimmt mit dem Durchschnitte aus dem von der Regierung berechneten 
Maximum und Minimum, d. i. mit dem Betrage von 17 Millionen fl. ver- 
anschlagt werden könne. Sohin berechnete er jene Steuernachlässe und 
Ueberweisungen an die Länder, welche sich nach den Bestimmungen der 
Regierungsvorlage für diesen Fall ergeben würden, und schlug vor, die sich 
unter dieser Annahme ergebenden Steuernachlässe, d. i. 121/, Proc., bei der 
Grund-, Hausclassen- und 26?/,proc. Hauszinssteuer, 6!/, Proc. bei der 
sonstigen Hauszinssteuer und 25 Proc. bei der allgemeinen Erwerbsteuer 
definitiv zu gewähren. Ein eventuelles Mindererträgnis der Personal- 
einkommensteuer hätte ausschliesslich zu einer Minderung der nach der 
Auspitz’schen Annahme mit 3,519.750 fl. berechneten Ueberweisungen 
an die Landesfonds, eventuell sogar zu einem Ausfalle für den Staat 
geführt; hingegen wäre ein eventuelles Mehrerträgnis ganz zu weiteren 
Ueberweisungen an die Landesfonds zu verwenden gewesen. Die Antheilnahme 
der Länder an diesem Mehrerträgnisse hätte nach dem Verhältnisse der 
Realsteuervorschreibungen in denselben zu erfolgen gehabt. — — 

Zur Zeit der Veröffentlichung dieser Vorschläge befand sich das zur 
Berathung der finanziellen Bestimmungen der Regierungsvorlage eingesetzte 
Subcomité gerade inmitten eingehender Erörterungen über dieselben, und 
hatte Finanzminister Dr. Steinbach bereits in Aussicht gestellt, in einigen 
der vorerwähnten, meist angefochtenen Bestimmungen Zugeständnisse zu 
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machen. Noch bevor es jedoch dazu kam, trat ein Wechsel im Ministerium 
ein, und Finanzminister v. Plener trat an Stelle Steinbachs. Schon 
kurz nach seinem Amtsantritte erklärte sich Finanzminister v. Plener im 
Allgemeinen für die Fortsetzung der Steuerreform auf Grund der von seinem 
Vorgänger eingebrachten Regierungsvorlage, stellte jedoch einige Abände- 
rungen derselben in Aussicht, welche einerseits die meritorischen Bestimmungen 
derselben in Bezug auf die allgemeine Erwerbsteuer und die Besoldungs- 
steuer, andererseits aber namentlich den hier in Rede stehenden Theil der 
Regierungsvorlage betreffen sollten. 

In Einlösung dieser Erklärung unterbreitete die Regierung im Mai 
des Jahres 1894 dem Steuerausschusse in kurzen, programmatischen Sätzen 
neue „Propositionen betreffend die allgemeine Erwerbsteuer, die Be- 
steuerung der Besoldungen und den allgemeinen Finanzplan“. Erstere Pro- 
positionen wurden bereits bei Besprechung der allgemeinen Erwerb- und 
der Personaleinkommensteuer erörtert und kommen daher hier nur mehr 
insofern in Betracht, als sie für. das finanzielle Ergebnis der Steuerreform 
von Einfluss waren. An dieser Stelle erübrigt nur die Erörterung der Propo- 
sitionen über den allgemeinen Finanzplan, auf welchen wir angesichts des 
bestimmenden Einflusses derselben auf die schliessliche Gestaltung des 
Finanzplanes des Näheren eingehen müssen. 

Die finanziellen Propositionen, welche sich gleich der Regierungsvorlage 
nur auf die zwei ersten Jahre der Wirksamkeit des Gesetzes erstrecken 
sollten, hielten den Grundsatz fest, dass dem Staate im Allgemeinen nur 
jener Ertrag zukommen solle, welcher demselben schon bisher zugeflossen 
wäre. Hingegen beseitigten sie die Unbestimmtheit der Erwerbsteuerhaupt- 
summe und der Steuernachlässe, indem sie auf Grund des neuerlich berech- 
neten voraussichtlichen Minimalergebnisses der reformierten Steuern das 
Minimalausmaass der Steuermachlässe definitiv festsetzten. Die Bestimmung 
des § 271 der Regierungsvorlage wurde fallen gelassen. Dagegen sollte 
der nach Bestreitung der Minimalnachlässe erübrigende Ueberschuss, insoferne 
er 3 Millionen nicht übersteigt, den Landesfonds überwiesen werden. Die 
Betheiligung der Länder an dem Melırerträgnisse der Steuerreform war derart 
in Aussicht genommen, dass ihnen nicht direct der auf sie entfallende 
Betrag aus dem Personaleinkommensteuererträgnisse, sondern ein diesem 
Betrage gleichkommender aliquoter Theil der Realsteuern überwiesen werde; 
und zwar sollten sich die Antheile der Länder untereinander nach dem Ver- 
hältnisse der in denselben erzielten staatlichen Realsteuern bestimmen und 
überdies die Nachlässe an den Realsteuern und die Ueberweisungen an die 
Landesfonds nur rücksichtlich jener Länder platzgreifen, bezüglich welcher 
die Zuschlagsfreiheit der Personaleinkommensteuer durch die Landesgesetz- 
gebung festgesetzt worden ist. 

Diesem neuen Finanzprogramm lagen neue Berechnungen sowohl 
rücksichtlich des Ertrages der neu zu regelnden Ertragsteuern als der neu 
einzufübrenden Personaleinkommensteuer zugrunde. Diese Berechnungen, 
welchen gegenfiber jenen der Regierungsvorlage eine wesentlich erhöhte 
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Bedeutung zukommt, da ihr Resultat nicht mehr bloss zur Illustration der 
Wirkungen der Steuerreform diente, sondern einen unmittelbar bestimmenden 
Einfluss auf die thatsächliche Verfügung über die finanziellen Ergebnisse 
erlangte, nehmen ihren Ausgangspunkt von dem im Jahre 1892 wirklich 
erzielten Ertrage der bisherigen Steuern und zogen hieraus einen Schluss 
auf das Ergebnis für das Jahr 1896, als den für den Beginn der Wirksamkeit 
der Steuerreform damals in Aussicht genommenen Zeitpunkt. Hiebei wurde 
der Berechnung das in dem Durchschnitte der letzten 13 Jahre beobachtete 
Zuwachsprocent bei diesen Steuern, beziehungsweise, wenn ein solches 
Zuwachsprocent, wie bei der ganz neuartigen Rentensteuer und bei der 
Personaleinkommensteuer, naturgemäss noch nicht beobachtet sein konnte, 
jenes, welches für die ihrer Natur nach ähnlichste Steuergruppe beobachtet 
war, zugrunde gelegt. Dieses Zuwachsprocent ergibt sich aus der nachstehenden 
Tabelle: 


Der Berechnung 


Beobachtetes 
Steuergattung zugrunde gelegtes 
Zuwachsprocent Zuwachsprocent 
1. Erwerb- und Finkommensteuer der | 1874—1892: 2:149 2:0 


der allgemeinen Erwerbsteuer unter- | 1880—1892: 2:409 
liegenden Unternehmungen. 


2. Erwerb- und Einkommensteuer der 3:0 3:0 
zur Öffentlichen Rechnungslegung ver- 
pflichteten Unternehmungen. 


3. Gesammte bisherige Erwerb- und 2:6 25 
Einkommensteuer (incl. Einkommen- 
steuer II. und III. Classe). 


4. 26?/,proc. Hauszinssteuer. 17 17 

5. 20proc. Hauszinssteuer. 32 32 

6. Hausclassensteuer. 0:3 0:3 

7. Kiinftige Rentensteuer. — 25 

8. Künftige Personaleinkommensteuer. — 2°5 


Das Ergebnis al 3 einschliesslich der Einkommensteuer zweiter Classe 
per 3,966.000 fl. betrug 1892 41,834.000 fl. und berechnete sich sohin für das 
Jahr 1896 mit 46,176.000 fl. Zuzüglich der dem Staatsschatze zu ersetzenden, 
mit 1,200.000 fl. angenommenen erhöhten Veranlagungskosten musste daher 
dem Staate aus den reformierten Steuern ein Betrag von . 47,376.000 fi. 
reserviert bleiben. 

Diesem Erfordernis stand nachstehende Bedeckung 
gegenüber: Das Ergebnis der Steuer ad 1 für das Jahr 1896 
berechnete sich mit 22,165.000 fl.; hievon sollte sogleich 
definitiv das Mindestausmaass des Nachlasses im Betrage 
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von 20 Proce. d. i. 4,433.000 fl. in Abzug gebracht werden. 

Der sich hienach ergebende Betrag von 17,732.000 fl. sollte 

infolge Wegfalles der Besoldungssteuer um 200.000 fl. ’ 

erhöht werden; die Erwerbsteuerhauptsumme sollte daher 

nach den finanziellen Propositionen definitiv mit... . . 17,932.000 fl. 
fixiert werden. Dieser Betrag war um das Erträgnis ad 2 zu 

vermehren, welch’ letzteres für das Jahr 1896 mit 

18,847.000 fl. berechnet wurde, und infolge Wegfalles der 


Besoldungssteuer um 565.000 fl. erhöht werden sollte . . 19,412.000 fi. 
Das Ertrignis ad 7 wurde nach den im Motivenberichte 
aufgestellten Daten für das Jahr 1896 mit . ..... . 93,231.000 fl. 


berechnet, daher die drei nach den Plener’schen Vor- 
schlägen aufrechterhaltenen Ertragsteuern ein Erträgnis von 40,575.000 fl. 
ergeben hätten. +) 

Den Ersatz für den hienach — hauptsächlich aus dem schon à conto 
des Personaleinkommensteuerertrignisses gewährten Nachlasse an der allge- 
meinen Erwerbsteuer — resultierenden Ausfall, beziehungsweise den Fond 
für die Gewährung weiterer Nachlässe und Ueberschisse hätte die Personal- 
einkommensteuer zu liefern gehabt. 

Das Ertrignis der Personaleinkommensteuer wurde auf Grund der 
Ergebnisse der preussischen Einkommensteuerveranlagung für das Jahr 
1891—92 nach der in den Motiven angewendeten Berechnungsmethode 
rücksichtlich Oesterreichs für das Jahr 1892 mit mindestens 15 und 
höchstens 22'/, Mill. Gulden, daher unter Annahme eines 2’5proc. Zuwachses 
für das Jahr 1896 mit wenigstens 16,557.000 fl. und höchstens 24,836.000 fi. 
berechnet. Das vom Finanzminister v. Plener aufgestellte Finanzprogramm 
beruhte daher auf nachfolgenden Ziffern: 

Die reformierten Steuern sollten nach den neuen Vorschlägen 


ergeben . . . . . . « . . 40,729.000 fl. 40,729.000 fl. 

dazu kommt das Mindestertragnis der Per- 

sonaleinkommensteuer mit ..... . . 16,557.000 fl. 

beziehungsweise das Höchsterträgnis mit . 24,826.000 fi. 

daher Summe der verfügbaren Steuerein- 

gänge mindestens ........ =.=. . 57,286.000 fl. 

und höchstens . . . 65,565.000 fl. 

Hievon ist für den Staat on, zu reser- 

vieren der Betrag von . . . .. . . . . 47,376.000 fl. 47,376.000 fl. 

und verbleibt daher für Nachlass- und Ueber- 

weisungszwecke ein Betrag von mindestens. 9,910.000 fi. 

oder höchstens . . . . 18,189.000 fi. 
Finanzminister v. Plener setae’ hun vor, an der — gleichfalls fiir 


das Jahr 1896 berechneten — Grundsteuer per 37,375.000 fl., ferner an 
der Hausclassensteuer per 5,713.000 fl. und an der 262/, proc. Hauszins- 
steuer per 20,013.000 fl. je 10 Proc., an der 20proc. Hauszinssteuer per 


!) Hiezu kommen noch 154.000 fl. Erwerbsteuer der Wandergewerbe. 
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8,130.000 fl. aber 5 Proc. Nachlass zu gewähren. Diese Nachlässe betrugen 
zusammen 6,732.000 fl. Weiter sollten 3,000.000 fl. zu Ueberweisungen an 
die Länder verwendet werden, so dass das Gesammterfordernis 9,732.000 fl., 
also noch immer etwas weniger als die voraussichtliche Minimalbedeckung 
per 9,910.000 fl. betragen hätte. Der Betrag über 3,000.000 fl. wäre 
zunächst zur Beseitigung der Erhöhung der Erwerbsteuerhauptsumme um 
200.000 fi., dann der Erwerbsteuer nach dem II. Hauptstücke um 565.000 fl. 
zu verwenden gewesen. Weitere Beträge wären dann hälftig zur Ver- 
grösserung der Ueberweisungen an die Linder, hälftig zur verhältnismässigen 
Erhöhung der Nachlässe einschliesslich jener an der allgemeinen Erwerb- 
steuer zu verwenden gewesen. — — 

Zwei Dinge erfordern hier noch unsere besondere Aufmerksamkeit. 
Zunächst die Ermittlung des vorgeschlagenen Ersatzes für den Wegfall der 
Besoldungssteuer, sodann die vorgeschlagene Vertheilung des Ueberschusses 
nach dem Betrage der Realsteuern in den einzelnen Ländern. 

Die vorgeschlagene gänzliche Beseitigung der Besoldungssteuer hätte 
einen Ausfall von 3,966.000 fl. ergeben; hingegen hätte die Einbeziehung 
der nach der Regierungsvorlage personaleinkommensteuerfrei, nach den 
Plener’schen Propositionen aber personaleinkommensteuerpflichtig zu 
behandelnden Activitätsbezüge und Quartiergelder der Staats- und Privat- 
beamten in die Personaleinkommensteuer einen Mehrertrag von circa 
1,405.000 fl. ergeben. Der bei dieser Kategorie von Steuerpflichtigen zu 
erwartende Ausfall hätte sohin auf das Jahr 1896 berechnet nur mehr 
1,551.000 fl. betragen. Nach den eingangs (Cap. III.) erörterten allge- 
meinen Grundsätzen der Steuerreform musste für diesen Austall soweit 
möglich innerhalb des Kreises der durch diese Steuerverminderung Be- 
günstigten Ersatz geschaffen werden. Die Regierung glaubte denselben in 
Anknüpfung an die notorische Thatsache finden zu können, dass bei uns 
zu Lande weitaus die überwiegende Mehrzahl der Dienstgeber die Ein- 
kommensteuer zweiter Classe für ihre Dienstnehmer entrichten, daher ein 
Steuernachlass an dieser Steuer keineswegs diesen letzteren zugute gekommen 
wäre, sondern lediglich eine durchaus unbeabsichtigte Entlastung der 
ersteren herbeigeführt hätte. 

Die Regierung schlug daher eine entsprechende Erhöhung der Steuer 
des grössten Theiles der Dienstgeber, d. i. der nach dem I. und II. Haupt- 
stücke Erwerbsteuerpflichtigen, vor. Die vorliegenden Ausweise ergaben, 
dass die Einkommensteuer zweiter Classe von den Bediensteten der eben 
genannten Erwerbstenerpflichtigen im Jahre 1892 1,867.000 fl., die von 
diesen Bezügen entfallende Personaleinkommensteuer 1,114.000 fl., der 
Ausfall daher, für das Jahr 1896 berechnet, 832.000 fl. betragen hätte. Für 
diese Beträge galt es sohin bei der Erwerbsteuer Bedeckung zu schaffen. 
Da sich nun die Einkommensteuer zweiter Classe der Bediensteten von 
der öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen Unternehmungen zu jener 
der Bediensteten anderer erwerb- und einkommensteuerpflichtiger Unter- 
nehmungen beiläufig wie 2:1 verhält, wäre von dem vorausgewiesenen 
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Ausfall von 832.000 fl. auf die allgemeine Erwerbsteuer 272000 fi., auf 
die Erwerbsteuer nach dem II. Hauptstücke aber 555.000 fl. entfallen. Mit 
Rücksicht hierauf proponierte die Regierung die vorübergehende Erhöhung 
der Erwerbsteuerhauptsumme um 200.000 fl. und die vorübergehende Er- 
höhung des Steuerfusses nach dem II. Hauptstücke um 0:3 Proc., welche 
einen Mehrertrag von 565.000 fi. ergeben hätte. — 

Von bedeutend grösserer Wichtigkeit war die vorgeschlagene Aenderung 
bezüglich der Vertheilung des Mehrerträgnisses an die Länder nach dem 
Betrage der in denselben erhobenen Realsteuern. Die Frage, nach welchen 
Schlüssel die Participation der Länder stattfinden sollte, gehörte zu den 
controversesten. Die Vertreter der sogenannten reichen Länder, namentlich 
Böhmens und Nieder-Oesterreichs, hielten an der in der Regierungsvorlage 
vorgesehenen Participation nach dem innerhalb des Landes erzielten 
Personaleinkommensteuererträgnisse fest und verlangten subsidiär wenigstens 
die Participation nach Maassgabe des Erträgnisses sämmtlicher directen 
Steuern im Lande. Die Vertreter der weniger industriereichen Länder hin- 
gegen betonten nicht mit Unrecht, dass die Personaleinkommensteuer das 
Gesammteinkommen der Person ohne Rücksicht auf die örtliche Provenienz 
desselben treffe, nichtsdestoweniger aber nur an dem Wohnsitze des Steuer- 
pflichtigen vorgeschrieben werden solle; es sei aber entschieden ungerecht, 
nur das Land des Wohnsitzes des Personaleinkommensteuerpflichtigen an 
dem Ertrage dieser Personaleinkommensteuer participieren zu lassen, wenn- 
gleich dieses Einkommen vielleicht zur Gänze aus anderen Ländern bezogen 
sei. Die im $ 211 der Regierungsvorlage in Aussicht genommene Ver- 
theilung der Personaleinkommensteuer auf die eventuellen mehreren Aufent- 
haltsorte des Steuerpflichtigen beseitige diese Ungerechtigkeit nicht, com- 
pliciere aber das Steuerverfahren ganz erheblich. 

Der erst vorgebrachte Einwand gelte zum grossen Theile auch von 
den Personalsteuern überhaupt, welche, wie z. B. die Einkommensteuer 
erster und dritter Classe, nicht immer am Orte der Gewerbeausübung, 
beziehungsweise am Orte der wirtschaftlich die Schuldzinsen bestreitenden 
Unternehmung oder Hypothek, sondern am Wohnsitze des Gewerbetreibenden, 
beziehungsweise Gläubigers zur Vorschreibung gelangen. Endlich verhindere 
die Ueberweisung eines Theiles der Personaleinkommensteuer beziehungs- 
weise die Auftheilung desselben nach dem Gesammtsteuererträgnisse inner- 
halb des Landes auch die Anbahnung eines gesunderen Zustandes der auto- 
nomen Finanzen, da eine Ueberweisung der gesammten Personaleinkommen- 
steuer oder aller Ertragsteuern an die autonomen Körper in absehbarer Zeit 
absolut nicht in Aussicht genommen werden könne, während die successive 
Ueberweisung wenigstens der Realsteuern, welche ihrer Natur nach am 
Besten hiezu geeignet erscheinen, mit aller Entschiedenheit angestrebt 
werden müsse. Deswegen hätten auch die Ueberweisungen aus den Mehr- 
erträgnissen durch Einführung der Personaleinkommensteuer nicht in der 
Form der Ueberweisung eines Theiles der Personaleinkommensteuer, viel- 
mehr in der Form der Ueberweisung eines diesen Mehrerträgnissen ent- 
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sprechenden Theiles der staatlichen Realsteuern stattzufinden, — und zwar — 
in der Weise, dass dem Staate aus dem Personaleinkommensteuererträgnisse 
der Ersatz für den Entgang an Realsteuern, den Ländern aber effective 
Theile der Realsteuern überwiesen werden. 

Gegen die letzterer Anschauung zugrunde liegenden ideellen und 
principiellen Erwägungen lassen sich in der That erhebliche Einwendungen 
kaum vorbringen, wenngleich es praktisch natürlich für die Länder zunächst 
belanglos bleibt, ob sie Theile des Personaleinkommensteuererträgnisses oder 
aber Theile der staatlichen Realsteuern überwiesen erhalten. — Mit der 
Ueberweisung von Quoten der Realsteuern an die Länder war aber noch 
keineswegs nothwendigerweise verbunden, die Realsteuern auch als Theilungs- 
schlüssel für die Antheile der Länder an dem Personaleinkommensteuer- 
Erträgnisse zu bestimmen. Für diese Verfügung sprachen im Gegensatz zu 
den eben erwähnten ideellen und principiellen Erwägungen wohl vorwiegend 
materialistische und praktische Beweggründe: Sie hat eine wesentliche 
Verschiebung der den einzelnen Ländern aus dem Personaleinkommensteuer- 
Erträgnisse zukommenden Summen und zwar eine Verschiebung zu Ungunsten 
der industriellen und zu Gunsten der agricolen Länder zur Folge. Wie die 
Steuerreform im Allgemeinen eine Entlastung der minder leistungsfähigen 
Bevölkerungsschichten zu Gunsten der leistungsfähigeren herbeiführen wird, 
so wird sie nunmehr als Ergebnis dieses Theilungsschlüssels auch eine 
Begünstigung der mehr agricolen Länder, in welchen der Realbesitz die 
Hauptrolle spielt, gegenüber jenen Ländern, welche sich durch Industrie 
und mobilen Capitalbesitz auszeichnen, zur Folge haben. Ob und inwieweit 
dieser Effect in den bestehenden Verhältnissen begründet ist und der that- 
sächlichen Vertheilung der bisherigen Steuerlasten entspricht, soll hier 
nicht näher untersucht werden. Es genügt, die Tragweite dieses Beschlusses 
durch die umstehende Tabelle (S. 546) zu veranschaulichen. 


XXXIV. 


Wenn wir die hier erörterten Propositionen Finanzministers v. Plener 
mit den Anträgen Auspitz’ vergleichen, muss ersteren entschieden der Vor- 
zug eingerāumt werden. Zunächst boten sie eine ziffermässige Bestimmung 
der Erwerbsteuerhauptsumme und vermieden es, durch allzu hohe Ansätze 
der Individualnachlässe dem Staate ein Risico aufzubürden, wie ein solches 
in der unbedingten Voraussetzung des Personaleinkommensteuererträgnisses 
von 17,000.000 fl.!) immerhin gelegen war. Ferner sind diese Propositionen 
aber namentlich auch den autonomen Finanzen wesentlich günstiger, indem 
sie deren Ausmaass nicht mehr von dem nach Bestreitung so bedeutender 
Individualnachlässe etwa erübrigenden Reste des Personaleinkommensteuer- 
erträgnisses abhängig machen, sondern bestrebt sind, den Ländern von vorn- 
herein die Ueberweisungsbetrage in einem derartigen Ausmaasse zu sichern, 
dass sie keinesfalls mehr als Quantites negligeables discreditiert werden 


1) Schon für das Jahr 1892! 
Zeitschrift ffir Volkswirtschaft, Socialpolitik und Verwaltung. VI Band, 4. Heft. 35 
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konnten. Endlich waren die Plener’schen Propositionen insoferne der 
Billigkeit entsprechender, als sie die Ueberschüsse eines eventuell besonders 
günstigen Erträgnisses zu gleichen Theilen zu Individualnachlässen und 
zu Ueberweisungen an die Länder bestimmten. 


Obwohl all’ diese Momente den Plener’schen Anträgen im Steuer- 
ausschusse viele Freunde verschafften, gelang es doch nicht, ihnen unver- 
ändert zur Annahme zu verhelfen. In erster Linie stiessen, wie bereits 
erwähnt, die meritorischen Aenderungen, welche infolge Eliminierung der 
Besoldungssteuer vorgeschlagen wurden, auf Schwierigkeiten. Namentlich 
die proponierte Erhöhung der Erwerbsteuerhauptsumme um 200.000 fi. 
wurde entschieden abgelehnt, da ein derartiger Zuschlag zur Erwerbsteuer- 
hauptsumme nicht nur von den durch die Aufhebung der Besoldungssteuer 
begünstigten, sondern auch von allen kleineren Erwerbsteuerpflichtigen mit- 
zutragen gewesen wäre. Nach längeren Debatten einigte man sich dahin, 
dass auch dieser Ausfall von den der Öffentlichen Rechnungslegung unter- 
worfenen Unternehmungen aufgebracht werden solle, zu welchem Zweke die 
vorübergehende Erhöhung des Steuerfusses im lI. Hauptstück statt um 0'3 
um 0°5 Proc. beschlossen wurde; diese Erhöhung sollte jedoch für gewisse 
begünstigte Unternehmungen (Sparcassen, Genossenschaften etc.) nicht platz- 
greifen. Der bezügliche Mehrertrag der Erwerbsteuer nach dem II. Hanpt- 
stück wurde mit 859.000 fl. veranschlagt. 


Ferner wurde aus den bereits in Cap. IX erörterten Gründen die Ein- 
führung einer Besoldungssteuer von höheren Dienstbezügen beschlossen, 
deren Ertrag die Regierung mit 297.000 fl. berechnete. Endlich resultiert 
aus der Erhöhung der Progression der Personaleinkommensteuerscala bis 
zu 5 Proc. eine Vergrösserung des Personaleinkommensteuererträgnisses 
und dies trotz der Ausfälle, welche sich infolge der vom Steuerausschusse 
beschlossenen grösseren Berücksichtigung der Familienverhältnisse und der 
Arbeitseinkommen ergeben. 


Diese vom Ausschusse beschlossenen Aenderungen waren daher inso- 
ferne für den Finanzplan nicht von allzu weittragender Natur, als sie eher 
eine Verbesserung als eine Verschlechterung seiner Bilanz zur Folge hatten.') 


Hingegen ergaben sich ernstlichere Schwierigkeiten aus dem Umstande, 
dass selbst die Plener’schen Propositionen den Wünschen der Abgeordneten 
in Bezug auf die Höhe der Individualsteuernachlässe und der Ueberweisungen 
an die Landesfonds noch immer nicht genügten und da wie dort noch 
grössere Zugeständnisse verlangt wurden. Es braucht hier wohl nicht erst 
des Näheren dargelegt zu werden, dass die Verfechter grösserer Ueber- 
weisungen an die Landesfonds in erster Linie nicht mit der Regierung, 
sondern mit den Verfechtern grösserer Individualnachlässe in Widerstreit 
gerathen mussten, weil die Regierung an der Art der Vertheilung der vor- 
handenen Ueberschüsse verhältnismässig weniger interessiert war, während 


1) Dem steht allerdings der — durch die Beschlüsse des Plenums noch vergrösserte 
— Ausfall bei der Besteuerung der Sparcassen (und Genossenschaften) gegenüber 
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naturgemäss jede Erhöhung der Ueberweisungen an die Länder die Individual- 
nachlässe schmälern musste und umgekehrt. 

In der That gelang es erst nach langwierigen Verhandlungen, zwischen 
den Anhängern dieser beiden Richtungen ein Compromiss zustande zu 
bringen. Die Kosten desselben musste allerdings in diesem Falle fast aus- 
schiesslich ein Dritter, — nämlich der Staatsschatz, — bestreiten! 

Es hat während dieser Verhandlungen nicht an Stimmen gefehlt, 
welche vor allzu weitgehenden Zugeständnissen an die Vertreter der Indi- 
vidualnachlässe gewarnt und gerathen haben, man möge lieber durch Ueber- 
weisungen grösserer Beträge an die Landesfonds diese in die Lage versetzen, 
ihre finanziellen Verhältnisse ein für allemal einer gründlichen Sanierung 
zuzuführen. Allein diese Stimmen verhallten gegenüber dem Bestreben der 
Abgeordneten, ihren Wählern möglichst grosse Individualnachlässe zu er- 
wirken; sie vermochten nicht der Ueberzeugung zum Durchbruche zu ver- 
helfen, dass ja auch die Ordnung der Landeshaushalte in letzter Linie den 
Steuerträgern zugute kommt und nur eine geänderte Form des Steuer- 
nachlasses bedeutet, weil infolge dieser Ueberweisungen an die Landesfonds 
die Zuschläge zu den Steuern vermindert oder doch die Erhöhung derselben 
vermieden werden können: Die Majorität des Abgeordnetenhauses fand. dass, 
nachdem die Regierung solche Individualsteuernachlässe einmal in Aussicht 
gestellt habe, die Volksvertretung dieselben nicht nur nicht verkürzen dürfe, 
sondern durch Erhöhung derselben ihre noch grössere Volksfreundlichkeit 
bethätigen müsse; und so bestand sie unentwegt darauf, dass über die vom 
Finanzminister v. Plener vorgeschlagenen Minimalnachlässe hinaus noch 
weitere Nachlässe in einer ziffermässig in voraus bestimmten Höhe (Maximal- 
nachlässe) normiert werden müssten. 

Die Höhe dieser Maximalnachlässe und ihre Abstufung für die ein- 
zelnen Kategorien von Steuern bildete sodann natürlich neuerlich den 
Gegenstand langwieriger Verhandlungen; in dem Auf- und Abwogen dieses 
Kampfes kam es zu mehrfachen Aenderungen des von der Regierung vor- 
geschlagenen Auftheilungsmaasstabes der Nachlässe bei den verschiedenen 
Steuerkategorien: Einerseits wussten es die Vertreter der kleinen Städte 
durchzusetzen, dass die 20proc. Hauszinssteuer in jeder Beziehung der 
262/,proc. Hauszinssteuer gleichgestellt werde; und weiter gelang es den 
Vertretern agrarischer Interessen — ungeachtet des ihnen in dem mit der 
Steuerreform connex behandelten Gesetze über die Grundsteuerrevision zu- 
gestandenen 2'/, Millionen-Nachlasses — auch noch eine günstigere Be- 
handlung der Grundsteuer gegenüber der Gebäudesteuer in der Richtung 
zu erreichen, dass zwar die Minimalnachlässe bei beiden Steuergattungen 
in gleicher Weise mit 10 Proc., hingegen der Maximalnachlass bei der 
Grundsteuer mit 15 Proc., bei der Gebäudesteuer aber mit nur 12'/, Proc. 
festgesetzt wurde. Die Erwerbsteuerträger behielten gleichfalls zwar ihren 
Minimalnachlass mit 20 Proc., wurden jedoch bezüglich des Maximalaus- 
maasses desselben auf 25 Proc. beschränkt und hiedurch den Grundsteuer- 
trägern gegenüber gleichfalls zurückgesetzt. 
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Es war nun offenbar, dass die sofortige Gewährung der vorbezifferten 
Maximalnachlässe neben den 3 Millionen Ueberweisungen an die Länder 
nicht möglich gewesen wäre, ohne dem Staatsschatze ein ungeheures, 
geradezu das Gleichgewicht des Staatshaushaltes gefährdendes Risico auf- 
zuhalsen, da die Erträgnisse der. Personaleinkommensteuer der beiden ersten 
Jahre keinesfalls mit Sicherheit als zur Deckung dieses Bedarfes hinreichend 
angenommen werden durften. Da nun auch die Verfechter der Ueberweisungen 
an die Landesfonds irgend eine Schmälerung obiger Summe nicht zugeben 
wollten und vielmehr auch ihrerseits unter Hinweis auf die Bedürfnisse der 
Landesfonds eine Erhöhung dieser Beträge begıhrten, so kam es zu einer 
zeitlichen Ausgestaltung des Finanzprogrammes der Regierung, zu einem 
förmlichen, auf 12 Jahre hinaus sich erstreckenden Finanzplan. Der Gedanken- 
gang hiebei war einfach der folgende: Selbst abgesehen von den Fort- 
schritten der Besteuerungstechnik ist bei der Personaleinkommensteuer ein 
rascheres Wachsthum zu gewärtigen als bei der stabilen Grundsteuer und 
der nur langsam wachsenden Gebäudesteuer. Man muss daher die hieraus 
zu erwartenden Mehrerträgnisse der Folgejahre der freien Disposition 
der Finanzverwaltung entziehen und für Zwecke der Steuernachlässe 
und Ueberweisungen reservieren! — Dieser Logik gegenüber kostete 
es Mühe genug, die Zeitperiode dieser „gebundenen Marschroute* für 
den Staatsschatz wenigstens auf 12 Jahre zu restringieren, auch für diese 
Periode das bisherige Zuwachspercent zu sichern und wenigstens einen 
Antheil von einem eventuell besonders günstigen Erträgnisse zu erwirken! 

Es liegt aber auf der Hand, dass selbst diese Regelung dem Staatsschatze - 
noch erhebliche Opfer auferlegt: dieselben bestehen einerseits in dem empfind- 
lichen Ausfalle an Einnahmen, die er im Laufe der Jahre aus dem stetigen 
Anwachsen des Personaleinkommensteuererträgnisses hätte ziehen können, 
andererseits aber nsbesondere darin, dass ihm auf 12 Jahre hinaus auch 
die Möglichkeit genommen oder doch ausserordentlich erschwert ist, durch 
etwaige Aenderungen in dieser Steuergesetzgebung erforderlichenfalls seine 
Einnahmen aus den directen Steuern zu erhöhen. Hiedurch wird unserem 
Budget einer der wenigen elastischen Factoren entzogen, welche es bisher 
aufzuweisen hatte, und der Staat zur Deckung aller seiner etwaigen Mehr- 
erfordernisse auf die indirecte Besteuerung verwiesen — was socialpolitisch 
gewiss nicht erwünscht erscheint. 


XXXV. 


Als Resultat seiner wiederholt reassumierten langwierigen Verhand- 
lungen unterbreitete der Steuerausschuss sohin dem Abgeordnetenhause im 
Wesentlichen nachstehende Anträge: 

Innerhalb der auf 12 Jahre festgesetzten Wirksamkeit des Finanz- 
planes sollten 2 Epochen unterschieden werden: die Jahre 1896 und 1897 
einerseits und die Jahre 1898—1907 andererseits. 

Im Jahre 1896 sollte dem Staate ein Betrag verbleiben, welcher der 
Jahresschuldigkeit an Erwerb- und Einkommensteuer im Jahre 1895 zu- 
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züglich eines 2proc. Zuschlages gleichkommt; im Jahre 1897 der Betrag 
des Vorjahres zuzüglich eines weiteren 2proc. Zuschlages. An der Grund- 
und Gebäudesteuer mit Ausnahme der Sproc. Steuer vom Ertrage steuer- 
freier Gebäude sollten gleichmässig sofort 10 Proc. nachgelassen werden; 
rücksichtlich des Ausmaasses der Erwerbsteuerhauptsumme wurde bemerkt, 
dass dieselbe einen 20proc. Nachlass gegenüber jenem Betrage enthalte, den 
die der allgemeinen Erwerbsteuer unterworfenen Erwerbsgattungen nach den 
bisherigen Steuergesetzen im Jahre 1896 zu entrichten gehabt hätten. — Nach 
Bestreitung dieser Nachlässe verbleibende Ueberschüsse sollten, soweit sie 
3,000.000 fl. nicht übersteigen, den Landesfonds nach dem früher erörterten 
Theilungsschlüssel überwiesen werden. Etwaige weitere Ueberschüsse wären 
in erster Linie zur Erhöhung der gleichzeitig zu erreichenden Steuernach- 
lässe bei der Grundsteuer bis zu 15, bei der Gebäudesteuer bis zu 12!,,, 
bei der Erwerbsteuer bis zu 25 Proc.; in zweiter Linie zur Herabsetzung 
der Erwerbsteuer nach dem II. Hauptstück auf 10 Proc. zu verwenden. 
Ueberschüsse, welche naclı Bestreitung all’ dieser Posten noch verbleiben 
sollten, hätten zur Gänze den Ländern zuzufliessen. 

In der Periode von 1898—1907 hätte der Staat zunächst den Ersatz 
für den Ausfall an den Realsteuern, sodann die Länder jenen Ertrag zu 
erhalten, welchen sie im Jahre 1897 erhalten hatten. Weiterhin hätte dem 
Staat ein jährlicher Zuwachs von 2°5 Proc. des im letzten Jahre empfangenen 
Ertrages an directen Personalsteuern gebürt. Die restlichen Summen wären 
zunächst zur etwa erforderlichen Ergänzung der Ueberweisungen an die 
Länder auf 3,000.000 fl., sodann zur Erreichung der Maximalnachlässe und 
Herabsetzung der Erwerbsteuer nach dem IJ. Hauptstück zu verwenden 
gewesen. Etwa noch vorhandene weitere Ueberschüsse sollten zu ?/, an die 
Staatscasse, zu ?/, an die Landescassen fliessen. 

Auch diesen Anträgen des Steuerausschusses war es nicht bestimmt» 
Gesetz zu werden. In erster Linie erheischten sie eine Abänderung infolge 
des Umstandes, dass der diesen Ausschussanträgen zugrunde liegende An- 
fangstermin der Wirksamkeit des Gesetzes, — 1. Jänner 1896 —, nicht ein- 
gehalten werden konnte. Dies machte nicht nur eine Aenderung der Jahres- 
zahlen, sondern bezüglich der Erwerbsteuerhauptsumme auch meritorische 
Aenderungen nothwendig. 

In zweiter Linie lehnten sich aber auch die Vertreter der autonomen 
Interessen gegen das in Aussicht genommene Verhältnis, in welchem der 
Staatsschatz und die Länder an dem 3,000.000 fl. übersteigenden Mehr- 
erträgnisse der Steuerreform der letzten 10 Jahre theilhaben sollten, auf 
und verlangten zum Mindesten die paritätische Behandlung beider Inter- 
essenten. Dieser Antrag hatte umsomehr Chancen, angenommen zu werden, 
als gegenwärtig die vollauf befriedigten Anhänger der Individualnachlässe 
kaum mehr einen Anlass hatten, einer Erhöhung dieser Antheile der Länder 
zu Opponieren. 

Endlich musste aber auch Finanzminister v. Bilinski, welcherinzwischen 
das Finanzportefeuille übernommen hatte, daran gelegen sein, einzelne Aen- 
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derungen an den Ausschussanträgen zu Gunsten des Staates durchzusetzen. 
So schien es doch offenbar unbillig, den Ländern statt für 2 für volle 
12 Jahre die Participation an dem Erträgnisse der Personaleinkommensteuer 
zuzugestehen, dem Staate aber nach wie vor in den ersten 2 Jahren keinen 
Antheil an demselben, auch wenn es noch so gross sein sollte, einzuräumen. 
Die Regierung musste auf eine diesbezügliche Aenderung umso grösseren 
Wert legen, als ja das Resultat der beiden ersten Jahre den Ausgangspunkt 
für die Berechnung aller folgenden Jahre bildet, ein eventuelles Mehr- 
erträgnis dieser Jahre daher zu einer Erhöhung auch aller künftigen Erträg- 
nisse führt. Aus dem eben angedeuteten Grunde musste die Regierung 
aber auch darauf hinwirken, dass das Zuwachsprocent in den beiden ersten 
Jahren nicht geringer veranschlagt werde als in den folgenden. In der That 
war kein Grund abzusehen, warum der Zuwachs in den beiden ersten 
Jahren mit nur 2, in den folgenden Jahren aber mit 2°5 Proc. veranschlagt 
werden sollte. 

Demnach beschloss das Abgeordnetenhaus schliesslich folgenden Finanz- 
plan: Das Zuwachsprocent für den Staat wurde auch für die beiden ersten 
Jahre der Wirksamkeit des Gesetzes, d. i. für 1898 und 1899 auf 2-5 Proc. 
festgesetzt, so dass dem Staate während der ganzen Dauer des Finanzplanes, 
soweit das Erträgnis der Personalsteuern hiezu ausreicht, eine Erhöhung 
des Erträgnisses der directen Personalsteuern um 2°5 Proc. des vorjährigen 
Betrages gesichert ist. Ebenso wurde nunmehr bestimmt, dass der Ueber- 
schuss, welcher in den ersten 2 Jahren nach Bestreitung der Ueberweisungen 
per 3 Millionen fl. an die Länder, ferner nach Bestreitung des Maximums 
der Individualnachlässe und der Herabsetzung der Erwerbsteuer nach dem 
II. Hauptstücke auf 10 Proc. etwa verbleiben sollte, zwischen dem Staat 
und den Ländern hälftig getheilt werde. Hingegen willigte die Regierung 
darein, dass der eben bezeichnete Ueberschuss auch in der Periode von 
1900—1909 Staat und Ländern zu gleichen Theilen zufliesse. 

Eine Aenderung der Erwerbsteuerhauptsumme, welche ja in dem 
damals schon längst beschlossenen $ 11 des Gesetzes fixiert war, wurde 
wegen der hiemit verbundenen formellen Schwierigkeiten nicht vorgenommen; 
hingegen wurde Artikel VIII stilistisch geändert und im Artikel IX bestimmt, 
dass etwa verfügbare Ueberschüsse zu einer solchen Ermässigung der 
Erwerbsteuerhauptsumme zu verwenden seien, „dass dadurch der Nachlass 
an der allgemeinen Erwerbsteuer auf 25 Proc. jenes Betrages erhöht wird, 
der bei der Berechnung der Erwerbsteuerhauptsumme (Artikel VIII und 
8 11) zugrundegelegt wurde‘. Die Frage, welche Summe dies sei, ist im 
Gesetze und in den Verhandlungen des Abgeordnetenhauses nirgends aus- 
drücklich beantwortet. Wie wir im Capitel XI, Seite 238 gesehen haben, 
ist der Steuerausschuss bei seinen Berechnungen von der Summe von 
20,477.000 fl. ausgegangen, hat hieraus durch Berechnung des Zuwachs- 
procentes für die Jahre 1893—1896 die Schuldigkeit der Erwerbsteuerträger 
für das Jahr 1896 mit 22,165.000 fl. und nach Abzug eines 20proc. Nach- 
lasses die Erwerbsteuerhauptsumme mit 17,732.000 fl. berechnet. 


Reisch. 


ct 
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Die Summe von 20.477.000 fl. bedarf jedoch, wie noch im Zuge 
der Verhandlungen des Abgeordnetenhauses!) bekannt geworden ist, und 
namentlich auch im Herrenhausberichte Seite 7 in officieller Weise zum 
Ausdruck gebracht wurde, infolge Abrechnung der irrigerweise zugerechneten 
Steuer des galizischen Propinationsfondes und Hinzurechnung späterer Richtig- 
stellungen der Steuervorschreibungen u. dgl. m. einer kleinen Correctur, indem 
sie richtiger mit nur 20,317.000 fl. anzunehmen ist. Da es jedoch niemandes 
Absicht war, den Erwerbsteuerträgern gegenüber die Zuwachsprocente für 
die Jahre 1897 und 1898 ausser Anschlag zu lassen, muss zu dieser 
Summe offenbar noch der 2proc. Zuwachs für diese Jahre hinzugerechnet 
werden, woraus sich die Summe von 22,880.000 fl. als Schuldigkeit des 
Jahres 1898 ergeben würde. Da nun von den Erwerbsteuerträgern nur die 
Erwerbsteuerhauptsumme von 17,732.000 fl. eingefordert wird, ergibt sich 
für das Jahr 1898 ein Nachlass von 5,148.000 fl. oder 22°5 Proc. 


Dass dieser Gedankengang der Schlussfassung des Abgeordnetenhauses 
zugrundelag, ergibt sich deutlich aus der Aenderung des Artikels VIII. Der 
Artikel VIII der Ausschussvorlage lautete: „Zugleich ist im § 11 des 
Gesetzes die Erwerbsteuerhauptsumme . . . mit einem Betrage festgestellt, 
welcher einen Nachlass von 20 Proc. gegenüber jenen Beträgen 
enthält, den die der allgemeinen Erwerbsteuer unterworfenen Erwerbsgattungen 
nach den bisherigen Steuergesetzen im Jahre 1896 ........ zu entrichten 
gehabt hätten.“ Das Abgeordnetenhaus eliminierte aber diese Bezifferung 
des Nachlassprocentes in dem Bewusstsein, dass dieselbe mit Rücksicht 
auf den geänderten Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes nicht mehr 
richtig sei, und begnügte sich im Artikel VIII mit der Berufung des „durch 
Festsetzung der Erwerbsteuerhauptsumme mit 17,732.000 fl. (§ 11) „für die all- 
gemeine Erwerbsteuer gewährten Nachlasses“. Diese Aenderung wire offenbar 
nicht nothwendig gewesen, wenn das Abgeordnetenhaus auch für das Jahr 1898 
noch an der Summe von 20,477.000 fl. festgehalten hätte, denn dann wäre 
ja der Nachlass nach wie vor ein 20proc. gewesen. Indem nun das Abgeordneten- 
haus einerseits Artikel VIII änderte, andererseits in Artikel IX die vorge- 
dachte Bestimmung aufnahm, brachte es in wohl unzweideutiger Weise zum 
Ausdruck, dass es sich bewusst war, dass im Jahre 1898 bereits ein grösserer 
als 20proc. Nachlass an der Erwerbsteuer eintrete, der Maximalnachlass von 
25 Proc. an der nach den alten Steuergesetzen für das Jahr 
1898 resultierenden Steuerschuldigkeit aber nichtsdestoweniger fest- 
gehalten werden solle. 


Demnach kann als feststehend angenommen werden, dass die Zuwachs- 
procente für die Jahre 1897 und 1898 nicht vernachlässigt werden wollten: 
Dieselben sind entweder von der im Steuerausschusse angenommenen Summe 
von 20.477.000 fl. oder von der im Herrenhausberichte genannten Summe 
von 20,317.000 fl. zu berechnen. Da letztere Summe die der officiellen 
Berechnung des Herrenhausberichterstatters zugrundegelegte und richtigere, 


1) Stenographische Protokolle des Abgeordnetenhauses S. 17.361 und S. 17 507. 
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überdies aber für die Erwerbsteuerpflichtigen günstigere ist, wird wohl nicht 
daran gezweifelt werden dürfen, dass die aus dieser Summe berechnete 
Ziffer von 22,880.000 fl. jene ist, welche in Artikel IX berufen wird.!) 


XXXVI. 


Hatten sich die Erörterungen über den Finanzplan im Steuerausschusse 
ausserordentlich schwierig und zeitraubend gestaltet, so verliefen dieselben 
in der Plenarberathung, deren Resultat wir vorstehend skizziert haben, im 
Allgemeinen ausserordentlich rasch und glatt, da über die wenigen hiebei 
durchzuführenden Aenderungen im Grossen und Ganzen schon vorher eine 
Einigung zwischen den Parteien und der Regierung erzielt worden war. 
Nur zwei Gegenstände beschäftigten das Abgeordnetenhaus in eingehender 
Weise: Der Einfluss der Steuerreform auf die autonomen Finanzen einerseits 
und die Art der Vertheilung der den Grundsteuerträgern in Aussicht ge- 
stellten Nachlässe anderseits. 

In letzterer Beziehung brachte der Abgeordnete Kaizl einen Antrag 
ein, welcher ebensowohl seines Inhaltes als auch der bestechenden Form 
seiner Begründung wegen lebhaftes Aufsehen hervorrief. Der Antrag lautete: 

„In den Jahren 1898 und 1899 wird von der Grundsteuer ein Nachlass 
von zehn Procent ihres Betrages in Abrechnung gebracht. Dieser Nachlass- 
betrag wird zur Gewährung von individuellen Steuernachlässen an jene 
Grundsteuerträger verwendet, welche in der Gemeinde nicht mehr als 1000 fl. 
Catastralreinertrag zu versteuern haben. Die Nachlässe sind classenweise 
verschieden auf jene Grundsteuerträger, welche 

in der J. Classe über 500 fl. bis 1000 fl., 

in der II. Classe über 200 fl. bis 500 fl., 

in der III. Classe nicht mehr als 200 fl. 
an Catastralreinertrag zu versteuern haben, in der Weise zu vertheilen, dass 
von der Grundsteuer in der III. Classe ein doppelt so hoher und von der 
Grundsteuer in der Il. Classe ein anderthalbmal so hoher Procentsatz in 
Abschlag gebracht wird, als von jener der I. Classe. 

Dieselbe Vertheilung hat auch bei den im Artikel IX, beziehentlich 
X gedachten erhöhten Grundsteuernachlässen in Anwendung zu kommen.“ 

Die Analogie dieses Antrages mit der bei der allgemeinen Erwerbsteuer 
getroffenen Regelung ist in die Augen springend und ebenso ist das Motiv, 
den wirtschaftlich bedrängten kleinen Grundbesitzern eine grösstmögliche 
Erleichterung zu verschaffen und zu verhindern, dass der Grossgrundbesitz 
bei allzu mässigen Einschätzungen des aus der Landwirtschaft fliessenden 
Einkommens durch die Grundsteuernachlässe etwa eine grössere Entlastung 
erfahre, als die neu hinzutretende Personaleinkommensteuer beträgt, steuer- 
politisch gewiss gerechtfertigt. Nichtsdestoweniger wird die schliesslich 


1) Dr. Emil Widmer vertritt in seinem in der Gerichtshalle (Nr. 5 ex 1897) 
publicierten Commentar des neuen Gesetzes in einer mir nicht klar gewordenen Weise 
die Anschauung, dass als die im Artikel IX bezeichnete Summe der Betrag von 22,165.000 fi. 
anzunehmen sei. 
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mit grosser Majorität erfolgte Ablehnung des Antrages Kaizl als sachlich 
begründet erkannt werden müssen: Die in demselben enthaltene Ueber- 
tragung des bei der allgemeinen Erwerbsteuer angenommenen Principes auf 
die Grundsteuer hätte zu einer Ausserachtlassung der wesentlichen Unter- 
schiede, welche diese beiden Steuerkategorien aufweisen, geführt. 

Der wichtigste Unterschied in dieser Beziehung besteht wohl darin, 
dass bei der allgemeinen Erwerbsteuer eine vollkommen neue Veranlagung 
der Steuer stattfindet und die Steuernachlässe nicht individuell, sondern 
classenweise in Aussicht genommen werden, während bei der Grund- 
steuer eine Neuveranlagung von keiner Seite in Aussicht genommen war — 
wegen des enormen Kosten- und Zeitaufwandes wohl auch nicht sobald- in 
Angriff genommen werden wird — vielmehr nur allen Grundsteuertragern 
individuell an ihrer bisherigen Steuerleistung ein Nachlass gewährt 
werden sollte. Die Regierungs- und die Ausschussvorlage bezweckte also 
nicht eine durchgreifende Reform der Grundsteuer, sondern beschränkte 
sich auf eine allgemeine Herabsetzung des bisherigen Steuerfusses von 
22°7 Proc. Dies konnte mit umso mehr Recht geschehen, als nicht be- 
hauptet werden kann, dass die Grundsteuer in ähnlicher Weise schlecht 
veranlagt war wie die bisherige Erwerb- und Einkommensteuer. 

Bei letzterer trifft allerdings zu, dass sie die kleineren Erwerbsteuer- 
träger erheblich stärker belastet hat wie die grossen, denn hier hatten wir 
verbältnismässig hohe Erwerbsteuerminimalsätze, hier hatten wir die gesetz- 
liche Vorschrift, dass die Einkommensteuer ohne Rücksicht auf die that- 
sächliche Höhe des Einkommens stets mindestens um '/, höher sein muss 
als die Erwerbsteuer, hier hatten wir endlich das weitere Moment, dass 
die Verhältnisse der kleinen Steuerträger verhältnismässig leicht überblickt 
und ermittelt werden können, während sich die complicierten Verlältnisse 
der grossen Betriebe nur allzu leicht der richtigen Feststellung entziehen, 
daher auch nur erstere von der vollen Strenge der gegenwärtigen Besteuerung 
getroffen wurden. Bei der Grundsteuer hingegen gibt es keine Minimalsätze, 
sondern die Besteuerung erfolgt nach dem thatsächlichen Ertrage jeder 
einzelnen Parcelle und richtet sich daher genau nach der Grösse und 
Qualität des einzelnen Steuerobjectes; es kann daher nicht mit Grund be- 
hauptet werden, dass — von etwaigen vereinzelten Fehlern in der Ver- 
anlagung abgesehen — die kleineren Grundsteuerträger irgendwie stärker 
herangezogen erscheinen als die grossen.') Hiemit fällt aber das wichtigste, 
ja das einzige Compell. welches für die classenweise Abstufung der Nach- 
lässe bei der Erwerbsteuer massgebend war, bei der Grundsteuer weg: 
Für andere Fehler als classenweise ungleichartige Veranlagung können 
classenweise abgestufte Nachlässe keine geeignete Remedur bieten! 


') Die Vereinigung mehrerer Parcellen zu einem Gutskörper mag ja allerdings — 
wie die V. V. IV., Artikel 55, Z. 3 hervorhebt — eine Steigerung der Ertragsfähigkeit 
nvolvieren; allein abgesehen davon, dass die Vereinigung mehrerer Parcellen in eine 
Hand noch keinen Grossgrundbesitz bedeutet. dürfte eine durch bloss subjective Momente 
ibewirkte gesteigerte Ertragsfähigkeit denn doch richtiger nur bei der Personalein- 
kommensteuer, nicht aber schon bei der Ertragsteuer zu berücksichtigen sein. 
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Die Gewährung derartiger abgestufter Nachlässe wäre aber auch mit 
der Natur der Grundsteuer weit weniger vereinbar als mit jener der Erwerb- 
steuer; denn die Grundsteuer ist eine reine Objectsteuer, welche den aus 
einem einzelnen Grundstück nach Abzug aller Auslagen für die Bearbeitung 
desselben verbleibenden Ertrag trifft, die Erwerbsteuer hingegen gestattet 
keinen Abzug für die Arbeit des Steuerpflichtigen und seiner Familienglieder, 
ist daher eine Personalsteuer im engeren Sinne des Wortes, welche ganz 
regelmässig auch unfundiertes Einkommen belastet. Infolge dieser verschiedenen 
Natur der beiden Steuergattungen unterliegt eigentlich auch nur die Grund- 
steuer dem bekannten Processe der sogenannten Steueramortisation: Bei 
amortisierbaren Steuern spielen aber Nachlässe eine wesentlich andere Rolle 
als bei nicht amortisierbaren Steuern, indem sie einen durchaus unerwünschten 
Einfluss auf die Bewertung des betreffenden Steuerobjectes auszu- 
üben vermögen. i 

Diese Unzukömmlichkeit wäre nach dem Kaizl’schen Antrage durch 
den Umstand, dass die Nachlässe an dieser Objectsteuer sich nicht nach 
dem Steuerobjecte, sondern nach bestimmten Eigenschaften des Steuer- 
subjectes berechnen sollten, nur erheblich gesteigert worden. Nach dem 
Kaizl’schen Antrage sollte ja nicht die Grösse des einzelnen Grundstückes, 
sondern die Höhe des Catastralreinertrages, welcher einem Grundbesitzer 
zufliesst, für die Höhe der Steuernachlässe entscheidend sein. Hiebei wäre 
überdies nicht der Grundbesitzer nach seiner gesammten wirtschaftlichen 
Lage, sondern nur nach seinem Besitze innerhalb einer einzelnen Steuer- 
gemeinde in Betracht gekommen. Dieser Art hätte also nicht nur der Zufall 
der Vertheilung des Grundbesitzes auf die einzelnen Gemeinden über die 
Höhe des Steuernachlasses entschieden, sondern diese letztere wäre auch 
durch künstliche Manipulationen der Steuerträger, wie Umschreibung auf 
den Namen von Ehegatten, Geschwister u. dgl. leicht zu beeinflussen und 
dadurch überdies fortwährenden Veränderungen ausgesetzt gewesen. Der 
Kaizl’sche Antrag hätte daher unzweifelhaft auch einen Anreiz zu Spe- 
culationskäufen und Verkäufen und zur Mobilisierung und Zerstückelung des 
Grundbesitzes, welche keinesfalls wünschenswert und mit den Bestrebungen der 
Commassationsgesetzgebung wohl durchaus unvereinbar gewesen wäre, ausgeübt. 

Es mag hier nur nebenbei angeführt werden, dass auch die praktische 
Durchführung des Kaizl’schen Antrages auf ganz enorme Schwierigkeiten 
gestossen wäre, da derselbe eine complicierte Repartition des an der Grund- 
steuerhauptsumme bewilligten Steuernachlasses auf die einzelnen Steuer- 
pflichtigen des ganzen Reiches und sohin eine besondere Berechnung des 
Steuerausmaasses für jeden einzelnen der mehr als 5,000.000 Grundbesitz- 
bogen vorausgesetzt hätte — eine Arbeit, welche insbesondere bei Berück- 
sichtigung der stetigen und durch den Antrag Kaizl voraussichtlich ganz 
erheblich gesteigerten Fluctuation im Stande dieser Operate kaum zu be- 
wältigen gewesen wäre. 

All’ dies berechtigt wohl zu dem Schlusse, dass der Antrag Kaizl, 
mag man selbst seinem Grundgedanken sympathisch gegenüberstehen, in 
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der vorliegenden Form kaum durchführbar gewesen wäre. Es genüge 
daher bier die weitere Andeutung, dass er auch aus politischen Gründen 
von vorneherein keine günstigen Chancen hatte: Wie wir bereits bei Be- 
sprechung der Personaleinkommensteuer gesehen haben, war es ja nicht 
leicht gewesen, die Vertreter der Landwirtschaft mit der Einführung einer 
das landwirtschaftliche Einkommen nochmals erfassenden Personaleinkommen- 
steuer zu befreunden, und nur die in Aussicht stehende theilweise Verwendung 
ihrer Erträgnisse zu Individualnachlässen an der Grundsteuer vermochte 
es endlich, die Zustimmung auch dieser Kreise der Volksvertreter zu der 
geplanten Steuerreform zu erwirken. Es ist nun selbstverständlich, dass diese 
Bedingung, unter welcher allein die Zustimmung ertheilt worden war, nicht 
im letzten Augenblick hätte rückgängig gemacht werden können, ohne 
das grosse Werk der Steuerreform selbst zu gefährden. Bei dem hervor- 
ragenden Einfluss, welchen die Vertreter der Landwirtschaft und speciell des 
Grossgrundbesitzes nicht nur im Abgeordnetenhause, sondern insbesondere 
auch im Herrenhause ausüben, wäre kaum daran zu zweifeln gewesen, dass 
die Annahme des Antrages Kaizl das Zustandekommen der Steuerreform 
überhaupt verhindert hätte; denn der Antrag Kaizl wäre einer der eingangs 
erörterten Grundbedingungen für das Zustandekommen derselben, nämlich 
der nur allmähligen Verschiebung der Besteuerungsverhältnisse der einzelnen 
Bevölkerungsschichten untereinander, entgegen gewesen, indem er dem Gross- 
erundbesitz plötzlich und unvermittelt die vollen Lasten der neuen Personal- 
einkommensteuer ohne irgendwelche Verringerung seiner bisherigen Ver- 
pflichtungen überwiesen hätte! 

Diese sprungweise Aenderung des bisherigen Besteuerungsverhaltnisses 
konnte übrigens in der That vermieden werden, weil ja die Einführung der 
Personaleinkommensteuer schon an sich der Tendenz der Steuerreform — 
vorzugsweise Entlastung der kleineren Steuerträger gegenüber den grösseren 
— auch rücksichtlich der landwirtschaftlichen Kreise zum Durchbruch ver- 
hilft; diese Tendenz erfährt. wie wir noch sehen werden, durch das Zusammen- 
wirken der Personaleinkommensteuer mit den wenngleich nicht abgestuften 
Steuernachlässen eine weitere kräftige Förderung; man durfte sich also 
vorläufig wohl mit diesem Effect begnügen. 


XXXVI. 


Einen noch breiteren Raum als die Erörterung des Kaizl’schen An- 
trages nahm in der Debatte über den Finanzplan die Erörterung der Frage 
ein, welche Rückwirkungen die Reform der directen Steuern auf die Finanzen 
der autonomen Körper haben werde. Trotz der jedem aufmerksamen Be- 
obachter sogleich erkennbaren gegentheiligen Tendenz des Gesetzentwurfes 
hatte merkwürdigerweise die Anschauung Wurzel zu fassen vermocht, dass 
die Steuerreform eine Beeinträchtigung der Interessen der autonomen Körper 
herbeiführen werde, und es bedurfte der eindringlichsten und wiederholtesten 
Darlegungen seitens der Regierung und der Freunde der Reform, um die 
Unstichhältigkeit dieser Anschauung klarzulegen. 
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Eine Hauptstütze ihrer Ueberzeugung suchten die Gegner der Steuer- 
reform in der Bestimmung über die Zuschlagsfreiheit der Personaleinkommen- 
steuer. Dass darin aber eine Schädigung der autonomen Finanzen dem bis- 
herigen Zustande gegenüber gelegen sei, ist offenbar unrichtig; denn die 
Personaleinkommensteuer ersetzt ja nur zum allergeringsten Theile, nämlich 
nur rücksichtlich gewisser Dienstbezüge, bereits bestandene Steuern, in allen 
anderen Fällen wird sie neben den fortbestehenden bisherigen Ertragsteuern 
zur Erhebung gelangen. Die Zuschlagsfreiheit der Personaleinkommensteuer 
kann daher nicht als ein damnum emergens, sondern höchstens als ein lucrum 
cessans der autonomen Finanzen betrachtet werden. Dass dieses Opfer von 
den autonomen Finanzen gebracht werden muss, weil die Einführung einer 
Personaleinkommensteuer nur unter der Voraussetzung ilırer Zuschlags- 
freiheit möglich ist, das wurde eigentlich auch von gar keiner Seite und 
insbesondere auch nicht von den Gegnern der Zuschlagsfreiheit bestritten: 
Worum es sich für letztere in dem ganzen Streite vorwiegend handelte, war 
vielmehr nur, für die Zugestehung dieser Zuschlagsfreiheit möglichst günstige 
sonstige Bedingungen für die autonomen Körper zu erwirken. 

Es mag hier dahingestellt bleiben, ob thatsichlich die absolute Zu- 
schlagsfreiheit der Personaleinkommensteuer erwirkt werden musste und ob 
es nicht vielleicht angemessener gewesen wäre, die Erhebung von Zu- 
schlägen bis zu einer gewissen Höhe wenigstens den Gemeinden des Wohn- 
sitzes der Steuerpflichtigen zu erwirken, wie dies ja auch in Preussen der 
Fall ist. Wenn wir aber bedenken, dass diese Frage ausserordentlich heikler 
politischer Natur ist, weil ihre Lösung nicht in die unmittelbare Competenz 
des Reichsrathes fällt; wenn wir weiter bedenken, dass es zweifellos einen 
geringeren Eingriff in die Competenzsphäre der Landtage darstellt, wenn 
seitens der Steuergesetzgebung die absolute Zuschlagsfreiheit der Personal- 
einkommensteuer als Bedingung gewisser Begünstigungen gestellt wird, als 
wenn detaillierte Vorschriften über die Natur und Höhe der zulässigen Zu- 
schläge getroffen werden; wenn wir endlich weiter bedenken, dass die Ein- 
führung der Personaleinkommensteuer durch deren absolute Zuschlagsfreiheit 
jedenfalls weit besser gefördert wird, als durch eine nur limitierte Zusclilags- 
freiheit, — so mag es wohl begreiflich sein, dass weder die Regierung noch 
die Majorität des Hauses auf jene Anträge eingehen wollte, welche eine 
solche bloss limitierte Zuschlagsfreiheit, sei es für Einkommen unter, sei 
es rücksichtlich der Zuschläge über einer gewissen Höhe, intendierten. Am 
allerwenigsten konnte natürlich sowohl aus politischen wie aus sachlichen 
Gründen dermalen der Antrag auf eine obligatorisch-progressive Gestaltung der 
Zuschläge zur progressiven Personaleinkommensteuer auf Annahme rechnen. 

Durch Ablehnung dieser Anträge dürfte jedoch einer späteren Ent- 
wicklung dieser Angelegenheit im Sinne eines oder des anderen derselben 
keinesfalls präjudiciert sein; denn die absolute Zuschlagsfreiheit der Personal- 
einkommensteuer, so nothwendig dieselbe für den Anfang ist, und so gewiss 
die Erhebung illimitierter Zuschläge auch noch späterhin den Ruin der 
Personaleinkommensteuer zur Folge haben müsste, erscheint gegenüber der 
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Zuschlagspflichtigkeit aller übrigen Steuern allerdings innerlich nicht gerecht- 
fertigt, und involviert eine steuerpolitisch nicht begründete gänzliche 
Exemption zahlreicher sehr leistungsfähiger Elemente von den Beiträgen 
für autonome Zwecke. — 

War der Einwand, dass die Zuschlagsfreiheit der Personaleinkommen- 
steuer eine Schädigung der autonomen Finanzen herbeiführe, nach dem 
Gesagten unschwer zu widerlegen, so bedurften die auf die mittelbaren 
Wirkungen der Steuerreform begründeten diesfälligen Besorgnisse schon 
einer eingehenderen Untersuchung, da in der That hier mancherlei ver- 
wickelte Verhältnisse in Betracht kommen. Nach der Regierungsvorlage 
freilich konnten auch diese Befürchtungen klar und einfach als unbegründet 
zurückgewiesen werden, da die Regierungsvorlage nicht nur all’ die bestehenden 
Ertragsteuern — u. zw., wie wir gesehen haben, mit einziger Ausnahme der 
Besoldungssteuer, sogar möglichst mit ihrem bisherigen Gesammtvor- 
schreibungsbetrage — aufrecht hielt, sondern auch keinen Zweifel darüber 
aufkommen liess, dass diese Ertragsteuern in ihrem bisherigen Ausmaasse als 
Basis der Umlagenerhebung und Berechnung dienen sollen: Das Erträgnis 
der Personaleinkommensteuer sollte zur Herabsetzung der Ertragsteuern nur 
in Forn von Nachlässen an diesen Steuern verwendet werden; Nachlässe 
an vorgeschriebenen Steuern aber gewähren nach der feststehenden Judicatur 
des Verwaltungsgerichtshofes keinen Anspruch auf Berücksichtigung bei der 
Umlagenerbebung, für welche vielmehr ausschliesslich die ursprüng- 
liche Steuervorschreibung maassgebend ist. 

Die früher besprochenen Aenderungen der Regierungsvorlage haben 
nun allerdings in dieser Beziehung mehrfache Veränderungen herbeigeführt. 
Eine Klärung der hiedurch geschaffenen Sachlage bewirkte in erster Linie 
die Annahme des Antrages Herold, wonach im Art. VIII ausdrücklich 
verfügt wird, dass die Nachlässe an den „vorgeschriebenen“ Steuern zu 
erfolgen haben. Hiedurch ist der vorerwähnten Praxis expressis verbis dahin 
Rechnung getragen, dass die Realsteuern in ihrem ganzen bisherigen Aus- 
maasse der Umlagenberechnung zugrunde zu legen, und die Nachlässe erst 
bei der Einhebung in der Weise zu berücksichtigen sind, dass die Steuer- 
ämter eben nur den restlichen Betrag der Staatssteuern einzufurdern haben. 

Hingegen übt die im Gegensatze zur Regierungsvorlage erfolgte Fest- 
setzung der Erwerbsteuerhauptsumme mit einem um die zu gewärtigenden 
Nachlässe bereits verminderten Betrage und die theilweise Eliminierung der 
Besoldungssteuer auch eine complicierte Rückwirkung auf die autonumen 
Finanzen aus. 

Die Bestimmung der Erwerbsteuerhauptsumme mit 17,732.000 fl. führt 
nämlich ganz unstreitig auch zu einer Verminderung der Steuervorschreibung 
an Erwerbsteuer um den dieser ziffermässigen Bestimmung zugrunde 
liegenden Nachlass von 5,148.000 fi., welch’ letztere Summe den autonomen 
Körpern thatsächlich als Umlagebasis entzogen wird und daher an sich 
auch zu einem Einnahmeausfall an Zuschlägen führen muss. Allein es liegt 
in dem Machtbereiche der autonomen Körper, dieser Consequenz, welche 
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überdies zu einer ungerechtfertigten Begünstigung der Erwerbsteuerträger 
gegenüber allen anderen Zuschlagsverpflichteten führen würde, vorzubeugen. 
Jeder autonome Körper kann nämlich durch eine angemessene Abstufung 
der Zuschlagshöhe zu den einzelnen Steuerkategorien diesen Ausfall voll- 
kommen wettmachen und sich von den Erwerbsteuerträgern genau den bis- 
herigen Betrag von Zuschlägen sichern. 


Ein solches Vorgehen wird nicht nur im Interesse der autonomen 
Finanzen, sondern auch der Steuerträger selbst gelegen sein und den Ten- 
denzen der Steuerreform vollkommen entsprechen. Es wird einerseits die 
Realsteuerträger davor schützen, für den Ausfall an Erwerbsteuerumlagen 
durch Erhöhung auch der Realsteuerumlageprocente aufkommen zu müssen, 
und wird andererseits dennoch eine günstigere Behandlung der kleineren 
Erwerbsteuerträger vor den grösseren herbeiführen. Der mehrfach gehörte 
Vorwurf, dass durch die Nöthigung zur Umlagenerhöhung bei der Erwerb- 
steuer die geringfügigen Nachlässe an den staatlichen Steuern wettgemacht 
oder gar in ihr Gegentheil verkehrt werden müssen, ist offenbar in einer 
doppelten Richtung falsch. Die Erhöhung der Erwerbsteuerumlagen in dem 
vorangedeuteten Sinne, dass die bisherige Umlageleistung der Erwerbsteuer- 
träger auf die neuen Steuervorschreibungen repartiert werde, ist eine bloss 
nominelle Erhöhung des Umlageprocentes, nicht aber der factischen Umlage- 
leistung und nimmt den Steuerträgern von den ihnen gewährten staatlichen 
Nachlässen nicht einen Kreuzer: Wenn von den bisherigen 1000 fl. Ge- 
sammterwerbsteuer eines Bezirkes 20 Proc. Umlagen erhoben wurden, künftig 
aber von dem auf 800 fl. herabgesetzten Erwerbsteuercontingent desselben 
Bezirkes 25 Proc. Umlagen erhoben werden, so zahlen offenbar alle 
Erwerbsteuerträger zusammen gleich viel an Umlagen, wie bisher, behalten 
aber die vollen 200 fl. staatlichen Steuernachlass. Bezüglich des einzelnen 
Erwerbsteuerträgers kann sich natürlich die Umlageleistung im Verhältnis 
zur Aenderung seiner Steuerleistung verschieben; diese Verschiebung wird 
aber der staatlicherseits angestrebten gerechteren Vertheilung der Steuerlast 
parallel gehen und namentlich immer im Sinne einer Entlastung der kleineren 
Erwerbsteuerträger gegenüber den grösseren erfolgen. Das erhöhte Umlage- 
procent wird nämlich voraussichtlich für alle vier Erwerbsteuerclassen und 
für die Erwerbsteuer nach dem II. Hauptstück in gleicher oder gar in 
progressiver Weise bestimmt werden. Hiedurch werden die eines Steuer- 
nachlasses nicht theilhaftigen Erwerbsteuerträger der ersten Classe, sowie 
die nach dem II. Hauptstück besteuerten Unternehmungen zu höheren, 
folglich die Steuertriger’ der drei untersten Classen zu nicht unerheblich 
niedrigeren Umlageleistungen als bisher verpflichtet sein.) 


1) Betrug z. B. die Steuerleistung der Privaterwerbsteuerträger 1000 fl., ferner die 
Steuerleistung einer Actiengesellschaft ebenfalls 1000 fl. und wird das Erwerbsteuer- 
contingent der vier Classen insgesammt auf 800 fl. herabgesetzt; — sollen ferner von 
den 1800 Al. verbleibender Erwerbsteuer auch in Hinkunft, wie bisher, 400 fl. an Um- 
lagen erhoben, daher das Umlageprocent für die Erwerbsteuer von 20 auf 22:3 Proc. 
erhöht werden, so werden die der allgemeinen Erwerbsteuer unterliegenden Steuerträger 
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Nach dem Gesagten kann behauptet werden, dass auch durch die 
gegenwärtige Regelung der Erwerbsteuerveranlagung ein Ausfall für die auto- 
nomen Finanzen nicht herbeigeführt werden muss und ein solcher sich durch 
eine entsprechende Normierung der Steuerzuschläge vielmehr leicht in einer 
Weise vermeiden lässt, welche zu sachlich durchaus angemessenen Con- 
sequenzen führt. Da diese Regelung nicht nur im Interesse der autonomen 
Finanzen, sondern namentlich auch im eminenten Interesse der Realsteuer- 
träger gelegen ist, kann mit Beruhigung angenommen werden, dass über 
kurz oder lang diese so vielfach umstrittene Frage im eben angedeuteten 
Sinne zur allseitigen Zufriedenheit gelöst werden wird. — 

Minder leicht ist der bei der Besoldungssteuer entstehende Ausfall 
zu bedecken. Die Dienstbezüge aus Privatcassen unterlagen bisher der Ein- 
kommensteuer zweiter Classe, welche den autonomen Zuschlägen unterworfen 
waren. Da Dienstbezüge in Hinkunft bis zu 3200 fl. nur der zuschlagsfrei 
zu behandelnden Personaleinkommensteuer unterzogen werden, resultiert hier 
thatsächlich ein Entgang an Umlagebasis. Derselbe ist aber schon an sich 
nicht bedeutend. Die ganze Differenz zwischen der gegenwärtigen Einkommen- 
steuer zweiter Classe und der künftigen Besoldungssteuer . beträgt etwa 
2.200.000 fl., so dass der auf ein einzelnes Kronland entfallende Betrag 
kaum zu einem erheblichen Umlagenentgang führen kann; dieser Ausfall wird 
sich viel eher im Haushalte einzelner Gemeinden, speciell Wiens, als in den 
Budgets der Länder fühlbar machen. 

Diesem thatsächlich nnbedeckten Ausfalle steht nun aber ein effectiver 
Zuwachs an Umlagebasis in Gestalt der neuen Rentensteuer, insoferne sie 
auf Grund von Bekenntnissen erhoben wird, gegenüber. Derselbe wird nach 
den in den finanziellen Propositionen gegebenen Berechnungen mit mindestens 
1,300.000 fl. veranschlagt werden können, wodurch sich also der bei der 
Besoldungssteuer eintretende Ausfall um mehr als die Hälfte reduciert. 
Einen weiteren Zuwachs an Umlagebasis erhalten die Länder mit Ausnahme 
von Nieder-Oesterreich ferner auch durch die geänderte Vorschreibung der 
Steuern der Eisenbahnen, welcher Zuwachs sich jedoch für jedes einzelne 
Land je nach Maassgabe der Kilometerlänge der Eisenbahnen etc. ver- 
schieden stellt und daher hier auch nicht annäherungsweise ziffermässig 
angegeben werden kann. 

Auch auf die weiteren Verschiebungen, welche sich aus den Aenderungen 
in der örtlichen Vorschreibung der Steuer ergeben, wird hier nicht eingegangen, 
da sich deren Einfluss auf die Landesfinanzen nicht von vornherein fest- 
stellen lässt, diese Verschiebungen sich vielmehr häufig innerhalb eines und 


in Hinkunft statt 200 fl. insgesammt nur 177 fl., den Rest aber die Actiengesellschaft 
aufzubringen haben. Dasselbe Schauspiel wiederholt sich innerhalb der vier Classen der 
allgemeinen Erwerbsteuer: Da die 1. Classe gleich viel Steuer und daher mehr Zuschläge 
zahlt, wie bisher, ist klar, dass die Erwerbsteuerträger der anderen drei Classen insgesammt 
weniger zahlen werden, wie bisher, u. zw. (infolge der Abstufung der Nachlässe in den 
einzelnen Classen) die Erwerbsteuerträger der 4. Classe weniger als jene der 8., jene 
der 3. weniger als die der zweiten. 
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desselben Landes abspielen und daher fir die Landesfinanzen ohne irgend- 
welche Wirkung bleiben werden. 

Jedenfalls kann behauptet werden, dass nach Berücksichtigung all’ 
dieser Momente der durch Wegfall der Einkommensteuer zweiter Classe 
verursachte Ausfall an Umlagebasis für die Länder keinesfalls relevant sein 
kann. Für diesen Ausfall erhalten aber die Länder eine mehr als reichliche 
Entschädigung in den zugesicherten Ueberweisungen eines Theiles der Real- 
steuern, so dass durch die Steuerreform gewiss keinerlei Nöthigung für 
eine effective Erhöhung der Umlagen gegeben wird. Die Höhe dieser Ueber- 
weisungen mag angesichts der Bedürfnisse der Länder vielleicht gering 
erscheinen, allzusehr unterschätzt dürfen sie denn doch nicht werden. Sie 
sind schon im ersten Jahre der Wirksamkeit des neuen Gesetzes mit min- 
destens 3,000.000 fl. veranschlagt und werden sich bei günstigem Personal- 
einkommensteuererträgnisse schon im ersten Jahre erheblich höher stellen: 
infolge der Participation der Länder während der ersten 12 Jahre der 
Steuerreform werden sie sich in der Zukunft ganz zweifellos zu sehr ansehn- 
lichen Beträgen erheben. 

Höher aber als dieser unmittelbare materielle Erfolg ist die moralische 
Bedeutung dieser Ueberweisungen zu veranschlagen; in ihnen hat sich zum 
erstenmale der Gedanke Bahn gebrochen, dass den autonomen Finanzen 
durch Ueberweisung eigener Einnahmsquellen die Möglichkeit der befriedi- 
genden Regelung ihrer finanziellen Angelegenheiten geboten werden müsse. 
Es ist zu hoffen, dass die Landesvertretungen in Würdigung dieses grossen 
moralischen Erfolges, in Erwägung der ihnen finanziell keinesfalls ungünstigen 
Chancen der Steuerreform und nicht zum wenigsten unter dem Drucke der 
ihren Wählern andernfalls erwachsenden, kaum zu verantwortenden erheblichen 
Schädigung infolge Verlustes der staatlicherseits angebotenen Realsteuer- 
nachlässe die Bedingung des Art. XIII über die Befreiung der Personal- 
einkommensteuer von Zuschlägen ausnahmslos acceptieren werden. 


XXXVIII. 


Weniger günstig als die Landesfinanzen werden durch das neue Gesetz 
im allgemeinen die Gemeindefinanzen behandelt. Denselben wird keinerlei 
unmittelbare Ueberweisung in Aussicht gestellt, wohl aber resultieren für 
die Gemeinden einzelne Ausfälle an Steuervorschreibungen, welche zudem die 
Finanzen einzelner Gemeinden viel intensiver treffen werden als jene der Länder; 
und dies nicht nur aus dem Grunde, weil bei dem naturgemäss kleineren 
Rahmen der Gemeindebudgets auch geringere Ausfälle schon empfindlich treffen 
können, sondern namentlich auch aus dem Grunde, weil die Ausfälle an 
solchen Steuervorschreibungen sich in einzelnen Gemeinden sozusagen con- 
centrieren werden, und die Chancen der Compensation mit Zuwächsen an 
Steuervorschreibungen innerhalb der Gemeinden viel geringer sind als jene 
innerhalb des ganzen Landes. 
Die Bestimmungen über die örtliche Steuervorschreibung der Erwerb- 
steuer nach dem I. und II. Hauptstück spielen hier, wenn wir von den 
Zeitschrift für Volkswirtschaft, Socialpolitik und Verwaltung. VI. Band, 4. Heft. 36 
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bereits erörterten Verfügungen rücksichtlich der Eisenbahusteuer absehen, 
keine sehr erhebliche Rolle. Gewiss werden dieselben manchen berechtigten 
Klagen einzelner Gemeinden, welche bisher wegen der steuerrechtlich fingierten 
Unselbständigkeit oft sehr grosser Fabriken von der Umlagenerhebung aus- 
geschlossen waren, abhelfen und andererseits mancher Gemeinde einen recht 
fühlbaren Ausfall verursachen: Allein diese Verschiebungen ergeben sich aus 
rein örtlichen Verhältnissen und dürften überhaupt keine allzu erhebliche Be- 
deutung besitzen, zumal sie sich vielfach entgegenwirken; so wird die ab- 
gesonderte Besteuerung der Fabriksniederlagen den grossen Städten, die 
abgesonderte Besteuerung der Bankfilialen und Zweigetablissements aber 
den kleineren Städten zugute kommen u. s. w. 

Weit empfindlicher werden die Gemeinden und hier speciell die Städte 
durch den Wegfall der Besoldungssteuer getroffen werden. Diesem Ausfalle 
steht allerdings auch hier der Zuwachs an Rentensteuer gegenüber; allein 
es ist zweifelhaft, ob derselbe gerade immer denjenigen Gemeinden zugute 
kommen wird, welche durch den Wegfall der Besoldungssteuer am schwersten 
getroffen werden. 

Einen vollwertigen Ersatz könnten derartige Gemeinden vielleicht in 
der Einführung einer selbständigen Besoldungssteuer finden, gegen welche 
Landes- oder Gemeindesteuer nach der Erklärung des Finanzministers in 
der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 15. Mai 1896 unter gewissen 
Cautelen Einwendungen nicht erhoben werden sollen. 

Eine weitere Möglichkeit, sich vor Schaden zu bewahren, bestünde 
vielleicht auch darin, dass die Gemeinden unter Ausnützung der durch die 
Steuerreform geschaffenen Sachlage an eine entsprechende Erhöhung der 
Umlagen auf die Hauszinssteuer schreiten. Vielfach wurde — und vielleicht 
nicht mit Unrecht — im Laufe der Verhandlungen darauf aufmerksam 
gemacht, dass es mehr als fraglich sei, ob die Hauseigenthümer den ihnen 
gewährten Nachlass an der Hauszinssteuer, welche sie sich ja doch in 
den weitaus meisten Fällen von den Mietern im Mietzins rückvergüten 
lassen, thatsächlich auch den eigentlichen Steuerträgern, d. i. den Mietern, 
in Form einer percentuellen Herabsetzung des Mietzinses werden zugute 
kommen lassen. Der gewiss nicht unbegründeten Besorgnis gegentheiligen 
Vorganges entsprangen dann mehrfache Anregungen, überhaupt keine indi- 
viduellen Steuernachlässe an der Hauszinssteuer zu gewähren und die 
verfügbaren Beträge vielmehr den Gemeinden zu überweisen. 

Diese Anträge fanden in den Augen der Anhänger der Individual- 
nachlässe keine Gnade und es ist daher auch hier nicht der Ort, diesen 
Gedanken des Weiteren auszuspinnen. Immerhin liegt aber für die Gemeinden 
die Möglichkeit vor, diesen Gedanken ihrerseits in der vorangedeuteten Form 
einer mässigen Erhöhung der Umlagen der Hauszinssteuer innerhalb des 
eigenen Wirkungskreises, beziehungsweise unter Mitwirkung der Landes- 
gesetzgebung zu realisieren. Die Gefahr einer Ueberwälzung dieser Zuschläge 
auf die Mieter dürfte im Augenblicke der Steuerreform geringer sein denn 
zu anderen Zeiten und würde vielfach verhindern, dass den Hauseigenthümern 
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ein ihnen kaum zugedachter Vortheil aus den Nachlissen an der factisch 
vom Mieter getragenen Hauszinssteuer erwachse. 

Es wird vielleicht die Frage auftauchen, warum nicht auch den Ge- 
meinden eine unmittelbare Ueberweisung aus dem Erträgnisse der Steuer- 
reform zuthejl geworden ist. Der einzig gangbare Weg wäre wohl in der 
eben angedeuteten Dotierung der Gemeinden durch Ueberweisung der Steuer- 
nachlässe an den Gebäudesteuern gelegen gewesen; Ueberweisungen aus 
dem Erträgnisse der Steuerreform selbst aber wären mit dem ganzen Finanz- 
plane der Steuerreform nicht vereinbar und gewiss auch schon aus dem 
Grunde zu beklagen gewesen, weil eine allzuweitgehende Zersplitterung des 
Ueberschusses der Steuerreform schliesslich für alle Betheiligten einen zu 
unbedeutenden Effect ergeben hätte. 

In ihrer gegenwärtigen Gestalt mag die Steuerreform sonach viel- 
leicht nicht all’ den Erwartungen entsprechen, welche die Gemeinden an 
sie zu stellen berechtigt zu sein glaubten; allein man wird nicht, wie dies 
leider vielfach geschehen ist, behaupten können, dass die Steuerreform auf 
die Interessen der Gemeinden nicht Bedacht genommen habe und denselben 
in hohem Grade abträglich sei. Eine unbefangene Ueberprüfung ergibt viel- 
mehr, dass die weitaus überwiegende Mehrzahl der Gemeinden durch die 
Steuerreform entweder kleine Vortheile haben oder doch keine irgendwie 
nennenswerte Einbusse erleiden wird. Die einzig wirklich stark beeinträchtigte 
Gemeinde Wien aber hat durch das bereits auf S. 505 erwähnte Gesetz vom 
4. November 1896, R.-G.-Bl. Nr. 224, seitens des Staates einen unmittelbaren 
Ersatz des durch die Steuerreform herbeigeführten Ausfalles an Einnahmen 
erhalten. 

Aus den vorstehenden Darlegungen ergibt sich aber auch noch des 
Weiteren, dass selbst die durch die Steuerreform etwa factisch geschädigten 
Gemeinden bei kluger Benützung der durch die Steuerreform geschaffenen Sach- 
lage auch wieder in die Lage kommen können, ihre Finanzen durch eigene Ver- 
fügungen zu ordnen und auf festeren Grundlagen als bisher aufzubauen. Freilich 
wird letzteres voraussetzen, dass mit der Tradition der unterschiedslos gleich- 
artigen Umlagenerhebung gebrochen und eine etwas selbstständigere Richtung 
der Communalsteuerpolitik eingeschlagen werde, von welcher leider bis nun bei 
uns zu Lande nur sehr vereinzelte lobenswerte Ausnahmen wahrgenommen 
werden konnten. Dass die Steuerreform zu dieser Lösung drängt, wird vielleicht 
gleichfalls als ein nicht unerheblicher Vorzug derselben betrachtet werden 
dürfen ! 

XXXIX. 

Neben den Rückwirkungen, welche die Steuerreform auf die Finanzen 
der autonomen Körper ausüben wird, verdienen wohl auch die Wirkungen 
derselben auf die einzelnen Steuerträger noch eine besondere Beachtung. 
Ueber die Vorzüge der Personaleinkommensteuer als solcher zu sprechen, 
wäre hier überflüssig, — die Kenntnis derselben ist vorlängst Gemeingut 
deutscher Wissenschaft. Was uns hier interessiert, ist vielmehr der Effect, 
welcher durch die Angliederung der Personaleinkommensteuer an unser 
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bestehendes Ertragsteuersystem in der Vertheilung der wesentlich gleich- 
bleibenden Gesammtsteuerleistung herbeigeführt wird. Hier müssen wir nun 
unterscheiden den Einfluss, welchen die Einführung der Personaleinkommen- 
steuer an sich, und den mittelbaren Einfluss, welchen diese Einführung in 
Verbindung mit dem fortbestehenden Ertragsteuersystem unter Gewährung 
von Nachlässen an den Ertragsteuern ausübt. | 

Die Einführung der Personaleinkommensteuer wirkt unmittelbar aus- 
gleichend in der Richtung, dass sie eine grosse Menge ungemein leistungs- 
fähiger Steuertrager, welche sich bisher jedweder directen Steuerleistung 
zu entziehen wussten, indem sie von dem Ertrage ihrer factisch steuer- 
freien Renten lebten, zu einer nahe an 5 Procent aufsteigenden Steuer- 
leistung heranzieht. Diese ausgleichende Wirkung wird aber noch erheblich 
verstärkt durch die Verwendung, welcher die Erträgnisse der neueingefihrtea 
Personaleinkommensteuer zugeführt werden. 

Die Erträgnisse der Personaleinkommensteuer werden nämlich, wie wir 
gesehen haben, zu Nachlässen an den vorangeführten Ertragsteuern verwendet, 
u. zw. ganz ohne Rücksicht darauf, ob der einzelne Ertragsteuerpflichtige 
selbst von der neu eingeführten Personaleinkommensteuer getroffen wird oder 
nicht. Hieraus ergibt sich, dass alle jene Steuerträger, welche infolge ihres 
600 fl. nicht übersteigenden Einkommens von dieser Steuer frei bleiben, 
lediglich eine Erleichterung ihrer Steuerlasten erfahren. Ein gleiches Resultat 
ergibt sich vielfach auch noch bei den von der Personaleinkommensteuer 
getroffenen Steuerpflichtigen. Da nämlich die Nachlässe an den Ertragsteuern 
im allgemeinen proportional, bei der allgemeinen Erwerbsteuer sogar de- 
gressiv, die Sätze der Personaleinkommensteuer hingegen progressiv sind. 
ergibt sich, dass die künftige Besteuerung der kleineren Steuerträger aus 
diesem doppelten Grunde eine verhältnismässig geringere sein wird als jene 
der grösseren Steuerträger. In derselben Richtung wirkt der Umstand, dass 
die Ertragsteuernachlässe nach rein objectiven Gesichtspunkten gewährt 
werden, die Personaleinkommensteuer aber auch die persönlichen Verhältnisse 
der Steuerträger, namentlich deren Verschuldung, welche bei den Ertrag- 
steuern bekanntlich nicht berücksichtigt wird, in Rechnung zieht. Während 
daher der verschuldete und der nichtverschuldete Ertragsteuerpflichtige den 
gleichen Nachlass erhält, entrichtet der erstere eine viel geringere Personal- 
einkommensteuer als der letztere, und wird auch hiedurch eine Entlastung 
der Minderleistungsfähigen gegenüber den Leistungsfähigeren herbeigeführt. 

Der Motivenbericht der Regierungsvorlage hat es sich angelegen sein 
lassen, die hier aprioristisch entwickelten Sätze ziffermässig zu belegen. 
Wenngleich nun diese Tabellen an dem Mangel leiden, dass das der Be- 
rechnung der künftigen Personaleinkommensteuer zugrunde gelegte Ein- 
kommen mehr weniger willkürlich angenommen worden ist, und insbesondere 
von der Voraussetzung ausgegangen werden musste, dass das Einkommen 
aus der besteuerten Ertragsquelle das einzige des Steuerträgers ist, so 
sind die in denselben gegebenen Beispiele doch zur Illustration der Wir- 
kungen der Steuerreform auf die einzelnen Steuerträger ungemein lehrreich. 
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Leider mangelt uns hier der Raum, dieselben reproducieren und weiter aus- 
führen zu können; es seien daher hier nur einige der wichtigsten Daten 
recapituliert. 

Unter der Voraussetzung, dass das Einkommen zur Personaleinkommen- 
steuer mit demselben Betrage ermittelt werden sollte wie der Katastral- 
Reinertrag, und dass der Grundbesitzer nicht verschuldet sei, ergibt sich 
bei einem Grundsteuernachlasse von 10 Proc. eine Entlastung aller Grund- 
steuerträger bis zu 5000 fl. Katastralreinertrag; bei 15 Proc. Grundsteuer- 
nachlass reicht die Entlastung sogar bis zu Steuerpflichtigen mit einem 
Katastralreinertrage von über 30.000 fl. Noch günstiger gestaltet sich das 
Verhältnis natürlich, wenn auf die Verschuldurg der Steuerpflichtigen Rück- 
sicht genommen wird. 

Aber auch unter der nach unseren Ausführungen in Capitel VI, 
Seite 214 durchaus nicht unmöglichen Voraussetzung, dass das personal- 
einkommensteuerpflichtige Einkommen des Grundbesitzers nicht mit dem 
gleichen, sondern beispielsweise mit dem doppelten Betrage des Katastral- 
Reinertrages eingeschätzt würde, ergibt sich bei einem Grundsteuernachlasse 
von 10 Proc. noch immer eine Entlastung der Steuerträger mit Katastral- 
Reinerträgen bis über 700 fl., bei einem Grundsteuernachlasse von 15 Proc. 
bis über 1300 fi. 

Ganz ähnlich, nur noch etwas günstiger, gestaltet sich das Verhältnis 
bei der 26?/, perc. Hauszinssteuer, bei welcher die Entlastung bei einem 
10perc. Nachlasse schon bis zu Netto-Mieterträgen von 7500 fl. hinanreicht. 

Am schwierigsten gestaltet sich die Berechnung dieses Zusammen- 
wirkens der Personaleinkommensteuer mit den Ertragsteuernachlässen bei 
den Erwerbsteuerträgern. Dies einerseits aus dem Grunde, weil für die 
Berechnung des künftig der Personaleinkommensteuer unterliegenden Ein- 
kommens hier die geringsten Anhaltspunkte vorliegen, und andererseits aus 
dem Grunde, weil die Nachlässe bei der Erwerbsteuer viel ungleicher wirken, 
da es sich hier um eine vollständige Neuveranlagung handelt und die Nach- 
lässe überdies den einzelnen Steuerclassen in verschiedenem Ausmaasse zu- 
gestanden werden. Immerhin stellte der Motivenbericht auch in dieser Be- 
ziehung einige recht lehrreiche Berechnungen auf unter der Voraussetzung, 
dass erstens das- der Einkommensteuer erster Classe unterzogene Einkommen 
jenem, welches der künftigen Personaleinkommensteuer unterzogen werden 
wird, gleich sei, dass zweitens die künftige Erwerbsteuer ursprünglich mit 
dem gleichen Betrage bemessen werde wie bisher die Erwerb- und Ein- 
kommensteuer, und dass drittens erst von diesen Stenern ein 20, beziehungs- 
weise 30proc. Nachlass gewährt werden wird. Unter diesen Voraussetzungen 
hätte sich im ersteren Falle eine Entlastung der Steuerpflichtigen bis zu 
einem Einkommen von 3500 fl., im letzteren Falle bis zu einem solchen 
von 14.000 fl. ergeben. Durch die Aenderung der Erwerbsteuervorlage dürften 
diese Berechnungen allerdings einer Richtigstellung bedürfen, indem die Nach- 
lässe nunmehr bei den kleineren Erwerbsteuerträgern intensiver wirken, hin- 
gegen nicht mehr in so hohe Einkommensstufen hinaufreichen dürften. 
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Dass endlich die künftig der Personaleinkommen- und Besoldungssteuer 
unterliegenden Dienstbezüge keine stärkere Belastung, vielmehr kleinere 
Steuerermässigungen erfahren werden, die durch die künftig gestattete 
Berücksichtigung der Schuldzinsen und des Familienstandes noch erhöht 
werden können, wurde bereits früher dargelegt. 


Eine Mehrbelastung auch kleinerer Leute wird demnach nur bei Renten- 
bezügen eintreten, welche in Hinkunft der 2proc. Rentensteuer und der 
Personaleinkommensteuer unterliegen werden, während sie bisher zumeist 
von jeder Steuer frei geblieben waren. Dieser Effect der Steuerreform, 
welcher der Ausfluss einer, wie wir gesehen haben, unabweisbaren Aus- 
gestaltung unseres Ertragsteuersystems ist, erscheint durchaus unbedenklich, 
zumal durch die Einführung des steuerfreien Minimums auch bei der Renten- 
steuer — soweit sie auf Grund von Bekenntnissen erhoben wird — allen 
billigen Rücksichten auf die kleinen Rentner Rechnung getragen ist. 


Wir können daher die Wirkungen der Steuerreform auf die einzelnen 
Steuerträger vielleicht kurz dahin zusammenfassen, dass wir sagen: durch 
dieselbe werden mit einziger Ausnahme einiger Grenzfälle beim Existenz- 
minimum nur wirklich leistungsfähige Elemente in durchaus angemessenem 
Ausmaasse neu zur Besteuerung herangezogen; die bisher besteuerten 
kleineren. Leute erfahren durchschnittlich eine nicht unerhebliche Entlastung, 
der Mittelstand wird in seiner bisherigen Besteuerung belasseu oder doch 
nicht allzu empfindlich in Mitleidenschaft gezogen und nur die wirklich 
leistungsfähigen unter den schon bisher besteuerten Contribuenten werden 
eine Erhöhung erfahren. 


Die Entlastung durch die Nachlässe an den bisherigen Ertragsteuern 
findet überdies derart statt, dass eine wesentliche Verschiebung in dem Ver- 
hältnisse der bisherigen Steuerbelastung der einzelnen Kategorien von Steuer- 
pflichtigen nicht platzgreifen wird. Insbesondere kann nicht behauptet werden, 
dass durch die Steuerreform bei richtiger Durchführung des Einschätzungs- 
geschäftes allgemein eine Begünstigung der landwirtschaftlichen Kreise 
gegenüber den industriellen Kreisen herbeigeführt werden wird. Die den 
kleinen und kleinsten Erwerbsteuerträgern zukommenden Steuernachlässe 
dürften sogar bedeutender sein als die den kleinen Landwirten zukommenden 
Erleichterungen. Wenn aber die Mehrbelastung der Grossindustrie durch die 
Steuerreform erheblicher sein wird, als jene des Grossgrundbesitzes, weil 
erstere keine Erwerbsteuer-, letzterer aber Grundsteuernachlässe erhält, so 
dürfte dies eben zum grossen Theile durch die bisherige, factisch ver- 
hältnismässig günstigere Behandlung der Grossindustrie gegenüber der Klein- 
industrie, beziehungsweise durch die schon bisher gleichmässigere Belastung 
von grossen und kleinen Grundbesitzern verursacht sein. Ganz zweifellos 
findet die beim Mobiliarcapital gegenüber dem Immobiliarcapital ein- 
tretende Mehrbelastung ihre Begründung in der bisherigen Prägravierung 
des letzteren gegenüber dem ersteren. 
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Der Vollständigkeit halber sei hier endlich noch der mit der Steuer- 
reformverhandlung innig verknüpften und im Zuge der Verhandlungen 
wiederholt erörterten Frage des Wahlrechtes gedacht. Da in Oester- 
reich die Höhe der Steuer für die Erlangung des Walılrechtes in einer der 
vier alten Curien maassgebend ist, war es naheliegend, dass alle politischen 
Parteien auch die Rückwirkung der Steuerreform auf das Wahlrecht in 
Untersuchung zogen. Mit Recht wurde in dieser Beziehung der Gesichts- 
punkt geltend gemacht, dass die Herabsetzung der Steuer eine Einschränkung 
des bisherigen Wahlrechtes nicht zur Folge haben solle. Eine erhebliche 
Meinungsdifferenz ergab sich jedoch über die Auslegung, welche man diesem 
Satze zu geben habe. 


Während ein Theil der Abgeordneten diesen Satz nur auf die Wahrung 
des individuell bereits erworbenen Wahlrechtes beschränken wollte, 
verlangte ein anderer Theil, dass den ganzen Kategorien von Steuer- 
pflichtigen, welchen eine Steuerermässigung zugedacht sei, das durch die 
bisherige Steuergesetzgebung bedingte Wahlrecht erhalten bleibe, dass also 
z. B. allen, auch den erst neu zuwachsenden Steuerpflichtigen, welche 
bisher 5 fl. an Steuer zu zahlen gehabt hätten und daher in der vierten 
Curie wahlberechtigt geworden wären, ihr Anspruch auf das Wahlrecht 
in dieser Curie gewahrt bleibe, auch wenn sie in Hinkunft zufolge 
eines allgemein gewährten 20proc. Nachlasses nur 4 fl. zu zahlen haben 
werden. 


Diese Meinungsverschiedenheit war eine zeitlang ein erhebliches 
Hindernis in den Berathungen über die Steuerreform, da sie die Einbruchs- 
stelle bildete, an welcher die politischen Gegensätze der in der Majorität 
vereinigten Gruppen in die sachliche Berathung der Steuerreform einzu- 
dringen vermochten: Während eine Partei durch die etwaige Herabsetzung 
des Steuercensus Anhängern ihrer Richtung den Zutritt zur Wahlurne zu 
verschaffen hoffte, glaubte die andere, sich durch Festhaltung des bisherigen 
Census einzelner Gegner ihrer Partei entledigen zu können u. a. m. Erst 
nach langen Verhandlungen gelang es im Steuerausschusse, die Vereinbarung 
dahin zu erzielen, dass die Wahlrechtsfrage im Gesetze über die directen 
Personalsteuern gar nicht berührt, wohl aber durch ein gleichzeitig mit der 
Steuerreform in Kıaft tretendes Gesetz geregelt werde. Dieses mit der 
Steuerreform connex behandelte und gleichzeitig mit der Steuerreform 
publicierte Gesetz vom 5. December 1896, R.-G.-Bl. Nr. 226, betreffend 
die Abänderung des $ 9 der Reichrathswahlordnung, bringt im allgemeinen 
die zweite der vorstehend wiedergegebenen Anschauungen zur Geltung, indem 
es bestimmt, dass schon eine Steuerleistung von mindestens 4 fl. zur Wahl 
in der vierten Curie berechtige. Hiedurch wird den Erwerbsteuerträgern trotz 
des vorläufig 20proc. Nachlasses das bisherige Wahlrecht classenweise, 
nicht aber individuell, erhalten; bezüglich der Realsteuerträger findet sogar 
eine kleine Erweiterung des Walılrechtes statt, da der 10, bezw. 1öproc. 
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Nachlass den bisherigen Steuercensus von 5 fl. doch nur auf einen 4 fi. 
noch übersteigenden Betrag herabzudrücken vermag. 


XXXXI. 


Die eingehende Würdigung, welche wir vorstehend dem Gesetze über 
die directen Personalsteuern zutheil werden liessen, dürfte hoffentlich den 
geehrten Lesern gegenüber in den einschneidenden Wirkungen, welche das- 
selbe in den verschiedensten Lebensverhältnissen herbeizuführen geeignet 
ist, ihre Rechtfertigung finden. Die vorausgegangenen Darlegungen berechtigen 
wohl zu dem Schlusse, dass die nach jahrzehntelangen Mühen unter den 
schwierigsten Verhältnissen zustande gebrachte Steuerreform thatsächlich 
ein gutes Stück legislativer Arbeit bedeute, für welche allen jenen Factoren, 
die sich um das Zustandekommen desselben verdient gemacht haben, der 
Dank der Bevölkerung gebürt. Denn mag auch, wie wir schon in der Ein- 
leitung vorausgeschickt haben, diese Steuerreform so wenig wie irgend ein 
Menschenwerk allen gehegten Erwartungen und Hoffnungen entsprechen, 
das Eine wird doch nicht geleugnet werden können, dass sie gegenüber dem 
bisherigen Zustande unseres Steuerwesens einen ganz gewaltigen Fortschritt 
herbeiführt und namentlich einigen der dringendsten Postulate einer 
socialen Steuerpolitik Rechnung trägt; vor allem aber birgt sie den ausser- 
ordentlichen Vorzug in sich, dass sie nach Beseitigung des Grundstockes 
unserer veralteten Steuergesetzgebung die Möglichkeit bietet, nach und 
nach auch die gegenwärtig noch nicht beseitigten Lücken und Härten unseres 
directen Steuersystems zu beseitigen. 

Allerdings ist durch die Schaffung eines neuen Steuergesetzes allein 
eine Besserung des Zustandes der Besteuerung noch nicht geschaffen, da es 
ja bei Steuergesetzen mehr wie bei irgend einem andern Gesetze auf die Art 
und Weise ihrer Durchführung ankommt: die „Steuersatyre“, zu welcher 
sich die Besteuerung nach unserem nunmehr beseitigten Einkommensteuer- 
Patent entwickelt hatte, ist hiefür der sprechendste Beweis! 

Auch hier dürfen wir jedoch mit nicht unberechtigten Hoffnungen in 
die Zukunft blicken; nicht nur, dass nach den wiederholten Erklärungen der 
Regierung auf eine durchaus humane und loyale Durchführung der Steuer- 
reform seitens der Steuerbehörden gerechnet werden kann, wofür wohl auch 
die bereits erschienenen Vollzugsvorschriften als Beweis angeführt werden 
können; nicht nur, dass der Regierung gegenwärtig zur Durchführung der 
Steuerreform ein ungleich verwendbareres, weil in aller Regel juristisch 
gebildetes und jedenfalls weit besser geschultes Personal zur Verfügung 
steht wie in früherer Zeit: die Durchführung der Steuerreform tritt vielmehr 
durch die Bestimmungen des neuen Gesetzes auch aus dem Kreise der rein 
bureaukratisch zu behandelnden Verwaltungsaufgaben heraus, ruft die Be- 
völkerung im weitesten Umfange zur Mitwirkung bei der Steuerveranlagung 
heran und entspricht hiemit dem oft gehörten und thatsächlich nicht unbe- 
rechtigten Wunsche, auch dieses Gebiet der Verwaltung der Autonomie, dem 
Selbstbestimmungsrechte der Bevölkerung, zu eröffnen. 
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Das Gesetz kommt hiemit der Bevölkerung vertrauensvoll entgegen: Im 
Vertrauen auf die Ehrlichkeit der Bevölkerung hat es seine Forderungen in 
mässigen Grenzen gehalten und ermöglicht es hiedurch jedermann, nach 
Maassgabe seiner thatsächlichen wirtschaftlichen Lage zu den Bedürfnissen 
der Gemeinwirtschaft des Staates beizusteuern; im Vertrauen auf das Ver- 
ständnis der Bevölkerung für die Wichtigkeit einer gerechten und guten 
Steuerverwaltung gewährt es ihm einen entscheidenden Einfluss auf die 
Steuerveranlagung. Hoffen wir, dass nun aber auch die Bevölkerung das in 
sie gesetzte Vertrauen rechtfertigen und durch verständnisvolles Mitwirken 
bei der Steuerveranlagung, wie nicht minder durch offenes und ehrliches 
Vorgeben gegenüber diesen aus seiner Mitte bestellten Veranlagungsorganen 
die Erreichung der angestrebten hohen Zwecke ermögliche, — zum Wohle 
des Staates, das ist zum Vortheile der eigenen Mitbürger! 


ZUR GESCHICHTE DES STEMPEL- 
UND GEBUHRENWESENS IN OSTERREICH. 


EINE QUELLENSTUDIE 
VON 


DR. EMIL WIDMER. 


Einleitung. 
Ueberblick über die Steuerverhältnisse des 16. und 17. Jahrhunderts. 


Der 30jährige Krieg hatte die Staaten Europas bis zur Ohnmacht 
erschöpft und die Staatscassen auf die Neige geleert; der Wohlstand der 
Bürger war zerstört, Industrie und Handel zum Stillstande gebracht. Doch 
war noch nirgends sichere Ruhe eingekehrt; denn überall drohten neue 
Verwicklungen. 

Unter solchen Auspicien hatte im Jahre 1658 Kaiser Leopold I. den 
deutschen Kaiserthron bestiegen und Oesterreichs Krone sich aufs Haupt 
gesetzt. Schon kurze Zeit darauf sah er sich in einen ernsten Krieg mit der 
Pforte verwickelt, welcher nach mancherlei Niederlagen und Inanspruchnahme 
der ganzen finanziellen Mittel im Jahre 1664 beendet wurde. Doch schon 
im Jahre 1670 brach neuerlich eine Empörung in Ungarn aus, an welche 
sich der blutige Türkenkrieg anschloss, dem erst die denkwürdige Schlacht 
am Kahlenberge (1683) eine für Oesterreich günstige Wendung verlieh. 
Inzwischen war aber wegen Holland auch ein Krieg mit Frankreich ausge- 
brochen (1672), der erst nach empfindlichen Opfern im Frieden zu Nimwegen 
(1679) sein Ende fand. 

Dass unter solchen Verhältnissen die laufenden Steuern nicht ausreichten, 
und die Schatzkanzler mit ängstlicher, fast nervöser Hast den unermesslichen 
Anforderungen des Krieges nach Geld zu entsprechen suchten, und dasselbe 
nahmen, wo sie es fanden, darf nicht Wunder nehmen. 

Nachdem aber die Erhöhung der Staatseinnahmen vielfach nur vor- 
übergehend gedacht war, so erhöhte man nicht den Steuerfuss der bereits 
bestehenden Steuern, sondern suchte mit neuen ad hoc auferlegten 
Abgaben das Auslangen zu finden. Hiefür stellte sich die Einführung von 
Auflagen auf Gegenstände des täglichen Bedarfes als das einfachste Mittel 
dar; und hatte eine Auflage nicht den gewünschten finanziellen Effect, so 
folgte sofort eine neue Auflage auf andere Gegenstände. 
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Dieser Vorgang, bei welchem die Staatsbürger über Nacht von einer 
neuen Steuer überrascht werden konnten, macht den Eindruck grosser Un- 
sicherheit und verleiht der Steuergesetzgebung der damaligen Zeit das 
Gepräge vollständiger Systemlosigkeit, obgleich ein System bis zu einem 
gewissen Grade immerhin vorhanden war. 

Das Abgabesystem dieser Zeit harmoniert nämlich mit der damaligen 
Gesellschaftsordnung und findet in ihr seine Erklärung. 

In diese Zeit, in welcher die verblassende Adels- und Ständeherrschaft 
durch das erstarkende Königthum immer mehr verdrängt wird, fällt der 
Uebergang von den postulierten Steuern zu den durch staatliche Gesetze 
auferlegten Abgaben; und von diesem Gesichtspunkte aus ist das Steuer- 
system des 16. und 17. Jahrhunderts zu beurtheilen. Der Landesfürst 
verlangt zwar noch immer von den Landständen Jahr für Jahr eine be- 
stimmte Leistung (das Postulat), welche die Landstände von den Grund- 
herrschaften einfordern, welch letztere ihrerseits wieder die Grund- 
holden zur Aufbringung der Steuergelder heranziehen; doch ist bereits 
ein Theil der Grundholden, welche noch den Grundherrschaften robot- 
plichtig sind, hinsichtlich eines Theiles der Robot dem Landesfürsten direct 
zugewiesen, welcher die Naturalrobot in eine Geldleistung nach bestimmten 
Abstufungen umwandelt. 

Zu den Landesfürsten und Landständen kommen dann als 
drittes Glied die Städte, welche für den ihnen seitens des Landesfürsten 
gewährten Schutz abgabepflichtig werden, welchen aber gestattet wird, 
ihrerseits wieder von den Stadtbürgern Abgaben einzufordern. 

Während nun die Abgaben der Grundholden hauptsächlich als die 
Vorläufer unserer Grundsteuer gelten können, so zeigen sich in den Steuern 
der Stadtbürger die Anfänge unserer Gebäude- und Gewerbesteuer. 

Daneben legt sich aber der Landesfürst das Recht bei, neben 
den postulierten Steuern selbständig Abgaben aufzulegen. Dies geschieht 
zumeist in der Form von Aufschlägen auf die verschiedensten Gegenstände, 
sowohl Naturproducte als Industrie- und Gewerbeerzeugnisse. Aus ihnen 
hat sich das heute so wichtige Gebiet der indirecten Steuern entwickelt. 

Endlich nimmt der Landesfürst das Recht für sich in Anspruch, die 
Abgaben, welche den Bürgern und Grundholden von den Städten und 
Grundherren auferlegt werden, zu überwachen und gegebenenfalls 
zu moderieren. 

Damit ist auch das Steuersystem der damaligen Zeit in grossen Zügen 
umschrieben. 

Auf das Detail übergehend möge für den vorliegenden Zweck das 
folgende genügen, wobei auf die Ausführungen bei Dr. Fr. v. Mensi (Die 
Finanzen Oesterreichs von 1701—1740, S. 17 ff.) verwiesen wird.’) 





1) Zur richtigen Beurtheilung der Wirkung der folgenden Abgaben auf die ein- 
zelnen Bevölkerungsclassen müssen auch die eigenthümlichen Bestimmungen der Polizei- 
ordnung der damaligen Zeit, insbesondere der sogenannten Kleiderordnung, in Berück- 
sichtigung gezogen werden. 
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I. Die von den Landtagen bewilligten Postulate wurden auf die ein- 
zelnen Herrschaftsbesitzer nach dem Gültanschlage aufgelegt, d. i. nach 
dem Einkommen aus dem herrschaftlichen Grundbesitze einschliesslich der 
Gebäude, aus Zins, Zehent und Naturaldienst der Unterthanen etc. Einen 
Theil dieser Steuerbewilligungen hatten die Städte zu tragen. 

Die Grundherren hatten diese Steuerlast nicht allein zu tragen, sondern 
hatten das Recht, einen bestimmten Theil der ausgeschriebenen Steuern 
von den Unterthanen unter folgenden Titeln einzuheben: 

1. Jeder einzelne Unterthan hatte nach dem Werte seines, Grund- 
besitzes und Viehstandes zu den Contributionen beizutragen (Tractat. de jur. 
incorp. Tit. IV. vom 13. März 1679). Hieher gehört z. B. der Hausgulden, 
welcher auf die Feuerstätte der behausten Unterthanen aufgelegt wurde. (Patent 
vom 19. April 1595). 

2. Eine weitere den Grundholden empfindlich treffende, aus dem Unter- 
thänigkeitsverhältnisse fliessende laufende Abgabe war der Zehent, welcher 
dem Herrn in Natur entrichtet werden musste; er zerfiel in den grossen, 
den Getreide- und Weinzehent, und in den kleinen Zehent. Dieser letztere 
theilte sich wieder in den Zehent zu Feld, welcher in Safran, Kraut, 
Rüben etc. bestand, und in den Zehent zu Dorf aus Vieh, Eier und Käse. 
(Zehentordnung vom 14. August 1628 und Tractat. de jur. incorp. Tit. IV 
vom 13. März 1679). 

3. Nur bei bestimmten Anlässen zu entrichtende Abgaben der Unter- 
thanen waren: 

Das Pfundgeld, welches bei Besitzveränderungen durch Rechts- 
geschäfte unter Lebenden und bei Verlassenschaften eingehoben wurde und 
3 Kreuzer vom Gulden betrug; 

das Sterbhaupt, welches bei Todesfällen entrichtet werden musste 
und in dem besten Stücke von Vieh, Pferden, Fahrnissen etc. bestand, 
später aber vom Landesfürsten abgeschafft wurde; endlich das Abfahrts- 
geld, jus albinagii, welches 6 Kreuzer vom Gulden betrug und von jenen 
Erbschaften entrichtet werden musste, welche infolge des Erbüberganges 
aus der Jurisdiction eines Herren ausschieden und in die eines anderen 
Herrn übergiengen (Tract. de jur. incorp.).") 

Von diesen Abgaben kann das Pfundgeld als der Vorläufer unserer 
Erbschaftsgebühr und unserer Vermögensübertragungsgebühren bezeichnet 
werden. 

4. Zu erwähnen wäre noch, dass die Robot, welche im allgemeinen 
in natura in der Form von Frohndienst geleistet werden musste, vom Grund- 
herren in Geld umgewandelt werden konnte, in welchem Falle sich diese 
Leistung als eine aus dem Unterthänigkeitsverhältnisse fliessende Abgabe 
darstellt. 





1) Zuweilen scheint jedoch das Abfahrtsgeld dem landesfürstlichen Fiscus zuge- 
flossen zu sein, wie aus dem an den Landmarschall von Niederösterreich ergangenen 
Decrete vom 13. März 1684 (Cod. Austr. I S. 4) hervorgeht | 
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Die den „mitleidenden* Städten aufgelegte Contributionsquote wurde 
von den Bürgern nach Maassgabe ihres Hausbesitzes und zwar nach dem 
wirklichen Erträgnisse eingefordert (27. November 1688). 

II. Nachdem aber die angeführten, den Grundherren und Städten zu 
Gebote stehenden Mittel zur Aufbringung der Contributionen nicht genügten, 
so wurde vom Landesfürsten den Landständen und Städten die Bewilligung 
ertheilt, noch andere nicht aus dem Unterthänigkeitsverhältnisse fliessende 
Arten von Steuern von den Herrschaften, Unterthanen und Bürgern ein- 
zuheben. 

a) So wurde z. B. den niederésterreichischen') Landständen zur 
leichteren Tragung der von ihnen bewilligten Mittel ein Aufschlag auf 
Getreide, Mehl und Wein (1621), mit Patent vom 20. August 1642 auf 
Häute, Wachs, Honig etc. bewilligt, ferner ein solcher auf Victualien mit 
Patent vom 27. Juli 1655 und auf fremdes Mehl, Brot, Vieh, Feil- und 
Kaufmannschaften mit Patent vom 9. Juli 1661. Der Aufschlag auf Getreide 
wurde mit Patent vom 27. Februar 1662 in einen Aufschlag auf Rauch- 
fange nach der Anzahl derselben oder der Rauchstuben umgewandelt. 

b) Den Städten, welche nicht nur den ihnen zugewiesenen Theil 
der Landtagsbewilligung aufzubringen hatten, sondern welche auch im 
eigenen Wirkungskreise Verwaltungsaufgaben zu erfüllen hatten, wurde 
gleichfalls die Bewilligung zur Einhebung besonderer Abgaben ertheilt. 

So wurde z. B. der Stadt Wien die Einhebung eines Aufschlages 
auf Wein und Getränke bewilligt, „um die Stadt-Guardi leichter zu bezahlen“ 
(1621), ferner ein Aufschlag auf Mietwägen, Schesen und Kalessen zur Er- 
haltung des Armenhauses vor dem Schottenthore (2. December 1697). Die 
Kosten der Öffentlichen Beleuchtung („Illumination“) durfte der Wiener 
Stadtmagistrat decken durch einen Anschlag nach Proportion der Häuser 
(24. December 1687), und weil dies nicht auszureichen schien, durch einen 
Aufschlag auf fremden Wein (Illuminationsaufschlag) (28. März 1689). 
Die Deckung der Infectionsunkosten, welche durch die „leidige Contagion“ 
verursacht wurden, erfolgte durch einen „Infectionsanschlag“ auf alle Feuer- 
stätten in bürgerlichen und nicht bürgerlichen Häusern der Stadt Wien 
und zwar nach dem Vermögen eines jeden (16. April 1659 und 9. Februar 
1679). Im letzteren Falle musste sogar der Staat eingreifen, wie später 
ausgeführt werden wird. 

Die hauptsächlichste Steuereinnahme der Stadt Wien war jedoch die 
auf die einzelnen Bürger nach ihrem Vermögen gleichmässig aufzulegende 
Steuer, welche jür jede Person nach ihren Gütern oder ihren Hantierungen 
anzuschlagen war; hiebei waren die liegenden Güter nach ihrem Werte, 
die beweglichen Güter nach bestimmten Maasseinheiten zu veranschlagen, 
die Kaufleute, Handwerker und Gewerbetreibenden nach der Grösse ihres 
Geschäftsbetriebes zu beurtheilen (12. März 1526). Endlich war die Stadt 

1) Nach dem Vorbilde v. Mensis werden hier vorzugsweise nur die niederöstrr- 


reichischen Verhältnisse dargestellt, weil es sich hier nur um die Darstellung des 
Systemes lıandelt und die Verhältnisse in den übrigen Provinzen sich ähnlich gestalteten. 
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Wien berechtigt, das ,Abfahrtsgeld“ oder die ,Nachsteuer* einzuheben, 
und zwar wenn Vermögen von Bürgern an Nichtbürger kamen (von jedem 
Gulden 3 Kreuzer) und wenn Grundstücke und Häuser geerbt wurden (von 
jedem Gulden ein Kreuzer nach Abzug der Schulden) (5. Juni 1690). 


Bevor wir diese Seite des Abgabensystems verlassen, ist noch des 
Umstandes zu gedenken, dass die Unterthanen auch der Juris- 
dietion der Grundherren unterworfen waren, woraus gleichfalls eine 
Abgabenquelle für die Grundherren entsprungen ist. 


Die Unterthanen hatten alle wichtigeren Rechtsdocumente, wie Testa- 
mente, Sippschafts-, Geburts- und ähnliche Instrumente, ferner Verträge aller 
Art bei der ordentlichen Grundobrigkeit verfassen zu lassen, wofür je nach 
der Wichtigkeit des Instrumentes ein rheinischer Gulden oder 2 Schilling- 
Pfennige zu entrichten waren (14. Jänner 1591). Später kamen detaillierte 
Kanzleitaxtarifsätze in Uebung. 


Endlich hatte die Grundobrigkeit auch das Grundbuch zu führen, in 
welches alle Veränderungen einzutragen waren, wofür verschieden abgestufte 
Grundbuchtaxen und Gebühren zu entrichten kamen. Von diesen Bestimmungen 
verdient hier der Tit. IV. $ 19 des Tract. de jur. incorp. besondere Be- 
achtung. Darnach hatten sich nämlich die Geistlichen, als Prälaten, Pfarrer, 
Beneficianten, so oft sich mit ihrer Person eine Veränderung zutrug, an 
die Gewähre schreiben zu lassen. Die Ordenspersonen aber, welche ver- 
änderliche Vorsteher haben, wie auch Zechen, Bruderschaften, Gemeinden 
mussten in je 10 Jahren einmal die Gewähre nehmen. Das Gewährgeld 
betrug bei den genannten Personen 1 Gulden; bei Unterlassung dieser Ver- 
pflichtung war neben dem Gewährgeld „zum Wandel“ ein Betrag von 
45 Kreuzern zu entrichten. (Wir finden hier den egsten Ansatz eines Gebühren- 
äquivalentes.) 


III. Wir haben jetzt die Abgaben in einer gewissen systematischen 
Ordnung darzustellen versucht, welche zur Aufbringung der Landtags- 
bewilligung und zur Bestreitung von der Gemeindeautonomie 
obliegenden Verwaltungsauslagen seitens der Städte und Grundherren von 
den Bürgern und Grundholden eingehoben wurden. 


Daneben legte sich aber der Landesfürst das Recht bei, zu den 
für die drängenden staatlichen Aufgaben nicht genügenden Landtags- 
bewilligungen noch selbständig Abgaben von den Staatsbürgern ein- 
zuheben. 

Diese Abgaben hatten theils die Erfordernisse für die Verwaltungs- 
auslagen im allgemeinen zu decken, theils waren sie zur Bestreitung 
bestimmter einzelner Verwaltungsauslagen bestimmt. Es finden sich 
aber auch Abgaben, welche speciell für Kriegszweke bestimmt waren: 


1. Unter den Abgaben der ersten Art nehmen die Einnahmen aus 
dem Mautgefälle den hervorragendsten Platz ein. Hier ist zu erwähnen: 
Das Brückengeld (15. December 1593), dann die Wagen-, Brücken- und 
Warenmaut (Patent vom 20. September 1692 und 31. October 1699). 
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An das Mautgefälle reiht sich zunächst die grosse Anzahl von Auf- 
schlägen auf Gegenstände des täglichen Bedarfes. Diese Aufschläge 
waren häufigen Veränderungen unterworfen, oft nur für sehr kurze, vorüber- 
gehende Zeit gedacht, und sind gerade jene Abgaben, welche dem Abgaben- 
system jener Zeit den eigenthümlichen kaleidoskopartigen Charakter ver- 
leihen; denn oft werden in einer einzigen Anordnung die heterogensten 
Gegenstände einer einheitlichen Abgabe unterworfen. Wir finden hier einen 
Aufschlag „auf Getränke, Victualien, Gold- und Silberwaren, Interessen“ 
(10. November 1556), einen Aufschlag auf Eisenwerk, Stahl, Nägel 
(10. März 1559), einen Aufschlag auf Getreide und Wein, „so ausser 
Land verführt wird‘ (1. December 1614), einen Aufschlag auf inländisches 
und ausländisches Vieh (12. Mai 1627, 30. Juni 1663, 13. September 1677), 
einen Aufschlag auf Schweinefleisch, Rindfleisch und Getreide (30. Sep- 
tember 1631 und 30. September 1634), einen Aufschlag auf jeden Rauch- 
fang oder jede bewohnte Rauchstube (Rauchfanggulden) (31. Juli 1642), 
einen Aufschlag auf Seidenwaren, Bilder, Gemälde, Straussfedern, Uhrwerk, 
Austern, Tücher etc. (20. August 1642), einen Aufschlag auf Landkutschen 
und Lehenpferde (20. August 1642), einen Aufschlag auf Stiefel und Pan- 
toffel (20. August 1642). Weiters gab es Aufschläge auf Branntwein und 
Meth (1. October 1646), auf türkische Wolle (13. October 1649), auf Baumél 
und Wachs (8. Jänner 1689), auf Eisen aus Steiermark (Eisenaufschlag 
10. October 1699), auf Fleisch (26. März 1698), auf Karten (29. Februar 
1692), auf Leder (28. October 1698), auf Victualien (23. December 1697), 
auf Salz (Salzaufschlag 22. November 1686), endlich den „neuen Mehl- 
und Brotaufschlag* vom 18. August 1703. Erwähnenswert ist ferner der 
Aufschlag auf Ross und anderes Vieh (Kühe, Schweine etc.). Jeder solche 
Rosskauf, beziehungsweise Viehkauf musste bei der Marktobrigkeit einge- 
schrieben werden. Hiebei war eine Kaufs- und Verkaufsgebühr zu entrichten, 
welche von jedem Gulden 1 kr. betrug, weiters ein Stückgeld von 5 kr. von 
jedem gekauften Stück Vieh (Patent vom 6. Juli 1612). Durch Patent vom 
9. April 1659 kam noch ein Zettelgeld von 3 kr. hiezu. Diese Gebühren 
waren an das Handgrafenamt abzuliefern. 

Weitere Cameraleinnahmen waren: Das Ungeld, zu entrichten von 
allen, welche Getränke verleutgeben wollen (Patent von 1359 Mittwoch vor 
Mariä-Verkündigung und von 3. Jänner 1639); der Gastgroschen, zu ent- 
richten von den Wirten für jeden über Nacht bleibenden Gast (3 kr.) 
(28. September 1624); die Tranksteuer (Weinkreuzer) von allerlei Wein, 
Most, Meth, Bier und Branntwein von jedem Achtring 1 kr., was jeder in 
Schloss, Kloster, Haus, Wohnung austrinkt, oder was verleutgebt wird 
(16. October 1640, 25. Februar 1643 und 20. Februar 1647); der 
„Vierte Pfennig“ vom Einheitsmaass des verkauften Holzes (21. April 1572 
und 13. Juli 1665). Hervorzuheben ist als besonders beachtenswert die 
Contribution und Leibstener. Diese war zu entrichten von allen Räthen, 
Beamten, Officieren und allen Besoldeten und auch von anderen Personen 
nach Abstufungen ihres Gehaltes, beziehungsweise ihrer Besoldung (14. Juni 
1621, 23. August 1645 und 8. Mai 1656). 
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Endlich gehört noch hieher die Kammerrobot der Grundholden 
(Urbarsteuer). Es gab nämlich Grundholden, welche zwar einer Grund- 
herrschaft unterworfen waren, welche aber dem Staatsschatze die Land- 
oder Kammerrobot zu leisten hatten. Diesen wurde die Naturalrobot in eine 
Geldrobot umgewandelt, welehe ursprünglich von jedem behausten Gut 
12 Schilling Pfennig betrug, später aber abgestuft wurde und zwar von 
einem ganzen Haus oder Lehen 8 fl., von */, Haus 6 fi., von !/, Haus 4 fl., 
von !/, Haus und Hofstättel 2 fl. jährlich. Diese Abgabe war in das Vice- 
domamt zu erlegen (31. März 1581, 4. Juni 1601, 8. December 1700). 
Schliesslich gehören hieher die bei den kaiserlichen Stadt- und Landgerichten 
zur Einhebung gelangten Kanzleitaxen nach der Kanzleitaxordnung 
vom 12. März 1688. Diese aufgeführten Abgaben waren für die allgemeinen 
Verwaltungsauslagen bestimmt. 

2. Für specielle Verwaltungszwecke dienten: Der Aufschlag auf 
Bier zur Bestreitung der Infectionsunkosten der Contagion im Jahre 1679 
(Patent vom 28. Juni 1680). Hier wurde der Commune Wien beigesprungen, 
welcher, wie oben erwähnt, ein Infectionsanschlag bewilligt worden war. 
Der Aufschlag auf Billardtische und Kegelbahnen zur Bestreitung der 
Kosten zur Ueberwachung der Bettler (17. December 1692); der Wein- 
groschen von jedem Eimer Wein, Bier, Branntwein im ganzen Land als ein 
Mittel zur Befestigung der Stadt Wien (4. September 1624 und vom 
15. October 1639). 

3. Für Kriegszwecke im besonderen waren bestimmt die Einnahmen 
aus dem „Aufschlag des dreissigsten Theiles“. Von allerlei 
Getreide, welches verkauft wird, musste der dreissigste Theil in die Kriegs- 
magazine zum Unterhalte der Soldateska abgeliefert werden (1. Juli 1646); 
der Aufschlag auf angebaute Weingärten zur Bestreitung des 
Kriegswesens und Wiedeibringung des Friedens (7. September 1646); 
das Aufbotgeld zum Unterhalte des Kriegsvolkes, welches von jedem 
Haus 3 fl. betrug (31. October 1603); endlich die Vermögenssteuer 
zur Deckung der Kosten des französischen Krieges; es war eine Universal- 
vermögenssteuer, von welcher nur der arme Bauersmann und wer nicht 500 fi. 
Vermögen hatte, ausgenommen war; sie betrug den hundertsten Theil des 
Vermögens und 2 Groschen von jedem Gulden Einkommen auf Grund einer 
Fassion (24. November 1702). Sie galt nach den Eingangsworten des Patentes 
als ein medium extraordinarium, nachdem die media ordinaria, sowohl 
militaria als cameralia nicht ausreichten. 

Im Vorstehenden haben wir versucht, das Abgabensystem des 16. und 
17. Jahrhunderts in Umrissen zu skizzieren. 

Unter den zahlreichen Auflagen, welche der Landesfürst selbst- 
ständig auferlegte, findet sich auch ein Patent vom 1. Juni 1675, mit 
welchem ein Universalaufschlag auf Schreib-, Druck- und Fliesspapier ein- 
geführt wurde. 

Dieses Patent nun bildet den eigentlichen Ausgangspunkt der vor- 
liegenden Quellenstudie. | 
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I. Abschnitt. 
Der Papieraufschlag. 


Das erstemal in Oesterreich wurde das Papier Gegenstand einer be- 
sonderen Abgabe, als mit Patent vom 1. Juni 1675 ein Universal- 
aufschlag auf das Papier eingeführt wurde. 

Soviel uns bekannt ist, ist nur der Wortlaut dieses Patentes erhalten 
geblieben, während die Verhandlungsacten über die Einführung dieses Auf- 
schlages wahrscheinlich jener Actenscartierung zum Opfer gefallen sein 
dürften, welche in der ersten Hälfte unseres Jahrhunderts im Hofkanzlei- 
archive (Archive des k. k. Ministeriums des Innern) vorgenommen wurde 
und infolge Platzmangels etwas allzu radical ausgefallen ist.') 

Aus einzelnen in dem k. k. Hofkammerarchive vorfindlichen Acten aus 
späterer Zeit ist nur zu entnehmen, dass eine eigene Commission eingesetzt 
worden war, um zu berathen, in welcher Weise ein Aufschlag auf das 
Papier in genere eingeführt werden könnte. Ferner geht aus diesen Acten 
hervor, dass sich sämmtliche Landstände, darunter auch Ungarn, gegen 
diesen Aufschlag heftig gewehrt hatten, allein vergeblich. Der Aufschlag 
auf das Papier wurde mit Patent vom 1. Juni 1675 eingeführt. 

Nach dem Wortlaute dieses Patentes wird die Besorgnis ausgesprochen, 
dass die infolge der Kriegskosten immer zunehmenden und meistentheils 
den armen Unterthanen obliegenden Lasten- und Contributionen zu schwer 
werden möchten, weshalb auf einen Beitrag von Extraordinarien gedacht 
werden musste, welcher den armen Mann und Unterthan am wenigsten 
berühre.?) In dieser Absicht wurde auf alles Papier, welches in das Erz- 
herzogthum Oesterreich unter und ob der Enns aus anderen Orten ein- 
geführt oder darin gemacht und aufgebracht wird, ein Aufschlag gesetzt, 
welcher je nach der Gattung des Papieres zwischen 30 kr. und 6 fl. per 
Riess schwankte; von dem im Lande aufgebrachten Papiere wurde mit 
Rücksicht auf dessen mindere und wohlfeilere Sorte der Aufschlag um den 
vierten Theil herabgesetzt. Dieser Aufschlag war entweder bei der Grenz- oder 
ersten Maut oder, falls das Papier auf eine Legstatt in Wien, Krems 
oder Linz gebracht wurde, dort zu entrichten. Dagegen wurde die bisher 
bestandene Maut für das Papier aufgehoben. Die Einbebung des Auf- 
schlages für das im Lande erzeugte Papier erfolgte in der Weise, dass das 
jeder Papiermühle zunächst befindliche Mautamt die Papiermühlen monatlich 
zu visitieren, das erzeugte Papier zu beschreiben und die Gebühr hievon 
einzufordern hatte. Befreiungen wurden behufs grösserer Sicherung des 
Gefälles gänzlich ausgeschlossen; auch für das von den landesfürstlichen 
Kanzleien und Aemtern bendthigte Papier musste der Aufschlag entrichtet 
werden. Auf die Uebertretungen dieser Vorschriften waren neben der Con- 
fiscation auch Strafen an Leib und Gut des Lebertreters gesetzt. 


1) Diese Scartierung bereitet überhaupt dem in diesem Archive Suchenden unge- 
ahnte Schwierigkeiten. 
2) Eine Phrase, welche periodisch immer wiederkehrt. 
Zeitschrift für Volkswirtschaft, Socialpolitik und Verwaltung. VI. B.nıl, 4. Heft. 37 
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Nach den Eingangsworten des Patentes wurde der Aufschlag nur in 
Oesterreich unter und ob der Enns eingeführt. Die späteren Verhandlungen 
werden aber zeigen, dass dieser Aufschlag für alle Provinzen Geltung hatte. 
Es war ung jedoch bisher nicht möglich, die Acten ausfindig zu machen, 
aus welchen die erfolgte Einführung in den übrigen Provinzen hervorgeht. 


Die Landstände, welche sich schon anlässlich der Berathungen über 
die Einführung des Papieraufschlages gegen denselben ausgesprochen hatten, 
setzten auch nach Einführung desselben ihren Widerstand fort. 


So wendeten sich die Fürsten und Landstände von Ober- und Nieder- 
schlesien mit einer Eingabe de dato Breslau 16. September 1675 an den 
Kaiser wegen Aufhebung dieses Aufschlages. In dieser Bittschrift wurde 
ausgeführt: 1. dass die Fürsten und Landstände nicht gefragt worden seien, 
wie dies bei Einführung des Aufschlages auf Salz und Branntwein der Fall 
gewesen Sei; 2. „pflege bei derlei Imposten gewöhnlich a ratione pretii 
quinquagesima oder kaum centesima pars zum Aufschlag constituiert zu 
werden, während bei den meisten Sorten des Papieres der Accis dem wahren 
Werte des Papieres gleichkomme.* Dies könne aber das Volk an und für 
sich nicht leisten; ferner könnten bei einem solchen Aufschlage die Papier- 
mühlen, Buchdrucker und Trafıkanten mit dem Auslande nicht concurrieren; 
insbesondere aber würden die Polen und Russen, welche am meisten den 
inländischen Papierhandel unterhielten, in die Mark Brandenburg, ferner 
nach Lausitz, Pommern und Preussen gedrängt, wo viele Papiermühlen 
stille stünden. 


Ueber diese Bittschrift erstattete die Hofkammer einen allerunter- 
thänigsten Vortrag; doch wurde dem Begehren um Aufhebung des Papier- 
aufschlages mit allerhöchster Resolution vom 27. October 1675 (Hof- 
kammerdecret vom 2. November 1675) mit der Begründung nicht willfahrt, 
dass alle übrigen Länder diesen Aufschlag angenommen hätten und Schlesier 
allein nicht exempt sein könne. Es wurde jedoch gestattet, dass nur von 
dem in Schlesien consumierten Papiere der Aufschlag zu entrichten sei, 
während das aus Schlesien ausgeführte Papier von dem Aufschlag frei zu 
lassen wäre. 


Es zeigte sich jedoch bald, dass diese Beschwerdeschrift nur der Vor- 
läufer einer ganzen Reihe von Vorstellungen gegen die erfolgte Einführung 
des Papieraufschlages war. Insbesondere vereinigte sich Schlesien mit den 
Landständen und Fürsten von Böhmen und Mähren zu einer neuerlichen 
gemeinsamen Vorstellung, doch gleichfalls ohne Erfolg. 


Besondere Erwähnung verdient hier wohl die etwas energische Vor- 
stellung der schlesischen Stände. Anlässlich eines Fürstentages liessen 
nämlich der Obersthauptmann von Schlesien, Cardinal Landgraf zu Hessen, 
sowie die Fürsten und Stände eine Beschwerdeschrift mittelst Staffette beim 
Kaiser mit dem Berichte überreichen, dass bis zur Schlussfassung über 
diese Beschwerde mit der Weitertagung des Fürstentages innegehalten 
werde (18. März 1677). 
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Der Kaiser liess jedoch mit Allerhöchster Resolution vom 22. Marz 
1677 dem Fürstentage bedeuten, dass der Papieraufschlag mit den Be- 
rathungen des Fürstentages in keinem Zusammenhange stehe, weshalb sich 
derselbe mit dem Schlusse der Fürstentagshandlung nicht aufhalten lassen 
wolle; übrigens werde mit der Hofkammer und der böhm.-österr. Hofkanzlei 
das ganze Papierwesen neuerlich überlegt werden. 

Die innerösterreichischen Länder hingegen liessen durch die inner- 
österreichische Hofkammer eine Beschwerde überreichen, dass sie allein 
den Papieraufschlag tragen sollten, während die übrigen Länder, wie 
Böhmen, Mähren und Schlesien sich ablehnend dagegen verhielten. 


Es ist übrigens anzunehmen, und die Beschwerde der innerösterr. 
Hofkammer bestätigt diese Annahme, dass sich die vorerwähnten Länder 
nicht nur darauf beschränkten, um Aufhebung des Papieraufschlages vor- 
stellig zu werden, sondern denselben auch thatsächlich in einer damals 
nicht allzu selten vorkommenden Eigenmächtigkeit gar nicht zur Anwendung 
brachten. 

Uebrigens können die Bestimmungen des Papieraufschlages auch in 
Oesterreich unter der Enns nicht sehr strenge gehandhabt worden sein, 
nachdem, wie aus einem allerunthänigsten Vortrage der österr. Hofkammer 
vom 27. Jänner 1681 hervorgeht, der Papieraufschlag beim Wiener Haupt- 
mautamte in der Zeit vom 31. Juli 1675 bis 30. October 1677 nur 
3852 fl. 13 kr. eingetragen hatte. 


Wenn nun auch die an den Kaiser gerichteten Beschwerden keinen 
unmittelbaren Erfolg hatten, so kam doch die Praxis dem Wunsche der 
Bevölkerung entgegen. Denn die österr. Hofkammer muss, über den Erfolg 
des Papieraufschlages befragt, in dem vorcitierten Vortrage berichten, dass 
der Papieraufschlag einige Zeit nach seiner Einführung, „wie die Maut- 
beamten anführen, aufgehoben und auf die doppelte Mautgebür reduciert 
worden sei“. Der Umstand, dass die Hofkammer selbst nicht in der Lage 
ist, eine kaiserliche Entschliessung zu Gunsten der erfolgten Herabsetzung 
anzuführen, sondern sich auf die Aussage der Mautbeamten beschränken 
muss, beweist, dass die Herabsetzung des Papieraufschlages auf die „doppelte 
Mautgebür“ nur auf eine Eigenmächtigkeit der Praxis zurückzuführen ist. 
Dies muss wenigstens so lange angenommen werden, bis nicht eine er- 
flossene Bewilligung quellenmässig nachgewiesen ist. 


Neben diesem praktischen Erfolge hatten aber die zahlreich gegen 
den Papieraufschlag aufgelaufenen Beschwerden den weiteren Effect, dass 
sich der Kaiser eingehender mit diesem Gegenstande beschäftigte und einen 
umständlichen Bericht darüber abforderte, ob denn nicht der Papieraufschlag 
„zum Nutzen Oesterreichs und ohne Beschwerung des kleinen Mannes“ 
in der Weise durchgeführt werden könnte, wie es in Spanien und Frank- 
reich üblich ist. 

Nachdem sich aber die Hofkammer in dem mehrerwähnten allerunter- 
thänigsten Vortrage unter Hinweis „auf die bereits missglückten Ver- 

37* 
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suche“ !) gegen die Einführung eines solchen Aufschlages ausgesprochen hatte, 
so nahm der Kaiser zufolge Resolution vom 19. Februar 1681 vorläufig von 
der neuerlichen Einführung eines Papieraufschlages Abstand und gestattete, 
dass es bei der doppelten Mautgebühr sein Bewenden haben soll. Mit dieser 
Resolution erst erhielt die bisher per nefas in Geltung gestandene Praxis 
hinsichtlich der doppelten Mautgebühr ihre gesetzliche Sanction. 

Der Gedanke an die neuerliche Einführung eines Papieraufschlages 
kam jedoch nicht mehr zur Ruhe. Fortwährend trug sich der Kaiser mit 
dem Plane, durch ein derartiges ,extraordinari- Mittel“ die Staatseinnahmen 
zu vergrössern. 


II. Abschnitt. 
Das gesiegelte Papier. 


Im Jahre 1685 nun wurde von dem kais. Rathe und Kammerdiener 
Hermann Gabriel Reichsritter von Välckern [einem Bruder (?) 
des Historiographen Johann Peter von Välckern (1678)] der Ent- 
wurf eines Patentes betreffend die Einführung des gesiegelten Papieres dem 
Kaiser vorgelegt. 

Dem Verfasser dieses Entwurfes diente hiebei als Vorbild in erster 
Linie das Patent Filipps IV. von Spanien vom 15. December 1636; 
ferner schwebten ihm vor das Patent Friedrich Wilhelms von 
Preussen vom 15. Juni 1682 betreffend das gestempelte Papier, das 
Patent Maximilian Heinrichs, Churfürsten und Erzbischofs 
zu Köln vom 23. Juni 1683 betreffend eine Auflage auf das Papier 
und das Patent des Fürsten Anselmus Franciscus, Erzbischofs 
zu Mainz vom 6. December 1684 betreffend das gestempelte Papier.?) 


a) Die Vorbilder des österreichischen Entwurfes. 

Bevor wir uns nun diesem Österreichischen Entwurfe zuwenden, müssen 
wir einen Augenblick bei den Bestimmungen der vorcitierten Patente ver- 
weilen. 

«) Spanien: Die unmittelbare Ursache der Einführung des Siegel- 
papieres in Spanien im Jahre 1636 war nach den Eingangsworten des 
Patentes?) die eingerissene Unsicherheit des Urkundenverkehres. 

Auf Vorschlag der Cortes wurde das gesiegelte Papier eingeführt. 
Jede in dem Patente angeführte Urkunde oder Schrift hatte zur Giltigkeit 
(pro forma substantiali) ein Siegelzeichen zu tragen, welches auf einen 


1) Es wird hier von mehreren Versuchen gesprochen, obwohl uns nur der vom 
Jahre 1675 bekannt ist, vielleicht ist aber die Einführung in den verschiedenen Provinzen 
gemeint. 

2) Diese angeführten Patente liegen seinem Entwurfe bei. Von Holland, wo nach 
allgemeiner Anschauung das Stempelwesen zuerst eingeführt worden sein soll, geschieht 
in den Acten keine Erwähnung. 

3) Die Übersetzung des spanischen Patentes verdankt der Schreiber dieses Auf- 
satzes der Liebenswürdigkeit des H. Dr. Rudolf Beer, Amanuensis der k. k. Hofbibliothek 
und Lector der spanischen Sprache. 
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ganzen oder halben Bogen im oberen Theile der vorderen Fläche von staat- 
lichen Organen aufzudrücken war. Die Stempel waren mit einem Wappen 
oder einer Zeichnug versehen, wie es jeweilig für angemessen schien und 
mussten jedes Jahr mit anderen Buchstaben und Emblemen neu gemacht 
werden, um Hinterziehungen hintanzuhalten. Es bestanden 4 Siegel, welche 
je nach der Gattung des Geschäftes zur Verwendung kamen. 


Das 1. Siegel war auf ganzem Bogen zu 8 Realen') Kupfer. 


9 2. 9 9 9 9 a 7 2 9 .A 
9 3. 9 a 9 n ” ? 1 Reale ” 
a En a » » halbem z „ 10 Maravedi , 


In diesen Ansätzen war der Wert des Papieres bereits inbegriffen. 

In dem Patente ist taxativ aufgefihrt, fiir welche Gegenstände die 
einzelnen Siegelarten zu verwenden kamen; so war beispielsweise für Rechts- 
geschäfte, 


deren Gegenstand unter 100 Ducaten betrug, der 4. Stempel, 
a E von 100—1000 , ; s 2 ; 
2 s über 1000 , i e g 


zu verwenden. 

Daneben gab es noch den sogenannten „grossen Stempel“ zu 272 
Maravedi für Gegenstände, welche vom König oder der Regierung mit 
Gegenzeichnung der Rathe ausgiengen. 

Auf die Uebertretung der Vorschriften der Siegelordnung waren 
empfindliche Strafen gesetzt. 

Diese betrugen das erstemal........ . . . . 200 Ducaten 

„ zweitemal .........2.. 500 5 
» drittemal neben diesen und anderen Geldstrafen auch 
körperliche Strafen. 

Dem Mutterlande der Inquisition entspricht es auch, dass der Beweis 
einer vollzogenen Hinterziehung durch 3 Zeugen in der Form des Zeugen- 
beweises fiir Bestechungen erbracht werden konnte. 


f) Preussen: In Preussen wurde das gestempelte Papier mit 
Patent vom 15. Juli 1682 eingeführt. 

Nach demselben soll alles, was bei gerichtlichen oder anderen Be- 
horden eingegeben und ausgefertigt wird, oder was ausserhalb des Gerichtes 
verhandelt wird und publicam fidem erfordert, nur giltig sein, wenn es 
auf Papier geschrieben wird, welches mit dem Churhute, Adler oder Scepter 
bedruckt ist. 

Dieses Papier wird nach drei verschiedenen Stempeln in drei Sorten 
geschieden: 

1. Die erste Sorte, mit dem Churhute bezeichnet, für alle Be- 
stallungen, Begnadigungen, Verschreibungen, Privilegien, Exspectanzen und 
was mit dem grossen Gnadensiegel bedruckt zu werden pflegt. Die Taxe des 


1) 1 Reale = circa 25 Cts., 1 Maravedi = circa 1 Cts. 
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Papieres wird nach dem „Quanto des Salarii“ oder nach Inhalt und Wert 
der Sachen reguliert und beträgt von 100 Reichsthalern 12 Groschen; wenn 
kein bestimmtes Pretium zu finden, nur 12 Groschen für den ersten Bogen; 
die weiteren Bogen unterlagen keiner Taxe. 

2. Der andere Stempel, worauf der Adler gegraben, ist zu verwenden 
bei allen gerichtlichen Bescheiden, Erkenntnissen und Urtheilen, Vollmachten, 
Satzschriften, Lehensbriefen, Testamenten, Erbverträgen und Erbtheilungen, 
Vormundschafts- und Curatelsangelegenheiten, gerichtlichen Quittungen, 
Copulationsscheinen, Kauf- und Pachtbriefen und allen übrigen Contracten etc.; 
diese Schriften waren theils auf einem Bogen von 1'/, Groschen (18 Pfennigen), 
oder auf einem Bogen von 3 Groschen auszufertigen; bei weitläufigen Schriften 
war für die weiteren Bogen keine Taxe zu entrichten. 


3. Die dritte Sorte des Papieres, mit dem churfürstlichen Scepter 
bedruckt, diente zu allerhand Supplicationen, Scheinen, Quittungen, in- 
ländischen Wechseln, Protesten, Reversen und Pässen und kostete 4 Pfennige 
per Bogen. 

Ausfertigungen auf Pergament waren doppelt zu bezahlen. 

Die erste und zweite Sorte des Papieres konnte nur bei den Aemtern 
bezogen werden; die dritte Sorte konnte auch von Krämern und anderen 
Personen öffentlich verkauft werden. 

Was nicht auf gesiegeltem Papiere ausgefertigt war, hatte keine 
Giltigkeit; überdies waren die Schuldtragenden mit „ansehnlichen Strafen“ 
zu belegen. 

y) Rheinisches Erzstift Köln: In dem rheinischen Erz- 
stifte Köln wurde mit Patent vom 23. Juni 1683 „nach dem Beispiele 
benachbarter Churfürsten® eine Auflage auf das Papier eingeführt. 


1. Das geringste Papier war mit der Churhaube gezeichnet und 
wurde mit 2 Albus per Bogen eingekauft. Dieser Sorte des Papieres unter- 
lagen die nominell angeführten gerichtlichen und aussergerichtlichen Ein- 
gaben und die darüber erfliessenden Bescheide, Inventarien, zu vidimierende 
Abschriften, Protokolle, Quittungen, Rechnungen von Kaufleuten und Vor- 
mundschaften etc. 

2. Die zweite Gattung war mit dem Erzstiftwappen oder Kreuze ge- 
zeichnet, wurde mit 4 Albus gelöst und diente für Contracte, Pfandver- 
schreibungen, donationes propter nuptias, Urtheile, pacta dotalia, protestationes, 
appellationes, attestationes u. s. w. 

3. Die dritte Sorte, mit St. Petri Bildnis gemerkt, wurde mit 
1 Ort Reichsthaler gekauft und war zu verwenden für alle acta gratiosa, 
privilegia, Lehensverleihungen, collationes officiorum saecularium, donationes 
inter vivos et mortis causa, Testamente, Codicille, Theilzettel, Erbverträge 
für dergleichen acta lucrativa, „wovon einiger Gewinn, Genuss oder Vortheil 
zu erwarten oder zu erhoffen war.“ 

Das Gedruckte wurde mit dem Geschriebenen gleichgehalten; was 
jedoch auf Pergament ausgefertigt war, hatte die doppelte Taxe zu tragen, 
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wobei auch noch der Wert des Pergamentes, welcher mit 1 Schilling an- 
geschlagen war, ersetzt werden musste. 

Die nicht auf dem vorgeschriebenen Papiere erfolgten Ausfertigungen 
waren ungiltig; über ungestempelte Eingaben waren keine Erledigungen 
oder Verbescheidungen zu erfolgen. 

Auf Nachschneiden des Stempels und Nachmachen der Marke war 
die Strafe eines falschen Münzers gesetzt. 

Der Verschleiss des Stempelpapieres erfolgte entweder in Cölln bei 
dem Generaleinnehmer des Erzstiftes!) oder in den 4 Hauptstädten An- 
dernach, Neuss, Bonn und Ahrweiler. 

dö)Churfürstenthum Mainz: Sehr einfach sind die Bestimmungen 
des Siegelpatentes für das Churfürstenthum Mainz vom 6. De- 
cember 1684. 

Die verschiedenen Supplicationen (mit Ausnahme der Bettelbriefe), 
welche bei der churfürstlichen Kanzlei, bei den Hof-, Stadt- und anderen 
(Gerichten eingegeben werden, die darauf erfolgenden Urtheile, Mandate und 
Bescheide, Kauf- und Tauschbriefe, alle anderen Contracte, Inventarien, 
Vormundschaftsrechnungen (ausgenommen, wenn die Pupillen arm sind), 
Zeugenverhöre, Ehepacten und Gültverschreibungen, Obligationen und Testa- 
mente, Geburts-, Lehr- und andere Briefe, welche bei Gericht vorzukommen 
pflegen, durften nur auf mit einem dazu absonderlich gemachten Zeichen 
gestempelten Pergament oder Papier geschrieben werden, um giltig zu 
sein. Bei Zuwiderhandeln sollte darauf nicht erkannt und kein Bescheid 
ertheilt werden. 

Eine gestempelte Pergamenthaut kostete neben dem Einkaufspreise 
20 kr., 15 kr. oder 10 kr. Siegelgeld, je nachdem eine grosse, mittlere oder 
kleine Haut nöthig war; jeder gestempelte Bogen Papier kostete neben 
dessen Wert noch 4 kr. Siegelgeld. 

Das Stempelpapier war bei einem zum Verkaufe desselben Bestellten 
zu beziehen. 

e) Dänemark und Sachsen: Es waren aber auch noch in anderen 
Staaten Europas Vorschriften über das Siegelpapier erlassen worden. 

So berichtet z. B. der Lieutenant Jacob Spengler in einer an den 
Hofkammerpräsidenten gerichteten Eingabe von 29. Juli 1686 um Ver- 
leihung einer Anstellung, dass das gesiegelte Papier im Churfürstenthume 
Sachsen seit 1681 eingeführt sei, im Königreiche Dänemark aber seit 
noch längerer Zeit. 

Insbesondere hebt er hervor, dass in Dänemark bei Einführung des 
gestempelten Papieres von Besoldungen und Pensionen erlegt werden mussten: 
bei einem Gehalte bis 50 fl. 2 fl. von 100 fi. 

5 ie » uber 50 f. 4f. , 100 fl. 

Für Standeserhöhung, Naturalisation und Legitimation musste ein Graf 

300 Thaler, Freiherr 200 Thaler, von 100 Thaler erlegen. 





1) In dem Patente ist merkwürdiger Weise der Name des damaligen General- 
einnehmers genannt (Peter Geyr). 
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Angestellte in den Städten ohne Besoldung hatten z. B. der Bürger- 
meister in Kopenhagen 20 Thaler, die Bürgermeister in den übrigen Städten 
10 Thaler, Rathsherren, Stadtschreiber nach Proportion zu entrichten. 

Alle Obligationen, Contracte und Kaufbriefe hatten 


bei einer Summe über 5000 Thaler auf Stempelpapier von 20 Thaler 
ae: j von 3000—5000 , a i „n 4 , 

” ” ” ” 1000—3000 n n A * 2 a 

. « a „ 500—1000 , 2 g EE ae 

a 2 a 9 100— 500 ” ” ` 9 <r 9 

> a » unter 100 , à à » 15 Krzr. 


geschrieben zu werden. 

Alle Kaufmannsbücher mussten vorne und rückwärts je 2 Bogen ge- 
stempeltes Papier & 1 Thaler haben, ebenso die Maut- und Ratlıstuben- 
bücher. 

Zur Vermeidung eines Betruges oder einer Fälschung musste auf 
jedem gestempelten Bogen die Unterschrift des Commissarius und Gegen- 
schreibers stehen. 

In Dänemark soll dieses Gefälle 2 Tonnen Goldes, in Sachsen 
nur 20.000 Thaler getragen haben. 

Wir finden also Auflagen nicht nur auf jene Instrumente, welche eine 
Thätigkeit der staatlichen Behörden erforderten, oder im Gefolge hatten, 
sondern auch auf die im Privatverkehre errichteten Rechtsurkunden. Es ist 
daher dieser Auflage nicht ohne weiteres der Charakter einer Gebühr im 
eigentlichen Sinne zuzusprechen, obwohl der Umstand nicht übersehen 
werden darf, dass die Siegelung pro forma substantiali eingeführt war, also 
von der erfolgten Siegelung eine behördliche Thätigkeit bei einer eventuellen 
Rechtsverfolgung abhängig gemacht wurde. 


b) Der österr. Entwurf. 

Zur Durchberathung des von Välckern vorgelegten Entwurfes wurde 
eine aus Räthen der Hofkammer und der Hofkanzlei bestehende Commission 
eingesetzt, welche in einigen Sitzungen den Entwurf unwesentlich abänderte. 

Ueber die einzelnen Berathungen scheinen keine Protokolle geführt 
worden zu sein, wenigstens enthalten die im Hofkammerarchive erliegenden 
Acten keine Hinweisungen auf solche Protokolle. 

Nach erstattetem Vortrage genehmigte der Kaiser mit Resolution vom 
5. März 1686 den modificierten Entwurf, worauf mit Decret der Hofkammer 
vom 29. April 1686 die Publication unter dem Titel ,Papierordnung‘ 
erfolgte. 


c) Die Papierordnung vom 29. April 1686.!) 
Das Patent vom 29. April 1686 behandelt in 14 Artikeln in viel aus- 
führlicherer Weise die Materie des gesiegelten Papieres, als wir dies bei 


1) Im vorliegenden Falle trägt das Patent das Datum des intimierenden Hof- 
kamınerdecretes. 
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den fremden Patenten gesehen haben. Nur das spanische Patent ist in Bezug 
auf Ausführlichkeit dem österreichischen Patente an die Seite zu stellen. 

Das Patent gilt für alle Inwohner und Unterthanen der Erbkönigreiche, 
Fürstenthümer und Länder. 

Der Kaiser gedenkt in den Eingangsworten des Patentes „der sehr 
schweren, mit höchstgefährlichen Kriegs-Troublen eingewickleten Regierung“ 
und hebt hervor, dass er sich dennoch ‚nichts mehrers angelegen gehalten, 
als die guten Ordnungen zu vermehren und alles in bessere Polizei zu 
setzen,. insonderheit aber die bei denen Gerichtern und sonsten verkommende 
Handlungen mehrers authentisiren zu lassen.“ 

Hiebei wird darauf hingewiesen, dass zu diesem letzteren Zwecke „bei 
vielen anderen Königreichen und Ländern das gesiegelte Papier gar nützlich 
eingeführt worden sei.“ Es wird daher angeordnet, „dass hinführo alle und 
jede inn- und außer (Gerichts verfertigende Instrumenta, Memorialia und 
Expeditiones auff ein absonderliches mit einem gewissen Stempl gemerkt- 
und gezeichnetes Pappier oder Pergament geschrieben werden sollen.“ 

Art. I. Das Siegelpapier ist pro forma substiali eines jeden glaub- 
würdigen Instruments zu halten. 

Art. II. Das Siegelpapier wird in drei Sorten unterschieden, von denen 
jede mit einem besonderen Stempel gemerkt ist und zu besonderen In- 
strumenten, Schriften oder Expeditionen zu verwenden ist. 

Um den Unterschied der Sorten jedermann leicht erkenntlich zu 
machen, ist auf jedem Stempel zugleich der Wert auszudrücken. 

Art. III. Die erste Sorte des Siegelpapieres ist mit einem doppelten 
Adler gemerkt; ein Bogen desselben ist mit 60 kr. zu bezahlen und ist für 
folgende Schriften zu verwenden: Landesfürstliche Gratialien, Hofordinantien 
oder Decrete über Dienstverleihungen bei Hof-, Kriegs-, Land- oder anderen 
dergleichen Aemtern, deren Besoldung wenigstens 100 fl. austrägt; Privi- 
legien, Prädicata, Standeserhebungen, Diplome, bei den Universitäten ertheilte 
Graduationsbriefe, Lehensbriefe, deren Befreiung, Fideicommiss- und Majorats- 
briefe, Salvi Conductus, Moratoria, Salvae Guardiae, Perdonsbriefe, Veniae 
aetatis, Confirmationes, Intabulationes, Versicherungsdecrete, Exspectantien, 
Patente, Frei- und andere Passbriefe; alle anderen Schriften, welche mit 
dem landesfürstlichen Gnadensiegel in forma Patentis, oder sonst pflegen 
sigilliert zu werden; ferner Testamente, Codicille, Donationes, alle Contracte 
und Obligationen, welche über 100 fi. betragen. 

Alle übrigen schriftlichen Urkunden aber, als Quittungen, Vergleiche, 
Heiratsbriefe, Inventarien, Erbtheilungen, Revisionsurtheile, Sententiae defini- 
tivae, Absolutoria, Immissiones in hereditatem vel bona, Landschermb, Urlaub- 
briefe, Raitbriefe, Bestand- und Kaufbriefe und dergleichen Instrumente sind 
auf der ersten Sorte des Papieres nur auszufertigen, wenn sie über 500 fi. 
betragen. 

Art. IV. Die zweite Sorte des Siegelpapieres ist mit einer könig- 
lichen Krone gemerkt, ein Bogen desselben ist mit 15 kr. zu bezahlen und 
dient für folgende Schriften: Die im letzten Absatz des Art. III angeführten 
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Instrumente, welche über 100 fl. bis 500 fl. sich belaufen; die landesfürst- 
lichen Rescripte; Executiones und andere Decrete und Befehle der ver- 
schiedenen Instanzen, welche nicht ex officio expediert werden; Gebotsbriefe, 
Ansatz, Satz, Verschreibungen; Pfandungsurkunden und Intimationen; Güld- 
und Lehensaufsendungen; Inhibitionsscheine, Anbotsbriefe; Anfeilungs- und 
andere Edieta ad valvas; Urlaubbriefe, Wahlbriefe; Gewähren und deshalb 
ergebende gerichtliche An- und Aufkündigungen; Satzbriefe, Erinnerungs- 
briefe, Abschätzungsbriefe; Intimationen an die Assistentes bei den Ab- 
schätzungen; die Abschätzungen selbst; Beherrschungsrecht; Arrest- und 
Stöckbriefe; Satznotulae, Vormerkungen; Sententiae interlocutoriae; Apostl. 
Declarationes oder andere landesfürstliche Rescripta in causis partium; 
Gerhabbriefe, Curatelbriefe, Meldbriefe; gerichtliche Attestationes; Gerichts- 
urkunden; Remiss-, Geburts- und Lehrbriefe; vidimierte Schriften u. dgl., 
welche bei den Gerichten oder sonst erwirkt uud behoben werden müssen. 

Art. V. Die dritte Sorte des Siegelpapieres ist mit dem „ertz- 
hertzoglichen Hüetl“ gemerkt und kostet 3 kr. per Bogen. Hieher gehören 
alle oben angeführten Urkunden und Instrumente unter 100 fl.; alle Ein- 
gaben bei landesfürstlichen Gerichten und anderen Behörden, soweit sie 
nicht das officiose Verfahren betreffen; insbesondere Supplicationes, Me- 
morialia, Anbringen irgend welcher Art, als: pro restitutione in integrum, 
Begehren eines Moratorii, Einstellungsansuchen der Execution, Cessiones, 
Revers zum Lande, alle gravamina contra judices primae instantiae, Gewalt 
und Vollmachten; ferner Heiratsverschreibung, Cautionen, Bestand- oder 
Mietbriefe, Haus- oder Quartierzettel u. dgl., alle Klagen und Beschickungen, 
die gfitlichen uid Ersuchschreiben, schriftliche Protestationes, Verkündung 
in Fusstaffl Rechtens, gerichtliche Warnung, Eröffnung des benommenen 
Bedachts, gerichtlich abgeforderte Erklärungen, Libelli, Citationes ex lege 
diffamari, Exceptiones, replicae, duplicae, triplicae, quadruplicae, Schluss, 
Gegenschluss, Auf- und Gegenaufschreiben, Appellationsanmelduagen, die 
Exceptiones darauf, recognitiones de introdacta, dilationes ordinariae et 
extraordinariae in prima et secunda instantia, Cautiones pendente appellatione, 
relationes, positionales, interrogatoria, Zeugenaussagen in den Constitutis, 
Weisungen und Gegenweisungen, purgationes, contumaciae, Gewalt- und 
Vollmachten, Attestationes sub nobili fide; alle Beilagen; die geringen 
Testamente, Codicille, Heiratsbriefe, Obligationes, Kauf- und Tauschbriefe, 
und andere Instrumente, wenn das Quautum nicht 100 fl. ausmacht; Extractus 
protocolli, Zustellungsatteste, Abschriften der Anbringen, Verbescheidungen, 
welche nicht auf die Anbringen geschrieben, sondern separat abgefasst und 
den Parteien hinausgegeben werden; überhaupt alles, was von den Registraturen 
und Kanzleien erhoben und nicht ex officio geschrieben wird. 

Auch die 5 fl. oder mehr austragenden Maut-, Passier- und Weinzettel, 
Auszügel u. dgl. m. sind auf der dritten Sorte des Papieres auszufertigen. 
Es sind daher halbe Bogen und Quartblätter mit dem dritten Stempel zu 
bedrucken, deren sich die Mautner, Aufschläger und Obrigkeiten in den 
landesfürstlichen Städten, ferner die Kauf- und Handelsleute zu ihren Aus- 
zügeln zu bedienen haben. 


Zur Geschichte des Stempel- und Gebührenwesens in Oesterieich. 587 


Art. VI. Auf ungesiegeltem Papier geschriebene Memorialia, Bei- 
lagen oder andere Schriften sollen von den Gerichten und Behérden nicht 
angenommen, und soll nichts darauf erkannt oder verbeschieden, sondern 
als null und nichtig hinausgegeben werden. Doch soll dies nur bei jenen 
Satzschriften und Beilagen, welche pro judice bei Gericht eingereicht werden, 
Anwendung finden, nicht aber bei jenen, welche pro parte eingereicht werden. 

Art. VII. Wenn aber Instrumente auf ungesiegeltem Papier geschrieben 
oder aus dem Auslande eingeschickt werden, ferner in casum necessitatis 
ein Testament oder andere dispositiones sive inter vivos sive mortis causa 
auf ungestempeltem Papier geschrieben worden sind, so sollen die Memorialien 
und Beilagen vor ihrer Ueberreichung, die Instrumente aber innerhalb 
18 Wochen vom Tage der Ausfertigung gegen Erlag der Gebühr mit dem 
Siegel gemerkt werden. Dasselbe gilt von den Charte bianche. 

Art. VIII. In Wien ist ein Obersiegelamt aufgerichtet, mit einem 
Obersiegelamtmann und Gegenschreiber und den nothwendigen Bedienten; 
in den anderen königlichen und landesfürstlichen Hauptstädten Prag, Breslau, 
Brünn, Innsbruck und Graz ein Siegelcommissarius und Gegenschreiber, zu 
Linz, Laibach, Klagenfurt und Görz ein Versilberer des gesiegelten Papieres 
verordnet worden, welche die unterstehenden Siegelämter und Versilberungs- 
plätze mit dem erforderlichen Papier zu versehen haben. Den Magistraten, 
Obrigkeiten, Stadt- und Gerichtsschreibern, Advocaten, Notaren, Papier- und 
Buchhändlern, Materialisten und Krämern in den kleineren königlichen und 
landesfürstlichen Städten und Märkten steht es frei, Siegelpapier bei dem 
Obersiegelamt in Wien, bei den Siegelcommissarien oder Siegelversilberern 
in einer beliebigen Quantität zu kaufen, oder gegen Recognition und Caution 
auf Credit zu nehmen und wieder zu versilbern, auch ihr eigenes Papier 
gegen Erlag der Gebühr stempeln zn lassen. 

Art. IX. Die Siegelgebühr ist für jede Gattung des Papieres gleich; 
jedoch muss daneben noch das pretium oder der Wert des Pergaments, 
Reyal-, Median- und gemeinen Papieres ,absonderlich* bezahlt werden. 

Art. X. Jedem Privaten ist gestattet, sein eigenes Pergament oder 
Papier stempeln zu lassen, und eine nothwendige Quantität Siegelpapier 
derart zu entlehnen, dass sie, wenn es verbraucht ist, das dafür einge- 
nommene Geld in die Siegelamtscassa liefern und dann aufs neue wieder 
etwas entlehnen.!) Wenn eine auf gesiegeltem Papier geschriebene Schrift 
durch einen Makel, einen Fehler des Schreibers oder eine Correctur oder 
sonst unbrauchbar geworden ist, so kann ein anderer Bogen ohne Bezahlung 
der Siegelgebühr gesiegelt und ausgefolgt werden, wenn die Partei die ver- 
dorbene Schrift vorweist und cassiert. 

Art. XI. Von dem Gebrauche des Siegelpapieres sollen befreit und 
exempt sein: 1. Die Contributiones und die deshalb auszufertigenden An- 


1) Diese Bestimmung bereitete später den Behörden nach erfolgter Aufhebung des 
Stempelgefälles ungeahnte Schwierigkeiten. So haftete an creditierten Stempelgebühren 
in Schlesien allein im Jahre 1694 noch ein Betrag von 5271 fl. 11 kr. aus, dessen Ein- 
treibung mit grossen Schwierigkeiten verbunden war. (Bericht der schlesischen Kammer 
vom 18. October 1694.) 
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weisungen und Quittungen, Contributionsbolleten, Wacht- und Soldaten- 
Quartierzettel und was wegen solchen Steuern und allgemeinen Anlagen 
sonst vorfallen und zu expedieren sein möchte; 2. alle Criminalia und die 
derentwegen ergehenden Expeditiones; 3. alle Berichte, Gutachten und 
Relationen, welche an Uns, Unsere geheime Hofkanzlei, oder von einem 
Unserer nachgesetzten Politischen-, Justiz- oder Cameralmitln an das andere 
umsonst und ex officio ergehen; 4. der arme Bauersmann und unterthänige 
Birger eines Privatherrn, wenn er bei seiner Obrigkeit was anzubringen, 
zu klagen oder zu litigieren hat; 5. die Unterthanen Unserer fiscalischen 
Kammergüter; 6. der Armen Samml-Patenten und Fede; 7. die armen 
litigierenden Personen, welche juramentum paupertatis praestiert oder 
„wissentlich* mittellos sind; 8. die Satzschriften und deren Beilagen, welche 
pro parte und gemeiniglich nur in schlechten Abschriften ein- und überreicht 
werden; 9. Pupillar- und Wirtschafts-Administrations-Raittungen; wenn sie 
aber bei Gericht originaliter zum Beweis eingereicht weiden. müssen sie mit 
dem dritten Stempel gegen Erlegung der 3 kr. von jedem Bogen gesiegelt 
werden; 10. diejenigen Ordenspersonen, welche kraft ihrer Regel kein Geld 
berühren dürfen und nicht possessioniert sind; 11. die Spitäler, welche nur 
von Almosen leben und weiter keine gestifteten Einkünfte haben. 

Art. XII. Ganze unterthänige Gemeinden, als Städte, Märkte, Dörfer 
oder Unterthanen im Land, welche für sich allein bei einer königlichen oder 
landesfürstlichen Behörde etwas anzubringen haben, haben sich des Siegel- 
papieres zu bedienen. 

Art. XIII. Wer den Stempel nachgräbt, soll mit der ordinari Straff 
eines falschen Münzers angesehen, der Denunciant aber, selbst wenn er 
mit complex wäre, von der Strafe befreit und belohnt werden. 

Art. XIV. enthält den Befehl an alle Inwohner, Unterthanen und Be- 
hörden, diesen Anordnungen genau nachzuleben. 

In Böhmen, Mähren und Schlesien erfolgte die Publication 
der Papierordnung erst mit Patent vom 23. Juli 1686. 

Behufs Durchführung dieser Papierordnung wurde eine umfangreiche 
Verordnung für den Obersiegelamtmann und die übrigen Beamten ausge- 
arbeitet. Als erster Obersiegelamtmann in Wien fungierte der Verfasser des 
Patententwurfes mit deın damals recht ansehnlichen Gehalte jährl. 2600 fi. 
Jedoch wurde bei Ausmittlung dieses Gehaltes ausdrücklich hervorgehoben, 
dass darin zugleich eine Belohnung für seine Bemühungen bei Zustande- 
kommen dieses Werkes enthalten sei. 

Die Papierversilberer bezogen einen fixen Gehalt jährl. 150 fl. 

Die Papierordnung vom 29. April 1686 war auch zur Einführung 
in Oberösterreich (nach der neuen Bezeichnung Tirol) und Vorder- 
österreich bestimmt. Es war daher, wie aus einem an den oberösterr. ge- 
heimen Rath, beziehungsweise an den Herzog von Lothringen gerichteten 
Schreiben der österreichischen Hofkanzlei vom 29. November 1686 hervor- 
geht, seinerzeit das Stempelpatent an den oberösterr. geheimen Rath fiber- 
sendet worden, um jene termini, welche nach der in dea böhmischen und 
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österreichischen Erbländern üblichen Gericbtssprache in den Patententwurf 
eingesetzt worden waren, dem Kaunzleistile der ober- und vorderöster- 
reichischen Lander aber vielleicht nicht entsprechen sollten, zu eliminieren 
und durch die üblichen termini zu ersetzen. 

Nach erfolgter Abänderung wurde das Patent mit dem vorcitierten 
Schreiben vom 29. November 1686 wieder hinausgegeben, und sollte mit 
1. Jänner 1687 in Wirksamkeit treten. 

Nachdem aber die Prakticierung dieses Patentes dennoch unterblieb, 
so wendete sich die kaiserliche Hofkammer mit Schreiben vom 25. August 
1687 an die Österreichische Hofkanzlei mit der Anfrage, warum das Patent, 
betreffend das gesiegelte Papier in Tirol und den vorderösterreichischen 
Ländern nicht eingeführt werde, und die bereits ernannten Beamten zu ihrer 
Stellung nicht zugelassen würden. 

Daraufhin ergieng im Auftrage des Kaisers mit Schreiben der öster- 
reichischen geheimen Hofkanzlei vom 29. August 1687 die Antwort, „dass 
sich der Kaiser entschlossen habe, aus wichtigen Ursachen mit der Ere- 
quierung des Siegelpatentes in Tirol und den Vorlanden bis auf weitere 
Verordnung innezuhalten und die Sache in suspenso zu lassen‘. 

Diese weitere Verordnung ist nie erschienen, soweit aus den Archivs- 
acten constatiert werden konnte. 


d) Neuerliche Publication des Patentes am 3. November 1686. 

Schon kurze Zeit nach Einführung des Siegelpapieres klagt der Ober- 
siegelamtmann in einem Berichte vom August 1686 über eigenmächtiges 
Unterlassen der Vorschriften der Papierordnung seitens der niederöster- 
reichischen Regierung und anderer Landstände, sowie des Mautamtes in 
Wien. Einen Grund für diese Unterlassung glaubt der Obersiegelamtmann 
theilweise in dem Umstande zu finden, dass als Beginn der Wirksamkeit 
des Siegelpatentes 3 Monate nach erfolgter Publication festgesetzt waren. 
Nachdem nun die Publication in den verschiedenen Provinzen zu sehr ver- 
schiedenen Zeiten erfolgte, so dass zur selben Zeit das Patent in der einen 
Provinz in Wirksamkeit stand, in der anderen aber nicht, so verbreitete 
sich rasch die Meinung, dass das Patent wieder zurückgezogen worden sei 
und dessen Rückzug in den übrigen Provinzen zu gewärtigen :tehe. Diese 
Anschauung, bei welcher der Wunsch der Vater des Gedankens war und 
welche gerne geglaubt wurde, übte natürlich ihre nachtheilige Wirkung 
auch auf jene Provinzen aus, in welchen die Publication bereits erfolgt war. 

Der Obersiegelamtmann gab daher in dem citierten Berichte die 
Amegung zu einer neuerlichen Publication der Papierordnung mit einem 
kalendermässig festgesetzten Zeitpunkte des Beginnes der Wirksamkeit. 

Ueber diesen Vorschlag erfolgte mit Patent vom 3. November 1686 
eine abermalige Publication der Siegelordnung vom 29. April 1686, doch 
wurde im Patente selbst neuerlich der Zeitpunkt der Wirksamkeit nicht 
ausgesprochen, sondern dem Verordnungswege überlassen. 

Auch diesmal blieben die böhmischen Länder hinter den übrigen 
Provinzen zurück, indem die Neupublication der Papierordnung in diesen 
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Ländern erst mit Patent vom 14. Februar 1687 erfolgte u. zw. erst über 
besondere kaiserliche Anordnung vom 25. Jänner 1687. 


e) Technische Schwierigkeiten der Durchführung. 

Von den verschiedenen technischen Schwierigkeiten, welche sich der 
Durchführung der Siegelordnung entgegenstellten, ist insbesondere der 
Verschleiss des Siegelpapieres hervorzuheben. 

Nach den Durchführungsvorschriften durfte der Kaufmann, welcher 
das Siegelpapier bogenweise verkaufte, dasselbe theurer abgeben, als das 
Siegelamt dasselbe lieferte, jedoch nur mit einem Gewinn von 4 kr. per 
Buch; überdies erhielt der Kaufmann beim Buch Papier I. Cl. 24 fi., beim 
Buch II. Cl. 6 fl. und beim Buch II. Cl. 1 fl. 12 kr. 

Hiedurch wurden ihm jedoch die mit dem Verschleisse des Papieres 
auflaufenden Kosten nicht ersetzt und er lehnte daher den Verschleiss ab. 

Man musste deshalb auf Mittel und Wege bedacht sein, wie der 
Verschleiss des Siegelpapieres auf die billigste und doch zureichende Weise 
eingerichtet werden könnte. Zu diesem Zwecke erstattete der Obersiegel- 
amtmann in seinem Berichte vom 5. März 1687 mehrere Vorschläge: 

1. Es könnte dem Versilberer von der Siegeltaxe ein Theil abgelassen 
werden, z. B. von der Siegeltaxe I. Cl. 1 kr, II. Cl. 2 Pfennige, III. Cl. 
nichts, oder 2. könnte dem Versilberer eine Besoldung ausgeworfen werden, 
z. B. in kleineren Städten 20 fl. pro Jahr, oder endlich 3. könnte das 
Siegelpapier an die Versilberer umsonst hinausgegeben werden, so dass sie 
nur die Siegeltaxe dem Siegelamte zu ersetzen hätten. 

Der Berichterstatter meint, dass dies weniger kosten würde, als wenn 
man Besoldungen aussetzt, nachdem das Siegelamt den Bogen Postpapier 
um 1'/, Pfennig und das schlechte „Copeypapier“ per Buch um 4 kr. sich 
beschafen könnte; nur besseres Papier müsste separat bezahlt werden. Für 
diesen dritten Vorschlag setzte sich der Antragsteller besonders ein. 


J) Geringes Erträgnis des Stempelgefälles. 

Nun tritt in dem vorhandenen Actenmateriale eine empfindliche Lücke ein. 

Es lässt sich schon nicht mehr constatieren, welches Schicksal der 
vorbesprochene Bericht erfahren hat, und welche Vorkehrungen hinsichtlich 
des Siegelpapieres weiter getroffen wurden. 

Erst im August 1692 stossen wir in Sachen des Siegelpapieres wieder 
auf einen Bericht der Hofkammer. Es war nämlich — wahrscheinlich über 
Drängen der interessierten Kreise — von der Hofkammer eine Aeusserung 
darüber abverlangt worden, ob nicht statt des Stempelpapieres abermals 
ein Papieraufschlag eingehoben werden sollte. 

Die Hofkammer klagt zwar in diesem Berichte über das geringe Er- 
trägnis des Stempelpapieres, nachdem das Stempelwesen in Böhmen, Mähren, 
Schlesien, Inner-, Unter- und Oberdsterieich (mit Ausnahme Tirol und 
der Vorlande) bisher pro Jahr nur 27.000 fl. getragen hatte; doch glaubt 
die Hofkammer die Schuld hieran zum grössten Theile der Veranlagung 
beilegen zu sollen und spricht sich für die Beibehaltung des Stempelpapieres 
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aus. Der Kaiser schloss sich mit Resolution vom 5. August 1692 diesem 
Gutachten an und ordnete die Fortführung des Stempelpapieres für weitere 
3 Jahre mit dem Beifügen an, dass inzwischen der Gedanke des Papier- 
aufschlages weiter überlegt werden solle. 

Zufolge dieser Resolution wurde das Siegelpatent vom 29. April, be- 
ziehungsweise 3. November 1686 am 22. August 1692 mit einigen Aen- 
derungen an die Hofkammer hinausgegeben und am 20. October 1692 
neu publiciert.') 


g) Papierordnung vom 20. Noremben 1692. 

In den Eingangsworten des Patentes und an anderen Stellen werden 
die auch bei geistlichen?) Gerichten zu verfertigenden Instrumente aus- 
drücklich dem Stempelpatente unterworfen. 

Im Art. I wurde hinzugefügt, das auch die Ausländer, wenn sie im 
Inlande Process zu führen oder sonst zu handeln haben, des Stempelpapieres 
sich zu bedienen verbunden sind. 

Art. II ist unverändert. 

Im Art. III wurden neben einigen Aenderungen im Ausdrucke und 
näheren Bezeichnungen und Specialisierungen insbesondere die Testamente, 
Codicille, Donationes, Contracte und Obligationes erst bei einem Betrage 
von 500 fi. dem Stempel der 1. Sorte zugewiesen, während dies nach dem 
Patent vom Jahre 1686 schon bei einem Betrage von 100 fl. der Fall war. 

Art. IV enthält theils Zusammenziehungen, theils weitere Exemplifi- 
cationen jener Gegenstände, welche der 2. Sorte des Siegelpapieres unter- 
worfen sind. 

Art. V Neben Aenderungen im Ausdrucke wurde die Stempelpflicht 
der Maut-, Passier- und Weinzettel unabhängig vom Betrage, auf den sie 
lauten, festgesetzt. 

Im Art. VI wurden neue, eingreifende Aenderungen bestimmt. 

Sobald jemand überwiesen wird, dass ein Instrument gar nicht oder 
nicht auf dem entsprechenden Siegelpapiere ausgefertigt sei, so hat er 
20 Proc. dessen, was das Instrument enthält, zu erlegen, wovon die eine 
Hälfte dem Siegelamt zufliesst, die andere Hälfte dem Denuncianten. Wird 
ein ungesiegeltes Instrument bei Gericht produciert, so darf so lange darauf 
nichts erkannt werden, bis nicht die Strafe von 20 Proc. gegen Quittung 
im Siegelamte erlegt ist. Und nachdem insbesondere die Auszügel der 
Handels- und Handwerksleute meistentheils ungestempelt sind, so wird dem 
Schuldner die Bewilligung eingeräumt, 20 Proc. des Wertes in Abzug zu 
bringen und die eine Hälfte in das Siegelamt zu schicken, die andere aber 
für sich zu behalten. Sollte er diesen Abzug nicht machen, so wird er bei 
Ueberweisung derselben Strafe schuldig. 


1) In Böhmen, Mähren und Schlesien war diesmal die Publication früher erfolgt, 
und zwar mit Patent vom 3. September 1692. 

2) Die geistlichen Behörden werden deshalb besonders genannt, weil sie die Be- 
stimmungen des Patentes von 1686 für sich nicht gelten lassen wollten. 
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Auf ungestempelte Eingaben, Anbringen, Supplicationen etc. darf unter 
keinen Umständen etwas erkannt werden, sie müssen vielmehr zurück- 
gestellt werden. 

Art. VII glaubt in dem Umstande, dass jedes Instrument 14 Tage 
nach dessen Fertigung zur Stempelung hätte gebracht werden sollen, die 
Ursache des geringen Ertrages des Stempelgefälles suchen zu sollen.') 


Es wurde daher festgesetzt, dass jede Schrift und jedes Instrument 
drei Monate vom Tage der Fertigung zur Stempelung zu bringen sei. Con- 
tracte oder Obligationen, welche nur auf ein halbes Jahr oder kürzere Zeit 
ausgefertigt waren, mussten binnen 14 Tagen nach der Fertigung zur 
Stempelung gebracht werden, Wechsel und Auszügel aber vor der Aus- 
händigung derselben. Wenn nach diesen Terminen ungestempelte Schriften 
oder Urkunden vorkommen, tritt die Strafe des Erlages von 20 Proc. ein. 
(Der Termin dauerte also für bereits ausgefertigte Urkunden bis inclusive 
Jänner 1693.) Eine Ausnahme blieb bezüglich der letzten Willenserklärungen 
bestehen, welche erst nach dem Absterben des Testators, jedoch vor Er- 
öffnung zum Stempelamte gebracht werden mussten, welches gegen Erlag 
der Gebühr den Stempel auswendig aufdrückte. 


Im Art. VIII ist Innsbruck nicht mehr als eine Stadt angeführt, in 
welcher ein Siegelcommissarius aufgestellt ist. Der Grund hiefür ist in 
dem Umstande zu suchen, dass in Tirol das Stempelpatent nicht zur Durch- 
führung gelangte. 

Art. IX ist unverändert. 

Art. X ist im wesentlichen unverändert. 

In Art. XI sind unter den befreiten Personen die Unterthanen der 
fiscalischen Kammergüter ausgelassen, dagegen die Abschiede der armen 
verwundeten Soldaten neu eingefügt. 

Art. XII ist unverändert. 

Art. XIII ist im wesentlichen unverändert. 

Art. XIV ist gleichfalls im wesentlichen unverändert. 


h) Einführung des Spielkartenstempels; Verpachtung des Siegelgefälles. 
Das Jahr 1692 hatte also die schon lange ersehnte Aufhebung des 
gesiegelten Papieres nicht gebracht; doch hatte dasselbe zwei andere be- 
deutsame Neuerungen im Gefolge, nämlich die Einführung des Spiel- 
kartenstempels und die Verpachtung des Siegelgefälles. 


Kaiser Leopold I. hat nämlich zur Bestreitung der „übergrossen Un- 
kosten der Türken- und Franzosenkriege auf ein Mittel gesonnen, welches 
insbesondere den armen Mann nur wenig oder gar nicht trifft“, und mit 
Patent vom 29. Februar 1692 einen „leidentlichen Aufschlag“ auf die Spiel- 
karten eingeführt, welcher für französische Karten etc. 9 kr. und für Bauern- 
karten etc. 2 kr. per Spiel betrug. 


1) Nach dem Wortlaut des Art. VII Patent von 1686 stimmt dies aber nicht! Ist 
vielleicht nachträglich eine Anderung erfolgt? | 


w 


Zur Geschichte des Stempel- und Gebührenwesens in Oesterreich. 593 


Dieser Aufschlag war nur in Oesterreich unter und ob der Enns!) in 
Geltung, und wurde durch Aufdriicken des Stempels auf die Spielkarten 
gegen Erlag der Gebühr eingehoben. 

Die weitere Neuerung war die durch die bereits erwähnte Resolution 
vom 5. August 1692 beschlossene Verpachtung des Siegelgefälles. 


Bisher war die Administration des Siegelgefalles eigens hiezu bestellten 
Beamten übertragen worden. Da man aber einen geringen Eifer bei den 
Beamten bemerken wollte, so glaubte man das Ertrignis des Gefälles er- 
heblich zu steigern, wenn man die Einhebung des Stempels einem Pachter 
(Appaltatore) übertrug, wie dies in Spanien, Frankreich, England, Holland etc. 
der Fall war. Ueber Einrathen der Hofkammer hatte sich daher der Kaiser 
in seiner Resolution vom 5. August 1692 entschlossen, einem gewissen 
Lorenz Antonio Letti behufs Einhebung des Stempels das Appaldo 
in den böhmischen und österreichischen Ländern zu übertragen. Der Vertrag 
war vorläufig auf 3 Jahre abgeschlossen worden; der Pachtschilling betrug 
50.000 fl. pro Jahr; ferner hatte sich der Pächter verpflichtet, das Siegel- 
papier auch in Tirol und den österreichischen Vorlanden, wo 
es bis dahin noch nicht eingeführt war, gleichfalls zur Einführung zu bringen 
und strenge zu verrechnen. 

Nachdem der Vertrag am 1. October 1692 in Wirksamkeit zu treten 
bestimmt war, wurde mit Decret der Hofkammer vom 2. September 1692 
der Obersiegelamtmann v. Välckern pensioniert und ihm für die Dauer des 
mit dem Pächter abgescblossenen 3jährigen Vertrages eine jährliche Pension 
von 1500 fl. zuerkannt, welche der Pächter aus Eigenem zu bestreiten 
hatte.?) Ferner wurden mit demselben Decrete der Hofkammer die Siegel- 
commissarii und Siegelversilberer mit letztem September 1692 von dem 
Staatsdienste enthoben und dem Antonio Letti zugewiesen, welcher das 
Oberdirectorium über das Siegelgefälle in allen königl. böhmischen und 
österreichischen Landen erhielt. 

Ebenso wurde ihm auch das Appaldo hinsichtlich des Spielkarten- 
stempels übertragen. 


II. Abschnitt. 


1. Aufhebung des gesiegelten Papieres; Wiedereinführung des 
Papieraufschlages. 
a) In Oesterreich unter der Enns. 

Was jahrelange Vorstellungen der betheiligten Kreise gegen das 
Stempelwesen, welche hauptsächlich darin gipfelten, „dass eines jeden Sub- 
stanz und Habschaft ex hoc solo defectu (nämlich Mangel der erfolgten 
Stemplung) vielleicht aus Uebersehen eines Bedienten continuierlich peri- 
clitieret, daraus auch ewige Streitigkeiten und kostspielige Processe neben 


t) Wenigstens konnte die Geltung nur für diese Provinzen actenmässig con- 


statiert werden. 
2) Diese Bestimmung bildete einen selbständigen Vertragspunkt im Pachtvertrage. 
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der dictierten Strafe alltäglich zu besorgen war,“!) nicht zu erreichen ver- 
mochten, nämlich die Aufhebung des Siegelpapieres, das gelang endlich den 
niederösterreichischen Landständen durch Ausnützung der finanzielen Be- 
drängnis Oesterreichs. 

Als nämlich die Regierung im Jahre 1693 dringend Geld benöthigte, 
machten sich die niederösterreichischen Landstände erbötig, einen Vorschuss zu 
geben, wenn das Siegelpapier aufgehoben und ein Universalpapieraufschlag 
eingeführt würde. 

Mit kaiserlichem Rescript vom 20. Mai 1693 wurde den niederöster- 
reichischen Landständen bekanntgegeben, dass die im October 1686 eingeführte 
Stempelpapierordnung aufgehoben und ein Universalpapieraufschlag eingeführt 
worden sei; ferner wırd der von den niederösterreichischen Landständen 
auf diese Einnahme angebotene Vorschuss von 100.000 fl. angenommen 
und das Versprechen abgelegt, dass ohne Einvernahme und Einwilligung 
der Stände neben dem Papieraufschlag keine Stempelpapierordnung einge- 
führt und dass der neu eingeführte Papieraufschlag bis zum Betrage der 
aushaftenden Schuld nicht „verappaltiert“ werde. Die Einnahmen Nieder- 
österreichs aus dem Papieraufschlage wurden für dieses mit 5 Proc. ver- 
zinsliche Darlehen verpfandet und überdies eine Capitalsamortisation mit 
jährlichen 5000 fl. versprochen. 


So war endlich die lang ersehnte Aufbebung der Siegelpapierordnung 
durchgesetzt worden. 


Das Patent vom 13. Mai 1693 betreffend die Einführung des Universal- 
papieraufschlages hat die Stempelordnung in Niederösterreich gänzlich 
aufgehoben und an deren Stelle einen Universalaufschlag auf alles Post-, 
Kanzlei-, Concept-, Druck-, Fliess-, Regal-, Median-, Türkisch- und gefärbtes 
Papier, desgleichen auf alle Bücher, Kalender, Kupfer- und Holzstiche, 
überhaupt auf alle Papiersorten gesetzt, welchen Namen immer sie führen 
mögen, und ob sie im Inlande erzeugt oder aus dem Auslande eingeführt 
worden sein mögen; der Aufschlag betrug auf ein Ries Postpapier 2 fl. 
rheinisch, Kanzleipapier 1 fl. 30 kr., Conceptpapier 1 fl., Druckereipapier 
30 kr., Schrembs- und Fliesspapier 18 kr., Regal-, Median-, türkisch ge- 
färbtes und gemaltes Papier von jedem Ries 6 fl., von allerhand Büchern 
und gedruckter Ware, so nach dem Zenten vermautet wird, vom Pfund 1 kr. 
Daneben blieb aber die auf Papier entfallende Mautgebühr bestehen. 

Zur leichteren Ueberwachung des Gefälles wurden gar keine Be- 
freiungen gestattet, selbst bestehende Privilegien hinsichtlich des Papier- 
aufschlages ausser Wirksamkeit gesetzt. Jeder Geschäftsmann musste seinen 
Vorrath an Papier angeben und die entfallende Gebühr hievon entrichten. 
Ueberdies wurden zur Erhebung des Papiervorrathes Visitationen angeordnet. 
Auf Hinterziehungen dieses Gefälles waren Vermögens- und Leibesstrafen 
ausgesetzt, ferner waren im Falle der Betretung einer Einschwärzung Schiff, 


1) Zu entnehmen aus dem Hofkammerdecret vom 13. Juni 1693. 
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Die Bestimmungen dieses Patentes erlitten bald (Patent vom 13. Juni 
1693) eine Abänderung dahin. dass die Inländer das für die Druckerei be- 
nöthigte Papier nicht nach dem Ries, sondern nach dem Ballen (circa ein 
Centner) u. zw. mit 5 fl. den Aufschlag zu entrichten hatten und dass der 
Aufschlag für die. Ausländer mit 5 fl. vom Centner oder 1 Groschen vom 
Pfund festgesetzt wurde, um die Inländer den Ausländern gegenüber nicht 
ungünstiger zu stellen. 

Trotzdem die betheiligten Kreise schon lange die Einführung des 
Papieraufschlages gegen Aufhebung des Stempelpapierwesens angestrebt 
hatten, so stellten sich der Durchführung des Patentes vom 13. Mai 1693 
doch erhebliche Schwierigkeiten entgegen. 

Insbesondere hatten sich die Buchbinder in einer Bittschrift an die 
Hofkanzlei dagegen aufgelehnt, dass der Vorrath an Papier und Büchern 
durch ämtliche Visitationen erhoben und von demselben der neue Papier- 
aufschlag abgefordert werden sollte. 

Diese Auflehnung hat ihren Grund darin, dass die betheiligten Geschäfts- 
leute bei Bekanntwerden der bevorstehenden Einführung eines Papierauf- 
schlages einen möglichst grossen, unversteuerten Papiervorrath anzusammeln 
beabsichtigt hatten und nun ihre Absicht vereitelt sahen. 

Der Widerstand musste übrigens bedeutenden Umfang angenommen 
haben, weil sich der Kaiser veranlasst gesehen hatte, in einem besonderen 
Rescripte (vom 20. Juni 1693) anzuordnen, dass jedermann der zur Durch- 
führung des Papieraufschlages erforderlichen Vorkehrungen der Hofkammer 
unweigerlich Folge zu leisten habe. 


b) In den übrigen Provinzen. 

Obgleich das Patent vom 13. Mai 1693 nur für Oesterreich unter 
der Enns erlassen worden war, so war doch die Einführung des Papier- 
aufschlages und die Aufhebung des Stempelpapierwesens in allen böh- 
mischen und österreichischen Ländern, als Böhmen, Mähren, 
Schlesien, Oesterreich ob der Enns, Innerösterreich und 
dentirolischen!) Ländern geplant, wie aus einem allerunterthänigsten 
Memoriale der Hofkammer vom 4. Mai 1693 hervorgeht. 

Es hatte auch bereits die Hofkammer mit einem an die königlich 
böhmische Kammer, dieschlesische Kammer und das könig- 
liche Rentamt in Mähren gerichteten Decrete vom 21. März 169° 
einen Entwurf, betreffend die Einführung eines Universalpapieraufschlages 
zur Abgabe eines Gutachtens übersendet, und mit Decret vom 4. Mai 169 
die Abgabe dieses Gutachtens mit der Aufforderung betrieben, sich mit 
dem Landesgubernium ins Einvernehmen zu setzen. 

Die königlich böhmische Hofkanzlei berichtet hierauf der 
Hofkammer, „dass die Statthaltereien der böhmischen Länder den neuen 
A) Die Anführung der tirolischen Länder ist befremdend, weil in Tirol weder das 
Stempelpapier. noch der Papieraufschlag eingeführt worden war; oder sollte der Pächter 


Antonio Letti sein Versprechen eingelöst haben, auch in Tirol das Stempelpapier einzu- 


führen? Die Acten geben hierüber keinen Aufschluss. ar 
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Papieraufschlag in ihren Landern nicht wohl prakticierlich halten und haupt- 
sächlich einwenden, dass die Obrigkeiten die meisten Praestationen aus 
Eigenem bestreiten. Wenn nun jemand sein Contingent von der Papier- 
mühle nur kümmerlich einbringt, so könnte dies bei dem grossen Aufschlag 
umsoweniger eingebracht werden; ja es könnte sogar das Hauptwerk der 
Contributionen ins Stocken gerathen, weil bei dem künftigen Landtage bei 
Cumulierung so vielfältiger Abgaben die Bewilligungen schwerer durchgesetzt 
werden könnten.“ 

Dagegen hat die Hofkammer in ihrem Schreiben an die königlich 
böhmische Hofkanzlei vom 13. Juni 1693 den Statthaltereien zu erwägen 
gegeben, „dass gerade wegen des Stempelwesens grosse Lamenten und 
Gravamina von den königlich böhmischen Ländern und Landständen einge- 
bracht wurden und zur Verhütung derselben künftighin zur Imposition auf 
das Papier als einem leichteren onere den Vorschlag gemacht und in Con- 
ferenzen für gut befunden haben. Es sei jedoch den Ländern anheimgestellt 
worden, den Aufschlag zu ergreifen oder die Stempelung nach den er- 
flossenen Patenten mit Strenge fortzusetzen. Die Nichteinführung des Auf- 
schlages hätte jedoch zur Folge, dass das in Böhmen, Mähren und Schlesien 
gemachte Papier in Oesterreich als ausländisches zu behandeln wäre. Was 
aber die Einwendungen gegen die Wirkung des Papieraufschlages betreffe, 
so sei zu erwidern, dass derselbe nicht die Mühlen, sondern den Käufer 
treffen würde und für den einzelnen sich überhaupt nicht als beträchtlich 
herausstellen könnte.* 

Nach dieser Antwort sollte man meinen, dass die Einführung des 
Papieraufschlages in den böhmischen Ländern noch nicht endgiltig be- 
schlossene Sache war. Es ist daher auffallend, dass die österreichische 
Hofkammer mit einem Decret vom selben Datum (13. Juni 1693) der königlich 
böhmischen Kammer, der schlesischen Kammer und dem mährischen Rent- 
amte den Auftrag ertheilte, das Patent vom 13. Juni 1693, betreffend die 
Aenderung des Aufschlagssatzes für ausländisches Papier, durchzuführen 
obwohl das ursprüngliche Patent vom 13. Mai 1693 noch gar nicht zur 
Durchführung gelangt war. 

Denn das Patent betreffend den Papieraufschlag vom 13. Mai 1693 
war erst im Monate Juli 1693 seitens der böhmischen Hofkanzlei an die 
Landeshauptmannschaft in Mähren gelangt, woselbst die Uebersetzung 
„in die böhmische Sprache“ veranlasst wurde, worauf die mährische Landes- 
hauptmannschaft mit Decret vom 3. August 1693 das übersetzte Patent, 
welches das Datum 17. Juli 1693 trug, dem Reichshauptmann in Brünn 
zur Publication übersandte. Die Publication erfolgte am 10. August 1693. 

Nachdem aber in dieses Patent, welches mit dem Patente vom 
13. Mai 1693 gleichlautend ist, die abändernden Bestimmungen des Patentes 
vom 13. Juni 1693, betreffend den Aufschlagssatz für ausländische Ware, 
trotz mehrfacher diesbezüglicher Ansuchen des mährischen Rentamtes nicht 
aufgenommen worden waren, so musste die königlich böhmische Hofkanzlei 
durch ein diesbezügliches Decret der österreichischen Hofkammer vom 
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27. August 1693 erst ersucht werden, auch die Bestimmungen des Patentes 
vom 13. Juni 1693 zur allgemeinen Kenntnis zu bringen. 

Die Publication der Patente, betreffend den Papieraufschlag in Böhmen 
dürfte zu gleicher Zeit wie in Mähren erfolgt sein. In Schlesien war 
zwar das Papieraufschlagspatent bereits am 25. Juni 1693 publiciert worden, 
doch scheint es dortselbst gleichfalls auf heftigen Widerstand gestossen 
zu sein. 

Wenigstens lässt ein Bericht der schlesischen Kammer vom 19. August 
1693 an die Österreichische Hofkammer darauf schliessen, in welchem gegen 
den neuen Papieraufschlag entschieden Stellung genommen wird. Die wich- 
tigsten Ausführungen dieses Berichtes mögen hier Aufnahme finden. „Wenn 
der Aufschlag,“ so sagt der Bericht, „auf das Papier als einer unentbehr- 
lichen Ware auch auf die Ausfuhr in fremde Länder verstanden wird, dann 
steht zu befürchten, dass die Polen, Preussen, Littauer, Moscoviter u. a., 
welche bisher das Papier aus Schlesien bezogen, sdlches in vielen tausend 
Ballen jährlich verführt und ganze Länder damit versehen haben, der Wohl- 
feilheit halber andere Wege suchen und dasselbe über Danzig, Frankfurt an 
der Oder, Mark Brandenburg, Pommern u. dgl. beziehen werden, wodurch das 
im hiesigen Lande beträchtliche Papiercommercium an andere Orte trans- 
feriert und sowohl das Emolumentum publicum als auch das Zollregale 
sänzlich verschwinden würde. Und weil die Papiermühlen mit Rücksicht 
auf die im Lande stark betriebene Leinwandindustrie soviel Papier erzeugt 
haben, dass nicht der zehnte Theil davon im Lande consumiert werden 
kann, so ist zu befürchten, dass bei dem bevorstehenden Niedergange der 
Papiermühlen die Arbeiter sich verlaufen, sich vielleicht gar an der Grenze 
in Polen niederlassen, dort neue Papiermühlen erbauen, und die Lumpen, 
als das vornehmste Materiale des Papieres aus dem hiesigen, gegen Polen 
ganz offenen Lande um sehr Geringes beziehen, das Papier dagegen wieder 
hereinführen und das Commercium merklich schädigen. 

Ebenso seien bei Einführung des Kartenstempels die meisten Karten- 
macher ausser Landes gezogen, so dass, obwohl fıüher diese Ware in grosser 
Menge nach Polen, Moskau und Russland verführt worden ist, seit dieser 
Zeit nicht ein Groschen an Kartenzoll eingegangen ist und sich auch die 
Kartengebühr im Lande ganz verloren hat.“ 

Die Hofkammer nahm diesen Bericht zur Kenntnis und versprach in 
ihrem Decrete vom 26. August 1693 die angeregten Bedenken in Er- 
wägung zu ziehen und die in Sachen des Papieraufschlages von ihr ein- 
gesetzte Commission darüber zu vernehmen. 

Auch in Mähren scheint die Durchführung des Papieraufschlages 
auf mancherlei Schwierigkeiten gestossen zu sein; denn im Jahre 1693 
wurde der Hofkammer zur besseren Einrichtung des Papieraufschlages in 
Mähren folgender Vorschlag unterbreitet: 

1. Sollte die Administration einer einzigen Person aufgetragen werden. 

3. Nachdem sich die Papiermühlen zu keiner Abfindung und zu keiner 
Angabe hinsichtlich ihrer jährlichen Leistungsfähigkeit verstehen wollten, 
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sollte das ganze von ihnen erzeugte Papier nur an diesen Administrator 
abgeliefert werden, welcher ihnen den gewöhnlichen Preis zu bezahlen hat 
und den Käufern das Papier unter Einhebung des Aufschlages verkauft. 


3. Das veraufschlagte Papier sollte mit einem gewissen Stempel „ver- 
petschiert“ werden, um es von dem unveraufschlagten zu erkennen. 

Ueber diese Vorschläge wurde mit Decret der Hofkammer vom 
19. October 1693 die Wohlmeinung des mährischen Rentamtes eingeholt, 
welches seinen Bericht am 4. December 1693 erstattete. 

Dieser Bericht wurde seitens der Hofkammer gleichfalls der Papier- 
aufschlagscommission zur Begutachtung übermittelt. 

Am spätesten erfolgte die Aufhebung des Stempelpapieres und die 
Einführung des Papieraufschlages in den innerösterreichischen 
Provinzen. Es geschah dies mit Patent vom 17. November 1693 nach den 
gleichen Grundsätzen wie in den übrigen Provinzen. 


In Mähren und Schlesien gestaltete sich also die Einführung des 
Papieraufschlages ziemlich bewegt. Dagegen verhieltensich Oesterreich ob 
der Enns, Innerösterreich und Tirol ganz ruhig. Dieser Umstand 
muss wohl der österr. Hofkammer etwas auffallend erschienen sein, weshalb 
sie sich mit Schreiben vom 15. Juni 1693 bei der österr. Hofkanzlei an- 
fragte, wie weit die Vorkehrungen zur Einführung des Papieraufschlages 
gediehen seien, da nach der kaiserlichen Intention der Papieraufschlag 
uniformiter gefasst und in Uebung gesetzt werden soll, weil sonst kein 
Effect zu erwarten wäre. 

Die Antwort liess jedoch lange auf sich warten. Es liegen leider nicht 
aus allen Provinzen Berichte über das Erträgnis des Papieraufschlages vor. 
Doch muss das Ertragnis ein höchst bescheidenes ‘gewesen sein. Wenigstens 
in Schlesien hat nach einem Berichte der schlesischen Kammer vom 
23. October 1694 an die Hofkammer der Papieraufschlag in der Zeit vom 
25. August 1693 bis 30. Juni 1694 im ganzen nur 1480 fl. 16 gr. 111), h. 
getragen. 

Hievon entfielen auf Breslau: 
in der Zeit vom 25. August 1693 bis 31. December 1693 333 fl. 15 gr. 

» » „p » l. Jänner 1694 „ 30. Juni 1694 499 fl. 23 gr. 6 h. 


auf Oberschlesien: 
in der Zeit vom 25. August bis 31. December 1693 33f. 4 gr. 9 h. 
» » 9 1l Jänner „ 30. Juni 1694 50 fl. 11 gr. 6 h. 


auf Niederschlesien: 
in der Zeit vom 25. August bis 31. December 1693 167 fl. 22 gr. 21/, h. 
ss 4 , 1. Jänner , 30. Juni 1694 0 


Aus einer diesem Berichte beiliegenden Consignation ist zu entnehmen, 
dass mit Ausnahme von Breslau in der ersten Periode nur 16 Städte, und 
in der zweiten Periode gar nur 2 Städte zum Papieraufschlage beigetragen 
haben, trotz eifriger und nachdrücklicher Cameralverordnungen und der Er- 
mahnungen der Zollbeamten, wie in dem Berichte besonders versichert wird. 
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Behufs Eintreibung der Abgabe und Einforderung der Consignationen 
über die Vorräthe an Papierwaaren musste sogar die Hilfe der Justizstellen 
in Anspruch genommen werden.') 

Insbesondere hebt der Bericht hervor, dass sich die meisten Städte 
der Entrichtung des Papieraufschlages mit der Motivierung zu entziehen 
suchen, dass bei Hof ohnedies die Absicht bestehe, diesen Papieraufschlag 
ehestens wieder aufzuheben. 


Ferner versucht die schlesische Kammer die Richtigkeit ihrer Aus- 
führungen in dem früher besprochenen Berichte vom 19. August 1693 durch 
den Hinweis darauf zu documentieren, dass im Jahre 1691 aus Breslau in 
fremde Länder noch 1445'’, Ballen ausgeführt wurden, während in der Zeit 
vom 25. August 1693 bis 28. Juli 1694 nur 39!/, Ballen zur Ausfuhr 
gelangten, weshalb der Schaden, den man seither im ganzen Lande an Zöllen 
erlitten habe, den Nutzen des Impostes weit übersteige, ganz abgesehen 
von dem Nachtheil auf den Gegenhandel und den Austausch anderer Waren. 


In Böhmen hat nach einem Berichte der königlich böhmischen 
Kammer vom 15. Juni 1695 der Papieraufschlag in der Zeit vom 1. September 
bis 31. December 1693 981 fl. 32 kr. 31/, h. und im Jahre 1694 2180 fi. 
2 kr. 4 h. eingetragen. Hiezu bemerkt die Kammer, dass zu diesem Auf- 
schlage die kaiserlichen Kanzleien wegen des darin verbrauchten Papieres 
am meisten beitragen, und dass die im Königreiche in ziemlicher Anzahl 
und mit vielen Unkosten erbauten Papiermühlen infolge des Aufschlages 
öde stehen bleiben: dadurch würden die Contribuenten, welche einen uner- 
sätzlichen Schaden erleiden, entfallen. Der Bericht hebt weiters hervor, dass 
die vorher eingegangenen Zölle und Ungeldgefälle seit Einführung des 
Papieraufschlages um ein merkliches zurückbleiben, und kein Geld für aus- 
geführtes Papier mehr ins Land komme. Die Kammer ersucht daher die 
königlich böhmische Hofkanzlei dafür zu sorgen, dass ein grösserer Nachtheil 
am Zollregale und eine etwaige Reclamation der hohen Landstände bei dem 
Landtage vermieden werde. 


Ueber diesen Bericht wurde der genannten Kammer von der kaiser- 
lichen Hofkammer mit Schreiben vom 4. Juli 1695 erwidert, dass diese 
Sache lediglich auf Ihrer kaiserlichen Majestät Allergnädigsten Resolution 
beruhe, daher die Hofkammer darin nichts verfügen könne. 


c) Das Erfrischungs- und Erläuterungspatent vom 18. August 16%. 

Während auf der einen Seite überhaupt gegen den Papieraufschlag 
angekiimpft wurde, und der Handelsstand insbesondere gegen die ungleich- 
ınässige Handhabung und einzelne Härten des Patentes Beschwerde führte, 
strebten andere wieder für sich persönliche Befreiungen an, wie die ober- 





1) Dies war übrigens auch in Niederösterreich nöthig. So wendete sich z. B. die 
österreichische Hofkammer in einem Ersuchschreiben vom 13. August 1695 an die nieder- 
österreichische Kammerprocuratur, bei der Eintreibung der bei den Buchhändlern, Buch- 
druckern etc. ausständigen Aufschlagsbeträge mitzuwirken. 
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österreichischen Landschreiber und die kaiserliche Reichshofkanzlei für sich 
und ihre unterstehenden Stellen. 


Diese Ansuchen wurden zwar mit Hofkammerdecret vom 4. September 
1695 unter Hinweis auf den Wortlaut des Papieraufschlagspatentes, wornach 
jede persönliche Exemption ausgeschlossen ist, abgewiesen, doch erkannte 
die Hofkammer die Nothwendigkeit, zur Bestätigung der bei jeder neuen 
Einführung auftauchenden Difficultäten ein Erläuterungspatent hinauszugeben, 
zu welchem Zwecke die österreichische Hofkanzlei und die königlich böh- 
mische Hofkanzlei mit Schreiben der östereichischen Hofkammer vom 
19. September 1695 aufgefordert wurden, ihre allfälligen Erinnerungen in 
dieser Materie zu machen. Gleichzeitig wurde die österreichische Hofkanzlei 
zu einer gemeinsamen Zusammentretung in Sachen des Papieraufschlages 
eingeladen. 


Es war zwar bereits am 19. August 1695 ein solches Erläuterungs- 
patent erflossen. Allein verschiedene Recriminationen seitens der Hof- 
kanzlei in Bezug auf Competenzfragen (Schreiben der Hofkammer an die 
Hofkanzlei vom 28. November 1695), ferner Verhandlungen mit den ein- 
zelnen Länderstellen (siehe obiges Hofkammerschreiben vom 19. September 
1695) hatten eine bedeutende Verzögerung der Publication des Patentes vom 
19. August 1695 zur Folge, so dass dieselbe in Oesterreich ob der 
Enns im Jänner 1696, in Innerösterreich im Februar 1696 und in 
den böhmischen Erblanden erst im August 1696 erfolgte. Ueber 
den Zeitpunkt der Publication dieses Patentes in Oesterreich unter 
der Enns sind aus den Acten keine Anhaltspunkte zu gewinnen. 


Mit Hofkammerdecret vom 5. Mai 1696 wurde der nieder-dsterreichische 
Buchhalterei-Raith-Rath Christoph Paul Fränzin zum Oberinspector 
des neu eingeführten Papieraufschlages ernannt und die nieder-dsterreichische 
Kammerprocuratur angewiesen, ihm bei Eintreibung des Papieraufschlages 
zu assistieren. Ferner wurde allen Behörden der Auftrag ertheilt, bei 
Schwierigkeiten hinsichtlich des Papieraufschlages sich an den Oberinspector 
Fränzin zu wenden. Endlich wurde, nachdem auch die Behörden dem Papier- 
aufschlage unterliegen, das kaiserliche Hofkammertaxamt aufgefordert, 
ein Gutachten abzugeben, wie durch eine geringe Erhöhung der Taxa nach 
Proportion des zur Expedition gebrauchten Papieres der durch den Papier- 
aufschlag sich ergebende Abgang der Taxamtscassa ersetzt werden könnte. 


Ueber den einlangenden Bericht entschloss sich der Kaiser mit Reso- 
lution vom 1. Juli 1696, den auf die kaiserlichen Taxämter entfallenden 
Papieraufschlag auch ferner insoweit zu tragen, als die Expeditionen das 
allgemeine öffentliche Interesse berühren. Dagegen sollen jene Parteien, 
welche Dienste und Gratialien erhalten, neben der zu erlegenden Taxa oder 
Discretion auch den Papieraufschlag tragen; damit aber die Parteien in hoc 
passu nicht zu hart gehalten würden, sollen von den zu erlegenden Tax- 
oder Discretionsgeldern nicht mehr als 3 kr. vom Gulden, also bei 100 fi. 
Taxe noch a parte 5 fl. für den Papieraufschlag eingefordert werden. 
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Ueber die einzelnen Papiermühlen wurden Inspectoren gestellt und an 
dieselben eine umfangreiche Instruction betreffend die Einhebung des Papier- 
aufschlages hinausgegeben. (Hofkammerdecret vom 24. September 1696.) 


d) Die Durchführungsschwierigkeiten in den böhmischen Ländern. 

Die Einhebung des Papieraufschlages nahm nun in allen Ländern ihren 
ungehinderten Fortgang, mit Ausnahme der Länder der böhmischen 
Krone, welche der Durchführung dieses Gefällszweiges alle erdenklichen 
Schwierigkeiten bereiteten. 

Die Art und Weise der Handhabung des Papieraufschlages in Böhmen, 
Mähren und Schlesien ist am besten aus dem Decrete der Hof- 
kammer vom 29. Mai 1697 an die königlich böhmische Kammer zu ersehen. 
Die letztere hatte in einem Berichte über die Verödung der Papiermühlen 
geklagt und die Einführung des Papieraufschlages als die einzige Ursache 
hiefür bezeichnet. Daraufhin erwiderte die Hofkammer, dass an dem Unter- 
gange der Papiermühlen nicht der Papieraufschlag als solcher Schuld trage, 
sondern vielmehr der Umstand, dass der Papieraufschlag in Böhmen so 
ungleich zur Einführung gelangte. Auf einer Papiermühle werde der 
Aufschlag eingefordert, einer anderen werde er nachgesehen; es müssten 
daher jene Papiermühlen, welche den Papieraufschlag entrichten und daher 
das Papier theurer verkaufen müssen, nothwendig neben den anderen Mühlen, 
welche das Papier wohlfeil abgeben können, zugrunde gehen. Die Un- 
gleichheit der Durchführung sei auch die Ursache des schlechten Ertrages 
des Gefälles, weshalb der königlich böhmischen Kammer die strenge Durch- 
führung der Patente zur Pflicht gemacht werde. Zu dieser ungleichen Durch- 
führung kam noch der weitere Umstand, dass die königlich böhmische 
Statthalterei die in dem Patente angeordnete Unterstützung der Papierauf- 
schlagscommissarii verweigerte (Hofkammerdecret vom 9. September 1697 
an die königlich böhmische Kammer). 

Endlich wurden auf dem schlesischen Fürstentage gegen den 
Papieraufschlag Gravamina vorgebracht, weshalb die königlich böhmische 
Hofkanzlei mit dem an die kaiserliche Hofkammer gerichteten Schreiben 
vom 12. September 1697 um eine Zusammentretung zur Behebung der 
vorgebrachten Beschwerden ersuchte. Die Hofkammer erwiderte hierauf 
mit Schreiben vom 30. September 1697, dass sie zu einer solchen Zu- 
sammentretung nur bereit sei, wenn es sich nicht um die Aufhebung 
des Papieraufschlages und nicht um die bereits früher schon zur Sprache 
gebrachten Gravamina handle. 

Zu dieser Zusammenkunft scheint es zwar nicht gekommen zu sein, 
aber mit der Durchführung des Papieraufschlages in den böhmischen Ländern 
war es trotz aller Anordnungen der Hofkammer gleichwohl nicht besser 
bestellt. 

Denn im März 1699 berichtete der für Böhmen aufgestellte Papier- 
aufschlagsinspeetor Leopold Schönfelder an den Oberinspector Fränzin, 
dass in Böhmen die Patente an manchen Orten noch gar nicht publiciert 
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worden seien, dass die königlich böhmische Kammer verschiedenen Parteien, 
zuvörderst der Geistlichkeit, namhafte Freipässe ertlieile, ja dass sogar die 
königlich böhmische Hofkanzlei an die böhmische Statthalterei noch nicht 
einmal das kaiserliche Rescript habe ergehen lassen, womit er (Schönfelder) 
zum Commissarius für Böhmen bestellt worden sei. 

Die kaiserliche Hofkammer richtete zwar über diesen Bericht an die 
königlich bömische Hofkanzlei das Ersuchen, dahin zu wirken, dass die 
Statthalterei in Prag auf die bessere Befolgung und Durchführung des 
Papieraufschlages das Augenmerk richte, die gebotene Assistenz leiste, und 
insbesondere der bisher renitenten Stadt Eger die sofortige Publicierung 
und Befolgung der Papieraufschlagspatente anbefehle (Hofkammerdecret vom 
23. April 1699). | 

Genützt hat es allerdings nicht viel; denn ein Jahr später (29. Juli 1700) 
finden wir abermals ein Schreiben an die königlich böhmische Hofkanzlei 
und an die königlich böhmische Kammer mit dem Ersuchen, auf eine 
bessere Durchführung des Papieraufschlages in Böhmen zu sehen, wo der 
schlechteste Erfolg zu verzeichnen sei. 

Ferner möge darnach gestrebt werden, dass in den Städten Eger und 
Breslau, wo ob renitentiam dieser Aufschlag bis zur Stunde noch nicht 
introduciert ist, derselbe endlich eingeführt werde. 


2. Aufhebung des Papieraufschlages in Oberösterreich und Böhmen. 


Ob die renitenten Städte diese Ermahnung beherzigt haben, geht aus 
den späteren Acten nicht hervor. Wohl aber veranlassten die fortwährenden 
Klagen über die Beschwerden des Papieraufschlages seitens der Geschäfts- 
welt einerseits und über die ungleichmässige und lässige Durchführung 
seitens der Behörden anderseits die vom Kaiser eingesetzte geheime depu- 
tierte Cameralcommission, der Frage des Papieraufschlages näher zu treten 
und ein Decret an einige Hofkammerräthe, u. zw. an die Herren Baron 
Aichpichel, Löwenstock, Scala, Pechmann und Baratti zu 
richten, dessen Inhalt mit Rücksicht auf die darin ausgesprochenen Gedanken 
wiedergegeben werden soll: „In der von Ihro kais. Majestät allergnädigst 
angeordneten geheimen deputierten Cameralcommission seien verschiedene 
Gravamina wider die Incompatibilität des dermaligen Papieraufschlages und 
des Commercii vorgekommen, welche dergestalten zu combinieren. damit 
einerseits Ihro kais. Majestät das Gefäll nicht verlieren, sondern eher besser 
et cum augmento geniessen, und anderseits der Aufschlag auf die Materie 
solchergestalten gefasst werden möchte, damit er keineswegs das Commer- 
cium afficieren thue; man hat daher dafür gehalten, es möchte der ehemals 
usitiert geweste Papierstempel das Medium sein; zumalen solchergestalten 
der Aufschlag das Papier nicht eher treffen würde, als wenn es ad usum 
actualem u. zw. zu einem solchen Gebrauch kommen würde, welcher nur 
diejenigen, so Geld oder Geldeswert zu negotiiren, zu tractiren und zu 
gewinnen hätten, angehen, mithin der Handelsmann, quà talis, und der 
arme Mann, oder ein ‚Jeder, welcher mit oder vermittelst des Papieres extra 
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commercium keinen Gewinn oder Verbesserung seines Vermögens, Standes 
oder Condition sucht und verlangt, solchem Impost nicht unterworfen sein 
würde. Welchemnach die HH. Collegae in Freundschaft ersucht werden, 
dieses Werk commissicnaliter zu tractiren. das Werk in Allem reiflich zu 
überlegen, die ehemalige, bei dem Werk sich herfürgethane intoppi, contra- 
tempi, obstacula und Impracticabilitäten wohl zu examiniren, zu corrigiren 
und zu evitiren und omnibus bene consideratis et excoctis ein Project der 
Patenten zu verfassen, durch welche der Stempel wieder aufgebracht und 
anstatt des bisherigen Papieraufschlages de novo introducirt werden könnte; 
wobei und wann sich die Sache ex qualitate materiae substractae (wie nicht 
gezweifelt wird) richten lassen wird, circa modum ipsius mutationis haupt- 
sächlich dahin zu reflectieren sein wird, in was für einer Obligation man 
des Papieraufschlags halber haftet, um zu sehen, wie salva justitia et rei 
substantia man sich selbiger entbinden und mithin die Aufhebung sothanen 
Aufschlags und die Substitution des Stempels sine injuria tertii und mit 
Ablehnung aller dagegen etwa billig monirender gravaminum bewirken 
möge. Es werden also Sie HH. Collegae beliebig sein, zur Verfassung des 
erwähnten Projects zu schreiten und solches je eher je besser einzureichen.“ 
Dieses Decret ist datiert vom 10. November 1700. 

Das nach den eben angeführten Gesichtspunkten ausgearbeitete Project 
ist unter den Acten des Hofkammer- und Hofkanzleiarchives leider eben- 
sowenig vorfindlich, als die über die Materie des Papieraufschlages weiter 
gepflogenen Verhandlungen. 

Erst aus einem Decrete der Hofkammer vom Juni 1702 an den Papier- 
aufschlagsinspector Fränzin geht hervor, „dass Se. Majestät mit A. h. 
Rescript vom 2. Juni 1702 nach vorgenommener Hoffsabrechnung mit den 
Ständen des Erzherzogthumes Oesterreich ob der Enns die Cassirung 
und völlige Auflassung des Papieraufschlages in Oesterreich ob der 
Enns allergnädigst bewilligt habe.“ 

Ferner ist aus dem Decrete der Hofkammer vom 18. Juli 1702 an 
den Papieraufschlagscommissarius in Böhmen, Schönfelder, zu entnehmen, 
„dass durch den wegen Uebernehmung der Schulden mit den königlich 
böhmischen Ständen getroffenen Recess unter anderen Punkten auch die 
‚Aufhebung des im ganzen Königreiche eingeführten Papieraufschlages be- 
griffen sei.“ 

Nachdem die Recesse unter den dem Schreiber dieser Zeilen zugänglich 
gewesenen Acten nicht vorhanden sind, so bilden die angeführten Decrete 
die einzigen Anhaltspunkte über die Gestaltung des Papieraufschlagsgefälles 
in den verschiedenen Provinzen. 

Der Papieraufschlag wurde nur in Oesterreich ob der Enns 
und im Königreiche Böhmen aufgehoben, während er in den übrigen 
Provinzen in Geltung blieb. Unter dem Königreiche Böhmen sind aber 
in diesem Falle nicht sämmtliche böhmischen Erblande (Böhmen, Mähren 
und Schlesien) verstanden, sondern nur das Königreich Böhmen. Dies erhellt 
aus dem Decrete der Hofkammer vom 10. Juli 1704, mit welchem das 
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nieder-dsterreichische Handgrafenamt aufgefordert wird, die Ueberreiter an- 
zuhalten, dass der Papieraufschlag in Niederösterreich und Mähren 
eingehoben werde, nachdem derselbe in diesen Provinzen noch nicht auf- 
gehoben sei. 

Ob in den früher genannten Prozinzen für den Papieraufschlag ein 
Ersatz in einer anderen Abgabe gefunden wurde, ist nirgends zu entnehmen. 
Es ist jedoch anzunehmen, dass vorläufig von einem Ersatze abgesehen 
worden sei, weil sonst in den vorerwähnten Decreten von einem solchen 
Ersatze wohl Erwähnung gemacht worden wäre. 

Diese beiden Decrete sind aber noch nach einer anderen Richtung hin 
bemerkenswert: sie inaugurieren nämlich dieprovinzielle Verschieden- 
heit des Papieraufschlagsgefälles, welche sich immer weiter entwickelt, bis 
Kaiserin Maria Theresia die gleichartige Einrichtung dieses Gefälls- 
zweiges anstrebte, wenn auch nicht mit vollem Erfolge. 


3. Gestaltung des Papieraufschlages in Niederösterreich. 


Während also in Oberösterreich und Böhmen der Papier- 
aufschlag aufgehoben wurde, blieb er in den übrigen Provinzen, vorläufig 
wenigstens, bestehen. 

Nur in Niederösterreich wurde, um vielfach vorgekommenen 
Beschwerden Rechnung zu tragen, mit Allerhöchster Resulution vom 3. April 
1710 eine Ermässigung des Papieraufschlages bewilligt und ein Tarif aus- 
gearbeitet, welcher 30 verschiedene Posten enthielt, deren Sätze sich zwischen 
1 kr. und 6 fl. bewegten. 

Ob diese Aenderung auch in den übrigen Provinzen in Wirksamkeit 
trat, ist aus den Acten nicht zu entnehmen. 

Nachdem das am 2. Mai 1693 von den nieder-österreichischen Ständen 
auf das Papieraufschlagsgefälle dargeliehene Capital pr. 100.000 fl. am 
5. Februar 1715 gänzlich zurückgezahlt worden war, so stellten die nieder- 
österreichischen Stände am 19. Februar 1715 die Originalschuldurkunde 
mit der Bitte zurück, dass nunmehr „cessante in totum hypotheca zur Er- 
leichterung der rei litterariae ex se summe privilegiatae der Papieraufschlag 
wieder aufgehoben werden möge.“ 

Man lehnte jedoch dieses Ansuchen, welches das seinerzeitige Bestreben 
der nieder-österreichischen Stände nach Aufhebung des Papierstempels und 
Einführung des Papieraufschlages interessant beleuchtet, mit der Motivierung 
ab, dass über dieses Gefälle schon anderweitig disponiert worden sei. 


IV. Abschnitt. 


1. Aufhebung des Papieraufschlages in Innerösterreich und Wieder- 
einführung des Stempelgefälles daselbst. 


Die nächste provinzielle Veränderung erfolgte in Innerösterreich, 
welches die Provinzen Steiermark, Kärnten und Krain, ferner die 
Territorien von Görz. Triest, Fiume und Flitsch umfasste. 
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Hier war nämlich zur Berathung über die ,Augmentatio der inner- 
österreichischen Salarien* eine Commission eingesetzt worden, welche mit 
Bericht vom 11. August 1716 einen Vorschlag erstattete, in welchem 
12 fundi zur Vermehrung der Einkünfte namhaft gemacht wurden. Es 
wurden jedoch nur 3 fundi acceptiert u. zw. der Papier-, Karten- und 
Haarpoudre-Aufschlag. 

Die Vorschläge der Commission hinsichtlich der genannten 3 fundi 
erlangten durch das Patent vom 26. August 1716 Gesetzeskraft. 

Bezüglich des Papieraufschlages (richtiger Papierstempels) 
wurden theilweise die Bestimmungen des Stempelpatentes vom Jahre 1686 
recipiert, nur in viel einfacherer Form: 

Zu allen Memorialien und Bittschriften sammt Beilagen, welche bei 
den verschiedenen Stellen, Gerichten und Kanzleien eingereicht werden, soll 
ein mit einem Stempel gemerktes Papier oder Pergament verwendet werden, 
widrigenfalls die darüber ergehenden Entscheidungen pro irritis et nullis 
gehalten werden sollen. Der Stempel beträgt, um das Publicum nicht zu 
sehr zu beschweren, von jedem Bogen 3 kr.; ferner soll das Papier besonders 
und zwar nach dem beiläufigen Preis, wie man es von den Papierhändlern 
riessweis zu kaufen bekommt, bezahlt werden. Wer aber das eigene Papier 
zum Stempeln bringt, hat nur 3 kr. per Bogen zu entrichten. Um die 
armen Parteien an der Verfolgung ihrer Rechte nicht zu hindern, werden 
sie von der Entrichtung des Stempels befreit. Es sind daher, zwei ver- 
schiedene ordentliche Stempel drucken zu lassen und zwar einer für die 
bezahlenden und einer für die armen Parteien. Die letzteren haben 
ihr Papier in das Stempelamt zu bringen, wo es ihnen gratis gestempelt wird. 

Hinsichtlich des Verschleisses des Siegelpapieres gelten die gleichen 
Bestimmungen, welche in den früheren Stempelpatenten enthalten waren. 

Auf die Nachgrabung des Stempels wird die Todesstrafe oder eine 
scharfe extraordinari Leibesstrafe gesetzt. 

Der Karten-Aufschlag wurde in der Weise geregelt, dass der 
Kartenappaldo gänzlich cassiert, die freie Einführung der Karten gestattet 
und für jedes Spiel Karten eine Gebür von 3 kr. beim Mautamte eingehoben 
wurde. 

Die Bestimmungen des Haarpoudre-Aufschlages bleiben hier ausser 
Betracht. 

Bevor wir jedoch die weitere Entwicklung des Siegelpapieres verfolgen, 
ist hier das Schicksal des Kartenstempels von seiner Einführung bis 
zu dem vorbesprochenen Patente nachzutragen. 

Mit dem früher besprochenen Patente vom 29. Februar 1692 war der 
Spielkartenstempel angeordnet worden. Da jedoch der Spielkartenstempel 
wenig eintrug, und Klagen laut wurden, dass vielfach mit ungestempelten 
Karten gespielt werde, so erfolgte mit Patent vom 7. August 1693 eine 
neuerliche Publication der bezüglichen Bestimmungen. 

In diesem Patente wurde neben einzelnen auf die Sicherung des 
Gefälles abzielenden Vorkehrungen insbesondere der Verkauf der Karten 
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nicht jedermann freigegeben, sondern das Appaldoprivilegium wegen Verkauf 
und Fabricierung der Karten in den österreichischen Erblanden einem Pächter 
verliehen. 

Dieses -Privilegium war dem nieder-österreichischen Regimentsrathe 
Simon Adrian von Lanzenburg, Edler von Dischingen, 
ertheilt und später auf Johann Friedrich von der Kling über- 
tragen worden. 

Nachdem aber mit der Zeit der Kartenstempel ganz ausser Uebung 
gekommen war, so wurde mit Patent vom 10. Mai 1702 das Privilegium von dem 
letzten Besitzer übernommen und eingelöst und zu Wien eine staatliche 
Fabrik errichtet, welcher allein die Kartenerzeugung zustand. Diese Fabrik 
gab die Karten an die Handelsleute um den bisherigen Preis ab. Das 
Commercium mit den Karten wurde freigegeben und eine besondere Maut 
nicht mehr eingehoben. 

Diese Bestimmungen galten für sämmtliche Provinzen. Mit dem früher 
eitierten Patente vom 26. August 1716 wurde nun, soweit eventuell ein Ver- 
kaufsappaldo sich noch erhalten hatte, ein solches vollständig aufgehoben, und 
für Inner-Oesterreich neuerlich eine Gebühr auf die Karten eingeführt. 

Das Patent vom 26. August 1716 wird zuweilen auch als Patent vom 
2. September 1716 und vom 19. Decembar 1716 citiert, was wohl mit ver- 
schiedenen Publicationsterminen in den einzelnen innerösterreichischen Pro- 
vinzen zusammenhängen dürfte. 

So wird z. B. mit Patent vom 25. Februar 1740 das Stempelpatent 
vom 2. September und 19. December 1716 zur genauesten Darnachachtung 
in Erinnerung gebracht. 

Es hat zwar eine Zeit lang die Absicht bestanden, in Inneröster- 
reich das Stempelpapier neuerlich aufzubeben, den Papieraufschlag wieder 
einzuführen und „auf den nieder-dsterreichischen Fuss einzurichten“, wie 
sich das Hofkammerdecret vom 12. Jänner 1721 ausdrückt, doch wurde diese 
Absicht wieder aufgegeben. Das Stempelpatent vom 26. August 1716 blieb 
weiterhin in Geltung und wurde zu wiederholtenmalen neu publiciert, so 
mit dem bereits oben citierten Patente vom 25. Februar 1740, ferner mit 
den Patenten vom 18. Mai 1743 und vom 11. März 1744. 


Im Jahre 1748 trug sich das Directorium in publicis et cameralibus 
mit dem Plane, die Gebührensätze des Stempelpatentes zu erhöhen. Zu 
diesem Zwecke wurde mit Decret vom 14. December 1748 das böhmische 
Stempelpatent') nach Krain, und mit Decret vom 21. December 1748 an 
die Deputation in Steyr zur Begutachtung hinsichtlich allfälliger Ein- 
führung in den innerösterreichischen Ländern übersendet. 

Woran dieser Plan scheiterte, ist aus den vorhandenen Archivsacten 
nicht zu ersehen. 

Bis zum Jahre 1749 war das Stempelgefälle in einzelnen inneröster- 
reichischen Gebieten an einen gewissen Josef Barbarigo verpachtet. 


1) Siehe weiter unten P. 2. 
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Mit Patent vom 3. Jänner 1750 wurde nur das Gefälle des Papier-, 
Karten- und Haarpoudrestempels in Görz und Gradisca, Triest, 
Fiume, Tolmain, Flitsch, Mitterburg und Castua an Josef 
Zengraff auf 5 Jahre, u. zw. vom 1. November 1749 bis 31. October 1754 
verpachtet. Er musste den Stempel, mit dem kais. kön. Wappen versehen. 
derart stechen lassen, dass er sich von den in den Herzogthümern Steier- 
mark, Kärnten und Krain gebrauchten Stempeln genau unterschied. 
Der Stempel des früheren Pächters wurde als ungiltig erklärt, doch musste 
der neue Pächter den Vorrath an bereits gestempeltem Papier den Eigen- 
thümern desselben auswechseln. 

Dem Pächter war auch gestattet, das Gefälle in Afterbestand zn geben. 

In Krain (mit Ausnahme von Fiume, Triest, Castua, Mitterburg, 
Tolmain und Flitsch) war das Papier-, Karten- und Haarpoudrestempel- 
gefälle bisher cameraliter administriert worden. 

Mit Patent vom 30. October 1750 wurde auch in der genannten 
Provinz versuchsweise dieses Gefälle in derselben Weise wie in Görz und 
Gradisca verpachtet. Pächter war für die Zeit vom 1. November 1750 bis 
31. October 1751 Franz Anton von Kärnburg. 

Mit Patent vom 1. August 1751 wurde der Pachtvertrag mit Kärnburg 
ausser Wirksamkeit gesetzt und ein neuer Vertrag mit Johann Andree 
Krall auf 3 Jahre geschlossen, und zwar für die Zeit vom 1. August 1751 
bis 31. Juli 1754. 

Ob dieses Pachtverhältnis in den genannten Gebietstheilen über das 
Jahr 1754 fortgesetzt wurde und ob mit der Verpachtung gute oder schlechte 
Erfahrungen gemacht worden waren, darüber geben die vorhandenen Acten 
keinen Aufschluss. 

In Steiermark und Kärnten scheint eine Verpachtung nie statt- 
gefunden zu haben. 

Wenigstens erwähnt das Patent vom 24. November 1750, mittels 
welchen die Patente von 1743 und 1744 für Steiermark zur genauesten 
Befolgung neu publiciert wurden, nichts von einer beabsichtigten Ver- 
pachtung; auch finden sich keine solchen Patente vor, wie sie hinsichtlich 
Krain etc. früher besprochen wurden. 


2. Wiedereinführung des Stempelgefälles in den böhmischen 
Erblanden. 

Zu derselben Zeit, da die eben besprochenen Ereignisse vor sich 
giengen, vollzog sich in den böhmischen Erblanden auf dem Gebiete 
des Stempelgefälles ein wesentlicher Umschwung. 

Wir hatten früher gehört, dass im Jahre 1702 in Böhmen der 
Papieraufschlag ohne Ersatz aufgehoben worden war, während er in Mähren 
und Schlesien bestehen blieb. 

Anlässlich der mit den böhmischen, mährischen und schle- 
sischen Ständen abgeschlossenen Decennalrecesse waren den Ständen bei 
Uebernahme der Contributional-, Militär- und Cameral-Systemata behufs 
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leichterer Aufbringung der allgemeinen Landesprästationen, Collectierungs- 
Adminicula überlassen worden, darunter auch die Stempelung des Papieres, 
der Karten und Kalender. 

In Böhmen geschah dies mit Patent vom 5. December 1748, in 
Mähren mit dem zufolge kaiserlichen Rescriptes vom 14. December 1748 
erflossenen Patentes vom 13. Jänner 1749. 

In Schlesien dürfte die . Wiedereinführung des Stempelpapieres 
in dieselbe Zeit fallen; doch war ein darauf bezügliches Patent nicht auf- 
zufinden. 

Diese Patente recipieren grösstentheils die Bestimmungen der Patente 
vom Jahre 1686 und 1692; die einzelnen Acte und Documente, welche 
verschiedenen Stempelclassen unterliegen, sind detailliert aufgeführt, die 
Strafen bei Nichtstempelung für die I. Classe mit 20 Reichsthaler, für die 
II. Classe mit 10 Reichsthaler und für die Ill. Classe mit 1 Reichsthaler 
festgesetzt. Doch finden sich auch hier provinzielle Verschiedenheiten, indem 
für Böhmen die drei Stempelclassen 60 kr. oder 1 Reichsthaler, 15 kr. und 
3 kr. betrugen, während dieselben für Mähren (und wahrscheinlich auch 
für Schlesien) mit 45 kr., 15 kr. und 2 kr. bestimmt wurden; ferner 
war in Mähren das Stempelpapier mit dem mährischen Adler zu merken. 
In dem böhmischen Patente fehlt eine diesbezügliche Bestimmung. 

Der Spielkarten- und Kalenderstempel betrug in beiden 
Provinzen 6 kr. und 2 kr., je nach der Gattung der Spiele, beziehungsweise 
der Grösse der Kalender; doch war im mährischen Patente die An- 
ordnung getroffen, dass der Kartenstempel neben dem mährischen Adler 
mit dem Buchstaben „K“ und der Kalenderstempel mit dem Buchstaben 
„C“ zu versehen sei. 

Nachdem aber das Patent vom 5. December 1748 in Böhmen 
schlecht befolgt wurde und das angenommene Erträgnis nicht lieferte, 
daher das Land Vorstellung erhob, so wurde zufolge kaiserlicher Resolution 
vom 29. November 1749 mit Patent vom 23. Jänner 1750 das Patent 
vom Jahre 1748 erfrischt und in einigen Punkten abgeändert. Es standen 
also beide Patente in Wirksamkeit. 

Der im Jahre 1756 mit Preussen ausgebrochene Krieg hatte zahl- 
reiche Raub- und Plünderungszüge im Gefolge, welchen unter anderen auch 
viele Kanzleien zum Opfer fielen, wobei die vorhandenen Stempelpatente 
zugrunde giengen. Infolgedessen kamen die Bestimmungen des Stempel- 
patentes ganz in Vergessenheit; daher konnte eine Bestrafung der Stempel- 
übertretungen nicht wohl platzgreifen, ohne dass vorher durch eine neuerliche 
Publication der Stempelpatente die Bestimmungen derselben aufgefrischt 
worden wären. Bei der Neupublication der Patente gieng nun der böhmische 
Landesausschuss von folgender Erwägung aus: Bei Errichtung der Decennal- 
Contributional-Systemata wurde den böhmischen Ständen das Papier-, Karten- 
und Kalenderstempelgefälle pro Adminiculo eingeräumt; das Gefälle sank 
aber immer mehr, so dass manches Jahr nicht 16.000 fl. Nutzen blieben; 
dazu kam, dass die Processe und sonstigen gerichtichen Abhandlungen 
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infolge des bereits mehrere Jahre dauernden Krieges ganz in das Stocken 
geriethen. Es war daher die richtige Abtragung des recessmässigen Quantums 
in Frage gestellt und musste an die Verpachtung des Gefälles gedacht 
werden. Es fand sich nun ein Pächter, welcher die beträchtliche Pachtsumme 
jährlicher 24.300 fl. bot und dadurch die Stände der Sorge des richtigen 
Einganges dieses Contributinal-Adminicularzuganges überhob. Der Landes- 
ausschuss glaubte sich daher berechtigt, durch die, wenn auch gegenüber 
den Patenten von 1748 und 1750 etwas geänderte Einrichtung des 
Gesetzes den Pächter in den Stand setzen zu dürfen, mit dem accordierten 
Pachtschillinge und den übrigen durch die Durchführung des Gesetzes er- 
wachsenen Kosten aufzukommen. Ferner erschien es angezeigt, die Bestim- 
mungen der Patente vom Jahre 1748 und 1750 in ein Patent zusammen- 
zufassen. 

Nach diesen Gesichtspunkten wurde das Patent vom 22. Juni 1759 
erlassen. In einigen, wenn auch nicht wesentlichen, auf die Art der Ein- 
hebung des Papierstempels sich beziehenden Punkten wurden die 
früheren Patente abgeändert; ferner wurden für den Kalenderstempel 
4 Classen, u. zw. zu 24 kr., 18 kr., 12 kr., und 9 kr. und für den Karten- 
stempel 3 Classen u. zw. zu 7 kr., 2 kr. und 1 kr., eingeführt. 

Es wurde zwar die Repräsentation und Kammer in Böhmen seitens 
der Hofkanzlei mit Decret vom 22. März 1760 aufgefordert, sich zu recht- 
fertigen, warum in das Papierstempelpatent gegenüber den Bestimmungen 
der Patente vom Jahre 1748 und 1750 geänderte Bestimmungen aufge- 
nommen wurden, ohne vorher die kaiserliche Approbation eingeholt zu haben, 
doch wurde der darüber erstattete umfangreiche Bericht, in welchem die 
früher dargestellten Verhältnisse eingehend erörtert wurden, nach Erstattung 
eines allerunterthänigsten Vortrages genehmigend zur Kenntnis genommen 
(Hofkanzleidecret vom 12. Juli 1760). 


3. Die Erbschaftssteuer vom 6. Juli 1759. 


Der Krieg mit Preussen hatte aber nicht nur die eben erwähnte Epi- 
sode in der Entwicklung des Stempelwesens im Gefolge, sondern war auch 
die unmittelbare Veranlassung zur Neueinführung einer Abgabe, welche sich 
in der Gegenwart zu einem äusserst erträgnisreichen Zweige der Gebühren- 
gesetzgebung entwickelt hat, gleichzeitig aber auch in gewissem Sinne die 
Crux interpretum der Gebührenvorschriften bildet; diese neu eingeführte 
Abgabe ist die Erbschaftssteuer. 

In den Eingangsworten des Patentes vom 6. Juli 1759 wird 
ausdrücklich auf den durch den Krieg mit Preussen verursachten unermess- 
lichen Geldaufwand und auf den durch den Entgang an den gewöhnlichen 
Landeseinkünften erlittenen Schaden hingewiesen. 

Zwar seien diese Unkosten bisher grésstentheils durch Darlehen be- 
stritten worden, doch müsse auf die Tilgung der Schuldenlast Bedacht 
genommen werden. Hiezu sei nun „jener Vorschlag für den billigsten und 
leichtesten angesehen worden, durch welchen die Armen niemals, die Ver- 
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möglicheren aber nur dann zu einer Abgabe verhalten werden, wann ihnen, 
sozusagen, ein unvermuthetes Glück zustosset, und sie zu einer fremden 
erträglichen Erbschaft und anderen Vermögenszuwachs und Einkunft gelangen, 
da es ihnen nicht schwer fallen kann, aus diesem neuen Zuwachs ihres Ver- 
mögens oder Einkunft eine mässige Abgabe, nämlich zehn von Hundert 
unter dem Namen einer Erbschaftssteuer abzureichen und dem gemeinen 
Wesen zu obbesagter billigst- und gerechtester Absicht zu opfern“. 

Die Eingänge aus diesem Gefälle sollten ausschliesslich zur Rück- 
zahlung der mit den Landständen contrahierten Schulden dienen. Ferner 
wird in diesem Patente auch für alle Nachfolger in der Regierung das 
feierlichste Versprechen abgelegt, dass nach Bezahlung dieser Kriegsschulden 
die eingeführte Erbschaftssteuer für alle Zeit aufgehoben und abgethan 
sein solle.') 

Die Erbschaftssteuer ist nach folgenden Grundsätzen einzuheben: 

1. Vom 1. Juli 1759 an sollen alle Personen, welchen in den Erb- 
landen eine Erbschaft, Legat oder donatio inter vivos sive mortis causa 
zufällt, oder welche sonst in den Genuss eines Vermögens eintreten, von 
diesem neu erlangten Vermögen oder Genuss, jedoch nach Abzug aller auf 
einem solchen Vermögen haftenden Schulden, auch Funeral-, Gerichts- und 
anderen rechtmässigen Unkosten, mithin allein von dem reinen übrigbleibenden 
Vermögen nach der Summe des Capitalsanschlages 10 von Hundert in die 
ständische Cassa des betreffenden Landes bar abführen. 

2. Gänzlich ausgenommen sind alle Erbschaften, Legate und Geschenke, 
welche von den eheleiblichen Eltern auf ihre Kinder, oder von diesen auf 
jene in ab- oder aufsteigender Linie im ersten oder weiteren Grad gelangen; 
auch der dritte Theil jener Erbschaft oder Vermächtnis, so das Weib von 
dem Manne, oder umgekehrt, überkomnt. 

3. Weiters sind befreit die kleinen Erbschaften, welche nach Abzug 
der Schulden oder anderen nothwendigen Ausgaben für einen oder mehrere 
Erben 500 fl. nicht übersteigen; ferner die kleinen Legate, welche 100 fl., 
oder Annuallegate, welche jährlich 50 fl. nicht übersteigen; endlich sind 
befreit jene pia Legata und Stiftungen, welche auf heilige Messen, Jahrtage, 
zur Unterhaltung der Armen und Krankenbetten vermacht werden. Geschenke 
bei Lebzeiten sind der Steuer nur unterworfen, wenn sie ganz freiwillig 
sind und 1000 fl. übersteigen. 

4. Zur Erleichterung der Erbschaftsliquidation sind von der Erbschafts- 
steuer ausgenommen: die in der Verlassenschaft befindlichen Hauseinrich- 
tungen als Bilder, Bücher, Ross und Wagen, Leibskleider, Vorrath an Wein, 
Getreide etc.; dagegen gehört in die Verlassenschaft Geld, Gold, Silber und 
Schmuck. | 

5. Die Verlassenschaften der Unterthanen, welche ohnedies mit Lau- 
demiis, Mortuariis, Abfahrtgeldern u. dergl. beschwert sind, sollen, wenn diese 
Abgaben 5 Proc. erreichen, nur die Hälfte der Erbschaftssteuer entrichten. 


1) Dieses Versprechen kam sehr spät zur Erfüllung, nämlich in dem Patente vom 
27. Jänner 1840. 
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6. Die Geistlichkeit hat von ihren zu den Beneficien gehörigen 
ansehnlichen Gütern und Vermögen einen mässigen Beitrag unter dem Titel 
eines Erbschaftssteueräquivalentes zu entrichten, nachdem die Schulden nicht 
weniger zum Schutze der Geistlichkeit als des weltlichen Standes verwendet 
worden sind. Diejenigen, welche ein geistliches Amt oder eine solche Würde 
regulariter auf Lebenszeit und unveränderlich antreten, haben von dem zu 
Capital geschlagenen Vermögen 3 Proc., jene aber, welche dem Instituto 
gemäss nur auf 2, 3 oder 4 Jahre dem Amte vorstehen, haben !/, Proc. 
zu entrichten. 

7. Bei Fideicommissen soll die Erbfolge nicht vom ersten Fideicom- 
mittenten, sondern vom letzten possessor gerechnet werden, um die Erb- 
steuerpflicht oder Freiheit darnach beurtheilen zu können. 

8. Bei Fideicommissen ist die Erbsteuer nicht bei Antretung der 
Erbschaft auf einmal, sondern in sechsjährigen gleichen Raten zu erlegen. 

9. Die Einantwortung der Erbschaften kann erst nach Bezahlung der 
Erbsteuern erfolgen. 

10. Wenn die Landstände zur Zahlung dieser Steuern Fristen bewilligen, 
so sollen sich die letzteren nur auf 2 Jahre erstrecken; überdies sollen 
vom Betrage der Erbschaftssteuer im ersten Jahre 5 Proc. und im zweiten 
Jahre 6 Proc. Interessen gezahlt werden. 

11. Auch von den Legaten hat der Erbe die Steuer zu bezahlen, kann 
dieselben jedoch von den Legataren in Abzug bringen. Bei Annuallegaten 
werden aber nur von dem jährlich zur Auszahlung gelangenden Betrage 
alljährlich die 10 Proc. entrichtet. 

12. Wird bei der Abschätzung des Vermögens ein solches verschwiegen 
oder verborgen gehalten, so soll es bei seiner Auffindung der Confiscation 
verfallen und in die landtäfliche Schuldencassa abgeführt werden. 

13. Bei Schätzungen sollen fruchtbringende Güter nicht höher als 
mit 5 Proc. angeschlagen, Lustgebäude etc. nach jenem Quantum zum 
Capital angerechnet werden, wie sie leicht verkauft werden könnten. 

14. Die Art der Einbringung der Erbschaftssteuer wird den Ständen 
jeden Landes überlassen. Ergeben sich bei diesem Gefälle Strittigkeiten, 
dann soll durch eine von den Landständen zusammengesetzte Commission 
das erste Erkenntnis geschöpft werden, gegen welches der Recurs an jene 
Instanz ergriffen werden kann, welche in jedem Lande zur gerichtlichen 
Erörterung der übrigen landesfürstlichen Gefällssachen bestimmt ist. 

15. Die Gerichte und Stellen haben den Landständen in Erbschafts- 
steuerangelegenheiten Assistenz zu leisten. 

Es war nothwendig, die Bestimmungen des Patentes vom 6. Juli 1759 
etwas eingehender darzulegen, weil durch dasselbe zum erstenmale die 
Vermögenserwerbungen von Todeswegen für staatliche Zwecke zum 
Gegenstande einer Abgabe gemacht wurden, während die bisher aus diesem 
Titel erhobenen Abgaben nur aus dem Unterthänigkeitsverhältnisse ge- 
flossen waren. - 

Ueberdies sind manche Bestimmungen unseres Gebührengesetzes diesem 
Patente nachgebildet. 39* 
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4. Einheitliche Regelung des Stempelgefälles; das Patent vom 
3. Februar 1762. 

Kehren wir nun wieder zu den Stempelvorschriften zurück. 

Wir haben früher die Lage der Verhältnisse in allen Provinzen mit 
Ausnahme Tirols und der Vorlande, worüber die Acten vollständig 
im Stiche lassen, kennen gelernt. 

InBöhmen, Mährenund Schlesien, fernerInnerösterreich, 
herrschte das Stempelpatent, jedoch bestauden in den ersteren Pro- 
vinzen drei Stempelclassen, in den letzteren eine einzige Stempelclasse. 


Oberösterreich, Tirol und die Vorlande scheinen ganz 
befreit gewesen zu sein, während in Niederösterreich der Papier- 
aufschlag in Geltung stand. l 

Während aber der Papieraufschlag in die Staatscassa floss, gehörte 
der Ertrag des Stempelpapieres den bezüglichen Landesfonden. 

Diese Ungleichheit dauerte jedoch nicht mehr lange. 

Kaiserin Maria Theresia musste bedacht sein, die durch den 
Krieg aufgelaufenen Schulden zu decken und zu diesem Behufe die Staats- 
einnahmen zu vermehren, nachdem die Erträgnisse der Erbsteuer hiezu nicht 
ausreichten. Sie beschloss daher unter Anderem, das Stempelgefalle in 
allen Erblanden einzuführen und auf gleichem Fusse einzurichten. 


Nachdem aber das Stempelgefalle den böhmischen, m&hrischen 
und schlesischen Ständen in den Decennalrecessen durante recessu pro 
fundo adminiculari Contributionum überlassen worden war, und deshalb für 
die Dauer des Recesses nicht genommen werden konnte, so wurde be- 
schlossen, die Stände in der Weise schadlos zu halten, dass ihnen für die 
Dauer des Recesses jener Betrag gegeben würde, um welchen sie dieses 
Gefälle verpachtet hatten. Dadurch erlangte der Staat wieder das freie Ver- 
fügungsrecht über das Stempelwesen. 

Diese Neuordnung sollte bereits mit 1. Jänner 1762 in Wirksam- 
keit treten. 

Es wurde deshalb die bezügliche kais. Entschliessung der böhmischen, 
mährischen und schlesischen Repräsentation seitens des Directorii in pu- 
blicis et cameralibus mit Decret vom 12. October 1761 bekannt gegeben. 
Ferner wurden durch Allerhöchste Resolutionen (1761) die Gesichtspunkte 
festgestellt, nach welchen die Neuregelung des Stempelwesens erfolgen soll. 
Diese Gesichtspunkte waren folgende: 

Das Gefälle ist in eigener Regie zu führen. Die Patentsbestimmungen 
sind nach dem Brandenburgischen und nach anderen Patenten zu verbessern. 
Es sind vier verschiedene Classen des Stempelpapieres einzuführen und 
nicht nur der erste Bogen, sondern auch alle folgenden Bogen zu stempeln. 
Wer die stempelpflichtigen Documente nicht sofort auf gestempeltes Papier 
schreibt, kann dieselben binnen vier Wochen nach der Ausstellung gegen 
Bezahlung des Dupli der Gebühr stempeln lassen; nach Ablauf dieser Frist 
ist im Betretungsfalle das 20-fache zu entrichten. | 
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In das zu erlassende Patent sind auch die Bestimmungen über den 
Karten- und Kalenderstempel einzubeziehen. 

Nach Feststellung dieser Gesichtspunkte wurde eine Hofcommission 
eingesetzt, welche unter Vorsitz Sr. Excellenz des Grafen Chotek einen 
Patententwurf unter Festhaltung der vorgenannten Principien auszuarbeiten 
hatte. Dieser Entwurf wurde zufolge kais. Anordnung am 22. October 1761 
an das Directorium in publicis et cameralibus zur Begutachtung übermittelt. 
Dieses sandte den Entwurf bereits am 28. October 1761. mit wenigen ab- 
ändernden Bemerkungen versehen, mit dem Ersuchen zurück, vor endgiltiger 
Fertigstellung noch die obersten Justizstellen einzuvernehmen. 

Die Aeusserungen der obersten Justizstellen sind zwar aus den Acten 
nicht zu ersehen, doch können sie keineswegs einschneidender Natur gewesen 
sein, denn das von der Hofcommission ausgearbeitete Elaborat wurde in 
fast unveränderter Form in dem Patente vom 3. Februar 1762 zum Gesetze 
erhoben. 

Dieses Patent bildet die Grundlage für die späterhin nachfolgenden 
Patente; selbst in dem Patente vom 9. Februar 1850, R.-G.-Bl. Nr. 50, 
finden sich noch Anklänge an die Bestimmungen des Patentes von 1762; 
daher möge es gestattet sein, bei den Bestimmungen dieses Patentes etwas 
länger zu verweilen. 

Nach den Eingangsworten des Patentes ist dasselbe für die gesammten 
böhmischen und österreichischen Erblande bestimmt. Da die zur Herstellung 
eines dauerhaften Friedens nöthige Fortsetzung des Krieges bemüssigt, auf 
die Beschaffung der Erfordernisse zu denken, und die Absicht der Landes- 
fürstin auch bereits auf die Bedeckung und Zurückzahlung der Schulden 
gerichtet ist, so wurde auf eine extraordinari Beihilfe gedacht, welche den 
armen Mann und Unterthan am wenigsten berührt. Es wurde daher be- 
schlossen, die in den Jahren 1686 und 1692 in den gesammten deutscheu 
Erblanden bereits bekannt gewesene Stempelung des Papieres, wo sie nicht 
mehr ist, als in Oesterreich unter und ob der Enns, Ober- 
(Tirol) und Vorder-Oesterreich wiederum einzuführen, in den übrigen 
Erblanden aber, wo selbe noch in Uebung ist, als in den Ländern des 
Erbkönigreiches Böhmen und in den innerösterreichischen 
Ländern zu verbessern, und in den gesammten Erblanden auf eine durch- 
gängige Gleichheit einzurichten. 

Daher wurde das Stempelpatent vom 20. October 1692 zum grössten 
Theile zum Grunde dieser Anordnung genommen, das Erforderliche verbessert 
und dasjenige, was früher zu begründeten Beschwerden Anlass gegeben 
hatte, weggelassen. 

Art. I. Alle amtlichen Eingaben, amtlichen Expeditionen und Aus- 
fertigungen, ferner alle schriftlich abgefassten Rechtsgeschäfte und alle 
Urkunden müssen auf ein besonderes, mit einem Stempel gezeichnetes 
Papier oder Pergament geschrieben werden, und soll dieses gesiegelte Papier 
pro forma substantiali eines jeden glaubwürdigen Instrumentes oder Schrift 
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geachtet werden. Von dieser Vorschrift sollen auch die Geistlichen und die 
Militares nicht eximiert sein. 

Wer ein Instrument nicht gleich auf gesiegeltes Papier schreibt, kann 
dasselbe noch innerhalb 4 Wochen a dato Instrumenti gegen Bezahlung 
des dupli bei dem Siegelamte lempe lassen, ist jedoch elapso termino in 
die Strafe verfallen. 

Die aus dem Auslande kommenden Schriften und Documente, die 
alten ungestempelten Urkunden und die letztwilligen Verfügungen müssen 
bei ihrer amtlichen Producierung mit einer auf gehdrigem Stempelpapier 
geschriebenen Copia belegt werden. 


Art. II. Es sind daher alle Urkunden, Instrumente und Schriften auf 
keinem anderen Papier auszufertigen, als wovon jeder Bogen gestempelt ist; 
es darf aber auch auf einem gestempelten Bogen oder Blatte nicht mehr 
als ein einziges Instrument oder Document sub poena nullitatis ent- 
halten sein und ausgefertigt werden. 


Art. III. Das Stempelpapier wird in vier verschiedene Classen abge- 
theilt. In die erste Classe, welche mit dem doppelten Adler .signiert ist 
und wofür jeder Bogen mit 2 fl. wegen des Stempels gezahlt wird, gehören: 
Die Allerhöchsten Gnadensverleihungen etc., die von den höheren Ständen 
abgefassten letztwilligen Dispositionen etc., endlich Urkunden fiber eine 
grössere Summe als 1000 fl. 


Art. IV. In die zweite Classe, welche mit einem gekrönten Schild 
signiert und mit 1 fl. bezahlt wird, gehören: die über Allerhöchste Gnadens- 
verleihungen etc. ergehenden weiteren Expeditionen, die Vormundschafts- 
und Curatelsangelegenheiten bei den höheren Ständen, ferner die von 
graduierten, privilegierten und titulierten Personen und von den privilegierten 
Bürgern ausgefertigten letztwilligen Verfügungen etc., endlich die Urkunden 
über einen Wert über 500—1000 fl. 


Art. V. In die dritte Classe, welche mit einem gezierten Schild 
gezeichnet und mit 15 kr. bezahlt wird, gehören: Alle letztwilligen Dis- 
positionen von den nicht privilegierten Bürgern und den übrigen Personen, 
alle Instrumente über 100—500 fi., die Vormundschafts- und Curatels- 
angelegenheiten der niederen Stände etc. 


Art. VI. Unter die vierte Classe, welche mit einem glatten Schild 
signiert und mit 3 kr. bezahlt wird, fallen alle nicht ausdrücklich einer 
anderen Classe zugewiesenen Urkunden und Schriften. 


Art. VII. Der Beginn der Wirksamkeit wird auf den 1. April 1762 
festgesetzt. 

Wird nach diesem Zeitpunkte eine Schrift oder Urkunde ungestempelt 
überreicht, so soll der Advocat oder Bestellte, der sie übergeben hat, ohne 
gerichtliches Verfahren mit 4 fl. bestraft werden, ebenso auch jene Kanzlei- 
person, welche etwas auf ungestempeltem Papier ausgefertigt hat. Der 
Richter aber, welcher eine ungestempelte Schrift etc. übernommen und 
darüber erkannt hat, soll mit 6 fl. gestraft werden. 
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Werden Auszüge oder Conti der Kaufleute und Gewerbsleute unge- 
stempelt ausgefertigt, so hat der Schuldner 20 Proc. des Betrages abzu- 
ziehen, den Abzug auf dem Conto zu bemerken und die Hälfte dieses 
Abzuges in das Stempelamt zu schicken, die andere Hälfte aber für sich 
zu behalten. Unterlässt er dies, so hat der Schuldner 20 Proc. in das 
Stempelamt zu erlegen. 

Art. VIII. Derselben Strafe unterliegen alle ungestempelten Rechts- 
urkunden, über welche solange nicht Recht gesprochen werden darf, bis nicht 
20 Proc. des Betrages in das Stempelamt erlegt sind. 

Art. IX. Die gewöhnlich gedruckten Instrumente, wie Tauf-, Trau- 
und Todtenscheine, Pässe etc. dürfen innerhalb 4 Wochen à dato gegen 
Erlag der einfachen Gebühr vom Stempelamte gestempelt werden. 

Art. X. Der Verschleiss des Siegelpapieres findet statt: in Wien 
durch das Ober-Siegelamt. in den kön. und landesfürstl. Hauptstädten 
durch ein Siegelamt, in den übrigen Städten und Ortschaften durch 
Filial-Niederlagen oder Versilberer, ferner durch die Salz-, Maut- und Zoll- 
beamten. 

Auch wird den Kreisämtern, Magistraten, Obrigkeiten, Stadt- und 
Gerichtsschreibern freigestellt, das Siegelpapier um die patentmässige 
Gebühr an andere Privatpersonen zu verkaufen. Wer von früher her an 
Stempelpapier noch Vorrath hat, kann dasselbe mit dem neuen Stempel 
gegen gleichmässige Rebonification versehen lassen. In den Stempelämtern 
und Papierniederlagen werden auch Stempelbögen besserer Papiersorten 
vorhanden sein, doch müssen die Kosten dieses Papieres besonders bezahlt 
werden. Verdorbenes Siegelpapier kann gegen ein anderes gleichwertiges um- 
getauscht werden. Werden halbe, viertel und achtel Bögen zur Stempelung 
gebracht, so müssen sie mit dem Stempel für ganze Bögen versehen werden. 

Art. XI. Den Aemtern wird gestattet, eine entsprechende Quantität 
Siegelpapier zu entlehnen; jedoch müssen sie vor Ende jedes Monates den 
Betrag des verbrauchten Papieres abrechnen und dürfen sich hiebei 1'/, kr. 
von jedem Gulden in Abzug bringen. 

Wer mindestens um 50 fl. Siegelpapier in einer Partie kauft, dem 
werden von jedem Gulden 3 kr. nachgelassen. 

Art. XII. Von dem Gebrauche des Siegelpapieres sind befreit: 

1. Alle Ausfertigungen und Schriften in Contributionsangelegenheiten, 
Maut-. Zoll- und Aufschlags-Bolleten etc. 

2. Der Fiscus und die Cammer-Procuratores. Wenn aber der Fiscus 
einen Process cum expensis behauptet, hat der unterliegende Theil die 
Gebühren der fiscalischen Processchriften in das Siegelamt abzuführen. 

3. Alle Berichte, Gutachten und Expeditionen, welche ex officio ergehen. 

4. Die Sammel-Patente, Fähdepässe und Abschiede der Soldaten. 

5. Jene, welchen nach abgelegtem Juramento paupertatis von den 
Advocaten das Patrocinium gratis geleistet wird. 

6. Die Mendicantes primae classis, welche strictissimam paupertatem 
profitieren. 
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7. Die Spitäler, welche bloss von Almosen leben. 
8. In favorem Commercii die Wechselbriefe und Proteste, solange 
darüber keine Wechselklage geführt wird. 


Art. XIII. Auf die Nachgrabung des Stempels ist die Todesstrafe oder 
eine andere Leibesstrafe gesetzt. Der Anzeiger wird, wenn er auch selbst 
mit complex wäre, mit einem ergiebigen Recompens belohnt. 


Art. XIV. Zum allgemeinen Besten werden auch die zwei Imposten 
des Karten und Kalenderaufschlages in den gesammten böhmi- 
schen und österreichischen Erblanden gleichmässig eingeführt. 


1. Alle in- und ausländischen Karten müssen vor ihrem Gebrauche 
gestempelt werden. 

In Wien und an jenen Orten, wo sonst noch Kartenniederlagen bestehen, 
müssen die Kartenmacher die erzeugten Karten in die Einlösung geben. 

2. Die Aufschlagsgebühr wird in 3 Classen getheilt. In die erste 
Classe zu 7 kr. per Spiel gehören alle feinen Tarok-, Piquet- und Trapelier- 
Karten, und die halbplanierten deutschen Karten. In die zweite Classe zu 
2 kr. per Spiel fallen die unplanierten und die sogenannten Bauernkarten. 
In die dritte Classe zu 10 kr. per Spiel sind alle ausländischen Karten 
zu rechnen. 

3. Den Kaufleuten wird nicht gestattet, ein Spiel Karten höher als der 
ordinari Wert bisher gewesen ist, jedoch mit Zuschlagung des neuen 
Kartenaufschlages zu verkaufen, widrigenfalls für jedes Spiel 5 fl. als 
Strafe zu erlegen sind. 

4. Die Kaufleute haben daher nach den Preisen der Wiener Karten- 
niederlage zu verkaufen: 


ein Spiel Tarokkarten um ...... . . 40 kr. 
B » fein planierte Karten ...... 15 „ 
» » halb planierte Karten ...... 9 , 
» Unplamierte oder gemeine Karten . 6 , 
» » Bauernkarten ......... 4, 


Werden inländische gestempelte Karten ausgeführt, so wird der entrichtete 
Stempelbetrag zurückgezahlt. 

5. Der Beginn des Kartenstempels wird festgesetzt auf 4 Wochen nach 
dem Tage der Publication dieses Patentes. 

6. Gegen die Uebertreter dieser Bestimmungen wird mit Geldstrafen 
vorgegangen. 

Bezüglich der Kalender wird bestimmt: 

1. Alle in- und ausländischen Kalender müssen gestempelt sein. 

2. Der Stempel wird in 5 Classen abgetheilt. 

In die erste Classe zu 15 kr. per Stück gehören alle ausländischen 
deutschen, lateinischen, französischen und welschen Kalender. 

In die zweite Classe zu 12 kr. per Stück gehören die inländischen 
Kalender, welche eine besondere Nachricht oder Beschreibung ange- 
hängt haben. | 
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In die dritte Classe zu 6 kr. per Stück fallen die mit Kupferstichen, 
Sinnbildern etc. gezierten grossen Wandkalender, ferner die sogenannten 
Krakauer und Warschauer Kalender. 

In die vierte Classe zu 2 kr. per Stück fallen die ordinari Kalender 
in Octav und kleinerem Format, wie die kleinen Wand- und Fingerkalender. 

Die fünfte Classe umfasst die sogenannten Bauernkalender, und 
derlei Tafeln, von welchen ein ganzer Riess mit 4 fl., wenn aber weniger 
sind, mit 2 Pfennig jedes Stück bezahlt wird. 

3. Die in das Ausland zu versendenden Kalender sind von der Stempel- 
gebühr befreit. 

In jedem Orte, wo eine Buchdruckerei ist, wird ein Stempelamt er- 
richtet werden. 

5. Auf die Uebertretung dieser Bestimmung sind nebst der Confiscation 
der Kalender Geldstrafen gesetzt. 

Art. XV. Den Bestimmungen dieses Patentes hat Jedermann gehor- 
samst nachzuleben. 

Dieses vorstehende Patent wurde in allen Provinzen eingeführt und 
in Uebung gesetzt. 

Aber bald machten sich in verschiedenen Provinzen wieder Sonder- 
bestrebungen geltend, welchen der Erfolg nicht ausblieb, so dass die ge- 
plante Gleichförmigkeit des Stempelwesens nach sehr kurzem Bestande 
wieder in Brüche gieng. 

Wenn aber auch die provinziellen Verschiedenheiten sich wieder Bahn 
brechen konnten, so bedeutet das Patent vom 3. Februar 1762 in der 
Geschichte des Stempelwesens insoferne einen Wendepunkt, als der Papier- 
aufschlag von dieser Zeit an bis in die Gegenwart nicht mehr auf der 
Bildfläche erschien, vielmehr das Stempelpapier seine unbedingte 
Geltung behauptete. 

Alle nachfolgenden Patente und Gesetze verfolgen nur den Zweck, 
das Stempelwesen zu verbessern und auszugestalten und zu einer reichlich 
fliessenden Einnahmsquelle des Staates zu machen. 

Doch davon ein anderesmal. 


Schluss: Kurzer, kritischer Rückblick. 


Bevor wir jedoch schliessen, sei es gestattet, einen kurzen Rückblick 
auf die eben durchwanderte Entwicklungsperiode des Stempelwesens zu 
werfen und zu prüfen, in wie weit die aus den verschiedenen angeführten 
Patenten in das gegenwärtig in Geltung stehende Gebührengesetz überge- 
gangenen Gebührensätze die Bezeichnung „Gebühren“ verdienen. 

Der Papieraufschlag nach den Patenten vom 1. Juni 1675 und 
20. Mai 1693, welcher sich als eine Verbrauchsabgabe darstellt, kommt 
hiebei nicht weiter in Betracht, weil er seit dem Jahre 1762 endgiltig 
aufgehoben erscheint. Der in den Stempelpatenten vom 29. April 1686, 
bezw. 20. October 1692 und 3. Februar 1762 enthaltene Grundgedanke ist, 
jedes Schriftstück, durch welches irgend ein Anspruch einer Person docu- 
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mentiert wird, einer Abgabe zu unterwerfen. Ks ist hiebei gleichgiltig, ob 
diese Documentierung in der Ueberreichung einer Eingabe an eine Behörde 
(im Rechts- oder Gnadenwege), ob sie in der ämtlichen Erledigung über 
eine solche Eingabe, oder endlich in der Verfassung privatschriftlicher Ur- 
kunden besteht. 

Diesem Gedankengange ist besonders deutlich in dem Hofkammer- 
decrete vom 10. November 1700!) Ausdruck verliehen, in welchem hervor- 
gehoben wurde, dass eine Stempelabgabe das Papier nicht eher treffen 
würde, als bis es ad usum actualem und zwar zu einem solchen Gebrauche 
kommen würde, welcher nur diejenigen angeht, welche Geld oder 
Geldeswerth zu negotiieren, zu tractieren und zugewinnen 
hätten, während derjenige, welcher vermittelst des Papieres extra com- 
mercium keinen Gewinn, oder Verbesserung seines Vermögens, 
Standes oder Condition sucht und verlangt, von solchem Impost 
nicht getroffen würde. 

Es charakterisiert sich also die Stempelabgabe der angeführten Patente 
sowohl ihrem Inhalte als auch der Absicht des Gesetzgebers nach als eine 
Abgabe vom Vermögensverkehre, oder nach der heutigen Terminologie als 
eine Verkehrssteuer. 

Hiebei ist natürlich von der in den Stempelpatenten aufgenommenen 
Auflage auf Spielkarten, bezw. Kalender abzusehen, denn diese Abgaben 
sind Verbrauchsabgaben. 

Ein wesentlich anderer Gedanke liegt dem innerösterreichischen 
Stempelpatente vom 26. August 1716 zu Grunde. Nach diesem Patente 
sind, wie wir gehört haben, nur die Memorialien, Bittschriften und anderen 
Eingaben sammt ihren Beilagen, welche bei den verschiedenen Stellen, Ge- 
richten und Kanzleien überreicht werden, Gegenstand einer Stempelabgabe. 
Also nur dann, wenn die Staatsbürger eine besondere amtliche Thätigkeit 
für ihre eigenen Interessen in Anspruch nehmen, sollen sie auch die hiedurch 
verursachten Kosten mit einem, wenn auch kleinen Theilbetrage, mittragen 
helfen. Eine solche Abgabe ist ene Gebühr im streng wissenschaftlichen 
Sinne des Wortes. 

Nachdem aber das gegenwärtig in Geltung stehende Gebührengesetz 
seine Entstehung nicht von diesem innerösterreichischen Patente, sondern 
von den übrigen Stempelpatenten, insbesondere jenem vom 3. Februar 1762 
ableitet, so charakterisieren sich die aus den genannten Patenten in unser 
Gebührengesetz übergegangenen Bestimmungen nach ihrer historischen 
Entwicklung nicht als Gebühren, sondern als Verkehrssteuern. 


Hiezu gehören die Stempelgebühren für Ei ng aben und amtliche 
Ausfertigungen, sowie für die verschiedenen Rechtsurkunden. 


Einen breiten Raum in unserem Gebührengesetze nehmen auch die 
Gebühren für Vermögensübertragungen von Todeswegen und die donationes 
inter vivos et mortis causa ein. Auch diese Gebühren, welche aus dem 


— 





1) Vgl. S 602 ff. 
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Erbschaftssteuerpatente vom 6. Juli 1759 tbernommen wurden, sind Ver- 
kehrssteuern im eigentlichen Sinne des Wortes. Dies kommt auch im 
Patente vom Jahre 1759 im Titel selbst zum Ausdrucke, während im Ge- 
bührengesetze vom Jahre 1850 durch den Namen „Gebühr“ der Charakter 

der Abgabe etwas verwischt wird. | 

Es besteht jedoch immerhin noch ein wesentlicher Unterschied zwischen 
den Abgaben der Stempelpatente und der Erbschaftssteuer. Während nämlich 
in den ersteren Fällen die Abgabepflicht des Vermögensverkehres an die 
Bedingung geknüpft ist, dass derselbe durch ein Schriftstück documentiert 
sei, ist diese Bedingung bei der Erbschaftssteuer hinweggefallen. Wohl aber 
entfällt eine Erbschaftssteuer nur dann, wenn ein Vermögenserwerb that- 
sächlich stattgefunden hat, eine Stempelabgabe im Sinne der Stempelpatente 
aber auch dann, wenn ein Vermögensverkehr zwar beabsichtigt ist, aber 
nicht zustande kommt, wie z. B. im Falle der Abweisung eines Gesuches 
und dergl. mehr. 

Aber trotz dieser bedeutenden Unterschiede charakterisieren sich beide 
Arten von Abgaben als Verkehrssteuern und nicht als Gebühren. Man darf 
sich hiebei durch die verschiedene Art der Einhebung nicht irre machen 
lassen. Denn der Stempel ist keine besondere Art der Abgabe, 
sondern nur eine besondere Form der Einhebung einer Abgabe. 

Dagegen finden sich unter den in der Einleitung dieser Abhandlung 
angeführten Abgaben manche, welche sich als Gebühren präsentieren, oder 
wenigstens dem Begriffe der Gebühren sehr nahe kommen. 

Hieher gehört vor allem jene Abgabe, welche die Unterthanen der 
Grundobrigkeit für die Verfassung der verschiedenen Rechtsdocumente zu 
entrichten hatten, !) ferner sind hieher zu zählen die verschiedenen Kanzlei- 
taxen, sowie die der Grundobrigkeit für die Führung des Grundbuches zu 
entrichtenden Grundbuchstaxen. Erwähnung verdient auch der Aufschlag auf 
Ross und anderes Vieh,?) welcher für das „Einschreiben“ des Viehkaufes 
entrichtet werden musste und wozu später noch das Zettelgeld kam. 

Von diesen Abgaben, welche neben den Stempelpatenten in Wirksam- 
keit standen, giengen nur die Taxen für die Führung des Grundbuches in 
unser Gebührengesetz über. 

Die neben den Eingabenstempeln abgesondert zu entrichtenden Gebühren 
für grundbücherliche Eintragungen sind auch heute noch reine Gebühren 
geblieben. 

Die der Grundobrigkeit zugeflossenen Abgaben haben, wie alle aus 
dem Unterthänigkeitsverhältnisse entsprungenen Abgaben, bei Aufhebung 
desselben ihre Giltigkeit verloren. 

Auch die Kanzleitaxen sind mit Rücksicht auf die principielle Unent- 
geltlichkeit der Verwaltungs- und Rechtspflege von unserem Gebührengesetze 
nicht übernommen worden. Denn die mannigfaltig abgestuften Eingaben- 
stempel sind keine Ueberreste der Kanzleitaxen, sondern bilden das Ergebnis 








1) Vgl. S. 574 ff. 
2) Vgl. S. 575 fl. 
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einer sorgfältigen Differenzierung der auf die Eingaben sich beziehenden 
Bestimmungen der alten Stempelpatente. 

Bei dieser Differenzierung wurde aber nicht auf die mehr oder minder 
kostspielige Thätigkeit der staatlichen Organe Bedacht genommen; es 
wurde vielmehr das mehr oder weniger häufige Auftreten der verschiedenen 
Gattungen von Eingaben ins Auge gefasst; überdies dürfte bei Bestimmung 
der Höhe der Stempelabgabe häufig der Umstand ausschlaggebend gewesen 
sein, ob die Ueberreichung der Eingabe im Interesse der Partei als absolut 
nothwendig oder nur als nützlich erscheint. Es ist also nicht nur im Ein- 
gabenstempel als solchem, sondern auch in der Abstufung desselben 
kein gebührenartiges Moment gelegen. 

Das gegenwärtig geltende Gebührengesetz enthält ausser den besprochenen 
Materien noch einen weiteren Complex von Abgaben, welche jedoch ihre 
Anfänge in einer viel späteren, als der der vorliegenden Arbeit zu Grunde 
liegenden Zeit finden: es ist dies die Abgabe für jene Vermögenserwerbungen, 
welche auch ohne Errichtung einer Urkunde abgabepflichtig sind. In diesen 
letzteren Abgaben kommt aber die Verkehrssteuer in ihrer reinsten Form 
zum Ausdrucke. 

Wir sehen also, dass unser Gebührengesetz mit Ausnahme der Gebüren 
für grundbücherliche Eintragungen keine Abgaben enthält, welche sich nach 
ihrer historischen Entwicklung als Gebühren im wissenschaftlichen 
Sinne des Wortes repräsentieren. 

Warum trotzdem unser „Gesetz vom 9. Februar 1850, R.-G.-BI. 
Nr. 50, iber die Gebihren vonRechtsgeschäften, Urkunden, 
Schriften und Amtshandlungen* diesen Titel führt, soll in einer 
späteren Abhandlung untersucht werden. 


u u -. ao) a 


GRUNDSTEUER-NACHLASSE IN FRANKREICH. 


VON 


ERNST v. PLENER. 


Die grossen Steuerreformprojecte des Vorjahres, über die im vorigen Band 
dieser Zeitschrift berichtet wurde, scheiterten bekanntlich an der Unlust und 
Zerfahrenheit der Kammer, welche ebensowohl die allgemeine progressive Personal- 
Einkommensteuer als den Plan einer Reihe von Specialeinkommensteuern von den 
verschiedenen Einkommensquellen verwarf. Die Regierung hielt sich dennoch für 
verpflichtet, die Steuerreform wieder aufzunehmen, und brachte im Februar dieses 
Jahres eine neue Vorlage ein, welche aus vier Theilen bestand. Erstens sollte 
ein Viertheil der Grundsteuer für den Staat nicht mehr zur Erhebung kommen 
und den Gemeinden überwiesen werden, welche den entfallenden Betrag in 
erster Linie zur Aufhebung der persönlichen Leistungen, Spanndiensten für 
Strassenbauten u. dgl., in zweiter Linie zur Herabsetzung der Gemeindezuschläge 
verwenden sollten. Die neue reducierte Grundsteuer sollte für Departements- und 
Gemeindezuschläge sofort die Zuschlagsbasis bilden, während bisher trotz der im 
Jahre 1890 erfolgten Herabsetzung der Grundsteuerhauptsumme um 15:3 Millionen 
Francs dennoch die ursprüngliche höhere Grundsteuervorschreibung noch immer als 
Basis jener Zuschläge angenommen wird; diese Reduction der Zuschlagbasis der 
Grundsteuerträger bedeutet eine Ueberwälzung von etwa 8 Millionen Francs auf die 
übrigen directen Steuerzahler. Der Ausfall an staatlicher Grundsteuer im Betrage 
von 25°8 Millionen Francs sollte wesentlich durch Heranziehung der fremden 
Wertpapiere (nicht der Staatsobligationen) zur Rentensteuer auf valeurs mobilières, 
der sie sich bisher zu entziehen gewusst haben, dann durch eine Erhöhung der 
Uebertragungsgebühren hereingebracht werden, welche von Inhaberpapieren als 
Couponabzug, von auf Namen lautenden Papieren vom einzelnen Uebertragungsacte 
erhoben werden, wobei die bisherige Begünstigung der letzteren bis auf einen 
geringen Unterschied in Wegfall kommen sollte. Der zweite Theil des Reform- 
projectes nahm den vorjährigen Plan der Aufhebung der personnelle-mobiliére 
und ihres Ersatzes durch eine neue Wohnungssteuer mit geringen Modificationen 
wieder auf, welche wesentlich die Vertheilung der Contingente, ein grösseres 
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Ausmaass der zulässigen Abschläge wegen Famlienlasten und eine freiere Berück- 
sichtigung der die Steuerfähigkeit vermindernden persönlichen Verhältnisse betrafen. 
Drittens sollte die Thür- und Fenstersteuer von allen jenen Häusern in Wegfall 
kommen, bei welchen der Gesammtmietwert oder der Mietwert jeder einzelnen 
Wohnung das von der neuen Wohnungssteuer befreite, jeweilige örtliche Mietzins- 
minimum nicht überschreitet, nebenbei sollten auch die Fabriksgebäude von dieser 
Steuer befreit werden; diese theilweise Aufhebung der Thür- und Fenstersteuer 
hätte einen Ausfall von über 16°6 Millionen Francs bedeutet, welcher theils durch 
eine Erhöhung der allgemeinen Gebäudesteuer von 3°6 Proc. auf 4 Proc. mit 
einem Mehrertrag von 8°8 Millionen und eine Erhöhung der Steuer auf Güter der 
todten Hand um 800.000 Francs, theils durch den mit 6°6 Millionen Francs veran- 
schlagten Mehrertrag der neuen Wohnungssteuer gegenüber der personnelle-mobiliére 
(94:2 gegen 87:6 Millionen) gedeckt werden sollte. Den wesentlich agrarischen 
Charakter des ganzen Reformplanes sollte viertens eine Hypothekarrentensteuer 
vervollständigen; das Zinseinkommen der Hypothekargläubiger soll durch eine 
4-Sproc. Rentensteuer in der Art getroffen werden, dass der Hypothekarschuldner 
den für die Schuldzinsen entfallenden Steuerbetrag entrichtet, denselben aber 
von seiner Grundsteuer abrechnen darf; der Gläubiger erhält weniger an Zinsen 
und muss die dem Schuldner ausgestellte Steuerquittung an Zahlungsstatt für 
den betreffenden Theil seiner Zinsfordernng annehmen. Für den Fiscus ergibt 
sich kein Gewinn, da, soviel an Rentensteuer entrichtet wird, ebensoviel von der 
Grundsteuer abgeht. Die Schuldner von Pfandbriefanstalten haben diesen gegen- 
über dasselbe Recht, d. h. die Steuerquittung als Theilzahlung für die schuldigen 
Hypothekarzinsen den Instituten gegenüber zu verwenden, dadurch wird das 
Einkommen der Institute geringer, welche von ihrem ganzen Einkommen die 
4-5proc. valeurs mobilières Steuer zu entrichten haben; um eine Doppelbesteuerung 
zu vermeiden, wird daher den Instituten das Recht eingeräumt, den Betrag, 
um den sie verkürzt werden, von ihrer valeurs mobiliöres Steuer abzuziehen, 
der dadurch entstehende reelle Ausfall von 3°2 Millionen Francs sollte durch eine 
Erhöhung der Stempelgebühr von Chirographar-Schuldurkunden hereingebracht 
werden. 

Die Budgetcommission zögerte einigermaassen, die grosse Reformarbeit des 
Vorjahres wieder aufzunehmen, und entschloss sich zunächst nur zu einer Vorlage 
über die Grundsteuerermässigung nebst Vorschlägen zur Deckung des dadurch 
entstehenden Ausfalles. Die Herabsetzung der Grundsteuer ist seit vielen Jahren 
eine populäre Forderung gewesen, dieser Strömung kam bekanntlich das Gesetz 
vom 8. August 1890 nach, welches die Grundsteuerhauptsumme (ohne Staats- 
zuschlag) von 118,547.212 Francs auf 103,279.235 Francs herabsetzte, womit 
man eine Besteuerung von rund 4 Proc. des Reinertrages herstellen wollte, die 
jedoch nicht durchgängig erreicht wurde, da in vielen Gemeinden der Steuer- 
fuss etwas höher ist. Bestrebungen auf weitere Herabsetzung folgten ununter- 
brochen im Laufe der letzten Jahre, zugleich mit den gleichfalls erfolglos ge- 
bliebenen Bemühungen um eine allgemeine Revision des Catasters und eine 
Ausgleichung der sehr verschiedenen Reinertragsziffern. Viele Reductions-Anträge 
waren immer mit einer differenziellen Begünstigung der kleinen Grundbesitzer 
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verbunden. Die Commission schloss sich diesen Anregungen nicht an, die nach 
ihrer Meinung der Natur einer Realsteuer und eines Parcellencatasters wider- 
sprachen, keine Rücksicht auf die verschiedenen Reinertragsziffern in verschiedenen 
Landestheilen nahmen und darum ein einheitliches steuerfreies oder steuerbe- 
günstigtes Minimum ganz verschiedenwertig machten, indem 10 Francs Grund- 
steuer in verschiedenen Landestheilen ganz verschiedenen Ertrags- und Besitz- 
grössen entspräche; der individuelle Steuernachlass bedeute im günstigsten Fall 
für den einzelnen Stenerträger einen ganz minimalen Gewinn, es sei daher 
öxonomisch und finanzpolitisch richtiger, den Grundsteuerbetrag, welchen der 
Staat für sich nicht mehr einheben will, in toto den Gemeinden zu überlassen, 
welche denselben in erster Linie zur Herabminderung aller Gemeindezuschläge, 
eventuell zur theilweisen Herabsetzung der persönlichen Dienst- und Spann- 
leistungen benützen sollen. Die Commission schloss sich daher mit dieser geringen 
Abweichung über die Verwendung der Nachlässe der Regierungsvorlage an, die 
sie in ihrem andern Theile, dem Bedeckungsvorschlag, auch nur darin änderte, 
dass sie die Erhöhung der Uebertragungsgebühr für Inhaberpapiere fallen liess 
und dafür die valeurs mobilières Steuer im allgemeinen von 4 auf 41/, Proc. 
erhöhen wollte. | 

Diese Commissionsanträge kamen ziemlich spät, erst im Juli vor die Kammer, 
welche keine grosse Lust zeigte sie in ihrer Gänze anzunehmen. Die Regierung 
wollte zuerst die Entscheidung bis zum Herbst vertagen, sodann erst die De- 
partementsräthe zu einer ausserordentlichen Session für die Repartition der neuen 
Grundsteuerhauptsumme einberufen. Die Kammer gieng darauf nicht ein, und 
schliesslich legte die Regierung einen Entwurf vor, welcher der Grundsteuer- 
nachlass von 25°8 Millionen Francs (ein Viertheil der Grundsteuerhauptsumnie) 
sofort aussprach, ohne über deren Verwendung und dessen Bedeckung eine Vor- 
sorge zu treffen. Von radicaler Seite wurde wieder versucht, auf das vorjährige 
Gegenproject, einer allgemeinen Personaleinkommensteuer zurückzugreifen, dies 
wurde jedoch abgelehnt und in der darauffolgenden Specialdebatte über den Re- 
gierungsentwurf wurde beantragt, den Erlass der Grundsteuer zu individuellen 
Steuernachlässen zu verwenden. Das Amendement Philipon wollte einen allgemeinen 
Steuernachlass von 10 Francs allen Grundsteuerträgern ununterschiedlich gewähren, 
das Amendement Flandin-Bozérian schlug vor, den Gesammtsteuernachlass in 
folgender Weise zu individuellen Steuernachlässen zu verwenden: Grundsteuer- 
bogen von 10 Francs und darunter soll die ganze staatliche Steuer, jenen von 
10:01 bis 15 Francs soll 3/,, jenen von 15°01 bis 20 Francs die Hälfte und 
jenen von 20°01 bis 25 Francs 3/, der staatlichen Grundsteuer nachgelassen 
werden; Grundsteuerträger von über 25 Francs erhalten gar keinen Nachlass. 
Alle derartigen Vorschläge sind der berechtigten Einwendung ausgesetzt, dass 
sie den grundsätzlichen Charakter eines Parcellencatasters und einer Realsteuer 
verkennen, da durch Besitzübergang das begünstigte Grundstück plötzlich wieder 
steuerpflichtig werden kann, da oft wohlhabende Grundsteuerträger mehrere solche 
kleine Besitzbogen in ihrer Hand vereinigen und ausserdem oft wohlhabende 
Personen nebenbei ein kleines Grundstück besitzen, welches in diesem Falle 
eigentlich eine Begünstigung nicht beanspruchen sollte; alles Widersprüche, -die 
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sich daraus ergeben, dass solche bloss den kleinen Grundsteuerträgern gewährte 
Nachlässe nicht ins System der Realsteuer passen, sondern dem Gedankenkreis 
der Personaleinkommensteuer angehören. Um diesen Einwendungen einigermaassen 
die Spitze abzubrechen, machte nun das Amendement Flandin die Gewährung 
jener Nachlässe davon abhängig, dass die Grundsteuerträger, die darum ansuchen, 
nachweisen müssen, dass sie keine anderen Grundsteuerbogen, als die im begün- 
stigten Ausmaasse besitzen und dass sie an staatlicher personelle-mobiliöre Steuer 
nicht mehr als 20 Francs entrichten. Mit dieser letzteren Bedingung ist das 
Einkommensteuerelement deutlich ausgedrückt, die personelle-mobilöre trifft oder 
soll wenigstens das mittlere Einkommen treffen und nur die ein geringes Ein- 
kommen geniessenden Grundsteuerträger sollen der Grundsteuernachlässe theil- 
haftig werden. Die Antragsteller schätzen die Zahl der so begünstigten Grund- 
steuerträger auf 7°6 Millionen von 8°5 Millionen Grundsteuerträgern überhaupt. 
Uebrigens werden die Mehrzahl der Begünstigten Arbeiter und Häusler sein, 
denn wenn man den Grundsteuerfuss zu 4—5 Proc. vom Reinertrag annimmt, 
so entspricht die höchste Begünstigungsstufe von 25 Francs Grundsteuer ungefähr 
einem Reinertrag von 5—600 Francs, was für einen noch so kleinen selbständigen 
Landwirt zu wenig ist. Ebenso wird die Durchführung eine technisch sehr 
schwierige werden, indem, auch nach der beantragten Einschränkung, der indivi- 
duelle Nachweis des Nachlassanspruches in der Praxis der Steuerämter und in 
der Evidenthaltung des Grundsteuercatasters ein sehr mühsamer sein wird, da 
die subjective personelle-mobiliére Steuerpflicht des Besitzers maassgebend sein 
wird für die Steuerbehandlung der einzelnen Parcelle und des einzelnen Real- 
steuerobjectes. 

Aber alle Bedenken traten in der Kammer zurück vor der populären Seite 
des Antrages. Die strengere Finanzpolitik des ursprünglichen Regierungsentwurfes, 
keine individuellen Nachlässe zu gewähren, sondern den erlassenen Theil der 
Grundsteuer den Gemeinden zu überweisen, fand keine Vertreter mehr, und sowie 
der Verlauf der Steuerreform in Oesterreich seit 20 Jahren gezeigt hat, sind 
individuelle Steuernachlässe in einer volksthümlichen Kammer fast immer unwider- 
stehlich. Gerade die Majorität der gegenwärtigen Kammer ist sichtlich bestrebt, 
sich auf die ländlichen Wählerschaften zu stützen, kurz vorher hatten mitten in 
der Debatte über die Erneuerung des Bankprivilegiums alle Parteien gewetteifert, 
ihn Sympathien für den kleinen Landwirt zu beweisen, die beiden Amendements 
Philipon und Flandin beherrschten daher die ganze Specialdebatte. Das 
erstere wurde mit 301 gegen 260 Stimmen abgelehnt, das andere (mit dem 
Zusatz, dass nur Franzosen Anspruch auf die Nachlässe erheben dürfen) wurde 
einstimmig angenommen, ein gewiss seltener parlamentarischer Fall. Die Kammer 
machte sich keine weitere Sorge um die Bedeckung des Ausfalles, um die Con- 
sequenzen der Nachlässe für die Repartition der Contingente und für die Basis 
der Zuschläge, der Antrag war populär, der Sessionsschluss stand vor der Thür 
und liess keine weiteren Erwägungen mehr zu. 

Die Commission des Senates versuchte anfänglich einen Widerstand, gab 
ihn aber bald angesichts des Druckes der Regierung auf. Einzelne warnende 
Stimmen erhoben sich zwar gegen Gewährung von Nachlässen ohne Ersatz, ein 
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früherer Finanzminister Peytral erinnerte die Regierung nicht mit Unrecht 
daran, dass diese Art der Nachlässe einen einkommensteuerartigen Charakter, ja sogar 
die im Vorjahre von der Regierung so arg bekämpfte persönliche Declaration 
enthielten, der Senat trat jedoch mit grosser Mehrheit nach kurzer Debatte dem 
Kammerbeschluss bei. Die Frage der Grundsteueraufhebung aber ist durch den 
überstürzten Nachlassbeschluss erst recht wieder lebendig geworden. P. Leroy- 
Beaulieu meint in der allerletzten Zeit, eine Grundsteuer, welche so zerrüttet 
wird wie durch den Antrag Flandin, sei überhaupt nicht mehr zu halten 
und proponiert, in Uebereinstimmung mit früheren Anregungen bei der letzten 
grossen Rentenconversion, die bevorstehende Conversion der 3 proc. Rente 
zur gänzlichen Aufhebung der Grundsteuer als staatlicher Steuer überhaupt zu 
benützen. 
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ZUR FRAGE 
DER FACULTATIVEN ALTERSVERSICHERUNG. 


VON 


DR. KARL LETH. 


Mit den Wandlungen, welche sich in den letzten Jahrzehnten rücksichtlich 
der Anschanungen über die socialpolitischen Aufgaben des Staates allerorts voll- 
ziehen, hat sich auch der Gedanke Bahn gebrochen, dass es zur Abwehr der in 
breiteren Bevölkerungsschichten zunehmenden Noth im Alter der staatlichen Für- 
sorge bedarf. Mächtig wirkt in dieser Richtung das Beispiel Deutschlands, woselbst 
schon jetzt infolge der obligatorischen Alters- und Invaliditätsversicherung mehr 
als 300.000 den arbeitenden Kreisen angehörige Personen vor drückender Armen- 
versorgung bewahrt sind, und eine zwar bescheidene, doch gesetzlich fixierte Rente 
geniessen. 

Auch in Oesterreich wurde die Einführung einer die minder bemittelten 
Classen der Bevölkerung umfassenden Altersversicherung wiederholt in Anregung 
gebracht. Der Stand der Frage wurde in der statistischen Monatsschrift 
erörtert.!) Indem wir auf die bezüglichen Mittheilungen hinweisen, können wir 
constatieren, dass die Bestrebungen, welche auf die Ausgestaltung dieses Ver- 
sicherungszweiges abzielen, in doppelter Richtung sich bewegen. Die eine derselben 
geht auf die zwangsweise Durchführung der Altersversicherung nach Deutschlands 
Muster. Bei den vielfachen, geistigen und wirtschaftlichen Beziehungen, welche 
Oesterreich mit dem Nachbarreiche verbinden und bei dem durchschlagenden 
Erfolge, welcher in letzterem mit der obligatorischen Altersversicherung errungen 
wurde, muss eine solche Bewegung stets neue Nahrung finden. Parallel mit 
derselben aber zeigt sich eine andere, nicht minder bedeutungsvolle Strömung 
welche auf die Popularisierung der facultativen Altersversicherung abzielt. Die- 
selbe kommt in folgendem 1894 im Abgeordnetenhause eingebrachten Antrage 
zum Ausdruck: 

„Die hohe Regierung wolle die Errichtung einer staatlichen Anstalt zur 
Sicherstellung von Altersbezügen im Höchsausmaasse bis zu 500 fl. oder 600 fl. 
nach Art der Caisse des retraites in Frankreich in Erwägung ziehen“. Angesichts 
dieser Anregung und im Hinblick auf die Schwierigkeiten, welche der Einführung 
der oblig. Altersversicherung sich entgegenstellen, gewinnt die Frage der facul- 
tativen Altersversicherung durch gemeinnützige Institutionen für Oesterreich 


!) Statistische Monatsschrift 1896. Seite 512 u. flgde. 
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actuelles Interesse. Zur Klärung der Frage dürfte die Kenntnis der Institute, 
welche auf diesem Gebiete im Auslande thätig sind, wesentlich beitragen und 
sollen dieselben im Nachfolgenden betrachtet werden, 


Belgien. 

Die Altersversicherung in Belgien hat erst seit Kurzem intensivere Pflege 
gefunden, wenngleich diesbezügliche Einrichtungen schon seit mehr als 3 Decennien 
bestehen. Deren Entwicklung steht in engem Zusammenhange mit der Thätigkeit 
der staatlichen Caisse de retraite und kommt letzterer auf diesem Gebiete die 
führende Rolle zu. Ihre Präponderanz zeigt sich auch gegenüber den wechselseitigen 
Hilfscassen. Wohl wirken auch solche für die Altersversicherung in erspriesslicher 
Weise; doch vermochten sie nur durch Anschluss an die Caisse de retraite günstige 
Resultate zu erzielen und tragen mehr den Charakter von Vermittlungsstellen der 
Staatsanstalt an sich. Deren Thätigkeit wird daher im Anschlusse an Letztere 
berührt. 

Die Caisse de retraite wurde im Jahre 1850 unter staatlicher Garantie 
zu dem Zwecke gegründet, um die Altersversicherung unter den Arbeitern und 
minder bemittelten Bevölkerungskreisen zu popularisieren. Ursprünglich konnte 
die Cassa nur Altersrenten nach mindestens lVjähriger Einzahlung gewähren, 
welche auf drei Altersstufen laufen durften und zwar auf das 55., 60. und 65. 
Jahr. Die niedrigste Altersrente war mit 24 Francs, die höchste mit 720 Francs 
festgesetzt. Innerhalb dieser Grenzen war jeder durch 12 theilbare Betrag zu- 
lässig. Die Versicherung durfte nur für mindestens 18 Jahre alte Personen und 
nur unter Verzicht auf das eingezahlte Capital erfolgen. 

Diese Bedingungen waren für die Entwicklung des Institutes nicht günstig. 
Sie wurden mit Gesetz vom 16. März 1865 abgeändert. Dieses Gesetz erweiterte 
den Wirkungskreis der Cassa und gliederte dieselbe der „Staatssparcassa“ an, 
welche im selben Jahre gegründet wurde. 

Die diesbezüglichen Normen, welche mit 1. August 1868 in Kraft traten, 
bilden mit einigen nachträglichen Modificationen auch heute noch die Grundlage 
für die Thätigkeit der Altersrentencassa. Gegenwärtig kann jede mindestens 
10jährige Person!) Einzahlungen in die Altersrentencassa bewerkstelligen, und 
zwar entweder bei der Centrale in Brüssel, bei den Filialen, bei den Stellen der 
Nationalbank, bei den Steuereinnehmern oder bei den Postäntern. Das Minimum 
einer Einzahlung ist auf 1 Franc festgesetzt. Jede Summe, welche zur Erwerbung 
einer Rente zu den verlangten Bedingungen und zum Nutzen der bezeichneten 
Person nicht genügt, wird inzwischen in der Caisse d’epargne deponiert. Die 
Altersrenten können sofort nach der Einzahlung beginnen oder bis zu einem 
bestimmten Anfallstage aufgeschoben sein. Das Maximum der Rente darf 1200 Francs 
nicht übersteigen. Wer sich auf mehr hat versichern lassen, erhält keine höhere 
Rente und hat nur Anspruch auf das eingezahlte Capital ohne Zinsen. Der Anfalls- 








1) Durch Gesetz vom 9. August 1897 wurde die Altersgrenze auf 6 Jahre herab- 
gesetzt. Es geschah dies über Anregung der gegenwärtigen Leitung, weiche sich die 
dankenswerte Aufgabe stellt, schon in den Elementarschulen für die Idee der Versicherung 
zu wirken. 
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termin der Rente muss beim Eingehen der Versicherung unwiderruflich festgesetzt 
sein. Ein früherer Bezug kann bewilligt werden, wenn die Existenz der Ver- 
sicherten ausschliesslich von der Arbeit abhängt und vor festgesetztem Alter 
Erwerbsunfähigkeit eintritt. 

Die Rentenansprüche sind unübertragbar und unterliegen keiner Beschlag- 
nahme. Die Auszahlung der angefallenen Renten erfolgt durch die Staatssparcasse 
oder durch die Steuereinnehmer, in deren Bezirk die Bezugsberechtigten wohnen. 

Der Abschluss der Versicherung kann mit oder ohne Vorbehalt des Capitals 
erfolgen. In ersterem Falle erwirbt der Versicherte lediglich nur den Anspruch 
auf eine fixe, mit seinem Tode erlöschende Altersrente und fallen die eingezahlten 
Prämien zur Gänze der Anstalt zu. Der Rentenberechnung wird Capital und 
Zinsen zugrunde gelegt. Im anderen Falle bleibt die Gesammtsumme der Ein- 
zahlungen reserviert und wird den Erben des Versicherten ausbezahlt. Letzterer 
erhält bei Erreichung des versicherten Alters eine lebenslängliche Rente, welche 
ausschliesslich aus den Zinsen resultiert und sich daher gegenüber der Altersver- 
sicherung bei Verzicht des Capitals entsprechend niedriger stellt. 

Die Tarife sind in beiden Fällen günstig und ermöglichen auch für minder 
bemittelte Kreise die Versicherung. Dieselben zeichnen sich durch besondere 
Stabilität aus. Die ursprünglichen Tarife, welche auf Grund eines 4'/, Proc. 
Zinsfusses unter Annahme von 9 Proc. Verwaltungskosten berechnet waren, 
konnten trotz der steigenden Course der Staatswerte infolge Heranziehung anderer 
hoher verzinslicher Papiere und Elocierung der verfügbaren Gelder in Hypotheken 
bis zum Jahre 1888 aufrecht erhalten werden. Jn diesem Jahre wurden neue 
noch gegenwärtig geltende Tarife auf Grund einer 3proc. Verzinsung und unter 
Abzug von 3 Proc. Verwaltungskosten eingeführt. 

Nach diesen Tarifen erwirbt der Versicherte bei monatlicher Einzahlung 
von 1 Franc die nachfolgenden Renten. 


Jahresrente in Francs bei monatlicher Einzahlung von 1 Franc. 










Bei Verlust des Capitals | Bei Vorbehalt des Capitals 


Beitrittsalter Lebensjahr, in welchem der Bezug beginnt 


55 | 60 | 65 | 55 | 60 | 65 





10 Jahre 
20 , 
30 , 
40 , 
50 „ 
60 „ 
64 , 


Ungeachtet der Vortheile, welche die Versicherung bei der Caisse de retraite 
gewährt, hatte dieselbe bis in die jüngste Zeit herauf den Hoffnungen der 
Gründer nur in geringem Grade entsprochen. Lange hatte die Unterstützung der 
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maassgebenden Personen gefehlt. Dieser Umstand machte sich umsumehr fühlbar, 
als es sich ja bei der Altersrentencassa hauptsächlich um die arbeitenden Kreise 
handelt und bei socialen Reformen, welche letztere betreffen, die beständige 
Mitwirkung der Arbeitgeber nicht zu entbehren ist. Es ist daher ein nicht zu 
unterschätzendes Verdienst der Leitung, dass sie, abgesehen von einer sehr 
wirksamen Propaganda überhaupt, auch das Interesse der Unternehmer für die 
Altersversicherung zu wecken verstand und die Anregung zu diesbezüglichen 
Organisationen gab. Ihrer Initiative verdanken die Societäten behufs Erleichterung 
des Beitrittes zur Caisse des retraites ihre Enstehung, welche unter der Patronanz 
der Unternehmer zahlreich gegründet wurden. 

Der Hauptzweck dieser Societäten besteht darin, den Verkehr zwischen 
der caisse des retraites und den Arbeitern des betreffenden Etablissements zu 
vermitteln und letztere durch Zuschüsse zu den Einzahlungen durch eindringliche 
Aufklärung, sowie durch sonstige Maassnahmen zur Altersversicherung anzuregen. 

Ursprünglich waren alle diese Societäten lediglich private Vereiniguugen 
ohne rechtliche Existenz. Ein Theil derselben trägt auch heute noch diesen 
Charakter an sich; doch haben andere von der durch Gesetz vom Jahre 1894 
gebotenen Möglichkeit, die staatliche Anerkennung zu erwirken, Gebrauch gemacht, 
wodurch sie an der Subvention participieren, welche den Hilfscassen alljährlich 
von Staatswegen gewährt wird. 

Den Societäten liegt der Gedanke der Selbsthilfe zugrunde; sie zielen dahin 
ab, die Arbeiter durch eigene Vorsorge zu einer gesicherten Existenz im Alter 
zu führen, doch wird hiebei seitens der Arbeitgeber zumeist in doppelter Richtung 
fordernder Einfluss genommen. 

Zunächst äussert sich derselbe bei Einhebung der zur Deckung der 
Prämien erforderlichen Beträge. 

Um deren regelmässigen Eingang zu sichern, werden sie von den Löhnen 
im Wege der Fabriksverwaltung in Abzug gebracht; sobald die Lohnrücklässe 
die vorgeschriebene Höhe erreicht haben, führen sie die Functionäre an die 
Altersrentencassa ab. 

Die über die Einzahlungen ausgestellten Bücher bleiben zwar Eigenthum 
der Versicherten, werden jedoch bis zum etwaigen Austritt aus dem Unternehmen 
unter Gestattung der Einsicht von der Societät in Aufbewahrung genommen. 
Die rechtliche Grundlage für den Abzug der Prämien ist dadurch gegeben, dass 
sich die Arbeiter freiwillig verpflichten, die entfallenden Beträge von ihren Löhnen 
in Abzug bringen zu lassen. In verschiedenen, insbesondere staatlichen Etablissements 
wird die Anmeldung einer Altersversicherung in der durch das Statut festgesetzten 
Höhe als Bedingung für die Aufnahme der Arbeiter aufgestellt. 

Die Höhe der monatlichen Abzüge schwankt je nach dem Lohne, wird 
übrigens in den einzelnen Unternehmungen verschieden bemessen ; sie ist entweder 
in fixem Ausmaasse bestimmt (1—5 Francs per Monat) oder procentuell festgestellt 
(1—5 Proc. des Verdienstes); höhere als die vorgeschriebenen Versicherungs- 
prämien einzuzahlen, bleibt dem Ermessen der Angestellten überlassen. 

Weiters kommt die Favorisierung dieser Cassen durch die Arbeitgeber 
darin zum Ausdruck, dass letztere zu den Beiträgen der Arbeiter regelmässige 
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Zuschüsse leisten; diese bestehen bei einigen Etablissements in aliquoten Theilen 
des jährlichen Reingewinnes. Verschiedene Unternehinungen verbinden mit den 
Zuwendungen den Nebenzweck, eine grössere Stabilität im Arbeiterstaude herbei- 
zuführen und einen festen Grundstock vun Arbeitskräften zu schaffen. Zu 
diesem Behufe ist beispielsweise in einem Unternehmen die Einrichtung 
getroffen, dass am Ende eines jeden Jahres für alle länger als 10 Janre in 
Arbeit stehenden Personen aus den Mitteln der Unternehmung Einzahlungen 
in die Caisse de retraite geleistet werden, welche für jedes Dienstjahr 1 Francs 
betragen. 


* Auch sonstige Qualificationen der Arbeiter finden bei Auftheilung der von 
den Unternehmungen gegebenen Beträge Berücksichtigung. In einem Brüssler 
Etablissement wird z. B. die Hälfte der gespendeten Summe unter die Mitglieder 
nach der Höhe ihres Verdienstes und die andere Hälfte nach Maassgabe ihrer 
Dienstzeit und ihres Fleisses aufgetheilt. Von dem für jeden einzelnen ermittelten 
Betrage wird der 3. Theil alljährlich den Arbeitern bar ausgezahlt und der Rest 
zur Erhöhung der Altersrente verwendet. 


Die Angliederung der Societäten an die staatliche Altersversicherungsanstalt 
war ein glücklicher Gedanke. Die Organisation der letzteren gewährt absolute 
_ Sicherbeit in Bezug auf die Geschäftsgebahrung und vermeidet auch den Verlust 
der Einzahlungen bei eventuellen Austritten aus dem Etablissement. Der Angestellte 
bewahrt unter allen Umständen das alleinige Eigenthum der erworbenen Renten 
und kann seine Betheiligung in der neuen Arbeit fortsetzen oder unterlassen, 
ohne die bereits erworbenen Rechte zu gefährden. 


Was diese Societäten für .die Arbeiter sowie für die Angestellten der 
Etablissements bedeuten, mögen folgende Beispiele zeigen. 
In einem Etallissement in Lüttich sind die wöchentlichen Beiträge fixiert 
für Arbeiter von 
16—20 Jahren mit 25 ctms. 
20—25 , „ 00 , 
25—380 er 6 75 3 
30—65 . „ I fres. 


Hiefür erhält der Versicherte vom 65. Jahre ab eine Rente ohne Rück- 
zablung des Capitals 


beim Beitrittsalter von im Betrage von Francs 
16 Jahren . . 22.2... 82738 . 
20 , EE E ne E 11825 
40 , ETa er Se 297°64 
oder mit Kückzahlung des Capitals nach dem Tode 
eine Rente ein Capital 
beim Beitrittsalter von im Betrage von Francs 
16 Jahren . . 2... 42870 1967:16 
20 5 E e es 397:19 1920-60 
40 a ae ok oes 122° — 1164 °— 


Zur Frage der facultativen Altersversicherung. 631 


Als Mittelspersonen fir den Verkehr mit der Caisse des retraites wirken 
auch die gegenseitigen Hilfscassen. Die Zahl der Hilfscassen, welche fir ihe 
Mitglieder Einzahlungen bewerkstelligen, ist in stetiger Steigerung begriffen. !) 


Von vielen Cassen wird das Capital zu ihren eigenen Gunsten vorbehalten, 
so dass an sie nach dem Tode eines Versicherten die eingezahlten Summen 
zurückerstattet werden. Hiemit verbinden sie die Absicht, einer Entäusserung 
der Fonds vorzubeugen und das Vermögen zu bewahren. Wohl rechtfertigt sich 
dieser Vorgang, sofern es sich um Capitalien handelt, welche das Stammver- 
mögen der Hilfscassa bilden. Doch ist es fraglich, ob er auch dann platzgreifen 
soll, wenn periodische Zahlungen der Mitglieder, Subventionen, zeitweilige Unter- 
stützungen u. s. w. in Betracht kommen. Diese Summen sollten wohl den Theil- 
pehmern, welche sie einzahlen bezw. zur Zeit der Subventionierung dem Verein 
angehören, unverletzt reserviert bleiben und ist kein Grund vorhanden, künftigen 
Mitgliedern Wohlthaten zu erweisen. 


Infolge des zielbewussten Wirkens der staatlichen Alterscassa und der 
kraftvollen Unterstützung, welche deren Bestrebungen unter den betheiligten 
Kreisen gefunden hat, haben sich die Resultate der Caisse des retraites in den 
letzten Jahren trotz der höheren Tarife günstig gestaltet and ist zu erwarten, 
dass es dieser Anstalt gelingen wird, der Altersversicherung in den breitesten 
Schichten der Bevölkerung Eingang zu verschaffen. 


Im Jahre 1887, dem letzten unter der Geltung der alten Tarife wurden 
in 2815 Posten 656.322 Francs einbezahlt; die Zahl der Rentner betrug 1155, 
der Betrag der ausbezahlten Renten 262.021 Francs, der Versicherungsfond 
6,412.529 Francs. 

Demgegenüber zeigt das letzte Geschäftsjahr 111.020 Einzahlungen (hierunter 
87 Proc. durch Mittelspersonen) im Betrage von 2,558.583 Francs. 

Im Rentenbezug standen 2810 Personen mit einem Betrag von 990.943 
Francs, der Versicherungsfond belief sich auf nahezu 17:3 Millionen Francs. 

Besondere Beachtung verdient die ruhige und gleichmässige Entwicklung 
der Altersrentencassa, welche in den nachfolgenden Tabellen (siehe S. 632 u. 633) 
Darstellung findet. 


England. 


Wie in Belgien wird auch in England die Altersversicherung durch 
freie Vereinigungen (Friendly Societies und Trades Unions) und durch ein staat- 
liches Institut (in Verbindung mit der Poste office savings Bank) cultiviert. Doch 
steht der Erfolg bei diesen Instituten weit hinter den Erwartungen zurück. 
Es ist dies umso auffälliger, als in England bei dem ungenügenden Armenwesen 
das Bedürfnis zu einer Ausgestaltung der Altersversorgung auf versicherungs- 
technischer Grundlage in erhöhtem Maasse vorhanden ist und als andererseits mit 
den Hilfscassen und Trades Unions, sowie mit der Poste office savings Bank auf 
anderem Gebiete grossartige Erfolge erzielt wurden. 


1) Ende Juli 1897 beschäftigten sich 265 Cassen mit der Einzahlung von Prämien 
bei der Altersrentencassa. 
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Jahr 





1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1837 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 


Mit Vorbehalt des 





Anzahl 


2.239 


2.135 


48.560 
58.517 
70.618 
91.879 






Capitals 


Betrag 
in Francs 





129.245 
95.247 


1.263 30.523 

115 12.130 
1.825 48.617 
1.222 50.567 
1.350 36.728 
1.404 43.416 


105.022 


2.1389 | 254.989 
2.315 | 222.540 
4.396 74.808 
6.122 | 121.932 
17.101 | 133.835 
26.513 | 238.160 
38.630 | 322.716 





319.123 
429.248 
027.224 
983.898 





Leth. 


Einzahlungen. 


Mit Verzicht auf 
das Capital 


Anzahl 





325 
260 
118 
319 
262 
228 
263 
207 
227 
216 


263. 


245 
261 
277 
2.145 
348 
268 
341 
500 
491 
710 
1.4866 
4.457 
6.706 
10.322 
10.725 
14.859 
19.141 













Betrag 
in Francs 








49.640 
54.113 
29.522 
64.254 
49.597 
87.202 
69.614 
60.398 
42.563 
116.200 
154.178 
116 257 | 
174.219 
190.499 
119.105 
997.225 
232.405 
291.036 
337.254 
433.501 
247.919 
469.878 
777.376 
878.937 
1,257.603 
1,301.156 
1,333.544 
1,826.856 
1,969.685 

























































Anzahl 


1.738 
2.060 
2.337 
4.173 
2.357 
2.403 
2.480 
2.815 
4.887 
6.832 
18 567 
30.970 
45.336 
58.882 
69:242 
85.477 


111.020 


Zusammen 


Betrag 
in Francs 






115.422 
146.398 
59.337 
76.384 
98.216 
137.769 
106.343 
103.814 
96.815 
230.452 
202 083 
176.232 
268.806 
269.612 
182.424 
1,073.123 
318.756 
396.058 
592.243 
656.041 
322.727 
591.814 

- 916.211 
1,117.097 
1,580.319 
1,620.280 
1,762.792 
2,354.079 
2,558.583 








Hierunter Einzahlungen 


durch Mittelspersonen 




















| 
Jahr | 
| 








Bis 360 Fraucs 
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Fällige Renten. 





Von 





361—720 Francs 


| Zahl | Betrag | Zahl 
| 

186% | — — — 
1x69 | es =; = 
30 — =. ge 
1871 | = = | = 
1872 | — æ l ee 
1873 | 231 | 13.704 | 50 
1874 268 | 14580 ' 59 
1875 | 303 17.772 | 67 
1876 | 357 | 20.076! 76 
1877 393 | 22.800; 85 
1878 | 428 | 24516, 9 
1879 485 | 28.176" 110 
1880 | 541 | 31.404 | 123 
1881 596 | 33.696 ' 136 
1282| 655 | 36516 | 144 
1883 | 691 38.148 | 158 
1884! 739 | 41.580 | 173 
1885 | 789 | 46.021! 190 
1886 | 822 | 49.056 | au 
1887 | 902 | 56.401 253 
1288 995 | 62.444 | 154 
1589 | 1.071 70.694 158 
1890 | 1.074 | 71.798 | 197 
1891 | 1.237 | 92.644 | 242 
1892 | 1.394 | 105.687 | 270 
1893 | 1.484 | 116.188 | 334 
1x94 | 1.591 | 130.571 | 389 
1895 | 1.699 469 
1.761 | 159.106 | 537 


1896 


a RS 


148.023 























Von 


721—1200 Francs 


1 











Zusammen 








Betrag | Zahl Betrag Zahl Betrag 
| 

= = = 156 | 24.420 

—- | >= = 165 | 27.336 

- I - = 189 | 31.560 

— = = 219 | 34.440 

= | zs = 248 | 41.940 
33.720 '' — = 281 | 47.424 
39.780 | — = 327 | 54.360 
46.140 | — = 870 | 63.912 
50.988 | zs ER 483 71.064 
60.872, — er 478 | 82.872 
69.768! — = 523 | 94.284 
84.312 | — — | 595 | 109.488 
93.792 | a — | 664 | 125.196 
105.424 | — 2 | 732 | 139.120 
112524 | — — | 799 | 149.040 
125,828; — = | 849 | 163.476 
136.308 | — er 912 | 177.888 
1.716 | — = 979 | 197.737 
171.624 | — = 1.033 | 220.680 
205.620! — = 1.155 | 262.021 
75.768 | 128 | 134.316 | 1.272 | 272.528 
79.278 | 168 | 151,920 | 1.397 | 301.892 
101.553 167 | 180.467 | 1.438 | 353.817 
119.482 | 181 | 178.301 | 1.660 | 390.517 
144.036 | 259 | 282.712 | 1.923 | 532.435 
179.767 | 302 | 332.158 | 2.120 | 628.113 
207.136 | 362 | 400.005 | 2342 | 737.712 
247.402 | 440 | 482.430 | 2.608 | 877.854 
284.060 | 512 | 547.777 | 2.810 | 990.943 


Wein trotzdem bei der Altersversicherung sich nur bescheidene Resultate 
ergeben, so dürfte der Grund zum Theil in den specifisch englischen Verhältnissen 
zu suchen sein. Dic im Volke herrschenden Anschauungen und Gepflogenheiten, 
die Vorliebe fiir andere Versicherungen, durch welche das Budget des Einzelnen 
stark in Anspruch genommen wird, die erhöhte Benützung der Spareinrichtungen, 
die verhältnismässig grosse Sterblichkeit in den höheren Altersclassen sind 
Momente, welche die Altersversicherung lange Zeit in den Hintergrund treten 
liessen. Gegenwärtig wird ihr von maassgebender Seite grössere Aufinerksamkeit 
„ngewendet und geht die Strömung dahin, die Altersversicherang auf Grundlage 
der so überaus populären, über ganz England verbreiteten Friendly Societios 
aufzubauen. Auf diese nimmt auch das weiter unten erörterte Project Chamber- 
lain’s Rücksicht. 

Das Vereinswesen hat in England grosse Verbreitung gewonnen. Ein 
charakteristischer Zug im englischen Volksleben ist ja das Streben nach Association. 
Hierauf ist es zurückzuführen, dass England ein dichtes Netz von Cassen besitzt, 
welche, auf dem Principe der Selbsthilfe und Freiwilligkeit aufgebaut, die wirt- 
schaftlichen und socialen Interessen der einzelnen Bevölkerungsgruppen mächtig 
fördern. Aus der Initiative der letzteren hervorgegangen und durch das wechselnde 
Bedürfnis bedingt, haben diese Vereine eine verschiedene, den speciellen Ver- 
hältnissen angepasste Organisation erhalten; sie zeigen zahlreiche Abstufungen 
je nach Ortsverhältnissen, Bildungsgrad der Mitglieder, Lohnhöhe etc., und deshalb 
finden sich auch grosse Divergenzen in den Leistungen. Die Zersplitterung in der 
Organisation mag vom Standpunkte einer rationellen Verwaltung als Nachtheil 
erscheinen und eine der Ursachen sein, warum die Lage von manchen Cassen 
sich als eine schwierige darstellt; gewiss ist sie aber auch eine der Bedingungen 
für deren Popularisierung geworden, da den individuellen Bedürfnissen und 
Wünschen der Mitglieder in weitestem Maasse Rechnung getragen werden konnte. 

Von diesen Vereinigungen sind die Hilfscassen (Friendly Societies!) für 
die englische Arbeiterversicherung von maassgebender Bedeutung geworden. 

Doch caltivieren sie vornehmlich die Versicherung von Kranken- und 
Begräbnisgeldern. Die Altersversicherung ist bei ihnen trotz ihrer grossen Ver- 
breitung — es existieren mehr als 32.000 Friendly Societies mit einem Vermögen 
von 120 Millionen Gulden und 8 Millionen Mitglieder — nur wenig ausgebildet. 
Am meisten wurde dieselbe noch von den localen Hilfscassen auf dem Lande gepflegt, 


1) Wie in anderen Ländern wurde auch in England die Entwicklung der Hilfscassen 
vielfach durch die oberen Stände, Adel und Geistliche gefördert. Insbesondere auf dem Lande 
wäre es ohne materielle und moralische Unterstützung seitens dieser Kreise bei der 
zerstreut lebenden ländlichen und gewerblichen Arbeiterclasse, welche keine Berührungs- 
punkte hat und viel geringeren Lohn als in den Städten bezieht, zu einer Versicherung 
wohl nie gekommen. Die Verwaltung der Cassen war ursprünglich fast ausschliesslich 
in den Händen der Gründer, welche als „Ehrenmitglieder beitraten und, ohne die Beneficien 
selbst in Anspruch zu nehmen, durch ihre Beiträge die finanzielle Erstarkung der Cassen 
ermöglichten. Nach Consolidierung der Cassen gieng die Verwaltung zumeist an die 
ordentlichen Mitglieder über, welche von da ab die Führerrolle übernahmen. 

In ähnlicher Weise wurden auch die Versicherungscassen der grossen Fabriken und 
der Eisenbahnen von den Unternehmungen gefördert und gebührt letzteren ein grosses 
Verdienst um die Entwicklung der Cassen. 
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jedoch ohne scharfe Unterscheidung und Treunung von den übrigen Versicherungs- 
arten. Verlässliche Daten stehen über die Altersversicherung nicht zu Gebote. 

Das Wort Krankheit wird nämlich vielfach im Sinne von Arbeitsunfähigkeit 
gebraucht und ist in der Krankenversicherung auch die Altersversicherung inbe- 
griffen. Hiedurch wird die Uebersicht über die Resultate der letzteren erschwert. 

Seit dem Jahre 1884 zeigt sich bei den „Arbeiterorden“ das Bestreben, 
die Altersversicherung als selbständigen Versicherungszweig auszubilden. Diese 
Vereinigungen, aus dem vorigen und aus dem Anfange unseres Jahrhundertes 
stammend, stellen sich als Verbände einer grossen Zahl von Versicherungscassen 
mit eigenem Vermögen dar, welche von einander unabhängig und bei principieller 
Wahrung ihrer Autonomie in gewissen Fragen — wie beispielsweise hinsichtlich 
des Prämientarifes — der Centralgewalt des Ordens sich unterwerfen, als deren 
Executivorgan der vollziehende Rath functioniert. Welche Bedeutung diesen Orden 
zukommt, geht daraus hervor, dass im genannten Jahre zwei derselben (Foresters 
und Manchester Unity) eine Mitgliederzahl von ınehr als 12 Millionen Personen 
hatten und über ein Vermögen von nahezu 100 Millionen Gulden verfügten. 
Die Organisation der Altersversicherung bei den Orden ist im Gegensatze zu den 
anderen, den einzelnen Cassen überlassenen Geschäftszweigen auf centraler 
Grundlage aufgebaut. Jedem Mitgliede steht es frei bis zum 50. Lebensjahr dem 
vom Centralverbande errichteten Altersversorgungsfonds beizutreten. Letzterer wird 
vom vollziehenden Rathe verwaltet und strömen bei demselben die von den Logen 
und Districten zu sammelnden Einzahlungen zusammen. Auch dieser Versuch zur 
Popularisierung der Altersversicherung entbehrt des Erfolges. 

Desgleichen haben auch die Trades Unions ungeachtet ihrer grossen Zahl 
(im Jahre 1893 existierten 846 Vereinigungen dieser Kategorie mit 7000 Filialen) 
auf dem Gebiete der Altersversorgung nur wenig erreicht. 

Neben den aus der Initiative der betheiligten Kreise hervorgegangenen 
Cassen wirkt, wie erwähnt, ein staatliches Institut für die Altersversicherung. 
Die Idee eines solchen fällt in eine viel frühere Zeitperiode als in den übrigen 
Ländern. Die ersten Versuche zur Gründung einer staatlichen Altersrentencassa 
reichen mehr als 100 Jahre zurück. In den 70ger Jahren des vorigen Jahr- 
hunderies wurden wiederholt hierauf abzielende Gesetzentwürfe eingebracht, doch 
ohne Erfolg. Auch die zu Beginn unseres Jahrhundertes erneuerten Projecte 
kamen nicht zur Durchführung. Erst im Jahre 1833 wurde ein Gesetz angenommen. 
durch welches eine staatliche Rentencassa für sofort fällige oder aufgeschobene 
Renten im Ausmaasse von 4—20 Pfund Sterling eingeführt wurde. Bei Einzahlung 
der Prämien sollten die Sparcassen und staatlich befugten Banken’ mitwirken. 

Die geringen Resultate führten im Jahre 1864 zur Vorlage eines Gesetz- 
entwurfes, nach welchem der Geschäftskreis der Staatsanstalt erweitert und an Stelle 
der auf dem Principe der Selbsthilfe beruhenden Hilfscassen, bei welchen ver- 
schiedene Missbräuche vorgekoınmen waren, ein staatliches Versicherungssystem 
ausgebildet werden sollte. Dieser Plan fand nicht bloss bei den Hilfscassen, sondern 
auch im Volke selbst heftigen Widerstand; der Gesetzentwurf wurde erst nach 
wesentlichen Modificationen angenommen. 

In der geänderten Fassung trat das Gesetz im Jahre 1865 in Wirksamkeit. 
Durch dasselbe wurde die Verwaltung der staatlichen Versicherunganstalt der 
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Postsparcassa übertragen, welche schon damals trotz der kurzen Zeit des Be- 
standes unerwartete Resultate aufzuweisen hatte. Waren ihr doch während 
der 2jährigen Thätigkeit bis Ende 1863 bereits 319669 Sparer mit einem 
Guthaben von rund 35 Millionen Galden gewonnen worden! Von der Anlehnung 
an ein bereits bestehendes Institut, welches sich vortrefflich bewährt hatte und bei 
der Bevölkerung so rasch populär geworden war, erhoffte die Regierung günstigen 
Erfolg. Doch erfüllten sich nicht die Erwartungen. Bis zum Jahre 1882, also während 
17jährigen Bestandes, waren nur 11.646 Rentenerträge abgeschlossen worden. 

Wenn es auch zweifellos ist, dass verschiedene Gesetzesbestimmungen, wie 
die Beschränkung der Rente auf höchstens 50 Pfund Sterling, die Fixierung des 
Beitrittsalters auf das 14—60 Jahr, die Einschränkung des Versicherungsbetriebes 
auf nur den siebenten Theil der Poststellen etc. hemmend eingewirkt haben, so können 
diese Umstände doch nicht die alleinigen Ursachen der auffallend geringen Ent- 
wicklung sein. Desgleichen vermag auch die von vielen Seiten als Grund ange- 
gebene Concurrenz der Hilfscassen das Zurückbleiben des Staatsinstitutes nicht 
vollends zu erklären. Denn auch in anderen Ländern gab es ähnliche einschrän- 
kende Bestimmungen und wirkten daselbst neben der staatlichen Anstalt gegen- 
seitige Hilfsvereine. Und trotzdem floriert anderwärts die staatliche Altersrentencassa 
und hat die gleichzeitige Thätigkeit der Privatinstitute auf die Altersversicherung 
fürdernd eingewirkt. Man muss vielmehr annehmen, dass die Staatsanstalt in 
England unter dem Einflusse der bereits früher erwähnten, der Altersversicherung 
überhaupt ungünstigen, englischen Verhältnisse leidet. 

Bei diesem Umstande kann es nicht befremden, dass auch die Novelle 
vom Jahre 1882 keine namhaften Erfolge herbeifiihrte. Um diese Zeit wurde, 
angeregt durch die Strömung, welche sich im deutschen Reiche zu Gunsten der 
obligatorischen Altersversicherung Bahn hrach, der Rentenabtheilung der Post- 
sparcassa wieder ein regeres Interesse entgegengebracht und wurde vom englischen 
Parlament eine Commission eingesetzt, um die Gründe der bis dahin nur geringen 
Entwicklung zu erforschen. Als solcbe wurden von der Commission erschwerende 
Formalitäten beim Abschluss der Versicherungsverträge, zu geringe Anzahl der 
mit dem Versicherungsgeschäfte betrauten Poststellen, unzureichende Mittel etc. 
bezeichnet. Das Ergebnis der Berathungen war die Novelle vom Jahre 1882, als 
deren wichtigste Bestimmung die Erhöhung der Maximalgrenze der Renten auf 
100 Pfund Sterling erscheint. 

Die Betheiligung des Publicums an der Rentenabtheilung der Postsparcassa 
ist auch derzeit eine beschränkte. Die Gesammtzahl der am Schlusse des Jahres 
1894 aufrechten Versicherungsverträge belief sich auf 15.179 mit einem Betrage 
von rund 3'/, Millionen Gulden, der Zuwachs während dieses Jahres auf 1038 
Verträge mit rund 400.000 fi. 

Die verhältnismässig geringe Verbreitung, welche die Altersversicherung 
in England gefunden, hat in den letzten Jahren verschiedene Strömungen auf- 
kommen lassen, welche eine Reform dieses Versicherungszweiges intendieren. So 
wurde im Jahre 1894 zu Birmingham eine Alterspeusionsliga für Grossbritanien 
gegründet, um alle mildthätigen Stiftungen, welche ihrem Zwecke entfremdet waren, 
zu vereinigen. Alle zersplitterten Werte sollten zum Beste der Alten und Ge- 
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brechlichen verwendet werden. Als Leistung der Liga ist eine Pension von 
5 Schilling per Woche für alle jene in Aussicht genommen, welche durch Arbeit 
ihren Lebensunterhalt nicht verdienen können. Für diesen Zweck sollen 17 Milli- 
onen Pfund Sterling genügen. 

Auch in Regierungskreisen hat man sich jüngster Zeit neuerlich mit der 
Frage der Altersversicherang beschäftigt und wurde im Jahre 1893 eine Commission 
on the aged Poor eingesetzt, um zu untersuchen „ob irgend welche Veränderungen 
im System der staatlichen Armenpflege wünschenswert seien, insoferne die Be- 
dürftigkeit durch Arbeitsunfähigkeit infolge Alters verursacht ist und ob in diesen 
Fällen anderweitige Hilfsmaassregeln getroffen werden könnten“. 

In dem von der Commission erstatteten Berichte beschränkte sich dieselbe 
im Wesentlichen auf Vorschläge zur Verbesserung der bestehenden Einrichtungen. 
Der Standpunkt der Majorität gipfelte darin, dass das herrschende Armenrecht 
keiner fundamentalen Abänderung, sondern nur einer entsprechenden Verbesserung 
bedürfe. Die Altersversorgung durch die Post solle bekannter und einfacher, jene 
durch die Friendly Societies seitens der Gesetzgebung unterstützt werden. 

Zu diesem Behufe sollen specielle Altersversicherungsfonds gegründet, die 
Alterseinschränkungen für die Versicherung von Kindern bei den Friendly Societies 
aufgehoben werden u. dgl. m. 

Ueber die staatliche Altersversorgung kam der Plenarbeschluss zustande, 
dass die Commission die verschiedenen Projecte einer staatlichen Altersfürsorge, 
die vorgelegen waren, zwar geprüft habe; sie bedauere jedoch mit Rücksicht 
auf die bei Ausarbeitung derselben aufgewendete Mühe und Gedankenarbeit, sowie 
das hohe Interesse für die Allgemeinheit und die tiefe Sympathie mit den 
Leidenden, welche die Autoren inspirierte, — infolge der ihnen anhaftenden 
finanziellen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten keines der Projecte staatlicher 
Versorgung oder subventionierter Versicherung empfehlen zu können. 

Wenn auch die Thätigkeit der Commission als solcher keine produclive 
war, so wurden doch seitens einzelner Mitglieder derselben sehr schätzenswerte 
Anregungen gegeben. Hierin liegt der weit grössere Wert der Berathungen. 
Unter den diesbezüglichen Vorschlägen ist jener von Chamberlain!) von 
actuellem Interesse einerseits wegen der Person des Antragstellers, andererseits 
aber weil das Project den specifisch englischen Verhältnissen am meisten Rechnung 


1) Das Project Chamberlains unterscheidet 3 Fälle: 

1. Höhe der Altersrente 5 Schilling per Woche nach erreichtein 65. Jahre für eine 
einmalige Beitragsleistung des Versicherten von 2 Pfund Sterling 10 Schilling in seinem 
25. Jahre und eiue jährliche Prämie von 1 Pfund Sterling. Der Staat zahlt einen ein- 
maligen Zuschuss von 10 Pfund Sterling für jeden Versicherten und verzinst die Beiträge 
der Versicherten mit 3!/, Proc. 

2. 5 Schilling wöchentliche Altersrente vom 65. Jahre und Versorgung der Witwe 
und Kinder, wenn der Versicherte nach mindestens 3jähriger Prämienzahlung stirbt. 
Beitrag des Versicherten 5 Pfund Sterling und jährliche Prämie 1 Pfund Sterling. Staats- 
zuschuss 15 Pfund Sterling. 

3. Dieser Fall knüpft an die Thätigkeit der Post office Savings bank und der 
Friendly Societies sowie der Trades Unions an. Jenem Arbeiter, der 30 Schilling, und 
jener Arbeiterin, die 25 Schilling bei der Postsparcassa einzahlt oder sich bei einer 
Gewerkschaft auf 6 Pfund Sterling 10 Schilling beziehungsweise 3 Pfund Sterling 
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trägt. Dasselbe will den in England unpopulären Zwang vermeiden und eine 
modificierte Art freiwilliger Versicherung unter staatlichen Zuschuss schaffen. 
Doch hat auch dieser Vorschlag vielfach Widerspruch erfahren. 


Frankreich. 


Frankreich ist mit seinen Institutionen für die freiwillige Altersversicherung 
allen anderen Ländern voraus. Sowohl die genehmigten Hilfscassen (societés 
approuvées) als auch die staatliche Altersrentencassa (caisse nationale des retraites 
pour la vieillesse) wirken auf diesem Gebiete mit grossem Erfolge und haben es ver- 
standen, auch unter den minder bemittelten Bevölkerungskreisen der Altersver- 
sicherung Eingang zu verschaffen. 

Die genehmigten Hilfscassen waren für diesen Versicherungszweig schon 
durch das ihre Organisation regelnde Decret (vom 29. März 1852) bestimmt; 
dasselbe räumte ihnen nebst verschiedenen anderen Rechten und Privilegien, als 
Stempel- und Gebürenfreiheit, Annahme von Geschenken und Vermächtnissen etc., 
auch die Befugnis ein, Altersrenten zu geben und Einzahlungen zu Gunsten ihrer 
Mitglieder bei der staatlichen Rentenanstalt zu machen. Anfangs erfolgten diese 
Einzahlungen auf die Namen der Mitglieder unter Eintragung auf die für letztere 
gelösten Rentenbücher. Seit 1856 aber werden dieselben von den meisten Cassen 
erst in dem Momente an die Caisse des retraites geleistet, in welchem der Renten- 
bezug für das Mitglied beginnt. 

Zur Sicherung der Ansprüche dienen „Altersrentenfonds“, welche durch 
staatliche Zuschüsse, Beiträge der Cassen, Geschenke etc. gebildet werden. Tritt 
ein Mitglied in den Rentenbezug, so wird die zum Kauf der Rente erforderliche 
Summe dem Altersrentenfonds entnommen und bei der Caisse des retraites ein- 
bezahlt. Die Versicherung erfolgt in solchen Fällen zumeist unter Vorbehalt des 
Capitals und fällt letzteres nach dem Tode des Mitgliedes wieder an den Fond 
zurück. Damit ist das Anwachsen des Fonds und die Entwicklung der Alters- 
versicherung bei den Hilfscassen für die Zukunft gewährleistet. 

Die finanzielle Erstarkung der Hilfscassen war ununterbrochen Gegenstand 


der staatlichen Fürsorge. Nahmhafte Subventionen wurden denselben zugewendet. - 


Bis 1891 beliefen sich dieselben auf 17°6 Millionen Francs, d. i. 1/, aller Ein- 
nahmen der Cassen. Auch bei den nicht direct interessierten Bevilkerungskreisen 
fanden diese Institute weitgehende Unterstützung. Zahlreiche Personen, insbe- 
sondere Arbeitgeber, haben, ohne selbst an den Vortheilen der Hilfscassen zu 
participieren, in der Eigenschaft als Ehrenmitglieder nicht unbeträchtliche Zu- 
schüsse geleistet. Auch haben sie durch Betheiligung an der Administration und 
durch Wahrung der Vereinsinteressen erspriesslich gewirkt. Welch grosse Be- 
deutung den Ehrenmitgliedern zukommt, geht daraus hervor, dass schon im 


18 Schilling versichern lässt, verdoppelt der Start die betreffende Altersrente bei 
Erreichung des 65. Jahres. Die Durchführung der Versicherung soll der Postsparcassa 
übertragen werden. Die jährlichen Kosten für den Staat sind bei allgemeiner Betheiligung 
auf 50 Millionen Gulden berechnet. 

Die Gegner dieses Projectes meinen, es wäre nur wenigen Arbeitern möglich, die 
sie treffenden Beiträge zu erschwingen. 
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Jahre 1890 deren Zahl auf nahezu 200.000 sich belief und von ihnen Beiträge 
von mehr als 2 Millionen Francs geleistet wurden. 

Die Wirksamkeit der genehmigten Hilfscassen nahm unter solchen Umständen 
alsbald einen bemerkenswerten Aufschwung. Während im Jahre 1860 1558 Cassen, 
für welche die Altersversicherung Hauptzweck ist, existierten und das Vermögen 
derselben auf 4 Millionen Francs sich belief, zäblte man im Jahre 1880 bereits 
2809 solcher Cassen mit einem Fonds von 38 Millionen, aus welchem 12000 
Mitglieder Renten bezogen. Bis zum Jahre 1894 ist die Zahl der Anstalten auf 
3966 gestiegen, welche über einen Fonds von 109 Millionen Francs verfügten, 
wovon 63 Millionen zur Deckung liquider Pensionen gebunden waren. Die Zahl 
der Rentner betrug Ende 1894 35390, die Summe der jährlichen Pensionen 
2'/, Millionen Francs. 

Neben den genehmigten Hilfscassen wirken auch „Societes autorisées“ — 
zugelassene Hilfscassen — für die Altersversicherung. Deren Resultate sind jedoch 
nicht von Belang. 

Bezüglich beider Arten von Altersrentencassen macht sich eine von 
Interessentenkreisen ausgehende Bewegung wegen Unificierung und Aenderung der 
bestehenden Normen geltend. Dieselbe bezweckt die Lostrennung der Altersver- 
sicherung von den Hilfscassen und Uebertragung an einheitlich organisierte 
„Sociétés de prévoyance mutuelles“. 

Von der grössten Wichtigkeit fir die Verbreitung der Altersversicherung 
in Frankreich ist die staatliche Caisse des retraites. 

Die Errichtung dieser Casse, welche in die Zeit vor dem Entstehen der 
„genehmigten“ Hilfsvereine fällt, steht mit den Vorgāngen bei den „zugelassenen“ 
Hilfscassen in engem Zusammenhange. Geringe Betheiligung seitens der Bevöl- 
kerung, schlechte Verwaltung der Cassen und die ablehnende Haltung, welche 
die Staatsgewalt allen Vereinen gegenüber beobachtete, hatte die Thätigkeit der 
erwāhnten Cassen behindert. Auch die grundlegenden Bestimmungen der letzteren 
waren für die Altersversicherung minder geeignet. Die Mittel wurden- vielfach im 
Wege von Umlagen aufgebracht, was fir Altersrentencassen unzweckmässig ist. 
Bei solchen Instituten muss schon Jahre früher vorgesorgt sein, weil die Aus- 
gaben erst spät, aber dann plötzlich in solcher Höhe eintreten, dass die Auf- 
bringung der erforderlichen Beträge im Umlageverfahren die Kräfte der Mitglieder 
übersteigt. An die Zurücklegung entsprechender Reserven wurde aber bei vielen 
Cassen nicht gedacht. So kam es, dass in der Zeit von 1840--1850 eine grosse 
Anzahl derselben ihre Thatigkeit einstellen musste und zahlreiche Personen hart 
getroffen wurden. Abhilfe suchte man in der Gründung einer allgemeinen Alters- 
rentencassa unter Staatsgarantie (Gesetz vom 18. Juni 1850) und verwirklichte 
damit ein Project, welches schon zur Zeit der ersten constituierenden Versammlung 
aufgetaucht und von da ab wiederholt ventiliert worden war. 

Die Verwaltung dieses Institutes wurde der im Jahre 1578 errichteten Caisse 
des depots et des consignations in Verbindung mit der Amortisationscassa ') übertragen. 

1) Ausser dem Zwecke der Altersversicherung sollte die Caisse des retraites nach 


der Absicht des Gesetzgebers auch zur Amortisation der Staatsschuld dienen und wurde 
zu diesem Behufe mit der Caisse d'amortissement in Verbindung gebracht. Diese hatte 
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Die wesentlichsten Bestimmungen fir die Caisse des retraites zur Zeit der 
Gründung waren folgende. Die Versicherung war eine freiwillige. Einzahlungen 
wurden nur in Summen von 5 Francs oder Vielfachen von 5 Francs angenommen; 
sie konnten zu Gunsten einer jeden über 3 Jahre alten Person erfolgen. Die 
Tarife gründeten sich auf einen Sproc. Zinsfuss unter Berücksichtigung von Zinses- 
zinsen. Die Höhe der Rente für eine Person war auf 600 Francs per Jahr be- 
schränkt. Altersrenten waren bis zum Betrage von 360 Francs unpfandbar und 
unabtretbar. Der Rentenbezug begann je nach Wahl des Versicherten zwischen 
dem 50 und 60 Jalıre, ausnahmsweise früher bei schwerer Verletzung oder vor- 
zeitiger Schwäche. Beim Tode des Versicherten wurde das Capital ohne Zinsen 
den Erben oder Legataren rückgezahlt, wenn der Versicherte bei der Einzahlung 
diese Bedingung stellte. 

Wichtigste Aufgabe der Altersrentencassa, deren Erfüllung durch die ange- 
führten Beschränkungen gewährleistet werden sollte, war die Popularisierung der 
Altersversicherung unter den minder bemittelten Bevölkerungskreisen. Dieser 
Bestimmung wurde jedoch die Cassa in der weiteren Folge wiederholt entfremdet 
und ward dieselbe alsdann stets erst nach langem Bemühen und unter schweren 
finanziellen Opfern ihrem ursprünglichen Zwecke wieder zugeführt. Es ist eine 
lange Reihe von Vorkehrungen, welche zu diesem Behufe erforderlich waren, 
sie lassen erkennen, mit welchen Schwierigkeiten die Förderung social- 
politischer Aufgaben verbunden ist und zeigen andererseits auch, dass sich kein 
Institut, welches auf dem Principe des freiwilligen Beitrittes beruht, dem Ein- 
flusse der allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse und den Vorgängen auf dem 
Geldmarkte zu entziehen vermag. 

Im ersten Jahre ihres Bestehens functionierte die Caisse des retraites ihrer 
Bestimmung gemäss. Doch schon im folgenden Jahre trat eine Aenderung ein. 
Die 5proc. Staatsrente wurde in eine 4!/,proc. convertiert. Die Altersrentencassa, 


bekanntlich die Aufgabe, mit jährlichen Dotationen aus der Staatscassa durch börse- 
mässigen Rückkauf der Rententitres die allmähliche Tilgung der Staatsschuld zu bewirken. 
Auch für die Altersrentencassa war der Ankauf von Staatsrente behufs Fructificierung 
der bei ihr eingezahlten Summen in Aussicht genommen; so lag es denn nahe, beide 
Institute zu verbinden und die Altersrentencassa zur Staatsschuldentilgung heranzuziehen. 
Es wurde bestimmt, dass die disponiblen Gelder in Staatsrenten anzulegen und letztere 
auf den Namen der Altersrentencassa im Grand livre einzutragen sind. Bei Fälligkeit von 
Altersrenten war ein dem Capitalswerte entsprechender Theil der Staatsrenten auf die 
Amortisationscassa umzuschreiben, welche dieselben einzog und dafür die Altersrenten 
zur Auszahlung übernalım. 

Nachdem im Jahre 1871 der Specialfonds zur Tilgung der Staatsschuld aufgehoben 
worden war, beschränkte sich die Thätigkeit der Caisse d’amortissement fortan aus- 
schliesslich auf die Amortisation jener Renten, welche mit den Fonds der Caisse des 
retraites erworben worden waren. Hiedurch wurden wohl die Staatsrenten in dem Maasse 
getilgt, als die Theilnehmer der Cassa in den Bezug der Leibrenten traten; aber der 
Verringerung der ersteren entsprach eine das Budget arg belastende Vermehrung der 
letzteren. Die unerschwingliche Höhe derselben führte im Jahre 1834 zur Aufhebung des 
besprochenen Systems, womit die letzten Spuren der Caisse d’amortissement beseitigt wurden- 

Während der Verbindung der Altersrentencassa mit der Amortisationscassa, d. i. 
vom 11. September 1852 bis 31. December 1883 wurden im ganzen Staatsrenten per 
12 Millionen Francs mit einen Capitalswerte von 322 Millionen Francs amortisiert. 
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gebunden durch die gesetzliche Fixierung des Zinsfusses, legte jedoch ihren Tarifen 
nach wie vor eine Sproc. Verzinsung zugrunde. Folge davon war, dass viele 
Staatsgläubiger in vorgerückterem Alter ihre Staatstitres abgaben und den Gegen- 
wert unter Vorbehalt des Capitals zum Erwerb sofort fälliger Altersrenten ver- 
wendeten, um auch weiterhin eine Sproc. Verzinsung ihrer Capitalien zu erzielen. 

Begünstigt wurden solche Transactionen noch durch die Bestimmung, dass 
die Staatsgläubiger ihre Sproc. Titel zum Nominalbetrage bei der Altersrenten- 
cassa einzahlen durften; man wollte damit den Gläubigen für ihre Person auf 
Lebzeiten den vollen Sproc. Ertrag ihrer Capitalien verbürgen und die Conversion 
weniger fühlbar machen. Unter dem Einflusse dieser Bestimmung schnellten die 
Einzahlungen unvermittelt auf die Höhe von 31 Millionen Francs hinauf; die Zahl 
der Versicherten stieg um 20.099, welche vorwiegend Capitalistenkreisen angehörten. 

Auf die Dauer konnten diese Zustände nicht belassen werden; man musste 
den Zudrang zu der Cassa eindämmen und jene Personen fernhalten, welche die 
Einzahlungen nur zum Zwecke der höheren Verzinsung ihrer Capitalien bewerk- 
stelligten. So wurde denn im Jahre 1853 der Zinsfuss der Tarife auf 4'/, Proc. 
herabgesetzt. Die Wirkung blieb nicht aus. Im Jahre 1854 war der Betrag der 
neuen Einzahlungen bereits auf 1'/, Millionen Francs herabgegangen und damit 
die normale Geschäftsthätigkeit der Caisse des retraites wieder hergestellt, aber 
nicht ohne schwere Opfer für den Staat, welcher aus der Gebarung der Jahre 
1852 und 1853 grosse Verluste erlitt. 

Aehnliche Verhältnisse, jedoch infolge der bedeutend höheren Verlustsummen 
verschärft traten 20 Jahre später zutage. Die Grenze der von einer Person zu 
erwerbenden Altersrenten war im Laufe der Jahre auf 1500 Francs festgesetzt 
worden. Zudem hatte man im Jahre 1£71, in welchem Jahre unter dem Einflusse der 
politischen und allgemein wirtschaftlichen Ereignisse die neuen Versicherungen 
zurückgegangen waren, den Zinsfuss wieder auf 5 Proc. erhöbt. Für die Jahre 
1873 und 1874 mochte ein solcher Zinsfuss durch die exceptionellen Verhältnisse 
begründet sein. Doch schon in den folgenden Jahren zeigten sich die Con- 
sequenzen: die Einzahlungen stiegen in bedenklicher Weise. Im Jahre 1875 be- 
trugen sie 14 Millionen, im Jahre 1881 bereits 68 Milionen Francs! Dieselben, 
zumeist mit Vorbehalt des Capitals, wurden vorwiegend in grossen Beträgen 
geleitet, von gut situierten Leuten, welche sich, wie im Jalıre 1852, die höhere 
Verzinsung zunutze machten. Auch private Versicherungsanstalten, welche ihre 
Tarife auf weniger als 5 Proc. basierten, kauften ihre Mitglieder bei der staat- 
lichen Altersrentencassa ein und zogen auf Kosten des Staates grossen Gewinn 
aus der Differenz der Tarife. 

Erst im Jahre 1882 änderte die caisse des retraites den Zinsfuss auf 
4'/, Proc, Hiedurch, sowie unter dem Einflusse der durch die Finanzkrise ver- 
ursachten allgemeinen Baisse wurde die Cassa ihrem eigentlichen Zwecke, für die 
minder bemittelten Kreise zu dienen, wieder näher gebracht. Die Versicherungen, 
welche auf höhere Renten mit sofortiger Fälligkeit gehen und einen mehr specu- 
lativen Charakter an sich tragen, blieben stabil, während die Zahl jener Ein- 
zahlungen, welche in kleinen Beträgen geleistet die Erwerbung von wirklichen 
Alterspensionen zum Ziel haben, nach wie vor in Zunahme begriffen waren. 
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Der Schaden, welcher während der Periode des hohen Passivzinsfusses für 
die Cassa entstand, war sehr bedeutend: er betrug 40 Millionen Francs und, wenn 
man die Zinsen bis zum Erlöschen der Altersrenten berücksichtigt, rund 100 
Millionen Francs. Zu solchen Consequenzen führte das Bestreben, den Zinsfuss 
der Prämientarife künstlich auf der Höhe zu erhalten! Wie bei der früheren Krise, 
zeigte sich auch in diesem Falle, dass durch den Umstand, als Aenderungen 
des Zinsfusses nur im Gesetzgebungswege erfolgen konnten, die Actionsfreiheit 
der Leitung zwecklos behindert wurde und dass ähnliche Vorkommnisse für die 
Zukunft nur dann völlig zu vermeiden wären, wenn der Passivzinsfuss jeweils 
sogleich dem nach der allgemeinen Marktlage erzielbaren Activzinsfusse ange- 
passt werden kann. Es wurde daher mit Gesetz vom Jahre 1886 die Bestimmung 
getroffen, dass die Höhe der den Prämientafeln zugrunde zu legenden Zinsen 
alljährlich nach dem mittleren Zinsfusse der Veranlagungen des Vorjahres in Ab- 
stufungen von '/, Francs festzusetzen ist. Weiters wurde durch Herabsetzung des 
Betrages der einzelnen Einlagen, durch Heranziehung der Steuereinehmer und 
Postanstalten zum Dienste der Altersrentencassa u. dgl. die weitere Popularisierung 
der Caisse des retraites unter den breiteren Volksschichten zu erreichen gesucht. 

Diese Maassnahmen vervollständigten die Wirkung der im Jahre 1882 ein- 
geleiteten Action. Der Durchschnitt der Einzahlung verminderte sich um mehr 
als die Hälfte: von 78 auf 35 Francs. Es war sohin die Caisse des retraites für 
die kleinen Depots zugänglich gemacht und der Betrag der Pensionen auf die 
dem Zwecke dieses Institutes entsprechende Grenze herabgedrückt worden. 

| Gleichen Charakter tragen auch die Resultate der folgenden Geschäftsjahre 

bis 1891 an sich. Während dieser Periode, in welcher ein 4proc. Zinsfuss in 
Geltung war, zeigte sich bei der Anzahl der Einzahlungen eine stetig steigende 
Tendenz bei nahezu gleicher Zunahme der Beträge. 

Doch schon im Jahre 1891 ergab sich abermals eine abnormale Vermehrung 
der eingezahlten Beträge, hauptsächlich infolge von Versicherungen unter Vorbehalt 
des Capitals; diese machten fast die Hälfte der Einzahlungen Einzelner und mehr als 
?/, der gemeinschaftlichen Einzahlungen aus. Die Verwaltung versuchte durch aber- 
malige Herabsetzung des Zinsfusses (auf 31/, Proc.) dem weiteren Zuströmen grüsserer 
Capitalien vorzubeugen. Wie in den früheren Fällen war ein Rückgang der einge- 
zahlten Summen die Folge, während die Zahl der Depots ununterbrochen sich erhöhte. 

Man konnte sich aber nicht verhehlen, dass der 31/,proc. Zinsfuss bei der 
allgemeinen Depression des Procentsatzes noch immer grosse Vortheile bot 
und eine dauernde Verringerung der grossen Einlagen nicht zu erwarten war. 
Um die Einzahlungen, welche den Charakter von Veranlagungen haben, zu ver- 
ringern, jenen aber, welche das tägliche Ersparnis des Arbeiters oder seinen 
Antheil am Unternehmergewinn in Form eines Beitrages der Arbeitgeber dar- 
stellen, die Vortheile des höheren Zinsfusses und billigeren Tarifes wenigstens 
für die nächste Zeit noch zu sichern, wurde im Jahre 1893 das Maximum der 
jährlichen Einzahlungen auf 500 Francs herabgesetzt. Dieser Betrag schien hin- 
reichend gering, um Capitalien von der Caisse des retraites abzuhalten, und hoch 
genug, um Arbeitern, welche sich im Besitze kleiner Summen befinden. die 
Möglichkeit zur Erhöhung der Altersrente zu bieten. 
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Die grundlegenden Bestimmungen für die Caisse des retraites haben, wie 
gezeigt wurde, wiederholt sehr bedeutende Veränderungen erfahren und bedurfte es 
Jahrzehnte langer Versuche, um derselben jene Organisation zu geben, welche eine 
ihrer Bestimmung entsprechende Wirksamkeit gewährleistet. 

Von den wichtigsten Bestimmungen, welche derzeit in Kraft sind, gibt die 
nachfolgende Darstellung ein Bild. 

Die unter Staatsgarantie stehende Caisse de retraite wird von der Caisse 
des depots et des consignations verwaltet, hat jedoch für die Verwaltungskosten 
aus eigenen Mitteln aufzukommen. Das zur Rentenzahlung erforderliche Capital 
wird aus freiwilligen Zahlungen der Versicherten aufgebracht. Die Einzahlungen 
erfolgen bei der Centrale, bei den Postämtern oder bei den General- und Bezirks- 
finanzeinnehmern, welche der Cassa unterstellt sind. Die Einzahlungen im Minimum 
— 1 Franc — können auf den Namen jeder Person vom 3. Lebensjahre ange- 
fangen erfolgen. Minderjährige über 16 Jahre bedürfen keiner Erlaubnis. Der 
Betrag der Altersrenten wird nach Tarifen berechnet, welchen ein jährlich auf 
Grund der vorjährigen Ergebnisse zu bestimmender Zinsfuss (derzeit 31/, Proc.) 
zugrunde liegt. Das Maximum der Altersrente ist auf 1200 Frans festgesetzt, 
wovon 360 Francs unpfändbar und unabtretbar sind. Die für eine Person einge- 
zahlten Summen dürfen jährlich 500 Francs nicht übersteigen; ausgenommen von 
dieser Beschränkung sind die Einzahlungen der gegenseitigen Unterstützungs- 
cassen. Der Anfall der Rente erfolgt je nach Wahl des Versicherten zwischen 
dem 50. und 65. Lebensjahre. Bei schwerer körperlicher Verletzung oder bei vor- 
zeitiger Schwäche können Renten nach Maassgabe der Einzahlungen auch vor 
dem 50. Jahre flüssig gemacht werden. Kleine Pensionen können in diesem Falle 
mit Hilfe eines in jedem Jahre im Budget eröffneten Credites (1896 15.000 Francs) 
bis zu 360 Francs erhöht werden. 

Die Altersversicherung kann mit Verzicht auf das Capital oder mit Vorbehalt 
desselben erfolgen. In letzterem Falle wird nach dem Tode des Versicherten das 
Capital ohne Zinsen den Erben oder Legataren ausgezahlt. Auf das Capital kann 
jederzeit, um eine höhere Rente zu erlangen, ganz oder zum Theil verzichtet werden. 
Die von der Cassa zu zahlenden Gesammtrenten werden in ein besonderes Staats- 
schuldenbuch eingetragen und erfolgt die Auszahlung bei den Steuercassen. 

Die gegenwärtig geltenden Tarife zeigt die nachstehende Zusammenstellung: 


Jährliche Prämie für eine Rente von 100 Francs vom 60. Jahre 
angefangen. 


Bei Verzicht auf das | Bei Vorbehalt des 
Beitrittsalter 
Capital 


3. Lebensjahr Francs 3°83 Francs 95°40 


10. „529 a 780 
20. „857 „1976 
30. „ 1504 „2649 
40. „ 29— „568 
50. „ 7283 16444 





41* 


644 Leth. 


Von welch hervorragender Bedeutung die Altersrentencassa im Laufe der 
Zeit geworden, erhellt aus den von ihr erzielten Resultaten. Dieselbe hat 
bisher von 1,290.261 Personen 20,751.943 Einzahlungen im Betrage von 
947,948.998 Francs entgegengenommen. Durch die Veranlagung und sonstige 
Einkünfte erhöhten sich die Einnahmen auf 1.459,171.881 Francs. Von den 
eingegangenen Geldern wurden verausgabt für fällige Renten 377,290.727 Francs 
und für die Rückzahlung vorbehaltener Capitalien nach dem Tode der Ver- 
sicherten 206,326.496 Francs. Das Vermögen der Cassa besteht aus 
819,691.822 Francs in Wertpapieren und 46,617.741 Francs in Barem. Die 
Zahl der im Rentenbezug stehenden Personen beläuft sich auf 200.740, welche 
Pensionen per 33 Millionen Francs geniessen. 


Letztere stufen sich folgendermaassen ab: 


Anzahl Betrag in 
der Renten Tausend Francs 
vn 2 bis 50 Frans. ... 63.946 1'853 
„ 50 , 200 ee 91.726 8:413 
, 201, 360 , .... 18.108 4'813 
„ o61 , 600 , .... 13.547 6:328 
»„ 600 , 1500 , .... 12.203 11:808 


Die dargestellten Erfolge sind zam grossen Theile auf die Einzahlungen 


durch Mittelpersonen zurückzuführen. Diese haben insbesondere in den letzten Jahren . 


an Bedeutung gewonnen und den Ausschlag gegeben, dass die Zahl der neuen Ver- 
sicherungen, sowie jene der Einzahlungen überhaupt zugenommen hat und dass 
auch die Höhe der eingelegten Beträge keinen Rückgang zeigt. Die Einzahlungen 
sind vielfach von Arbeitgebern zu Gunsten ihrer Arbeiter geleistet; auch finden 
sich unter denselben zahlreiche Einzahlungen von staatlichen und militärischen 
Instituten und Eisenbahnen. Eine nicht geringe Anzahl von Versicherungen ist 
auch den für ihre Mitglieder Erläge leistenden wechselseitigen Hilfscassen zu 
danken, deren Wirken bereits gewürdigt wurde. Bemerkenswert sind auch die 
localen Vereinigungen, welche zu dem alleinigen Zweck gegründet wurden, um 
den Beitritt zur Caisse des retraites zu begünstigen, sei es, indem sie bloss als 
Vermittler dienen, sei es indem sie behufs Erhöhung der Einzahlungen Beiträge 
gewähren. Das Wesen dieser Organisationen, welche in ähnlicher Weise in Belgien 
für die Altersversicherung wirken, ist bei Behandlung der belgischen Altersrenten- 
cassa berührt. 


Die Jahresresultate der Caisse des retraites in den wichtigsten Positionen 
werden nachstehend gebracht. 


un VD Pr ER. © EEE GE, Teen 8 


Jahr 


1851 
1852 


1853 | 


1854 
1855 


1856 | 


1857 


1858 | 


1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 


1865 | 
1866 | 


1867 


1868 | 


1869 


1870 | 


1871 


1872 | 


1873 
1874 
1875 


1876 | 
1877 | 


1878 


1879 | 
1880 | 


1881 


1882 | 
1883 | 
1884 | 


1885 


1886 | 


1887 


1883 | 
1889 | 
1890 | 
1891 | 
1892 | 
1893 | 
1894 | 


1895 


1896 | 


Mit Vorbehalt des 


Capitals 


2.070 
11.221 
12.813 
15.318 
15.862 
21.917 
83.255 
37.736 
44.084 
49.134 
59.548 
65.179 
70.737 
42.232 
65.935 
60.676 
65.269 
68.152 
94.085 
62.539 
64.193 
111.484 
144.415 
143.493 
151.187 
159.805 
170.185 
184.919 
204.440 
233.874 
248.193 
257.587 
266.772 
279.913 
291.812 
297.808 
323.381 
325.769 
340.995 
364.007 
391.808 
411.882 
511.539 
555.690 
655.161 
793.732 


Anzahl 


Betrag 


in Tausenden 
Francs 


158 
18.389 
3.359 
754 
619 
1.104 
1.023 
1.156 
1.268 
1.338 
1.335 
1.666 
1.739 
1.778 
2.400 
2.248 
2.580 
3.069 
3.692 
3.093 
3.835 
4.728 
4.707 
5.273 
5.804 
6.043 
7.020 
9.525 
21.047 
39.358 
47.921 
38.389 
23.285 
20.675 
22.827 
27.156 
14.649 
14.736 
15.838 
18.566 
21.975 
20.032 
21.215 
21.333 
21.381 
22.653 





Einzahlungen. 









Mit Verzicht auf 


das Capital 
Betrag | 
Anzahl in Tausenden 


4.385 
17.125 
19.546 
18.252 
15.145 
21.205 
22.076 
28.309 
39.770 
59.261 
99.207 

199.215 

231.299 

237.753 

238.121 

223.828 

232.700 

241.627 

236.926 

195.059 

199.661 

215.704 

235.531 

234.401 

243.364 

240.125 

256.215 

304.240 

291.047 

302.219 

322.998 

317.584 

817.031 

317.525 

319.797 

335.776 

353.217 

386.686 

413.436 

420.571 

448.703 

460.709 

465.288 

486.030 

683.598 


1,017.953 





Francs 


1.054 
12.669 
3.593 
830 
825 
1.631 
1.902 
2.094 
2.616 
3.138 
4.733 
5.653 


` 4.808 


5.405 
5.869 
8.117 
6.211 
7.005 
7.329 
4.849 
3.681 
4.084 
4.986 
6.663 
8.472 
10.080 
10.404 
14.955 
18.043 
19.953 
20.113 
18.054 
16.130 
17.061 
18.003 
22.061 
8 876 
9.462 
10.279 
11.486 
12.306 
12.768 
12.563 
9.712 
11.257 
15.260 
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Gesammteinzahlungen 





Anzalıl 





6.459 
28.346 
32.359 
33.970 
31.007 
43.122 
59.331 
66.045 
83 854 

108.395 

158.755 

264.394 

302.036 

279.985 

304.056 

284.504 

297.969 

309.779 

331,011 

257.588 

263.854 

327.188 

379.946 

377.894 

394.551 

399.930 

426.400 

489.159 

495.487 

536.093 

571.191 

575.171 

583.803 

597.438 

611.409 

633.584 

676.628 

712.453 

754.431 

784.578 

840.511 

872.591 

976.827 


1,041.720 
1 338.859 
| 1,811.685 





Betrag 


in Tausenden 


Francs 





1.212 
31.058 
6.952 
1.584 
1.444 
2.734 
2.925 
3.750 
3.884 
4.476 
6.068 
7.320 
6.547 
7.183 
8.269 
8.025 
8.791 
10.074 
11.021 
7.942 
7.519 
8.812 
9.693 
11.936 
14.276 
16.123 
17.424 
24.480 
39.090 
59.311 
68.034 
56.443 
39.415 
37.736 
40.330 
49.212 
23.525 
24.198 
26.117 
30.052 
34.281 
32.799 
33.774 
31.045 
32.638 
37.913 
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Fallige Renten. 
| Betrag Betrag 
Jahr | Zahl in Tausenden Jabr Zahl in Tausenden 
| Francs Francs 
1851 — — 1874 38.762 7.064 
1852 1.176 574 1875 43.419 7.615 
1853 5.216 1.511 1876 53.010 8.343 
1854 7.195 2.062 1877 59.174 9.119 
1855 7.217 2.061 1878 65.991 10.197 
1856 7.898 2.106 1879 75.364 11.965 
1857 7.205 2.221 1880 89.063 14.509 
1858 8.284 2.387 1881 106.093 17.153 
1859 9.108 2.577 1882 123.658 21.197 
1860 9.991 2.755 1883 — 21.774 
1861 10.995 2.987 1884 138.154 23.524 
1862 12.446 3.356 1885 144.868 25.413 
1863 13.658 3.650 1886 147.696 27.193 
1864 15.045 3.910 1887 154.416 29.071 
1865 16.556 3.911 1888 156.501 30.434 
1866 18.185 4.203 1889 161.907 30.833 
1867 20.112 4.499 1890 165.719 31.049 
1868 22.327 5.184 1891 173.388 31.723 
1869 24.944 5.599 1892 180.470 32.237 
1870 27.473 5.953 1893 187.346 32.771 
1871 29.695 6.193 1894 189.498 32.908 
1872 29.388 6.453 1895 196.987 33.216 
1873 32.891 6.694 1896 200.740 33.151 


Schlussbetrachtungen. 


Die Betrachtung der Altersrenteninstitute in Frankreich und Belgien zeugt 
für die Wichtigkeit der freiwilligen Altersversicherung und gibt Beweis von der 
Entwicklungsfähigkeit dieses Versicherungszweiges, falls demselben die Fürsorge 
des Staates und der interessierten Kreise zugewendet wird. 


Wohl erlangt die facultative Altersversicherung für jene Länder erhöhte 
Bedeutung, in welchen eine Zwangsversicherung nicht existiert; doch auch beim 
Bestehen einer solchen ist sie unerlässlich. Beide Arten der Versicherung schliessen 
sich keineswegs aus, sie ergänzen sich vielmehr gegenseitig und wird die eine 
durch die andere mächtig gefördert. Und so erscheint es denn auch dort, wo 
die Altersversicherung obligatorisch ist, wünschenswert, dass neben den Zwangs- 
cassen Institutionen wirken, welche der Bevölkerung zur freiwilligen Versicherung 
Gelegenheit bieten und die Altersversicherung über jene Grenzen hinaus erweitern, 
welche ihr bei zwangsweiser Durchführung stets gezogen sein müssen. 
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Jede Zwangsversicherung greift nämlich in die Privatrechtssphäre der Be- 
theiligten ein und belastet sie wider Willen und ohne Rücksicht auf die speciellen 
Verhältnisse einer von Vielen schwer empfundenen Zahlungspflicht. Für den Fall, 
als die Interessenten allein nicht im Stande sind, die Kosten der Versicherung 
zu tragen, legt sie überdies dem Staate, also der Gesammtheit der Bürger drückende 
Opfer auf. Diese Lasten bringen es mit sich, dass die obligatorische Versicherung 
nicht weiter gehen darf, als Öffentliche Rücksichten dies rechtfertigen und als es 
erforderlich ist, um die zur Verhütung des Massenelendes nothwendige allgemeine 
Verbreitung der Altersversicherung zu erreichen. Ueber diese Grenze hinaus muss 
die Versicherung der freien Entschliessung vorbehalten bleiben und können indi- 
viduelle Ansprüche und Verhältnisse überhaupt nur im Wege der facultativen 
Versicherung Berücksichtigung finden. 

Ob eine Bevölkerungsclasse in die Zwangsversicherung einzubeziehen ist, 
hängt in erster Linie von der wirtschaftlichen Lage und dem dadurch bedingten 
Grade der Versicherungsbedürftigkeit ab, dann aber auch von den Grundsätzen, 
welche bei ihr, beziehungsweise bei den einzelnen Individuen vorherrschen. Ent- 
wickeltes Selbstgefühl, das die Unabhängigkeit auch im Falle der Erwerbsunfähigkeit 
gewahrt wissen will, ausgesprägtes Familienbewusstsein und sonstige Eigenschaften 
bestimmen den Menschen, die Versicherung einzugehen und verleihen ihm die 
moralische Kraft, die Prämienbeiträge selbst unter Entbehrungen aus bescheidenem 
Einkommen zu erübrigen. Wie bei einzelnen Individuen, zeigen sich diese Eigen- 
schaften auch bei ganzen Bevölkerungsschichten in verschiedenem Maasse ent- 
wickelt. 

Dass unter der grossen Masse der Arbeiterschaft, abgesehen von der für 
viele bestehenden Unmöglichkeit, die Prämien zur Gänze aus ihrem Verdienste 
zu bestreiten, das subjective Versicherungsbedürfnis noch nicht so stark ausge- 
prägt ist, um auf die Popularisierung der facultativen Altersversicherung rechnen 
zu können, lehrt die Erfahrung. Selbst in jenen Fällen, in welchen genügender 
Verdienst die Möglichkeit hiezu eröffnet, mangelt vielfach die Ueberzeugung von 
der Unerlässlichkeit und Wichtigkeit der Altersfürsorge. Und so bleibt denn, will 
man die Arbeiterschaft in ihrer Gesammtheit vor der Altersnoth bewahren, nur 
die Einflussnahme von Aussen her. Gleiches gilt bezüglich der den Arbeitern 
zunächst stehenden Kreise. Auch diese nehmen die regelmässig wiederkehrenden 
Kosten für die Versicherung freiwillig nicht auf sich. Blosse Spareinrichtungen 
genügen aber für diesen Zweck nicht mehr. Denn bei der Ungunst der Lebens- 
bedingungen geht der thatsächliche Sparerfolg im allgemeinen über ein bescheidenes 
Maass nicht hinaus und schwinden die Ersparnisse zumeist, wenn ausserordent- 
liche Ereignisse, welche bei jedem früber oder später eintreten, unvorhergesehene 
Ausgaben erfordern. Mag es im speciellen Falle Schuld des Einzelnen sein, 
wenn er sich für das Alter nichts bei Seite legt; die als Massenerscheinung 
auftretende Armut der Altersschwachen ist aber gewiss die Folge äusserer Ver- 
hältnisse, welche sich der Einflussnahme des einzelnen Individuums entziehen. 
Das Streben der socialen Gesetzgebung ist daher darauf gerichtet, auch alle jene 
in die obligatorische Altersversicherung einzuschliessen, welche hinsichtlich der 
Existenzbedingungen den Arbeitern gleich zu halten sind und deren Verdienst 
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ebenfalls nicht genügt, um für die Zeiten der Erwerbsunfähigkeit Vorsorge treffen 
zu können. Das deutsche Gesetz hat dieser Forderung theilweise Rechnung ge- 
tragen; es unterwirft „Arbeiter, Gehilfen, Gesellen, Lehrlinge, Dienstboten; 
Betriebsbeamte, Handlungsgehilfen und Lehrlinge bei Arbeitsverdienst bis 
2000 Mark; sowie Schiffsleute der Versicherungspflicht und ermöglicht überdies 
die Ausdehnung derselben auf Betriebsunternehmer, welche nicht regelmässig 
wenigstens einen Lohnarbeiter beschäftigen, und ohne Rücksicht auf die Zahl der 
beschäftigten Lohnarbeiter auf selbständige Gewerbetreibende, welche in eigenen 
Betriebsstätten im Auftrage und für Rechnung anderer Gewerbetreibenden mit der 
Herstellung oder Bearbeitung gewerblicher Erzeugnisse beschäftigt sind (Haus- 
gewerbetreibende). Eine ähnliche Bestimmung findet sich im schwedischen Entwurfe. 

Wie hinsichtlich des Kreises der Versicherungspflichtigen müssen bei der 
obligatorischen Altersversicherung auch bezugsweise des Anfallsalters und der 
Höhe der Rente die äussersten Grenzen eingehalten werden. Die oben angeführten 
Gründe sprechen auch für eine solche Beschränkung. In Deutschland bewegt sich 
die versicherte Altersrente je nach den Lohnclassen und Beitragswochen zwischen 
106 und 341 Mark jährlich. Der Anfallstermin für die Altersrenten ist auf das 
70. Lebensjahr festgestellt. 

In beiden Richtungen werden die in Deutschland geltenden Bestimmungen 
von den Arbeitern als unzureichend bezeichnet und wird einerseits die Ausdehnung 
des Umfanges der Versicherungspflicht und andererseits der Erhöhung der Renten- 
beträge, sowie die Herabsetzung der Altersgrenze verlangt. Diesbezügliche Reformen 
scheiterten jedoch bisher an der Höhe der Kosten. 

Zu derartigen Forderungen Stellung zu nehmen und die Grenzen für die 
obligatorische Altersversicherung zu fixieren kann nicht Aufgabe der vorliegenden 
Studie sein. Für den Zweck derselben dürfte es genügen zu constatieren, dass 
solche Grenzen bestehen müssen und dass es verfehlt wäre, die obligatorische 
Altersversicherung für die erschöpfende Lösung des Problemes anzusehen. Diese 
allein kann die socialen Misstände, welche sich infolge der zunehmenden Ver- 
armung der Altersschwachen ergeben, nicht leicht beseitigen. Denn ausserhalb der- 
selben wird immer eine grosse Zahl von Versicherungsbedürftigen stehen, bezüglich 
welcher die Einbeziehung in die Zwangversicherung nicht mehr gerechtfertigt 
erscheint, welche aber gleichfalls der Fürsorge und einer von aussen kommenden 
Anregung bedürfen, wenn sie einer wirksamen Altersversorgung theilhaft werden 
sollen. Zudem ist es auch von Vortheil, wenn die der Zwangsversicherung unter- 
worfenen Personen Gelegenheit zu einer über das Maass der Letzteren hinaus- 
gehenden, den individuellen Verhältnissen angepassten Versicherung finden. Diesen 
Zwecken kann wohl nur durch gemeinnützige Institutionen, welche unter stetiger 
Mitwirkung der geistig führenden Kreise die facultative Altersversicherung pflegen. 
entsprochen werden. 

In Oesterreich ist es zu einer solchen Organisation bisher nicht gekommen. 
Eine staatliche Altersrentencassa ist noch nicht gegründet worden und der Initia- 
tive betheiligter Kreise verdanken nur wenige Pensionsinstitute die Entstehung. 
Wenn die Entwicklung der auf dem Principe der Selbsthilfe beruhenden Anstalten 
zurückgeblieben ist, so hat dies wohl zum Theil darin den Grund, dass die 
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frühere Gesetzgebung der Errichtung von Versicherungscassen durch die bethei- 
ligten Kreise nicht günstig war. Das Patent vom 26. November 1852, R.-G.-Bl. 
253, mit den strengen Cautelen für die Einhaltung der Verpflichtungen, der 
genauen Prüfung der Versicherungsfonde, der Nothwendigkeit der staatlichen 
Genehmigung, der Gebüren- und Stempelpflicht und ähnlichen Erfordernissen 
behinderte die Entstehung von kleineren, auf dem Principe der Selbsthilfe be- 
ruhenden Vereinigungen. Auf Grund des Gesetzes vom 15. November 1867 
R.-G.-Bl. 134, wurde die Constituierung solcher Cassen zwar kurze Zeit nach dem 
Inslebentreten desselben von der Staatsverwaltung zugelassen, doch gieng man 
von dieser Praxis, als im Gesetze nicht begründet, bald wieder ab. Erst seit 
dem Jahre 1893, in welchem das Hilfscassengesetz in Wirksamkeit trat, ist die 
formale Vorbedingung für eine intensivere Pflege der Versicherung durch die 
Interessentenkreise gegeben. 

Unter den nach dem letzterwähnten Gesetze zulässigen Geschäftszweigen 
ist auch die Versicherung von Altersrenten angeführt und enthalten die §§ 19, ` 
21 und 22 die grundlegenden Bestimmungen. Das in Ausführung dieses Gesetzes 
mit Erlass des Ministeriums des Innern von 30. December 1894, Zahl 3, hinaus- 
gegebene Musterstatut beschäftigt sich eingehend mit der Altersversicherung 
ı Abschnitt C). Zwei Bestimmungen desselben nehmen die allgemeine Aufmerk- 
samkeit in besonderem Maasse in Anspruch, weil sie bei verständnisvoller Er- 
fassung seitens der Betheiligten geeignet erscheinen, die Versicherung auch ohne 
gesetzlichen Zwang zu verallgemeinen. 

Von der Voraussetzung ausgehend, dass die Popularisierung der Alters- 
versicherung in Arbeiterkreisen nur bei moralischer und materieller Unterstützung 
durch die Arbeitgeber zu erreichen ist, nimmt das Statut die Betheiligung der 
letzteren in der Eigenschaft als unterstützende Mitglieder in Aussicht, $ 21. Als 
solche sind alle jene anzusehen, welche der Hilfscassa entweder einen ein- 
maligen oder fortlaufenden Betrag in bestimmter Höhe zuwenden, sowie jene 
Arbeitgeber (Chefs), welche einen in Procenten der Prämien der ordentlichen Mit- 
glieder festgesetzten Mindesttheilbetrag aus eigenem leisten. Die unterstützenden 
Mitglieder haben keinerlei Anspruch auf die Gewährung von Leistungen seitens 
der Cassa, doch steht ihnen eine gewisse Theilnahme an der Verwaltung zu. 
Haben sich die unterstützenden Mitglieder zur Tragung eines Theiles der Prämien 
der ordentlichen Mitglieder verpflichtet, so sind diese Prämientheilbeträge zu den 
für die Prämienzahlungen festgesetzten Terminen gleichzeitig mit den auf die 
ordentlichen Mitglieder entfallenden Prämienquoten einzuzahlen. 

Welch’ grosse Bedeutung der durch diese Bestimmungen angeregten Be- 
theiligung der Arbeitgeber rücksichtlich des finanziellen Ergebnisses beizumessen 
ist, zeigt das Beispiel Frankreichs, woselbst durch Beiträge der unterstützenden 
Mitglieder alljährlich mehrere Millionen Francs den Hilfscassen zufliessen. Doch 
noch höher zu schätzen ist der moralische Effect einer solchen Betheiligung. 
Insbesondere die im Statute vorgesehenen, im procentuellen Verhältnisse zu den 
Arbeiterbeiträgen stehenden Zuschüsse der Unternehmer bilden, wie die Erfahrungen 
in Belgien und Frankreich beweisen, für die Arbeiter einen mächtigen Anreiz zum 
Eingehen der Versicherung und bieten auch in jenen Fällen, in welchen letztere 
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ablehnend sich verhalten, Gelegenheit, auf dieselben Einfluss zu nehmen und sie 
der Versicherung zuzuführen. 

Dio zweite Bestimmung des Statutes, von welcher gleichfalls eine mächtige 
Förderung der Altersversicherung zu erwarten wäre, ist jene über die einmalige 
Einzahlung der Prämien. Bekanntlich wird die Versicherung in der Regel derart abge- 
schlossen, dass gegen fortlaufende, zu gewissen Terminen fällig werdende Prämien 
eine im Ausmaasse von vorneherein bestimmte Rente erworben wird, und bildet 
die Einhaltung der Prämienzahlungen an den gewählten Terminen die Bedingung 
für den Eintritt in den Rentengenuss. 

In dem Zwange des Mitgliedes zur periodischen Einzahlung liegt der Vorzug 
dieses Systems. Dabei lässt sich aber nicht verkennen, dass eben der Zwang 
beziehungsweise der Umstand, dass die Zahlungen ohne Rücksicht auf die jeweilige 
Höhe des Verdienstes zu leisten sind, viele und vornehmlich jene Personen von 
der Versicherung abhält, deren Einkommen grossen Schwankungen unter- 
worfen ist. Um auch diese für die Altersversicherung zu gewinnen, ist es noth- 
wendig, dass die Höhe und der Zeitpunkt der Prämienzahlungen der jeweiligen 
Zahlungsmöglichkeit angepasst werden könne und dass jede geleistete Einzahlung 
schon an und für sich einen Anspruch auf die ihr entsprechende Rente gewährt. 
Dieses System, welches bei der Caisse des retraites grossen Anklang findet, hat 
das Statut gleichfalls acceptiert. Hienach braucht die Versicherung nicht auf ein 
von Anfang an fixiertes Ausmaass der Rente gerichtet zu sein. Der Versicherungs- 
werber macht vielmehr je nach den verfügbaren Mitteln in beliebigen Zeiträumen 
Einzahlungen von beliebiger Höhe. Jede Zahlung bewirkt den Abschluss einer 
separaten Versicherung und gibt Anspruch auf eine Einzelnrente. Das schliessliche 
Ausmaass der Renten ist das Ergebnis von ebensoviel einzelnen Versicherungen, 
als Einlagen gemacht wurden, und ist gleich der Summe der durch die Einzahlungen 
erworbenen 'Theilbeträge der Altersrenten. 

Die angeführten Bestimmungen, sowie überhaupt die Normen des Hilfs- 
cassengesetzes und der hiezu erflossenen Durchführungsverordnung begünstigen 
zweifelsohne die Entwicklung von Vereinigungen zur Pflege der Altersversicherung 
und ist durch dieselben der Weg vorgezeichnet, welcher bei entsprechender Be- 
nützung zur Popularisierung dieses Versicherungszweiges führen könnte. Um 
Jedoch zu diesem Ziele zu gelangen, bedarf es, wie das Beispiel der Alters- 
einrichtungen in Belgien und Frankreich zeigt, vor allem der thätigen Mitwirkung 
intelligenter, wirtschaftlich kräftiger Bevölkerungskreise. 

Solange diese mangelt, bleiben die gesetzlichen Bestimmungen ein lebloses 
Gefüge. Nur wenn die geistig führenden Personen durch beständige Aufklärung 
unter den versicherungsbedürftigen Volksschichten die Ueberzeugung von der 
Nothwendigkeit der Altersversicherung verallgemeinern und einen Theil der Lasten 
opferwillig auf sich nehmen, kann die durch das Gesetz beabsichtigte Verbreitung 
Ger facultativen Altersversicherung platzgreifen und der darin gelegene Fortschritt 
auf socialpolitischen Gebiete thatsächlich errungen werden. 
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Walras Léon: Etudes d’Economie Sociale (Théorie de la Répartition de la Ri- 
chesse Sociale). 464 S. Lausanne und Paris. 1896. 

In seinen „Principles of Economics“ beklagt Marshall sich sehr über das Unheil, 
welches die populären Zeitschriften und Revuen in Betreff der ernsthaften, wissenschaft- 
lichen Arbeit in England anrichten, weil Leute, deren Ausbildung, Anlagen und Inter- 
essen eine fruchtbare und solide wissenschaftliche Thätigkeit ermöglichen würden, es 
vorziehen, für hohen Preis „halbgedachte Gedanken“ (halfthought thoughts) an die popu- 
lären Zeitschriften zu verkaufen, statt ungekannt von dem grossen Publicum und mit 
wenigem oder keinem pecuniären Ertrage mühsam zu arbeiten, um die wissenschaftliche 
Erkenntnis einen Schritt vorwärts zu bringen. 

Vielleicht in noch höherem Grade gilt dasselbe in Frankreich. Selbst unter den- 
jenigen Nationalökonomen, deren Namen dort am meisten „en vogue“ sind, finden sich 
in Wirklichkeit vielleicht mehr Journalisten und „Autoren“ als Männer der Wissenschaft, 
mehr Advocaten einer bestimmten socialpolitischen Partei als eigentliche „Wahrheits- 
sucher“. Ihre Bücher, von denen nicht wenige nur deshalb da zu sein scheinen, um ver- 
kauft zu werden, enthalten auch meistens nur Sammlungen von „Leitartikeln“, die mit 
ihren wohlgebildeten Perioden und französischem „Esprit“ zwar eine sehr „interessante“ 
Lectüre sind, die aber in wissenschaftlicher Beziehung leider sehr selten eine bahn- 
brechende Bedeutung haben. 

Unter solchen Umständen wirkt es wirklich erfrischend, einem Vertreter der fran- 
zösischen nationalökonomischen Wissenschaft zu begegnen, der die Wissenschaft mit Ernst 
und Gründlichkeit nur um der Wissenschaft willen treibt, und der dazu auch ein wirk- 
lich origineller Denker ist, originell in seinen Conclusionen wie in seiner Art der Dar- 
stellung. Ein solcher Mann ist eben Léon Walras. 

Obwohl es beinahe paradox klingt, lässt sich wohl die Behauptung aufstellen, dass 
Walras in Wirklichkeit nicht so bekannt ist, wie sein Name. In wissenschaftlichen 
Arbeiten der theoretischen „reinen* Oekonomie wird man zwar oft seinen Namen an- 
treffen, dann und wann wird er sogar citiert, aber im Grossen und Ganzen darf man 
wohl sagen, dass Walras in Wirklichkeit verhältnismässig wenig gelesen und studiert 
wird, was wohl hauptsächlich in der ausgedehnten Verwendung mathematischer Formeln 
und Symbole in seiner Darstellung begründet ist; denn diese mathematische Ausdrucks- 
weise bewirkt, dass seine wissenschaftliche Production nicht nur dem grossen Publicum, 
sondern auch einem grossen Theile des engeren Kreises wirklicher Fachleute ein ge- 
schlossenes Buch ist. Die Zeit des blossen Achselzuckens ist wohl nicht mehr da, die 
Zeit, da man nur geringschätzend verspottete, was man gar nicht verstand. Heute begnügt 
man sich damit zu bedauern, dass Herr Walras es nicht für gut befunden hat, seine 
Meinungen in einer mehr gemeinfasslichen Sprache auszudrücken. 

Und doch ist Walras gar nicht so schwer zu verstehen. Allerdings sind seine 
Bücher nicht der Art, dass man sie etwa nur zu „consultieren* brauchte, um das Ver- 
gnügen haben zu können, sie zu citieren. Hier ist blosses Durchblättern nicht genug, 
um einen „Eindruck“ zu bekominen. Sie müssen studiert werden von Anfang bis zum 
Schluss. Aber mit einiger Kenntnis der Elemente der höheren Mathematik, besonders 
der Lehre der Functionen und der analytischen Geometrie kann man, ohne eigentliche 
mathematische Specialausbildung zu besitzen — wie der Recensent — sich olıne grössere 
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Schwierigkeiten z. B. durch sein eigentliches Hauptwerk „Elements d'Economie Politique 
Pure“ hindurcharbeiten, und man wird dann verstehen, dass die mathematischen Symbole 
eben um die Darstellung zu erleichtern und nicht um das Verständnis zu erschweren, 
angewendet sind, ja dass sogar eine erschöpfende Lösung der Probleme, die Wal- 
ras hier behandelt, nur durch Anwendung der Mathematik möglich wird. 

Wenn wir einen Stein in einen Teich weıfen, so werden wir seben, wie die Wa:ser- 
partikeln in stets weiteren und weiteren Kreisen aus dem Gleichgewichte gebracht werden, 
und dann wegen der immer wirkenden Schwerkraft darnach streben, wieder ins Gleich- 
gewicht zu kommen, bis die Wasserfläche nach kurzer Zeit wieder eben so spiegelblank 
ist wie vorher. Dasselbe Schauspiel, wenn auch in mannigfach grösseren Dimensionen 
bietet das grosse Weltmeer dar. Auch hier bewirkt die Schwerkraft ein unablässiges 
Streben nach Gleichgewicht, ein Gleichgewicht, das doch immer wieder durch andere 
Naturkräfte gestört wird. 

Aber auch im ökonomischen Leben beobachten wir solch ein Streben nach ,Gleich- 
gewicht“, ein Gleichgewicht, das doch immer wieder gestört wird. So bietet z. B. der 
Weltmarkt ein ähnliches ,Wellenspiel* wie das grosse Weltineer dar. Ebenso wie hier 
die Schwerkraft auf die einzelnen Wasserpartikeln wirkt und dadurch das horizontale 
Gleichgewichtsniveau hervorbringt, so wirkt dort das Selbstinteresse, welches die einzelnen 
Individuen antreibt, die grösste, durch die vorhandenen Mittel ermöglichte Bedürfnis- 
befriedigung zu erstreben; und wenn die Marktpreise sich so stellen, dass die grösste, 
nach den Umständen mögliche Bedürfnisbefriedigung von den möglichst meisten erreicht 
wird, ist das „horizontale Gleichgewichtsniveau“ des Weltmarkts erreicht. Aber wie auf 
dem Meere, so ist auch auf dem Markte das horizontale Gleichgewichtsniveau den Stö- 
rungen ausgesetzt, Störungen, die je nach der Grösse der störenden Kräfte sich entweder 
wie ein leichtes Kräuseln der Meeresfläche oder wie Wellengang nach einem Sturine 
äussern. Eine kleine Veränderung der Nachfrage einer Waare wird z. B. auf die Preise 
der Rohstoffe, den Arbeitslohn etc. zurückwirken, und dadurch wieder auf die Nachfrage 
anderer Waaren etc.. und so werden die Wirkungen sich in immer weiteren Kreisen über 
den ganzen Markt fortpflanzen, bis sie weit entfernt vom Ausgangspunkte ganz unmerk- 
bar werden. Es wird eine kleine Veränderung des allgemeinen Preisstandes eintreten, bis das 
Gleichgewichtsniveau bei einer etwas geänderten Preisstellung hergestellt ist. Es finden 
aber auch grössere Verschiebungen statt, auch der Weltmarkt hat seine Stürme, seine 
„Krisen“ mit gewaltigen Schwingungen zwischen ,Hausse“ und „Baisse“; aber wenn auch 
langsam und schwierig, so wird sich doch wieder ein neues ökonomisches Gleichgewichts- 
niveau bilden; auf Sturm folgt Stille. 

Die Schilderung dieses ökonomischen Wellenspiels, wie das ökonomische „equi- 
- libre“ sich bildet, gestört und wieder hergestellt wird, ist die Specialität Walras’, 
wie einst Ricardos. Hier ist Walras der Meister, hier ist er gross, und sein Buch 
„Éléments d'Economie Politique Pure“ ist und bleibt deshalb ein wahrhaft classi- 
sches Werk. 

Aber dieses Feld bildet auch Walras’ Begrenzung. Wenn er sich auf anderen 
Gebieten bewegt, folgen wir ihm zwar immer mit Interesse; aber er ringt uns hier doch 
nicht immer dieselbe Bewunderung ab. Seine rechtsphilosophischen Entwicklungen z. B. 
kommen uns bei weitem weder so originell, noch so überzeugend vor wie seine Entwick- 
lungen in Betreff der „Economie politique pure“, und auf dem Gebiete der praktischen 
ökonomischen Politik vermag er uns nicht immer von der Nützlichkeit oder wenigstens 
von der praktischen Durchführbarkeit der von ihm vorgeschlagenen Veranstaltungen zu 
überzeugen, so wie wir auch ebensowenig seine Begeisterung für gewisse socialreformatori- 
sche Projecte theilen können, von deren segensreichen Wirkungen, ihre Durchführbarkeit 
vorausgesetzt, wir uns cben nicht immer haben überzeugen können. 

In der Vorrede der hier vorliegenden Arbeit „Etudes D’Economie Sociale“ theilt 
Walras mit, dass es ursprünglich seine Absicht war, ausser seinen „Elements d’Eco- 
nomie Politique Pure“ auch in zwei anderen Bänden zusammenhängende Darstellungen 
der „Éléments d'économie politique appliquée* und der „Elements d’economie sociale“ 
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zu liefern, dass aber der Zustand seiner Kräfte ihm dies zu thun nicht gestattet, weshalb 
er sich darauf beschränken muss, seine im Laufe der Zeit darüber publicierten kleineren 
Abhandlungen und Aufsätze in zwei Bānden, betitelt: „Études D’Economie Politique 
Appliquée“ und „Études D’Economie Sociale“ zu sammeln. Das letztgenannte Buch liegt 
jetzt vor und enthält, wie gesagt, eine Sammlung verschiedener Abhandlungen und Auf- 
sätze, zu verschiedenen Zeiten verfasst, und wie wir auch hinzufügen müssen, von ver- 
schiedenem Werte, die doch aber wenigstens insoweit ein grosses Interesse haben, dass 
sie dazu dienen, eine interessante und originelle socialwissenschaftliche Verfasser- 
persönlichkeit zu charakterisieren. Wir begegnen hier reinen Jugendwerken, sogar vom 
Anfange der sechziger Jahre, ebensowohl wie Aufsätzen, die erst gegen den Schluss des 
vorigen Jahres publiciert worden sind. Es gibt Aufsätze in der bekannten Walras’schen 
Weise mit langen mathematischen „Demonstrationen“, wo die entwickelten Formeln ihre 
eigene nüchterne und doch oft so beredte Sprache reden, ebensowohl wie auch Aufsätze, 
die reich an oraturiechen Blumen und typischer französischer Phraseologie sind. 

Der erste Aufsatz: „Socialisme et Liberalisme“ ist eine Jugendarbeit, im Jahre 
1863 verfasst. Der Titel des Aufsatzes entspricht jedoch insofern nicht ganz dem Inhalte, 
als das, was der Verfasser uns speciell vom Socialismus und Liberalismus zu sagen hat, 
im Grunde genommen von verhältnismässig geringerem Interesse ist. Wenn der Aufsatz 
nichtsdestoweniger als sehr interessant und anregend charakterisiert werden muss, so 
kommt es daher, weil er überaus treffende und scharfsinnige Bemerkungen in Betreff 
des Verhältnisses zwischen dem socialpolitischen Ideale und der praktischen Social- 
politik entbält. 

Die darauffolgende ziemlich umfangreiche Abhandlung „Theorie generale de la 
Société“ (S. 25—171) gibt eine Serie öffentlicher Vorlesungen, 1867/68 in Paris gehalten, 
wieder, und enthält wesentlich eine Reihe philosophischer Betrachtungen über verschie- 
dene meistens rechtsphilosophische Fragen. Obwohl es uns an der nöthigen philosophi- 
schen Fachbildung fehlt, um den wissenschaftlichen Wert dieser philosophischen Betrach- 
tungen mit wirklicher Sachkenntnis beurtheilen zu können, so erlauben wir uns doch zu 
sagen, dass diese Abhandlung uns nicht sehr gefallen hat, und wir glauben nicht, dass 
Herr Walras sich in der wissenschaftlichen Welt eine Position, wie die, die er jetzt 
einnimmt, durch eine fortgesetzte Production in diesem Genre geschaffen hatte. Das 
Arrangement der Begriffe „l'art, la science, l'industrie et les moeurs“ und „le beau, le 
vrai, l'intérêt et la justice“ und die zwischen diesen angeblich stattfindende „concor- 
dance“ ist wirklich sehr schön, aber beinahe zu schön, um überzeugend zu wirken. Dieses 
Spiel mit Begriffen und Kategorien ist leider oder glücklicherweise — wie man will — 
jetzt aus der Mode gekommen. Im Grossen und Ganzen hat die Abhandlung in zu hohem 
Grade das Gepräge des philosophischen ,Jargons“ einer vergangenen Zeit, um in der 
Gegenwart mit gehöriger Andacht gelesen werden zu können. 

Auch die folgende, ungefähr zu gleicher Zeit verfasste Abhandlung „Methode de 
Conciliation ou de Synthese“ ist im wesentlichen derselben Art. Der Verfasser sagt hier, 
dass er eine neue Methode der wissenschaftlichen Behandlung der Fragen der „Science 
morale“ vorlegen wird. Diese Methode, die „synthetische“, definiert der Verfasser, wie 
folgt: „Avant de prononcer entre les doctrines opposées et de les renvoyer, s’il y a lieu, 
dos a dos, elle instruit a fond leur procés dans la forme que voici: En chaque matière 
controversée, elle s'efforce d'abord d'introduire une distinction de points de vue; puis 
par une critique motivée, elle donne alors respectivement raison ou tort à chacun des 
systemes en presence, a lun ou a l'autre de ces points de vue; enfin, elle conclut en 
opérant le rejét des parties fausses et la synthese des parties vraies.“ (S. 176—177.) Aber 
dies ist doch jest keıne neue Methode und war es gewiss auch damals nicht. Man ist 
gewiss früher immer darüber einig gewesen und wird es hoffentlich auch in Zukunft sein, 
dass man muss „opérer le rejet des parties fausses et la synthèse des parties vraies.“ 
Aber die Schwierigkeit besteht eben darin, die „parties vraies“ und die „parties fausses“ 
auszufinden, wie auch zu constatieren, ob es üb«rhaupt „parties vraies“ und „parties 
fausses“ in jeder der entgegengesetzten Doctrinen gibt, denn wir können nicht ein- 
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sehen, dass man berechtigt ist immer a priori vorauszusetzen, dass jede der entgegen- 
gesetzten Doctrinen nothwendigerweise sowohl ihre „parties vraies“ wie auch ihre „par- 
ties fausses* haben müsse, ebensowenig als man a priori voraussetzen darf, dass die eine 
Doctrine nothwendigerweise immer durch und durch wahr und die andere immer durch 
und durch falsch sei. Wir können deshalb mit dem Verfasser nicht ganz einverstanden 
sein, wenn er weiter sagt: „Aucun des traits lancés par les penseurs et les écrivains 
n’a touché jusqu’ici le but de la question sociale économique; mais, si l'on en pouvait 
aller placer un au centre précis de tous les autres, celui-la ne serait-il pas au centre 
méme de la vérité économique et sociale?“ Wir fühlen uns leider nicht so überzeugt wie 
Herr Walras, dass die Wahrheit immer „in der Mitte“ liege. Wie man übrigens bemerkt 
haben wird, ist Walras’ „synthetische* Methode offenbar nur eine Reminiscenz der 
Hegel’schen Theorie von der Versöhnung der Gegensätze durch eine „höhere Einheit“. 

In den Aufsätzen „Theorie de la Propriété“, „La Question Sociale‘, „Theorie 
Mathematique du Prix des Terres et de leur Rachat par l'État“ und „Le Probleme 
fiscal“, die alle von verhältnismässig jüngerem Datum sind, entwickelt der Verfasser seine 
socialpolitischen Lieblingsideen: Die Nationalisierung des Bodens und die hierdurch 
ermöglichte Aufhebung aller Steuern, indem die öffentlichen Ausgaben durch die Grund- 
rente gedeckt werden sollen. 

Der erstgenannte. Aufsatz enthält hauptsächlich eine rechtsphilosophische Ent- 
wicklung, die in der Aufstellung folgender Sätze resultiert; 

„Les Facultés personnelles sont, de droit naturel, la propriété de l'individu“; und 

„Les Terres sont, de droit naturel, la propriété de l'État“. 

Aus diesen Theoremen wird man sich wohl sehr leicht eine Vorstellung. des Ge- 
dankenganges und der Geistesrichtung des Aufsatzes machen können. Die Abhandlung 
enthält übrigens eine sehr interessante Polemik gegen Marx. Hier ist Walras wieder 
auf seinem rechten Platze, und man wird mit Vergnügen und mit Gewinn seiner tref- 
fenden und klaren mathematischen Demonstration der Absurdität der Marr'schen Theo- 
rien folgen. 

Die „Theorie mathématique du Prix des Terres et de leur Rachat par l'État“ 
enthält eine sehr elegante mathematische Demonstration der Einwirkung einer steigenden 
Grundrente auf den Wert der Grundstücke, der — um mit Baedeker zu sprechen — 
es sehr „lohnend“ ist, ein näheres Studium zu widmen. Man lasse sich nur nicht durch 
die „mathematischen“ Schwierigkeiten abschrecken, denn um Walras’ Entwicklungen 
hier folgen zu können, sind nur rein elementare mathematische Kenntnisse nöthig. Die 
ersten Seiten werden vielleicht einige Mühe machen, aber wenn man sich erst durch 
die ersten fundamentalen Formeln hindurchgearbeitet hat, wird es später verhältnismässig 
leicht gehen, und man wird seine Mühe durch eine tiefere Erkenntnis dieser Phänomene 
belohnt finden, selbst wenn man nicht von der praktischen Durchführbarkeit des Gossen- 
Walras’schen Planes des Kaufes des Bodens vum Staate oder von den segensreichen 
Folgen dieser Veranstaltung überzeugt worden ist. 

Der Artikel „Le Cadastre et l’impöt foncier“ enthält eine finanztechnische Studie 
über die Vertheilungsart der Grundsteuern, die nach unserer Meinung aller Aufmerk- 
samkeit von Seiten der Finanzpraktiker wohl wert ist. 

Ebenso wie Jevons in der zweiten Ausgabe seiner „Theory of Political Eco- 
nomy“ bringt auch Walras in dem Aufsatze „Un Economiste inconnu“ dem leider zu 
seiner Zeit sò verkannten deutschen Oekonomen Gossen eine warme Huldigung dar 
und erweist ihm die ihm gebürende Ehre als erstem Begründer der modernen „Economie 
politique pure“, ja er geht sogar noch einen Schritt. weiter, indem er sich auch als ein 
warmer Bewunderer von Gossens socialpolitischen Theorien erklärt. Darin ist jedoch 
nichts Sonderbares, denn Gossen und Walras sind in holem Grade geistesverwandt. 
Wie Gossen meint wohl auch Walras, dass er seine grösste Bedeutung und sein 
grösstes Verdienst als Socialpolitiker habe, und betrachtet seine rein theoretischen Ent- 
wicklungen der „Economie politique pure“ nur als eine nähere Begründung seiner social- 
politischen Ideen. Uns anderen dagegen tritt in beiden Fällen der Socialpolitiker ganz 
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in den Schatten gegen den hervorragenden Theoretiker der reinen Oekonomie. Ebenso 
wie Gossen, wenn auch spät, seinen wissenschaftlichen Ruf gewonnen hat als der erste 
Begründer der Grenznutzentheorie und nicht als der Verfechter der Nationalisierung des 
Bodens, so hat auch Walras seinen Ruf gewonnen als der erste, der eine durchgeführte 
und vollständige Darstellung der Theorie vom ökonomischen „équilibre“ geliefert hat, 
und nicht als der Apostel der Nationalisierung des Bodens. 


Christiania, April 1897. Einar Einarsen. 
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politique. — Comptes rendus. — Chronique économique et bulletin bibliographique. 

Sommaire du numéro de Septembre 1897: Les travaux parlamentaires de la chambre des députés. 
— Les Gildes et les corps de métiers de la villa de Riga depuia lcur origine. — Mouvement scientifique et 
industriel. — Revue de l'académie des sciences morales et politiques. — Un bimetalliste russe. — Notes 
sur les Etats-Unis. — Le neuvième congrès des banques populaires. — Le ‚‚tribut‘‘ international. — Société 
d'économie politique (réunion du 6 Septembre 1897), — Comptes rendus. — Chronique économique et 
bulletin bibliographique. 


La Réforme sociale, bulletin de la société d’&conomie sociale et des unions de la paix sociale, 
fondée par P, F. Le Play, XVII. année. 

No. 36 und 37: X. de la Grasserie: De la libertö testamentaire chez les peuples étrangers. — 
E. Rostand: Pour l'enquête sur la marine marchande. — V. Brants: L'état du régime corporatif en 
Autriche., — P. Drouin: De la situation morale des enfants loués aux fermiers du Perche., — Z. Maödilleau: 
L’alcoolisme en Normandie. — X. de Chamberet: Une nuit de Paris, excursion au Pays du vice et de |. 
misère, — Melanges et notices, Correspondance, Unions de la paix sociale. — Chronique du mouve- 
ment social. 

No. 38 und 39: 7. Bianguis; Le devoir des chrétiens francais en face de l'alcoolisme. — A. de 


Mets-Noblat: Natalité et recrutement militaire. — E. Passez: La désorganisation de la famille et ses con- 
séquences sociales. — A. de la Grasseric: De la liberté testamentaire chez les peuples étrangers. — 
E. Cheysson: Les monographies de communes, — Courrier de Suisse, Mélanges et notices, Chronique du 


mouvement social. 

No. 40: F. Angot de Rotours: La réalisation pratique de la représentation proportionelle. — £R. de 
la Grasserie: De la liberté testamentaire chez les peuples &ırangers. — CAasseloup-Laudar: L'Histoire et les 
travaux d’économie sociale de Ja socicté des ingénieurs civils de France. — A. Delaire: Unions de la paix 
sociale. — Chronique du mouvement social. 

No, 41: E. Areluy: Le logement at l'alimentation populaire. — Cheysson: Le role social de l’ingenicur. 
— Fournier de Faix: Les établissements d'enseignement, d'assistance et de patronage de Ja paroisse 
S. Ferdinand a Bordeaux. — S /érissé: L'association des industriels de France contre les accidents du 
travail, — F. P”Anethan: Quelyues statistiques hollandaises. — F. Cazajeux: Chronique du mouvement social, 


The Economic Journal, edit. by F. Y. Edgeworth and H. Higgs, Vol. VII., No. 27. Sept. 1897. 

W. M. Ackworth: The theory of railway rates. — W. Chance: The Elberfeld and English poor law 

system. — R. Newman: Wholesale and Retail-prises. — M. Harlow: The insurance of industrial risks. — 
. Lexis: New German Exchange Act. — Reviews, Notes and Momoranda. 


Annais of the American Academy of pol. and soc. science, edit. by James, Falkner, Johnson. 
Vol, X. No. 1. July 1897. 

J. H. Senner: The immigration question. — J. W. Pryor: The greater New York charter. — 
S. N. fatten: Over-nutrition and its social consequences, — C. H. Lincoln: Rousseau and the french revo- 
lution, — W. ¥. Hull: The George Junior Reputlic. 

No. 2: E. T. Devine: The shiftless and floating city population. — œR. S. Roewe: The problems of 
pol science. — 7. T. Young: Admin. Centralisation and Decentrali-a:ion in England. — S. Saerwoed: 
The philos. basis of economics. — E. R. Johnson: Current transportation topics. 
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The Quarterly Journal of Economics, Vol. XI. No. 4. July 1897. 
IWW. F. Ashley: The Tory origin of free trade policy. — B. Moses: Certain tendencies in pol. 


economy. — £E. Loeb: The German exchange act of 1896. — Z. N. Carver: The value of the money unit. 


— Ch. F, Dunbar: The carcer of F. A. Walker, 


The Yale Review, Vol. VI. No. 2. Aug. 1897. 

Comment. — P. C. Lyon: The prevention and relief of famine in India. — G. Piamingo: The 
economic theories advanced to explain the steady increase of public expenditure in Europa. — Æ. Povitt: 
The new administration in Canada. — W. F. Willoughby: The sociétés de secour, mutuels of France. — 
F. F. Stimson: Recent economic and social legislation in the United States. 


The Journal of political Economy, Vol. V. No. 4. Sept. 1897. 

R. C. H. Catterall; The issues of the second bank of the United States. — W.L.M King: The 
internat. typographical Union. — V. Pareto: The new theories of Economics. — Notes, Reviews. 

uarteriy Publications of the American statistical Association, New Series Vol. V, No. 38, 

June 1897. 

C. D. Wright: F. A. Walker. — Bibliography of the writings and reported addresses of F. A. Walker. 

John Hopkins University Stndies in histor. and pol. science, ed. by Æ. 3. Adams, XV. series. 

VI: Ch. Patrik Neill: Daniel Raymond. 

VII, VIII: M. Reisenstein: The economic history of the Baltimore and Ohio Railroad. 

IX: F. R. Rutter: South American trade of Baltimore. 


Studies in history, economics and public law, Columbia University, Vol. IX. No, 1. 
M, R. Maltbic: English local government of to-day. 


Publications of the American Economic Ansoclation. Vol. LU. 
No. 3: C. C. Plekn: The general property tax in California. 
No. 4: W. F. Willcox: Area and population of the United States of the XIth Census. 


Glornale degli Economisti. Direzione: Viti de Marco, Mazsola, Pantaleoni, Zorli 1891. 

Luglio: La situagione del mercato monetario. — F. Y. Edgeworth: La teoria pura del monopolio. 
— A, de Viti de Marco: La crisi agrumaria e i provvedimenti di legge. — F. G Guerrassi: La discussione 
alla camera sul caso Freszi. — 4. Cadiati: La legge inglese 7. V1 1897 eulla assicurazione del lavoro. 

Agosto: La situazione del mercato monetario. — A. Puviani: Osservazioni sulla spinta contributiva 
delle tasse. — A. Cadiati: Di una applicazione delle dottrine agronomiche alla rendita fondiaria, — 
M. Jéran de Johannis: I sindaci nelle società iu accomandita per azioni e nelle anonime, — S. Majorana: 
Il programma dei liberali in materia di politica ecclesiastica. 


Rivista Internazlionaie di scienze sociali e discipline ausiliarie. Anno V. Vol. XIV. Fasc. LVI. 

G. R. Volpe Landi: Il problema dell'emigrazione. — A. Lizier: La cavalleria e ia civiltä medievale. 
— A. Boggiano: Le leggi agrarie e la quaestione sociale nell'antica Roma. 

LVII.: C. E. Agliardi: La scienza cristiana in Austria e la ,,Leo-Gesellachaft'’. — A. Main: La 
storia dell'usura nel mondo pagano e nel cristianesimo., — R. Murri: Daniele O'Connell. — Riviste. 


L’Economista, Direzione: A. 7. de Johannis: A, XXIV. Vol. XXVIII. No. 1230. 
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